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Der Geſetzſammlung zwanziger Band. 


— — — 


Außer den in dieſem Bande enthaltenen Geſetzen iſt in 
den Jahren 1867 und 1868 noch ein Geſetzblatt für das 
Herzogthum Oldenburg in beſonderem Formate (in quarto), 
als Anhang zum erſten Bande des Bundesgeſetzblattes, 
erſchienen. 
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Chronologifches Inhaltsverzeichniß 


1866. 
Dec. 29. 


1867. 


San. 31. 


Febr. 1. 


zum Gefegblatt 
für1867 und 1868. 





1867. 


Regierungsbefanntmadhung, betr. Beitritt der 
Regierung des Kantons Graubündten zu der mit dem 
Schweizer Bunbesrathe unter dem 24. Sept. 1860 wegen 
gegenfeitiger Befreiung der Handelsreiienden von ber 
Gewerbfteuer abgeichloffenen Bereinbarung . 


desgl., betr. das dem Kaufmann und. Klempnermeifter 
DB. Balm in Rodenkirchen ertheilte Batent auf eine von 
ihm erfundene Lichtlampe für Wagenerleuchtung . 
Geſetz, betr. die Beitrafung der Vergehen gegen vie 
vom Staate genehmigten Telegraphenanftalten 


. beögl., betr. Abänderung des Art. 8 $. 2 bes Geſehzes 


vom 185. Auguſt 1861, Einführung einer allgemeinen 
Stierföhrung im Herzogthum Oldenburg betr. 


. besgl., betr. die Nußungen in den zur Verfügung der 


Regierung ftehenden uncultivirten Grundflächen . 


. Berordnung, betr. die Berufung des Reichstages des 


Norddeutichen Bundes 


‚ Riniferialbefanntmadung, Ber. bie —*— 


phen:Anlage von der Grenze bei Moorburg bis zur 
Grenze bei Barrelgraben 


. Befeg, betr. die Anwendung der Ginfommenfteuer auf 


Gemeindeumlagen . 


. Berorbnung, betr. die Berlängerung bes Landtags 
1 


Seite 


10 


11 


u 


März 


13. 
13. 


14. 


15. 


16. 


21. 


25. 


Mai 3 


1867. 


5. Patent, betr. die Verfündigung bes zwiichen Olden— 


burg und Preußen über die Herftellung einer Eiſenbahn— 
verbindung zwiſchen Oldenburg und Leer abgeichloflenen 
Gtaatövertrages 

Verordnung, betr. die Berlängerung bes Randtags 
Geſetz, betr. Revifion der Artifel 15 und 16 der Deich: 
ordnung vom 8. Juni 1855 £ 
Megierungsbefanntmadhung, betr. das dem Loco- 
motivführer H. Kepler zu Oberlahnftein ertheilte Patent 
auf einen felbftthätigen Schmierapparat : 
Geſetz, betr. die Aufhebung des Verbots des Häufer- 
abbrudhes . . 

besgl., betr. Abänderungen des veoidirten. Gehalte: 
regulativs für den Eivildienit des Großherzogthums 
besgl., betr. die Aufhebung des Dldenburgifchen Ober: 
zolleollegiums in Hannover und die Ginfegung eines 
Zoll-Departements bei der Gammer in Oldenburg . 
besgl., betr. ——— der N für Nr 
und Bleie 


. Minifterialb —— — "Grtbeilung. der 


Nechte einer juriftiichen Perfönlichkeit an den Schüßen: 
verein zu Delmenhorft 


.Geſetz, betr. Verminderung der durch den Wiſenbahn⸗ 


betrieb herbeigeführten Feuersgefahr. 


. desgl., betr. die Enteignungen zu Gifenbahnen 
. deögl., betr. Revidirtes Giviljtantsdienergefeß . 


.Geſetz, betr. die Bildung einer Gemeinde Neuenburg 
. bdeögl., betr. die Organifation der Eifenbahnverwaltung 


. Regierungsbefanntmadhung, betr. das dem Wol- 


demar von Loewis of Menar auf Panten bei Riga er: 
theilte Batent auf von ihm erfundene ei 
mafchinen i 


. Sefeg, betr. bie Amertifation der ubaberpapiere 
. Binanzgefeg für die Jahre 1867, 1868 und 1869 . 


.‚ Negierungsbefanntmacung, betr. das den Inge: 


nieuren H. Krigar und W. Grote in Hannover ertheilte 
Patent auf eine von denfelben erfundene Anordnung zur 
Nauchverbrennung bei Beuerungsanlagen . 


. desgl., betr. das dem Anton Stute zu Amede ertheilte 


Patent auf eine verbefferte Feilenhaumafchine . 
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29. 


Juni 8 


10. 


1867, 


Minifterialbefanntmachung, betr. das allgemeine 
Megulativ über die Behandlung des Güter: und Effekten: 
transports auf den Gilenbahnen in Bezug auf das Zoll: 
weien und bie dazu vereinbarten Zufag-Beftimmungen . 


. Berorbnung, betr. die RE San des 


Landtags . 

desgl., betr. die gollſtraße um Nebenzollamte 2. Claſſ⸗ 
Nordenhamm und Erweiterung der Hebungsbefugniſſe 
deſſelben 

Geſetz, betr. die Aenberungen der Serbien 
des Landtags 

Regierungsbelanntmadung. beit. ein Batent für 
den Ingenieur Heinr. Krigar zu . auf vers 
befierte Zimmerheizöfen 

Patent, betr. Verfündigung einer " Nebereintunft mit 
Preußen, betr. den Beitritt Oldenburgs zum Vertrage 
vom 28. Juni 1864 über die gleiche Befteuerung innerer 
Erzeugnifle . 


. Berordnung, betr. die Befteuerung des inländiſchen 


Branntweins 


desgl., betr. bie Befteuerung des Braumaljes 
.Geſetz, betr. Aenderung des Art. 34 8. der Wegeordnung 
. Minifterialbefanntmahung, betr. Ausführung 


der Verordnung vom 11. d. M. über Beiteuerung des 
Branntweins und des Braumalzes er 


. Landtagsabichied für den 15. Landtag 
. Batent, betr. die Berfündigung der Berfaflung des 


Norddeutichen Bundes 


. Gefeg, betr. die Aufnahme einer Anti zur Beflreitung 


von Gijenbahnbaufoiten . 

. Regierungsb efanntmadung, betr. die Bahn- 
Polizei-Orbnung für die a Oldenburg-Heppenſer 
Eiſenbahn 


. Batent für den Director I 3. Preller zu Barel auf eine 


von ihm erfundene NRäderverzahnung bei Hädtelmafchinen 


. Minifterialbefanntmachung, betr. 1. den freien 


Berfehr mit Branntwein zwifchen dein vormaligen König: 
reiche Hannover und den älteren Breußifchen Landen, 
und 2. den Eintritt der Wirkſamkeit der Verordnung 
vom 11, Juni d. J. wegen — des inländiſchen 
Branntweins — a Seren at don 


III 
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31. 
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1867. 


7. Minifterialbefanntmahung, betr. die Nebergangs: 


abgabe ꝛc. von Branntwein, Bier, Tabadsblättern und 
Tabadefabrifaten 


. desgl., betr. die an der Bremen-Oldenburg-Heppenſer 


Eifenbahn errichteten Zoll:Abfertigungsftellen . 

besgl., betr. die Entbehrlichfeit der Deflarationgichein: 
Gontrole bei den mittelft der Eifenbahn nach und von 
Bremen gehenten, zur Wiedereinfuhr in das —— 
gebiet beſtimmten Güter und Effecten 


Berordnung, betr. die Wahlen 7 den weisen 
bes Norddeutſchen Bundes . 


Befanntmachung, betr. bie eg bei 
Ausfuhr von inländifchem Branntwein . 


Minifterialbefanntmadhung, betr. Berichtigung 
des Gefeßblattes Ad 45 (XX. Br. Stüd 27). 


Befanntmachung, betr. die a bei Aus⸗ 
fuhr von inländifchem Bier j 
Minifterialbefanntmachung, betr. die Verleihuns 


der Rechte einer juriſtiſchen ke an den — 
zu Oldenburg 


hits kung, betr. — 


eines Patents an Waldemar von Loewis of Menar zu 
Vanten bei Riga auf eine weſentliche Verbeſſerung an 
den zwei von ihm erfundenen und bereits — 
Flachsbearbeitungsmaſchinen 


. deögl., betr. Ertheilung eines Patents an — Wlifton 


zu Birmingham und Charles Guſtave Müller zu Blanken⸗ 
burg a./H. auf eine von ihnen erfundene Bunt 
Buttermaichine . — 


.Miniſterialbekanntmachung, betr. ein Bereicnig 


der Uebergangsitraßen und ber am benjelben gelegenen 
Hebe: und Abfertigungsftellen . 


. Berfündigungspatent, betr. bie Militairconvention 


mit dem Königreich Preußen wegen Ausführung ber 
Beftimmungen des Abichnitts XI. ber — des 
Norddeutſchen Bundes 


Cammer-Bekanntmachung, ban. die RN: 
einer Anleihe zur Beftreitung von Eifenbahnbaufoften . 
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Aug. 20. 


20. 


31. 


17. 


1867. 


Minifterialbefanntmahung, betr. die Anwendung 
des Geſetzes vom 28. März d. J. betr. die Verminderung 
der durch den Eijenbahnbetrieb herbeigeführten Feuers— 
gefahr, auf die Oldenburg⸗Heppenſer Eifenbahn . 
deögl., betr. das Verzeichniß derjenigen Steuerftellen, 
welche im Gebiete der BranntweinfteuersGemeinfchaft 
zur Abfertigung des mit dem Anfprud) auf Steuerver: 
gütung ausgehenden inländifchen Branntweins bezw. zur 
ErtHeilung der Ausgangsbeicheinigung befugt find . 
VBerfündigungspatent, betr. einen Bertrag mit 
Preußen wegen Regulirung der Grenze auf der Unter: 
wejer zwiichen dem oldenburgifchen und preußischen Gebiet 


. Berordbnung, betr. die Ausführung des Art. 61 der 


Verfaflung des Norddeutichen Bundes 


. Minifterialbefanntmadhung, betr. bie Militair⸗ 


erſatz⸗ Aushebung 


desgl., betr. die Führung der Militairſtammrollen 
Verordnung, betr. die eines neuen Me: 


bieinalgewichts . 


k J bee die — 


fung der Geſchaͤfte des Militair-Departements an das 
Minifterium des Innern. 


. desgl., betr. — * Dienfbefeungen der 


Militairpflichtigen . 


. beögl., betr. Berichtigung bee Befanntmadung vom 


41. Dctbr. 1867 . 


. desgl., betr. das zwifchen den Staaten des Mordbeutfchen 


Bundes getroffene Mebereinfommen wegen gegenfeitiger 
abgabenfreier Zulaffung von Handlungsreifenden 


besgl., betr. das Verzeichniß derjenigen Steuerftellen, 


welche im Gebiete der Branntweinſteuer-Gemeinſchaft 


zur Abfertigung des mit dem Anfpruche auf Steuerver: 
gütung ausgehenden inländifchen Branntweins u. f. m. 
befugt find 


. Befanntmahung der Sammer, Boll: Depar⸗ 


tement, betr. das in gewiſſen Faͤllen der Unterbrechung 
des Brennereibetriebes behuf Steuererlaſſes zu beob⸗ 
achtende Verfahren 


Minikerielbelanntmadung, —* das Varidnn 


der Uebergangsſtraßen sc. 
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1867. 


Patent, betr. Berfündigung des Vertrages vom 13. Juni 


1867 über das Ausſcheiden des Kaiſerthums Defterreich 
und des Fürftenthums Liechtenftein aus dem beutichen 
Münzverein . 

Reniernngabefauntwadnng, betr. die Eonfitui- 
rung der Bauerfchaft Garrel einfchließlich der Colonie 
Beverbruch zu einer Gapellengemeinde und die Verleihung 
von Gorporationsrechten an bielelbe . 

8. Minifkterialbefanntmacung, betr. ben Anſchluß 
der Herzogthuͤmer Schleswig und Holſtein an den Soll: 
DEREN 5: San an 0 ed ee te 
desgl., betr. die Ausführung des für den Norddeutſchen 
Bund erlaffenen Gefepes vom 12. Dct. d. J. über die 


Erhebung einer Abgabe von Sal; 


Regierungsbefanntmadhung, betr. Erteilung 
eines Patents an Ghriftian Petri zu Stuttgart auf eine 
Midelmafchine zur Anfertigung von Bigarren-Wideln . 


2. Regierungsbefanntmachung, betr. das dem Joſeph 


Maitre zu Chantillon ertheilte Patent auf ein Verfahren 
zur Abrindung von Baumftämmen ; 
Berfündbigungs-Patent, betr. eine Vereinbarung 
mit dem Präfidium des Norddeutſchen Bundes wegen 
Mebertragung der nach Art. 50 der Bundesverfaflung 
der Oldenburgifchen Regierung rücfichtlich der Anitellung 
von Boft: und Telegraphen:Beamten zuftehenden Rechte 
Minifterialbefanntmadhung, betr. die Aufhebung 
des Necutirungscollegiums zu Didenburg und den Ueber: 
gang der Gefchäfte deflelben auf die dortige Regierung 
Befanntmahung der Gammer, Zolldbeparte: 
ment, betr. die Befreiung von der Regitimationsfchein: 
Kontrole im Grenzbezirfe für Salztransporte von nicht 
mehr als 10 Pfund . j 
Megierungsbelanntme dung, betr. ie Ginfürung 
des neuen Medicinalgemwichts — 
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28. 


30. 


10. 


10. 


12. 


1S68. 


1868. 


Miniſterialbekaänntmachung, betr. das Verzeichniß 
detjenigen Steuerſtellen, welche im Gebiete der Brannt— 
weinſteuer⸗Gemeinſchaft zur Abfertigung des mit dem 
Anipruche auf Steuervergütung ausgehenden inländifchen 
Branntweins befugt find i 
Regierungsbefanntmadung, Betr. das dem Jacob 
Bührer und Carl Hamel in München ertheilte Patent 
auf continuirliche Parallel: Siegeloͤfen mit Trockenanlage 
und Bentilatorbetrieb . 
Minifterialbefanntmadhung, betr. eine Wwiſchen 
Preußen, Oldenburg und Bremen getroffene Uebereinkunft 
wegen Grrichtung einer ee Be 
Nnftalt an der Unterweſer 


. Minifterialbefanntmadhung, betr. den Ginjchluß 


des Herzogthums in die Solllinie bes Zoll- 
vereins 


— us Commer, 3011: ——— 


tement, betr. den Verkehr mit Spielkarten. 


. Minifterialbefanntmahung, betr. den Nachweis 


der wiflenichaftlichen Bildung zum Zwed der Zulaflung 
zum einjährigen freiwilligen Militairdienft . 


. desgl., betr den Einfchluß des Herzugthums Sauenburg 


in die Zolllinie des Zollvereind 


von neu einziehenden Fremden. 


2. Verordnung, betr. Aufhebung des Amts Raſiede 
. Minifterialbefanntmadhung, betr. die Verleihung 


ber juriftifhen Perfönlichfeit an das Et. Anna-Stift zu 
Löningen . 

Minikerieldefanntmahung, betr. den Einſchluß 
des Herzogthums Be in die Zolllinie des Zoll: 
vereind . . 

Befanntmadung des Appellationsgerihts, 
betr. die Ablieferung der am 30. April 1868 bei dem 


Amtsgerichte Raſtede vorhandenen Urkunden ber frei 


willigen Gerichtsbarkeit A 
Minikerialbelanntmahung, betr. bie Aufhebung 
der Steuer-Recepturen Lohne und Bodhorn 


VII 
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. Regierungsbefanntmahung, betr. bie Anmeldung " 


563 


VIII 


Febr. 18 
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Maͤrz 7. 


31. 


31. 


April 3. 


uni 3. 


1868, 


. Minifterialbefanntmadung, betr. die Verleihung 


der juriftiichen Perrönlichfeit an das St. Marien:Stift 
zu Frieſoythe j 

Befanntmachung des Appellationsgerigts, 
betr. die Einrichtung des Austionatorwefens im Aınte Raitede 
Minifterialbefanntmachung, betr. den Anſchluß 
Hamburgiicher Gebietötheile an den Zollverein 
Verordnung, betr. Ucbergang der aus dem Amte 
Raſtede anhängigen Sachen auf die Amtsgerichte Olden— 
burg und Varel beziehungsweiie auf das es 
Didenburg 
Ninißerialbelanntmahung, — eine awifchen 
Preußen und Oldenburg getroffene Webereinfunft zur 
wechielfeitigen Beförderung der Strafrechtäpflege . 
desgl, betr. die Aufhebung des Nebenzollamts II. zu 
Golzwarderfiei . 


. Berurdnung, betr. Menderung der Green aoife den 


der Stadtgemeinde Oldenburg und der Gemeinde Ditern: 
burg und zwifchen der Stadt: und Landgemeinde Oldenburg 


. Patent für die Herren Peter Corfritz Möller und Fer: 


dinand Walter in Leipzig auf einen von denfelben er: 
fundenen Apparat zur Uebertragung von Wiürme 


. Befanntmachung des Appellationsgeridts, 


betr. die Bezeichnung verfaufter oder öffentlih zu ver: 
faufender Grundſtücke in Convocations- und Concurs: 
proclamen 


. Batent für ben Baumeifter Anton Bohllen in Varei 


auf einen von ihm erfundenen neuen Gröbohrer . 


. Verordnung, betr. die Berufung des Landtages 
. Minifterialbefanntmachung, betr. eine zwilchen 


Franfreih und Oldenburg in Grgänzung des Ausliefe— 
rungsvertrages vom 6. März 1847 asgeſchloſſene Weber: 
einfunft ; 
Patent für den Mühlenbauer 9. Kümper zu Klar 
lohaufen auf eine von ihm erfundene Flachsbrechmaſchine 


. Batent für den Müblenbaumeifter C. F. Jaacks in 


Lübeck auf eine neue Aspiration ohne Staubverluft für 
Mahlmühlen.. 


. Batent für den Baron Dscar de Menil i in Brüflel 


und Mar Eyth in Stuttgart auf eine Methode zum 
Bugfiren von Kähnen und anderen Schiffsfahrzeugen . 
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Suni 6. 


30. 


10, 


14. 
16. 


17. 


17. 


1S68. 


NRegierungsbefanntmadhung, betr. die Inftruction 
über die im Friedensverhältniß beftchende Verpflichtung 
ur PBräftation von Unterkunft und Verpflegung, fowie 
zur Stellung von Voripann, Boten und Wegweifern an 
Truppen des Norddeutichen Bundes in der Garnifon, 
refp. im Gantonnement und auf Märſchen. 


. Regierungsbefanntmahung, beir. die Ginfüh- 


rung der Preußischen Pharmacopöe als Landespharmacopde 


. desgl., betr die Einführung der Preußifchen ArzneisTare 
. Megierungsbefanntmahung, betr. Patent für die 


Techniker Earl Windhaufen und Heinrich Büſſing in 
Braunſchweig auf einen von ihnen conftruirten ferten 
Schornſtein-Aufſatz, Deflector genannt 5 
Minifterialbefanntmahung, betr. die mit dem 
1. Suli d. 3 eintretende völlige Freiheit des Verkehrs 
mit Branntwein zwifchen einem Theile des Preußifchen 
Megierungsbezirfs Kaflel und den ftenervereinten Staaten 
des Morbdeutichen Bundes . 


. Gammerbefanntmadhung, betr. Anwendung der 


Forſtordnung vom 28. Sept. 1340 auf einen uhren: 
famp in der Flur 13 der Gemeinde Ganberfefee. 


. Berordnung, betr. Aenderung der Grenzen zwiichen 


der Stadt: und Xandgemeinde Barel. 


. Minifterialbefanntmadhung, betr. das Reaulativ 


über die zuflamtliche Behantlung der mit den Poften 
eingehenden, ausgehenden oder durchgehenden Gegenflände 
vom 1. Aug. 1868 ab ; 
Minitterialbefanntmabung, betr. änderungen 
des unter dem 6. Mai 1867 verfündeten allgemeinen 
Pegulativs über die Behandlung des Güter: und Ef: 
fectentransports auf den Eifenbahnen in Bezug auf bas 
Zollweien und die dazu vereinbarten Zufaß-Bellimmungen 
Verordnung, betr. die Verlängerung des Landtags 
Geſetz, betr. die Erhebung einer Abgabe von Erb— 
ſchaften, Vermächtniſſen und Schenfungen . 
Regierungsbefanntmachung, betr. Batent für 
Woldemar von Loewis of Menar zu Banten bei Riga auf 
eine Verbeflerung des von ihm erfundenen Leinſaat⸗Rifflers 
desgl., betr. das Reglement wegen Geftellung, Auswahl 
und Abichägung der RE. im — 
thum Oldenburg — 
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Juli 17. 
21. 
24. 


27. 


31. 


18. 


1868. 


Geſetz, betr. die Freizügigkeit von ER ELDER 
und Thierärzten 

desgl., betr. die Mahl ber ———— zum Larbiage 
desgl., betr. die Befreiung der Officiere und Militair— 
beamten von Dfficiersrang von Staatd- und Gemeinde: 
DEREN > ae ee a — 
desgl., betr. Abänderung des Geſetzes vom 3. Apr. 1855, 
betr. die Einrichtung des Unterrichts: und Erziehungs: 
weiens im Herzogthum Didenburg 

desgl., betr. Abänderung des Militair: Strafgefegbuchs 
vom 7. Septbr. 1861 rüdfichtlich der — der 
Landdragoner (Gensdarmen) 


. desgl., betr. Erhebung eines Bufhtage zur ————— 


fteuer . 


desgl. betr. die Ctempeänu von Spiellarten ; 
. Minifterialbefanntmachung, betr. die Stempel: 


fteuer von Spielkarten 


Geſetz, betr. neue Beftimmungen au dem Sefepe ı vom 


29. Aug. 1857 wegen Einrichtung der Aemter im Her: 
zogthum Oldenburg 


j Miniferialbefanntmadung, betr. die Ertheilung 


ber juriftifchen Berfönlichkeit an die Geſellſchaft „Meinento 
mori* (Todtenlade) zu Ovelgoͤnne 5 


. Gefeg, betr. die Ginführung von Jagdtarten 
Cammerbekanntmachung, betr. Anwendung der 


Forftorbnung vom 28, Septbr. 1840 auf vie Hölzungen 
des Baumanns Johann Böhlje zu Linswege . 


. Gefeg, betr. die Ausgabe von Papiergeld } 
. Minifterialbefanntmahung, betr. den heſetlichen 


Schutz der Waarenbezeichnungen für die Angehörigen 
des Koͤnigreichs Baiern, des Großherzogthums Baden 
und des Großherzogthums Heſſen (ſüdlich vom Main) 
desgl., betr. den Zollanſchluß der Großherzogthümer 
Medienburg: Schwerin und Medlenburg-Strelig, der 
freien und Hanſeſtadt Lübeck, und preußiicher in Mecklen— 
burg eingeichlofiener Gebietstheile 


. beögl., betr. zwei WVerzeichnifle der in ben Sroßherzog- 


thümern Medlenburg und im Gebiete der freien und Hanſe⸗ 


ſtadt Lübeck befindlichen Abfertigungsftellen, welchen in 
"Bezug auf den Begleiticheine und en 


Befugnifle beigelegt find . 
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31. 


Sept. 10. 


10. 


10. 


10. 


26. 





1868. 


NRegierungsbefanntmadhung, betr. das Berbot 

der Beförderung leicht entzündlicher Sachen oder en 

Flüffigfeiten mit der Poft 2 ; 

desgl., über die Ausführung des Geſehe⸗ vom 18. — 

1861, betr. die Einführung einer allgemeinen Stier: 

führung im Herzogthum Dlpdenburg . i 
Geſetz, betr. Abänderung der Art. 266 und 267° bes 

Geſetzes vom 2. Novbr. 1857, .. ben ee 

Proceß . i . 

desgl., beir. Abänderung des > Geigtsfungecg 

vom 29. Aug. 1857 . } 

desgl., betr. Neue Beftimmungen zur SEira ſproceß⸗ Om— 

nung, auch zum BEER UNS und zum Ge: 

bührengefeße . 

besgl., betr. Neue TIEREN, zum Stelderbiuc 

vom 3. Juli 1858 


* —— 


ſchluß der Großherzogthümer Mecklenburg-Schwerin und 
Mecklenburg-Strelitz, der freien und Hanſeſtadt Lübeck 
und preußiſcher in ——— nn Gebiets: 
theile ıc. . 


- Befanntmahung ber —— — ARE 


der Korfiordnung vom 28. Septbr. 1840 auf bie Höl- 
jungen bes Köters — — mr zu 
Halsbed . 


Negierun —— ntma — g, — die —— 
der Bahn⸗Polizei-Ordnung für die Bremen-Oldenburg— 
Heppenier:Gifenbahn vom 1. Juli 1867 auf die Gilen- 
bahn von Oldenburg nach Leer 


. Befesg, betr. die Stempelgebühren . 
. Berordnung, betr. die Zeit des Inkrafttretens des 


Geſetzes vom 9. Det. 1868, betr. die Stempelgebühren 


. Minifterialbefanntmachung, betr. die Ausführung 


des Geſetzes vom 9. d. M., wegen der Stempelgebühren 
Verordnung, betr, Einführung verfchiedener die Rechts: 
pflege betreffender Geſetze 
Regierungsbefanntmahung, betr. Batent für ken 
Zymotechniker W. in Berlin — einen en 
Generator 


xl 
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776 


781 


794 


797 


798 


801 
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820 


821 


827 


832 


XII 


1868. 


Oct 24. Minifterialbefanntmahung, betr. die Ermächti— 


Nov. 8 


S$ 


25. 


Du. 5 


11. 


15. 


gung bes Steueramts Damme zur en von 
Begleiticheinen I. auf Spielfarten 

5. Minifterialbefanntmachung, betr. den Anflug 
Preußifher und Hamburgiſcher ebietstheile an den 
Zollverein und die Errichtung eines zullvereinsländifchen 
Hauptzollamts in Hamburg . 


. Wafferordnung für bas Herzogthum Oldenburg 
.Verordnung, betr. die Waſſerordnung für das Her— 


zogthum Oldenburg i 
Ninikerialbefanntwahung, beit. den. Anſch uß 
Preußiſcher und Hamburgiſcher Gebietstheile an den 
Zollverein . 

8. Geſetz, betr. die Drganifation bes Stoateminifteriums 
und einiger demielben untergeorbneter Behörden . 


. deögl., betr. Abänderungen des Gehaltsregulativs fir 


den Eivildienft des Großherzogthums 


. Berordnung, betr. die Einführung der neuen Drgas 


nifation des Staatsminifteriums 


. Regierungsbefanntmadhung, betr. die den Brand: 


caſſe⸗Schaͤtzern begleichende Entjchädigung . 

beögl., betr. Nenderung des Neglements vom 17. Juli. 3, e 
wegen Geftellung, Auswahl und Abjchägung der Mobil: 
machungspferde im Herzogtum Oldenburg 
en betr. bie Ausführung 
des Geſetzes vom 9. Detober d. J En der Stempel: 
gebühren en Re ee 
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831 


833 
837 
876 


894 


897 
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hronologifhes Inhaltsverzeichniß 


des als 


Anhang zum erften Bande des Bundesgefeßblattes 


1867. 
Der. 23. 


für das 
Herzogtbum Oldenburg 
erichienenen Gefeßblattes 
von den Jahren 1867 und 1868, 





1867. 


Seite 


Minifterialbefanntmachung, betr. Publication des 
zu dem Bundesgefege vom 2. Novbr. 1867, betreffend das 
Poſtweſen des Norddeutschen Bundes, erlaflenen Reglements 


1S68. 


desgl, betr. Beftimmungen wegen Führung der Bundesflagge 


desgl., betr. die Telegraphen: Ordnung für die Corre— 
ſpondenz auf den Telegraphenlinien bes Norddeutſchen 
DIUBE RL ee te ee the at 
besgl., betr. die gebührenfreie Beförderung telegraphifcher 
Depeihen im Norbdentichen Telegraphens&ebiete 


. besgl., betr. eine zwifchen dem Norbdeutfchen Bunde und 


Dänemark getroffene Bereinbarung wegen gegenfeitiger Zu: 
laflung zur Küftenihifffahrt 


1 


61 


62 


75 


79 


Alphabetifches Inhaltsverzeichnif 


zum Gefegblatt 
für1867 und 1868. 


Die mit einem Stem (*) bezeichneten Ziffern beziehen jih auf das als Ans 
bang zum erften Bande des Bundesgefeßblattes in befonderem Formate (in quarto) 
erichienene Geſetzblatt. 


A. 


Abbruch von Häuſern und wirthſchaftlichen Gebäuden, Aufhebung des 
Verbots deſſelben 34 f. 

Abfertigung von Gütern und Effecten auf Eiſenbahnen und Poſten, 
ſ. zollamtliche Behandlung. 

Abfertigungsftellen, ſ. Steuer und Zollabfertigungsitellen. 

Abgabe von Vrbſchaften, Vermächtniſſen und Schenfungen, Gefeß vom 
16. Suli 4868, 667 ff. 

Abgaben, ſ. Gemeindelaften und Staatslaiten. 

Abgabenfreiheit der Hanbelsreifenden, Uebereinfommen zwiſchen den 
Staaten des Norbdeutichen Bundes wegen gegenfeitiger abgabenfreier 
Zulaflung von Handlungsreifenden 493 f. 

Abgeordnete zum Landtage, Wahl berfelben, Sieh vom 21. Juli 
1868, 710 ff. — 9. zum Reichstage 339 ff. 

Abnahme, N. der für den Fall einer Mobilmahung zur Aushebung 
defignirten Pferde 687 ff; AbnahıneDrt, Abnahme-&ommilfion 687 ff. 

Abtretung von Grundftüden x, 1. Enteignungen. 

Acceß, Zulaffung zum 73. 

Accidentien zum Dienfteinfouunen der Givilftantsdiener 77, 80. Ber: 
wanblung derſelben in banres Geld vder feſtes Gehalt 78. 

Actien, Stempelpflicht derjelben 803. 

1 


2 Alphab. Snhaltsverzeichniß. 


Aetiengefellfhaften, Stempelfreiheit der Urkunden über die Gr: 
rihtung von A. 814, der Interimsfcheine derfelben 814. 

Adreſſe, reglementariiche Beftimmungen über die Adreſſen bei Poſt— 
jendungen 5*, 12*, 16f.*, 19*, 21*, bei GitaffettenBeförderung 
34*. — N. bei Telegrammen 65 *, 

Aemter, ſ. Aemtergefeß und Berwaltungsämter. 

Aemtergeſetz vom 29. Auguft 1857, neue Beftimmungen zu demielben, 
Gefeg vom 3. Auguft 1868, 749 f. Anftellung eines zugleich beim 
Verwaltungsamte und Amtsgerichte fungirenden Beamten 749; Zu: 
lälftgfeit der Trennung des Aıntsyerichts vom Berwaltungsamte auch 
dem Sitze nach 749 f. 

Nerzte, Breizügigkeit derielben 709 f. — Receptiren derjelben nach dem 
neuen Medicinalgewichtsiyftem 539. 

Aether, Berbot der Beförderung defjelben mit der Boft 770. 11 *. 

Aetzeende Flüffigfeiten, Berbot der Beförderung bderfelben mit der Poft 
769 f. 10*. 

Alphabetifche Lifte, Anfertigung derſelben durch die Givilvorfigenden 
der Kreis⸗Erſatz⸗Commiſſionen 487. 

Amortifation der Inhaberpapiere, Gefeg vom 5. April 1867, 167 fi 
— Nichtzuläffigfeit der N. bei oldenburgifchem Papiergelde 756. 

Amt, ſ. Aemtergefeh und Berwaltungsämter. 

Amtsgericht, ſ. Amtsrichter und Aemtergeſetz. 

Amtsrath, Wahl der außerordentlichen Eivilmitglieder der Kreis-Erfaß- 
Gommiffionen durch die Amtsräthe 433. 

Amtsrichter, Zuziehung derfelben als Ergänzungsrichter der Obergerichte 
779. Bertretung von Amtsrichtern durch Mitglieder oder Hülfs: 
richter der Obergerichte ib. — S. auch Nemtergefeb. 

Anklagefammer, Bildung derfelben aus dem Appellationsjenate und 
Beſetzung derfelben 778. Uebergang der Zuftändigfeit der bisherigen 
Anklagefammer für die Fürftenthümer Lübeck und Birkenfeld auf ven 
Appellationsfenat und Erweiterung der Zuftändigfeit 778. — Be: 
flimmungen bei Verweiſung der Befchuldigten durch die A. an ein 
Strafgeriht oder ein Polizeigericht 793. 

Anlagen, Grridtung von A. in der Nähe von Eifenbahnen 44 f; Be: 
flimmungen über bereits beftehende A. ib. — 9. in öffentlichen 
MWaflerzügen, Errichtung und Aenderung derfelben 853 fi. 

Anleihe zur Bertreitung von Gifenbahnbaufoften, Geſetz v. 24. Juni 
1867, 309 f. und Gammerbefanntmachung v. 12. Auguft 1867, 421 f. 

Anmeldung, Berpflihtung von neu einziehenden Fremden fich bei der 
Polizeibehörde zu melden 562. 

Anftellung im Eivilftaatsdienfte 73 ff. Anftellungsfähigfeit 73. Wider: 
ruflihe und unmwiderruflihe A. 73—75. — Anftellung von Poſt- und , 
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Telegraphen-Beamten, Uebertragung ber dieferhalb der oldenburgifchen 
Regierung nad Art. 50 der Bundesverfafiung zuſtehenden Rechte an 
das Präfivium des Norddeutichen Bundes 529 ff. — Unwiderrufliche 
N. der Eifenbahnbeamten 122. 

Anftellungsfähigfeit im Eivilftaatsdienfte, f. Anftellung. 

Anftellungsurfunde der Givilftantsdiener 72. 

Anwartihaften auf Eivilftantsämter 73. 

Anweijungen, Stempelpfliht derfelben 803, 808, 823. 

Aper Tief, inwieweit Staatsgewäſſer 839. 

Apotheke, Binführung eines neuen Gewichts für Apothefen 487 ff.; 
Ausführungsbeftimmungen 8537 f. — Ginführung der preußifchen 
Pharmacopde 633 fff, der preußifchen Arznei-Tare 638. 

Appellation, f. Berufung. 

Nppellationsgericht, f. Oberappellationsgericht. 

Appellationsjenat, ſ. Oberappellationsgericht. 

Arbeitsifcheu, Vergehen der A. in Gemäßheit Art. 113 des Straf: 
gefegbuchs, Beitrafungen wegen beflelben zur Zuftändigfeit der Polizei- 
gerichte gehörig 786. 

Armenpflege, Bellimmungen über die A. im Norddeutſchen Bundes- 
gebiete 281. 

Armenfahen, Stempelfreiheit derfelben 814. 

Armenſteuer, Veranlagung derſelben nach der Einkommenſteuer 13 f. 

Arreſt, Beſtimmungen über Zuläſſigleit einer Arreſtanlage in Betreff 
des Dienſteinkommens der Civilſtaatsdiener 81, in Betreff des Warte: 
gelbes verjelben 95, des Muhegehaltes derfelben 100. Suspenfion 
ber Eiviltantsdiener als Folge von Perfonalärreft 109 f. 

Arznei-Tare, Einführung der preußifchen Arznei:Tare für das Herzog: 
thum Oldenburg 6385. 

Aſſiſtenzlehrer, f. Nebenlehrer. 

Auctionatormwefen, Beſtimmungen über daſſelbe bei Aufhebung bes 
Amts Raftede 571 f. 

Nugenärzte, Freizügigfeit berfelben 710. 

Ausfuhr von Spielfarten 746. — 9. von Bier, Branntwein, ſ. diele 
Worte. 

Ausgangszoll, ſ. Zoll. 

Aushebung zum Militairdienft, |. Militairerfag-Aushebung. — N. von 
Pferden bei einer Mobilmahung, |. Mobilmadhungspferde. 

Aushebungsbezirf, ſ. Aushebungsfreis. 

Aushbebungsfreis (Aushebungsbezirk), Eintheilung bes Großherzog. 
thums in Militairaushebungsfreife 379, 452. — Gintheilung des 
Herzogthums in Aushebungsfreife behuf der Pferde-Aushebung bei 
einer Mobilmahung 680. 

4 * 


4 Alphab. Inhaltsverzeichniß. 


Ausländer, Auslieferung von Ausländern zwifchen Preußen und Olden— 
burg 583. 

Auslieferung von Geflüchteten zwifchen Oldenburg und Preußen 583; 
A. von Dldenburgern an Preußen und umgefehrt 350 f.; A. von 
Ausländern zwiſchen Preußen und Oldenburg 583; Berbindlichfeit 
zur Annahme der Auslieferung 583. 

Auslieferungsvertrag zwifchen frankreich und Oldenburg 897 ff. 

Ausmufterungsiheine für dauernd unbrauchbar befundene Militair, 
pflichtige 460. 

Austritt aus dem Givilitaatsdienft 101 ff. Verabſchiedung 101--103; 
Entfernung aus dem Dienfte 103 ff. 

NAusverdingungsprotofolle, Stempelpflicht derjelben 809. 

Auswanderung ber Referviften und Landwehrmänner 297. 


3. 


Baden, gegenfeitiger Schug der MWaarenbezeihnungen zwiichen Baden 
und Oldenburg 759 f. 

Baden in Öffentlihen Waflerzügen 851. 

Bäche, I. Waflerzüge. 

Bahn, f. die hier nicht aufgeführten Worte unter Eiſenbahn. 

Bahn-Beamte (Bahningenieure, Bahnmeifter, Bahnwärter u. ſ. w.), |. 
Eifenbahnverwaltung. Bolizeilihe Stellung und Thätigfeit der Bahn: 
Deamten, |. Bahn:Bolizei:Orbnung. 

Bahnbetrieb, ſ. Eijenbahnverwaltung. 

Bahnhof, Betreten der Bahnhöfe 313. 

Bahn:Polizei, 1. Bahn-Polizei-Ordnung. 

Bahn: Polizei-DOrpnung für die Bremen-DfdenburgsHeppenfer Gifen- 
bahn 311 ff. Anwendung derſelben auf die Eifenbahn von Olden— 
burg nach Leer 801 f. 

Baiern, gegenſeitiger Schutz der Waarenbezeichnungen zwiſchen Baiern 
und Oldenburg 759 f. 

Bankgeſchäfte, Stempelfreiheit derſelben 814, 825 f. 

Barßelerems, inwieweit öffentliches Gewäſſer des Staats 839. 

Bauerſchaft, Abänderung der Graͤnze der B. Schweinebrück und 
Neuenburg 68. 

Bauervögte, Stellung und Befugniſſe hinfichtlich der öffentlichen 

Waſſerzüge 840, 867. 

Bauweſen, Einſetzung einer Direction des Bauweſens 882, 893. 

Beamte, Urlaub derſelben zum Eintritt in den Reichstag 285. — ©. 
im Mebrigen Bahnbeamte, Bundesbeamte, Steuerbeamte, Stunts: 
beamte, Zollbeamte u. ſ. w.; cfr. auch Behörde. 
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Beeidigung der Bivilftnatsdiener 75 f., 112. 

Beförderung im Givilftantsdienfte 73. 

Beförderung, wechielfeitige, der Strafrechtspflege zwiſchen Oldenburg 
und Preußen 579 ff. 

Begleitadreffe, ſ. Begleitbrief. 

Begleitbrief (Begleitadrefie), Beftimmungen über Begleitbriefe in Be: 
treff der mit den Poſten eingehenden, ausgehenden oder durchgehenden 
Gegenitände 653 ff. — Reglementarifche Beftimmungen über Begleit- 
briefe bei Sendungen durch die Norddeutiche Pott 6*, 9*, 26*, 29 f.* 

Begleitichein, Aufhebung der Gebühren für die Begleitfcheine 44. — 
Ermächtigung des Steueramts Damme zur Ausftellung von Begleit- 
icheinen I. auf Spielkarten 831. 

Begleitſchein-Verkehr, ſ. Abfertigungsftellen. 

Behörde, Gebührenfreiheit der telegraphiſchen Correſpondenzen der Be— 
hörden 76 ff.“ — ©. im Uebrigen Civilbehörden, Militairbehörden 
u. ſ. w. 

Behördenſtempel, Inkraftbleiben deſſelben 817. 

Beköſtigung der Truppen im Quartier 611. 

Beleidigung, öffentliche, Beftrafungen wegen berfelben zur Zuftändig: 
feit der Polizeigerichte gehörig 787. 

Benugungen öffentlicher Waflerzüge 851 ff. 

Berehtigungsichein zum einjährigen freiwilligen Dienft 469. 

Berufung, Aufhebung des Rechtsmitteld der B. (Appellation) in Straf: 
fachen 781. 

Befhädigung, ſ. Vermögensbeichädigung. 

Befoldung der Givilftaatsdiener 77. — Mitglieder des Neichötags 
dürfen als jolche feine B. bezichen 287. 


Beſtechung von Steuerbeamten 258, 272, 739. 


Befteuerung innerer Erzeugniffe, Bertrag zwifchen Preußen und Olden— 
burg über die gleiche Beiteuerung innerer Erzeugniſſe 217 fi. — 2. 
des inländifchen Branntweins 232 ff., 320, 306 f. cfr. Branntwein. 
— DB. des Braumalzes 260 ff., 306 f., cfr. Braumalz. — DB. des 
Eifigfchrotes 261. — DB. des Tabads cir. Tabad. 


Betriebsinfpector bei Eifenbahnen 119, 120, 311 ff. 


Bettelei, Bergehen der B., Beitrafungen wegen berfelben zur Zu: 
ftändigfeit der Polizeigerichte gehörig 786. 

Beverbrud, Colonie, |. Garrel. 

Bewäfferung, Beitimmungen über B. aus öffentlihen Waflerzügen 
852 f. Gollifion der Interefien der B. mit denen der Entwäflerung 
857. Bewäflerungsanlagen. 857. — Bgl. auch Waflerbaugenofien: 
Schaft, Waflerzüge. 
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Bezirks:-Bintheilung des Großherzogthums behuf der Militairaus- 
hebung 379, 452. — B.-E. des Herzogthums behuf Aushebung von 
Pferden bei einer Mobilmakhung 682 ff. Bezirfs-Vorftände ih, 

Bier, Uebergangsabgabe von Bier (Braumalz) 320 ff. Berzeichniß ber 
Uebergangsftraßen und der an benfelben gelegenen Hebe- und Ab: 
fertigungsftellen 397 ff.; Abänderung und Grgänzung dieſes Ber: 
zeichniffes 801 f. — Steuervergütung bei der Ausfuhr von inländiichem 
Bier 262, 359 ff. — S. auch Beiteuerung und Braumalz. 

Bierbrauereien, Beſtimmungen und Borfchriften in fteuerlicher Be: 
ziehung 262 fi. — Gleichzeitiger Betrieb von Bierbrauereien und 
Brennereien 245. — cfr, Bier, Braumalz. 

Dleie, Aufhebung der Gebühren für biefelben 41. 

Bockhorn, Nbänderung der Gemeindegränzge 68. — Aufhebung der 
Steuer-Receptur zu Bodhorn 868. 

Boten, Stellung von B. an Truppen des MNorbdeutichen Bundes im 
Friedensverhältniß, Inftruction darüber 610 ff. 

Brandeaſſe-Schätzer, Bergütung derielben bei einer zweiten — 
894 f. 

Branntwein, Beſteuerung des inländiſchen Branntweins, Verordnung 
vom 11. Juni 1867, 232 ff.; Inkrafttreten derſelben 320; Ausfüh— 
rungsverordnung vom 21. Juni 1867, 306 f. — Inſtruction zur 
Erhebung und Controlirung der Branntweinſteuer bei zufälliger Unter: 
brehung bes Betriebs 497 ff. — Eintritt des freien Verkehrs mit 
Branntwein zwifchen dem vormaligen Königreiche Hannover und den 
älteren Preußifchen Landen 319 f.; desgleichen zwifchen einem Theile 
des Preußiichen Regierungsbezirfs Caſſel und den fteuervereinten 
Staaten des Norddeutichen Bundes 637 f. — Uebergangsabgabe 
von Branntwein 320 ff. DVerzeichniß ber Uebergangsftraßen und der 
an denfelben gelegenen Hebe- und Abfertigungsitellen für Branntwein 
397 f., 501 f. — Eteuervergütung bei Ausfuhr von inlänbifchem 
Branntwein 234, 343 f. Verzeichniß derjenigen Steuerftellen, welche 
im @ebiete der Branntweinfteuer-Gemeinichaft zur Abfertigung des 
mit dem Anfpruh auf Steuervergütung ausgehenden inländifchen 
Branntweins bezw. zur Ertheilung der Ausgangsbefcheinigung befugt 
find 425 ff.; Berichtigung und Ergänzung dieſes Verzeichniffes 498 f., 
8853. — ©. auch Beſteuerung. 

Branntweinbrennerei, f. Brennerei. 

BranntweinsMaterialfteuer 233 ff. 

Branntmweinfteuer, f. Branntwein. 

Brauereien, ſ. Bierbrauereien. 

Brauereigeräthe, Vorſchriften über diefelben in fteuerlicher Beziehung 
262 ff. 
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Braumalz, Beſteuerung des Braumalzes, Verordnung vom 11. Juni 
1867, 260 ff; Ausführungs:Verordnung vom 21. Juni 1867, 306 f: 
— Uebergangsabgabe von Bier (Braumalz) 320 ff; Verzeichniß ber 
Uebergangsitraßen und der an benfelben gelegenen Hebe: und Ab: 
fertigungsftellen 397 ff.; Abänderung und Ergänzung bdiefes Ber: 
zeichnifles 501 f. — ©. auch Beiteuerung und Bier. 

Brautfhag:Berfhreibungen, Stempelpflicht derfelben 803. 

Bremen-Oldenburg-Heppenſer Eiſenbahn, f. Eifenbahn, Bremen: 
Oldenburg⸗Heppenſer. 

Brennereien, Vorſchriften über die Einrichtung derſelben in ſteuerlicher 
Beziehung 234 ff.; über die Benuhzung derſelben 236, 242 ff. — 
Gleichzeitiger Betrieb einer Brennerei und Brauerei 245. — ©. 

auch Branntwein. 

Brennereigeräthe, Borfchriften über Anmeldung, Abmeldung, Ber: 
meflung, Bezeichnung, Außer-Oebraudy: Segen derfelben in fteuerlicher 
Beziehung 234 ff. Borfchriften über die Benugung derfelben 236, 
242 fi. | 

Briefe, reglementariiche VBorfchriften über die Berfendung von Briefen 
mit der Poſt 5 ff.* Unbeftellbare Briefe 29 ff. * 

Brüden über öffentliche Waſſerzüge, Sntfernung und Nenderung der: 
jelben 853. 

Budget für die Jahre 1867, 1868 und 1869, 128 ff. 

Bureaufoften ber Eivilftantsdiener 78. 

Bürgerliher Proceß v. 2. November 1857, Abänderung ber Art. 266 
und 267 (Iufäffigfeit der Nichtigfeitsbefchwerde) deſſelben 773 fi. 
Snfrafttreten der Aenderung 827 f. Mebergangsbeftimmung 829. 
Berihtigung 799. 

Bürgermeifter, Führung der Militairftammrollen dur die B. 457, 
475 ff. Mitwirkung der B. im Fuͤrſtenthum Birkenfeld beim Militair- 
Erſatzgeſchaͤft 459, 467 f., 472 f. 

Bürgihaften, Stempelpflicht derfelben 803”f., 898. 

Bund, Norbreutfher, Nerfaffung deſſelben 279 ff. Reichstag des Norb- 
deutichen Bundes, ſ. Reichstag. Zolle und Handelswefen des Bundes 
281, 283, 287 ff., 300. ifenbahnmwefen deflelben 282, 283, 290 ff. 
Poſt- und Telegraphenweien beffelben 282, 283, 292 ff., 300, 8 ff. *, 
63 ff.“ 76 ff.“ Strafbare Unternehmungen gegen den N. B. 301 f. 
Berhältniß des M. DB. zu den füddeutfchen Staaten 303. — Ber: 
fündigung ber Berfaflung des N. B. als Gefeg für das Großherzog: 
tum 277 f. — Militair-Convention mit Preußen wegen Ausführung 
der Beftimmungen des Abjchnitts XI. der Verfaflung des N. B. 
371 fi. — Verordnung vom 3. Sept. 1867, betr. die Ausführung 
bes Art. 61 der DVerfaflung des N. B. 445 f. — Belanntmacdhung 
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des Staatsminiſteriums v. 18. Nov. 1867, betr. die Ausführung des 
für den N. B. erlaffenen Gefeges v. 12. Oct. 1867 über die Gr: 
hebung einer Abgabe von Zalz 513 ff. — Vereinbarung mit dem 
Präfttium des N. B. wegen Mebertragung der nach Art. 80 der 
Bundesverfaflung der Dldenburgifchen Regierung rüdfichtlich der An: 
ftellung von Pofl: und Telegraphen:Beamten zuftehenden Rechte 
5329 fi. — Uebereinkommen zwiichen den Staaten des N. DB. wegen 
gegenfeitiger abgabenfreier Zulaffung von Handelsreifenden 493 f. — 
Bekanntmachung des Staatsminifteriums v. 7. März 1868, betr. eine 
zwifchen dem N. B. und Dänemarf getroffene Bereinbarung wegen 
gegenfeitiger Zulaffung zur Küftenichifffahrt 79*. — ©. im Uebrigen 
die mit Bund zufammengefegten Worte. . 

Bundesangehörige, allgemeine Rechte derfelben 280 f. 

Bundesbeamte, Gmennung, Beeidigung, Gntlaffung derfelben 288, 
293. Mahl von Bundesbeamten in den Reichstag 285 f. — Ge: 
bührenfreiheit der Bundesbeamten für telegraphifche Depeſchen 76 ff. * 

Bundesconfulatwefen 296, 281. 

Bundesfelbherr 298 f., 300. 

Bundes:-Finanzen 301 f. 

Bundesflagge 296. Beltimmungen wegen Führung berfelben, Be: 
fanntmachung des Staatsminifteriums vom 31. December 1867, 61 f.* 

Bundesfürften, Rechte derfelben in Beziehung auf die ihrem Lande 
angehörenden Truppentheile 298 ff. 

Bundesgebiet, Umfang deſſelben (Bdée.Verf. Art. 1) 280. Das B. 
bildet ein Zolle und Handelsgebiet (Art. 33) 287. Anordnungen 
zur Sicherheit und Bertheidigung des B'.s (Art. 41, A7, 68) 290, 
292, 300. Anlage von Feſtungen im B. (Art. 65) 299. 

Bundesgelandte 284. 

Bundesgefegblatt 289. 

Bundesgefege, verfaflungsmäßige Srforderniffe derfelben (Bds.Verf. 
Art. 5, 37, 78), 282, 288 f., 303. Ausfertigung und VBerfündigung 
der B. (Art. 2, 17) 280, 285. Verhaͤltniß ver B. zu den Landes: 
gelegen (Art. 2) 280. 

Bundesgefeggebung 280 ff.; Gegenftände derjelben (Art. 4, 35, 4, 
48, 60, 73, 75, 76, 78, 79) 281 f., 288, 290, 292, 297, 301 ff. 

Bundesindigenat 280 f. 

Bundesfanzler 284 f., 286. 

Bundesfriegshäfen 295. 

Bundesfriegsweifh, allgemeine Beftimmungen 296 ff.; 282, 283. 

Bundesmarine, allgemeine Beilimmungen 294 ff.; 282 f. 

Bundespräfidium (Bds.Verf. Art. 11—19) 284 f. Rechte und 
Pflichten deffelben in Beziehung auf den Bunbesrath und deſſen 
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Mitglieder (Art. 8, 7, 8, 10, 15, 37) 282 ff., 288; in Beziehung 
auf ben Reichstag (Art. 16, 24) 284 f., 286; in Betreff der Poſt- 
und Telegraphenverwallung (Art. 50-52) 292 ff.; in Betreff der 
Bunbdesfriegsverfaflung und des Militairwefens (Art. 61) 297. Son: 
ſtige Nechte des B's (Art. 16-18, 24, 36, 46, 36, 70, 72, 79) 
284 f, 286, 288, 292, 296, 300 f., 303. 

Bundesrath, Zufammenfegung und Abſtimmung deffelben (Bds.Verf. 
Art. 5—7) 282 f. Rechte und Pflichten der Mitglieder des B.'s 
(Art. 9, 10, 16) 283 j. Berufung des B.'s, Vorfig, Leitung (Art. 
12—14) 284. Geſchäfte und Beichlüffe des B.'s (Art. 5, 15, 19, 
23, 24, 37, 39, 56, 71, 72, 76—78) 282, 284 ff., 288 f., 296, 
301 ff. Ausfchüfle (Art. 8) 283. Strafe der Beleibigung des B.'s 
(Art. 74) 301 f. — Gebührenfreiheit für telegraphifche Depeichen 
der Mitglieder des B.s 76 ff.“. 

Bundesfhifffahrtswefen, allgemeine Beftimmungen 293 f.; 281, 283. 

Bunbestruppen, Präftation von Unterkunft und Berpflegung, fowie 
Stellung von Vorſpann, Boten und Megweifern an Truppen des 
Morddeutichen Bundes in der Garniſon, reip. im Gantonnement und 
auf Märfchen, Inftruction über die dieferhalb im riedensverhältniß 
beſtehende Berpflihtung 610 ff. 


©. 


Cammer, Aufhebung berjelben und Uebergang der Geſchäfte auf das 
Miniſterial-Departement der Finanzen 880 f., 883. 

Ganäle, ſ. Waſſerzüge. 

Candidaten der Rechte, Zulaſſung derſelben zum Acceß, Beeidigung 73 
— Candidaten des Schulamts, beſondere Beſtimmungen wegen der 
Militairpflicht derſelben 449. 

Cantonnement, Unterkunft, Verpflegung u. ſ. w. der Norddeutſchen 
Truppen im C., desfallſige Inſtruction 610 ff. 

Gapellengemeinde, Gonftituirung der Bauerichaft Garrel einichließlich 
der Kolonie Beverbruch zu einer Gapellengemeinde 508. 

Eafernements für die im Großherzogthum Oldenburg garnifonirenden 
Truppen, Beftimmungen darüber 381 f. — Verpflichtung zur Leiftung 
von Naturalquartier an Truppen des Nordbbeutfchen Bundes bei 
mangelnden Gafernements 610 ff. 

Gaffationsfenat des Oberappellationsgerichts, Zuftändigfeit deſſelben 
hinfichtlich der Nichtigfeitsbeichwerbde gegen die Enburtheile der Straf: 
gerichte und der Bolizeigerichte 781. ©. im Uebrigen Oberappellationg: 
gericht. 

Gafjebeamte, Cautionen derjelben 76 f. 
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Cautionen, Stempelpflicht derſelben 803 f. 

Cautionsleiſtungen der Civilſtaatsdiener 76 f., 78. 

Bertificate der Seeichiffe, Ausftellung derielben 293. 

Geffion, Stempelpfliht der Geffionen 803 f., 898. — Bellimmungen 
über Zuläffigfeit von Ceſſionen in Petreff des Dienfteinfommens der 
Givilftaatsdiener 81; desgleihen des Wartegeldes derfelben 9%; des: 
gleichen des Ruhegehaltes derfeiben 100. 

Civilbehörden, Requifition des Militairs durch C. 382. infchreiten 
der G. gegen Militairperfonen ib, — Mitwirkung der C. bei ber 
Militnireriag-Aushebung 379, 4852 ff. — ©. auch Behörte. 

Givilmitglieder bei der Departements: Prüfungs: Commilfion 379, 
453 f., bei den Kreis: und Departements-Erſatz⸗Commiſſionen 379, 
452 f. 

Givilperfonen, Ginfchreiten des Militairs gegen C. 383. 

Civilproceßordnung, ſ. bürgerlicher Proceß. 

Civilſtaatsdienergeſetz, Geſetz v. 28. März 1867 betr. revidirtes 
Civilſtaatsdienergeſetz 71 fi. 

Eivilftandsregifter, Zuweifung der auf die Führung der C. ſich 
beziehenden Angelegenheiten an das Minifterial = Departement ber 
Juſtiz 879. " 

Bommunallaften (Gommunalabgaben), f. Gemeindelaften. 

Gommunalumlagen, f. Gemeindeumlagen. 

Concurs, inwieweit das Dienfteinfommen eines Givilftaatsdieners zur 
Eoncursmafle gezogen werden kann 813 desgleihen das Wartegeld 
95; besgleichen das Ruhegehalt 100. 

Gonceursproclame, Bezeihnung der Grundftüde in den Proclamen 
nah der Größe, der Flur und der Nummer in ber Ylurfarte 
893 f. 

Gonfiscation von Branntweinbrennereigeräthen 2854 f., von Brauerei: 
geräthen 269, von Spielkarten und deren Kabricationsgeräthen 
735 f., 737. / 

Connoſſemente, Stempelpflicht derielben 808, 823. 

Eonfulatsfahen, zur Zuftändigfeit des Minifterial-Departements bes 
Innern gehörig 879. — Confulatwefen des Norddeutſchen Bundes 
296, 281. 

Eontingent, Reorganiſation des voldenburgiichen Contingents 372 f. 
Ginreihung des oldenburgifchen Contingents in die preußische Armee 
375 ft- 

Eontrolentziehung von Militairpflichtigen 472 f. 

Gonvention zwilchen Oldenburg und Preußen v. 15. Juli 1867, betr. 
den Uebergang Dlvdenburgs in das Kriegsweſen bes Norbdeutichen 
Bundes 372 f. — Militairconvention zwifcheg Oldenburg und 
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Preußen von demfelben Tage wegen Ausführung der Beflimmungen 
des Abfchnitts XI. der Verfaflung des Norddeutfchen Bundes 374 ff. 
Gonvocationsproclame, Bezeichnung ‚der Grundftüfe in den Pro: 
elamen nad ihrer. Größe, nach der Flur und der Nummer in ber 
Flurkarte 593 f. 
Gorporationsrechte, Verleihung derjelben, |. Perſon. 
Eourier-Beförderung, Bellimmungen über dielelbe 46 fi. * 
Greditvereine, Stempelfreiheit berfelben 814, 828 f. 
Griminalproceß, 1. Strafproceß-Ordnung. 
Guratelfahen, Stempelfreiheit bei Urfunden in C. 814. 


D. 


Dänemarf, Vereinbarung zwiſchen dem Norddeutſchen Bunde und D. 
wegen gegenieitiger Zulaflung zur Rüftenfchifffahrt 79. * 

Damme, Steueramt, Grmähtigung deflelben zur Ausftellung von Be: 
gleiticheinen I. auf Spielkarten 831. 

Deckung von Gebäuden in der Nähe von Eifenbahnen 44 ff. 

Declaration (Inhaltserflärung) bei den mit den Poſten in das Zoll: 
vereinsgebiet eingehenden und durch baflelbe durchgehenden Gegen: 
fländen 652 ff., 663. — Meglementarifche Beftimmungen über Werths— 
Declarationen bei Sendungen durch die Poft 7*, 11*, 18*, 27 f.*, 30*. 

Declarationsfhein-Gontrole, Entbehrlichkeit derielben bei den 
mittelft der Gifenbahn nad und von Bremen gehenden, zur Wieder: 
einfuhr in das Zollvereinsgebiet beftimmten Gütern und Effecten 337 f. 

Defraudation, Strafen und Strafverfahren bei Defraudationen in 
Betreff der. Branntweinfteuer 252 ff., 2859; in Betreff der Brau- 
malzfteuer 268 ff., 273; in Betreff der Spielfartenfteuer 735 fi. — 
Defraudation bei zollpflichtigen Gegenftänden 186, 196, 664 f. 

Deihorbnung vom 8. Juni 1855, Reviſion der Artikel 15 umd 16 
berfelben, Gele vom 13. März 1867, 33 f. 

Departements des Staatsminifteriums, ſ. Staatsminifterium. 

Departements-Erſatz- Commiſſion, Zufammenfegung und Ge: 
Ichäftsfreis berfelben 452 ff. Grnennung der Givilmitglieder ber: 
felben durch das Staatsminifterium 379. 

Departements-Prüfungs:Commiffion 468 f. Ernennung ber 
ordentlichen und außerorbentlichen Mitglieder derſelben durch das 
Staatsminifterium 379. 

Depeihen, telegraphifche, |. Telegramme. 

Depofiten, Stempelfreiheit der D, der Banfgefchäfte, der Borfchuß: 
und Ereditvereine 814, 825 f. 
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Deutiher Müngverein, Nusfcheiven des Kaiferthums Defterreich 
und des Fürftenthums Liechtenitein aus demſelben 503 ff. 

Diäten der Givilftantsdiener 81—83. — Nbändernde Beftimmung in 
Betreff der D. des Landtagsabgeorbneten 215. — D. der Reiche: 
tagsabgeorbneten, ſ. Beſoldung. 

Diebſtahl von Früchten, Eßwaaren oder Getränken, inwieweit nur als 
Uebertretung ſtrafbar 798 f.; desgl. von Getraide und anderen 
Futterungsgegenſtänden ib.; desgl. von Holz, Torf, Haide und 
Garten: oder Feldfrüchten ib. 

Dienftaufwand ber Givilftaatsdiener 78. 

Dienftbarfeiten, Ginriumung von D. bei Enteignungen zu Gifen: 
bahnen 48. — D. der an öffentliche Wafferzüge grängenden Ländereien 
849 f. ©. auch Waſſerſervituten. 

Dienftbefreiungen vom Militairdienft aus perfönlichen, amilien: 
oder öffentlichen Rüdfichten (Reclamationen 462 ff., 490; wegen 
förperlicher Fehler 460. 

Dienftboten, Stempelfreiheit der Verträge mit D. 814. 

Dienftdepefhen 65* Gebührenfreie Beförderung derfelben 76 ff. * 

Dienfteinfommen der Givilftantsdiener 77 ff. Beſoldung 77. Son: 
ftiges Dienftteinfommen 77, 78. Bezeichnung des Dienfteinfommens 
in der Anftellungsurkfunde 78. Ginbuße an Procenten und Gebühren 
78, 79. Dienftwohnungen und Dienflländereien 77, 79, 80. Eins 
tritt in das Dienfteinfommen 79, 80. Zahlung des Dienfteinfommens 
80, 81. Schmälerung beflelben durch Ceſſionen, Arreſt u. |. w. 81. 
Verluſt deffelben bei Verabſchiedung 103; bei Entfernung aus dem 
Dienfte 108; bei erfanntem Perfonalarreft 110. 

Dienftgericht der Givilftaatsdiener 103 ff. Competenz bes Dienft: 
gerichtes 104 ; Zufammenfegung deffelben 104, 105. Borunterfuchung 
und Anklage 105, 106; vorläufige Verhandlung 106, 107; Ergän- 
zungen 107; Anfegung der Hauptverhandlung 107; Hauptverhandlung 
107; Erkenntniß 108; Rechtsmittel 108. 

Dienftjahre, Berechnung derfelben bei Verfegung der Givilftaatsdiener 
in den Ruheftand 97—99. 

Dienftländereien der Civilſtaatsdiener, |. Dienfteinfommen. 

Dienftpferde ber Stantsbeamten, Befreiung derſelben von der Nuss 
hebung bei einer Mobilmahung 680, 684. 

Dienſtpflicht, f. Militairpflicht. 

Dienſtpflichtige, f. Militairpflichtige. 

Dienftwohnungen der Givilftaatsdiener, f. Dienſteinkommen. 

Dienftzeit der Militairpflihtigen, Beginn bderielben 451; Dauer ber: 
jelben 297. — Einführung der preußischen Beftimmungen über D. 
für das Großherzogthum 446. 
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Dinglihe Rechte an Gegenftänden, welche zu Eifenbahnen abgetreten 
werben 60, 61. 

Disceiplinargewalt, Beftimmungen in Betreff der D. bei den Eivil- 
ftaatsdienern 86 ff. Allgemeine Beſtimmung 86; Orbnungsftrafen 
86, 87; Disciplinarftrafen 87, 88. Verhältniß diefer Strafen zu 
einer gerichtlichen Beftrafung 89. . 

Disciplinarftrafen der Eivilftaatsdiener, |. Disciplinargewalt. 

Dispofition, Stellung zur, der Eivilftaatsdiener 9 f. Fälle der 
Stellung zur Dispofition 91. Berfahren 91, 92. Betrag und 
Zahlung des Wartegeldes 92, 93. Berhältniß der zur Dispofition 
Geftellten 93. Bejonderes Verhältniß abtretender Minifter 93, 94. 
Entziehung des Wartegelves 94, 95. Schmälerung dur Eeifionen, 
Arreft u. S. w. 95. Verſetzung eines zur Dispofition Geftellten in 
den Ruheftand, Höhe des Ruhegehalts 97. 

Dreijähriger freiteilliger Dienft, f. freiwilliger Dienſt. 

Drudfahen, Sendung berfelden durch die Poft, zollamtliche Behandlung 
653. — Reglementariſche Beftimmungen über Sendung von Drud: 
fachen durch die Norbdeutiche Poſt 11*, 16*, 23*, 25*, 56 *. 

Düngerfammeln, unbefugtes, Strafbarfeit befielben 798. 


G. 


Effectentransport auf Eiſenbahnen, ſ. Gütertransport. 

Ehepaeten (Eheſtiftungen), Stempelpflicht derſelben 804, 806 f. 

Eheſtiftungen, ſ. Ehepacten. 

Ehrenauszeichnungen, Beſtimmung in Betreff Annahme fremder 
E. Seitens eines Civilſtaatsdieners 84. 

Ehrengerichte, Preußiſche Verordnung über die E. v. 20. Juli 1843, 
Einführung derſelben für das Großherzogthum 446. 

Eihung des Medieinalgewichts 488, 538 ; Strafbeſtimmungen 488 f. 

Eid-der Eivilfaatsdiener 75 f., 112; der Militairperfonen 375, 385. 

Gigenthumsveränderungen, ſ. Umfchreibung. 

Ginführung von Epielfarten aus dem Auslande 556, 732 ff., 741 ff. 

Gingangszoll, ſ. Zoll. 

Ginjähriger freiwilliger Dienft, ſ. freiwilliger Dienft. 

Ginfindfhaftsverträge, Stempelpflicht derſelben 804. 

Ginfommenfleuer, Anwendung berjelben auf @emeindeuinlagen, Gefeg 
vom 21, Februar 1867, 13 f. — Erhebung eines Zufchlags zur G., 
Gefeg vom 31. Juli 1868, 730. — Befreiung der Offieiere und 
Militairbeamten von Officiersrang von der E. 384, 722 f." 

Ginlieferungsicheine, Nusftellung derfelben bei Boftfendungen 21 f.*, 
8°’, 18*, 19*. 
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Ginlöfungsftelle für das oldenburgifche Papiergeld 756. 
Ginquartierung, preußifche Beftimmungen über &,, Einführung der: 
felben für das Großherzogthum 297, 446. — ©. auch Quartier. 

Ginrihtung der Nemter, f. Aemtergeſetz. 

Einktellung der Militairdienftpflichtigen 481. cfr. Militairpflichtige. 

Ginftimmigfeit, inwieweit erforderlich bei den Urtheilen der Straf: 
gerichte 786; desgleichen ber Polizeigerichte 788. 

Gifenbahn, Drganifation der Verwaltung der Eifenbahnen, f. Eifen: 
bahnverwaltung. — Bolizeilihe Borfchriften in Betreff der Eifen- 
bahnen und bes Berfehrs auf denjelben, 1. Bahn-Polizei-Drdnung. — 
Beitimmungen über neue Anlagen in der Nähe von Gijenbahnen, 
desgleichen über bereits beſtehende Anlagen 44 ff. Lagerung von 
Feuer fangenden Gegenftänden in der Nähe von Eifenbahnen 48 f- 
— ÖEnteignungen zu @ifenbahnen, Geſetz vom 28. März 1867, 47 fi. 
— Gifenbahnen des Norddeutſchen Bundes 290 ff., 282, 283. — 
Behandlung des Güter: und Effectentransportes auf den Eifenbahnen 
in Bezug auf das Zollweien und die dazu vereinbarten Zuſatz⸗Be— 
fiimmungen, allgemeines Regulativ 179 ff.; Abänderungen und Er: 
gänzungen des Regulativs 643 fi. — S. auch die folgenden Worte 
und unter Bahn. 

Gifenbahn, Bremen-DIfdenburgs Heppenfer, Grlaflung einer 
Bahn⸗Polizei-Ordnung für diefelbe 314 ff. — Zoll-Abfertigungsftellen 
an derfelben 334 f. — Entbehrlichfeit der Declarationsichein-Eontrole 
bei den auf der Oldenburg-Bremer Eifenbahn beförderten, zur Wieder: 
einfuhr in das Zullvereinsgebiet beftimmten Güter und Effecten 337 f. 
— Nnwendung des Geſetzes vom 28. März 1867, betr. Berminderung 
der durch den Gilenbahnbetrieb herbeigeführten Feuersgefahr auf die 
Oldenburg-Heppenſer Eifenbahn 423 f. 

Gifenbahn, Oldenburg-Leerer, Staatsvertrag ywifchen Oldenburg 
und Preußen wegen Herſtellung einer Eiſenbahnverbindung zwiſchen 
©. und 8. 15 ff. — Anwendung der Bahn-Polizei-Ordnung für die 
Bremen⸗Oldenburg⸗Heppenſer Bahn auf die D.-2.Eifenbahn 801 f. 

Bifenbahnanleihe, Geſetz v. 2A. Juni 1867 betr. die Aufnahme einer 
Anleihe zur Beftreitung von Eifenbahnbaufoften 309 f. nebft Cammer⸗ 
befanntmadung v. 12. Auguft 1867, 421 f. 

Gifenbahbn:Bermte, Perfonal, dienftliche Stellung, Gehalte derfelben 
u. ſ. w. 1417 ff. Bolizeilihe Stellung und Thätigfeit derielben 311 ff. 

Gifenbahnbetrieb, Verminderung der durch denjelben herbeigeführten 
Feuersgefahr, Gejeh vom 28. März 1867, 43 ff. — Anwendung 
diefes Gefeges auf die OldenburgsHeppenfer Eifenbahn 423 f. 

Gifenbahn:Direction, f. Eiienbahnverwaltung. 

Gifenbahn=Polizei, f. Bahn-Polizei-Ordnung. 
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Eiſenbahn-Polizei-Ordnung, 1. Bahn-Polizei-Ordnung. 

Gifenbahn-Reifende, polizeiliche Vorſchriften in Betreff derſelben 
312 fi. 

Gifenbahn-Telegrapheu, Beitimmungen über die Gorrefpondenz auf 
benfelben 63 ff. * 

Gijenbahn-PVerfehr, Abfertigungsftellen in den Großherzogthümern 
Medlenburg und im Gebiete der Hanfeftadt Lübeck in Bezug auf 
den Begleitſchein- und EifenbahnBerfehr 763 ff. 

Eiſenbahn-Verwaltung, Geſetz v. 1. April 1867 betr. die Drgani- 
fation der Eifenbahnverwaltung 417 f. Ginfegung einer Eifenbahn- 
Direction; -Perfonal und Gefchäftskreis derfelben; Hülfsperfonal 
417, 118. Betriebsinfpector, Mafchinemmeifter, Hülfsperfunal 119. 
Stationsdienft, Eaflendienft 419, 120. Zugbegleitungsvienft 120, 
Bezüge und bienftliche Stellung der Beamten 120—122. Unter⸗ 
flägungsenfie 122, 123. Gejchäftsorbnung, Betriebs-Reglernents 123. 

Gifenbahns:Berwaltungen, telegraphiiche Depeſchen derfelben, ge: 
bührenfreie Beförderung 77 ff. * 

Enteignungen zu Gilenbahnen, Gele vom 28. März 1867, 47 fl. — 
E. bei öffentlihen Waflerzügen 8366, 847 f., 880 f., 855 f.; bei 
Unternehmungen von Waflerbaugenofienfchaften 861, 863 f.; zum 
Zwed von Entwäflerung 870. 

Entfernung aus dem Givilftantsdienft 103 f. 

Enthebung, zeitweilige, vom Civilitaatsdienft 108 f. E. in Folge 
Berfügung des Staatsminifteriums 108, 109; in Folge gerichtlicher 
Erfennung der Unterfuhungshaft 109; in Folge der Vollſtreckung 
einer Kreiheitsftrafe oder eines eivilrechtlichen Berfonalarreftes 109, 110. 

Entlajfung aus dem Eivilftaatsdienfte, f. Entfernung. 

Entlaiiungs:Urfunde ber Eivilftaatsdiener 110. 

Entſchaͤdigung bei Enteignungen, f. Enteignungen. 

Endurtheile, ſ. Urtheile. 

Entwäſſerung, Berechtigung zur E. in die öffentlichen Waſſerzüge 
852. GE. durch die tiefer liegenden Grundſtücke 868 f. E. durch 
Anlegung von Wafferleitungen auf fremden Grundftüden 869, Ent: 
wäflerungsanlagen 857. Borzugsrecht der Interefien der E. vor 
benen ber Bewäflerung 857. Bol. auh Waflerbaugenofienfchaft 
MWaflerzüge. 

Entwendung, ſ. Diebitahl. 

Entzündlide Sachen, Berbot der Beförderung berfelben mit ber 
Boft 769 f., 10 f.* 

Erbſchaft, Belek v. 16. Juli 1868 betr. die Erhebung einer Abgabe 
von Erbidhaften, Vermaͤchtniſſen und Schenkungen 667 fi. 

Erbſchaftsabgabe, j. Erbſchaft. 


16 Alphab. Inhaltsverzeichniß. 


Erbverträge, Stempelpflicht derſelben 804. 

ErjagsAngelegenbeiten, f. die mit Militärerfag zufammengefegten 
Worte. 

Erſatz-Bedarf, ſ. Militairerſatz-Bedarf. 

Erſatzbehörden, j. Militair-Erſatzbehörden. 

Erjag:Commiffionen, ſ. Departements-Erſatz- und Kreis» Erfag- 
Commiſſion. 

Erſatzgeſchäft, ſ. Militair-Erſatzgeſchäft. 

Erſatzliſten, ſ. Militair-Erſatzliſten. 

Erziehungsweſen, Geſetz v. 3. April 1885 betr. die Einrichtung bes 
Unterrichts: und Grziehungsweiens, Abänderung ber Art. 24, 26, 
37, 41 und 52 deflelben 728 ff. 

Eſſig, Beſtimmungen über Ejfigbrauen 262. 

Eſſigſchrot, Befteuerung deflelben 261. 

Eftaffetten- Beförderung von Poſtſendungen 34 fj.*; bei Tele 
grammen 70 f.* 

Eßwaaren, Diebitahl von E., ſ. Diebftahl. 

Gramen, f. Prüfung. 

Erprefie, Sendungen durd E. 17 f.*, 25*, 58*. 

Expreß-Poſtanweiſungen 18*. 

Grpropriation, f. Gnteignungen. 

Extrapoſt, Beitimmungen über Grirapofl:Beförderung 46 ff. * 


F. 


Fabrication inländiſcher Spielkarten, Beſtimmungen in ſteuerlicher Be— 
ziehung 733 ff., 745 ff. 

Fähren an öffentlihen Waflerzügen 853. 

Fahneneid der Militairperfonen 375, 388. 

Feldfrüchte, Entwendung von Feldfrüchten, ſ. Diebftahl. 

Feuer fangende Materialien, Dedung der Häufer mit jolchen in der 
Nähe von Eifenbahnen 44. 

Feuergefährliche Sachen, Lagerung derjelben in der Nähe von Eijen: 
bahnen 44 ff. — Berbot der Beförderung berjelben mit der Poft 
769 f, 10 f.* 

Feuersgefahr durch den Eijenbahnbetrieb, j. Gilenbahnbetrieb. 

Feuerverliherungs-Gefellihaften, ſ. Verſicherungs-Geſellſchaften. 

Feuerwerks-Gegenſtände, ſ. feuergefährliche Sachen. 

Fideicommiß, Abgabe von Fideicommiſſen 667 ff. 

Finanzen des Nordbeutichen Bundes, |. Bunbesfinanzen. 

Finanzgeieg v. 8. April 1867 für die Jahre 1867, 1868 und 1869, 
125 ff. 
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Fiſchfang in Öffentlichen Waflerzügen 852, 853. 

Flagge des Norddeutfchen Bundes 296. — Beftimmungen wegen Füh— 
rung der Bundesflagge, Bekanntmachung des Staatsminifteriums v. 
31. December 1867, 61 f.* 

Flößen auf öffentlichen Wafferzügen 852. 

Flüffe, 1. Waflerzüge. 

Flüffigfeiten, ägende, Verbot der Beförderung derſelben mit der Poft 
769 f., 10 f.* 

Flurbefhädigungen, Brenfifche Beſtimmungen über Erfag von 8. 
Einführmg derfelden für das Großherzogthum 446, 297. 

Fonds, Einfegung einer Commiffton für die Verwaltung derfelben 881- 

Forfibediente, im Staats: und Großherzoglichen Hofdienft angeftellte, 
Beftimmung in Betreff der Jagdkarten 752. 

Forfidirection, Aufhebung derfelben, Beftimmungen wegen Uebergangs 
der Gefchäfte 882. 

Forſtordnung vom 28. September 1840, Anwendung. berfelben auf 
einen Fuhrenkamp des Arend Hinrich Schütte zu Elmeloh 639; auf 
bie Hölzungen des Hausmanns Johann Böhlje zu Linswege 754; 
auf die Hölzumgen bes Köters Johann Friedrich Henkenſtefken zu 
Halsbe 798 f. 

Frachtbriefe, Stempelpflicht derjelben 808, 823. 

Srachtgüter, zollamtlihe Behandlung berfelben auf ben Gijenbahnen 
180 fi, 643 ff. 

Branfirung ber Poflfendimgen 32 f.*, 21*, 13 f.*, 19*. 

Frankreich, Uebereinkumft zwifchen F. und Oldenburg betr. Ergänzung 
des Auslieferungsvertrages v. 6. März 1847, 597 fi. 

Frei-Couverts 32 f.*, 19.* 

Sreimarfen 6*, 13 fi*, 19*, 33.* 

Freiwilliger Dienft, einjähriger. Berechtigung der Oldenburgiſchen 
Mehrpflihtigen, den freiwilligen Dienft in der Preußifchen Armee 
abzuleiften 379. Berechtigung zum eimjährigen freiwilligen Dienſt 
380, 450, 467 fi., 859 f. Stellung der Oldenburgiſchen höheren 
Zehranftalten 380. Anmeldung zum einjährigen freiwilligen Dienft 
und Führung des Nachweiles 468. Ertheilung der Berechtigungs: 
: fcheine. 469. Selbftequipirung der einjährig Preiwilligen A470 f. 
Dienft der Mediciner. als einjährige freiwillige Militair-Aetzte 471. 
Aufenthalt der Freiwilligen in außereuropäiihen Ländern und Gr: 
theilumg eines — —— — 380. — Dreijährig freiwilliger 
Militairdienft 379; 471 f. 

Freizügigfeit ter MRebicinalperfonen und Thierärzte, Geſetz vum 
47. Zuli 1868, 709 f. — 8, innerhalb des Norpdeutfchen Bundes; 
‚gebietes 380 f. 
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Fremde, Anmeldungspflict von neu einziehenden Fremden 862. 
Fourage, Leitung von F. an Truppen und Vergütung dafür 612 f. 
Früchte, Entwendung von Früchten, ſ. Diebftahl. 
Bunctionszulagen der Givilftantsdiener 77. 


©. 


Garniſon, Unterbringung der im Großherzogthum Oldenburg garnifo- 
nirenden Truppen 381. Beltimmungen über die oldenburgifchen 
Garnifon-Einrichtungen ib. — Inftruction über die Verpflichtung zur 
Präftation von Unterfunft, Berpflegung u. j. w. an Truppen bes 
Norddeutichen Bundes in der Garnifon 610 ff. 

Barrel, Eonftituirung der Bauerichaft &. einfchließlih der Colonie 
Beverbruch zu einer Gapellengemeinde und Verleihung von Corpo— 
rationsrechten an dieſelbe 508. 

Gartenfrücte, Entwendung von Gartenfrüchten, j. Diebftahl. 

Gebäude, Abbruch von Häufern und wirthfchaftlichen Gebäuden, Auf: 
hebung des Verbots beffelben 34 f. — Errichtung von Gebäuden 
in ber Nähe von Gifenbahnen und Beftimmungen über bereits vor: 
handene ®. 44 ff. — Heranziehung der ©. zu den Koften ber öffent: 
lihen Waflerzige 847. — Beftimmungen über G. an öffentlichen 
Waflerzügen 850. 

Gebühren der Givilftaatsdiener 77. Verwandlung derſelben in baares 
Geld oder feftes Gchalt 78. Erſatz für Einbuße an Gebühren 78 f. 
— Gebühren für Begleiticheine und Bleie, Aufhebung derjelben 41. 

Gebührengefeg vom 28. Juni 1858, neue Beftimmungen zu demfelben 
betr. die bei den Polizeirichtern zur Aburtheilung kommenden Ber: 
gehen 793. Inkrafttreten diefer Beſtimmungen 828. 

Geburtshelfer, Freizügigkeit derſelben 710. 

Geburtsliften der Militairpflichtigen, Führung bderfelben durch bie 
Pfarrer 475. 

Gefängnißweſen, Zuweiſung deflelben zum Minifterials«Departement 
der Juſtiz 879. 

Gehalt ber Eivilftaatsdiener 77. Abzüge vom Gehalt bei Urlaub 84, 88. 

Gchaltsregulativ für den Eivildienkt des Großherzogthums vom 
29. Auguft 1857, Abänderungen in Betreff der Regiftratoren und der 
Ganzliften des Staatsminifteriums, fowie der Eaffirer 39 f. — Ab— 
änderungen in Folge bes Geſetzes v. 5. December 1868 betr. die 
Drganifation des Staatsminifteriums und einiger demjelben unter: 
georbneter Behörden 886 ff.; Infraftreten dieſer Abänderungen 893. 

Behaltszulagen der Givilftantsdiener, Anfangspunft derfelben 80. 
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Gehuͤlfen ber Gewerbetreibenden und Schiffsmannfcaften, Stempel: 
freiheit der Berträge mit benielben 814. 

Gelbes Fieber, Duarantaine-Maßregeln hinfichtlich deffelben 544. 

Geldſendungen mit der Poſt, veglementarifche Borfchriften 8 f.* — 
Zollamtliche Behandlung der G. 683. 

Gemeinde, Bildung einer ©. Neuenburg, Gejeb vom 1. April 1867, 
67. — ©. auch Gemeinden. 

Gemeindeabgaben, |. Gemeindelaften. 

Gemeindelaften (Communallaften), Beftimmungen über biefelben bei 
Enteignungen zu Gifenbahnen 61. — Befreiung der DOfficiere und 
Militairbeamten von DOfficiersrang von G. 384, 722% f. — cfr. Ge⸗ 
meinbeumlagen. 

Gemeinbeliften der Militairpflichtigen, |. Stammrollen. 

Gemeinden, Eigentum ber &. an öffentlichen Waflerzügen 839. Sn: 
flandfegungs: und Unterhaltungspflicht der G. in Betreff ber öffent: 
lichen Waflerzüge 845 f., 848 f. Entichädigungspflicht Seitens ber 
®. 850 f., 855 f., 866. Koftenpflichtigfeit der G. in MWaflerbau: 
ſachen 842. — Verpflichtung der ©. zur Leiftung von Naturalquartier 
an Truppen bes Nordbeutichen Bundes 610 ff. — Stempelfreiheit 
ber politifchen, der Kirchen und Schulgemeinden 813. — cfr. Ger 
meinde. ’ 

Gemeinderath, Recursrecht defielben gegen Berfügungen in Beziehung 
auf öffentliche Wafferzüge 841. Prüfung der Mafferzugsregifter und 
der Beftike durch den ©. 843 f. Bernehmung des G.'s bei In— 
ftandjegung und Unterhaltung der öffentlichen Waflerzüge 845; Be: 
ſchlußfaſſung deflelben in Betreff bes Beitrngsverhältnifies 846 f. 
Beichlußfaffung bei Zurüdiegungen von Gebäuden bei öffentlichen 
MWaflerzügen 850; bei Anlegung neuer Waflerzüge 850; bei Be: 
fchränfung oder Befeitigung beftehender Stauanlagen 885 f. Ber 
nehmung des &.s über Pläne von Waflerbaugenoflenfchaften 858; 
über das Regulativ derfelben 860. — Einſchätzung zu den Gemeinde: 
fteuern durch den ©. 14; Herabiegung der Gemeindefteuern durd) 
den ©. 13. 

Gemeindefteuern, f. Gemeindelaften und Gemeindeumlagen. 

Gemeindeumlagen (Sommunalumlagen), Anwendung der Einfommen: 
fteuer auf diefelben, Gefeg vom 21. Februar 1867, 13 f. — cir. 
Gemeindelaften. 

Gemeindevorftand, Berpflichtung deflelben zur Führung der Militairz 
ftammrollen 4857; nähere Beltimmungen über bie Führung 475 fi. — 
Mitwirkung des Gemeindevorftands beim Militairerfag-Aushebungs: 
geichäft 459. — Befugniffe und Stellung des Gemeindevorftands in 
Beziehung auf öffentliche Waflerzlüge 840, 848, 852 f. Anfertigung 
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der Maflerzugsregifter tur ben &. 843 ff. Schauungen ber öffent: 
lihen Waflerzüge durch den G. 867 f. Mitwirfung des G.'s bei 
Aufftellung des Regulativs der MWaflerbaugenoflenichaften 860. 

Gemeinheiten, Ueberfchüfle der getheilten G., Nußungen in den: 
jelben 8 f. 

General: Bollmadhten, Stempelpfliht derfelben 804, 898. 

Genoſſenſchaften zu Waflerbauzweden, |. Waflerbaugenoflenichaft. 

Gensdarmen, 1. Landdragoner. 

Gericht, Gebührenfreiheit der telegraphifchen Correſpondenz der Gerichte 
76 fi.* 

Gerihtsverfaifungsgefeg v. 29. Aug. 1857, Abänderungen des: 
felben 776 ff., 785; Inkrafttreten der Nenderungen 828; Berichti- 
gung 799. 

Sefammtminifterium, ſ. Staatsminifterium. 

Geſchäftsordnung des Landtags, Nenderung derfelben, Geſetz vom 
29. Mai 1867, 218 f. 

Bejellihaftsverträge, Stempelpflicht derjelben 803. 

Geftellung der zum Kriegsdienfte tauglichen Pferde bei einer Mobil- 
machung 680 ff., 897. 

Geſtellungs-Atteſte der Militairpflichtigen, f. Looſungs- und Ge: 
ftellungs:Ntteite. 

Beftellungspflichtigfeit der Militairpflichtigen 455 ff. efr, Militair- 
pflichtige. 

Getränfe, Entwendung von Getränfen, ſ. Diebftaht. 

Getraide, Eutwendung von G. ſ. Diebftahl. 

Gewäſſer, öffentliche G. des Staats 839. ©. im Uebrigen Waflerzüge. 

Gemwerbefteuer, Befreiung der Handelsreiſenden von berfelben im 
Canton Graubiündten 1 f. Uebereinfommen zwijchen den Staaten 
des Norddeutſchen Bundes wegen gegenfeitiger abgabenfreier Zus 
laflung von Handfungsreifenden 493 f. 

Sewerbetreibende, Stempelfreiheit der Verträge mit Lehrlingen und 
Gehülfen der Gewerbetreibenden 814. 

Gewerbsmäßige Unzucht, |. Unzucht. 

Gewicht, Einführung eines neuen Medicinalgewichtes 487 ff.; Aus— 
führungsbeftimmungen 837 ff. 

Gnadenquartal der Wittwe eines Givilftaatsdieners 80. 

Golzwarderſiel, Aufhebung des Nebenzollamts I. zu ©. 887. 

Gränze, Nenderung der ©. zwilchen der Stadtgemeinde Oldenburg und 
der Gemeinde Ofternburg und zwiſchen der Stadt: und Landgemeinde 
Dldenburg 589 ff.; desgleichen zwifchen der Stadt: und Landgemeinde 
Barel 641 f. — Gränze auf der Unterwefer, Bertrag mit Preußen 
wegen Regulirung derfelben 481 ff. 
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Gramm, Unterabtheilung des Medicinalpfupdes in Gramme 488, 837 f. 
— Einführung des Grammen-Gewichtes als Medicinalgewicht 487 ff, 
837 fi. 

Grundeigenthum, Stempelpflidt bei Umfchreibungen im Gr. 807. 

Grunderbrecht, Stempelpfliht bei Webertragungen bes Grunderb— 
rechts 807. 

Grundfläden, uncultivirte des Staats, Nutzungen in denſelben 8 f. 

Grundfteuer-Reinertrag, Aufbringung der Koften der öffentlichen 
Maflerzüge nach demfelben 846. 

Grundftüde, Pflichtigkeit derfelben zu den Koften ber öffentlichen 
Waſſerzüge 846 f. 

Grundwaſſer, Berechtigung zur Abführung beffelben in die öffentlichen 
Waſſerzüge 852. Verpflichtung zur Aufnahme bdefielben von oberen 
Grundftüden 868 f. 

Gütertransport, allgemeines Regulativ über die Behandlung bes 
Güter: und Effectentransport3 auf ben Gilenbahnen in Bezug auf 
das Zollwefen und die dazu vereinbarten Zufagbeftimmungen 179 ff.; 
Abänderungen und Ergänzungen bes MRegulativs 643 ff. 


S. 


Häufer in ber Nähe von Eiſenbahnen, Errichtung derſelben und Be: 
ftimmungen über bereits vorhandene 9. 44 ff. 

Häuferabbrud, Gefeg vom 15. März 1867 betr. bie Aufhebung bes 
Verbots des Häuferabbrudhs 33. 

Hagelverfiherungs:Gefellfchaften, f. Verfiherungs:Gefellfchaften. 

Haide, Entwendung von H., f. Diebftahl. 

Haidemähen in den uncultivirten Flächen des Staats 6. 

Hamburg, Anſchluß Hamburgifcher Gebietstheile an den Zollverein 
874. f., 833 ff. 89. 

Handelspapiere, Stempelpflidht berfelben 808, 823. 

Handelswefen des Norbdeutichen Bundes, f. Bund. 

Handlungsreifende, Befreiung berfelben von der Gewerbefteuer im 
Kanton Graubündten 1 f. — Uebereinfommen zwifchen den Staaten 
bes Nordbeutfchen Bundes wegen gegenfeitiger abgabenfreier Zus 
laflung von. Handelsreifenden 493 f. 

Hauptföhrung ber Stiere, abändernde Beftimmung des Art. 8 $. 2 
bes Stierföhrungsgejehes vom 15. Auguft 1861, $. 

Hauptzollamt, Errichtung eines zollvereinsländifchen Hauptzollamts 
in Hamburg 838. 

Hausſuchung bei Verdacht einer Defraubation der Branntweinfteuer 
250; der Braumalzfteuer 266; ber Spielfarten-Stempelfteuer 739. 
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Hebeftellen, f. unter Steuer und Zoll. 

Hebungsbeamte, Gautionen berfelben 76 f. 

Hebungsprocente der Givilfiantstiener 77, 80. Berwanblung ber: 
jelben in baares Geld oder feites Gehalt 78. Erſatz für Ginbuße 
an Hebungsprocenten 78 f. 

Heppens-DIdenburgs Bremer Gifenbahn, f. Eifenbahn, Bremens 
DltenburgsHeppenfer. 

Heſſen, gegenfeitiger Schug der Waarenbezeihnungen zwiichen 9. und 
D. 759 f. 

Heuercontracte, Stempelpflicht derfelben 806. 

Hohbau:Direction, Bereinigung derfelben und ber Direction des 
Menges, Wafler: und Bruͤckenbaus zu einer Dircction des Bauweſens 
882, 893. 

Hofverwaltung, Stempelfreiheit derfelben 813. 

Holftein, Anſchluß tes Herzogthums H. an den Zollverein 509 ff. 

Holz, Entwendung von H. f. Diebftahl. 

Hospitalin Didenburg, Benugung deffelben Seitens des Militairs 381 f. 

Hülfeleiftung bei Revifionen der Steuerbeamten, VBerpflihtung dazu 
250, 266, 739. 

Hülfsbeamter beim Verwaltungsamt und Amtsgericht, |. Aemtergeſetz. 

Hülfslehrer, f. Nebenlehrer. 

Hunte, inwieweit öffentliches Gewäfler des Staats 839. Unterhaltungs: 
pfliht der Stadt Oldenburg in Betreff gewifler Streden der H. 847. 

Hypothekenweſen, zur Zuftändigfeit des Minifterial-Departements 
der Juftiz gehörig 879. 


J. 


Jade, Gemeinde, Zulegung derſelben zum Amte Varel 564. Beſtim— 
mungen über Urkunden der freiwilligen Gerichtsbarkeit aus der Ge— 
meinde Jade 569 f. Competenz des Amtsgerichts Varel zur Ertheilung 
der Erlaubniß für öffentliche Verfäufe ıc. 572; Competenz des Ober: 
gerichts, bezw. Amtsgerichts Didenburg in Betreff der besfalljigen 
Dienftführung des Nuctionators 572. Berbleiben der Gemeinde 3. 
beim Gefchäftsbezirf des Auctionators zu Raſtede 571 f. 

Jadehafen, ift Bundesfriegshafen 298. 

Jagd, Erforderniß einer Jagdfarte, ſ. Jagdfarten. 

Jagdbediente, im Staats: und Großherzoglichen Hofdienft angeftellte, 
Beflimmung in Betreff der Jagdkarten 732. 

Jagdkarten, Geſetz v 8. Nuguf 1868 betr. die Ginführung von J. 
751 fi. 
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Jagdſchein, Fälle der Entbehrlichfeit beffelben für den Inhaber einer 
Jagdkarte 752. 

Sllatenverzeihniffe, Stempelpflicht derſelben 803. 

Smmobiliarverfäufe, Stempelpflicht berfelben 806. 

Inhaberpapiere, Geſetz v. 5. April 1867 betr. die Amortifation ber 
Snhaberpapiere 167 ff. Umfang des Gefehes 167, 168; zuftändiges 
Gericht; Begründung des Antrags 168; Verfahren des Gerichts 
168, 169; Erkenntniß und Folgen beflelben 169171; befonderes 
Berfahren bei inländifchen Staatsichuldenfcheinen 171; Berfahren 
bei Zinscoupons 174, 172, bei Talons 172; Amortifation bei Con— 
noffementen sc. 173. 

Snhaltserflärungen, f. Declarationen. 

Inländer, Auslieferung von Inländern an Preußen 580. 

Inftruction über die im Friedensverhältniß beftehende Verpflichtung 
zur Präftation von Unterfunft und Berpflegung, fowie zur Stellung 
von Vorſpann, Boten und Wegweifern an Truppen des Nordbeutichen 
Bundes in der Garnifon refp. im Gantonnement und auf Märfchen 
610 ff, 

Interimsfcheine ber Bapital- und Rentenverfiherungsanftalten, Stempel: 
freiheit derfelben 806; desgleichen ber Actiengefellichaften 814. 

Juriſtiſche Perſon, f. Perfon. 

Suftizangelegenheiten bes Norddeutſchen Bundes 283.° Beſchwerde 
über Juflizverweigerung 302. 


K. 


Karten, f. Spielkarten. 

KRartenftempel 732. 

Katholiſche Kirche, ſ. Kirche. 

Kaufceontracte, Stempelpflicht berfelben 803. 

Kauffahrteifhiffe der Norbbeutihen Bundesftaaten, gleichmäßige 
Behandlung derfelben 295 f.; Flagge derfelben 296. — Beltimmungen 
wegen Führung der Bundesflagge Seitens der K, Bekanntmachung 
des Staatsminifteriums v. 31. December 1867, 61 f.* — ©. aud 
Seeſchiffe und Schiffe. 

Kirche, Wahrnehmung der ftaatlihen Rechte hinſichtlich der katholischen 
K. Einfegung einer befonderen Gommiffion 881. — Stempelfreiheit 
ber Kirchen 813. 

Kirchengemeinde, |. ®emeinden. 

Knalljilber, Verbot der Beförderung beffelben mit der Poft 769, 10*, 

Knochen, unbefugtes Graben oter Sammeln von K. ftrafbar 798. 
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Köhrungsverbänte für Köhrung der Stiere, Abänbderungen, berjelben 
770 f. 

Körperverlegung, inwieweit ald Uebertretung zur Zufländigfeit ber 
Polizeigerichte gehörig 794. 

Koften, ſ. Unterfuchungsfoften. 

Kreis-Commiſſare, Ernennung und Functionen berfelben behuf Aus: 
hebung von Pferden im Mobilmachungsfalle 680 ff. 

Kreis:Erjag:Commiffion, AZufammenfegung derſelben 452, Er— 
nennung der Givilmitglieder derſelben durch das Staatsminifterium 
379. Außerordentlihe ivilmitglieder der Kreis-Erſatz-Commiſſion 
452 f. Geichäftsfreis der Kreis-Erſatz- Commiſſton 454 f., 487 ff., 
467 f., 472. 

Kreuzband bei Boftiendungen, Ginrichtung beffelben 12 *. 

Kriegshafen bes Norddeutfchen Bundes 298. 

Kriegsmarine des Norbbeutichen Bunbes 282, 294 f.; Wlagge ber: 

| felben 296. 

Kriegspferde, |. Mobilmachungspferbe. 

Kriegsmwefen des Norbdeutichen Bundes, |. Bunbesfriegswefen. 

Kündigungen, Stempelpflicht derfelben 803, 808, 823. 

Küftenfhifffahrt, gegenfeitige Zulaffung zur K. Vereinbarung zwijchen 
dem Norbdeutichen Bunde und Dänemark 79 *. 

Kunftverein zu Oldenburg, Berleihfung ber Rechte einer juriftifchen 
Berfon an denjelben 394. 


L 


Landdragoner (Gensdarmen), Abänderung bes Militairftrafgefegbuchs 
v. 7. September 1861 rücfichtlih der Beſtrafung der & 728 f. 
Uebergang der Strafbefuguiß des Commandeurs bes Truppencorps 
auf die Regierung; Abfchaffung der Todesftrafe als Strafe militairifcher 
Geſetz⸗ Uebertretungen 728; Webergang der Unterfuhung und nt: 
ſcheidung militairifcher Berbrechen der L. auf die bürgerlichen Straf: 
gerichte 729. 

Landespharmacopde, Einführung der preußifchen Pharmacopöe als 
2., 633 ff. 

Landgemeinde, Nenderung der Gränzen zwilchen ber k. und ber Stabt: 
gemeinde Didenburg 589 ff.; besgleichen zwifchen der Stadt: und 
Landgemeinde Barel 641 f. 

Landftreicherei, Vergehen ber 2, Beftrafungen wegen berfelben zur 
Zuftänbigfeit der Polizeigerichte gehörig 786. 
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Landtag, Yenderung ber Gefchäftsorbnung beflelben, Geſetz vom 29. Mai 
1867; 215 f. — Wahl der Nbgeorbneten zum 8, Gefeg vom 
21. Juli 1868, 710 ff. 

Landtag, XV., ordentlicher; Verlängerung 11, 31; außerordentliche Ber 
rufung 177; desgleichen; 595 Berlängerung 680. 

Landtagsabfchied für den XV. Landtag 325 ff.; Berichtigung 394 f. 

Landwehr, Gintheilung des Grofherzogthums in Landwehr-Bataillons- 
und GompagniesBezirke 379, 452, 474. 

Laften, f. Staats: und Gemeindelaften. 

Lauenburg, Anfhluß des Herzogtbums 8. an den Zollverein 88, 
561 f., 865. 

Leer⸗Oldenburger Gifenbahn, f Eiſenbahn, Oldenburg-Leerer. 

Legat, ſ. Vermaͤchtniß. 

Lehrlinge, Stempelfreiheit der Verträge mit Lehrlingen 814. 

Leibrenten, Berechnung des Eapitalwerths hinfichtlich der Stempelabgabe 
von Leibrenten-Berträgen 807. 

Leibzucht, Erbichaftsabgabe von einer Leibzucht 671 ff. ® 

Lethe, inwieweit Öffentliches Gewäfler des Staats 839. 

Legtwillige Verfügungen, Stempelpflicht derſelben 804. 

Lieferungsverträge, Stempelpflicht derfeiben 803, 809. 

Liquidatignen über Vergütungskoften bei Truppen 612, 618 ff. 

Liften zur Führung der Militairpflichtigen, |. Militair-Erfagliften. 

Locomotivführer 421, 122. 

Lohne, Aufhebung der Steuer-Reseptur zu Lohne. 868, 

Looſung ber Militairdienkipflichtigen ABA, ABB, A61 f. 

Loofungs⸗- und Geſtellungs-Atteſte der Militairpflichtigen 462. 

Lootjenflagge, Führung bderfelben Seitens der Morddeutfchen Kauf: 
fahrteifchiffe 62, * 

Lotterien, öffentliche, Beranftaltung derfelben ohne obrigfeitliche Er: 
laubnig als Webertretung ſtrafbar 794. 

Lotterieloofe, Verkauf berfelben ohne oBbrigfeitliche Erlaubniß als 
Uebertretung ftrafbar 794. 

Lübed, Hanfeftadt, Abfertigungsftellen in 8, in Bezug auf den Begleit: 
fchein- und, Gifenbahns®Verfehr 763 f. — Anſchluß ven 2. an den 
Bollverein 760 f., 797 f. 


M. 


# 
Maiſchbottichſteuer 233 ff. 
Malz, Malzſchrot, ſ. Braumalz 
Marine des Norddeutſchen Bundes, ſ. Bundesmarine. 
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Marken, Nugungen in den dem Staate zugefallenen Theilen der Marken 8 f. 

Marfchbedürfnifie der Truppen 610 ff. 

Marihbeföftigung der Truppen 611; Vergütung dafür 612. 

Marfhfourage, Reiftung von M. an Truppen und Vergütung dafür 
612 f 2 

Marſchrouten der Truppen 610 f. 

Mafchinenmeifter bei Eiſenbahnen 119 ff. 

Medlenburg, Anfchluß der Großherzugthümer M. an den Zollverein 
760 f., 797 f. — Abfertigungsftellen in den Großherzogthümern M. 
in Bezug auf den Begleitfchein: und Eiſenbahn-Verkehr 763 ff. 

Medicinalgewicht, Einführung eines neuen Mebicinalgewichtes 487 ff.; 
Ausführungsbeftimmungen 837 ff. 

Mepdicinalperfonen, Breizügigfeit berfelben, Beleg v. 17. Juli 1868, 
709 f. 

Mediciner, einjähriger freiwilliger Dienft derfelben 471. 

Miethe, Erfag für M. bei Umzügen der Eivilftantsdiener 90. 

Milde Stiftungen, Stempelfreiheit berfelben 813. — Ginfegung 
einer Commiſſion für die Verwaltung berfelben 881. 

Miethverträge, Stempelpflicht derielben 803. 

Militair, Convention zwifchen Oldenburg und Preußen vom 15. Juli 
1867, betr. den UWebergang Oldenburgs in das Kriegeweien bes 
Norddeutichen Bundes 372 f. — Militair-Gonvention zwiſchen Olden⸗ 
burg und Preußen vom nämlichen Tage wegen Ausführung der Be: 
fimmungen des Abfchnitts XI. der Verfaſſung des Norbbeutichen 
Bundes 374 ff. Uebernahme der Oldenburg für das Bundes⸗Kriegs⸗ 
weſen obliegenden Reiftungen Seitens Preußens 375. Ginreihung 
ber oldenburgifchen Truppenkörper in bie Preußifche Armee ib. Yor: 
mation der oldenburgifchen Truppen 375 f. NAbleiftung der Militair: 
yfliht im Herzogthum Oldenburg 376 f., in den Yürftenthümern 
Lübeck und Birkenfeld ib. Verhaͤltniß des Großherzogs zum Militair 
377 f., 390. Beftimmungen über Freiwillige 379 fi. Unterbringung 
bes im Großherzogthum liegenden Militairs, Duartierleiftung und 
Duartierentfhädigung 381. Beltimmungen wegen des Eigenthums 
ber Garnifon-Einrichtungen ib., über die Benugung des Hofpitals 
Seitens des Militairs 381 f. Requifition des Militairs durch Givil- 
behörden 382. infchreiten der Eivilbehörden gegen Militairperfonen 
ib., des Militairs gegen Civilperfonen 383. Rechtsverhältniffe des 
Militairs ib, perſönliche und fteuerliche Verhältniffe 384, 722 f. 
Beſtimmungen wegen ber übergehenden Dfficiere und Militairbeamten 
384 ff., 388 f. Mebergang von Materialbeitänden an Preußen 386, 
388. Beflimmungen wegen bes bisherigen Militairverhältnifles 
jwifchen Oldenburg und den freien Städten 390. — Befreiung ber 


r 
Li 
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Dffkciere und Militairbeamten von DOfflciersrang von Staats: und 
Gemeindelaften, Geſetz v. 24. Juli 1868 zur Ausführung des Art. 18 
ber Militair-Gonvention, 722 f. — Ueberweifung der Militair-Ange: 
fegenheiten an das Staatsminifterium, Departement des Innern 
489, 491; an ein Departement, nach Beftimmung des Großherzogs 
878. — ©. auch die mit Militair zufammengefegten Worte. 

Militair-Angelegenheiten, f. Militair und Militairbepartement. 

Militairbeamte von Dfficiersrang, Befreiung derfelben von Staats: 
und Gemeindelaften 384, 722 f. S. auch Militair. 

Militair-Eonvention, f. Militair. 

Militairdepartement, Aufhebung beifelben und Meberweifung ber 
Militair-Angelegenheiten an das Staatsminifterinm, Departement des 
Innern 489, 491. 

Militairdienft, f. Militairpflicht. 

Militairerfag-ANushebung, Ginführung der preußifchen Beſtim— 
mungen über M.:A. für das Großherzogthum 446, 297. — Befannt: 
mahung des Etaatsminifteriums v. 7. September 1867 betr. bie 
MR. 447 ff. — Beſtimmungen binfichtlih der M.A. pro 1867, 
379, 447, 490. 

Militairerfas: Bedarf, Repartition deffelben auf bie einzelnen Staaten 
450; Subrepartition auf die Aushebungskreife ib. 

Militairerfab: Behörden für das Großherzogthum 379, 451 fi. 

Militairerfag-Gommiffionen, f. Departements⸗Erſatz⸗ und Kreis: 
Erſatz⸗Commiſſion. 

Nilitairerſatz-Geſchäft, Vorbereitungen und Verlauf deſſelben 458 ff. 

Militairerfag-Inftrucetion, Preußifche v. 9. December 1858, Eins 
führung derfelben für das Großherzogtum 446, 447. 

Militairerfagskiften 454, 457 ff. Stammrollen 457, 475 fi; 
alphabetifche Lifte 457 f.; Vorftellungsliften 462. 

Militairgefeggebung, Einführung der gefammten preußiichen Militair: 
gefeßgebung für das Großherzugthum 445 f., 297. 

Militairifche Verbrechen ber Landdragoner (Gensdarmen), Uebergang 
ber Unterfuhung und Gnticheidung derfelben auf die bürgerlichen 
Strafbehörden 729. 

Militair-Rirhenordnung, preußifche, für Oldenburg nicht einge: 
führt 446. 

Militairpflicht (Militairdienft, Wehrpflicht), allgemeine M. der Nord: 
beutfchen 296. Dauer der M. 297; Beginn derfelben 451. ins 
führung der allgemeinen M. für das Großherzogthum A45 f. Ab- 
leitung der Militairpflicht im Herzogthum Oldenburg 376 f.; in den 
Fürftenthümern Lübel und Birkenfeld ib. Allgemeine Vorſchriften 
über die M. 448 ff. Befondere Beftimmungen für die Schulamts- 
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Candidaten 449; für die Theologie Studirenden ib.; für Seefahrer 
449 f.; für junge Leute von Bildung (einjährig Freiwillige) |. Frei: 
williger Dienft; für fonflige in Wiffenfchaft oder Kunft fi Aus: 
zeichnende, für Eunftgerechte oder mechaniſche Arbeiter 450. — Zurüd: 
ftellung vom Militairdienft auf Grund der Reclamationen wegen 
perfönlicdyer, Familien- oder öffentlicher NRücdkfichten 462 ff., 490; 
wegen Kurzfichtigfeit, Schwerhörigfeit, Epilepfie, Stammelns 460, — 
S. auch Militair, Militairpflichtige. 

Militairpflihtige, Geftellungspflichtigkeit derfelben 485 fj.; Ans 
meldung zur Stammrolle 457; Gricheinen im Mufterungstermine 
458 f.; Mufterung 4859 ff.; Loofung 461; Grtheilung der Nitefte 
462. ©. auch Militair und Militairpflicht. 

Militairftammrollen, f. Stammrollen. 

Militairftrafgerihtsorbnung, preußifche v. 3. April 1845, Eins 
führung derfelben für das Großherzogtum 446, 297. 

Militairftrafgefegbud, Abänderung des M.’s vom 7. September 
1861 rüdfihtlich der Beftrafung der Landbragoner (Gensdarmen) 
728 f. — Einführung bes preußifhen M.'s vom 3. April 1845 für 
das Großherzogthum 446, 297. 

Minifter, Stellung zur Dispofition berfelben 93, 94. — Ruhegehalt 
derfelben 94. — ©. im Uebrigen Staatsminifterium, 

Minifteriale Departement, j. Staatsminifterium. 

Minifterialvorftand, f. Staatsminifterium. 

Minifterium, f. Staatsminifterium. 

Mißhandlung, inwieweit als Mebertretung zur Zuftändigfeit ber Holigd 
gerichte gehörig 794. 

Mobiliarverkäufe, Stempelpflicht derſelben 806. Stempelfteiheit der 
M. in Vormundſchaftsſachen 814. 

Mobiliar-Verſicherungs-Geſellſchaften, ſ. Verſicherungs-Ge— 
ſellſchaften. 

Mobilmachung, preußiſche Beſtimmungen über Mobilmachung u. ſ. w, 
für Krieg und Frieden, Einführung derſelben für das Großherzogthum 
446, 297. 

Mobilmahungspferde, Neglement v. 17. Juli 1868 wegen Ge: 
ftelung, Auswahl. und Abfchägung der M. im Herzogthum Didenburg 
680 ff.; Abänderungen 897. 

Mortification, |. Amortifation. 

Münzverein, Ausfcheiden des. Kaiſerthums Defterreich und bes Fürften- 
thums Liechtenftein aus dem deutichen Münzverein 503 ff. 

Mufter, |. Waarenproben. 

Mufterpäfie 663. 

Mufterung der Militairpflichtigen 488 fi. 
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N. 


Naceile, wechſelſeitige Geſtattung der N. auf oldenburgiſches und 
preufifches Gebiet 885 f. 

Rahftempelung, ſ. Stempelung. 

Naphta, Verbot der Beförderung beffelben mit der Poſt 770, 11 *. 

Naturalbezüge der Givilftnatsdiener 77, 79, 80. 

Raturalquartier, Gewährung von R. an Truppen des Norbbeutfchen 
Bundes, ſ. Quartier. | 

Mebenaufträge, inwieweit Civilſtaatsdiener folche zu übernehmen ver: 
pflichtet find 83, 84. 

Nebengeichäfte der Eivilitantsdiener 84, 77, 79. 

Mebenlehrer, Gintheilung bderielben in N. erfter und ziveiter Claffe, 
Gehaltsbeftimmungen 726. Bergütung der Hauptlehrer für Wohnung, 
Koft u. ſ. w. der N. 726 f. 

Nebenzollamt, Aufhebung des Nebenzollamts II. zu Golzwarberfiel 887 

Neuenburg, Bildung einer Gemeinde N. 67 f. 

Nichtgeftellung von Militairpflihtigen 472 f. 

Nichtigkeitsbeſchwerde, AZuläffigfeit derfelben in Civilſachen (Ab⸗ 
änderung der Art. 266 und 267 bed bürgerlichen Procefies vom 
2. Novenber 1857) 773 f.; Inkrafttreten dieſer Abänderung 827 f.; 
Ueberganasbeftimmung 829. — Zuläffigkeit der N. in Straffachen 
781. Abänderung des Art. 46 $. 1 3. 7 der GStrafproceforbnung 
78 Die N. in Straffachen findet beim Eaffationsfenate des Ober- 
appellationsgerichts Statt 781. 

Niederlaffung der Nerzte, |. Wreizügigfeit. 

Nießbrauch, Erbichaftsabgabe von einem N. 671 ff. — Berehnung 
des Gapitalwerths hinfichtlih der Stempelabgabe bei Niefbrauche- 
Berträgen 807. 

Nitroglycerin, Verbot der Beförderung deffelben mit der Poſt 770, 11*. 

Nordenhamm, Zollitraße zum Nebenzollamie 2 Claſſe Nordenhamm 
und Ermweiteriing der Hebungsbefugnifle deſſelben 213. 

Norddeutiher Bund und die font bahingehörigen Worte f. unter 
Bund ımd den Zufammenfegungen mit Bund, 

Nugungen in den zur Verfügung der Regierung ftehenden uncultivirten 
Flãchen 5 f. — Vererbliche Nugungen, Berechnung des Capitalwerths 
binfichtlid der Stempelabgabe bei Berträgen über biefelben 807; 
desgleichen bei Eapital-NRugungen 808, 
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D. 


Dberappellationsgericht, Bereinigung des Oberappellationsgerichts 
und des Appellationsgerichts zu Einem Gerid;te „Dberappellations- 
gericht“ 776 f. Belegung beflelben 777. Bildung eines Gaflations- 
ſenats und eines Appellationsjenates 777. Belegung und Zuftändigfeit 
des Plenums und der beiden Senate, Borfig 777 f. Bertretung in 
den Senaten 778. Bildung der Anklagekammer 778. Gefcyäfte- 
ordnung 778. Grnennung bes Präfidenten und der Mitglieder des 
Schwurgerichtshofes durch den erften Borfigenden des Oberappellationg- 
gerihts 779. Dberftaatsanwaltihaft 779 f. S. auch Gerichtsver: 
faſſungsgeſetz. 

Obergerichte, Beſetzung der O. Oldenburg, Varel und Vechta 779. 
Zuziehung von Amterichtern als Ergänzungsrichter für die O. 779. 
Vertretung von Amtsrichtern durch Mitglieder oder Hülfsrichter der 
D. 779. Ernennung des Stellvertreters tes Präfidenten, der Richter 
und Grgänzungsrichter des Schwurgerichtshofs aus den Mitgliedern 
der D. 779. 

Oberftantsanwalt, Bertretung beflelben 779. Wegfallen der flän: 
digen Vertretung deſſelben 780. 

DOberwafier, Recht zur Abführung deſſelben in die öffentlichen Waſſer⸗ 
züge 852. Verpflichtung zur Aufnahme deſſelben 868 f. 

Dberzollcollegium in Hannover, oldenburgiiches, Aufhebung bes: 
felben und Ginfegung eines ZollsDepartements bei der Cammer in 
Divdenburg, Gele vom 21. März 1867, 37 f. 

Ochtum, inwieweit öffentliches Gewäfler des Staats 839. 

Deffentlide Beleidigung, f. Beleidigung. 

Dfficiere, Befreiung derfelben von Staats: und Gemeindelaften, Geſetz 
v. 24 Juli 1868, 722 f., 384. ©. auch Militair. 

Oldenburg, Gränzen zwifchen der Stadtgemeinde O. und ber Gemeinde 
Dfternburg und zwifchen der Stadt: und Landgemeinde O., Aendes 
rung berielben 889 ff. — Obergeriht O., f. Obergerichte. — Ber: 
träge Oldenburgs, f. unter Vertrag, Uebereinfunft, Vereinbarung. 

Divdenburgs Bremer Gifenbahn, ſ. Eifenbahn, Bremen» Didenburg- 
Heppenfer. 

Oldenburg-Heppenſer Gifenbahn, ſ. Eifenbahn, Bremen⸗Oldenburg⸗ 
Heppenſer. 

Oldenburg-Leerer Eiſenbahn, ſ. Ciſenbahn, Oldenburg-Leerer. 

Oldenburgiſches Contingent, Reorganiſation deſſelben 372 f. 

Orden, ſ. Ehrenauszeichnungen. 
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Drbnungsftrafen ber Givilftantsbiener 86, 87. 

Drganifation des Staatsminifteriums und einiger bemfelben unter: 
georbneter Behörden, ſ. Staatsminifterium. — D. ber Eiſenbahn⸗ 
verwaltung, ſ. Gifenbahnverwaltung. 

Dfternburg, Grängen zwifchen der Stabtgemeinde Oldenburg und der 
Gemeinde D., Aenderung berfelben 889 ff. 


P. 

Packete, ſ. Paͤckereien. 

Packmeiſter bei Ciſenbahnen 120 ff., 312 ff. 

Pädereien, reglementarifche Borfchriften über die Verfendung von P. . 
mit der Boh 5 fi. * 

Bapiere auf den Inhaber, Geſetz v. 1. Mai 1865 betr. das Verfahren, 
um Papiere auf den Inhaber außer Cours und wieder in Cours zu 
feßen, Nichtanmwenpbarfeit deffelben auf das oldenburgifche Papier: 
gelt 756. 

Bapiergeld, Gefek v. 12. Auguft 1868 betr. die Ausgabe von P. 788 ff. 

Papiergeld: Realijationsfonds für das oldenburgifche Papier: 
geld 756. 

Paffagiere, Beflimmungen über PB. bei den Boften, ſ. Poft. 

Baffagiereffecten, zollamtlihe Behandlung derfelben auf den Eiſen— 
balınen 180 ff., 643 ff. S. auch Reijegepäd. 

Bafjagiergepäd, ſ. Paflagiereffeeten und Reijegepäd. 

Batent,v. 5. März 1867, betr. Berfündigung des zwifchen Oldenburg 
und Preußen über Herftellung einer Gifenbahnverbindung zwifchen 
Didenburg und Leer abgefchloffenen Staatsvertrages 157. — P. v. 
40. Zuni 1867, betr. Verkündigung einer Uebereinfunft mit Preußen, 
betr. den Beitritt Dfvenburgs zum Bertrage vom 28. Juni 1864 
über die gleiche Befteuerung innerer Grzeugniffe 217 f. — P. v. 
24. Juni 1867, betr. die Berfünbigung der Verfaſſung des Nord: 
beutfchen Bundes 277 f. — P. v. A. Auguft 1867, betr. die Militair: . 
eonvention mit dem Königreich Preußen wegen Ausführung ber 
Beftimmungen des Abichnitts XI. der Verfaſſung des Norbdeutichen 
Buntes 371 f. — P. v. 31. Auguft 1867, betr. Berfündigung eines 
Bertrages mit Preußen wegen Regulirung der Graͤnze auf der Unter: 
weſer zwifchen dem oldenburgifchen und preußiichen Gebiet 479 f. — 
P. 9.28. Detober 1867 betr. Berfündigung des Vertrags v. 13. Juni 
1867 über Tas Ausicheiden des Kaiferthums Defterreih und bes 
Fürſtenthums Liechtenftein aus dem deutſchen Müngverein 503 f. — 
P. v. 10. December 1867, betr. eine Vereinbarung mit dem Präfldium 
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bes Norbdeutichen Bundes wegen Uebertragung der nad Art. 850 ber 
Bundesverfaflung der Oldenburgiſchen Regierung rückfichtlich der 
Anftellung von Pot: und Telegraphen:Beamten zuftehenden Rechte 
629 f. 

Patent für B. Palm in Rodenkirchen, Lichtlampe für Wagenerleuhtung 
2; für 9. Kepler zu Oberlahnftein, Schmierapparat 35 ; für Woldemar 
von Loewis of Menar auf Panten bei Riga, Flachsbereitungsmaſchinen 
68; für denjelben, wejentliche Berbeflerung an diefen Mafchinen 395; 
für denfelben, Berbefferung des von ihm erfundenen Leinſaat-Rifflers 
679; für die Ingenieure H. Krigar und W. Grote in Hannuver, 
Anordnung zur Rauchverbrennung bei Feuerungsanlagen 175; für 
Anton Stute zu Amede, verbefierte Feilenhaumaſchine 176; für den 
ingenieur Heinr. Krigar zu Hannover, verbeflerte BZimmerheizöfen 
275; für Director 3. Preller zu Barel, Räderwerzahnung bei Hädiel: 
maschinen 323; für Henry Clifton zu Birmingham und Charles 
Guftave Mueller zu Blankenburg a./$., atmoſphäriſche Yutter: 
mafchine 398; für Chriftian Petri zu Stuttgart, Wickelmaſchine zur 
Anfertigung von Eigarren:Wideln 527; für Joſeph Maitre zu Chan: 
tillon, Verfahren zur Abrindung von Baumftimmen 536; für Jacob 
Bührer und Carl Hamel in München, continuirliche Parallel-Ziegel- 
öfen mit Trodenanlage und Bentilatorbetrieb 853 f.; für Peter 
Gorfrig Möller und Ferdinand Walter in Leipzig, Apparat zur Ueber: 
tragung von Wärme 591; für Baumeifler Anton Bohlfen in Varel, 
Erbbohrer 894; für Mühlenbauer H. Kümper zu Dümmerlohaufen, 
Flachsbrechmaſchine 6085 f.; für Mühlenbaumeilter C. F. Jaacks in 
Lübeck, NAspiration ohne Staubverluft für Mahlmühlen 606; für 
Baron Dscar de Mesnil in Brüſſel und Mar Eyth in Stuttgart, 
Methode zum Bugſiren von Kähnen und andern Schiffsfahrzeugen 
606 f.; für die Techniker Carl Windhaufen und Heinrich Bülfing 
in Braunfchweig, Schornftein:Auffag, Defleetor genannt 638; für 
den Zymotechnifer W. Singer in Berlin, Eſſig-Generator 832. 

Pegel, f. Staumäf. 

Benfion der Givilftaatsdiener, |. Ruhegehalt. 

Berfon (Perfönlichfeit), juriftifche, Verleihung derfelben an den Schuͤtzen⸗ 
verein zu Delmenhorft 65; an den Kunftvetein zu Oldenburg 394; 
an die Gapellengemeinde Garrel 808; an das St. Anna-Stift zu 
Löningen 867; an das St. Marien:Stift zu Briefoythe 573 f.; an 
die Gefellichaft „Memento mori* (Todtenlade) zu Uvelgönne 748. 

Berfonalarrefi, Suspenfion der Civilſtaatsdiener als Folge des Per: 
fonalarreftes 109. 

Perfonenbeförderung auf ben Poften, |. Boft. 

Def, Quarantaine⸗Maßregeln hinfichtlich ber Peſt 544, 847 fi. 


BE * 
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Petroleum, Berbot der Beförderung beflelben mit ber Poſt 770, 11 * 

Pfandbriefe, Stempelpflicht derielben 803 f. 

Pferde-Aushebung bei einer Mobilmahung, f. Mobilmahungspferbe. 

Pfund als Mebdicinalgewicht 488. Decimale Unterabtheilung des Pfundes 
488, 537 f. 

Bharmacopde, Einführung der preußifchen P. als Landespharmacopde 
633 ff. 

Phosphor, Verbot der Beförberumg bdeflelben mit der Poft 769, 10*. 

Bhotogen, Berbot der Beförderung beflelben mit ber Poſt 770, 11 *. 

Plaggenfiehen in ben zur Berfügung ber Regierung jtehenden un: 
eultivirten Flaͤchen 8 f. 

Bolizeiauffiht, Beitrafungen wegen Brechnung ber P., zur Zu: 
ftändigleit der Polizeigerichte gehörig 786. 

Bolizeigerihte, Aufhebung bes Rechtsmittels der Berufung gegen 
die Urtheile der P. 781. Zuläffigfeit der Nichtigkeitsbeichwerde gegen 
die Urtheile der P.; zuftändiges Gericht 781 f. Griweiterung ber 
Zuftändigfeit der P. 786 f., 794 ff. . Neue Beftimmungen in Betreff 
des Borverfahrens und des Endurtheils der B. 787 ff. 

Bolizeilihe Vorſchriften für Eifenbahnen 311 ff. 

Porto bei Poftfendungen 32 f.*, 56 f.*, 89*. ©. auch Franfirung 
und Tarifbeftimmungen. 

Boft, Poſtweſen des Norddeutſchen Bundes 292 ff., 300, 282, 283. — 
Neglement zu dem Bunbesgeieg vom 2. November 1867 betr. das 
Poftweien des Norbdeutichen Bundes 85 ff.*; Beſtimmungen über 
Berfendung ber Briefe, Gelder und Pädereien 5*—34*, über die 
Efaffetten-Beförderung 34 ff.*, über die Beförderung der Perſonen 
mit den ordentlichen Poſten 37 ff.“ — Zollamtliche Behandlung der 
mit den Poften eingehenden, ausgehenden und durchgehenden Gegen: 
fände, Regulativ 652 fi. — Verbot der Beförderung leicht entzünd: 
licher Sachen oder ägender Flüffigfeiten mit der Poft 769 f, 10 f.* 
— ©. im Uebrigen die mit Poft zufammengefegten Worte. 

Poſtanweiſungen 14ff.“, 26f.*57* Erpreß-PBoftanweifungen 18 *, 

Boftbeamte, Uebertragung der nach Nrt. 50 der Bundesverfaffung der 
Oldenburgiſchen Regierung rüdfichtlich der Anftellung von Boftbeamten 
zuftehenden Rechte an das Präfitium des Norddeutſchen Bundes 
531; Ausführungsbeftimmungen 531 ff. 

Pofpferde, Befreiung bderfelben von der Aushebung bei einer Mobil: 
madhung 680, 684, 693. 

Poſtſendungen, reglementarifche VBorfchriften über die Beichaffenheit 
derfelben 5 f.* — Verbotene P. 10 f.*; bedingt zugelaffene P. 11 *. 
— Berlorene P. 33 *. — Unbeftellbare P. 29 ff.“ — Zurüdforderung 
von P. durch den Abjender 22 f.*; Aushändigung von P. an ben 
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Adreflaten an Umſpeditions-⸗Orten 23 *; Berechtigung bes Adreſſaten 
zur Abholung von P. 27*. — Herfiellung des Berfchluffes und Er⸗ 
Öffnung der P durch die Poftbeamten 23*. — Nachfendung von 
P. 28 *. 

Pofvorfhuß- Sendungen 16 f.*, 8*, 28*, 87*. 

Poſtweſen, f. Pol. 

Preußen, Anſchluß preußischer Gebietstheile an den Zollverein 760 f., 
797 f., 833 ff., 894. — Verträge Oldenburgs mit Pr. f. unter 
Bertrag, Mebereinkunft, Vereinbarung. 

Preußiſche Militairgefepgebung, inführung bderfelben für das Grof- 
herzogtbum 445 f., 297; desgleichen ber: preußifchen Arznei⸗Taxe 
für das Herzogthum 635; beögleichen der preußifchen Pharmacopde 
633 ff. 

Privatdepefhen 68 f.* 

Privatflagen im Strafverfahren, neue Beftimmungen in Betreff des 
Verfahrens bei denfelben 785, 788. 

Proceß, bürgerlicher, v. 2. November 1857, Abänderung der Art. 266 
und 267 (Zuläffigfeit der Nichtigfeitsbefchwerde) deſſelben 773 fj.; 
Inkrafttreten der Aenderung 827 f.; Uebergangsbefimmung 829. -- 
Strafproceß, |. Strafproceß-Drdnung. 

Proceß-Vollmachten, Stempelpflicht derfelben 804, 898. 

Vroclame, f. Convocations- und Goncursproclame. 

PBrolongationsfcheine über Verfiherungen, Stempelpfliht derſelben 
808, 824. 

Prüfung für den Eivilftaatsdienft 73, 74. 

Pyropapier, Verbot der Beförderung beflelben mit der Poſt 770, 10*. 


Q. 


Quarantaine-Anſtalt, Errichtung einer zwiſchen Preußen, Oldenburg 
und Bremen gemeinſchaftlichen Quarantaine-Anſtalt an der Unter: 
meier 541 ff. 

Duartier für die im Großherzogtum Oldenburg garnifonirenden 
Truppen, Beichaffung beffelben, Entſchädigung dafür 381. — Ge: 
währung von D. an Truppen des Norddeutichen Bundes 610 fi. 

Quittungen, Stempelpflicht derfelben 803, 808, 823. Stempelfreiheit 
ber DO. 814; desgleichen der DQ. der Banfgefchäfte, der Vorſchuß⸗ 
und Grebitvereine über Rüdzahlungen 814. 
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N. 


Raftedt, Aufhebung des Amts R. 563. Uebergang der anhängigen 
Sachen auf die Amtögerichte Oldenburg und Barel, bezw. auf das 
Dbergericht Oldenburg 577 f. Ablieferung ber Urfunden ber frei: 
willigen Gerichtsbarkeit 869 f. Cinrichtung des NAuctionatorwefend 
871 f. — Zulegung der Gemeinde R. zum Amte Oldenburg 564; 
Verbleiben derfelben beim Geſchaͤftsbezirk des Auctivnators zu Raſtedt 
871 f. 

Rathskammer, Beſtimmungen bei Berweifung der Beichuldigten durch 
die R. an ein Polizeigericht 793. 

Reallaften,: Beftimmungen darüber bei Enteignungen zu Eifenbahnen 61. 

Nehtscandidaten, Zulaffung berfelben zum Acceß; Beeidigung 73. 

Rechtshülfe, Keiflung ber gegenfeitigen R. zwifchen Oldenburg und 
Preußen 580. | 

Rechtsmittel, f. Berufung, Nichtigfeitsbefchwerde, Reviſion. 

Reclamationen Militairpflichtiger betr. Zurückſtellung wegen perfön- 
licher, Familien⸗ oder öffentlicher Rüdfichten 462 ff, 490. R. wegen 
Schwerhörigfeit, ftarfer Kurzfichtigfeit, Epilepfie, Stammelns 460. 

Recommandation von Poftfendungen, reglementarifche Beftimmungen 
14*, 26 f.*, 30*, 37*. — R. von Telegrammen 68*, 70 *. 

Recrutirungscollegium zu Oldenburg, Aufhebung beffelben, Ueber: 
gang der Gefchäfte auf die Regierung 835. 

Reductionstabelle zur Umſetzung bes bisherigen Medicinal: (Ungen:) 
Gewichts in das neue Medicinal:e (Grammen:) Gewicht 340. 

Megierung, zur Verfügung berfelben ftehende uncultivirte Grundflächen, 
Nutzungen in denfelben 5 f. — Stellung und Zuftändigfeit der MR. 
in Betreff der öffentlihen Waſſerzuͤge 840, 841, 843 ff., 815, 846, 
850, 853, 856, 866; in Betreff der Wafferbaugenoffenfchaften 858 ff. 
— Aufhebung der R., Beflimmungen in Betreff des Uebergangs ber 
Geſchäfte 880 f., 883. 

Reglement vom 11. December 1867 zu dem Gefege über das Poftwelen 
des Norbdeutfchen Bundes vom 2. November 1867, 5 fi.* — R. 
wegen Geftellung,. Auswahl und Abſchaͤtzung der Mobilmahungs- 
pferde im Herzogthum Oldenburg 680, ff. 

Megulativ über die Behandlung des Güter: und Effectentransports 
auf den Bifenbahnen in Bezug auf das Zollweſen und die dazu ver: 
einbarten. Zufaß-Beftimmungen 179 ff.; Abänderungen und Grgän- 
zungen 643 ff. — R. über bie zollamtliche Behandlung der mit den 
Poften eingehenden, ausgehenden oder durchgehenden Gegenftände 
652 ff. — R. wegen Einfuhr, Fabrication, Stempelung und Ber: 

ge 
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fentung von Spielfarten, fomwie über den Verkehr mit denfelben 
74 ff. — R. der Wafferbaugenofienfchaften 860. — R. für bie 
Gehalte, |. Gehaltsregulativ. 

NRegulirung ber Gränze auf der Unterwefer, Bertrag mit. Preußen 
481 ff. 

Reibzünder, Verbot der Beförderung derfelben mit der Poſt 769, 10*. 

Reichstag des Norbdeutichen Bundes, Berfaflungsbeitimmungen 285 ff. 
— Berordnung betr. Berufung bes erfien Norbdeutichen Reichstages 
7 f. — Verordnung betr. die Wahlen für benfelben 339 ff. 

Neifegepäd von Poftreifenden 42 ff.“, A7*. 

Reifekoften der Givilfinatsdiener A8, 78, 90; der Abgeorbneten zum 
Landtag 216. 

NReifende, f. Handelsreifende. — R. auf Poften, f. Poſt. 

 MReorganifation des Oldenburgifchen Gontingents 372 f. 

Revidirtes Civilſtaatsdienergeſetz, 1. Eivilftaatsdienergefeß.. — 
Revidirtes Gehaltsregulativ für den ivildienft, f. Gehaltsregulativ. 

Revifion der Enticheidungen der Minifterial-Departements beim Ge— 
fammtminifterinn 883, 884. 

Nevifionen der Brennereien 249 f.; der Brauereien 265 f.; ber. Spiel: 
fartenfabrifen 734. 

Richter, Eid derfelben 75 f., 112. — Berfegungen derfelben 89. — 
Stellung derjelben zur Dispofition 92, — Verſetzung berjelben in 
Ruheftand 96, 97. — Suspenfion derjelben 109. 

Requifition des Militairs dur Eivilbehörden 382. — Requifitionen 
der Truppen an Marichbedürfniffen 610. 

Nuhegehalt der Eivilftaatsdiener 97, 78. Berechnung der Dienftjahre 
97—99; Ausnahmen 99. Zahlung des Ruhegehalts 99, 100, 
Schmälerung deſſelben durch Eeffionen, Arreſt u. f. w. 100; bes: 
gleichen mittelft Abzuges beim Bezug außerhalb Landes 100. Ent: 
ziehung des Nuhegehaltes 100, 101. Berluft beflelben bei Verab— 
ſchiedung 103; bei Entfernung aus dem Dienfte 104. 

Nuheftand, Berfegung der Givilftantsdiener in den Ruheftand 96 ff. 
Begründung 96; Berfahren 96, 97. 


. ©. 


Sagterems, inwieweit öffentliches Gewäfler des Staats 839. 

Salz, Gele für den Nordbdeutfchen Bund vw. 12. October 1867 über 
bie Erhebung einer Abgabe vom Salz, Ausführung für Oldenburg 
513 ff. — Befreiung von ber Legitimationsſchein-⸗Controle im Gränz- 
bezirfe für Salztransporte von nicht mehr als 10 Pfund 536, 
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Salzabgabe, Salz: Steueramt, Salzwerf u f. w., f. Salz. 

Schaafweibe in ben uncultivirten Flächen des Staats 6. 

Schätzer, ſ. Brandeafie-Schäger. 

Schaffner bei Eiſenbahnen 120 ff., 312 ff. 

Schauungen der öffentlihen Wafferzüge 866 ff. 

Schenfung, Abgabe von Schenkungen auf den Todesfall 667 ff.; von 
Schenkungen unter Lebenden 668 ff. — Stempelpflicht der Schen- 
tungen 803. Stempelfreiheit der Schenfungen zu milden und gemein: 
nüßigen Zweden 814. 

Shiesbaummolle, Verbot der Beförderung derfelben mit der Poft 
769, 10*. 

Shiefpulver, Verbot der Beförderung deſſelben mit der Poſt 769, 10*. 

Schiffe, Stempelpflicht bei Gintragungen von Eigenthumsveränderungen 
in das. Schiffsregifter 807. efr. Seeſchiffe, Kauffahrteifchiffe. 

Schiffer, f. Seefahrer. 

Shifffahrtswefen des Nordbeutichen Bundes 281, 283, 294 ff. 

Shiffscertificate, f. Eertificate. 

Shiffsmannfhaften, Stempelfreiheit- der Verträge mit Lehrlingen 
und Gchülfen der Sch. 814. 

Shleswig, Anſchluß des Herzogthums Schleswig- an ben Zollverein 
509 ff. | 

Shlußabfertigung, zullamtliche, der mit den Pofien in den Boll: 
verein eingehenden Gegenjtände 653 ff. 

Shollenfiehen in den uncultivirten Flächen des Staats 3 f. 

Shüttung von Vieh auf der Gifenbahn oder deren Zubehörungen, zu: 
fländige Beamte, Verfahren 313. 

Schügenverein zu Delmenhorft, Berleihung der juriftifchen Perfön- 
lichfeit 68. 

Shulamts-Eandidaten, befondere Beftimmungen wegen der Militair: 
pfliht derielben 449. 

Schuldverfhreibungen, Stempelpflidt derſelben 803. 

Shulgemeinde, ſ. Gemeinden. 

Schutz, gegenfeitiger, der Waarendezeichnungen zwifchen Oldenburg einer: 
feits und Baiern, Baden und Heflen andererfeits 759 f. 

Shmweiburg, Gemeinde, Zulegung berfelben zum Amte Varel 568. 

Beftimmungen über Urkunden ‚der freiwilligen Gerichtsbarkeit aus 
der Gemeinde Schweiburg 569 j. Gompetenz des Amtsgerichts Varel 
in Betreff der Ertheilung der Grlaubniß für öffentliche Verkäufe sr. 
572, des Dbergerichts beziw. Amtsgerichts Oldenburg in Betreff ter 

— deöfallfigen Dienftführung des NAuctionators 572. Verbleiben ber 

Gemeinde Schw. beim Gefhäftsbezirt des Auctionators zu Raſtedt 
871 f. 
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Schweinebrüd, Zulegung eines Theils der ——— Schw. zur 
Bauerſchaft Neuenburg 68. 

Schwurgerichts hof, Ernennung und Beſetzung deſſelben 779. 

Seedienpflichtigkeit 449. 

Seefahrer, Begünſtigung in Betreff des Dienſtes auf der deutſchen Han— 
delsflotte 386. — Seedienſtpflichtigkeit 449. — Muſterung der ©. 459. 

Seeſchiffe der Norddeutſchen Bundesſtaaten, Ermittelung ihrer Ladungs⸗ 
fähigkeit; Führung; Abgaben ꝛe. 295 f. S. auch Kauffahrteifchiffe 
und Schiffe. 

Seewehrpäjfe, Austellung derfelben für Seedienftpflichtige 480. 

Selbftftellung, Geftattung der ©. von Strafgefegübertretern zwifchen 
Preußen und Oldenburg 582. 

Selbftverftümmelung der Militairpflichtigen 460 f. 

Servis, Preußifche Beftimmungen über Serviswelen, Ginführung ber: 
jelben für das Großherzogtum 446, 297. — Servisentfchädigung 
381, 612. 

Servituten, ſ. Dienftarbeiten und Waflerfervituten. 

Signatur bei Poffendungen 7*. — ©. bes Reifegepäds 42*. 

Spielfarten, Erhebung einer Stempelfteuer von Spielfarten, Geſetz 
vom 31. Juli 1868, 731 ff.; Inkrafttreten des Gefehes 740. — 
Negulativ wegen Einfuhr, Fabrication, Stempelung und Berfendung 
von Spielfarten, fowie über den Berfehr mit benfelben 741 ff. — 
Aufhebung des Verbots der Einfuhr von Sp. in das Herzogthum, 
bes Abjages nach Hannover und Braunfchweig, ver Vorfchriften über 
Einlöfung eines Erlaubnißfcheines zur Ginfuhr von Sp. ꝛc. 556; 
Beicheinigungen bei Verfendungen von Sp. 856 f. — Begleiticheine 
I. für Sp., Ermächtigung des Steueramts Damme zur Ausftellung 
derfelben 831. 

Sporteln in Waflerbaufachen 842. 

Sprengöl, Verbot der Beförderung beffelben mit ber Poft 770, 10*. 

Staat, Stempelfreiheit deſſelben 813. — Deffentlihe Gewäſſer bes 
Staats 839. — Uneultivirte Grundflähen des Staats, Nutzungen 
in denfelben 5 f. 

Staatsabgaben, |. Staatslaften. 

Staatsanwaltf haft, Vertretung bes Oberftaatsanwalts burch bie 
Beamten der St. 779. — Neue Beftimmungen in Betreff der Kor: 
mulirung des Antrags der St. auf Beftimmung einer Sigung zur 
Hauptverhandlung 783. — Gebührenfreiheit der telegraphifchen Corre⸗ 
fpondenz der Beamten der St. 76 ff. * 

Stantsbeamte, Beftimmungen über die Dienftpferde der Staatsbeamten 
bei einer Mobilmachung 680, 684, 693. Im Uebrigen f. Civilſtaats⸗ 
biener und Beamte. 
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Staatscajien, Verpflichtung derfelben zur Annahıne des oldenburgifchen 
Bapiergeldes 756. 

Staatsbepejchen 65* Gebührenfreie Beförderung berfelben 76 ff. * 

Staatsdienergefeg, ſ. Eivilftnatsdienergefeg. 

Staatsgerihtshof, Berufung eines Mitgliedes deſſelben aus ben 
Mitgliedern des Gaflationsfenates 777. 

Staatsgewälfer, ſ. Staat. 

Staatslaften (Staatsabgaben), Befreiung der Offieiere und Militair: 
beamten von Dfflciersrang von St. 384, 722 f. — Beflimmungen 
über St. bei Enteignungen zu Eifenbahnen 61. | 

Staatsminifterium, Drganifation beffelben und einiger demfelben 
untergeorbneter Behörden, ©. v. 5. December 1868, 877 ff. In 
frafttreten des Gejeßes 893. Bildung von Departements 878. Ge- 
ſchaͤftsbegraͤnzung derjelben 878 —880. Innere Organifation berfelben 
882. Befegung 878. Zuftändigfeit der Departements:Borftände 
(Minifterialvorftände) 881. Berufung an die Departements 882 f. 
Sefammtminifterium 878. Zuftändigfeit deſſelben 88I— 885. Reviſion 
bei demfelben 883. Aufhebung der Regierung und Gammer 880; 
besgleichen der Forſtdireetion 882; Uebergang ber Gefchäfte 880 f., 
882. Bildung einer Commiſſion für Fonds und milde Stiftungen 
881; deögleichen zur Wahrnehmung der ftaatlichen Rechte Hinfichtlich 
ber fatholifchen Kirche 881. Beftimmungen in Betreff der Directionen 
des Weges, Wafler- und Brücdenbaus und des Hochhaus 882, 893. — 
Stellung des Staatöminifteriums als oberfte Eivilbehörbe. in-Betreff 
ber Militairerfag- Angelegenheiten der oldenburgifchen Wehrpflichtigen 
379, 452. 

Staatsvertrag, ſ. Vertrag. 

Stadtgemeinde, Nenderung der Gränzen zwijchen der Stadt- unb 
Landgemeinde Oldenburg und ber Gemeinde Ofternburg 589 ff.; 
beögleichen zwifchen der Stadt: und Landgemeinde Varel 641 f. 

Stadtmagiftrat,. Führung der Militairftammrollen in ben Städten 
durch die Magiftrate 457, 475 fl. 

Stabtrath, Wahl der .außerordentlichen Eivilmitglieder der Kreis- 
Erſatz⸗ Commiſſionen durch die Stadträthe in den Städten I. Cl. 463. 

Stammrollen ber Militairpflichtigen (Militairftammrollen), Bührung 
berfelben durch die Gemeindevorſteher 487, 475 fi. Geburtsliften 
als Grundlage ber Stammrollen 475 f. Anmeldung zur Stammrolle 
457, 476. Anmeldung der einjährig Freiwilligen 470. 

St. Anna:-Stift zu Löningen, Berleihung der juriftifhen Perfönlich- 
feit an baflelbe 567 f. 

Stations-Nffiftenten, Aufſeher,-Verwalter bei ———— 119 ff., 
312 ff. 
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Stauanlagen (Staumwerfe) in öffentlichen Waflerzügen, Geftattung ber 
Beibehaltung beftehender St. 854. Befchränfung und Befeitigung 
beftehender St. 855 f. Erridytung neuer St. 854. St. zur Aus: 
übung der Fiicherei 853. Gollifion mehrerer St. 856. Berpflichtung 
zur Entichädigung bei Beichädigungen durch St. 853. Verpflichtung 
zum Uferfchuß bei Befchädigungen durch St. 849. Enteignung von 
St. bei Unternehmungen von Waſſerbaugenoſſenſchaften 861. 

Staumaaß, Beltimmungen über Aufitellung eines Staumaaßes bei 
Stauanlagen in öffentlihen Waflerzügen 858. 

Staumwerfe, |. Stauanlagen. 

Stauzeit bei Stauanlagen in öffentlichen Waflerzügen 858. 

Stellung der Militairpflichtigen, ſ. Geftellungspflichtigfeit. — St. von 
Pferden bei einer Mobilmachung, |. Geſtellung. — St. zur Dispofition 
ber Givilftaatsdiener, |. Dispofition. — St. unter Polizeiaufiht, 1. 
Polizeiaufſicht. 

Stellvertretung im Militairdienſt, Aufhebung derſelben 448. 

Stempelabgabe, Erhebung derſelben, |. Stempelmarken, Stempel: 
papier und Stempelung. — Berechnung der St. nach dem Dreißig— 
thalerfuß 809. — Befreiungen von der St., ſ. Stempelfreiheit. — 
S. auch Stempelgebühr. 

Stempelbogen, ſ. Stempelpapier. 

Stempelfreiheit, Verzeichniß der Urkunden, Verträge, Beſcheinigungen 
u. ſ. w., welche von der Stempelabgabe befreit find 813 f., 818 f. 
Berzeichniß der Bereine, Geſellſchaften, Soeietäten, Genoffenfchaften, 
Gaffen u. |. w., welche Steimpelfreiheit genießen 815 f. 

Stempelgebühr, Notirung der St. mit den Sporteln 802, 806, 821. 
S. auch Stempelabgabe. 

Stempelgebühren, Geſetz vom 9. October 1868 betr. die Stempel: 
gebühren 802 ff. Inkrafttreten des Geſetzes 820. Ausführungs- 
beftimmungen, DMinifterialbefanntmahung vom 12. Detober 1868, 
821 ff. und Gammerbefanntmahung vom 15. December 1868, 
898 f. 

Stempelmarfen; Erhebung der Stempelgebühr buch Berwendung 
von St. 802. — Zuläffigfeit der Verwendung von St. 809, 821, 
822 ff., 898. — Gaffirung der St. ohne Mitwirkung ftaatlicher 
Beamten 823, 898; unter Mitwirkung flantlicher Beamten 824, 898. 
Zur Caffirung befugte Behörden 824, 898. — Befondere Beftimmung 
über Berwendung und Eaffirung der St. (Torftempelung) bei Wechfel: 
Bormularen 825; Ausdehnung der Borftempelung auf alle ftempel: 
pflichtigen Schriftftüde, welche ganz oder theilweife aus Vordruden 
beitehen 898 f. — Frift zur Kaffirung der St. 325. — Behandlung 
(Auffleben) der St. 822 f. — Verkauf der St. 821 f. — Ber: 
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" wendung mehrerer St. 824. — MWerthbeträge ber &t. 822. — 
Strafbeftimmungen 810 ff. 

Stempelyapier, Erhebung der Stempelgebühr durch Verwendung von 
St. 802; gilt ald Megel 84. — St. erfter und zweiter Clafle; 
Fälle der Verwendung defielben 803; Tarif 803, 818 f. — Et. bei 
Teftamenten, Ghepacten, Grbverträgen, Einfindfchaftsverträgen und 
dergl. 804; bei Vollmachten 804, 898. St. bei Berficherungsicheinen 
und Prolongationsfcheinen über Verſicherungen 805, 824. St. bei 
Öffentlichen Berfäufen und Berhenerungen, bei Heuercontracten 806. 
St. bei Bermögensübertragungen von Elten an Kinder 806 f. 
St. bei Uebertragungen des Grunderbrechts 807. St. bei Um- 
fchreibungsgefuchen 807. St. bei Taufchverträgen und Abgaben 808. 
— Berwendung mehrerer Stempelbogen, Anheftung derfelben 809; 
zuftändige Behörde 809, 822, 898. — Nachträgliche Belegung mit 
St. 808, 810; Erſetzung der nachträglichen Belegung durch Ber: 
wendung von Stempelmarfen unter Mitwirkung ftantlicher Beamten 
821, 824, 898. — Geftattung der Notirung der Stempelgebühren 
mit den Sporteln anftatt Verwendung von St. 821, 802, 806. — 
Verkauf des Etempelpapiers 821. — Strafbeflimmungen 810 fi. 

Stempelfteuer von Epielfarten, f. Spielfarten. 

Stempelung, gelegliche Geftattung der Erhebung der Stempelgebühr 
durch nachträgliche St. 802, 809; bei Wechſeln 804; bei Berzeich: 
niffen der Theilnehmer inländifcher Mobiliar:, euer: und Hagel: 
Berficherungsgefellidhaften 8085, 822, 824, 899; bei im NAuslande 
von Inländern errichteten Urfunden 810. Erſetzung der nachträglichen 
Stempelung durch Verwendung von Stempelmarfen unter Mitwirfung 
ftantliher Beamten 821, 824, 898. ©. auch Borftempelung. — 
St. des Medicinalgewichts 538; Strafbeftimmungen 488 f. — Gt. 
der Spielfarten 732 ff., 741 ff. 746 ff. 

Steuer von Spielkarten, f. Spielkarten. Im Uebrigen f. die folgenden 
Worte, fowie Befteuerung und Zoll. 

Steuerabfertigungsftellen bei ber Nusfuhr von —— 
Bier, Branntwein, Taback, ſ. dieſe Worte. 

Steuerbeamte, Obliegenheiten in Betreff der ae 234 ff.; 
in Betreff der Braumalsfteuer 261 ff; in Betreff der. Spielfarten- 
ſteuer 732 ff. Mevifion der Brennereien 249 f.; der Brauereien 
265 f.; der Rartenfabrifen 734. Befugniß zu Hausfuchungen bei 
Verdacht von Defraudationen 250, 266, 739. Beſtechung der Steuer: 
beamten 258, 272, 739. Widerfeglichfeit gegen St. 258, 272, 739. 
Berpflichtung zur Hülfeleiftung bei Revifionen durch St. 250, 266, 
739. — Divenburgifche in andern — angeſtellte St., ob Civil: 
flaatsdiener? 72. 
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Steuerbehörben, f. Steuerbenmte. 

Steuerdefraubdation, f. Defraudation. 

Steuererlaß der Spielfartenfteuer 734, 744. — St. von der Brannt: 
mweinfteuer bei Unterbrehung des Betriebs, f. Branntwein. 

Steuerhebeftellen in Betreff der Uebergangsabgabe von Bier, Brannt: 
wein, Tabad, f. biefe Worte. Im Uebrigen f. Steuerbeamte. 

SteuersReceptur, Aufhebung der Steuer-Mecepturen Lohne und 
Bockhorn 868. 

Steuerftellen zur Abfertigung des ausgehenden inlänbifchen Brannt: 
weins, f. Branntwein. 

Steuervergütung bei der Ausfuhr von inländifchen Bier, Brannt: 
wein, Tabad, ſ. Bier, Branntwein, Tabad. 

Stierföhrungssgefeg v. 15. Auguft 1861, Abänderung des Art. 8 
$. 2 defielben 4. Aenderungen der Stierföhrungsverbände und Ab: 
theilungen 770 f. 

Stierföhrungsverbände, Aenderungen berfelben 770 f. 
Stiftungen, milde, Einfegung einer Gommiffton für die Verwaltung 
derielben 881. — Stempelfreiheit der milden Stiftungen 813. 

Stimmeneinhelligkeit, f. Ginftimmigfeit. 

Stimmenmehrheit, inwieweit genügend bei den Urtheilen der Straf: 
gerichte 786; desgleichen ber Polizeigerichte 788. 

St. Marien-Stift zu Frieſoythe, Verleihung ber juriftifchen Perſön⸗ 
lichfeit an daſſelbe 873 f. 

Straferfenntniffe, Vollſtreckung berfelben zwifchen Preußen und 
Oldenburg 881 f. 

Strafgerichte, Aufhebung des Rechtsmittels der Berufung gegen die 
Urtheile der Str. 781. — Zuläffigkeit der Nichtigkeitsbeſchwerde gegen 
biefelben 781. — Neue Beſtimmungen in Betreff des Verfahrens 
der Str. 783—785 ; in Betreff ber Befegung und ber Urtheile der: 
felben 788 f. 

Strafgefesbudh vom 3. Juli 1888, neue Beftimmungen zu bemielben; 
794 ff.; Inkrafttreten derfelben, Webergangsbeftimmungen 828; Be: 
richtigung 799. — Anwendung ber Art. 273—277 des Strafgefeh: 
buche auf alle vom Staate genehmigten Telegraphenanftalten. 3 f, 10. 

Strafproceß-Drdnung vom 2. November 1857, neue Beitimmungen 
zu derfelben, betr. die Rechtsmittel gegen bie Endurtheile 781 f.; 
betr. die Borunterfuhung 782 f.; betr. das Verfahren der Straf: 
gerichte 783— 785, die Belebung und das Urtheil derfelben 785 f.; 
betr. die Zuftändigfeit der PVolizeigerichte 786 f., das VBorverfahren 
und das Endurtheil derfelben 787—789; betr. die Wiederaufnahme 
der Unterfuhung nad vechtsfräftigem Urtheil 789—792; betr. die 
Zuftändigfeit der Anklagekammer und ber Rathsfammer 793. In: 
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frafttreten der neuen Beſtimmungen 828. Uebergangsbeſtimmungen 
ib. Berichtigung 799. 
Strafrehtspflege, Uebereinkunft zwifchen Preußen und Oldenburg 
zur wechfelfeitigen Beförderung der Strafrehtöpflege 579 ff. 
Straffenat, Ginfeßung deſſelben als Strafgericht bei den Obergerichten, 
Beſetzung deflelben 788. 
Strafurtheil, f. Straferfenntniffe und Urtheile. 
Strafverfahren, f. Strafgerichte. 
Strafvollfredung zwiſchen Preußen und Oldenburg 881 f. 
Streichzünder, Verbot der Beförderung derfelben mit der Poſt 769, 10*. 
Studirende ber Theologie, Militairpflicht berfelben 449. 
Suspension ber Givilftantsdiener, |. Enthebung. 


* 


T. 


Taback, Uebergangsabgabe und Erſtattung der inneren Steuer von ins 
ländifchen Tabak 321 ff. Verzeichniß der Uebergangsftraßen und 
der an benfelben gelegenen Hebe- und Abfertigungsftellen 397 ff.; 
Abänderung und Ergänzung biefes Berzeichniffes 801 f. S. auch 
Befteuerung. 

Tabacksblätter, ſ. Tabad. 

Tabacksfabricate, ſ. Taback. 

Tagegelder der Abgeordneten zum Landtage, neue Feſtſtellung derſelben 
215. — Tagegelder der Civilſtaatsdiener 81—83. 

Tarif-Beftimmungen für Poftfendungen 33*, 856 fi.*; für Beför- 
derung telegraphifcher Depefchen 66 ff.* 

Taufhverträge, Stempelpflicht derfelben 803, 808. 

Taration der bei einer Mobilmachung  ausgehobenen Pferde, Tarations: 
Gommiffiön 689 ff. 

Telegramme, Beflimmungen über Aufgabe se. von Telegrammen 64 ff.* 
— Gebührenfreie Beförderung von Telegrammen im Norbdeutichen 
Teltgraphen-Gebiete 76 ff. * 

Telegraphen, Benutzung berfelben 63 ff. * 

Telegraphen-Anlage von der Gränze bei Moorburg bis zur Gränze 
bei Barrelgraben, Herftellung derfelben durch die Preußifche Regie 
rung 10. 

Telegraphenanftalten, Beltrafung der Vergehen gegen bie vom 
Staate genehmigten T., Geſetz v. 1. Februar 1867, 3 f., 10. 

TelegrapbensBeamte, Webertragung der nach Art. 50 der Bundes: 
verfaſſung ber Oldenburgiſchen Regierung rüdfichtlih der -Anftellung 
von Telegraphen-Beamten zuſtehenden Rechte an das Präfldium bes 
Norbbeirtfihen Bundes 5315 Ausführungsbeftiimmungen 831 ff. 


44 Alphab. Inhaltsverzeichniß. 


Telegrapbengebiet, Norbdeutfches, Beſtimmungen über gebührenfreie 
Beförderung telegraphifcher Depeichen in demfelben 76 ff.“ S. auch 
Telegraphen-Orbnung. 

Telegraphen: Ordnung vom 24. December 1867 für die Gorre- 
fpondenz auf den Telegraphenlinien des Norddeutfchen Bundes nebft 
ben die Gorreipondenz auf ben Gifenbahn-Telegraphen und den Linien 
des DeutfchDefterreichiichen Telegraphen-Vereins betreffenden zufäg: 
lichen Beſtimmungen 63 ff. * 

ZelegraphensBerein, Deutſch-Oeſterreichiſcher, Beftimmungen über 
die Correſpondenz auf den Gifenbahn-Telegraphen und den Linien 
defielben 63 ff. 

Telegraphbenweien des Norbdeutfchen Bundes 282, 283, 292 ff., 300. 

Telegrapifche Depeichen, ſ. Telegramme. 

Teftamente, Stempelpflicht derfelben 804. 

Theilungsreceffe, Stempelpflicht terfelben 803. 

Theologie, Studirende der, befondere Beftimmungen wegen der Militair: 
pflicht berfelben 449. 

Thierärzte, Freizügigkeit derfelben 709 f. 

Titel der Bivilftnatsdiener 75. Berluft veffelben. bei Entfernung aus 
dein Dienfte 104. | 

Todesftrafe, Abſchaffung derſelben als Strafe militairiicher Gefeg- 
Uebertretungen der Landtragoner (Gensdarmen) 728. 

Todtenlade zu Dvelgönne, Berleihung der juriftifchen Perfönlichkeit 748. 

Torf, Entwendung von T. |. Diebftahl. 

Transport von Gütern und Effecten auf den Eifenbahnen, |. Güter: 
transport. Polizeiliche Borfchriften in Betreff deffelben 314 f. 

Transportfoften der Givilftantsdiener 83, 78, 90. 

Triebwerke in öffentlihen Waflerzügen, Geftattung ber Beibehaltung 
beftehender Tr. 854. Belchränfung und Befeitigung beftehender Tr. 
855 f. Grrichtung neuer Tr. 854. Gollifion mehrerer Tr. 856. 
Mivderfpruchsrecht bei Ableitung des Waſſers 853. nteignung von 
Triebwerfen bei Unternehmungen von Waflerhaugenofienfchaften 861. 

Truppen des Morbdeutichen Bundes, f. Bundestruppen. 


u. 


Uebereinfunft zwiichen Preußen, Oldenburg und Bremen wegen Er— 
richtung einer gemeinjchaftlichen Duarantaine-Anftalt an der Unter: 
wejer 341 ff. — Me. zwifchen Preußen und Oldenburg zur wechiel- 
feitigen Beförderung der Strafrechtspflege 579 ff. — Ue. zwiſchen 
Frankreich und Divenburg, betr. Ergänzung bes Nuslieferungsvertrages 
v. 6. März 1847, 597 fi. — Ue. zwifchen Oldenburg und Preußen 
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v. 27./30. April 1867 betr. den Beitritt Oldenburgs zum Vertrage 
vom 28. Juni 1864 über die gleiche Befteuerung innerer Erzeugniſſe 
219 f. — S. aud Vertrag und Bereinbarung. 

Ueberfahrten bei Gifenbahnen, |. Uebergänge. 

Uebergänge bei Kifenbahnen, polizeiliche Vorſchriften 314. 

Uebergangsabgabe vom Branntwein, Bier, Tabad, f. diefe Worte. 

Uebergangsftraßen bei Ausfuhr von Bier, Branntwein, Tabad, f. 
diefe Worte. 

Ueberfhäffe in: den getheilten Seineinbeiten, Nubungen in ben: 
ſelben 8 f. 

Ueberfegen, Anlagen zum Ue. an öffentlichen Mafferzügen 883. 

Uferanlieger an öffentlichen Maflerzügen, Rechte und Verpflichtungen 
berfelben 847. ff. Recursrecht derielben 841. 

Ufergrundftüde, Dienftbarfeiten ber U. an ——— Waſſerzügen 
849 f. 

Uferfhug bei öffentlichen Waſſerzügen 849. 

Umfchreibung, Stempelpflicht der Umſchreibungs-Geſuche und Protocolle 
bei Veränderungen im Grundeigenthum 807; bei Schiffen ib. 

Umzugsfoften der Givilftaatsdiener- 90. 


Uneultivirte Örundflächen, zur Verfügung bee Regierung ftehende, 


Nutzungen in denfelben, Gejeb vom 185. Februar 1867, 5 f. 

Unfähigfeit in der Armee zu bienen 448. 

Unterkunft ber Truppen bes Morbdeutichen Bundes im Friedensver⸗ 
hältnig, Inftruction darüber 610 ff. 

Unterrihtswefen, Geſetz v. 3. April 1855 betr. das Unterrichts: und 
Erziehungswefen, Abänderung der Art. 24, 26, 37, 41 und 52 bes: 
felben 725 ff. 

Unterfuhung, Wiederaufnahme derielben nad rechtsfräftigem Urtheil, 
neue Beftimmungen Hinfichtlich derielben 789 ff. 

Unterfuhungsfoften, Bereinbarung zwifchen Preußen und Oldenburg 
wegen Beitreibung von U. des einen Staates in dem andern 584. 

Unterwefer, Bertrag mit Preußen wegen Regulirung der Gränze auf 
ber Unterwefer 481 ff. — Uebereinfunft -zwifchen Preußen, Oldenburg 
und Bremen wegen Errichtung einer gemeinfchaftlihen Duarantaine: 
Anftalt an der Unterwefer 541 ff. 

Untheilbare Laſten, a darüber bei Enteignungen zu 
Gifenbahnen 61. 

Ungen: Gewicht, Nufhebung deflelben als Medicinalgewicht 487 ff. — 
Neductionstabelle zur Umfegung des Ungen-Gewichtes in Grammens 
Gewicht 540. 

Unzucht, gewerbsmäßige, Beftrafungen wegen berfelben zur Zuftändigfeit 
der Polizeigerichte gehörig 786. 
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Urkunden ber freiwilligen @erichtsbarkeit, Ablieferung berielben bei 
Aufhebung des Amts Raſtedt 569 T. 

Urkundenfälfhung in Gemäßheit Art. 237 des Strafgeſetzbuchs, 
Beftrafungen wegen berfelben zur Zuftändigfeit der Polizeigerichte 
gehörig 787. 

Urlaub der Givilfiaatsbiener 84, 85. 

Urtheile der Strafgerichte und Polizeigerichte, Aufhebung des Rechts: 
mittels der Berufung gegen biefelben 781. Zuläffigfeit der Nichtig- 
feitöbefchwerde gegen bielelben, eompetentes Gericht 784 f. Beſtim⸗ 
mungen über Stimmeneinheit und Stimmenmehrheit bei benfelben 
786, 788. Neue Beſtimmungen in Betreff ber Wiederaufnahme ‚der 
Unterfuchung nach rechtskraͤftigem Urtheil 789— 792, — Bollfiredung 
der Strafurtheile zwifchen Preußen und Oldenburg 581 f. 

Urwähler, Stimmberehtigung als U. 741 fi. 

Urwahlen zum Randtage 714 ff. 


3. 


Bagabondage, f. Landftreicherei. 

Varel, Aenderung ber Gränzen zwifchen der Stabt: und Landgemeinde 
V. 641 f. 

Verabſchiedung der Civilſtaatsdiener 101 ff. 

Beräußerungsverbote bei Enteignungen zu Eiſenbahnen 49. 

Berantwortlichkeit der Givilftantspiener 86. 

Vereinbarung zwifchen Oldenburg und dem Praͤfidium bes Nord: 
beutfchen Bundes wegen Uebertragung der nad) Art. 50 der Bundes: 
verfaffung der oldenburgifchen Regierung rüdfihtlich der Anftellung 
von Poft: und Telegraphen-Beamten zuftehenden Rechte 530 ff. — 
V. zwifchen dem Norbdeutichen Bunde und Dänemark wegen gegen= 
feitiger Zulaflung zur Küftenfchifffahrt 79.* — ©. auch Uebereinkunft 
und Vertrag. 

Berfaffung des Morbdeutichen Bundes 279 fi. — Berfündigung ber: 
felben als Gejeß für das Großherzogthum 277 f. 

Berfolgung, werhjelfeitige Geftattung der DB. flüchtiger Perſonen auf 
oldenburgifches und preußiiches Gebiet 588 f. 

Vergantungsprotocolle, Stempelpflicht derjelben 806. 

Bergleihe, Stempelpflict derielben 803, 808. Stempelfreiheit ber 
gerichtlichen V. 814. 

Berhaftung, Mebereinfunft zwifchen Branfreih und Oldenburg wegen 
V. von Berbrechern 601 f. 

Berheuerungen, Stempelpfliht bei B. 803, 806. — Stempelfreigeit 
bei B. auf adminiftrativem Wege 814; in Bormundfchaftsfachen ib. 


- * 
k . 
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Berheuerungsprotocolle, Stempelpflicht berfelben 806, 809. 

Berfäufe, Stempelpflicht bei Verkäufen 803, 806. — Stempelfreibeit 
ber V. bei. Beitreibungen auf abminiftrativem Wege 814; der Mobiliar: 
verkfäufe in Bormundfchaftsfachen 814. 

Berfaufsprotofolle, Stempelpflicht derfelben 806. 

Bermähtniffe, Abgabe von Bermädtniflen 667 ff. 

Bermiethete Gebäude und Grunpflüde, Beſtimmungen darüber bei 
Euteignungen zu Eifenbahnen 89.; 

Bermögensbeihäbigung, inwieweit als Uebertretung zur Zuftändig: 
feit der Polizeigerichte gehörig 798. 

Bermögensübertragungen, Abgabe von denſelben 668 fi. — 
Stempelpflicht bei denfelben 806 f. 

Berpadung von Poflendungen, reglementarifche Borfchriften 8 f.* — 
D. von Reifegepäd 42.* - 

Berpflegung der Truppen des Norddeutſchen Bundes im Friedens: 
verhältniß, besfallfige Inſtruction 610 fi. 

Verpflegungsweſen, Preußiiche Beitimmungen über B., Einführung 
berjelben für das Großherzogthum 446, 297. 

Berpflihtung der Eivilftaatsdiener 75 f., 112. 

Verſchluß von Poftiendungen, besfallfige Vorſchriften 9 ff. * 

Berfhwiegenheitsverpflihtung ber Eivilfiantsdiener 88. 

Berfegung der Givilftantsdiener 89 f, 79. — Berfegung berfelben in 
ben Ruheftand, f. Ruheftand, 

Verſicherungs-Geſellſchaften, Stempelpfliht der Berfiherungs- 
feine derfelben 808 f., 824; ber Theilnehmer-Berzeichnifie einiger 
inländifcher Beri.:&ef. 805, 822, 824, S99. 

Berjiherungsicheine, Stempelpflicht derſelben 808 f., 824. 

Berfiherungsftempel, f. Stempelpapier und Stempelung. 

Berfteuerung, j. Steuer. 

BDertheidiger, Zuläfjigfeit der Zuziehung eines Vertheidigers Seitens 
ber Beihuldigten in ber Borunterfuhung 782 f., 788; desgleichen 
im Bertheidigungstermine 783, 788. Befugnifle des Bertheidigers 
782 f. 

Bertheidigungsfrift in Straffachen 784, 788. 

Bertheidbigungstermin, Einführung beffelben in das Strafverfahren 
und Beitimmungen darüber 783 ff., 788. 

Bertrag zwiſchen Oldenburg und Preußen v. 17. Januar 1867 über 
Feftftellung einer Gifenbahnverbindung zwifchen Oldenburg und Leer 
16 ff — V. v. 5. Juli 1867, betr. die Regulirung der Gränze auf 
ber Unterwejer zwiſchen dem Großherzoglich Dldenburgifchen und 
Königlich Preußifchen Gebiet 481 ff. — 2. v. 13. Juni 1867 betr. 
das Nusicheiden des Kaiferthbums Defterreih und bes Fürſtenthums 
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Liechtenftein aus dem beutjchen Münzverein 505 fi. — ©. aud 
Mebereinfunft und Vereinbarung. 

DBertretung, Beſtimmung in Betreff B. der Civilftaatsdiener 84. 

Berwaltung ber Eifenbahnen, |. Eifenbahnvermaltung. 

Berwaltungsämter, Stellung und Zuftändigfeit verfelben in Betreff 
der Militair-Erfag-Angelegenheiten 452, 457 f., 460, 467 f., 472 f. 
— Desgleichen in Betreff der öffentlihen Waflerzüge 840, 841, 
843 ff., 846, 850, 852 f., 853 ff., 835 f, 866 ff.; in Betreff ber 
Waflerbaugenoflenfchaften 858 ff. — Ausftellung der Jagbfarten durch 
die B. 751. — ©. auch Nemtergefe. 

Verwaltungsbehörden, ©. v. 27. April 1857 betr. die Umgeftaltung 
verfchiedener V., Abänderung des Art. 9, 881, 884. 

Berzollung, f. Zoll. 

Vieh, Entwendung von Gegenfländen zur Biehfütterung, ſ. Diebftahl. 

Viehſchüttungen auf der Gifenbahn und deren Zubehörungen; zu: 
ftändige Beamte; Berfahren 313. 

Viehweide in den uneultivirten Flächen des Staats 6. 

Bindication, Unzuläffigfeit verielben bei dem voldenburgifchen Papier: 
geld 756. 

Vollmachten, Stempelpflicht derfelben 804, 898. 

Vollſtreckung ber Straferfenntniffe zwifchen Didenburg und Preußen 
881 f. 

VBorabfertigung, zollamtliche, der mit den Poften in das Zollvereins- 
gebiet eingehenden Gegenftände 655 f. 

Boranfchlag der Einnahmen und Ausgaben für 1867, 1868 und 
1869, für das Großherzogthum 127 ff.; für das Herzogthum 133 ff.; 
für Lübe 147 ff.; für Birkenfeld 157 ff. 

Vordrucke, Voritempelung bei Bordruden 898 f. 

Borkfaufsrecht, Bertimmungen darüber bei Enteignungen zu Eifen: 
bahnen 49. 

Vormundſchaftsſachen, Stempelfreiheit bei Urkunden in DB. 814. 

Borihußvereine, Stempelfreiheit derfelben 814, 825 f. 

Borfpann, Leiſtung von B. an Truppen des Norddeutfchen Bundes 
im Friedensverhältniß, Inftruction darüber 610 ff. 

Borttellungsliften der Miiitairpflichtigen 462. 

Borftempelung, Geftattung berfelben bei Mechfel-:Formularen 825; 
bei allen ftempelpflichtigen Schriftftüden, welche ganz oder theilweife 
aus Vordrucken beftehen 898 f. 

Borunterfuhung, neue Beftimmungen über die Stellung und die 
Mechte ber Beichuldigten in der B. in Straflahen 782 f. V. in 
Polizeiſtrafſachen 787 f. 

Vorverfahren, ſ. Vorunterſuchung. 
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W. 


Waarenbezeichnung, gegenſeitiger Schutz derſelben zwiſchen Oldenburg 
einerſeits und Baiern, Baden und Heſſen andererſeits 789 f. 

Waarenmuſter, ſ. Waarenproben. 

Waarenproben (Waarenmuſter), zollamtliche Behandlung der mit den 
Poſten eingehenden, ausgehenden und durchgehenden W. 633, 653, 
658, 663. — Reglementariihe Beftimmungen über Berfendung von 
Maarenproben durch die Boft 13*, 16*, 23*, 25 *. 

Mählbarfeit zum Wahlmanne und Landtagsabgeorbneten 712 f. 

Wähler, Stimmberechtigung ald Wähler (Urwähler) 711 f. 

Wahl der Abgeordneten zum Landtage, Geſetz v. 21. Juli 1868, 710 ff. 

Mahlbezirfe, Bildung derſelben für die Wahl der Wahlmänner zur 
Abgeordnetenwahl 711 f. 

Wahleommiſſar zur Leitung ver Wahl der Landtagsabgeorbneten 718 ff. 

MWahlfreife, Bildung berfelben für die Wahl der Abgeordneten zum 
Landtage 711 ff. 

Wahlmänner zur Wahl der Abgeordneten zum Landtage 711 ff. 

Martegeld der Givilftantsbiener 92, 93, 78; der Minifter 93, 94. 

Wachen, Wafhanlagen in öffentlichen Waflerzügen 851 f., 883, 

Waſſer, Verpflichtung zur Aufnahme des Waflers von höher liegenden 
Grundftüden 868 f. 

Waflerbau:-Direction, |. Wegbau-Direction. 

Woafferbaugenoffenfhaft, allgemeine Beſtimmungen über die Bil- 
dung von Maflerbaugenoflenichaften 857. Borverfahren des Amts 
858. Genehmigung der Regierung 888 f. Hauptverfahren beim 
Amte 859 f. Megulativ 860. Behörden 860 f. Berhältniß zu 
andern Grundftüden und zu Stau: und Triebwerfen 861. Erflärung 
von Privatanlagen für öffentliche 862. Aufnahme von Grundftüden 
in die W. 862; Ausfcheiden von Grundftüden aus berfelben 862 f. 
Auflöfung der W. 863. Recht der W. zur Gontrahirung von Ans 
leihen 863 f. Sicherung unvermögender und durch Zwang heran 
gezugener Genvflen 864 f. Brlöfchen der Genehmigung wegen 
Nichtausführung 8685. 

MWafferleitungen, Recht zur Anlegung von W. durch fremde Grund: 
ftüde 870. 

Wafferordnung vom 20, November 1868 für das Herzogthum Diden- 
burg 837 ff. Infrafttreten berfelben 876. 

Wafferfhöpfen, Wafferfhöpfanlagen in öffentlichen Waflerzügen 
851 f., 833. 

4 
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Wafferfervituten, Erwerb derjelben an öffentlichen Waflerzügen 882. 

Maffervögte, Beftellung und Befugniffe derielben 840. 

Waſſerzüge, Gintheilung derfelben in öffentliche und nicht öffentliche 

838. Begriffsbeftimmung und Gigenthumsverhältniffe der öffentlichen 
W. 839. Beflimmungen über Inftanbfegung derfelben und Inftand- 
ſetzungspflicht 842 f., 845 ff.; ber Unterhaltung und Unterhaltungs: 
pfliht 842 f., 847 fi. Benutzung der öffentlihen W. 881 ff 
Beflimmungen über Anlagen an öffentlihen Waflerzügen 853 ff. 
Deffentliche Anlagen und Unterneßinungen und Bildung von Waſſer⸗ 
genoflienichaften 887 fi. Anlegung neuer W. 850 f. Schauungen 
der W. 866 fi. Beſtimmungen über Gnteignungen 866, 847 f., 
830 f., 855 f. Beltimmungen über die nicht öffentlichen W. 868 ff. 
Strafbeftimmungen 871. 

Wafferzugsregifter, Aufftellung beffelben, öffentliche Auslegung 843; 
Beftitellung defielben, Beweisfraft 844. 

Wechſel, Stempelpflicht der eigenen, traffirteigenen W. und der W. an 
eigene Ordre 803, 805; der gezogenen W. 804 f.; der Wechfelprotefte 
803. Geſetzliche Geftattung der nachträglichen Stempelung der W. 
804, 809; Erjegung der nachträglichen Stempelung durch Verwendung 
von Stempelmarfen unter Mitwirkung ftantlicher Beamten 821, 824. 
Borftempelung von Wechſel-Formularen 825. Behandlung (Nuf- 
Eleben) der Stempelmarfen bei Wechieln 822 f. Strafbeflimmungen 
(Mechielftempelftrafe) 811 ff. 

Wechſelſtempel, Wechfelftempelftrafe, ſ. Wechſel. 

Wegebau-Direction, Bereinigung der Direetionen des Wege-, Waſſer⸗ 
und Brückenbaus und bes Hochbaus zu einer Direction des Bau—⸗ 
weiens 882, 893. 

Wegeordnung v. 12. Juli 1861, Aenderung des Art. 34, $.1, Geſetz 

fs v. 14. Suni 1867, 305 f. 

Wegweifer, Stellung von MWegweifern an Truppen des Norbbeutfchen 
Bundes im Friedensverhältniß, Inftruction darüber 610 ff. 

Wehre in öffentlihen Waflerzügen 855 f., 861. 

Wehrpflicht, ſ. Militairpflichtige. 

MWehrpflichtige, f. Militairpflichtige. 

Weide, Schaaf: und Viehweide in den uncultivirten Flaͤchen des Staats 6- 

MWerths:Declaration, f. Declaration. 

Weſer, Regulirung der Graͤnze auf der Unterwefer, Bertrag mit Preußen 
481 ff. — Uebereinkunft zwifchen Preußen, Oldenburg und Bremen 
wegen Grrichtung einer gemeinfchaftlichen Duarantaine-Anftalt an der 
Untermwefer 5A ff. — Die Weſer ift öffentliches Gewäfler des Staats 839. 

MWiderjeglichfeit gegen Steuerbeamte in Ausübung ihres Dienftes, 
Etrafen 258, 272, 739. 





Alphab. Snhaltsverzeihniß. 51 


Diederaufnahme der Unterfuchung nach rechtskraͤftigem Urtheil, neue 
Beftimmungen binfichtlid derfelben 789 fi. 

Wiederfaufsreht, Beitimmungen darüber bei Enteignungen zu Eifen: 
bahnen 49. 

BWiefelftede, Gemeinde, Zulegung berfelben zum Amte Oldenburg 564. 
Berbleiben beim Gejchäftsbezirf des Auctionators zu Raſtede 871 f. 
Beſtimmungen über Urkunden ber freiwilligen Gerichtsbarkeit aus 
der Gemeinde W. 569 f. 

Wund ärzte, Freizügigfeit berfelben 710. 
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Zahnärzte, Freizügigkeit derfelben 710. 

Zeitung, Sendung von Zeitungspadeten durch bie Bolt, zollamtlicht 
Behandlung 683. S. auch Drudjachen. 

Beitweilige Enthebung vom Eivilitsatsdienfte, |. Enthebung. 

Betel, Abänderung ber Gcmeindegränge 68. 

Beugen, wechielfeitige Stellung von Zeugen zwifchen Oldenburg und 
Preußen 584. Feſtſetzung der Meile und Zehrungskoften der Zeugen. 
durch das requirirte Gericht 888. 

Boll, f. die folgenden Worte; cfr. auch Steuer. 

Sollabfertigung, f. zollamtlihe Behandlung. 

Bollabfertigungsftellen an der Bremen-Didenburger Eiſenbahn 
334 f. — 3. in Bezug auf den Begleitihein- und Gifenbahns Verkehr 
in den Großherzogthümern Medlenburg und im Gebiete der Hanfe: 
ftabt Lübe 763 ff. — 3. in ben Zollvereinsftaaten für die mit ben 
Eifenbahnen ein: und ausgehenden Güter 183, 643 f. 

3ollamt, Errichtung eines zollvereinsländifchen Hauptzollamtes in Ham: 
burg 833. 

Zollamtliche Behandlung des Güters und Effectentransports auf ben 
Eifenbahnen, allgemeines Negulativ 179 ff.; Abänderungen des Re: 
gulativs 643 ff. — Zollamtliche Behandlung der mit den Boften 
eingehenden, ausgehenden oder durchgehenden Gegenftände, Regulativ 
652 fi. 

Bollbeamte (Zollbehörden), Thätigkeit und Befugniß berfelben Hinfichtlich 
der zollamtlihen Behandlung des Güter: und Effectentransports auf 
den Gifenbahnen 180 ff. — 3., in andern Staaten von Oldenburg 
angeftellie, ob Eivilftaatsdiener? 72. — cfr. Steuerbeamte. 

gollbehörden, ſ. Zollbeamte und Steuerbeamte. 

golldefraude 186, 196. cfr. Defraudation. 

goll-Departement, Einfegung eines Zoll-Departements bei der Kam: 
mer 37. Grfegung beflelben durch eine Zoll-Direction 880. 


52 Alphab. Inhaltsverzeihniß. 


goll»-Direction, ſ. Zoll-Departement. 

Zollpflichtige Gegenftände, f. zollamtliche Behandlung und Zollwelen. 

Zollftraße, Feftftellung einer 3. zum Nebenzollamte 2. Claſſe Norden: 
bamm 213. 

Zollverein, Anfchluß der Herzogthümer Schleswig und Holftein” an 
den Zollverein 809 ff.; des Herzogthums Lauenburg 855, 861 f., 
865; Hamburgifcher Gebietötheile 874 f., 833 ff., 894; der Groß: 
herzogthümer Medklenburg-Schwerin und Medlenburg:Strelig, ber 
freien Stabt Lübeck und preußifcher in Medlenburg eingefchloffener 
Gebietstheile 760 f., 763 ff, 797 f.; preußischer Gebietstheile 833 ff., 
894. — Zollamtliche Behandlung der mit den Boften in den Zoll: 
verein eingehenden, fowie der ausgehenden und durchgehenden Gegen⸗ 
ftände 6852 ff. 

Sollvereinsausland 664. 

Sollvereinsgebiet, f. Zollverein. 

Bollwefen, Behandlung des Güters und Gffectentransports auf den 
Eifenbahnen in Bezug auf das 3., Regulativ 179 ff.; Abänderungen 
und Ergänzungen des Megulativs 643 ff. — Zollweien des Nord: 
deutfchen Bundes 281, 283, 287 ff., 300. 

Zugführer auf Eifenbahnen 120 ff., 312 ff. 

Zuggräben, ſ. Waflerzüge. 

Zulagen zum Gehalt der Eivilftaatsdiener, Anfangspunft derfelben 80. 
8. auf Zeit oder Widerruf 77. 

Zurüdftellung der Militairpflichtigen 460; auf Grund von Reclama: 
tionen 462 ff., 490. | 

Zufhlag zur Einfommenfteuer, Geſetz v. 31. Juli 1868, 730. 

Zwifhenahner Meer, ift öffentliches Gewäfler des Staats 839. 
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Geſetzblatt 


für das 


Herzogthum Oldenburg. 


XX. Band. (Ausgegeben den 5. Februar 1867.) 1. Stüd. 





Zubalt: 


N 1. MRegierungsbefanntmachung vom 29. Deibr. 1866, betr. Beitritt 
der Regierung des Kantons Graubündten zu der mit dem Echwei- 
zer Bundesrathe unter dem 24. Sept. 1860 wegen gegenfeitiger 
Befreiung der Handelsreifenden von ber Gewerbſteuer abgefchlofie: 
nen Bereinbarung. 

„» 2. Regierungsbefannimahung vom 31. Janr. 1867, beir, bad dem 
Kaufmann und Klempnermeifter B. Palm in Rodenfirchen ertheilte 
Patent auf eine von ihm erfundene Lichtlampe für Wagenerleuch⸗ 
tung. 





I — 
M J. 


Regierungsbekanntmachung, betr. Beitritt der Regierung des Kantons 
Graubündten zu der mit dem Schweizer Bunbdesrathe unter dem 
24. Sept. 1860 wegen gegenfeitiger Befreiung der Handelsreijenden 
von ber Gewerbfteuer abgeſchloſſenen Vereinbarung. 


Oldenburg, den 29. December 1866. 


In Gemäßheit einer Verfügung des Großherzoglichen 
Staatsminifteriumsd macht die Regierung hierdurch befannt, 
daß nunmehr auc die Regierung des Kantons Graubündten 
ber mit dein Schweizer Bundesrathe unter dem 24. Septbr. 
1860 wegen gegenfeitiger Befreiung der Handelsreiſenden von 
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der Gewerbfteuer abgefchlofienen Vereinbarung (Minifterial- 
Befanntmahung vom 15. Febr. 1862 — Gejegblatt Bd. 18 
©. 9 —) beigetreten ift. 


Oldenburg, aus ber Regierung, 1866 December 29, 
Erdmann. 


Greverus. 





M 2. 


Regierungsbekanntmachung, betr. das dem Kaufmann und Klempnermeiſter 
B. Palm in Rodenkirchen ertheilte Patent auf eine von ihm er— 
fundene Lichtlampe für Wagenerleuchtung. 


Dlvdenburg, den 31. Januar 1867. 


Mit Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs Höch— 
fter Genehmigung ift dem Kaufmann und Klempnermeiſter 
B. Palm in Rodenkirchen ein Patent auf eine von ihm ers 
fundene Wagenlaternen-tampe, foweit folche ald eigenthümlich 
und noch nicht bereits befannt zu betrachten ift, für das Her: 
zogthum, auf die Dauer von fünf Jahren, unter der näheren 
Beſtimmung ertheilt, daß dad Patent erlöfchen fol, wenn 
nicht innerhalb Jahresfrift, vom Tage ber Verfündung ange: 
rechnet, nachgewiefen wird, daß daflelbe im Herzogthum zur 
bleibenden Anwendung gefommen ift. 

Dfdenburg, aus ber Regierung, 1867 Januar 31. 


Erdmann. 


Ahblhorn. 
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Geſetzblatt 


für das ' 


Serzogtbum Oldenburg. 


— — 


XX. Band. (Musgegeben den 17. Februar 1867.) 2. Stuͤck. 





Inhalt: 


N? 3. Geſetz für das Herzogthum Oldenburg vom 1. Februar 1867, 
betreffend die Beftrafung der Vergehen gegen die vom Staate 
genehmigten Telegraphenanftalten. | 

„ 4 Geſetz für das Herzugthum Oldenburg vom 11. Yebruar 1867, 
betieffend Abänderung des Art. 8 $. 2 des Geſetzes vom 18. Au: 
guft 1861, Einführung einer allgemeinen Stierföhrung im Her: 

zogthum Dldenburg. 

„» 8. Geſetz für das Herzogthum Dfdenburg vom 1. Februar 1867, 
betreffend die Nutzungen in den zur Berfügung der Regierung 
ftehenden uncultivirten Grundflächen. 


— — — — — — — — — nn. 





M 3. 


Geſetz für das Herzogthum Oldenburg, betreffend die Beſtrafung der Ber: 
gehen gegen die vom Staate genehmigten Telegraphenanſtalten. 


Oldenburg, den 1. Februar 1867. 


Wir nNicolaus Ftiedtich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holftein, Stormarn, der Dithmarjchen 
und Oldenburg, Fürft von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von ever und Kniphauſen ꝛc. ıc. 
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verfünden mit Zuftimmung des Landtags ald Geſetz für 
das Herzogthum Oldenburg, was folgt: 

Die Beftimmungen ber Art. 273 bi8 277 einſchließlich 
des Etrafgefegbuchs finden auch Anwendung auf alle vom 
Staate genehmigte Telegraphenanftalten, weldye als folche 
vom Staatdminifterinm: durch öffentliche Bekanntmachung bes 
zeichnet find. | 

Urfundlich Unferer eigenhändigen Namendunterfchrift und 
beigedrudten Großherzoglichen Inſiegels. 


Gegeben auf. dem Schloffe zu. Oldenburg, ben 1. Fe: 
bruar 1867. 


(L. S.) Peter, 


von Berg. 
Römer. 





KM 4. 


Geſetz für das Herzogtfum Oldenburg, betreffend Abänderung des Art. 8 
$. 2 des Gefehes vom 15. Auguft 1861, Einführung einer allge: 
meinen Stierföhrung im Herzogthum Oldenburg betreffend. 

Dldenburg, den 11. Februar 1867. 


Mir Nicolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleöwig, Holftein, Stormarn, der Dithmarfchen 
und Oldenburg, Fürft von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von ever und SKniphaufen ze. ıc. 

verfünden mit Zuftimmung bed Landtags ald Gefeg für 
das Herzogthum Oldenburg, was folgt: | 

Der Art. 8 $. 2 des Geſetzes vom 15. Auguft 1861, 
die Einführung einer allgemeinen Stierföhrumg im Herzog— 
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thum Oldenburg betreffend, wird aufgehoben, und tritt dafür 
folgende Beftimmung an die Stelle: 
Die Hauptköhrung wird in jedem Köhrungdverbande 
gemeinbeiweife oder abtheilungsmeife alljährlich, in der 
Regel in den Monaten September oder Dctober vor- 
genommen. | 
Urfundlich Unferer eigenhändigen Namensunterfchrift und 
beigebrudten Großherzoglichen Inſiegels. 
Gegeben auf dem Schloffe zu Oldenburg, ben 11. Be 





bruar 1867. 
(L. S.) Beter. 
v. Bern. 
Römer. 
#5. 


Gefetz für das Herzogihum Oldenburg, betreffend die Nugungen in den 
—zur Verfügung der Regierung flehenden uncultivirten Grund; 
flächen. 
Oldenburg, den 15. Februar 1867. 


Wir Wicolans Friedrich Weter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holſtein, Stormarn, ver Dithmarſchen 
und Oldenburg, Fürft von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von ever und Kniphaufen ıc. ır. 

verfünden mit Zuftimmung ded Landtags als Gefeg für 
das Herzogthum Dldenburg, was folgt: 

Art.1l. 

In ben zur Berfügung der Regierung ftehenden unculs 
tivirten Grundflaͤchen, insbefondere in den Ueberfchüffen ber 
getheilten Gemeinheiten und in den dem Staate zugefallenen 
Theilen der Marken darf das Plaggen- und Schollenftechen, 
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dad Haidemähen, die Schaaf: und Wiehweide, fowie jede 
fonftige Nutzung, foweit ſolche nicht durch die Regulative für 
Einweifungen der Torf- und fogenannten Buchweizenmoore 
vom 2. März 1859 bereitd geordnet ift, nur nach vorher 
dazu erlangten —— geſchehen. 

Art. 2. 

Der Erlaubnißſchein wird von dem Verwaltungsamte 
oder von einem von demſelben mit deſſen Ausſtellung Betrau— 
ten ertheilt. 

Art. 3. 

Die für den Erlaubnißſchein bei deſſen Empfange zu 
entrichtende Gebühr beträgt I gl. Dieſelbe wird, wenn ber 
Erlaubnißichein vom VBerwaltungsamte ausgeftellt ift, zur 
Landescaſſe vereinnahmt; in den übrigen Fällen verbleibt fie 
dem Ausfteller des Scheines. 

Etwaige Zahlungen für die bewilligte Nugung find neben 
der Gebühr für den Erlaubnißfchein zu feiften. 

Art. 4. 

Uebertretungen gegen bie Beftimmung des Art. 1 werden 
mit Geldftrafe bis zu 50 4 oder Gefängniß bis zu feche 
Wochen beitraft. Der Uebertreter ift außerdem zum Schaden- 
erſatz verpflichtet. 

Art. 5. 

Die Ausführungsbeftimmungen find von der Regierung 
zu erlaffen. 

Art. 6 

Die wegen der Nupungen in ben im Art. 1 genannten 
Grundftüden beftehenden Verbote, Verordnungen und Vor: 
ſchriften find aufgehoben. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Namensunterfchrift 
und beigebrudten Großherzuglichen Inftegels. 

Gegeben auf dem Sun: zu Oldenburg, den 15. Fe— 
bruar 1867. 


(L. 8.) Peter. 
| v. Berg. 
Römer. 
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Geſetblatt 


für das 
Serzogtbum Oldenburg. 


XX. Band. (Husgegeben den 21. Februar 1867.) 3. Stüd. 





Inbalt: 


N 6. Verordnung vom 18. Februar 1867, betreffend die Berufung des 
Reichstages des Norddeutſchen Bundes. 

» 7. Belanntmachung des Staatsminifteriums vom 18. Februar 1867, 
betreffend die Telegraphen-Anlage von der Grenze bei Moorburg 
bis zur Grenze bei Barrelgraben. 





MM. 6. 


Verordnung, betreffend die Berufung des Meichstages des Norbdeutichen 
Bundes, 
Didenburg, den 18. Februar 1867. 


Wir Ulcolaus Ftiedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von. Schledwig, Holftein, Stormarn, der Dithmarſchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lübeck und Birfenfeld, Herr 
von Jever und Kniphauſen ꝛc. ıc. 

Thun fund hiemit: 

Nachdem die mit der Krone Preußen verbündeten Res 
gierungen der Norddeutſchen Staaten: folgendem 'Antrage: 


In Erwägung 
daß die wünfchendwerthe Förderung bed Verfaſſungswerkes 
eine einheitliche Vertretung der Hohen verbündeten Regierun: 
gen gegenüber der gemeinjchaftlicy einzuberufenden Volksver— 
tretung erheifcht, 
übertragen die in der Conferenz vereinigten - Bevoll- 
mächtigten der Krone ‘Preußen ad hoc bie in den Ar- 
tifeln 14 und 25 des von ber Krone Preußen vorge: 
legten Berfaffungsentwurfed — 


Art. 14. 


„Dem Praͤſidium fteht ed zu, den Bundesrath und 
den Reichstag zu berufen, zu eröffnen, zu vertagen 
und zu ſchließen.“ 


Art. 25. 


„Die Legislaturs Periode dauert drei Jahre. Zur 
Auflöfung des Reichstages während derſelben ift ein 
Beihluß des Bundesrathd unter Zuftimmung des 
Praͤſidiums erforderlich‘ 


bezeichneten dem Präſidium fowohl wie dem Bun: 
dedrathe eingeräumten Befugniffe, foweit fich diefelben 
auf den Reichstag beziehen, und ermächtigen die Krone 
Preußen, dem Neichötage den Berfaffungsentwurf, 
über den die verbündeten Regierungen ſich geeinigt 
haben werden, vorzulegen und für deſſen Bertretung 
bem Reichstage gegenüber die nöthige Vorſorge zu 
treffen, 

zugeftimmt haben, 

fo bringen Wir diefen Beſchluß und das nachftehende 
in Gemäßheit deffelben von Seiner Majeftät dem Kö- 
nige von Preußen erlaflene Patent zur öffentlichen 
Kunde: 

„Wir Wilhelm von Gotted Gnaden König von 
Preußen x. ıc. 

thun fund und fügen hiemit zu wiffen: 
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Nachdem Wir mit den verbündeten Regierungen der 
Norddeutſchen Staaten uͤbereingekommen ſind, zur Be— 
zathung der Verfaſſung und der Einrichtungen bes 
Korddeutichen Bundes Vertreter der Nation zu einem 
Reichdtage zu verfammeln, die gedachten Regierungen 
auch durch ihre Bevollmächtigten am 18. Januar d. J. 
den Beichluß gefaßt haben, die Einberufung bes 
Reichſstages der Krone Preußen zu übertragen, und 
nachdem die allgemeinen Wahlen am 12. Februar t. 3. 
Statt gefunden ‚haben, berufen Wir den Reichstag 
des Norddeutfchen Bundes hierdurch auf 


Sonntag den 24. Februar d. 9. 


in Unſere Haupt- und Refidenzftabt Berlin. 
Gegeben zu Berlin, den 13. Februar 1867. 


(L. S.) (ge) Wilhelm. 
(gegg.) von Bismard. 


Urkundlich Unferer eigenhändigen Namensunterfchrift und 
beigedrudten Großherzoglichen Inftegels. 


Gegeben auf dem Schloffe zu Oldenburg, den 18. Fe: 
bruar 1867. 


(L. S.) Peter. 


v. Röffing. 


- Römer. 
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MT. 


Bekanntmachung des Staatsminijteriums, betreffend die Telegraphen- 
Anlage von der Grenze bei Moorburg bis zur Grenze bei Barrel: 
graben. 

Dldenburg, den 18. Februar 1867. 


Unter Bezugnahme auf das Gefeg vom 1./17. d. M., 
betreffend die Beftrafung der Vergehen gegen die vom Staate 
genehmigten Zelegraphenanftalten, macht dad Staatsminifte: 
rium hiemit befannt, daß der Königlid) Preußifchen Regierung 
die Herftellung einer Telegraphenlinie von der Grenze bei 
Moorburg bis zur Grenze bei Barrelgraben geftattet if. 


Dldenburg, den 18. Februar 1867. 
Staatöminifterium. 
Departement des Innern. 


v. Berg. 


Römer. 
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Gefehblatt 


für das 


Serzogtbum Dldenburg. 


— — 


XX. Band. (Ausgegeben den 27. Februar 1867.) 4. Stuͤck. 





Subalt: 


N? 8. Berordnung vom 25. Februar 1867, betreffend die Verlängerung 
bed Landtags. 





| NM 8. 
Verordnung, betreffend die Verlängerung des Landtags. 
Oldenburg, den 25. Februar 1867. 


Mir Yicolans Friedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holſtein, Stormarn, der Dithmarſchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von Jever und Kniphauſen ꝛc. ıc. 

verordnen hiedurch was folgt: 


Die Dauer des gegenwärtig verſammelten Landtags wird 
bid zum 16. März d. 3. verlängert. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Namensunterfchrift und 
beigedrudten Großherzoglichen Infiegels. 

Gegeben auf dem Schloffe zu Oldenburg, den 25. Fe: 
bruar 1867. 


(L. S.) Peter. 
v. Berg. 
Wiepken. 
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Geſetzblatt 


für das 


Herzogthum Oldenburg. 


— — 


XX. Band. (Ausgegeben den 3. März 1867.) 5. Stuͤck. 








Inbalt: 
N? 9. Geſetz für das Herzogthum Oldenburg vom 21. Februar 1867, 


betreffend die Anwendung der Einkommenſteuer auf Gemeinde: 
umlagen. 





MW 9. 


Geleg für das Herzogthum Oldenburg, betreffend die Anwendung der 
Einfommenfteuer auf Gemeindeumlagen. 


Oldenburg, den 21. Februar 1867. 


Wir Hicolaus Ftiedtich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schledwig, Holftein, Stormarn, der Dithmarfchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lüberf und Birkenfeld, Her 
von Sever und Kniphaufen ꝛc. ıc. 


verfünden mit Zuftimmung des Landtags als Geſetz für 

das Herzogthum Oldenburg, was folgt: 
Art. 1. 

Vom 1. Mai 1867 an follen die Steuerfäße des Gefeges 
vom 6. April 1864, betreffend die Einführung einer Einfom- 
menfteuer und bie Ergebniffe der Abſchätzung auch bei der 
Veranlagung der Armenfteuern und ber fonftigen nad) dem 
Einkommen umjulegenden Gemeindefteuern maßgebend fein. 

Den Gemeinderäthen ift geftattet, in den erften acht 
Stufen die Steuer herabzufegen. 
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Art. 2. 

In Betreff der Verpflichtung, zu den bier in Betracht 
fommenden Gemeindeumlagen Beitrag zu leiften, verbleibt ee 
bei den in der Gemeindeordnung enthaltenen Beftimmungen. 

Wer nah diefen Beftimmungen zu einer Gemeindeum- 
lage beitragspflichtig ift, ohne in der ftaatlichen Steuerrolle 
aufgeführt zu fein, wird vom Gemeinderathe nad) Maaßgabe 
ber im Geſetze vom 6. April 1864 gegebenen Borjchriften in 
die betreffende Steuerftufe eingeſchätzt. 


Urfundlich Unferer eigenhändigen Namensunterfchrift und 
beigedrudten Großherzoglichen Inſiegels. 
Gegeben auf dem Schloſſe zu Oldenburg, den 21. Fe: 
bruar 1867. 
(L. S.) Peter, 
9 Berg. 
Römer. 
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Geſetzblatt 


für das 


Serzogtbum Oldenburg. 


——— 


XX. Band. (Ausgegeben den 15. März 1867.) 6. Stüd. 


— — - — — m nn — —— 


Inbalt: 


N? 10 Patent vom 5. März 1867, betreffend die Verkündigung des 
zwiichen Oldenburg und Preußen über die Herftellung einer 
Bijenbafnverbindung zwifchen Didenburg und Leer abgefchlofienen 
Staatsvertrages. 








M 10. 


Patent betreffend die Berfündigung des zwilchen Oldenburg und Preu: 
Ben über die Herftellung einer Gifenbahnverbindung zwiſchen Olden— 
burg und Leer abgeichlofienen Staatövertrages. 


Divenburg, den 3. März 1867. 


— — — — 


Wir licolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleäwig, Holftein, Stormarn, der Dithmarſchen 
und Oldenburg, Fürft von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von ever und Kniphaujen 2. ır. 

Thun fund hiemit: 

Nachdem zwifchen Unjerem Bevollmächtigten und den 
Bevollmächtigten Seiner Majeftät ded Königs von Preußen 
unter dem 17. Januar d. J. zu Berlin ein Staatövertrag 


16 


über die Herftellung einer Eifenbahnverbindung zwifchen Olden- 
burg und Leer abgefchloffen ift, deſſen Ratificationen am 14. 
Februar d. J. zu Berlin ausgewechfelt worden find, der Land— 
tag des Großherzogthums diefem Vertrage audy feine Zu: 
ftimmung ertheilt hat, fo bringen wir foldyen Vertrag ſammt 
Schlußprotokoll im Nachftehenden zur öffentlihen Kunde. 


Urkundlich Unferer eigenhändigen Namensunterfchrift 
und beigedrudten Großherzoglichen Inſiegels. 


Gegeben auf dem Schlofje zu Oldenburg, den 5. März 1867. 
(L. 8S.) Peter. 


v. Berg. 


Römer. 


Seine Königlihe Hoheit der Großherzog von Olden— 
burg und 
Seine Majeftät der König von Preußen haben, zum 
Zwede einer Vereinbarung über die Herftellung einer Eiſen— 
bahnverbindung zwifchen Oldenburg und Leer zu Bevollmäd)- 
tigten ernannt: 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg 
Allerhöchftihren RegierungssPräfidenten 
Albrecht Johannes Theodor Erdmann, 
Seine Majeftät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Oberregierungsrath 
Barl Wilhelm Everhard von Wolf und 
Allerhöchſtihren Wirklichen Legationsrath 
Paul Ludwig Wilhelm Jordan, 
welche, nach Auswechſelung ihrer Vollmachten, vorbehaͤltlich 
der Ratificationen, folgenden Staatsvertrag abgeſchloſſen haben. 
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Art. 1. 


Die Königlich Preußifche Regierung geftattet der Groß: 
herzoglich Oldenburgiſchen Regierung, eine für alleinige Rech— 
nung der legtgedachten Regierung zu bauende und zu betrei: 
bende Rocomotiv-Eifenbahn von Oldenburg über die Preußifch- 
Oldenburgiſche Landesgrenze bei Holtgaft durch das Königlich 
Preußiſche Gebiet, zum Anfchluß an die Eifenbahn von Emden 
nad) Rheine, nad) Leer zu führen. 


Art. 2. 


Die Großherzoglich Didenburgifche Regierung wirb bie 
im Art. 1 genannte Bahn von Didenburg nad) Leer auf ihre 
alleinigen Koften zur Ausführung bringen, und fo fördern, 
daß fie fpäteftend Ende 1870 dem Betriebe eröffnet wird. 


Art. 3. 


Ueber die zur Ausführung fommende Speciallinie der im 
Art. 1 genannten Bahn wird unter den beiden contrahirenden 
hohen Regierungen eine Berftändigung ftattfinden. Im Uebri- 
gen bleibt bei diefer Bahn der Großherzoglich Didenburgifchen 
Regierung die Feftftellung der Bauprojecte überlaffen. Die 
Vrojecte ſollen jedody vor der Ausführung der Königlich Preu— 
Bifchen Regierung mitgetheilt, auch dabei alle Einrichtungen 
und Anlagen vermieden werden, welche die Königlich Preu— 
Biihe Regierung bei ihren eigenen Bahnen aus ficherheitd« 
polizeilichen Rüdfichten nicht zuläßt. 


Art. 4. 


Die Spurweite ber zu erbauenden Eifenbahn joll in 
Uebereinftimmung mit den anjchließenden Bahnen überall 
gleichmäßig vier Fuß adıt und einen halben Zoll Englifchen 
Maßes im Lichten der Schienen betragen. 

Auch im Mebrigen ſollen die Bahn und deren Betriebs- 
mittel dergeftalt eingerichtet werden, daß legtere von und nad) 
den anſchließenden Bahnen ungeftört übergehen fünnen. 
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Art. 5. 

Die Großherzoglich Didenburgifche Regierung wirb im 
Königlich Preußifchen Gebiete Stationen und Halteftellen ſo— 
wohl für den Perſonen- ald aud für den Güterverfehr an 
allen denjenigen ‘Bunften anlegen, an denen ein entſprechendes 
Verkehrsbedürfniß vorhanden ift oder fünftig fich herausftellen 
wird. 

Art. 6. 

Die Königlich) Preußiſche Regierung ift bereit, foweit es 
mit den Interefien der Emden»Rheiner Eijenbahn verträglich 
it, den Bahnhof diefer Bahn zu Leer der Großherzoglich 
Oldenburgiſchen Regierung zur Mitbenugung zu geftatten. 

Ueber den Umfang und die Bedingungen diefer Mitbe- 
nugung, insbejondere auch über die Großherzoglich Olden— 
burgiicher Seits dafür zu gewährenden Bergütungen werden 
die Eifenbahnverwaltungen beider Staaten bejondere Berftän- 
digung treffen. 

"Art. 7. 


Infoweit die zur Eifenbahnanlage erforderliche vorüber 
gehende oder bleibende Abtretung ded8 Grundes und Bodens, 
fowie die dazu etwa nöthige Aufhebung von Gerechtiamen 
im Wege gütlicher Vereinbarungen zwilchen der Großherzogs 
lid) Oldenburgiſchen Regierung und den Betheiligten nicht zu 
erreichen ift, wird die Königlich Preußiſche Regierung das 
Enteignungsverfahren eintreten laflen, welches zur Zeit bes 
Baues der im Art. 1 gedachten Eifenbahn bei Anlegung von 
Staatöeifenbahnen in dem Gebiete ded ehemaligen König- 
reih® Hannover zur Anwendung fommt. 


Art. 8. 


Die Großherzoglid Oldenburgiſche Regierung wird bei 
der im Königlich Preußifchen Gebiete zu bauenden Bahnftrede 
alle Vorkehrungen und Anlagen einrichten und unterhalten, 
welche an Wegen, Ueberfahrten, Triften, Einfriedigungen, Be: 
wäfjerungs- und Vorfluthanlagen nöthig find, um die unge- 
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ftörte Verbindung zwifchen den an beiden Seiten der Eifens 
bahn belegenen Ortſchaften und Grundftüden zu erhalten, 
und die benachbarten Orundbefiger gegen Gefahren und Nach— 
theile in Benugung ihrer Grundftüde zu ſichern. Entfteht 
die Nothwendigkeit folcher Anlagen erft nach Eröffnung des 
Bahnbetriebes durch eine mit den benachbarten Grundftüden 
vorgebende Veränderung, fo wird die Großherzoglich Olden— 
burgifche Regierung bdiefelben zwar einrichten und unterhalten, 
jedoch nur auf Koften ber Intereſſenten. Beftehende Com— 
municationdwege türfen nur unterbrochen werben, nachdem 
vorher proviforische Einrichtungen getroffen. find, welche dem 
Verfehröbedürfniffe genügen und den ficherheitö-polizeilichen 
Anforderungen entjprechen. 


Art. 9. 


Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung hat für 
die Berflegung der erfranften Arbeiter und nöthigenfals für 
deren Fortichaffung in die Heimath Sorge zu tragen. 


Art. 10. 


Die Landeshoheit bleibt hinfichtlich der von der Groß: 
herzoglich Divenburgifchen Regierung zu bauenden und zu be: 
treibenden Bahnftrede im Königlich Preußiichen Gebiete der 
Königlich Preußifchen Regierung ausdrücklich vorbehalten. 
Auch follen die an der Bahnftrede im Königlich Preußiſchen 
Gebiete zu errichtenden Hoheitzeichen nur diejenigen bes 
Preußiſchen Staates fein. 

Alle innerhalb des Königlich Preußifchen Gebietes vor- 
fommenden, die Bahnanlage oder den Transport auf berfel: 
ben betreffenden Berbrechen, Vergehen und Webertretungen 
jollen den Königlich Preußiichen Behörden zur Unterfuhung 
und Beftrafung angezeigt und nad) den Königlich Preußiſchen 
Geſetzen beurtheilt werden. 

Für die auf den Eifenbahndienft bezüglichen Dienftver- 
brechen und Bergehen der von der Sroßherzoglidy Oldenbur— 
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gifchen Regierung angeftellten Beamten find jedoch bie Groß⸗ 
herzoglich Oldenburgiſchen Behörden allein zuſtändig. 


Wird die Verhaftung eines auf der Bahn innerhalb des 
Königlich Preußiſchen Gebietes angeſtellten Großherzoglich 
Oldenburgiſchen Eiſenbahnbedienſteten wegen Verbrechen, Ver— 
gehen, oder Uebertretungen von Königlich Preußiſchen Behör— 
den verfügt, fo wird hierbei von denſelben auf die Erforder— 
nifje des Eifenbahndienftes gehörige Rüdficht genommen und 
joweit e8 nach den Umſtaͤnden irgend thunlich ift, die nächſt— 
vorgefeste Eifenbahnbehörde jo zeitig von der Verhaftung in 
Kenntniß gejegt werden, daß der etwa nöthige Stellvertreter 
noch rechtzeitig in den Dienft eingewiefen werden fann. 


Gefegliche Beftimmungen, welche, vom Tage des Ab— 
ſchluſſes diefed Vertrages an gerechnet, in Bezug auf Eifen- 
bahnunternehmungen von der Königlich Preußifchen Regierung 
erlaffen werden, follen für die in Rede ftehende Eifenbahn, 
fo lange fie im Eigenthume und im Betriebe der Großherzog: 
lich Didenburgifchen Regierung fich befindet, ohne vorherige 
Verftändignng feine Anwendung finden. 


Art. 11. 


Es bleibt der Königlich Preußischen Regierung vorbe: 
halten, innerhalb ihred Gebietes an die im Artikel 1 bezeich- 
nete Gifenbahn andere Bahnen anzufchließen, beziehungsweife 
darüber oder darunter wegzuführen. 


Art. 12. 


Die BahnpolizeisDrdnungen werden von ber Königlich 
Preußiſchen Regierung für die Bahnftrede ihres Gebietes nach 
vorgängiger Berftändigung mit der den Betrieb führenden 
Großherzoglih Dldenburgifchen Regierung erlaffen werden. 
Den Großherzoglich Oldenburgifchen Eifenbahnbeamten wer: 
den dabei in Bezug auf die Eifenbahnpolizei diefelben Be— 
fugniffe eingeräumt werden, welche auf den Königlih Preu- 
Bifhen Staatöbahnen die betreffenden Königlih Preußiſchen 
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Bahnbeamten auszuüben haben. Die von der Großherzoglich 
Oldenburgiſchen Regierung geprüften Betriebsmittel follen 
ohne weitere Revifion im Königlich Preußiſchen Gebiete zus 
gelafien werden. 


Art. 13. 


Die Großherzoglih Dldenburgiiche Regierung verpflichtet 
fich, der auf Grund dieſes Vertrages von ihr im Königlich 
Preußifchen Gebiete ausgebaute Bahn mit gleicher Sorgfalt 
fortwährend zu unterhalten und zu betreiben, wie ihre Staatd- 
bahnen auf Großherzoglich Oldenburgiſchem Gebiete. 


Art. 14. 


In Betreff der Etaatd- und Gemeinde-Abgaben und 
Laften wird die Königlich Preußiſche Regierung die Befreis 
ungen, welche fie der am meiften begünftigten Regierung oder 
Eiſenbahn-Geſellſchaft für ihre Eifenbahnen im Königlich 
Preugifchen Gebiete eingeräumt hat, oder nody einräumen 
wird, auch der Großherzoglich Didenburgiichen Regierung zu 
Theil werben laffen. Insbeſondere ſoll der Betrieb auf ber 
im Königlich Preußifchen Gebiete liegenden Strede der Bahn 
zwifchen Oldenburg und Leer, fo lange fie fi im Eigenthume 
und Betriebe der Großherzoglich Dldenburgifchen Regierung 
befindet, mit einer Gewerbefteuer oder ähnlichen öffentlichen 
Abgaben nicht belegt werden, auch rüdfichtlid der Grundfteuer 
als verabredet gelten, daß unter allen Umftänden mindeftens 
bie Schienenmwege von der Grundfteuer befreit bleiben müffen. 


Art. 15. 


Für den Fall, daß die beftehende Zolleinigung zwifchen 
dem Königreiche Preußen und dem Großherzogthum Olden— 
burg aufhören follte, verpflichtet fich die Königlich Preußifche 
Regierung, auf der Eifenbahn, weldye Gegenftand des gegen: 
wärtigen Bertrages ift, feine Durchgangsabgaben zu erheben, 
auch hinfichtlich der darauf tranfitirenden Güter die zollamt- 
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lichen Controlmaßregeln ftetd auf das nothwendigſte Maß zu 
beichränfen. 

Dagegen fichert die Großherzoglich Oldenburgiſche Res 
gierung für denfelben Fall die Durchgangszollfreiheit für alle 
tiejenigen Waaren zu, welche im Eifenbahnverfehr von dem 
Königlih Preußiſchen Gebiete durch dad Großherzogthum 
Didenburg nad dem Königlich Preußiſchen Gebiete durchges 
führt werden. 


Art. 16. 


Nicht: Preußen, welche die Großherzoglich Oldenburgifche 
Regierung bei der Bahnftrede im Königlid Preußischen Ges 
biete bejchäftigt oder anftellt, fcheiden dadurd) aus dem Inter: 
thanenverbande ihred Heimathlandes nicht aus. 


Art. 17. 


Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung ift damit 
einverftanden, daß die von Ihr beftellte Bau= und Betriebs— 
Verwaltung wegen aller Entſchädigungsanſprüche, welche aus 
Anlaß der Eifenbahnanlage auf Königlich Preußiſchem Ges 
biete oder ded Betriebes auf derjelben erhoben werden möch— 
ten, ber Enticheidung der zuftändigen Königlich Preußiſchen 
Gerichte ſich zu unterwerfen habe, und daß die gegen bie 
vorgedadhte Verwaltung in Vertretung der Großherzoglid) 
Oldenburgiſchen Regierung ergebenden Entfcheidungen Shrer: 
ſeits als verbindlich anzuerkennen feien. 


Art. 18. 


Die Feftftelung der Fahrpläne und der Tarife wird ber 
Großherzoglich Divenburgifchen Regierung infoweit und fo 
lange allein überlaffen, als die im Art. 1 gedachte Bahn in 
ihrem Eigenthume und eigenen Betriebe ſich befindet. 

Es jollen jedoch auf diefer Bahn mindeftend zwei Per— 
jonenzüge täglich hin und zurüd ftattfinden, welche, ſoweit die Kö- 





23 


niglich Preußiſche Regierung es für Bebürfniß erkennen wird, 
bei fämmtlichen Stationen und Halteftellen des Königlich 
Preußifchen Gebietes anhalten. 


Außerdem wird die Großherzoglich Dldenburgijche Re- 
gierung für den gefammten Verkehr von und nach den im 
Königlich Preußischen Gebiete liegenden Stationen und Hal- 
teftellen feine ungünftigeren Tarifbeftimmungen und feine hö— 
heren Tarifdeinheiten zur Anwendung bringen, als für den 
Verkehr von und nach den im Großherzoglich Oldenburgiichen 
Gebiete liegenden Stationen und Halteftellen jeweilig in Gel— 
tung fein werten. Die Königlicy Preußiſche Regierung wird vage: 
gen für den über bie Rheine-Emdener Eifenbahn nad) der Olden— 
burgifchen Bahn und umgekehrt gehenden Verkehr feine höhe: 
ven Tarifbeftimmungen eintreten laffen, als jeweilig für den 
Verkehr nad) und von Leer gelten. 


Tarifermäßigungen und Erleichterungen, welche einem Ins 
tereffenten zu Theil werben, follen bei fonft gleichen Berhält- 
niffen aud) anderen Intereffenten gewährt werben. 

Zwiſchen dem gegenfeitigen Unterthanen jollen ſowohl 
bei Feftftelung der Fahr: und Frachtpreife ald auch in Bezug 
auf die Zeit der Abfertigung feine Unterfchiede gemacht wer: 
den, namentlid) jollen die aus dem Gebiete des einen Staates 
in das Gebiet ded anderen Staated übergehenden Transporte 
weder in Beziehung auf die Abfertigung noch rüdfichtlich der 
Beförberungspreife ungünftiger behandelt werden, als bie 
aus dem betreffenden Staate abgehenden und darin verblei- 
benden Transporte. 


Art. 19. 


Ueber die Benugung der Eijenbahn zwiſchen Oldenburg 
und Leer zu Poftbeförderungen werden die beiderfeitigen Poſt— 
verwaltungen fich verftändigen. Im MUebrigen follen . bei 
Ausübung des Eijenbahnbetriebes auf der Königlich Preußi— 
jchen Gebietsftrede durch die Großherzoglich Oldenburgiſche 
Regierung folgende Beitimmungen Anwendung finden: 
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1) Die Großherzogliche Regierung ift in Anfehung des 
Poſtzwangs denjenigen Beftimmungen unterworfen, 
welche aus den allgemeinen Beftimmungen über das 
Verhältniß der Eifenbahnen zu den Poſten im frühes 
ren Königreihe Hannover folgen. Die Eifenbahn? 
Dienft-Borreipondenz, fowie die Sendungen von Aften, 
Drudjachen und Geldern in Dienftangelegenheiten ber 
Großherzoglichen Eifenbahn-VBerwaltung, follen jedody 
durch die eigenen Beamten mitbeförbdert werden dürfen, 
wenn die betreffenden Schreiben oder die Begleitbriefe 
zu dergleichen Sendungen mit dem Eilenbahn-Dienft- 
jiegel bedruckt oder verfchloffen und mit dem Rubrum: 
„Eiſenbahn-Dienſtſachen“ verjehen find. 

2) Die Großherzogliche Regierung verpflichtet ſich, ber 
Königlich Preußiſchen Poftverwaltung gegenüber zu 
denjenigen Leiftungen, welche die unter 1) erwähnten 
Beſtimmungen mit fich führen, nämlidy zu dem unent: 
geltlihen Transport der Brief und Fahrpoftfendungen 
und der biefelben begleitenden Poftbedienfteten, jowie 
zur unentgeltlichen ©eftattung der dazu erforderlichen 
Behältniffe oder Wagen, wogegen die Preußiſche Poſt— 
tare auf der betreffenden Eifenbahnlinie nicht unter 
das Doppelte der Eijenbahn - Eilfrachttare herabgefegt 
werden wird. 


Art. 20, 


Das im Artifel 9 des Staatöveriragd vom 16. Februar 
1864, betreffend die weitere Entwidelung der durdy den Ber: 
trag vom 20. Juli 1853 begründeten Verhältniffe, vorgefehene 
Recht der Königlich ‘Preußifchen Regierung zur Anlegung und 
zum Betriebe ober und unterirdifcher Telegraphenleitungen 
(längs der in dem erfterwähnten Bertrage näher bezeichneten 
Eifenbahnen im Tranfit durch das Großherzoglidy Oldenbur— 
giiche Gebiet wird auf die Eifenbahn von Oldenburg nad) 
Leer dergeftalt ausgedehnt, daß der Königlich Preußiſchen 
Regierung geftattet fein fol, die auf Grund jenes Vertrags 
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anzulegenden und zu betreibenden Telegraphenlinien unter 
gleichen Borausfegungen und Bedingungen von Oldenburg 
bis Leer fortzufegen. 

Die Königlich Preußiſche Regierung räumt dagegen der 
Großherzoglich Didenburgifchen Regierung die Befugniß ein, 
auf der von Letzterer gebauten und betriebenen Bahnftrede im 
Königlih Preußifchen Gebiete für Eifenbahn- Dienftzwede 
eine Telegraphenleitung anzulegen und zu unterhalten. Bei 
Ausübung dieſes Rechtes wird die Großherzoglid Oldenbur— 
giſche Regierung auf allen Eifenbahnftationds oder Halte: 
punften, wo des Eifenbahndienftes wegen ein Telegraphen— 
betrieb ftattfindet, infoweit die Königlich Breußifche Regierung 
ed verlangt, den Bahntelegraphen aud) für den telegraphiichen 
Verkehr der Behörden und des Publikums nusbar machen, 
und in diefem Falle feine höheren Gebühren in Anwendung 
bringen, als im Großherzoglich Oldenburgiſchen Gebiete für 
gleiche Leiftungen erhoben werden. 


Art. 21. 


Auf der im Artikel 1 genannten Eiſenbahn follen für 
die Beförderung von Königlich Preußifhen Militair- und 
Marine-Mannfchaften Feine höhere, als die jeweilig auf den 
Königlich) Preußiſchen Staats- Eifenbahnen geltenden Sätze 
erhoben werben. 

Einer jeden auf der Eifenbahn aus dem Preußifchen 
Gebiete, fowie in entgegengefegter Richtung durdy das Groß- 
herzoglich Oldenburgiſche Gebiet zu bewirfenden Truppenjen- 
dung, weldhe mehr ald 1 Bataillon oder 1 Edcadron oder 1 
Batterie beträgt, foll eine Anzeige und Benehmung mit ber 
Großherzoglich Dldenburgifchen Regierung binnen angemeffe: 
ner Friſt vorausgehen. 

In Fällen außerordentlicher Dringlichkeit, wo ohne Ge— 
fährdung ded Zweded eine vorgängige Benehmung mit der 
Großherzoglihen Regierung nicht zu bewirfen fein würde, 
will dieſe es gefchehen laflen, daß von dieſer Benehmung 
ausnahmsweiſe abgefehen werde. Es foll jedoch auch in 
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folhen Fällen der Abfendung der Transporte unter allen 
Umftänden eine Anzeige an die Großherzogliche Regierung 
oder an bie nach Befinden deshalb mit Anweifung zu vers 
jehende Behörde vorangehen. 

Wird ohne vorgängiged Benehmen mit der Großherzog: 
lihen Regierung Königlich Preußifcher Seit eine Truppen» 
beförderung auf der Bahn verlangt, fo ift die Großherzogliche 
Eifenbahn s Verwaltung, infoweit ihr die dazu erforderlichen 
Transportmittel auf der betreffenden Station mangely, zur 
Ausführung des Transported nur unter der Vorausſetzung 
gehalten, daß die fehlenden Transportmittel Königlich Preu— 
Bifcher Seit geftellt werden. 


Art. 22. 


Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung überläßt 
dem GErmefien der Königlich Preußifhen Regierung, zur 
Ueberwachung der Königlich Preußifchen Interefien und Ge— 
rechtſame bei der von der Großherzoglih Dlvdenburgifchen 
Regierung im Königlih Preußiſchen Gebiete gebauten und 
betriebenen Eifenbahn, fowie zur Verhandlung mit der Groß: 
herzoglich Oldenburgiſchen Eiſenbahn-Verwaltung in allen 
auf den Bau und Betrieb ſich beziehenden Angelegenheiten 
einen beſonderen Commiſſarius zu beſtellen. 

Die von der Großherzoglichen Regierung eingeſetzte lei— 
tende Baus und Betrichd = Berwaltung wird diefem Commiſ— 
jarius jede für feine Zwede nöthige Einſicht geftatten, be: 
ziehungsweife Auskunft ertheilen. 


Art. 23. 


Die Königlich Preugifche Regierung behält fidy das Recht 
vor, die innerhalb Ihres Gebietes belegene Strecke der im 
Artifel 1 genannten Bahn nebft allem zu dieſer Strede zu 
rechnenden Zubehör nad) Ablauf von dreißig Jahren vom 
Tage der Eröffnung des Berriebed an gerechnet, in Folge 
einer mindeftend ein Jahr vorher zu machenden Anfündigung 
gegen Erftattung des Anlage-Eapitald zu erwerben. Infofern 
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zur Zeit der Erwerbung der Zuftand der Bahn gegen die ur: 
fprüngliche Anlage fidy wefentlicy verfchlechtert haben möchte, 
fol jedoch von dem zu erftattenden Anlage-Eapital nad) einem 
durch Sachverftändige zu beftimmenden Procentfage ein dem 
dermaligen Zuftande entfprechender Abzug gemacht werden. 

Beide hohe contrahirende Regierungen find darüber ein- 
verftanden, daß eintretenden Falls feine Unterbrechung des 
Betriebes ftattfinden, vielmehr ein einheitlicher Betrieb fort: 
gefegt und zu dem Endzwecke rechtzeitig die geeignete Vers 
ftändigung getroffen werben fol. 


Art. 24. 


Für den Fall, daß die Großherzoglich Dldenburgifche 
Regierung fich veranlaßt jehen möchte, die im Königlich 
Preußifchen Gebiete hergeftellte Bahnftrede fünftig an eine 
andere Regierung ober an Privatunternehmer, fei ed im Wege 
einer Gonceifion oder der Veräußerung oder Berpachtung ganz 
oder theilweife zu überlaffen, fo ift hierzu die Zuftimmung 
ber Königlich Preußiſchen Regierung erforderlih, und wird 
alddann über die einer Abänderung bedürfenden Punfte des 
gegenwärtigen Bertraged dad Nähere zwijchen ben beiberfeiti- 
gen Regierungen verabredet werben. 


Art. 25. 


Etwaige, aus gegenmwärtigem Vertrage oder über die 
Ausführung deſſelben entftehende Streitfragen zwifchen ben 
beiden contrahirenden Regierungen ſollen jchiedsrichterlich er- 
[edigt werben. Zu biefem Behufe ernennt im vorfommenden 
Galle binnen ſechs Wochen nad) beantragter fdyiedsrichterlicher 
Entſcheidung jeder Theil zwei feinem der beiden Staaten an: 
gehörige unparteiifche Schiedsmänner, welche einen fünften 
fi) beiordnen, unter denen dann die Stimmenmehrheit über 
den Streitpunft endgültig entjcheidet. Können die vier ge: 
wählten Sciedsmänner ſich über die Perſon des fünften 
nicht einigen, fo hat jede ber beiden Regierungen einen un: 
parteiifchen, gleichfalls feinem ber beiden Staaten angehörigen 
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Mann zu dem Zwede zu bezeichnen, damit nad) Beftimmung 
des Looſes einer diefer beiden Männer von ben vier Schieds- 
männern als fünfter zugezogen werbe. 


Art. 26. 


Der gegenwärtige Vertrag joll beiderſeits zur landesherrs 
lichen Genehmigung vorgelegt und die Auswechſelung der 
Ratificationd Urkunden zu Berlin binnen vier Wochen vor: 
genommen werben. 

Deffen zu Urfund haben die beiberfeitigen Bevollmäch— 
tigten den Vertrag in zwei gleichlautenden Ausfertigungen 
unter Beidrüdung ihrer Siegel eigenhändig unterzeichnet. 


Sp gefchehen Berlin, den 17. Januar 1867. 


(L. S.) gez. Albrecht Johannes Theodor Erdmann. 
(L.S.) ,„ Carl Wilhelm Everhard von Wolf. 
(L. S) , Baul Ludwig Wilhelm Jordan. 


Schluß: Brotofoll. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten von Oldenburg und 
Preußen waren heute zufammengetreten, um den wegen ber 
Anlage einer Eiſenbahn von Leer nach Oldenburg zwilchen 
ihnen vereinbarten Staatsvertrag zu vollziehen. Bei dieſer 
Veranlafjung find in das gegenwärtige Schluß = Protokoll 
noch die nachfolgenden Erklärungen niedergelegt worden, 
welche mit dem Vertrage felbft, fobald dieſer ratificirt fein 
wird, gleiche Gültigkeit haben follen, ohne daß es der bejon- 
deren auddrüdlichen Ratification diefes Schluß-Protokolls 
bedarf. 


Erſtens. 


Großherzoglich Oldenburgiſcher Seits wird beſonderer 
Werth darauf gelegt, mittelſt der Bahn Oldenburg-Leer einen 
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directen Anfchluß an das Niederländifche Eifenbahnneg in der 
Rihtung auf Nieuwe-Schans und Winſchoten zu gewinnen. 
Mit Rüdjicht hierauf wurde Seitens der Königlich Preußi— 
ſchen Bevollmädhtigten erflärt, daß die Königliche Regierung 
dad baldige Zuftandefommen einer Eifenbahn von der Preu— 
Bild Niederländischen Landesgrenze bei Nieumwe- Schand zum 
Anſchluß an die Rheines Emdener Eifenbahn thunlichft fürs 
bern werde. 


Zweiten. 


Seitend des Großherzoglih Oldenburgiſchen Bevoll: 
mächtigten wurde ausdrüdlich die verfafjungsmäßige Zuftims 
mung ded Didenburgifchen Landtages zu dem Vertrage vor: 
behalten. Die Großherzoglich Oldenburgifche Regierung wird 
jobald als thunlich dem Landtage die entfprechende Vorlage 
und der Königlich Preußifchen Regierung von dem Ergebniffe 
Mittheilung machen. 

Hierauf wurden die zwei Ausfertigungen ded Bertrageg, 
nachdem diefelben mit dem vereinbarten Entwurfe überein: 
ftimmend befunden worden, von den Bevollmächtigten unter: 
zeichnet und befiegelt, und nahmen der Großherzoglich Oldens 
burgiſche und die Königlich Preußiſchen Bevollmächtigten je 


eine Ausfertigung entgegen. 


Diefed Schlußprotocol wurde ſodann von den Bevoll- 
mächtigten gleichfall® in zwei WAusfertigungen unterzeichnet 
und unterfiegelt, von denen die eine von dem Großherzoglid) 
Dfdenburgifchen, die andere von den Königlich Preußifchen 
Bevollmächtigten entgegengenommen wurde. 


So geihehen zu Berlin, den 17. Januar 1867. 


(L. S.) ge. Erbinann. 5 
LS) „ »v Wolf. 
(L.S.) „ Jolrdan. 
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XX. Band. (Ausgegeben den 15. März 1867.) 7. Stüd. 





Inhalt: 


AM 11. Verordnung vom 13. März 1867, betreffend die Verlängerung 
des Landtags. 


N 


— —— . 





M II. 


Verordnung, betreffend die Verlängerung des Landtags. 
Oldenburg, den 13. März 1867. 





Mir Hicolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleöwig, Holftein, Stormarn, der Dithmarfchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lübeck und Birfenfeld, Herr 
von ever und Kniphaufen ꝛe. ꝛc. 
verordnnen hierdurch was folgt: 

Die Dauer des gegenwärtig verfammelten Landtags wird 
bi8 zum 23. d. M. verlängert. 


Urfundlich Unjerer eigenhändigen Namendunterfchrift und 
beigebrudten Großherzoglichen Infiegels. 


Gegeben auf dem Schloffe zu Oldenburg, den 13. März 
1867. 


(L. S.) Peter. j 
v. Berg. 
MWiepfen. 
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Geſetzblatt 


für das 


Serzogtbum Oldenburg. 





XX. Band. (Ausgegeben den 19. März 1867.) 8. Stuͤck. 





Inhal't: 

N 12. Geſetz vom 13: März 1867 für das Herzogthum Oldenburg, 
betreffend Revifion der Nrtifel 15 und 16 ber Deichordnung 
vom 8. Juni 1855. 

Af 13. Geſetz vom 15. März 1867 für das Herzogthum Dldenburg, 
betreffend die Aufhebung des Verbots des Häuferabbruche. 

M 14. MRegierungsbefanntmachung vom 14, März 1867, betreffend das 
dem Locomotivführer H. Keßler zu Oberlahnſtein ertheilte Ba: 
tent auf einen felbitihätigen Schmierapparat. 


— 








N 12. 
Belek für das Herzogthum Didenburg, betreffend Revifion der Artikel 
15 und 16 der Deichorbnung vom 8. Juni 1888. 


Oldenburg, den 13. März 1867. 


— 


Wir Vicolaus Friedrich Pelet, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holftein, Stormarm, der Dithmarjchen 
und Dlvenburg, Fürft von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von ever und Kniphauſen ꝛc. ꝛc. 
verkünden mit Zuftimmung bed Landtags ald Geſetz für das 
Herzogthum Oldenburg, was folgt: | 
Die Revifion der in den Artifeln 15 und 16 der Deidy- 
orbnung vom 8. Juni 1855 getroffenen Beftimmungen über 
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bie Diftrictseintheilung und die Beitragsverhältniffe des zweiten 
und des britten Deichbands foll erft nach Ablauf des Jahres 
1876 vorgenommen werben. 

Urfundlich Unferer eigenhändigen Namensunterjchrift und 
beigedrudten Großherzöglichen Inſiegels. 


Gegeben auf dem Schlofie zu Oldenburg, den 13. März 
1867. 





(L. S.) Peter, 
9 Berg. 
Römer. 
3 153. “ 


Geſetz für das Herzogthum Oldenburg, betreffend die Aufhebung des Ber: 
bots des Häuferabbruche. = 


Divdenburg, den 15. März 1867. 


Wir Nicolaus Friedrich Peter, son Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holftein, Stormarn, der Dithmarfchen 
und Dldenburg, Fürft von Lüber und Birfenfeld, Herr 
von ever und Kniphaufen ꝛc. ıc. 


verfünden mit Zuftimmung des Landtags als Geſetz für das 
Herzogthum Oldenburg, was folgt: 


Einziger Artikel. 

$. 1. Eines Eonfenfes zum Abbruch von Häufern und 
wirthfchaftlihen Gebäuden bedarf es nicht weiter. 

$. 2. Die entgegenftehenden Vorſchriften, namentlich in 
ber Cammer-Verordnung vom 24. December 1785, in ber 
Befanntmachung der proviforischen Regierungs-Gommiffton 
vom 4, April 1814, in der Cammer-Bekanntmachung vom 
13. October 1817, in der Vorfchrift der Jeverſchen Regie: 
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rung vom 27. Mai 1791 und im Art. 5 des Gefehes vom 
27. December 1854, betreffend die Organifation der Herrſchaft 
Kniphaufen, treten, foweit fie bisher noch galten, außer Kraft. 
$. 3. Die in ben bereit vor Erlaß dieſes Geſetzes er: 
theilten Conſenſen ausgefprochenen beichränfenden Bedingun— 
gen fallen weg. 
Urfundlich Unierer eigenhändigen Namensunterſchrift und 
beigebrudten Großherzoglidhen Infiegeld. 
Gegeben auf dem Schloffe zu Oldenburg, den 15. März 
1867. 
(L. S.) Peter. 
Zedeliuß. 
MWiepfen. 





MR. 14. 


Regierungsbefanntmachung, betreffend das dem Locomotivführer H. Keßler 
zu Oberlahnftein ertheilte Patent auf einen felbftihätigen Schmier: 
- abparat. 
Oldenburg, den 14. März 1867. 


Mit Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs Hödhfter 
Genehmigung ift dem Locomotivführer H. Kepler zu Ober: . 
lahnftein ein Patent auf einen felbftthätigen Schmierapparat, 
joweit folcher als eigenthümlich und noch nicht bereit befannt 
zu betrachten ift, für dad Großherzogthum, auf die Dauer 
von fünf Jahren, unter der näheren Beftimmung ertheilt, 
daß das Patent erlöfchen fol, wenn nicht innerhalb Jahres: 
frift, vom Tage der Verfündung angerechnet, nachgewielen 
wird, daß daſſelbe im Großherzogthum zur bleibenden An: 
wendung gefommen ift. 

Dldenburg, aus der Regierung, 1867 März 14. 


Erdbmann.- 
Greverus. 


—⸗“ 


Digitized by 
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Gefehblatt 


für das 
Serzogtbum Oldenburg. 


XX. Band. (Uusgegeben den 23. März 1867.) 9. Stüd. 





Inhalt: 


N? 15. Geſetz vom 21. März 1867 für das Herzogthum Oldenburg, 
betreffend die Aufhebung des Oldenburgiſchen Oberzolleollegiums 
in Hannover und die Einſetzung eines Zull:Deyartements bei 
der Cammer in Oldenburg. 





. M. 12. 


Geſetz für das Herzogthum Oldenburg, betreffend die Aufhebung des Ol: 
denburgiichen Dberzollcollegiums in Hannover und die Einſetzung 
eines ZulleDepartements bei der Cammer in Oldenburg. 


Dlvdenburg, den 21. März 1867. 


Mir Hicolans Friedrich Peter, von Gottes Önaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleöwig, Holftein, Stormarn, der Dithinarjchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lübef und Birfenfeld, Herr 
von Jever und Kniphaufen 2. ꝛc. 


verfünden mit Zuftimmung bed Landtags ald Geſetz für das 
Herzogthum Oldenburg, was folgt: 
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Art. J. 


$. 1. Das Oldenburgiſche Oberzollcollegium in Hannos 
ver wird aufgehoben. 

$. 2. Die Gefchäfte beffelben gehen auf bad bei ber 
Cammer in Oldenburg einzufegende, dem Staatöminifterium 
unmittelbar untergeordnete, „Zoll-Departement“ über, vorbe- 
hältlich der Beftimmung bes $. 3. 

$. 3. Ob und in wie weit die dem Oberzollcollegium 
bisher überlaffenen Anftellungen, Verſetzungen und Befols 
dungd-Berbefferungen der Beamten auf dad Zoll:Departement 
ber Cammer übergehen, wird im Verwaltungswege beftimmt 
werben. 


Art. 2. 


Die zur Ausführung des gegenwärtigen, mit dem 1. April 
d. 3. in Kraft tretenden, Geſetzes erforderlichen Beitimmungen 
erfolgen im Berwaltungsiwege. 


Urkundlich Unferer eigenhändigen Namensunterfchrift und 
beigedruckten Großherzoglichen Inſiegels. 


Gegeben auf dem Schloffe zu Oldenburg, den 21. März 
1867. 


Im befonderen Auftrage des Großherzogs: 


(L. S.) Das Staatdminifterium. 
von Röffing. Zedelius. 


Wiepken. 
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Gefehblatt 
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XX. Band. (Ausgegeben den 27. März 1867.) 10. Stüd. 





Inhalt: 


NE 16. Geſetz vom 16. März 1867 für das Großherzogthum, betreffend 
Abänderungen des revidirten Gehaltsregulativs für den Civil: 
bienft des Großherzogthums. 


N 17. Geſetz vom 28. März 1867 für das Herzogthum Oldenburg 
wegen Aufhebung ber Gebühren für Begleitfcheine und Bleie. 





M 16. 


Geieg für das Großherzogihum, betreffend Abänberungen des revidirten 
Gehaltsregulativs für den Eivildienft des Großherzogthums. 


Dldenburg, den 16. März 1867. 


Mir Nicolaus Friedrich Peter, von Gotted Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holftein, Stormarn, der Dithmarjchen 
und Oldenburg, Fürft von Lübe und Birfenfeld, Herr 
von Jever und Kniphaufen ꝛc. ıc. 


verfünden mit Zuftimmung ded Landtags als Gefetz für das 
Großherzogthum, was folgt: 


40. 


Das mittelft; Patent, vom 29. Auguft 1857 verfünbete 
Gehaltsregulativ- für den Civildienſt des Großherzogthums 
wird in folgenden Puncten abgeändert: 


1. Unter I. 1. werben beim Staatöminifterium ftatt 4 
Regiftratoren mit je 300. bis 900 4 und eined Canz 
liften mit 400 bis 700 »$ aufgeführt: 

4 Regiftratoren und 1 Ganzlift und zwar 4 mit 
einem Gehalte von 300 bid 900 „Pf und einer 
mit einem Gehalte von 300 bis 700 P. 


2. Die unter I. 2. und II. C. 1. ausgefegten Gehalte 
werben anderweit normirt, wie folgt: 


a) Gaffirer der Eentralcaffe (zugleich Caſſirer der 
Oldenburger Landescafie) — 300 14, 


b) Gaffirer der Oldenburger Landescafie (zugleich 
Gaffirer der Gentralcafjd — 1000—1400 2, 


c) 2 Caſſengehülfen (Buchhalter beziehungsweife 
Zahlmeifter) , jeder 500—800 #7, 


d) 2 Gafiengehülfen, jeder 300 -600 +. 


Urfundlich Unferer eigenhändigen Namensdunterfchrift und 
beigedrudten. Großherzoglichen Inftegels. 


Gegeben auf dem Schloffe zu Oldenburg, ben 16. März 
1867. 


(L. S.) Peter. 
von Röffing. 


Römer. 
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M 17. 


Geſetz für das Herzogthum Oldenburg wegen Aufhebung ber Gebühren 
für Begleitfcheine und Bleie. 


Oldenburg, ben 25. März 1867. 


ir Yicolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleöwig, Holftein, Stormarn, der Dithmarfchen 
und Oldenburg, Fürft von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von ever und Kniphaufen x. ꝛc. 


verfünden mit Zuftimmung des Landtags ald Geſetz für das 
Herzogthum Oldenburg, was folgt: 


Art. 1. 

Die Gebühren, welche nad) $.12 des Zollgefeges, $. 57 
der Zollorbnung und Nro. III. der dritten Abtheilung des 
durch das Geſetz vom 24. April 1865 in Kraft gefegten Zoll: 
tarif8 erhoben werden, wenn Waaren unter Begleitichein- 
Eontrole verfandt werben oder wenn es zu dem Waarenver: 
Ihluffe der Anlegung von Bleien bedarf, find vom 1. April 
1867 ab nicht weiter zu erheben. 


Art. 2. 
Unfer Staatsminifterium ift mit der Ausführung dieſes 
Geſetzes beauftragt. 
Urfundlich Unferer eigenhändigen Namensdunterfchrift und 
beigedrudten Großherzoglichen Inſiegels. 


Gegeben auf dem Schloffe zu Oldenburg, den 25. Mär; 
1867. 


(L. S.) Better, 


Zedelius. 
Römer. 


— 


— 
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Gefeßblatt 
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XX. Band. (Ausgegeben den 3. April 1867.) II. Etüd. 





ubalt: 
N? 18. Gele vom 28. März 1867 für das Herzogthum Oldenburg, 
betreffend Verminderung der duch den Eifenbahnbetrieb herbei: 
geführten Feuersgefahr. 
N? 19. Geſetz rom 28. März 1867 für das Herzogthum Oldenburg, 
betreffend die Enteignungen zu Gifenbahnen. 
N? 20. Bekanntmachung des Staatsminifteriums vom 27. März 1867, 
betreffend Ertheilung ber Rechte einer juruftifhen Perfon an 
ben Schüßenverein zu Delmenhorft. 





M 18. 
Geſetz für das Herzogthum Dlvdenburg, betreffend Verminderung ber 
burch den Gifenbahnbetrieb herbeigeführten Feuersgefahr. 
Dldenburg, ben 28. März 1867. 


% 


Wir Hicolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleäwig, Holftein, Stormarn, der Dithmarfchen 
und Oldenburg, Fürft von Lüber und Birkenfeld, Herr 
von Sever und Kniphaufen 26 ıc. 


verfünden mit Zuftimmung ded Landtags ald Geſetz für das 
Herzogthum Dldenburg, was folgt: 
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Art. 1. 
Neue Anlagen. 


g. 1. Werden innerhalb 338 Fuß von einer Eifenbahn 
neue Gebäude errichtet, fo dürfen diefelben 

a. nicht mit Feuer fangenden Materialien, namentlich 
nicht mit Reith, Stroh, Holz oder in Strohdoden 
liegenden Dachziegeln gedeckt und follen die Dächer 
derfelben gehörig mit Kalf oder Cement unterftrichen 
werden; | 

b. alle dem Flugfeuer ausgefegten Deffnungen der Ge— 
bäude follen einen fichern Verſchluß erhalten und die 
Außenwände berfelben, joweit fie nicht aus Steinen 
beftehen, genügend mit Lehm; Kalk, Schiefer oder auf 
andere gegen Feuer fichernde Weiſe befleidet werden; 

c. nur an der von der Eifenbahn abgewendeten Seite 
ber Gebäude dürfen Düngerftätten angelegt und Vors 
räthe von Getreide, Heu, Stroh, Torf, Reisholz und 
dergleichen aufbewahrt werden. 


$. 2. Soweit innerhalb der im $. 1 gedachten Entfer- 
nung von einer Eifenbahn vorhandene Gebäude neu gebedt 
oder andere Aenderungen.an denjelben vorgenommen werden, 
fommen dabei gleichfall8 die Beſiamungen des $. 1 unter 
a. und b. zur Anwendung. - 


Art. 2. 
Bereits beftehende Anlagen. 


$. 1. Gebäude, welche bereitd innerhalb einer Entfer: 
nung von 135 Fuß von einer Gijenbahn vorhanden find, 
follen, wenn fie mit ihren Umgebungen den Anforderungen 
ded Art. 1. nicht genügen, denjelben ERIIERRN — 
werden. 


$. 2. Die Beſtimmungen des 8. 1 können auch bei Ges 
bäuden, welche weiter und bis zu 338 Fuß von. der Eifen- 
bahn entfernt ftehen, zur Anwendung gebracht werden, wenn 
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der Eigenthümer derjelben oder die Eifenbahnverwaltung dar— 
auf anträgt. 

$. 3. Ueber die Anwendung der Beftimmungen ber 
88. 1 und 2 enticheiden bei entftehenden Streitigfeiten die 
Verwaltungsbehörden und zwar in erfter Inftanz das Amt. 

$. 4. Die Eifenbahnverwaltung hat die durch Ausfüh: 
rung der Beftimmungen in $. 1 und 2 erwachfenden Koften 
zu tragen, fowie für die in Folge deſſen etwa eintretende 
Wirthſchaftserſchwerung Entichädigung zu leiften. 

$. 5. Iſt über den Betrag ber nad) $. 4 zu gewähren: 
den Bergütung eine Vereinbarung mit den Betheiligten nicht 
zu erreichen, fo wird biefelbe nach dem zu der Zeit für die 
Enteignungen zu Eifenbahn = Anlagen Beinden Beftimmun- 
gen feftgeftellt. 

Art. 3. 
Feld früchte ic. 

Innerhalb einer Entfernung von 338 Fuß von einer 
Eiſenbahn ſollen, foweit nicht in den Artikeln 1 und 2 etwas 
‘ Anderes beftimmt ift, Getreide, Heu, Stroh, Torf, Bufch- 
oder Strauchwerf und ähnliche. leicht Feuer fangende Gegen: 
fände im Freien nicht gelagert werden. 


Art. 4. 
Allgemeine Beftimmungen. 
$. 1. Die in vorftehenden Beftimmungen gedachten Ent- 
fernungen werden gemefien: 

a. bei Eifenbahnen, welche überhaupt nur für ein Gleis 
angelegt werden, von dem Kopfe der nächften Schiene; 
b. bei Eifenbahnen, für welche der Grunderwerb für zwei 
Gleiſe gemacht ift, wenn biefelben auch zunächſt nur 
eingleifig ausgeführt werden, von dem Kopfe der nad) 
Ausführung beider Gleiſe zunächft liegenden Schiene, 

in horizontaler Ebene 
und bei Gebäuden bis zu dem nächften Punkte ders 

jelben, 
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$. 2. Liegt der Schienenfopf mehr ald 3 Fuß höher 
als die Grundfläche, auf welcher dad Gebäude fteht, jo ift 
ber vorgefchriebenen Entfernung das Anderthalbfahe des Hö- 
henunterfchiedes hinzuzurechnen. 


Art. 5. 
Strafbeftimmungen. 


Die Nichtbefolgung der in dieſem Gefege enthaltenen 
Beftimmungen wird mit Gelditrafe bis zu 50 4 oder mit 
Gefängnißftrafe bis zu 6 Wochen beftraft. Außerdem kann 
die Aenderung oder Fortfchaffung der feuergefährlichen Gegen- 
fände auf Koften des Eigenthümers angeordnet werden. 


Art. 6. 
Schlußbeftimmung. 


Die vorftehenden Beftimmungen finden auf die Gebäude 
und Materialien der Eijenbahnverwaltung feine Anwendung. 


Urfundlich Unferer eigenhänbigen Namensunterſchrift und 
beigedruckten Großherzoglichen Inſtegels. 


Gegeben auf dem Schloſſe zu Oldenburg, den 28. März 
1867. 


(L. S.) Peter, 


von Berg. 


Römer. 
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JR. 19, 


eek für das Herzogtfum Dldenburg, nn die Enteignungen zu 
Eifenbahnen. 
Dldenburg, den 28. März 1867. 


Mir Hicolans Ftiedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holftein, Stormarn, der Dithmarjchen 
und Oldenburg, Fürft von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von ever und Kniphaufen ze. ꝛc. 


verfünden mit Zuftimmung des Landtags als Gefeg für das 
Herzogthum Oldenburg, was folgt: 


Art. 1. 
Umfang des Geſetzes. 


Dad nachfolgende Gefeg findet Anwendung auf alle für 
den öffentlichen Verkehr beftimmten Eifenbahnen. 


Art. 2. 
Borbereitende Handlungen. 

Borbereitende Handlungen zum Zweck der Feftftellung ber 
Richtung einer Eifenbahn und der Ermittelung ber erforder 
lihen Abtretungen (Art. 2) muß jeder Grundbefiger, nachdem 
die Regierung bazu die Erlaubniß ertheilt und dieſes öffent- 
lid) befannt gemacht bat, auf feinem Grund und Boden ge: 
ſchehen lafien, es ift ihm aber der dadurch etwa ermwachfende 
Schaden zu erfegen. 


Art. 3. 
In — Fällen die Enteignung ſtattfindet. 


8.1. Nachdem vom Staatsminiſterium die Anlegung einer 
Eifenbahn genehmigt und die Richtung berfelben feſtgeſtellt ift, 
fann die zur Anlegung, Berlegung und Berbreiterung und 
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zum Betriebe berfelben, fowie zu den in Folge derfelben her: 
zuftellenden Wegen und Ab» und Beiwäfferungsanlagen erfor: 
derliche Abtretung von Grundftüden, Gebäuden und Nechten 
jeder Art, namentlich auch die Einräumung von Dienftbarfeiten 
an Grundftüden, gegen vorgängige gerechte Entſchädigung 
nicht verweigert werben. 


$. 2. Ebenfo muß die vorübergehende Benugung von 
Grundftüden behufs Herftelung der Bahn, namentlich zur 
Herrihtung von Nebenwegen, zur Niederlegung oder Anfuhr . 
von Bauftoffen, zur Gewinnung von Erde, Sand, Kies u. dgl., 
fowie zur einftweiligen Herftelung von Ab: und Bewäflerungs- 
anlagen geftattet werden. 


Dauert die Benugung über 3 Jahre fort; oder wird. bie 
Beichaffenheit der Grundftüde dur die Benugung bleibend 
und wefentlich verändert, fo muß das Grundftüf auf Ber: 
langen des Befchwerten gegen Entſchädigung zum Eigenthum 
($. 1) übernommen werben. 


Eine vorübergehende Benugung von Gebäuden: oder von 
Grundftüden zur Gewinnung von Ziegelerde oder Feldfteinen 
fann nicht erziwungen werben. | 


Art. 4. 
Umfang der Enteignung. 


Iſt die Abtretung zum Eigenthum nur eines Theile 
des Gegenftandes erforderlich, fo Fann der Entfchädigungs- 
berechtigte die Uebernahme ded Ganzen und Entſchädigung 
für dad Ganze verlangen: 


a. wenn ein Gebäude theilweife abgetreten werden foll, 
b. wenn ein zu einem Gebäude gehöriger und unmittels 
* barı neben demfelben kiegenber Garten, Hofraum oder. 
fonftiger Platz ganz oder theilweife abgetreten werden 
joll und das Gebäude in Folge, diefer Abtretung ‚nicht 


mehr auf die dem frühern Zwede entfprechende Weife 
benußt werben fann, 
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c. wenn bie Abtretung eined von mehren zu demfelben 
Gewerbsd- oder landwirthichaftlichen Betriebe beftimm- 
ten Gebäuden oder eined dazu gehörigen Platzes er: 
forderlich ift und durch die Trennung ber biöherige 
‚Betrieb unmöglicdy werden würde, 


d. wenn ein unter a. und b. nicht erwähntes Grundftüd 
theilmeife abgetreten werben foll und ber übrig blei— 
bende Theil auf die dem frühern Zwede entſprechende 
Weife nicht mehr benußt werden fann, 


e. wenn durch die Einräumung einer Dienftbarfeit ober 
durch die Abtretung einer Berechtigung. dad Grund: 
ftüd, welchem die Dienftbarfeit auferlegt werden foll 
beziehungsweife zu deſſen Vortheil die Berechtigung 
befteht, für feine Beftimmung unbrauchbar würde. 


In den unter b., c. und d. gedachten Fällen kann jedody 
auf die Uebernahme des Ganzen nicht ‚beftanden werben, 
wenn der Entichädigungsverpflichtete eine Erweiterung des 
Grundſtücks anbietet, welche zu einer dem frühern Zwecke 
entfprechenden Benugung gemügt. 


— 


— Art. 5. 
WVeräußerungsverbote. 


Gefegliche und Privat» Beräußerungsverbote, Vorkaufs— 
rechte und die Lehns- oder Fideicommiß-Eigenſchaft eines 
Grundftüds ftehen der Entziehung und Beichränfung des 
Eigenthums nicht entgegen. 


er Art. 6. | 
MWiederfaufd- und Vorkaufsrecht. 
>81. Mt ein nach Art. 3 der Enteignung unterworfes 
ned Grundftüf entweder in Folge einer Enteignung oder 


durch freien Vertrag zu Zweden der Bahn abgetreten, fo fins 
det in Beziehung auf baffelbe fowohl ein Wiederfaufs- als 
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auch ein Vorfaufsrecht ftatt, wenn und foweit dad Grund: 
ftü zu den Zweden der Bahn entbehrlich wird. 


$. 2. Das Wiederfaufs: und Vorfaufsrecht fteht, wenn 
nur ein Theil ded Grundftüdes abgetreten ift, dem jedesmali- 
gen Eigenthümer des durch die Abtretung verkleinerten Grund⸗ 
ftüds, wenn aber ein ganzes Grundftüd abgetreten ift, dem 
Abtretenden bezicehungsweife deſſen Rechtönachfolgern zu. 


$. 3. Das Wiederfaufsrecht kann, fo lange das Grund» 
tüd im Eigentbum der Bahnverwaltung ift, zu jeder Zeit 
geltend gemacht werden. Der Wiederfaufsberechtigte kann 
aber zur Erflärung über die Ausübung feines Rechts aufge: 
fordert werden, und er verliert daffelbe, wenn er nicht inner- 
halb zweier Monate nad) erfolgter Aufforderung erklärt, daß 
er von feinem Rechte Gebrauch machen wolle. 


- 8. 4. Der Wiederfäufer hat, wenn er die ganze abges 
tretene Grundflähe erhält, den urfprünglichen Kaufpreis, 
wenn er aber nur einen Theil der abgetretenen Grundfläche 
erhält, den mit der Größe dieſes Theiles in Verhältniß ftehen- 
den Theil ded urjprünglichen Kaufpreifes, in beiden Fällen 
jedoch nad) Abzug der durch die bisherige Benugung an dem 
wiedergefauften Grundftüde entftandenen Werthöverminderung, 
zu zahlen. Berbefferungen des Grundſtücks können dagegen 
nicht in Anrechnung gebracht, fondern nur die auf demfelben 
errichteten Gebäude und Anlagen weggenommen werben. 


8. 5. Das Vorfaufsrecht geht verloren, wenn dem Be 
rechtigten die Abficht, das entbehrliche Grundſtück oder einen 
Theil deffelben zu verfaufen, und der gebotene Kaufpreis ans 
gezeigt ift und berfelbe fi nicht innerhalb zweier Monate 
nach erfolgter Anzeige über die Geltendinahung feined Bor: 
faufsrechts erflärt, und der beabfichtigte Vorkauf zu Stande 
gefommen: ift. 


F. 6. Alle Streitigfeiten über den Wieder» und ben 
Borkauf gehören zur Zuftändigfeit der ordentlichen Gerichte, 
vorbehältlich der Beſtimmung im Art. 10. 
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Art. J 


Bezeichnung der zu enteignenden Gegenſtände 
und der neuen Anlagen. 


8. 1. Nach örtlicher Abftekung der Eifenbahnlinie und 
beren Breiten auf den einzelnen Grundftüden ift der Regie 
rung mittelft gemeindeweile aufzuftellender Karten und Ber: 
zeichniffe ein - Plan der Bahnanlage mitzutheilen und find 
zugleich anzugeben: 

a. bie einzelnen von ber Bahnanlage betroffenen Parzel: 
len nad) der Katafterbezeichnung und unter Anführung 
der zeitweiligen Benußungsart und des zu enteignen- 
den Bedarfs, 

b. Namen und Wohnort der Eigenthümer, 

c. die aufzuhebenden oder zu. verändernden Wege und 
Waſſerzüge nebft Befchreibung der Eifenbahnübergänge 
beziehungsweije der Wege-Unter- und Ueberführungen 
und der Parallelwege, nady Breite, Verſchluß und Stei- 
gungsverhältniffen, fowie der anzulegenden Waſſer— 
durcdläffe nach ihrer Höhenlage und lichten Weite, 


d. die herzuftellenden Befriedigungen für dad Bahnterrain 
und die Eifenbahnwege mit Befchreibung, insbefondere 
hinfichtlich der Breite und Tiefe der Gräben. 


$. 2. Die Regierung hat die Karten und Berzeichniffe 
während 14 Tage in ber Gemeinde, in deren Bezirfe die be— 
treffenden Gegenftänbe belegen find, offen zu legen und in 
einer durdy die Didenburgifchen Anzeigen, jowie durch Ans 
ſchlag in den Gitterfaften der betreffenden Gemeinden zu vers 
öffentlihenden Bekanntmachung alle diejenigen, welde Ein- 
wendungen gegen bie verlangten Abtretungen und beabfichtig: 
ten Anlagen zu haben glauben oder bei beabfichtigter theil— 
weifer Enteignung nach Art. 4 die Uebernahme des Ganzen 
verlangen wollen, aufzufordern, fpäteftens innerhalb 8 Tagen 
nad Ablauf jener Frift bei Strafe des Ausichluffes bei dem 
Amte (Stadtmagiftrate einer Stadt erfter Glaffe), in deſſen 
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Bezirke die Gegenftände belegen find, oder bei ber Regierung 
ihre Einwendungen zu erheben bezw. dad Berlangen auf 
Übernahme des Ganzen zu ftellen, 


Art. 8. 


—— der Anzeige einer benbfihtigten 
Enteignung. 


F. 1. Wenn der Entfchädigungsberedhtigte ſchriftlich 
durch das Amt von der Abficht, eine Abtretung von ihm zu 
verlangen, in Kenntniß gefegt ift, fo darf er bei Vermeidung 
des im $. 2 beftimmten Nachtheild mit den in Anfpruch ges 
nommenen Gegenftänden, ohne Zuftimmung des zur Entſchä— 
digung Verpflichteten, feine Veränderung vornehmen, welche 
die Entfchädigung erhöhen oder dem Entfhädigungsverpflich- 
teten zum Nachtheil gereichen -fünnte, namentlich darf er 
feinen neuen Bau unternehmen oder einen angefangenen 
fottſetzen. 


$. 2. Eine nad) erfolgter Benachrichtigung vorgenom— 
mene Veränderung ($. 1) foll die Entfchädigung nur foweit 
erhöhen, ald fie dem Entjchädigungsverpflichteten zum Bor: 
theil gereicht, diefelbe dagegen um fo viel verringern, als fie 
demſelben ſchadet. 


$. 3. Nach Ablauf eines Jahres ih der Venachticht⸗ 
gung hört die Beſchränkung des $. 1 auf, wenn nicht ſchon 
früher dem Betheiligten angezeigt ift, daß die Abtretung nicht 
verlangt werde. Eine abermalige Beichränfung ift unzuläfftg. 


8. 4. Für den durch die Beſchränkung des Verfügungs— 
rechts ($. I) entftandenen pofitiven Schaden, und nad) ber 
bisherigen Benupungsweife entgangenen Gewinn’ ift Entſchä— 
digung zu leiften, die Abtretung mag demnaͤchſt erfolgen 
oder nicht. 


F. 5. Ueber die Verpflichtung zur Entſchädigung und 
den Betrag derſelben entſcheiden die ordentlichen Gerichte. 
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Art. 9. 
Umfang der zu leiftenden Entſchädigung. 


$. 1. Bei der Abtretung zum Eigentum (Art. 3 $. 1) 
befteht die Entſchädigung in der Vergütung des gemeinen 
Werths ded zu enteignenden Gegenftandes zur Zeit der Ent— 
eignung, unter Beridfichtigung ded etwaigen Mehrwerths, 
welchen der Gegenftand wegen befonderer Verhältniffe für den 
Entfhädigungsberechtigten hat. 


$. 2. Bei der Beitimmung bed im $. 1 gedachten 
Mehrwerths find insbefondere zu berüdfichtigen: 

a. ber Werth, welchen ber Gegenftand wegen feiner bis- 
herigen Benugung hat, 

b. die Befchädigung oder der Verluft der Früchte, 

c. die MWerthverminderung, welche nicht enteignete, dem 
Entfhädigungsberechtigten gehörige Gegenjtände zur 
Zeit der Enteignung durch diefelbe erleiden, 

d. ber Mehrwert, welchen der Gegenftand der Enteig— 
nung in feiner Verbindung mit anderen Gegenftänden 
für den Entſchädigungsberechtigten hat, ſoweit diefer 
Mehrwerth nicht bereits unter c. mit in Anfchlag ge: 
bracht ift. 


$. 3. Soldye Schäden, welche zwar durch die Anlaye 
der Eifenbahn und deren Betrieb, aber nicht. durch die in 
Folge der Eijenbahn erforderlihen Enteignungen verur- 
fadıt werben, kommen bei der für eine Enteignung zu leiften- 
den Entjhätigung nicht in Betracht. - Ueber den. Erfaß: fols 
cher Schäden entfcheiden nach) den allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
ſätzen die ordentlichen Gerichte. 

8. 4. Bei der Abtretung zur vorübergehenden Benutzung 
(Art. 3 8. 2) ſind für die Entſchädigung die ortsüblichen 
Pachtpreiſe maßgebend und zugleich die Verluſte, welche we— 
gen beſonderer Verhältniffe für den Entſchädigungsberechtigten 
entftehen, zu berüdfichtigen. Außerdem ift, wenn der Gegen: 
ftand der Benugung nit in gehörigem Zuftande, oder zu 
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einer ungeeigneten Zeit wieder abgeliefert wird, bieferhalb 
Entſchädigung zu leiften. 

$. 5. Bei’Gebäuden und Anlagen, welche ihrer Lage 
und Einrichtung nad) zum Vergnügen des Eigenthümers ges 
reichen und befonders zu dieſem Zwede beftimmt find, ift ber 
Verluſt des Gebrauch zu diefem Zwecke mit ald Gegenftand 
der Entſchädigung anzufehen und muß darauf, wenn ber 
Eigenthuͤmer e8 verlangt, bei Beftimmung der Entſchädigung 
nach billigem Ermeflen mit Rüdficht genommen werden, fos 
fern nicht aus der Dertlichkeit hervorgeht, daß der Eigenthü— 
mer durch Verivendung der ihm für das Gebäude oder Grund» 
ftüdf dem Werthe nach zu gewährenden Abtretungsfumme fich 
diefelbe Annehmlichfeit auf einem andern Plage zu verfchaffen 
im Stande ift. 

$. 6. Die bloße Neigung des Eigenthümers (der Affe 
tionswerth) fowie die Wertherhöhung des abzutretenden Ge— 
genftandes, welche in Folge einer Fünftigen Veränderung deſ— 
felben eintreten könnte oder welche eine Folge der Anlage ift, 
für welche die Abtretung verlangt wird, darf nicht berüdfichtigt 
werben. Andererſeits kommt bei einer theilweifen Abtretung 
bie MWertherhöhung, welche für den zurüdbleibenden Theil 
durch die Eifenbahnanlage etwa mittelbar oder unmittelbar 
entfteht, bei der Entihädigung für den abzutretenden Theil 
auch nicht in Anrechnung. 

$. 7. Ift in Folge der Enteignung die Verfegung oder 
neue Anlegung von Befriedigungen, Wegen, Abfahrtsväm: 
men, Bewäfferungsd- und Abwäfferungsanftalten und Ähnlichen 
Anlagen erforderlich, oder läßt fi) im Balle des $. 2 c. die _ 
MWerthverminderung der nicht enteigneten Gegenftände durch 
Aenderungen auf denfelben ganz oder theilweife befeitigen, fo 
ift der Entichädigungsverpflichtete befugt, ftatt der Vergütung 
der Koften die Arbeit ſelbſt auszuführen. 

Art. 10. 
Zuftändige Behörde. 

Meber die Nothiwendigfeit und den Umfang der Enteig- 

nung (Art. 3 und 4) fowie über die Frage, ob ein Grund» 
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ftüd zu Zweden der Bahn entbehrlich geworben fei (Art. 6 
$. 1) und über die Nothiwendigfeit und Zwedmäßigfeit der 
im Art. 9 $. 7 erwähnten Acnderungen und neuen Anlagen 
entfcheidet die Regierung. Diefelbe hat zuvor entweder felbft 
oder durd einen Commiſſar die Betheiligten zu hören, foweit 
nöthig, Sacverfländige zu vernehmen und wo ed angemefjen 
erfcheint, eine Befichtigung an Ort und Stelle vorzunehmen 
und dabei eine gütliche Vereinbarung, namentlich auch über 
bie Oeftattung der baulichen Inangriffnahme, zu verfuchen. 


Art. 11. 


Feftftellung-der Entfhäpdigung im Verwal: 
tungöwege. 


$..1. In Ermangelung einer gütlichen Bereinbarung 
über die Entſchädigung fol diefelbe zunädhft im Verwaltungs— 
wege feftgeftellt werden. Es kann auch eine vorläufige Ver— 
einbarung über die Entihädigung, unter Vorbehalt der ger 
richtlichen Feftftellung derfelben, zum Zwed der Einweifung 
in ben Beſitz erfolgen. 


$. 2. Der Antrag auf Feftftelung ber Entſchädigung 
ift fchriftlih von dem Entihädigungsverpflichteten bei der Re— 
gierung einzureichen und kann hinſichtlich ſaͤmmtlicher in dem— 
felben Gemeindebezirk belegener Orundftüde in einer Eingabe 
erfolgen. Diefe muß unter getrennten Nummern 
a. die Grundftüde nad) ihrer Lage, Größe, Eulturart 
und. Katafterbezeichnung, 
b. die Namen der Eigenthümer 
enthalten. 
Art. 12. 
Fortfegung. 
$. 1. Die Regierung theilt den Antrag (Art. 11) dem 
Eigenthümer mit und fegt einen Termin an, in welchem 
von ihm die Entjchädigungsforderungen und von dem Ents 
fhädigungsverpflichteten die Gebote beftimmt anzugeben und 
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zu begründen find. Zugleidy wird von ber Regierung ein 
Gommiffar zur Leitung der Verhandlungen beftellt. 


$. 2. Der Commiffar Hat in dem Termin die Entichä- 
digungsforderungen und Gebote, fowie die Verhandlungen 
zum Protocoll zu nehmen und danach) eine gütliche Verein: 
barung zu verfuchen. Ein über legtere von ihm aufgenom: 
menes Protocoll hat die Kraft einer gerichtlichen Urfunde, 


Art. 13. 
Fortſetzung. 

$.1. Kommt eine gütliche Vereinbarung nicht zu Stande, 
jo erfolgt die Abfchägung der Entſchädigungsanſprüche und 
zwar, fall8 die Parteien ſich nicht vor dem Gommiffar über 
‚einen Sacverftändigen einigen, durd) drei Sacyverftändige, 
von denen jede Partei einen und der Kommiffar den drit— 
ten wählt. 


$. 2. Meigert eine SBartei die Wahl eines Sadjverftän- 
digen, jo hat der Commiſſar die Wahl zu übernehmen. 


$. 3. Sind mehrere Entfchädigungsberechtigte betheiligt, 
fo fol die ihnen nach 8. 1 zuftehende Wahl in der Weife 
erfolgen, daß für ſämmtliche in demfelben Gemeindebezirke 
belegenen gleichartigen Gegenſtände derſelbe Sacverftändige 
gemeinschaftlich gewählt wird. Zu diefem Zwede hat der 
Commiſſar fämmtlihe Entjchädigungsberechtigte unter der 
Verwarnung zu laden, daß die Nichterfchienenen an den Be— 
Schluß der Erfchienenen gebunden feien. Bei der Wahl ent- 
fcheidet die nach ber Kopfzahl zu berechnende relative Stim- 
menmehrheit der Erfchienenen; bei Stimmengleichheit ent- 
jcheidet das Loos. 


Art. 14, 
Fortfeßung. 
8. I. Der Kommiffar hat die Parteien mit ihren Ein» 


wendungen gegen bie erwählten Sachverftändigen und über 
die den legtern zu ertheilende Anftruction zu hören. 
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Die Namen ber Sacjverftändigen und die Inftruction 
müffen ben Betheiligten wenigftens 8 Tage vor der abzuges 
benden Erflärung in der Gemeinde zur Einficht offen gelegt 
werden. 


$. 2. Ueber die Einwendungen gegen die Sachverftäns 
digen und gegen die benfelben zu ertheilende Inftruction ent: 
jcheidet die Regierung. Ä 


Art. 15. 
Sortfegung. 


Die Sadyverftändigen haben ihr Gutachten entweder vor 


dem Commiffar zum Protocol zu erklären oder fchriftlich ein- 
zureichen und daſſelbe zu begründen und zu beeiden. Sind 


die Sadjverftändigen ein= für allemal als folche vereidet, fo 
genügt bie Verficherung der Richtigkeit ihre8 Gutachtens auf 
den geleifteten Sachverftändigen-Eid im Protocoll oder unter 
dem jchriftlich eingereichten Gutachten. 


Art. 16. 
Fortjegung. 
$. 1. Das Gutachten der Sachverſtaͤndigen wird den 
Parteien zur Erklärung innerhalb einer 14tägigen präcluſivi— 
ſchen Friſt mitgetheilt, nach deren Ablauf die Verhandlungen 
der Regierung zur Feſtſtellung der Entſchädigung eingereicht 
werden. 


8. 2. Die Regierung ſetzt die Entſchädigung nach ihrem 
aus den Verhandlungen geſchöpften pflichtmäßigen Ermeſſen, 
ohne an das Gutachten der Sachverſtändigen gebunden zu 
fein, feft und beftimmt zugleich, daß der Entichädigungsver: 
pflichtete in den Beſitz des zu enteignenden Grundftüds nad) 
erfolgter Zahlung oder gerichtlicher Depofition der Entfchäbdi- 
gungsfumme einzuweifen fei. Auf Verlangen find die Ent— 
fcheidungsgründe für bie deſtſehung der Entſchädigung mitzus 
theilen. 
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Art. 17.- 
Gerihtlihe Feſtſtellung der Entfhäbdigung. 


$. 1. Der Entihädigungsberechtigte fowohl als ber 
Berpflichtete Fönnen, wenn fie’ mit der durch die Regierung 
feftgeftellten Entſchädigung nicht zufrieden find, eine gericht: 
liche Entfcheidung über diefelbe verlangen. 


$. 2. Wer von diefer Befugniß Gebrauch machen will, 
muß dieſes bei Vermeidung des Verluftes derfelben innerhalb 
8 Tage nad) der Zuftellung der Entfcheidung der Regierung 
bei diefer anzeigen und innerhalb fernerer drei Wochen feis 
nen Antrag beim Gerichte einbringen. Dem Gerichte find 
auf Verlangen die Berhandlungen der Regierung über bie 
Feftftellung der Entſchädigung mitzutheilen. 


Art. 18. 


Einweifung in den Befig und Hebergang 
bed Eigenthums. 


$. 1. Ohne Einwilligung des Entfchädigungsberechtig- 
ten darf der Entjchädigungsverpflichtete über den abzutretens 
den Gegenftand erft dann verfügen, wenn ihn die Regierung 
in den Befig deſſelben eingewiejen hat. 

8.2. Soweit nicht der Berechtigte auf vorherige Zahr 
(ung der Entfhädigungsfumme verzichtet hat, ift die Einwei— 
jung in ben Befig des Gegenftanded auf Antrag erft dann 
von der Regierung zu verfügen, wenn nachgewiefen ift, daß 
die durch gütliche Vereinbarung oder nad) Art. 16 im Ber- 
waltungswege feftgeftellte, oder burdy ein etwa inzwijchen er- . 
gangenes rechtöfräftiged gerichtliches rfenntniß beftimmte 
Entichädigungsfumme dem Berechtigten ausgezahlt oder dem— 
felben zur Gmpfangnahme angeboten und gerichtlich depo— 
nirt ift. 

$. 3. Ausnahmsweife fann die Einweifung in den Bes 
fig vor der Zahlung beziehungsweife Deponirung der Ents 
ſchaͤdigungsſumme erfolgen, wenn entweder 
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a. ber mit der vorgängigen Feftftellung der Entfchädigung 
verknüpfte Verzug einen für dad gemeine Beſte erhebs 
lichen und unwiberbringlichen Nadytheil zur Folge haben 
würde, worüber die Regierung zu entfcheiden hat, oder 

b. bei einer nur vorübergehenden Benutzung ber Entſchä— 
digungsbetrag vorgängig nicht oder doch nicht mit Si— 
cherheit ermittelt werden Fann. 

$.4. Im Falle des $. 3a ift das Verfahren zur Er- 
mittelung der Entſchädigung gleichzeitig mit der Enteignung, 
im alle des $. 3 b, jobald die Ermittelung mit genügender 
Sicherheit gefchehen kann, einzuleiten und thunlichft zu be— 
ſchleunigen, in beiden Fällen aber dafür zu forgen, daß nicht 
die Ermittelung der Entfchädigung durch die Art und Weife 
ber Verwendung oder Benupung des Gegenſtandes erfchwert 
oder unmöglidy gemacht werde. Iſt dad Letztere dennoch ges 
heben, fo ift der Entfchädigungsberechtigte zum Wuͤrderungs⸗ 
eide zuzulaſſen. 


8. 5. Eigenthum, Gefahr und Nutzung bed enteigneten 
Grundſtücks gehen, wenn die Abtretung in Folge gütlicher 
Vereinbarung erfolgt, nach den für den Kauf geltenden Grund: 
fägen auf den Entfchädigungsverpflichteten-über. Andernfalls 
erfolgt biefer Mebergang mit dem Zeitpunct ber Einweilung 
in ben Beſitz. 


Art. 19. 
——— bei vermietheten Gebäuden und 
Grundſtücken. 
$. 1. Iſt der Gegenſtand der Abtretung vermiethet, fo 
treten hinfichtlich der Anfprüce des Mietherd folgende Be— 
ftiimmungen ein: 

a. Wird der ganze vermiethete Gegenftand abgetreten, fo 
‚wird dadurch der Mietheontract aufgehoben. Wird 
ein Theil deſſelben abgetreten und dadurch bie beab- 
fichtigte Benutzung unmöglich gemacht oder wefentlic) 
verändert ober erfchwert, fo ift der Miether befugt, den 

2 


ü. 


b, 


60 


Gontract aufzuheben. In beiden Fällen muß der Ent— 
Ihädigungsverpflichtete dem Miether den durch die Auf— 
hebung des Mietheontractd ihm erwachfenden Scha- 
ben erfegen. 

Wird der Mietheontract in Gemäßheit der Beftimmun- 
gen unter a nicht aufgehoben, jo muß der DVermiether 
dem Mierher jährlich 4 Procent ded Entſchädigungs— 
capitals, welches er für den vermietheten und enteig- 
neten Gegenftand erhält, oder bei einer Abtretung zur 
vorübergehenden Benugung die hiefür empfangene Ent: 
ſchädigung, ſoweit viefelbe für die dem Miether zus 
ftehende Benugung gezahlt wird, für die Zeit, während 
welcher der Gegenftand dem Miether entzonen wird, 
entrichten. Außerdem Hat der Entichädigungsverpflich- 
tete dem Miether den Schaden zu erjeßen, welden 
diefer durch die Entziehbung des abgetretenen Gegen- 
ftandes der Miethe erleidet, fomweit diefer Schaden 
durch das nicht gededt wird, was der Miether von 
dem Vermiether erhält. 


.2. Der dem Miether zu erfegende Schaden begreift 


den Werth der Nußung, welchen der gemiethete Gegen- 
ftand für den Miether hat, nach Abzug des von ihm 
zu entrichtenden Miethgeldeg, 

die Koften der etwaigen Anlagen, welche ber Miether 
zum Zwede der Benugung gemacht hat, foweit biefe 
Anlagen ihm nicht ſchon zu Gute gefommen find. 


$. 3. Ueber die Anfprüce des Mietherd an den Vers 
miether und den Entjchädigungsverpflichteten entjcheiden die 
ordentlichen Gerichte. 


Art. 20. 


Nechte Dritter an dem Enteignungsobject. 

$. 1. Dritte Berfonen, welchen ein perfönlicher Anſpruch 
gegen den Entjchädigungsberechtigten oder ein Dingliches Recht 
an beim Gegenftande der Abtretung zufteht, können der Letzte— 
ven nicht widerfprechen. 
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$. 2. Bei der Abtretung zum Eigenthum gehen die Rechte, 
welche Lehnfolgern, Fideicommißnachfolgern, Erbverpächtern, 
Dbereigenthümern, Hypothefarifchen Gläubigern und Nie: 
bräuchern an dem Gegenftande der Abtretung zuftehen, Fraft 
Geſetzes auf die Entfhädigung über. 

$. 3. Hinfichtlich der Sicherung der Rechte Dritter an 
der Entſchädigung ($. 2) finden die Vorfihriften der Art. 102 
bi8 108 des Entfchädigungsgefeßes vom 14. October 1849 
analoge Anwendung, jedoch tritt an die Stelle der Ablöfungs- 
commilfion dasjenige Amtsgericht, in deſſen Bezirfe der Ge: 
genftand der Abtretung liegt. 


$.4. Der Entjhädigungsverpflichtete wird durch die Zah: 
lung des Entichädigungscapitald® von den Anfprüchen, welche 
Dritten zuftanden und auf die Entichädigung übergegangen 
find, nur dann befreit, wenn die im $. 3 angezogenen Vor— 
Ichriften befolgt find. 


Art. 21. 
Beftimmungen wegen der Staatd- und Commu— 
nal-Abgaben und Laften. 
Hinfichtlih der Staats- und ſonſtigen öffentlichen oder 
privatrechtlidyen Real-Laften wird Folgendes beftimmt: 

a. Wird ein Gegenftand zum Eigenthum abgetreten, jo 
find die auf demfelben haftenden Staatd- und Gemein 
belaften, joweit der Grund und Boden zur Eifenbahn 
felbft und deren Zubehörungen verwandt wird, zum 
Abgang zu bringen; im Uebrigen gehen diefelben, nebft 
den aut dem ganzen abgetretenen Gegenftande etwa 
haftenden privatrechtlichen Reallaften auf den neuen 
Eigenthümer über. 

b. Die f. g. untheilbaren Zaften bleiben nach den darüber 
geltenden allgemeinen Grundfägen beim Rumpf ber 
Stelle, an deſſen Befiger hierfür, wegen des abgetre= 
tenen Theiles der Stelle, eine angemeffene Entſchädi— 
gung zu zahlen ift. Iſt legtere in einer jährlich zu 
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zahlenden Summe (Jüdengeld) beftimmt, fo hört deren 
Zahlung ganz oder theilweife auf, wenn bie untheils 
baren Zaften ganz beziehungsweife theilweife wegfallen. 

c. Wird ein Gegenftand zur vorübergehenden Benugung 
abgetreten, fo hat der Eigenthümer oder erbliche Nutz— 
nießer alle vorgedachten Laften ferner abzuhalten; er 
fann aber eine verhältnigmäßige Herabfegung der öffent: 
lichen, beziehungsweife eine verhältnißmäßige Entſchä— 
dDigung wegen der untheilbaren Laſten verlangen, wenn 
die Ertragsfähigfeit des Grundſtückes dauernd verrin- 
gert wird. 

d. Bei nur vorübergehender Verminderung ber Ertragd- 
fähigfeit eines Grundſtücks find ſämmtliche vorgedadyte 
Laften überall nicht zu berüdjichtigen, vorbehältlich einer 
zeitweiligen Herabfegung der Grundfteuer in den Fällen, 
wenn cine DVerminderung ded Steuercapitald® um wer 
nigftend 30 Procent vorhanden ift. 


Art. 22. 
Beftimmungen wegen Dienftbarfeiten. 


$. 1. Wenn auf dem Gegenftande der Abtretung eine 
Dienftbarfeit (Servitut) haftet, welche nach der Abtretung nicht 
ausgeübt werden fann, jo muß der Entjchädigungsverpflichtete 
auf Verlangen des Dienftbarfeitöberechtigten diefem eine andere 
der frühern entſprechende Dienftbarfeit beftellen, wenn dieſes 
aber nicht thunlich ift oder von dem Berechtigten nicht vers 
langt wird, diefem den Schaden, welchen er durch den Verluft 
der Dienftbarfeit erleidet, erjegen. 

8. 2. Entfteht zwifchen dem Dienftbarfeitöberechtigten 
und dem Entihädigungsverpflichteten Streit darüber, ob bie 
Dienftbarfeit nach der Abtretung nody in bisheriger Weife 
ausgeübt werden fann, ober ob bie neubeftellte Dienftbarfeit 
ber früheren entfpricht, jo fommen auf diefen Streit die Bes 
ftimmungen der Art. 11 bis 17 einfchließlicdy zur Anwendung. 
Ueber den Betrag des eintretenden Falls zu leiftenden Scha: 
benerfaßes entjcheiden die ordentlichen Gerichte. 
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Art. 23. 


Legitimation des Befigers, der Vormünder und 
@uratoren. 


$. 1. Zu den Verhandlungen über die Enteignung und 
zur Empfangnahme der Entfchädigung ift der. Eigenthüner 
bed Gegenstandes, ift aber das Gigenthum beftritten, der Be— 
figer legitimirt. Der Gegner des Befigers fann die Siche- 
rung der Entjchädigungsgelder verlangen, worüber in Erman— 
gelung einer gütlichen Vereinbarung die Gerichte entfcheiden. 

$. 2. ft der Gegenftand der Abtretung zu Lehn, Erb» 
pacht oder auf ähnliche Weife vererblich verliehen, jo ift mur 
der Inhaber des vererblichen Befigrechts zu den Verhandlun— 
gen über die Enteignung und zur Empfangnahme der Ent: 

Ihäbdigung legitimirt. 

83 Vormünder und Curatoren bedürfen zur Abfchlies 
Bung einer Vereinbarung, zur Annahme oder Ablehnung ber 
gebotenen oder im Verwaltungswege feftgeftellten Entjchäbdi- 
gung, oder zum Antrage auf eine gerichtliche Feſtſtellung der— 
felben nicht der. obervormundfchaftlihen Genehmigung. 


Art. 24. 
— der Entſchädigungsſumme. 


Die feſtgeſetzte Entihädigungsfumme muß, wenn nicht 
etwas anderes vereinbart ift, vom Tage des Uebergangd des 
Eigenthums von dem Entjchädigungsverpflichteten mit jähr- 
lich vier ‘Brozent verzinfet werden, foweit fie zu er Zeit 
nicht gezahlt oder gerichtlich deponirt ift. 


Art. 25. 
NRecursfriften. 


Der Recurs gegen die Verfügungen und Entfcheidungen 
ber Regierung muß bei Vermeidung Verluftd deſſelben inners 
halb 8 Tage nad) Verfündigung bezw. Zuftelung derfelben 
eingelegt und innerhalb fernerer 14 Tage beim Staatdmini- 
fterium eingeführt werden. 


> 
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Art. 26. | 
Koften des Schäßungsverfahrene. 
$.1. Die Koften der Beftftellung der Entſchädigung im Ver: 
waltungsiwege fallen dem Entſchädigungsverpflichteten zur Laft. 
$. 2. Sporteln= und. ftempelfrei find: 

a. die zum Zwed der Enteignung zwifchen den Entfchäs 
digungsverpflichteten und den Berechtigten abzufchlie: 
‚Benden Gontracte, 

b. die Convocationen wegen der abzutretenden Gegen: 
ftände und der dafür zu leiftenden Entſchädigung, ein— 
fchlieglich der dazu nöthigen Ertracte aus den Hypo— 
thefenbüchern, jedoch mit Ausnahme der die Befeiti: 
gung erfolgter Angaben betreffenden Berhandlungen, 

c. das DVerfahren zum BZwed der Feftftellung ber Ente 
Ihädigung im Berwaltungswege. 


Art. 27. 
Schluß-Beftimmungen. 

Das Gele vom 6. Mai 1864, betreffend Enteignung 
zu Eijenbahnen, und die Verordnung vom 6. Mai 1865, be: 
treffend Enteignung für die Eifenbahnftrefe von Heppens 
nad) Oldenburg, werden aufgehoben. Jedoch find die bereits 
eingeleiteten Enteignungsfachen nach den bisherigen Beſtim— 
mungen zu Ende zu führen, wenn bie drei Sachverftändigen 
zum Zwed der Ermittelung der Entſchädigung bereits ge— 
wählt find. 

Art. 28. 

Das zur Ausführung diefes Gefeges weiter Erforderliche 
joll im Verordnungswege erlaffen werden. 

Urfundlich Unferer eigenbändigen Namensdunterfchrift und 
beigedrudten Großherzoglichen Inftegels. 

Gegeben auf dem Schloffe zu Oldenburg, ben 28. März 
1867. 

(L. S.) Peter. 
v. Berg. 
Römer. 
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M 20. 


Bekanntmachung des Staatsminifteriums, betreffend Ertheilung der Rechte 
einer juriftiichen Perſon an den Schügenverein zu Delmenhorſt. 


Oldenburg, den 27. März 1867. 


Das Staatdminifterium bringt hierdurch zur öffentlichen 
Kunde, daß Seine Königliche Hoheit der Großherzog geruht 
haben, dem Schügenverein zu Delmenhorft auf Grund der 
8$. 1, 26, 29 und 32 der vorgelegten Statuten die Rechte 
einer juriftifchen Perſon zu ertheilen. 

Oldenburg, den 27. März; 1867. 

Staatsminifterium. 


Departement des Innern. 


v. Berg. 


Römer. 


Digitized by Google 
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Gefehblatt 


| für das 
Herzogtbum Oldenburg. 


— 





XX. Band, (Husgegeben den 10. April 1867.) 12. Stuͤck. 








Inbalt: 

MM. Geſetz vom 1. April 1867 für das Herzogthum Oldenburg, 
betreffend die Bildung einer Gemeinde Neuenburg. 

N? 22. Regierungsbekanntmachung vom 5. April 1867, betreffend das 
dem MWoldemar von Loewis of Menar auf Banten bei Riga 
ertheilte Patent auf’ von ihm erfundene Flachsbereitungs⸗ 
mafchinen. 





M 21. 


Gele für das Herzogthum Oldenburg, betreffend bie Dilbung einer 
Gemeinde Neuenburg. 


Oldenburg, den 1. April, 1867. 


Wir licolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holſtein, Stormarn, der Dithmarſchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von Jever und Kniphauſen ꝛc. ıc. 


verfünden mit Zuſtimmung des Landtags als Geſetz fuͤr das 
Herzogthum Oldenburg, was folgt: 


Art. 1. 


Die gegenwärtig beftehenben Bezirfe der Schulachten 
Neuenburg und Aftede werden, unter Hinzulegung der zut 
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Schulaht Neuenburg gehörigen Theile der Bauerfchaft 
Schweinebrüd zur Bauerſchaft Neuenburg, aus ihrer Der: 
bindung mit den Gemeinden Zetel und Bockhorn ausgefchie- 
den und zu einer politifchen Gemeinde Neuenburg vereinigt. 


Art. 2, 

Die näheren Maßregeln zur Ausführung diefer Beftim- 
mung, insbejondere auch die bei jener Ausjcheidung erforker- 
liche Auseinanderfegung der Vermögensverhältniffe, werben 
ber Verwaltung vorbehalten. 


Urfundlich Unferer eigenhändigen Namensunterfchrift und 
beigebrudten Großherzoglichen Inſiegels. 


Gegeben auf dem Schloffe zu Dipdenburg, den 1. April 





1867. 
(L. 8.) - Beter. 
v. Berg. 
Römer. 
M 22. 


Regierungsbefanntnahung, betreffend das dem Woldemar von Loewis of 
Menar auf Panten bei Riga ertheilte Patent auf von ihm erfundene 
Flachsbereitungsmaſchinen. 


Oldenburg, den 5. April 1867. 


Mit Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs Höch— 
fter Genehmigung ift dem Woldemar von Loewis of Menar 
auf Banten bei Riga ein Batent auf zwei von ihm erfundene 
Flachsbereitungsmaſchinen, fo weit folche als eigenthümlich 
und nody nicht bereits befannt zu betrachten find, für das 
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Großherzogthum, auf die Dauer von fünf Jahren, unter der 
näheren Beftimmung ertheilt, daß das Patent erlöfchen fol, 
wenn nicht innerhalb Jahresfrift, vom Tage der Berfündigung 
angereshnet, nachgewiefen wird, daß daſſelbe im Großherzog— 
thum zur bleibenden Anwendung gekommen ift. 


Dldenburg, aus ber Regierung, 1867 April 5. 


Erbmann. 


Hayeffen. 


Digitized by Google 








71 
für das 
Herzogtbum Oldenburg. 
XX. Band. (Ausgegeben den 17. April 1867.) 13. Stüd. 
Inhalt: 
A 23. Geſetz vom 28. März 1867 für das Großherzogthum Olden⸗ 


burg, betreffend: Revidirtes Civilſtaatsdienergeſetz. 2 





„1. 29. 


Geſetz für das Großherzogthum Oldenburg, betr.: Revidirtes Eivilftante: 
dienergeieß. 


Mir Nicdlans Ftiedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
‚von Schleswig, Holftein, Stormarn, der Dithmarfchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lübef und Birfenfeld, Herr 
von ever und Kniphauſen ıc. ıc. 


verfünden mit Zuftimmung ded Landtags als Gejeg für das 
Großherzogthum, was folgt: 


Art. 1. 
l. Gegenftand bes Geſetzes. 
$. 1. Das Givilftaatsdienergefeg bezieht fid) auf die im 
Bivilftaatödienfte Angeftellten. 
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$. 2. Zu den im Eivilftaatsdienft Angeftellten gehören 
nicht : 
a) die aus den Großherzoglichen Hof oder Privatkaſſen 

bejoldeten Beamten und Diener: . 

b).diejenigen, welche zum Staate lediglid in dem Ber: 
hältnifje eines privatrechtlichen Contractes ftehen ; 

c) folche diplomatifche Agenten, welche nicht Staatsange— 
hörige des Großherzogthums find; 

d) die vom Staate zu öffentlicher Dienftleiftung mit oder 
ohne Gehalt blos Eoncefftonirten ; 

e) diejenigen, denen gewiffe Dienftleiftungen für ben 
Staat nur ald Nebengejchäft übertragen find; 

f) Dienftgehülfen, deren Annahme gewiffen Eivilftaats- 
dienern überlaffen ift; ü 

g) die Beamten und Diener von Gemeinden, Genoſſen— 
fchaften und Stiftungen, welche nicht Staatsanftalten 
find, wenn auch aus befonderen Gründen das Gehalt 
berfelben ganz oder theilweife aus der Staatskaſſe be 
ftritten wirb; 

h) dad Landdragonercorps. 


| Art. 2. 

Diejenigen PBerfonen, auf welche nad) Art. 1 diefed Ge— 
je Anwendung findet, follen »eine Anftellungsurfunde er: 
halten, in welcher ihre Eigenjchaft als Eivilftaatsdiener aus— 
drüdlich anerkannt wird. 

Die Anftellungsurfunde wird unentgeltlich ertheilt. 

Zweifel über die Eigenfchaft einer Perſon als Eivilftaats- 
diener entjcheidet das Staatdminifterium. 


Art. 3. 


Die in Folge von Zoll und Steuer-Verträgen mit an— 
deren Staaten angeftellten Oldenburgiſchen Zoll» und Steuer: 
beamten werden in foweit nicht nach dieſem Gefege beurtheilt, 
als nad) ſolchen Verträgen befondere Beftimmungen auf fie 
zur Anwendung fommen. 
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Art. 4. 
I. Anftellung. 

1. Anftellungsfähigfeit und Veförderung im- Givilftantsbienft. 

$. 1. Die öffentlihen Aemter find für alle Befähigte 
unter Erfüllung der von dem Gefege feftgeftellten Bedingun— 
gen gleich zugängig. 

$. 2. Bei Anftelung und Beförberung der Eivilftaatd- 
diener finden Feinerlei Geburts: und Standesvorrechte Statt. 

$. 3. Ueber die Befähigung zum Civilftaatsdienfte, über 
die der Anftellung vorhergehende Brüfung und bie zum Eivil- 
ftaatödienfte vorbereitende Verwendung der Bandidaten gelten 
die Anordnungen, wie fie beftehen und ferner werden- erlaffen 


- werben. 


$. 4. Nur Oldenburgiſche Staatsangehörige haben das 
Recht zu verlangen, zum Nachweis ihrer Befähigung zuge: 
laſſen zu erben. 


Art. 5. 
2. Zulaffung zum Acceß. 

$. 4. Die zum Eivilftaatödienft vorbereitende Verwendung 
der Candidaten (Zulaffung zum Acceß) giebt Fein Recht auf 
Verleihung einer Dienitftelle. 

$. 2. Die zun Acceß zugelaffenen Bandidaten find, jo 
weit nach den Berhältniffen nöthig, auf gehörige Ausführung 
der ihnen zu ertheilenden Aufträge, auf Amtsverſchwiegenheit 
(Art. 34) und wenn ihnen Brotofollführung übertragen wird, 
auch auf diefe zu beeibigen. 


Art. 6. 
3. Anwartfchaften. 
Die Ertheilung von Anmwartichaften auf Staatdämter 
oder auf Gehaltserhöhungen ift unftatthaft und wirfungsloe. 


Art. 7. 
4. Art der Anftellung. Widerruflihe und unmwiderrufliche Anftellung. 


$. 1: Die Anftelung erfolgt: 
i 1* 
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a. entweder unmittelbar vom Großherzoge oder mittelbar 
durch eine von ihm beauftragte Behörde; 

b. entweder widerruflich oder unmiberruflid). 

$. 2. Der Regel nad) ift die Anftellung für alle Dienft 

ftellen zumächft eine widerrufliche. 

Unwiderruflich iſt die Anftellung: 

a. bei Richtern, 

b. wenn eine Ausnahme im Intereſſe ded Dienftes be- 
gründet ift, 

ec. nach den Beftimmungen ded Art. 8. 


Art. 8. 
Fortſetzung. 

F. 1. Für diejenigen Dienſtſtellen, welche eine wiſſen— 
ſchaftliche oder eine dieſer gleich zu achtende techniſche Aus— 
bildung erfordern, ſoll die unwiderrufliche Anſtellung nach 
Ablauf einer dreijährigen Dienftzeit ertheilt werden, wenn ber 
Inhaber einer folchen Stelle ſich ald tüchtig bewiefen und 
fall8 eine Hauptprüfung erforderlidy ift (Art. 4 $. 3), bei der: 
jelben wenigjtend den zweiten Character erhalten hat. Erhe— 
ben fich gegen die Tüchtigfeit ded Betheiligten ſolche Beden- 
fen, welche eine weitere Erprobung angemefjen erjcheinen 
laflen, fo fann vom Staatdminifterium die widerrufliche An- 
ftellung auf beftimmte Zeit, jedoch höchſtens zwei Jahre, vers 
längert werben. 

$. 2. Für diejenigen Dienftitelen, weldye die im $. 1 
gedachte Ausbildung nicht erfordern, kann die unwiderrufliche 
Anftellung nach Ablauf einer zehnjährigen Dienftzeit in An— 
erfennung bejonderer Tüchtigfeit vom Großherzoge bewilligt 
werden. Nach Ablauf einer adhtzehnjährigen Dienftzeit foll die 
unwiderrufliche Anſtellung ertheilt werden, falls. fich nicht 
dagegen aus dem biöherigen Verhalten des Betheiligten er- 
hebliche Bedenfen geltend machen. Sind Ileßtere der Art, 
daß eine weitere Erprobung angemeffen erjcheint, fo fann die 
widerrufliche Anftelung vom Staatsminiſterium auf beftimmte 
Zeit, jedoch höchftens fünf Jahre, verlängert werden. 


75 


$. 3. Den vom Militärs unmittelbar in den @ivil- 
ftaatsdienft übergetretenen Civilſtaats dienern wird bei Ermit- 
telung der im $. 2 gedachten Dienftzeit die im activen Mili- 
tärdienft zugebrachte Zeit angeredynet, jedoch bleibt die An— 
ftellung im Givilftaatsdienft ftetd in ben erften drei Jahren 
widerruflich, und Fann dieſe widerruflicdhe Anftelung unter der 
im $. 2 bezeichneten Borausfegung auf beftimmte Zeit, jedoch 
höchſtens zwei Jahre, verlängert werben. 


Art. 9. 
5. Anfang des Dienftverhältnifies. 
Das Dienftverhältnig wird begründet durdy die Zu: 
fiellung des Ernennungsrejeripts, fofern nicht innerhalb drei 
Tagen nad) der Zuftellung die Ablehnung der Ernennung 
erflärt wird. 


Art. 10. 
11. Titel. 

$. 1. Die Titel der Bivilftaatsdiener werden vom Groß— 
herzoge verliehen. 

Der Titel fol fo weit thunlich das Amt, welches der 
Givilftaatsdiener befleidet, bezeichnen. | 

$. 2. Dergleichen Amtstitel follen nicht am PBerfonen 
verliehen werden, welche das durch fie bezeichnete Ant nicht 
inne haben. 


Art. iM. 
IV. Berpflichtung. 

8. 1. Bor dem Dienftantritte ift der Givilftaatsdiener 
auf die Erfüllung aller Obliegenheiten des ihm übertragenen 
Amtes zu verpflichten. Derfelbe hat bei der erften Anftellung 
ben in der Beilage A., bei Uebertragung eined Richteramts 
oder der Stellvertretung für einen Richter, den in der Bei: 
fage.B. formulierten Eid zu leiften. 

$. 2. Die Verpflichtung geichieht von der zuftändigen 
Dienftbehörde, oder, nad) deren Anordnung, von einem der 
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Boraefegten des Eivilftaatsdienerd. Die Mitglieder des Staatd- 
minifteriumd werden von dem Großherzoge oder von einem 
Bevollmächtigten deffelben verpflichtet. 


$. 3. Bei Uebertragung eined anderen Amtes gemügt 
die Verweifung auf den früher geleifteten Eid. Bei bloßer 
Verſetzung in der nämlichen dienftlichen Befchäftigung bedarf 
e8 einer folchen Berweifung nit. Wird ein nicht richter- 
licher Beainter zu einem Richteramte berufen, fo hat er den 
vorgejchriebenen Richtereid (Beilage B.) zu leiften. 


Art. 12. 
V. Gaution. 


$. 1. Alle Caſſe- und Hebungsbeamte, fowie in ber 
Regel ſolche Eivilftaatsdiener, welche öffentliche Gelder zu 
verwalten haben, jollen eine nach dem Ermeſſen des Staats- 
minifteriums zu beftimmende Sicherheit (Baution) leiften, und 
zwar der Regel nad) vor der Berpflichtung und Gefchäfte- 
übernahme und durch Einzahlung einer jährlidy mit 4 Pro— 
cent zu verzinfenden Baarfumme in die Staatöcaffe oder durch 
Niederlegung inländifcher Staatsobligationen bei derfelben. 
Ob audy andere Eivilftaatsbiener wegen ihrer amtlichen Ob— 
liegenheiten eine Gaution zu leiften haben, bleibt, infofern 
nicht gefeglich etwas darüber beftimmt ift, der Beftimmung 
ded Staatdminifteriums überlaffen. 

$. 2. Dad Staatdminijterium ift befugt, wenn verän- 
derte Umftände e8 erfordern, an Stelle einer bisher in an— 
derer Weile geleifteten Caution eine Gautionsleiftung mittelft 
Baarzahlung oder Niederlegung inländifcher Staatsobligatio- 


nen ($. 1) zu verlangen, fowie auch den bisherigen Betrag 
der Cautionsſumme zu erhöhen. 


$. 3. Nach Beendigung bed Dienftverhältniffes müffen 
bie Gautionen aufgehoben, die baar eingezahlten Summen 
erftattet und die eingelieferten Obligationen zurüdgegeben wers 
den, fobald die thunlichft zu bejchleunigende Erledigung ber 
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vom Staate oder Dritten aus der Amtsführung des Civil— 
ftaatödienerd erhobenen Anfprüche bewirkt ift. 


"8.4. Zu den Urfunden über Gautionsfeiftungen bedarf 
es feined Stempelpapiers. 


Art. 13. 
v1. Dienfteinfommen. 
1. Beloldung. - 


Die Beſoldung der Eivilftaatsdiener im Sinne des gegen- 

wärtigen Geſetzes befteht: 

a. in dem mit bem verlichenen Amte verbundenen Dienft- 
einfommen an baarem Gelde — feites Gehalt oder 
Procente für Erhebung oder Verwaltung von Staats: 

2 gelbern ; ; 

b. in den ats Theil des mit dem verliehenen Amte ver: 
bundenen Dienfteinfommend zu Gelde veranfchlagten 
oder zu veranfchlagenden Accidentien, auch wenn fie 
nicht vom Stante bezogen werden, — wohin Gopialien 
der Canzliften und Eopilften, Dienftwohnungen und 
Dienftländereien (Art. 17), Naturalien, Beuerungs- 
deputate und. Gebühren, z. B. Zuftellungs-, Pfändungs— 
und Schließgebühren, gehören. 


Art. 14, 
2. Sonfliges Dienfteinfommen. 


Sonftiged Dienfteinfonmen gehört nicht zur Befoldung, 
namentlich nicht: 

a. die Gebühren und Nebennugungen, weldye bei einem 
Amte nur zufällig vorkommen; j 

b. Vergütungen für Nebengefchäfte (Art. 16, 8. 2); Zu: 
lagen auf Zeit oder Widerruf, wohin insbejondere 
auch folche ſog. Functionszulagen zu rechnen, weldye 
mit einer widerruflicdy übertragenen Bunction verbuns 
den find; 
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c. Alles, was der Staatödiener ald Erſatz für Dienft- 
aufwand, Bedarf für die Amtsführung oder Entfchä- 
bigung für Einbußen oder Auslagen erhält, 5. B. 
Neifefoften, oder Vergütung für eigene . Transport: 
mittel, Gebühren oder Bergütungen für Büreaubes 
bürfniffe und für Heizungsmaterial zu Amtsräunlich- 
feiten. 


Art. 15. 
3. Bezeichnung des Dienfteinfommens in der Anftellungsurkunbe. 

$. 1. In der Anftellungsurfunde ift das geſammte 
Dienfteinfommen (Art. 13, 14) feinen einzelnen Beftandtheilen 
nad) gefondert zu verzeichnen, und dabei feftzufegen, zu wel— 
chem Betrage dasjenige Dienfteinfommen, welches zur un: 
gewiffen baaren oder nur Geldeswerth habenden Befoldung 
zu rechnen ift, bei Berechnung des Ruhegehalts oder Wartes 
geldes in Anfchlag zu bringen fei. Auch bei denjenigen Civil: 
ftaatödienern, deren Befoldung mit Nüdficht auf befondere 
Berpflidhtungen, namentlich auch wegen Gautiondleiftungen, 
beftimmt ift, kann in der Anftellungsurfunde ein gewifler 
Theil der Bejoldung bezeichnet werden, der bei etwaiger Vers 
jegung in den Ruheſtand oder Stellung zur Diepofition außer 
Berechnung bleibt. 

$. 2. Der betheiligte Civilſtaatsdiener muß ſich zu jeder 
Zeit eine Verwandlung von Accidentien (Art. 13 b.) in baa— 
red Geld, bezw. fefted Gehalt nach dem Anfchlage in der An— 
ftellungsurfunde gefallen laſſen. 


Art. 16. 
4. Einbuße an PBrocenten und Gebühren. 
$. 1. Eivilftaatsdiener, welche Hebungsprocente ober 
Gebühren beziehen, haben, wenn die Hebung, für welche bie 
Procente bewilligt find, ganz oder theilweile wegfällt, ober 
wenn durch Aenderung oder Aufhebung der Gebührentare 
ein Berluft an Gebühren entfteht, erft dann einen Anſpruch 
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auf Entfchädigung, wenn der Berluft 20 Procent der veran- 
fchlagten (Art. 15) Gefammteinnahme überfteigt. 


82 Civilftaatsdiener, welche mit einem Nebengefchäfte 

gegen" Vergütung beauftragt worden find, verlieren biefelbe 
ohne Anſpruch auf Erfaß, wenn der Auftrag zurüdgenons 
men wird. 


Art. 17. 
5 Dienfiwohnungen und Dienftländereien. 


Dienftwohnungen und Dienftländereien follen den Eivil- 
ftaatödienern nur gegen einen in der Anftellungsurfunde zu 
beftimmenden, al8 Theil der Befoldung in Anrechnung kom— 
menden Miethpreis (Art. 13 b.) und unter ben fonft darin 
feftzufegenden Bedingungen übertragen werden. Solcher 
Uebernabme von Dienftwohnungen oder Dienftländereien kann 
fih fein Eivilftaatsdiener entziehen. 


Art. 18. 
6. Eintritt in das Dienfteinftommen. 


$.1.. In den Bezug bdesjenigen Dienfteinfommeng, 
welches in feten Geld» oder Naturalbeträgen vom Staate 
erhoben wird, treten die Givilftaatsdiener mit dem erften Tage 
des Monats, in weldem fie den Dienft angetreten haben. 
Bei Berfegungen hört mit dem bezeichneten Tage der Bezug 
diefes Theild des früheren Dienfteinfommens auf, und werden 
bei dem Uebertritt aus dem Militair- in ben Civilftaatsbienft 
bie für ben betreffenden Monat aus der Militaircaffe bereits 
empfangenen Bezüge im Dienfteinfommen gekürzt. - 


$. 2. Die Benugung der Dienftländereien erhält ber 
Givilftaatödiener, jobald dieſelben nach der in jedem einzelnen 
Falle nöthigenfalld zu erlaffenden befonderen Beftimmung von 
feinem Borgänger oder deffen Angehörigen abgetreten werden. 


$. 3. Hinſichtlich des übrigen Dienfteinfommens beginnt 
ber Bezug mit dem Dienftantritte, 
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8. 4. Gehaltözulagen beginnen mit dem erften Tage 
des Quartals, in welchem fie bewilligt werden, wenn nicht 
bei ihrer Bewilligung ein anderer Zeitpunft feftgefegt ift. 


Art. 19. 
7. Zahlung -des Dienfteinfommens. 


$. 1. Die Gehalte und andere Bezüge der Eivilftaats- 
biener aus der Staatdcaffe werden in gleichen Antheilen, 
vierteljährlich oder monatlich, an einem vom Staatöminiftes 
rium zu beftimmenben Tage, ausgezahlt. E 

$. 2. Mit den im Dienfte angetretenen erſten Tage 
jedes Monats ift der Anfpruch auf die Beſoldung für den 
ganzen Monat erworben, vorbehältlich der Beftimmungen in 
Art. 68 und 70 $. 2. 

$. 3. Berftirbt ein Givilftaatsdiener, fo ift an den Nach— 
laß noch die Befoldung für einen ferneren Monat auszuzah— 
len. Dem Nachlaſſe eines Eivilftaatsdieners, welcher zur Be: 
joldung zu rechnende Procente (Art. 13 a.) oder Accidentien 
Art. 13 b.) bezog, ift, foweit Dienftwohnungen und Dienft- 
läntereien wie auch Naturalien nicht etwa belaffen werden, 
nad) Verhältniß der Zeit eine Geldvergütung aus der Staatd- 
eaſſe nach Maßgabe des Anſchlages in der Anſtellungsurkunde 
zu bewilligen. 

$. 4. Hinterläßt ein verſtorbener Civilſtaatsdiener eine 
Wittwe, jo gebührt diefer ald jog. Gnadenquartal ein ferne: 
rer vierteljährlicher Betrag der Bejoldung. In Betreff etwaiger 
zur Bejoldung zu rechnender ‘Procente oder Accidentien gelten 
für die Berechnung dieſes Önadenquartald biejelben Beſtim⸗ 
mungen wie im $. 3. 

Iſt eine Wittwe nicht hinterblieben, find aber Kinder 
vorhanden, fo ftehet den legteren obiger Anfpruch zu. 

$. 5. Nicht zur Befoldung gehörige Bezüge der Eivil- 
ftaatödiener aus der Staatdcaffe werden bis zum Sterbe— 
monat einfchließlicd gezahlt, mit Ausnahme folder Ver: 
gütungen, welche unter Art. 14 c. fallen. Diefe werden nur 
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bis zum Sterbetage verabfolgt, ſofern nicht die Gegenleiſtung 
für den übrigen Theil des Monats für Rechnung des Nach⸗ 
laſſes fortentrichtet wird. 


Art. 20. 
8. Schmaͤlerung des Dienſteinkommens durch Ceſſionen, Arreſt u. ſ. w. 


Das Dienſteinkommen eines Civilſtaatsdieners kann nur 
bis zu einem Drittel des in jedem einzelnen Zahlungstermine 
fälligen Bezugs cedirt, angewieſen, mit Arreſt belegt, oder 
zur Concursmaſſe gezogen werden, jedoch nur ſoweit daſſelbe 
baar aus Staats- oder ſonſtigen öffentlichen Caſſen erhoben 
wird und nicht in Bezügen der im Art. 14 c. angegebenen 
Art befteht. , 


Art. 21. 
VM. Diäten und Transportfoften. 
41. Diäten. 


Die Eivilftaatsdiener erhalten an Diäten für die Reifen, 
welde fie in Folge ihrer Dienftverhältniffe oder befonderen 
Auftrags im Inlande machen — foweit Diäten überhaupt 
zu vergüten find und nicht in ben folgenden Artifeln etwas 
Anderes beftimmt iſt —, zwei Thaler für den Tag, und 
wenn-ein Nadıtquartier außerhalb des Wohnorted genommen 
ift, einen Thaler für die Nacht. 


Art. 22. 
Fortſetzung. 
$. 1. Für diejenigen Civilſtaatsdiener, welche weſentlich 
auf Gefchäfte außerhalb ihres Wohnorted angewiejen find, 
fowie für ſolche Dienftreifen, mit welchen ein längerer Aufs 
enthalt an demfelben Orte verbunden ift, Fann vom Staatd- 
minifterium ein geringerer Diätenfaß feitgeftellt werben. 


$ 2. Diejenigen Civilftaatsdiener, welche eine unter 
Art. 8 $. 2 zu. rechnende Dienftftelle befleiden, erhalten den 
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im Art. 21 für den Tag beftimmten Diätenlag, fofern fie bie 
Dienftreife nicht mit ſolchen Givilftaatsdienern gemeinschaftlich 
machen, welche diefen leßteren Diätenfag beziehen, nur zum 
Betrage von zwei Drittheilen. 


$. 3. Die bei den Aemtern angeftellten Eivilftaatsdiener 
erhalten für Dienftreifen innerhalb des Amtspiftrictd dann 
Diäten, wenn die Dienftreifen in Angelegenheiten von Pri— 
vaten, fportelnzahlender Gemeinden oder Genoffenfchaften, 
oder in Folge von Gommifforien der Gerichte gemacht wers 
den, Die Diäten betragen 1'/; 9 für den Tag und 1 =? 
für die Nacht. 


$. 4. Boten und andere Eivilftaatsdiener, welche ähn: 
liche vorzugsweife mechanifche Dienfte leiften, erhalten nur bei 
Dienftreifen außerhalb des Dienftdiftriets Diäten, zum Bes 
trage von ?/, für den Tag und !/, für die Nacht. 


Art. 23. 
Fortſetzung. 


$. J. Für Dienſtreiſen innerhalb einer halben Meile 
vom MWohnorte werden Diäten nicht bewilligt. 


$. 2. Erfolgt die Rüdfehr von einer Dienftreife an 
einem Vormittage (vor 12 Uhr Mittags) oder wird eine 
Dienftreife erft an einem Nachmittage (nady 12 Uhr Mittags) 
angetreten, jo kommen bie Diäten für den betreffenden Tag 
nur zur Hälfte in Berechnung. 


Art. 24. 
Fortſetzung. 

Höhere Diäten, welche ſolchen Cipilſtaatsdienern, die zur 
Zeit des Erlaffes des Eivilftaatsdienergefeged vom 26. März 
1855 im Amte ftanden, in ihren Anftellungsurfunden oder 
fonft im Dienftwege befonders zugefichert worden, bleiben, 
fo lange diefe ihr damaliged Amt befleiden,: unverändert. 
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Art. 25. 
Fortſetzung. 

Für Dienſtreiſen im Auslande, wohin auch die von einem 
ber drei Landestheile in einen anderen gehören, werben bie 
Diäten von Staatsminifterium in einer den Berhältniffen 
entiprechenden Weife beftimmt. 


Art. 26. 
2. Transportfoften. 


$. 1. Die Transportfoften bei Dienftreifen werben, 
fofern fie überhaupt zu vergüten find, in allen Fällen, wenn 
nicht ftatt derjelben Bourage-Öelder eintreten oder gegenwär— 
tig ein Anderes befonders beftimmt ift, nach dem Betrage ber 
wirklichen Auslagen bis zum Betrage der Ertrapofttare nach 
dem Anfage für einen bedeckten Wagen mit 2 Pferden, wenn 
nicht die gefchehene ftärfere Beipannung oder eine größere 
Auslage überhaupt nothiwendig gewefen ift, vergütet. 

$. 2. Iſt eine Dienftreife wegen Unfahrbarfeit der Wege 
oder wegen Mangeld an Buhrwerf zu Fuß gemacht, fo erhält 
an Transportfoften ein jeder der Betheiligten ein Drittel ber 
Ertrapofttare. 


Art. 27. 
Fortſetzung. 
Für Dienſtreiſen innerhalb einer viertel Meile vom Wohn: 
orte werden Transportfoften nicht vergütet. 


| Art. 28. 
VII. Nebenaufträge des Staatdminifteriume. 


8. 1. Jeder Eivilftaatsdiener muß ſich 

a. bie Erweiterung des zur Zeit der Uebertragung feines 
Amts beftehenden Gejchäftskreifes gefallen laflen; 

b. den ihm vom Staatöminifterium neben dem verliches 
nen Amte übertragenen, dieſem Amte und feiner Be- 
ufsbildung angemeſſenen Geſchaͤften, insbeſondere auch 


— 
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unter dieſer letzteren Vorausſetzung einer zeitweiligen 
Vertretung anderer Civilſtaatsdiener, unterziehen, ohne 
einen Anſpruch auf Erhöhung ſeines Dienſteinkommens 
oder auf beſondere Vergütung zu erwerben. 
$. 2. Der durch Ausführung übertragener Nebenger 
Schäfte veranlaßte Aufwand foll erftattet werden. Bei erheb- 
licher Erweiterung des Geſchäftskreiſes kann ebenfalld ber 
vermehrte Aufiwand erftattet werden. 


Art. 29. 
IX. Nebengeſchäfte. 

Kein Eivilftaatsdiener darf eine Beichäftigung betreiben, 
durch welche der Würde und den Obliegenheiten feines Amtes 
Eintrag geichehen Fonnte. Ohne Erlaubnis des Staatsmj- 
nifteriums darf fein Eivilftaatsdiener neben feinem Dienft- 
geichäfte einen Erwerbszweig ergreifen. 


Art. 30. 
X. Beziehungen zu fremden Staaten. 

Kein Eivilftaatsdiener darf ohne vorhergegangene Erlaub— 
niß des Großherzogd Aufträge, Gchaltöbezüge oder Remus 
nerationen von andern Regenten oder Regierungen annehmen; 
zur Annahme eines Gefchenfd oder einer Ehrenaugzeichnung 
hat der Eivilftaatsdiener innerhalb 4 Wochen nady Empfang 
derfelben die Genehmigung des Großherzogd nachzufuchen. 


Art. 31. 
Xl. Hrlaub. - 
In Betreff der Urlaubsbewilligungen bleiben die be— 
ftehenden Vorfchriften maßgebend, bis dieferhalb im Berord- 
nungsiwege anderweitige Beftimmungen getroffen werben. 
Art. 32, 
Fortſetzung. 
Abzuͤge vom Gehalte ſind mit dem Urlaub nicht ver— 
bunden. Wenn derſelbe aber auf länger als ſechs Wochen 
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zu bloßen Privatzwecken ertheilt und nicht durch Geſundheits— 
rügffichten des Givilitaatsdieners veranlaßt ift, fo ſoll für bie 
weitere Zeit der. entiprechende Theil des jährlichen Gehalts 
einbehalten werben. 


* 


Art. 33. 
Xu. Pflichten der Civilſtaatsdiener überhaupt. 


Jeder ivilftaatsdiener hat die Verpflichtung, das ihm 
übertragene Amt nad ber Berfaflung, den Gejegen und fon« 
ftigen Anordnungen treu und fleißig zu verwalten. 


Er ift fchuldig in und außer dem Dienfte ein Verhalten 
zu beobachten, welches nicht nur den Geboten der Sittlich— 
feit, fondern auch der Würde und dem Zwede des Amts, 
welches er befleidet, fowie überhaupt feiner Stellung als 
Stuatödiener zur Regierung und dem VBerhäftniffe zu feinen 
Borgefegten, Amtögenofien und Untergebenen entipricht. 


- Er bat über die, vermöge feines Amts ihm befannt ge: 
worbenen und Geheimhaltung erfordernden oder als ſolche 


bezeichneten Angelegenheiten Verſchwiegenheit zu beobachten, 


s 


auch nachdem das Dienftverhältniß aufgelöfet ift. 


Art. 34. 
Fortfeßung. 

Jeder Vorgefegte und jede Dienftbehörbe hat die Pflicht, 
fi in fortgefegter Kenntniß von der Dienftführung, ber 
Fähigkeit und dem Betragen der untergebenen Civilſtaats— 
diener zu erhalten, und ift befugt, zu diefem Zwede, jo oft 
es erforderlich erachtet wird, Berichte einzuziehen, auch nach 
Umftänden Acten fidy vorlegen zu laffen, welche zur Beur- 
theilung der Fähigkeit und des Fleißes des betheiligten Eivil- 
ftaatödienerd geeignet find. 

Auf Anfuchen des Betheiligten ift Abfchrift ſolcher Ber: 
jonalberichte von den Beamten oder der Behörde, an welche 
diefelbe erftattet find, zu geben. 


Ki 
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Art. 35. 
XI. Berantwortlichfeit der Civilſtaatsdiener. 


Feder Eivilftantsdiener ift fiir die Gefegmäßigfeit feiner 
amtlichen Handlungen verantwortlih. Hat jedoch derfelbe 
nad der Anordnung eines Vorgeſetzten gehandelt, welche in 
nerhalb des Kreifed der amtlichen Zuftändigfeit des Legtern 
und in geſetzlicher Form erfaffen war, fo trifft die ciwilrecht- 
liche und bienftliche Werantwortlichfeit dafür ben Anordnen- 
den allein. 


Art. 36. 
XIV. Disciplinargewalt. 
4. Allgemeine Beſtimmung. 


Die Dienitbehörden und Vorgefegten haben bie ihnen 
untergeorbneten Givilftaatsdiener zur Erfüllung ihrer Ber: 
pflichtungen (Art. 33) anzuhalten. Bleiben Erinnerungen und 
Weifungen ohne Erfolg, fo treten Ordnungsftrafen und 
Disciplinarftrafen ein. 


Art. 37. 
2. DOrbnungsftrafen. 


$. 1. Orbnungsftrafen treten ein wegen geringer Orb- 
nungswidrigkeiten und geringer Pflichtverlegungen. 


$. 2. Sie werden erfannt: gegen das Hülfs- und 
Dienftperfonal von deſſen Vorgefegten bezw. bei den Behör- 
den vom Vorftande der Tegteren, gegen bie übrigen Civilſtaats— 


— — — 


diener von der vorgefetzten Dienftbehörbe. 


$. 3. Ordnungsſtrafen find: 
a. Verweis unter vier Augen, 
b. Geldftrafen bis zu 10 Thlr. 

Die Geldftrafen werben durch Kürzung in der Befoldung 
eingezogen. 
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Art. 38. 
Fortſetzung. 

$. 1. Berzögert ein Civilſtaatsdiener, ohne entſchuldigt 
zu fein, die ihm obliegenden Gefchäfte, fo kann das Gefchäft 
nad) Ablauf einer zur Erledigung zu beftimmenden Frift gegen 
eine in der Befoldung zu fürzende Verguͤtung einem andern 
Civilſtaatsdiener aufgetragen werden. 

$. 2. Dieſe Verfügung oder an deren Stelle die Er— 
fennung einer Geldftrafe bis zu 25 Thlr. fteht, nach vors 
heriger Androhung, auch einer jeden vworgefegten Behörde und 
dem Borftande gegen die Mitglieder einer Behörde ausnahms— 
weiſe zu. 

Art. 39. 
Fortſetzung. 

Gegen die Erkennung von Ordnungsſtrafen (Art. 37, 
38) ift der Necurd an die nächte vworgefegte Dienftbehörde 
zuläffig. 

Art. 40. 
3. Disciplinarftrafen. 

$. 1. Disciplinarftrafen treten ein: 

a. wegen geringer Drbnungswibdrigfeiten und geringer 
Pflichtverlegungen (Art. 37), wenn wenigftens eine 
Drdnungsftrafe erfannt oder die im Art. 38 gedachte 
Maßregel wenigftend ein Mal verfügt ift, und der 
Eivilftaatsdiener ſich nochmals eine Handlung ober 
Unterlaffung zu Schulden fommen läßt, weldye eine 
Drdnungsftrafe nad) ſich ziehen müßte; 

b. wegen grober Pflicytverlegungen und erheblicher Ord— 
nungswibrigfeiten. 
Ru 2. Die Disciplinarftrafen find: 

fchriftlicher Verweis ; 

b. Verweis vor der die Strafe erfennenden Behörde 

(Art. 42); 

c. Geldftrafen bis zu einem Sechötheil der jährlichen 

Befoldung. 


2 


7° 
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Art. 41. 
Fortfeßung. 

In Anwendung der Beftimmung bed Art. 40 Fönnen 
Disciplinarftrafen insbefondere erfannt werden, infofern bie 
Handlung nicht ald Verbrechen oder Vergehen im Amte unter 
ein anderes Strafgeſetz fällt: 


wegen wiederholter Verſäumniß (Art. 38), 

wegen wiederholten Ungehorfamd gegen die Anorbnungen 
ber Borgefegten, 

wegen wiberfeglichen oder achtingswidrigen Betragens ge- 
gen Borgefebte, 

wegen unziemlichen und unftttlichen Betragend, wenn da— 
durch Anftoß oder Aergerniß gegeben worden, — 3.2. 
Trunfenheit, Spiel, Schuldenmaden ıc., 

wegen wiederholter harter, willfürlicher oder unpaflender 
Behandlung der untergeordneten Civilſtaatsdiener oder 
anderer SBerfonen, mit weldyen der Givilftaatsdiener 
in bienftliche Berührung fommt, 

wegen Verlegung ber Pflicht der Verfchwiegenheit, 

wegen pflichtwidriger Nachficht der Vorgefegten gegen ihre 
Untergebenen. 


Art. 42, 
Fortſetzung. 
$. 1. Die Disciplinarftrafen werden, nach vorgängiger 
münplicher oder fehriftlicher Vernehmung des Angefchuldigten 
und, foweit nöthig, fernerer Unterfucdhung, von der dem An- 
gefchuldigten vorgefegten Dienftbehörde erfannt. Diefelbe ift 
hinſichtlich des Beaweifed an feine Form gebunden. Dem 
Angefhuldigten muß auf Verlangen zu einer fchriftlichen Er— 
Härung Zeit und Gelegenheit gegeben werden. 


$. 2. Gegen das Disciplinarerfenntniß ift der Recurs 
an die nächſte vorgefegte Dienftbehörde zuläfftg. 
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Art. 43. : 
4. Berhältniß dieſer Strafen zu einer gerichtlichen Beftrafung. 


Durdy die Erkennung einer Ordnungs- oder Disciplinarz 
ftrafe wird die gerichtliche Beftrafung und durch diefe, wenn 
fie nicht wegen eincd_WVerbrechend oder Vergehens im Amte 
erfolgt ift, die Ordnungs- oder Disciplinarftrafe nicht aus: 
geichloflen. 

Art. 44. 
XV. Berfegungen. 


$. 1. Jeder Eivilftantödiener kann unter Beibehaltung 
ber ihm zuftehenden Befoldung aus dienſtlichen Ruͤckſichten 
auf eine anbere feiner bisherigen dienſtlichen Stellung ange: 
meſſene Stelle, felbft in ein anderes, dem bisherigen jedoch 
. entfprechendes Gefchäftsfach und an einen anderen Drt ver- 
jet werden. 

$. 2. Bei ordentlichen Richtern Fann eine derartige 
Berfegung ($. 1) wider ihren Wilfen nur unter zuftimmenz 
dem Beſchluſſe des höchften Landesgerichtes erfolgen. Der 
betheiligte Richter hat, falls er einen Beichluß des höchften 
‚ Randeögerichted verlangt, died innerhalb drei Tagen nad) er- 
folgter amtlicher Mittheilung, daß die Verſetzung beabfichtigt 
werde, dem Staatsminifterium anzuzeigen. Das hödhfte 
Landeögericht faßt feinen Beichluß auf Antrag und Begrün- 
dung ded Staatöminifteriumd nad Anhörung des Betheiligten 
und hat dem Antrage des Staatsminifteriums Folge zu geben, 
wenn cd die Verfegung 

a. weil einzelne Stellen entbehrlich werben, 

b. aus fonftigen erheblichen Ruͤckſichten des Dienftes 


_ für gerechtfertigt erachtet. 


Art. 45. 
Fortſetzung. 
Die mit der Verſetzung von Civilſtaatsdienern auf eine 
andere Stelle eintretende Entziehung der vor der Erlaſſung 
3 2 * 
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des Eivilftaatsdienergefeges vom 26. Mär; 1855 etwa uns 
entgeltlidy eingegebenen Dienftwohnungen oder Dienftlände- 
reien fol in den Fällen des Art. 44 einer Verminderung ber 
Befoldung gleich geachtet werden, begründet jedoch lediglich) 
einen Anjpruch auf Erfaß des Entzogenen. 


Art. 46. 
XVI. Umzugskoſten. 


$. 1. In Betreff der durch Anſtellung oder Verſetzung 
erwachjenden Reiſe- und Transportfoften gelten folgende Be- 
ftimmungen: 


a. bei der erften Anftellung eined Oldenburgifchen Staats: 
angehörigen im Eivilftaatsdienft werden etwa erwach— 
jene Reife und Transportfoften nur dann vergütet, 
wenn ber Betheiligte fid) vor dieſer Anftellung in einer 
Dienftitellung befand, deren Dauer ihm nad) Bor: 
ſchrift des Geſetzes (Art. 53 $. 2 a.) oder nad) Be— 
ftimmung des Staatdminifteriumd (Art. 58 $. 2 b.) 
bei der Verjegung in den Ruheſtand in Anrechnung 
gebracht wird; 

b. in den Eivilftaatsdienft berufenen Fremden fönnen bie 
Reiſe- und Trandportfoften in einem nach billigem 
Ermeſſen des Staatöminifteriums zu beftimmenden 
Betrage erftattet werden; 

e. in den übrigen Fällen ift eine Vergütung für Reife: 
und Transdportfoften ftetd zu bewilligen, nad) näherer 
Beftimmung in einem vom Staatsminifterium feſtzu— 
jegenden Regulative. 


$. 2. Ob und wieweit außer den Reife und Trans— 
portfoften ($. 1) ein Erfag für Miethe zu bewilligen fei, ift 
nad) den Umftänden des einzelnen Falles vom Staatsmini- 
fterium zu beftimmen. 


$. 3. Die Vergütung für Umzugsfoften wird aus der 
zur Zahlung der neuen Befoldung verpflichteten Caſſe gezahlt. 
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Art. 47. 


XVH. Stellung zur Dispofition. 
1. Begründung. 


Unter Beilegung des gefeglichen Wartegeldes (Art. 49) 
fann jeder Givilftaatsdiener, falls nicht eine Verfegung des— 
jelben in den Ruheſtand zuläffig ift, zur Dispofition 
geftellt werden, wenn 
- a. einzelne Stellen entbehrlich werben ; 

b. ein Givilftaatödiener durdy Krankheit länger ald ein - 
halbes Jahr an der ordnungsmäßigen Wahrnehmung 
feiner Dienftgefchäfte behindert worden und eine bal- 
dige Beſſerung nicht zu erwarten ift: 

c. es aus fonftigen Rüdfichten auf den öffentlichen Dienft 
für angemefjen erachtet wird, 


Bei wiberruflich angeftellten Givilftaatsdienern darf in 
dem Falle unter b. nach Eintritt der Vorausſetzungen für 
eine Dispofitionsftellung von dem Kündigungsredhte fein Ge: 
brauch gemacht werden. 


Art. 48. 
2. Berfahren. 


$. 1. Die Stellung zur Dispofttion verfügt bei folchen 
Eivilftaatödienern, welche unmittelbar vom Großherzog ange: 
ftellt find, auf Antrag des Staatsminifteriums der Großher— 
zog, bei den übrigen Eivilftaatöbienern das Staatöminifterium. 


8. 2. In dem Falle des Art. 47 b. hat der nädhfte 
Borgefegte des Eivilftaatsdienerd unter Zugrundelegung eines 
ärztlichen Gutachtens, fo wie unter Umftänden des Gutachtens 
anderer geeigneter Sadjverftändiger, bie zeitliche Geſchaͤfts— 
behinderung zu ermitteln, den Eivilftaatödiener felbit, wenn 
tbunlich, darüber zu hören, etwa erforderliche weitere Erörte- 
rungen anzuftellen und dann jeinen Bericht im vorjchriftds 
mäßigen Dienftwege an dad Staatsminifterium gelangen zu 
laffen. 
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$. 3. Im Falle des Art. 47 c. fann die Stellung zur 
Dispofition nur erfolgen nad) vorgängigem Gutachten der 
dem betheiligten Givilftaatsdiener vorgefegten Dienftbehörbe, 
und nachdem dem Staatödiener zu einer Gegenvorftellwig 
Gelegenheit gegeben worden ift. 


$. 4. Ordentliche Richter fönnen wider ihren Willen 
nur unter zuftimmendem Befchluffe des höchften Landesge— 
richte8 zur Dispofition geftellt werden. In Betreff des da— 
bei zu beobachtenden Berfahrend gelten die Beftimmungen 
des Art. 44 8. 2, Das höchfte Landesgericht hat dem An: 
trage des Staatdminifteriumd Folge zu geben, wenn es bie 
Dispofitionsftellung aus einem der im Art. 47 angegebenen 
Gründe für gerechtfertigt erachtet. 


$. 5. Gegen die Berfügung der Dispofitionsftellung 
findet ein Betreten des Nechtöweged nicht ftatt. 


Art. 49. 
3. Betrag und Zahlung des Wartegeldes. 


$. 1. Die zur Diepofition geftellten Civilſtaatsdiener 
erhalten als Wartegeld vier Fünftheile ihrer Befoldung 
(Art. 13, 15 $. 1). Bei Berechnung des Wartegeldes 
ſchließlich ſich herausſtellende Bruchtheile eines Thalers wer: 
den füt einen vollen Thaler gerechnet. 

Die Zahlung wird aus der Centralcaſſe geleiſtet, ſofern 
ber zur Dispofition geftellte Civilftaatsdiener dem Gentrals 
dienfte des Großherzogthums oder dem regulativmäßigen Ges 
fammtbdienfte angehörte. 

$. 2., Das Wartegeld wird in gleichen Antheilen, vier- 
teljährlich oder monatlich, an einem vom Staatsminifterium 
zu beftimmenden Tage ausgezahlt. 

$. 3. Mit dem während des Bezuges des Wartegeldes 
angetretenen erften Tage jedes Monats ift der Anfprud auf 
dad Wartegeld für den ganzen Monat erworben, vorbehältlich 
ber Beitimmung bed Art. 52. 
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$. 4. Stirbt ein zur Dispofition geftellter Staatsdiener, 
jo finden die Beftimmungen des Art. 19 88. 3 und 4 auch 
auf das Wartegeld Anwendung. 


Art. 50. 
4. Berhältniß der zur Dispofition Gejtellten. 

$. 1. Die zur Dispofition geftellten Civilſtaatsdiener 
bleiben in dem Rechtsverhältniſſe eines Civilſtaatsdieners, 
und ftehen unter ihrer bisherigen Dienftbehörte, fofern 
nicht im einzelnen Falle eine andere Behörde vom Staats— 
minifterium als Dienftbehörde bezeichnet wird. Es fann ihnen 
jederzeit eine ihrer Berufsbildung und ihrem früheren Dienfte 
angemeffene Stelfe übertragen werden. Sie müſſen fid) 
biefer und eben fo der Ausführung einzelner ihrer Stellung 
entfprechender und ihrem früheren Gefchäftsfreife nicht frem— 
der Aufträge bed Staatdminifteriums unterziehen, dürfen auch 
weder in ben Dienft eines anderen Staates treten, noch fonft 
fih in eine Rage verjegen, welche ihre Wiederanftellung oder 
zeitweife Beichäftigung im Choilſtaats dienfie verhindert oder 
auch nur erſchwert. 

F. 2. Mit dem Wiedereintritte in den activen Dienſt 
hat der zur Dispoſition ſtehende Civilſtaatsdiener, wenn mit 
dem neuen Amte keine höhere Beſoldung verbunden iſt, An— 
ſpruch auf eine Beſoldung von gleicher Höhe, wie die mit 
ſeinem früheren Amte verbundene. 

F. 3. Für Beſorgung einzelner Aufträge hat er nur 
den Erſatz des etwaigen Aufwandes zu beanſpruchen. 


Art. 51. 
6. Befonberes Verhaͤltniß abtretender Minifter. 


$. 1. Die Mitglieder ded Staatsminifteriums, welche 
vom Großherzoge entlaffen oder auf ihr eigenes durch die ver: 
faffungsmäßige Verantwortlichkeit motivirted Anfuchen ihres 
Dienftes enthoben werden, ftehen zur Dispofition und erhal 
ten ein Wartegeld zum Betrage von 1800 45, welches jedoch, 
wenn fie vor ihrem Eintritte in das Staatsminiſterium eine 
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jenes Wartegeld überfteigende Befoldung bezogen haben, bis 
auf den Betrag der legteren zu erhöhen ift. 

$. 2. Diefelben find, infofern fie nicht wenigftens fünf 
Jahre lang Minifterialvorftände gewefen find oder Verjegung 
in den Ruheftand nach dem gegenwärtigen Gefege (Art.55 fg.) 
fordern fönnen, bei Berluft aller ihrer Anfprüde an den 
Staat verbunden, außerhalb des Staatdininifteriums ein ben 
Verhältniffen entiprechendes Amt anzunehmen. Sollte bie 
mit dem übertragenen neuen Amte verbundene Befoldung 
geringer fein, als das gefegliche Wartegeld ($. 1), fo ift jene 
Befoldung auf den Betrag des legteren zu erhöhen. 

$. 3. Wird ein zu einem anderen Poſten berufgnes ($. 2) 
früheres Mitglied des Staatsminifteriums in den Ruheftand' 
verfeßt, fo fol das zu verleihende Ruhegehalt nicht unter 
1800 „8 beftimmt werden fönnen. 


Art. 52, 
6. Entziehung bes Wartegeldes. 


Das Recht auf Bezug ded Wartegelded. geht verloren, 
wenn: 


a. gegen den zur Dispofition ftehenden Civilſtaatsdiener 
Zuchthausſtrafe, oder Unterfagung der Ausübung der 
bürgerlichen Ehrenrechte, oder Unfähigkeit zur Beklei— 
dung öffentlicher Aeınter von den ordentlicdyen Gerichten 
erfannt wird; j 

b. der zur Dispofition ftehende Civilſtaatsdiener ſich wei— 
gert, Aufträge ded Staatöminifteriums (Art. 50 $. 1) 
zu vollziehen oder in den activen Dienft wieder ein- 
zutreten, jedoch erft nad) vorgängiger Bedrohung und 
nach fruchtlofem Ablaufe der zur Befolgung ber des— 
falfigen Aufforderung vorzufchreibenden Friſt; 

c. berfelbe in den Dienft eines anderen Staates tritt; 

d. derfelbe ohne Erlaubniß des Großherzogd Aufträge 
anderer Regenten oder Regierungen annimmt und 
vollzieht, pder ohne ſolche Erlaubnig von bdenfelben 
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Gehaltöbezüige oder Remunerationen annimmt, es fei 
denn, daß wegen Unerheblichfeit des Falles eine Diss 
ciplinarftrafe für genügend erachtet wird; 

e. berfelbe ohne Erlaubniß des Staatdminifteriums feinen 
Wohnſitz außerhalb des Großherzogthums nimmt, oder 
ohne ſolche Erlaubniß ſich fonft in eine Lage verfet, 
welche feine Wiederanftelung oder zeitweilige Beichäf: 
tigung im Eivilftaatödienft verhindert oder auch nur 
erfchwert (Art. 50 $. 1), im Fall ver bloßen Erfchwe- 
rung jedoch erft nach vorgängiger Bedrohung und 
nach fruchtlofem Ablaufe der zur Befeitigung des er- 
ſchwerenden Umftandes vorzufchreibenden Frift; 


. berfelbe ohne Erlaubniß des Staatdminifteriume einen 
Erwerbszweig ergreift und der Aufforderung, benfelben 
aufzugeben, innerhalb ber BO ADETIRIEN Frift Feine 
Folge leiftet; 

g. derfelbe durch eigene grobe Verſchuldung dienftunfähig 

wird, oder fich fo unwuͤrdig oder fo pflichtvergeflen 

erweift, daß, wenn er im activen Dienft ftänbe, 
feine Entfernung alı8 dem Dienft verfügt fein würde 

(Art. 70 e). 


_ 


Art. 53. 
Fortſetzung. 
gm ben Fällen b—g des Art. 52 fann der zur Dies 
pofition ftehende Givilftantsdiener verlangen, daß das Dienſt— 
gericht (Art. 71 fig.) über die Entziehung des Wartegelded 
entſcheide. 
Die Entziehung des Wartegeldes hat den Verluſt des 
Titels und des Anſpruchs auf Ruhegehalt zur Folge. 


Art. 54. 
7. Schmaͤlerung des Wartegeldes durch Ceſſionen, Arreſt u. ſ. w. 


Die Beſtimmungen des Art. 20 gelten auch in Betreff 
des Wartegeldes. 
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Art. 55. 
XVII. Verſetzung in den Ruheſtand. 
1. Begründung. 


$. 1. Eivilftaatsdiener, welche ohne ihre grobe Verfchuls 
dung zum Dienfte bleibend unfähig geworben find, oder welche 
das 70. Lebensjahr zurüdgelegt haben, können ihre Verſetzung 
in den Nuheftand verlangen und auch wider ihren Willen in 
den Ruheſtand verfegt werben. 

$. 2. Bei widerruflich . angeftellten ivilftaatsdienern 
darf nach dem Eintritt der Vorausſetzungen für eine Ver— 
fegung in den Ruheftand von dem Kündigungsrechte fein 
Gebrauch gemacht werden. 

$. 3. If der Givilftaatsdiener. wegen einer Handlung 
oder Unterlaffung in Unterfuchung gezogen, weldye die Ent: 
fernung aus dem Dienfte (Art. 70) zur Folge haben fann, 
jo ift die Verſetzung in den Ruheſtand bi8 zur rechtöfräftigen 
Entſcheidung auszufegen. 


Art. 56. 
2. Berfahren. 


$. 1. Die vorgefeßte Dienitbehörde hat, unter Zugrunde: 
legung eined utachtend geeigneter Sachverſtändiger, ine: 
befondere auch Ärztlicher Zeugniffe, die “Dienftunfähigfeit des 
Eivilftantöticnerd zu ermitteln, und dad Ergebniß dieſer Er— 
mittlung der oberen Dienftbehörde vorzulegen. Der Civil— 
ftaatöbiener ift hiervon in Kenntniß zu fegen und ihm eine 
Gegenvorftellung nachzulaflen. 

$. 2. Die Berfegung in den Ruheſtand verfügt bei fols 
hen Givilftaatsdienern, welche unmittelbar vom Großherzoge 
angeftellt find, auf Antrag ded Staatsminifteriumd der Groß: 
herzog, bei den übrigen Givilftaatsdienern das Staatsmi— 
nifterium. 

$. 3. Ordentliche Richter können wider ihren Willen 
nur mit zuftimmenbdem Befchluffe des höchiten Landesgerichteg, 
unter Beobachtung der im Art. 44 $. 2 gegebenen Beftims 
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mungen, in ben Rubeftand verfegt werben. Die Zuftimmung 
fann bei nachgewiefener bleibender Unfähigkeit des Richters 
zur Verwaltung feines Amtes, deögleichen, wenn berfelbe 
dad 70. Lebensjahr vollendet hat (Art, 55) nicht verweigert 
werben. 
— Art. 57. 
3. Ruhegehalt. 


F. 1. Der in ven Ruheſtand verſetzte ION RaRIADIEngE 
hat Anfprud auf ein Ruhegehalt. 

$. 2. Das Nuhegehalt wird nad) ver Befoldung (Art. 
13, 15) berechnet, welche mit dem von dem Staatsdiener 
zulegt befleideten Amte verbunden war. 

$. 3. Das Ruhegehalt befteht bei 10 und weniger 
Dienftjahren in 50 Brocent der Befoldung ; für jedes weitere 
auch nur begonnene Dienftjahr wird das Ruhegehalt um 1 
Procent der Befoldung erhöhet, jedoch kann daſſelbe in feinem 
Galle über 90 Procent det Befoldung und über 2000 F 
fteigen. 

Wird ein zur Dispofition ftehender Eivilftaatödiener in 
den Ruheſtand verjegt, fo kann dad Ruhegehalt nicht mehr 
als 80 PBrocent der früheren Befoldung betragen, ausgenom— 
men, wenn baffelbe zur Zeit der erfolgten Dispofitlongftellung 
fidy auf mehr ald 80 Brocent belaufen haben würde, in wel— 
chem Falle der damalige Betrag ald Ruhegehalt zu bewilli- 
gen ift. 

$. 4. Bei Berechnung ded Ruhegehaltes fich ſchließlich 
herausftellende Bruchtheile eines Thalers werden für einen 
vollen Thaler gerechnet. 


Art. 58. 
4. Berechnung der Dienftjahre. 
$. 1. Bei Berechnung der Dienftjahre wird die Zeit 
einer etwaigen Dispofitiondftellung mit in Anrechnung ge: 
bracht. 
8.2. Als Anfang der Dienftzeit wird der Tag ber eid— 
fihen Verpflichtung (Art,"11 $. 1) zu Grunde gelegt.- 
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a. Hinzugerechnet wird die Zeit, welche einem Givilftaats: 
biener, der aus dem inländifchen Mititärdienft in den 
Givilftaatsdienft Übergetreten ift, bei einer Verſetzung 
in den Ruheftand nad den beim Militär geltenden 
Grundſätzen bis zum Zeitpunfte feines Uebertrittes in 
den Givilftaatsdienft in Anrechnung gebracht fein würde. 
Sedo kommt nicht in Anrechnung die Zeit, während 
welcher eine Militärperfon im Frieden als Gemeiner 
gedient oder fi auf ber im Jahre 1832 errichteten 
Militärfchule befunden hat. 

b. Hinzugerechnet werden Fann, nach Beftimmung bes 
Staatöminifteriums bei der Anftelung, ganz oder theil- 
weile die Zeit, welche ein Bivilftaatsdiener vor feinem 
Eintritt in den hieſigen Eivilftaatsdienft 
1) als conceffionirter Arzt oder Advocat im Ins oder 

Auslande, 

2) im Großherzoglichen Hof: oder Privatdienft, oder 
im ausdländifchen Militärdienft, oder in einer 
jonftigen öffentlichen Dienftftelung im In: oder 
Auslande 

zugebradht hat. 


8. 3. Nicht in Anrechnung fommt: 

a. die von einem früher aus bem Dienfte entfernten 
(Art. 70 flg.) Eivilftaatödiener vor dieſer Entfernung 
zurüdgelegte Dienftzeit, 

b. die Zeit, während welcher ein Givilftaatsdiener in den 
Fällen der Art. St und 82 zeitweilig des Dicnftes 
enthoben geweſen ift, jofern nicht im Ball des Art. 81 
fpäter ein freifprechendes Erkenntniß erfolgt ift, 

c. die Zeit, während welcher ein Givilftaatsdiener ohne 
Gehalt beurlaubt geweſen ift. 


$. 4. Bei einem Eivilftaatsdiener, welcher früher aus 
dem Dienfte verabfchiedet worden ift (2lrt. 65 flg.), wird bie 
außer dem Dienfte zugebrachte Zeit nicht mitgerechnet, die 
frühere Dienftzeit aber zugerechnet, fofern die Verabſchiedung 
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nicht in Folge der Beftimmung im Art. 73 $. 2 nachgeſucht 
worden iſt. 

$. 5. Bon den Beſtimmungen unter $. 3 a und $. 4 
am Ende können vom Staatöminifterium Ausnahmen zuge: 
lafien werden, fofern es fih um Fälle des Art. 708.41 
banbelt. 

$. 6. Die nad den Beftimmungen dieſes Geſetzes bei 
der Verfegung in den Ruheftand ir Anrechnung kommende 
Zeit foll in den Anftellungsurfunden angegeben werben. 


Art. 59. 
5. Ausnahmen. 


. Wenn ein Givilftaatsdiener in Folge oder Veran: 
— der Erfüllung feines amtlidyen Berufes, ohne feine 
grobe Berfchuldung an feiner Gefundheit Schaden gelitten 
hat und dadurch dienftunfähig wird (Art. 55), fo fann ihm 
ohne Rüdiicht auf feine Dienftjahre ein Ruhegehalt bis zu 
80 Procent feiner Befoldung bewilligt werben. 
$. 2. Das Staatöminifterium ift berechtigt, im Ball 
ber Bebürftigfeit den im Art. 19.2 b und e gedachten Per- 
fonen eine jährliche Unterftügung aus der Staatscafje zu be— 
willigen, wenn biefelben das 70. Lebensjahr vollendet haben. 
oder ohne eigene grobe Berfchuldung zur Wahrnehmung der 
ihnen aufgetragenen Dienftgefchäfte unfähig "geworden find. 


Art. 60. 
6. Zahlung des Ruhegehalte. 


$. 1. Das Ruhegehalt wird in gleichen Antheilen vier 
teljährlicdy oder monatlich an einem vom, Staatdminifterium 
zu beftimmenben“ Tage ausbezahlt. 

$. 2. Mit dem während des Bezuges bed Ruhegehaltd 
erlebten erften Tage jedes Monats ift der Anfpruch auf das 
Ruhegehalt für den ganzen Monat erworben, vorbehältlich 
der Beitimmung bed Art. 63 $. 1. 
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$. 3. GStirbt ein in den Rubeftand verfegter Eivilftaatd- 
diener, fo finden bie Beftimmungen bed Art. 19 $$. 3 und 
4 auch auf dad Nuhegehalt Anwendung. 

$.4. Die Zahlung wird aus der Gentralcaffe geleiftet, 
fofern die in den Ruheſtand verfegten Givilftantsviener dem 
Gentraldienfte des Großherzogthums oder dem regulatiomäßi- 
gen Geſammtdienſte angehören. 


Art. 61. 
7. Scmälerung des Ruhegehalts. 
a. durch Geffionen, Arreft u. ſ. w. 
Die Beftimmungen des Art. 20 gelten auch in Anſe— 
hung der Ruhegehalte. 


% 


” 
Art. 62. 
b. mittelft Abzuges beim Bezug außerhalb Landes. 

Wenn ein in Ruheftand verfegter Civilſtaatsdiener feinen 
Wohnfig außerhalb ded Großherzogthums nimmt, fo tritt 
ein Abzug von einem Zehntheile des Ruhegehalts zu Gunften 
der Staatscafle ein. 


Art. 63. 
8 Entziehung des Ruhegehaltes. 
$. 1. Das Recht auf Bezug des Ruhegehaltes geht 
verloren, wenn: . 
a. gegen den in Ruheſtand Verſetzten Zuchthausftrafe, 
‘oder Unterfagung der Ausübung der bürgerlichen 
GEhrenrechte, -oder Unfähigkeit zur Bekleidung öffent: 
licher Aemter von den ordentlichen Gerichten erfannt 
wird, 
b. berfelbe in den Dienft eined anderen Staates tritt, 
e. bderfelbe ohne Erlaubniß des Großherzogs Aufträge 
anderer Negenten oder Regierungen annimmt und voll- 
zieht, oder ohne ſolche Erlaubniß von denſelben Ge— 
haltöbezüge oder Nemunerationen annimmt, es fei 
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denn, daß wegen Unerheblichkeit des Falles eine Dis— 
ciplinarftrafe für genügend erachtet wird, 

d. derfelbe die Staatdangehörigfeit im Großherzogthum 
aufgiebt, 

e. bderjelbe ohne Erlaubniß des Staatsminifteriumd einen 
Erwerbözweig ergreift und der Aufforderung, benfelben 
aufzugeben, innerhalb ber vorzufchreibenden Frift Feine 
Folge leiftet, 

f. derfelbe ſich ſo unwürdig erweift, baß bie Entfernung 
aus dem Dienfte verfügt fein würde (Art. 70), wenn 
er noch im Dienfte geitanden hätte. 

$. 2. Die Gntziehung bes Ruhegehaltes hat ben Vers 

luſt des Titeld zur Bolge. 


Art. 64. 
Fortſetzung. 
$. 1. Im den im Art. 63 8. 1 b—f gedachten Fällen 
kann der in Ruheftand Verſetzte eine Entjcheidung des Dienft- 
gerichted (Art. 71 fg.) über die Entziehung des Ruhegehaltes 
verlangen. 
$. 2. "Die in Art. 73 fg. der vorgefegten Dienftbehörde 
zugewiefenen Bunctionen liegen bei den in Ruheftand Ber: 
fegten der benfelben früher vorgefegt gewejenen Dienftbes 
hörde ob. 


Art. 65. 


XIX. Austritt aus dem Givilftaatsdienft. 
1. Berabfchiedung. 


Die Berabjchiedung aus dem ivilftaatsdienft kann kei— 
nem Eivilftaatödiener verweigert werben. 


Art. 66. 
Fortſetzung. 
F. 1. Der Austritt aus dem Dienſte erfolgt vorbehält- 
lid) der Beftimmung im $. 2: z 


. 
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a. bei unwiderruflich angeftellten Eivilftaatsdienern 
mit Ablauf von ſechs Monaten nad Einreichung bes 
Verabichiedungsgefuched bei der vorgefegten Dienft- 
behörbe; 


b. bei widerruflich angeftellten Eivilftaat&dienern mit 
Ablauf von drei Monaten, nachdem die Dienftfündi- 
gung dem betheiligten ivilftaatsdiener befannt ge: 
macht, bezw. dad Verabichiedungsgefuch von ihm bei 
der vorgejegten Dienftbehörbe eingereicht ift. 


$. 2. Ausnahmen von der Beftinmung im $. 1 
treten ein: 


a. wenn in beionderen Fällen eine frühere Berabichiedung 
vom Staatdminifterium zugeftanden wird; 


b. wenn in den Fällen des $. 1 b. eine andere Frift in 
der Anftellungdurfunde beftimmt ift; 


c. bei Lehrern. Bei diefen erfolgt der Austritt aus dem 
Dienft erft mit dem Ablaufe desjenigen Schulhalb- 
jahres, weldyes nach der Einreihung des Verabſchie— 
dungsgeſuchs beginnt. 


$. 3. Die Dienftlündigung erfolgt vom Staatsminiſte— 
rium oder von derjenigen Behörde, weldye mit der Ernennung 
beauftragt war. Einem Givilftaatsdiener, welcher unmittel- 
bar vom Großherzog angeftellt war, fann nur mit Genehmi— 
gung des Legteren der Dienft gefündigt werben. 


Art. 67. 
Fortſetzung. 


Vor dem Austritte aus dem Dienſte hat ber Civilſtaats— 
diener, wenn die Umftände es erfordern, die von ihm verfchuls 
beten Gefchäftsrüdftände zu erledigen. Caſſe- und Hebungs— 
beamte, fowie alle ſolche Civilſtaatsdiener, welche öffentliche 
Gelder zu verwalten haben, find zur Rechnungsablage vor 
dem Austritte verpflichtet. 
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Art. 68. 
Fortſetzung. 

Mit der Verabſchiedung aus dem Civilſtaatsdienſte iſt 
ber. Verluft des Dienfteinfommend: und des Anfpruchs auf 
Ruhegehalt verbunden. Der Berabjchiedete bezieht das Dienft- 
einfommen, bis zum, Tage des Austrittes aus dem. Dienfte. 


Art. 69. 
Fortſetzung. 

Die Zurüdnahme eines Verabſchiedungsgeſuches iſt nur 
mit Genehmigung des Staatsminiſteriums oder der zuftäns 
digen: Behörde und wenn ber @ivilftaatödiener unmittelbar 
vom Großherzoge angeftellt war, nur mit Genehmigung bed 
Letzteren zuläffig; die Zurüdnahme der Verabjchiedung von 
Seiten ded Staatöminifteriumd oder jener Behörde nur mit 
Zuftimmung bed betheiligten. Givilftaatsdieners. 


Art. 70. 
2. Entfernung aus dem Dienfte. 
a. Begründung. 


$.1. Die Entfernung aus dem Dienfte tritt ein, wenn: 

a. gegen einen Givilftaatsdiener Zuchthausſtrafe, oder Un- 
terfjagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte, 
oder Unfähigfeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter 
von den ordentlichen Gerichten. erfannt. wird, 

b. derfelbe in den Dienft. eined anderen Stantes tritt, 

c. berfelbe ohne. Erlaubniß des Großherzogs Aufträge 
anderer Regenten oder Regierungen annimmt und 
vollzieht, oder ohne ſolche Erlaubniß von denfelben 
Gehaltsbezüge oder Remunerationen annimmt, es fei 
benn, daß wegen Unerheblichfeit: des Falles eine Diss 
ciplinarftrafe für genügend erachtet, wird, 

d. berfelbe ohne Erlaubniß des Staatöminifteriums. einen 
Erwerbözweig ergreift und ber Aufforderung, denſelben 
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aufzugeben, innerhalb der vorzufchreibenden Frift Feine 
Folge leiftet, 

e. derſelbe fi) jo unwürdig oder fo pflichtvergeflen er— 
weift oder durd eigene grobe Verſchuldung zur Wahr: 

nehmung ſeines Dienftes fo unfähig geworden ift, daß 
jein Berbleiben mit dem Zwede, ber Ordnung und 
dem Anfehen des Dienftesünverträglih if. 

f. derfelbe einer Anordnung in Betreff Leiftung einer 
Caution oder anberweitiger Beftelung oder Erhöhung 
einer geleijteten Caution (2lrt. 12 88. 1 und 2) inner- 
halb der vorgefchriebenen Frift nicht Genüge Ieiftet. 

$. 2. Die Entfernung aus dem Dienfte hat den Ver— 

(uft ded Dienfteinfommensd, des Anſpruchs auf Ruhegehalt 
und bes Titels zur Folge. Ausnahnen fönnen vom Staatd- 
minifterium verfügt werden, fofern es fih um Fälle desg. 1 f 
banbelt. -  - 


Art. 71. 
b. ‚Dienftgericht. 
| a. Competenz. 
Ueber bie im Art. 70 8. 1 b—f gedachten Fälle ent- 
fcheidet ein Dienftgericht, nah Maßgabe der näheren 
Beftimmungen im Art. 73 6. 2 und 3. 


Art. 72. 
b. BZufammenjegung des Dienftgerichts. 
$. 1. Das Dienftgericht wird gebildet aus: 

a. dem Präfidenten des höchften Landesgerichts oder befien 
zeitigem Vertreter ald Vorſitzendem; 

b. drei durch dad Loos zu beftimmenden Mitaliedern des 
höchften Landesgerichts ; 

c. drei durch das Roos aus den Mitgliedern der Regie 
rung und der Cammer zu Oldenburg zu beftimmenden 
Eivilftaatödienern. 

2. Die Ausloofung ($. Ib und c) wird in einer 

Sigung des höchſten Landesgerichts vorgenommen, wobei zur 


105 


gleidy drei Erfaßmänner für die richterlichen ($. 1 b.) Mit: 
glieder aus der Zahl der ordentlichen Richter der Stadt Ol: 
denburg und drei Erfagmänner für die nichtrichterlichen ($. 1 c) 
Mitglieder aus der Zahl der Mitglieder der Regierung und 
Gammer zu Oldenburg durch dad 2008 zu beftimmen find. 
Das 2008 beftimmt auch die Reihenfolge, in welcher die 
Erjagmänner eintreten. 

$. 3. Der Secretair des höchften Landesgerichts fungirt 
bei den Verhandlungen des Dienftgerihts als Gerichts- 
Schreiber, 


Art. 73. 
c. Borunterfuchung und Anflage. 


$. 1. Glaubt die vorgefegte Die örde eines Eivil- 
ftaatödienerd, daß — Borausfegungen 
des Art. 70 $. 1 b—f vorliegen, fo hat fie, fo weit erforder: 
lich, dem Eivilftaatödiener über die jene Vorausfegungen be- 
gründenden Thatfachen zu vernehmen, die legteren, fo weit 
noch nöthig, feftzuftellen, wobei die Zeugen immer zunächft 
ohne Eid vernommen werden, und jenen fdyließlich mit feiner 
Bertheidigung zu hören. Iſt Iegtere eingebracht, ober bie 
bafür geftattete Frift ungenugt verftrichen, fo find die Acten 
im vorgefchriebenen Dienftwege dem Staatöminifterium zur 
Beſchlußfaſſung vorzulegen. 

$. 2. Erachtet dad Staatsminifterium die Vorausſetzun— 
gen des Art. 70 8. 1 b—f für begründet, jo hat daſſelbe den 
Givilftaatspiener aufzufordern, fich binnen ihm zu beftimmen- 
der Frift zu erflären, ob er um feine Verabfchiedung nad) 
ſuche oder Enticheidung durch dad Dienſtgericht verlange, 
unter der Gröffnung, daß wenn eine Erklärung von feiner 
Seite innerhalb jener Frift nicht erfolge, Exftered angenom- 
men werde. 

$. 3. Verlangt der Eivilftaatsdiener eine Entjcheidung 
des Dienftgerichts, fo wird in jedem einzelnen Falle vom 


Staatsminifterium 
— — — — 3 


man a TE m Pa in — — 
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a. ein Ankläger beauftragt, den erforderlichen Antrag, 
unter Mittheilung der. Acten, beim Dienftgericht zu 

> stellen und 

b. die Zufammenfegung bes Dienftgerichts (Art. 72) durch 
ben Präftdenten des höchften Landesgerichts vexanlaßt. 


Art. 74. 


d. Vorläufige Verhandlung, 


$. 1. Der Bräfident theilt die Anklagefchrift dem An— 
geflagten abjchriftlich mit, ernennt einen Referenten und be— 
ftimmt Tag und Ort zur Verhandlung der Sache, zu welcher 
ber Angeklagte unter dem Verwarnen zu laden ift, daß aud) 
im Balle feines Nichterfcheinens mit der Verhandlung ver- 
fahren werden folle. 

Der Angeklagte — das Recht, ſich einen Vertheidiger 
zu wählen. 

$. 2. Dem ingeflagten und feinem Bertheidiger ift vor 
dem Berhandlungstermine die Einficht der Unterfuchungsacten 
auf ihr Anfuchen zu geftatten. 

$. 3. In dem Berhandlungstermine kann jedes Mit- 
glied des Dienftgerichtd fowohl von dem anflagenden als 
von dem angeklagten Theile abgelehnt werden, unter Dar: 
legung der Umftände oder Berhäftniffe, welche gegründete 
Bedenfen gegen jeine Unparteilichfeit erregen. Auch kann 
jedes Mitglied jeldft folche Umftände und Verhaͤltniſſe zur 
Anzeige bringen. 

Das Dienſtgericht entſcheidet ſofort über die Statthaf— 
tigfeit der Ablehnungsgruͤnde. Der Präfident beruft eintre— 
tenden Falls den Erfagmann (Art. 72.$. 2) für das abge- 
lehnte Mitglied und ſetzt nöthigenfalls einen neuen. Termin 
an. Iſt der Bräfivent abgelehnt, jo führt das.ältefte richter: 
liche Mitglied den Vorſitz. 

$. 4. Bei der erften Verhandlung haben der Ankläger 
wie der Angeklagte etwaige Ergänzungen zu beantragen, bie 
Zeugen nambaft zu machen, deren VBernehmung bei der Haupts 
verhandlung gewünfcht wird und deren Ladung, fo wie bie 
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Herbeiſchaffung etwaiger ſonſtiger Beweismittel durch das 
Dienſtgericht nachzuſuchen. Die Ladung der vom Anfläger 
vorgefchlagenen Zeugen und Sachyerftändigen kann nicht vers 
weigert werden. 

$. 5. Alsdann hat der Referent einen mündlichen Vor— 
trag aus den Acten zu erftatten und, nachdem der Anfläger 
und der Angefchuldigte mit feinem Bertheidiger abgetreten 
find, fein Gutachten darüber abzugeben, ob die Unterfuhung _ 
für erfchöpft zu halten, oder ob imd welche Ergänzungen er 
forderlich find. 

Art. 75. 
e. Ergänzungen, 

Beichließt das Gericht Ergänzungen, fo wird von dem: 
felben die vorgefegte Dienftbehörde, welche die Unterfuchung 
geführt hat (Art. 73), um deren Vornahme erfucht. 


Art. 76. 
f. Anſetzung bir Hauptverhandlung. 
Findet dad Dienftgericht die Unterfuchung erfchöpft oder 


find die befchloffenen Ergänzungen befchafft, in weldyem Falle 


dem Angeflagten und deſſen Vertheidiger, fo wie dem An: 
fläger noch die. Einficht ‘der Acten und eine fernere Erflärung 
(Art. 74.58. 2.4) zu geftatten ift, jo ſetzt der Präſident einen 
Termin zur Hauptverhandlung an und ladet dazu den Ans 
fläger und den Angeflagten, diefen unter der Verwarnung, 
daß auch im Fall feines Nichterfcheinend mit der Verhand— 
lung und Aburtheilung der Sache verfahren werden folle. 


Art. 77. 
8. Hauptverhandlung. 

Die Hauptverhandlung ift öffentlich) und mündlich. Die 
Deffentlichkeit ift jedoch durch Beſchluß des Dienftgerichts 
auszufchließen, wenn fie die Intereffen des Staates oder die 
öffentliche Sittlichfeit gefährdet. Im Uebrigen finden die Be: 
ftimmungen bes Titel XX. der Strafprocefordnung für das 
Herzogthum Oldenburg „analoge Anwendung. 
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Art. 78. 
h, Grfenntniß. 
$. 1. Das Erfenntniß fann nur lauten: 
a. entweder auf Verwerfung der vom Anfläger ge 
ftellten Anträge, 
b. oder auf Entfernung aus dem Dienfte bezw. in den 
Fällen der Art. 52 und 63 auf Entziehung ded Warte: 
geldes oder bed Ruhegehaltes. 
$. 2. Wird in der Hauptfrage zum Nachtheil des An- 
geklagten erkannt, fo wird derſelbe zugleich zur Erftattung der 
durch die Sache veranlaßten baaren Koften verurtheilt. Ges 

richtögebühren werden nicht berechnet. 
$. 3. Die Berwerfung der Anträge des Anflägerd 

Ichließt etwaige disciplinarifche Maßregeln der Dienftbehörbe 

nicht aus. 


Art. 79. 
i. Rechtsmittel. 

$. 1. Genügend befcheinigte unverfchuldete Abwefenheit 
begrüntet für den Angeklagten dad Recht der Wiedereinfegung 
in den vorigen Stand wider das gefprochene Erfenntniß des 
Dienftgerihts. Das Gefuh um Wiedereinfegung in den 
vorigen Stand, ift bei Strafe bed Verluſtes des Rechtsmittels 
innerhalb 14 Tagen nad) Zuftelung des Erkenntniſſes beim 
Präfidenten bed Dienftgerichts einzubringen. 

$. 2. Sonftige Rechtömittel gegen den Spruch des 
Dienftgerichtd finden nicht ftatt. 


Art. 80. 
XX. Zeitweilige Enthbebung vom Dienfte 
(Suspenfion.) 
4. in Folge Verfügung des Staatsminifteriums. 

$. 1. Gegen einen Givilftaatödiener, der nach dem Er- 
achten des Staatöminifteriumd die Entfernung aus dem 
Dienfte verſchuldet hat, fann von demfelben bie zeitweilige 
Enthebung vom Dienfte, ohne Schmälerünig feines Dienft- 


— — 


109 


einfommend, verfügt werden, jeboch, wenn ber betheiligte 
Staatödiener unmittelbar vom Großherzoge angeftellt ift, nur 
mit Genehmigung des Leßteren, und gegen einen ordentlichen 
Richter überdies nur mit zuftiinmendem Beſchluſſe des höchiten 
Kandesgerichts. 

$. 2. Gleichzeitig mit der Verfügung ber einftweiligen 
Enthebung vom Dienfte ift wegen bed ftrafrechtlichen oder 
wegen bed dienftgerichtlichen Verfahrens, falls dafjelbe nicht 
bereitd vorher eingeleitet worden, das Erforderliche zu ver: 
anlaſſen. | 

$. 3. Die in Gemäßheit des $. 1 verfügte zeitweilige 
Enthebung vom Dienfte dauert fort bis zur bienftgerichtlichen 
Entfcheidung oder, in dem Falle des Art. 70 8.1 a, biß zur 
‚Beendigung bed ftrafgerichtlichen Verfahrens. 


Art. 81. 
2. in Folge gerichtlicher Erkennung der Unterfuchungshaft. 
$. 1. Mit der gerichtlichen Erkennung der Unterfuhungss- 
haft gegen einen @ivilftaatödiener ift die zeitweilige Enthebung 
befielben vom Dienfte für die Dauer der Haft von felbft ver: 
bunden. 

—. 2. Dieſe zeitweilige Enthebung vom Dienfte hat bie 
Wirkung, daß dem betheiligten Givilitaatsdiener für die Dauer 
derfelben von feinem geſammten Dienfteinfommen nur zwei 
Drittel des feften Gehalts gewährt werden. Wegen ber Ent- 
ziehung der Dienftwohnung bleibt dem Staatöminifterium 
überlaflen, dad nad) Lage des einzelnen Falls Geeignete zu 
verfügen. Ä 
$. 3. Wird fpäter der Civilſtaatsdiener freigefprochen, 
fo Hat ihm bie Staatscaſſe fo viel nachzuzahlen, als zur 
Gewährung des vollen Dienfteinfommens erforderlich ift. 


Art. 82. 
3. in Folge der Vollſtreckung einer Freiheitsftrafe oder eines civilrecht⸗ 
- fihen PBerfonalarreftes. 
Freiheitöftrafen oder civilrechtlicher Perfonalarreft haben 
für die Dauer der Haft die Enthebung des Civilſtaatsdieners 
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vom Dienfte zur Folge. Wegen des Bezuges des Dienft- 
einfommend gilt die Beftimmung des Art. 81 $. 2 und im 
Falle der Perfonalarreft nicht durch Vergleich oder recht: 
fräftiged Erkenntniß beftätigt wird, des Art. 81 $. 3. 


Art. 83. 
XXI. Entlaffungs-Urfunde. 

Ueber den Austritt aus dem Eivilftaatsdienfte ift dem 
Betheiligten auf fein Verlangen eine den Grund des Aus— 
tritts und die Beitimmungen rüdfichtlich etwaiger Beibehal- 
tung des Titeld oder der Ruhegehaltöberechtigurig — 
Entlaſſungsurkunde auszufertigen. 


Art. 84. 
XXII. Aufhebung bisheriger geſetzlicher Be— 
ſtimmungen. 
Das Civilſtaatsdienergeſetz vom 26. März 1855 iſt auf: 
gehoben. 


Art. 85. 
XXIII. Vorübergehende Beſtimmungen. 


Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes finden auch Anwen— 
dung auf die zur Zeit der Publication deſſelben im Dienſt 
oder auf Wartegeld oder in Ruheſtand befindlichen Perſonen, 
vorbehältlich der durch ſpecielle Rechtstitel begründeten An— 
ſprüche, und folgender Beſtimmungen: 

Für die zur Zeit der Publication dieſes Geſetzes im 
Dienſt befindlichen Civilſtaatsdiener bleiben in Betreff der 
bei Ermittelung des Ruhegehaltes in Berechnung zu bringen— 
den Dienftzeit die Beſtimmungen im Art. 69 8. 13. 1—4 
des Givilftantsdienergefeged vom 26. Mär; 1855, bezw. 
foweit die Eivilftaatödiener bisher auf Grund dieſes Feteren 
Geſetzes Anftelungsurfunden erhalten Haben, die in biefe 
Urfunden aufgenommenen Beftimmungen maßgebend, je- 


doch ift: 
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a. ald Anfang der Dienftzeit ftatt der Zeit der Ausſtel— 
lung der erften Anftellingsurfunde (Art. 69 $. 1 des 
Civilſtaatsdienergeſetzes vom 26. März 1855) der Zeitz 
punft ‘der eidlichen Berpflichtung oder wenn folcher 
nicht zu ermitteln ift, der Tag des Ernennungsrefcrip- 
tes in benjenigen Fällen zu Grunde zu legen, in wel, 
chen bie erfte Anftellungsurfunde fpäter ald 4 Wochen 
nad) dem Tage ber Beeidigung bezw. des Ernennunge- 
reſcriptes ausgeftellt worden, 

und erleidet ferner von ben en bed gegenwaͤrtigen 
Geſetzes Anwendung: 

b. die Beitimmung im Art. 55 $, 2b 3. 2 dahin, daß 
eine darnach im Privatdienft bed Großherzogs oder im 
Kirchendienfte des Großherzogthums zugebrachte Zeit 
auch den zur Zeit des Grlaffed dieſes Geſetzes bereits 
im Givilftaatsdienfte angeſtellten Berfonen vom Staat» 
minifterium in Anrechnung gebracht werben Fan. 


Urkundlich Unferer eigenhänbdigen Namensunterfchrift und 
beigedrudten Broßherzoglichen Infiegele. 


Gegeben auf dem Schloſſe zu Oldenburg, den 28. Mär; 
1867. 
(L. 8) Peter 


von Berg. 
Römer. 
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Beilage A. 


SH - . ... ſchwöre Treue und Gehorfam Seiner ı 
Königlichen Hoheit dem Großherzoge von Oldenburg . 
meinem gnädigften Landesherrn und KHöchftbeffen erblichen 
Nachfolgern in der Regierung ded Großherzogthums Olden— 
burg und gelobe die Pflichten des mir aufgetragenen Amts 
gewiffenhaft zu erfüllen, auch bei deſſen Ausübung die Ges 
fee und bie Staatöverfaffung des Großherzogthums genau 
zu beobachten. 


So wahr mir Gott helfe! 


Beilage B. 


Ich . . ſchwoͤre Treue und Gehorſam Seiner 
Königlichen Hoheit ben Großherzoge von Didenburg . 
meinem gnädigften Landesherrn und Höchſtdeſſen erblidhen 
Nachfolgern in der Regierung des Großherzogthums Olden— 
burg und gelobe die Pflichten des mir aufgetragenen Amts 
gewiſſenhaft zu erfüllen, auch bei deſſen Ausübung die Ge- 
fege und bie Staatöverfaffung des Großherzogthums genau 
zu beobadhten, insbefondere bei Ausübung des Nichteramtes 
Sedem ohne Anfehen der Perſon gleiches Recht angedeihen 
und mich davon durch Feinerlei Rüdficht.abhalten zu laffen. 


Eo wahr mir Gott helfe! 
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Inbalt des Gipilftaatsdienergefeges. 


Artikel 
I. Gegenftand des Geſebes. ua ae ———— 
1. Anftellung. | 
1) Anftellungsfähigfeit. und —— im 
Civilſtaatsdienſt. —F 4. 
2) Zulaſſung zum Acceß... . 2.5 
3) Anwartichaften . . . 6. 
4) Art der Anftellung. MWiderrufliche und. 
uniderrufliche Anftelung . . » .. Tu. 8 
5) Anfang des Dienftverhältniffed. . . . 9. 
I BIRE. 2.40 are ee 3: 
IV. Verpflichtung. » . 2 > 222... 14. 
VBONEOR; Sn: en ae ern Sr ae 
VI. Dienfteinfommen. 
1) Befoldung . - — — 
2) Sonſtiges Dienfteinfommen . — . 14. 
3) Bezeichnung des Dienfteinfommend in I ber 
der Anftelungsurfunde . . . 35, 


4) Einbuße an Procenten und Gebühren . 16. 
5) Dienftwohnungen und Dienftländereien . 17. 


6) Eintritt in das Dienfteinfommen . . . 18. 
7) Zahlung des Dienfteinfommend . . . 19. 
8 Schmälerung des Dienfteinfommens durch 
Geffionen, Arreft u. few. . » 2... 20. 
VII. Diäten und — 
Br DI © a en . 2125. 


2) Transportkoſtten. 26. 27. 
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Artikel 

VII. Nebenaufträge des Staatöminifteriumd . . 28. 

IX. NRebengelhälte - - - > 2 2 222.29. 

X. Beziehungen zu IEEHIDER Staaten . . . . 30. 

BE UA S- u 28; 31: 32, 
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1) Allgemeine Beftimmung . . . 2... 36. 
2) DOrdnungdftrafen . . 2 220202 0.97-39. 
3) Dieciplinarftrafen . . . . 40—42. 
4) Verhältniß diefer Strafen zu einer gericht 

lichen Beftrafung . . . . 43. 

XV. VBerfegungn : 2 2 2 2 2 244. 8. 
XVI. Umzugstoften. . 2:2 2 2 4246. 
XVII. Stellung zur Dispofition. 

1) Begründung - . 2 2 2 2 202020. 47. 
2) Verfahren. . . . 48. 


3) Beträg und Zahlung des Wartegeldes . 49. 
4) Verhältniß der zur Dispofttion Geftellten 50. 
5) Befonderes Berhältnig abtretender Minifter 51. 


6) Entziehung des Wartegeldes . . . 52. 53. 
7) Scmälerung bed Wartegeldes a Gef- 
fionen, Arreſt u. ſ. w. ... . 54. 
XVII, Verfegung in den Ruheftand. ö 
1) Begründung . .. 2 2 2 2 22. 5. 
.2) Verfahren. . . 2 a Ar 
3) Größe des Ruͤhegehalts re de 
4) Berechnung der Dienftjahre . . . . . 58. 
5) Ausnahmen . . . —66 
6) Zahlung des Ruhegehalts ——— 


7) Schmaͤlerung des Ruhegehalts. 
a. durch Ceſſionen, Arreſt u. ſ. w. . . 61. 
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tumd . . . . 80. 
. 2) in Folge gerichtlicher Grtemmung ber 
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Gefehblatt 


für das 


Serzogtbum Oldenburg. 





XX. Band, (Ausgegeben den 18. April 1867.) 14, Stuͤck. 








| Zubalt: 
N? 24. Geſetz vom 4. April 1867 für das Herzugthum Oldenburg, 
betreffend die Organifation der Gifenbahnverwaltung. 


— — — — — — 


Ne 24. 
Geſetz für das Herzogtfum Oldenburg, betreffend die Drganifation ber 
Gifenbahnverwaltung. 
Oldenburg, den 1. April 1867. 





ir Hicolans Fticdtich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Dlvenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleöwig, Holjtein, Stormarn, der Dithmarfchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von ever und Kuiphaufen ꝛc. ꝛc. 


verfünden mit Zuftimmung des Landtags ald Gefeg für das 
Herzogthum Oldenburg, was folgt: 


Allgemeine Beſtimmungen. 


Art. J. 


Die obere Verwaltung der Eiſenbahnen ſowie die obere 
Leitung des Betriebes derſelben und der damit in Verbindung 
ſtehenden Verkehrsanſtalten, ingleichen die Leitung und Aus- 
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führung ded Baues neuer Eifenbahnen wird einer Eifenbahn- 
Direction übertragen. Diefelbe it ald obere Verwaltungs— 
behörde dem Staatsminifterium unmittelbar untergeordnet. 


Art. 2. j . 

Die Eifenbafn-Ditection bildet die Dienſtbehörde ſämmt⸗ 
licher für die Verwaltung der Eifenbahn und ben Betrieb 
berfelben angeftellten Perſonen. Diefelbe ift die vorgefeßte 
Behörde des für den Bau einer Eijenbahn angenommenen 
Perſonals. 

Art. 3 

F. 1. Die Eiſenbahn-Direction beſteht aus zwei Directo— 
rent, von denen der eine vorzugsweiſe den abminiftrativen 
Theil, der andere den technifchen Theil der Gefchäfte zu leiten - 
bat: Letzterem tiegt insbeſondere die Sorge für die Sicher 
heit und NRegelmäßigfeit ded ganzen Bahrdienftes, fowie bie 
Ueberwachung der pünftlichen Vollziehung der Betriebseinrich- 
tungen im Allgemeinen ob, Außerdem in Beziehung auf ben 
Bau neuer Eifenbahnen die Aufftellung > der Baupläne und 
bie technifche Ausführung der Bauten. 

$. 2. Jeder Director handelt innerhalb feines durch bie 
Beftimmungen der Gejchäftsorbnung (Art. 16) näher bezeich⸗ 
neten Geſchaͤftskreiſes ſelbſtſtändig. 

‚8: 3. Der Eiſenbahn⸗Ditection werden, wenn ber Dienſt 
ed. erfordert, Hülfsarbeiter zugeordnet und wird beuftlben für 
das technifche Bureau, das Telegraphenweien, das Seeretariat, 
die Buch- und Gafleführung, die Eontrole und Revifion, fo: 
wie für die Canzlei und Bilfetdruderei das erforderliche Per— 
fonal in einer den jeweiligen Anforderungen des Dienftes ent: 
jprechenden Zahl beigegeben. 

$. 4. Das für den Neubau einer Eifenbahn erforder: 
liche technifche und fönftige Hülfsperfonal foll, foweit die Ge- 
ſchäfte nicht dem fonft bei der Eiſenbahn-Direction oder anders 
weit im Staatödienfte angeftellten ‘Berfonal übertragen werben 
fonnen, in der Regel: nur für bie Dauer bes Baues m. 
nommen werben, 
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Mähere Peſtimmungen über die Berwaltung und 
deu Betrieb. 


Art. 4. 


Der Direction unmittelbar untergeordnet iſt: 

1) Der Betriebsinſpector, welchem die Leitung des ge— 
ſammten Fahrdienſtes, namentlich die Sorge fuͤr deſſen Sicher— 
heit und Regelmäßigkeit, für ordnungsmäßige Unterhaltung 
der Bahnen nebſt Zubehör, für die Ordnung des ganzen 
Dienftes überhaupt, fowie die Aufficht über die Handhabung 
der Bahnpolizei obliegt. 

. Dem Betriebsinfpector wird das nöthige Berfonal fowohl 
‚Für die bauliche Unterhaltung der Bahnen (Bahn-Ingenieure, 
Bahnmeiſter ꝛc.) und den Bahndienſt (Bahnhofsverwalter ıc.) 
als auch für das Bureau (Rechnungs, Regiftraturs, Canzlei⸗ 
Beamte) und den Telegrapbendienft zugewiefen. 

2) Der Mafchinenmeifter für die Leitung und Verwal: 
tung des technifchen Theils des Mafchinens und Wagenvienftes, 
der Reparatur Werfftätten, für die Aufficht über da® gefammte 
rollende Material, fowie zur vorläufigen Wahrnehmung ber 
Materialverwaltung. 

Dem Mafchinenmeifter wird das fir den Dienft erfor- 
berliche Auffichts- und Hülfsperfonal beigegeben. 


Art. 5. ii 

Für den Dienft auf den Stationen jowie zur Handhabung 
der Drdnung und der Polizei auf denfelben werden, foweit 
dieſe Gefchäfte nicht durch Bahnmeifter oder Bahnwärter mit- 
beforgt werben koͤnnen, Stationdverwalter angeftellt. Wo die 
Bedeutung der Station es erfordert, find demfelben Einneh— 
mer, Gepäds, Eilgut- und Güter-Erpedienten, Affiftenten, 
Telegraphiſten, Bortierd, Wäger und Lademeiſter beizugeben. 


Art. 6. 


Der Eaffendienft auf den Stationen ift entweder dem 
Stationgverwalter oder einem oder mehreren Baflenbeamten, 
nad den einzelnen Geſchäftszweigen getrennt, zu Übertragen. 
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Diefe Caſſen ftehen zwar unter nächfter Aufficht des Ber 
trieb8infpectors, find indeffen im Uebrigen ber Direction un« 
mittelbar untergeordnet, 


Art. 7. 


Für den Zugbegleitungdbienft werden Zugführer, Pads 
meifter und Schaffner angeftellt. Diefelben ftehen hinfichtlich 
der Disciplin zunädft unter dem Bahnhofsverwalter ihres“ 
Stationsorted. Im Dienfte find fie den Vorſtehern derjeni— 
gen Stationen unterworfen, auf welchen fie fich jeweilig be 
finden, während unterwegs der Zugführer den Befehl über 
den ganzen Zug, alfo auch über das ſämmtliche Dienftperjos 
nal bdeffelben führt. Das Zugbegleitungsperfonal hat die 
Aufrechterhaltung der Ordnung auf den Zügen nad) Mapgabe 
des Betriebsreglements zu überwachen. 


Von den Bezügen und der dienftlichen Stellung 
der Beamten, 


Art. 8. 
Die bei der Eifenbahnverwaltung angeftellten Beamten 
beziehen folgende Gehalte: 
I. Eifenbahbndirection. 
2 Directoren, jeder 1400—2000 +4. 
I. Techniſche Oberbeamte für die 
Betriebsführung. 
1 Betrieböinfpector 800—1300 +4. 
1 Mafchinenmeifter 800—1300 +4. 
111. Obere Berwaltungsbeamte der Direction. 
Bier Beamte einfchließlich des ajfirers, zwei 600— 1000 „4 
und zwei 500—900 4. 
IV. Hülfsbeamte. 
‚a. Zwei Bahn-Ingenieure, einer 500-1000 9, einer 
500-900 ⸗5, 
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b. ein Telegraphenbeamter 350—500 A, 

c. fünf Ganzlei» und Rechnungsbeamte ber Direction, 
der Betriebsführung und ded Mafchinendienftes, zwei 
400 —800 =, drei 300—700 +, 

d. drei Billetdruder, Ganzleidiener, jeder 250—350 f, 

. adyt Bahnmeifter, jeder 350—450 +9, 

f. zehn Stationsverwalter, davon einer 500-800 +f, 
zwei 400-700 4, drei 360—600 , vier 300— 
500 , 

. Erpebitiond- und Caſſenbeamte 360—700 +, 

. Afftftenten der größeren Stationen, Hülfsarbeiter, 
300 -- 500 4, 

i. Portierd 200-220 24, 
k. Wäger 220--250 24, 
I. Locomotivführer 350—450 +4, 
m. Zugführer 360—400 4, : 
n. Badmeifter 325—350 +, 
o. Schaffner 200—250 +. 
Mit Genehmigung des Staatsminiſteriums kann den an 
beſonders theuren Orten ſtationirten Beamten eine Theuerungs⸗ 
zulage gewährt werden. 


© 


= 09 


Art. 9. 

Wird vom Staate eine Familien-Dienftwohnung gewährt, 
fo ift dafür eine Miethe zu zahlen, die bei 600 af Gehalt 
- einfchließlich 109%/,, bei 800 af einfchließlich 12%, , bei mehr 
als 30 4 14% vom Gehalte betragen fol. Die Miethe 
für eine nur der Perfon des Beamten gewährte Dienftwoh: 
nung hat die Direction zu beftimmen. 


Art. 10. 


Es wird durch ein vom Staatdminifterium zu erlaffendes 
Reglement beftimmt, weldye Beamte und zu welchem Betrage 
diefelben Tagegelver zu beziehen haben. Die im Eivil-Staats- 
bienergejeg feftgeftellten Tagegelder-Säge dürfen babei nicht 
überfchritten werben, 
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Art. 11. 


Das Zugbdienftperfonal (Rocomotivführer, Zugführer, Bad: 
meifter, Schaffner ꝛc.) erhält nad) einem vom Staatsminiftes 
rium feftzufegenden Tarife Meilengelder und für vom Dienft 
geforderte Nebernachtungen außerhalb des Stationsortes Nadıt- 
gelder; unter befonderen Unftänden fönnen daneben ermäßigte 
- Tagegelder bewilligt werben. 


Art. 12. 

Die Locomotivführer haben Prämien für Eriparniffe an 
Feuerungs⸗ und Schmier-Material zu beziehen und werden 
dieſelben in Procenten der Erſparniß von der Direction feſt⸗ 
geſetzt. | | 

Art. 13. 

Die Stationgafftftenten, Bahnmeifter, Zugführer, Schaff- 
ner, Portiers erhalten nach einem von der Direction feftzu- 
jegenden Regulative freie Dienftfleivung. 


Die Verwalter, Einnehmer und Güter-Erpedienten er 
halten Dienſtkleidung nur infoweit frei geliefert, als fie 500 4 
Gehalt und weniger beziehen. 


Art. 14. 


Die Beitimmungen des Givil-Staatsdienergefeged über 
uniberrufliche Anftellung finden auf die im Art. 8 unter 
d. bis o. einfchlieglich genannten Beamten feine Anwendung. 


Unterftügungscaffe. : 


Art. 15. i 
Es fol eine Gaffe gebildet werden, aus welder bie im 
Eifenbahndienfte Berwendeten und deren Hinterbliebene nad) 
Beftimmung der Direction in außerordentlicen Fällen Unter- 
ftügung erhalten follen. 
Diefer Caſſe follen folgende Einnahmen zufließen: 
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1. ein Zufhuß aus ber Eifenbahncaffe von jährlid 30 28 
für jede Meile der im Betriebe befindlichen Eifenbahnen ; 
. etwaige Ueberfchüffe der Eifenbahnbau-Kranfencaffen ; 
die Disciplinarftrafgelder; 
4. der Erlös aus dem Verfaufe der auf der Bahn, iy 
den Bahngebäuden und Wagen gefundenen Gegen- 
ftände nach einem zu erlaffenden Geſetze; 
5. die Ueberſchüſſe aus dem Verkaufe von Drudfachen 
(Sormularen, Fahrplänen ıc.). 


w 


. Schlußbeftimmung. 
Art. 16. 


Der Geſchäftsgang bei der Eifenbahn-Direction, fowie ber 
gelammte Betriebs- und Gaffendienft und der Dienft der unter 
der Direction fungirenden Beamten und Angeftellten werden 
durch mit Genehmigung des Staatsminifteriums zu erlafjende 
Inftructionen geregelt. Die erforderlichen Betrieb8-Reglements 
werden von ber Direction mit @enehmigung 1 des Staatd- 
miniſteriums feftgeftellt. 


Urkundlich Unſerer eigenhaͤndigen Namensunterſchrift und 
beigedruckten Großherzoglichen Inſiegels. 


Gegeben auf dem Schloſſe zu Oldenburg, den I. April 
1867. 


(L. S.) | Peter. 


v..Berg. 


Römer. 
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Geſetzblatt 
| | für das 
Serzogtbum Dldenburg. 


XX. Band. (Ausgegeben den 2. Mai 1867.) 19. Stüd.' 





Subalt: | 
AR 25. Finanzgeſetz vom 8, April 1867 für die Jahre 1867, 1868 und 
1869. 





Mä 25. 
Finanzgeſetz für die Jahre 1867, 1868 und 1869. 
Oldenburg, den 8. Aptil 1867. 





Wir Hicslaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleöwig, Holftein, Stormarn, der Dithmarfchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lübeck und Birfenfeld, Herr 
von ever und Kniphaufen ıc. ıc. 
verfünden mit Zuftimmung bed Landtags als Finanzgeſetz 
für die Jahre 1867, 1868 und 1869: 
Art. 1. 
Nachdem die Boranfchläge der Einnahmen und Aus» 

gaben 

A. für dad Großherzogthum Dldenburg, 

B. für das Herzogthum Oldenburg, 

C. für das Fürftenthum Lübeck, 

D. für das Fürſtenthum Birkenfeld, 


126 
wie ſolches bie Anlagen ergeben, für die Jahre 1867, 1868 
und 1869 feftgeftellt find, fo foll barnad) verfahren werben. 


Art. 2. 
Wegen Uebertragung der in den einzelnen Ausgabe: 


Rubuifen feftgeftelten Stimmen. ‚von eingm Jahre auf das 
andere, ſowie wegen Einhaltung der in den einzelnen Para— 
gravhen der Anlagen zufammengefaßten Ausgabe-Rubrifen 
‚und Berwendung von Erfparungen find bie Beftimmungen, 
welche für die gegenwärtige Finanzperiode, bezw. für bie fol- 
genden Finanzperioden bet Feftftelflung "ver Boranfchläge ge- 
troffen worden, maßgebend. 


Urkundlich Unferer eigenhändigen Namendunterfchrift und 
beigedrudten Großherzoglidhen Infieged. 


Gegeben auf dem Schloffe zu Oldenburg, den 8. April 
1867. 


(L. S.) Peter. 
Zebeliuß. 





Römer. J 
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Anlage A. zum Pinanzgefege für 1867/69. 


| Voranfchlag 
der 
Eentral-Einnahmen und Ausgaben 
i des 
Großherzogthums 
für 


1867, 1868, 1869. 


* 
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I. Einnahmen. 


. Sporteln. beim Staatsminifterium, beim Ober- 


appellationsgerichte und bei der Pr 
miſſion 


Militair⸗Stellvertretungs⸗ Abgaben 
.Vermiſchte Einnahmen . 
. Beiträge der Provinzen nn: dem. Geiee vom 


4. Mai 1864 . 





— 


II. Ausgaben. : 


. ber gandtag und Die Provinzialräthe zu Eutin 


und Birkenfeld 


. das Staatsminifterium, einhlehich der Central⸗ 


calle . 


3 Legationen, Gonfulate ; 
. Gentral-Behörden und Anſtalten. 


a. das Oberappellationsgericht 
b. die Oberftaatsanwaltichaft . 
c. die Geſetz⸗Commiſſion 

d. das Ardiv . . F 

. das ftatiftiiche Bureau . 

1. die Wittiven-Eaffe . 


@ 


. Beiträge zu den Koften des N Rorddeutſchen Yun“ 


des und der Vertretung bei demjelben . 


. Eivil-PBenfionen, Wartegelder und Unterftüßungen 


für Hinterbliebene vormaliger Staatsdiener . 
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12. | @. —— und Abtrag der Anleihe von 1849 . 
H. Kriegsweſen: 


13. a. Militairgerichte und a ee 

14. b. Bundescontingent 

14.8. c. zum Anfauf des beweglichen Inventars der 
ſtädtiſchen Infanterie-Caſerne.. .— 

15. d. Militair⸗Penſionen und vorübergehende Unter- 
ftügungen im Dienſte beſchädigter Militair- 
perjonen . 

16. e. Penſionen für dürftige Veteranen. aus den 


Jahren 1812 bis 1815 . 
17. | I. Außerordentliche und unvorhergejehene Ausgaben 


Zuſammen 


Anmerkung. 


Als Betriebsfonds der Centralcaſſe und als 
eiſerne Beſtände der militairiſchen Caſſen-Commiſſio⸗ 
nen geben 73000 4 aus dem Jahre 1866 in Die 

; Sinanzperiode 1867/69 über. 


1867. 


12000 


7016 
359335 


8405 


42500 


5304 
6950 


569000 
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Anlage B. zum Finanzgeſetze für 1867/69. 


VBoranfchlag 
| de 
Einnahmen und Ausgaben 
des 
Herzogthums Oldenburg 
| R 
1867, 1368, 1869. 
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A. Einnahmen. 


1. Capitel. 
Einnahme vom Staatsgut. 


A. in eigener Verwaltung . 
B. in Beitpadht -. . 2.2... 
C. in Erbpacht ER 
D. Grundberrliche Gefälle . 

E, vom veräußerten Staatsgut 


Zuſammen 

Davon 'iſt abzuziehen der nach Abzug des Pacht— 
werths des Kronguts auf das Herzogthum Dlden- 
burg fallende Theil der zur Sujtentation - des 
Großberzogliden Haujes beftimmten Summe mit 


Bleibt wirkliche Einnahme des Gap. 1. 





| 
| 


I. Capitel. 


Einnahme von Gemwerbs-Recognitionen, 
Sporteln, Gebühren x. für den Gebrauch 
| von Staatsanftalten ꝛc. 


IA. Bon Gemerbsrecognitionen 
B. Von Sporteln und Gebühren . 
1° Ertrag von den Chauſſeen j 
D. Ertrag von den Eifenbahnen Betrieben 
'E E. Weg- und Brüden-, auch Fährgelder . 
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_ 140400 140400 — 
— 25200 25800 Be 
— 122000 121900 — 
— 10361 10283 — 
— 343611 343533 — 

8 652837 65237 8 
22 278373 278295 22 
— 13800 13900 — 
— 125000 125000 — 
— | 24900 25300 — 
— 15000 24000 — 
— 530 530 — 
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12. | F. Bon den —— Kein und dem Ge: 
jegblatt . » . . . 


13. G. Strafgelder . — *3 
Einnahme des Cap. II. 
III. Capitel. 
Einnahme von den Steuern. 
| A. Directe Steuern: 

14. 1. Grunditeuer - 
15. 2. Gebäudefteuer . ; 
16, 3. Einkommenfteuer jährlich, ei ein ZJahresbetrag ; 

B. Indirecte Steuern: 

17. | 1. Aus der Verwaltung der Zölle und der innern 
indirecten Steuern . Wer u 


18. 2. Stempelpapiergelder . 
Einnahme des Gap. II. 


IV. Capitel. 


Vermiſchte Einnahmen. 


19. || A. Bejondere Beiträge zu den Koften einzelner Staats- 
anjtalten ; 

-20. B. Wieder eingehende Gapitalien und Vorſchüſſ⸗ 
nebſt desfälligen Zinſen, auch Dividenden von 
Actien⸗Unternehmungen. Er 

21a. C. 1. Aus den N. von 1866 und 

rüdmwärts . 









259100 
41600 
185000 













457000 
15500 


958200 





1600 
3500 


184330 





461000 


15500 


964300 


4590 








1600 
3500 


193830 


259300 
43600 
187000 


461000 
15500 


966400 


4630 
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21b. | C.2. Gifenbahn-Anlehn-teberküffe RT 
22. | D. Außerordentliche, in den anderen Rubriken nit 
vorgejehene Einnahmen . 


— des Gap. IV. &apı IV. 


B. Ausgaben. 
J. Eapitel. 
Allgemeiner Landesaufwand. 


. || A. Beitrag zur Gentralcaffe des Großherzogthums . 
2. HB. Jahrgelder und Renten in Folge der Erwerbung 
de3 Gräflich Bentindfchen Familien-Fideieommiffes ° 
8. C. Wartegelder und Benfionen der Civilftaatsdiener, 
auch Unterftügungen für er 
Staatsdienerr . . 
4. D. Die öffentliche Bibliothet in Oldenburg 


Ausgaben des Cap. 1. 
I. Eapitel. 
Verwaltung des Innern (Regierung). 


5. A. Das Negierungs-Eollegium 

6. B. Die Aemter (VBerwaltungsämter und Ysgericte 
7, C. Landeshoheit 

8. D. Deffentliche Ordnung und Sicherheit 

9. || E. Medicinal- und Veterinairweſen. 

10. F. Armenpflege. 

11. G. Strafanftalten und Gefangenbäufer. 

12, H. Lande3-Deconomie-Wejen 





.4467 
200657 


457002 


6105 


8 


8 


EREH,IIB6| 


3606 
38996 





437562 


6105 





488626 


21410 
98856 
100 
25800 
9486 
2127 
30330 
32202 


IBSB«rII1IBlI 











ISI 


IRB. | 








23. 
24. 








A. 
B. 











Beförderung der Gewerbe und des Handels . 


. Die. Weg: und Wafjerbau-Direction 
. Üferbau, Abwäfjerungs-Anjtalten und Vefbrde⸗ 


rung des ne an der ee des 
Landes . 


. Schifffahrtsmeien . . : . . 
. Wegbaumeien . ige 
. Vermilchte Ausgaben 


Ausgaben des Cap. I. 


II. Eapitel, 
Rechtspflege. 


. Gehalte bei der Oberftaatsanmwaltichaft, dem 


Appellationsgerichte und Den Obergerichten 


. Gejchäftskojten im Juſtiz— — 
Hypothekenämter. 


— des Cap. III. 


IV. Capitel. 


Verwaltung der geijtliden Angelegen» 


beiten und Schulen. 


. 


Allgemeine Ausgaben 

Evangelijches Kirchen» und Shutween: 
1. Kirchenweſen : 
2. Schulmejen . 


C. Katholiiches Kirchen: und Soc: 


| 


1, Kirchenweſen 





‚645 
18140 


29685 
53388 
221317 
2800 


555073 


48134 
17990 
5020 


"71144 





- 800 


16326 
40892 


7095 


a 


27 
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31550 
41685 
126349 
2800 


“ 441703 





13 


a 


27 


29350 
38150 
123779 
28300 


433077 





49974 
17990 
5020 


72984 





28 


27 
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26. 2. Schulweſen . . 
27. | D. Beibülfen zu den Koften des judiſchen Cuitus 


Ausgaben des Cap. IV. 


V. Capitel. 
Verwaltung der Finanzen (Cammen). 


A. Die Sammer und die Landescaffe 
B. Die Amtseinnehmer . . . 
30. | C. Verwaltung der Landesjchuld und der Gautionen 
D. Verwaltung des Staatsguts . 
E. Kojten der Veranlagung und Erhebung der Ein- 
fommenfteuer . . . 4% g 
33. .|| F. Koften der Verwaltung des Stempelpapiers 2 
34. | G. Gatajter:, Vermeſſungs⸗ und 
35. || H. Bermilchte Ausgaben 


Ausgaben des Cap. V 
VI Capitel. 


Außerordentliche und unvorhergeſehene 
Ausgaben. 


37. | B. Außerordentliche und unvorhergeſehene Ausgaben 
| Ausgaben des Cap. VI. 


36. A. Zu Gehaltsveränderungen und Zulagen 


‚23450 
18412 
148092 
31166 


Ik 8110 

400 
20826 
8373 









7 303830 


.18462 
293789 


| 
| 
! 
N 
! 
| 
— || 22900 
71121 
t 


2535 
el 400 
_ | 21326 
27 8373 


26 || 438907 





— 800 
8 10166 
8 10966 








23400 
18712 


291080 


84266 


2535 
400 
21676 
8373 


450443 
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Wiederholung 


| A. jämmtlicher Einnahmen: 
Vom Staatsgut 
Bon Gewerbsrecognitionen, Sporteln, Gebühren. x. 
| für den Gebrauch von Staatsanftalten ꝛc. 





III. - Bon den Steuern. 
IV, Bermilchte Einnahmen . 
Bulammen 
| B. jämmtlicher Ausgaben; 
l. | Allgemeiner Landesaufwand 
II. Verwaltung des Innern 
IM. Nechtspflege. . - 
IV. Verwaltung der geiftlichen. Angelegenheiten und 
Schulen . 
V. Verwaltung der Finanzen ne 
v1. Außerordentliche und unvorhergefehene Ausgaben 
Bufammen 


Als Betriebsfonds der Landescaſſe des Herzog: 
thums Oldenburg gehen 150000 »f aus dem Jahre 
1866 in das Jahr 1867 über. 













285312 
173830 
958200 
200657 





1618000 


508066 
555073 
71144 


83682 
303830 
10203 


1532000 





278373 


184330 

— 964300 
8 38996 
— 1466000 
5 488626 
8 441703 
— 72334 
13 | 81462 
26 | 438907 
8 | 10966 
— || 1534000 





1869. 


278295 


193830 
966400 
39474 


1478000 


466756 


433077 


72984 


81732 
450443 
11005 


1516000 
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Anlage C. zum Finanzgeſetze für 1867/69. 


Voranſchlag 
der 


Einnahmen und Ausgaben 


des 
Fürſtenthums Lübeck 
für 


1867, 1868, 1869. 
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A. Einnahmen. 
1.: Capital. 
Ginnahme vom Staatsgut. 
. Vom Staat3gute in eigener Bewirtbichaftung 
. Bon in Zeitpacht gegebenem Staatsgut. 


' €. Bon in Erbpacht gegebenem Staatsgut 
. Bon grundberrlichen Berechtigungen und Gefällen 





| Gap. I. zufammen 

b. | Davon iſt abzuziehen der nach Abzug des Padht- 

| werths des Kronguts auf das Fürftenthum Lübeck 

; fallende Theil der zur Suſtentation des PR 
! fichen Hauſes beftimmten Summe mit . 


I —— 
Bleibt wirkliche Einnahme des Cap. 1. 





II. Capitel. 


Einnahme von Gewerbs-Recognitionen, 
Sporteln, Gebühren x. für den Gebrauch 
von Staatsanftalten x. 





6. . Bon Gewerb3-Necognitionen 

= Für den Gebrauch von Statsanfalten 
2 1. Spt . . .» ; 
8. 2. Chaufjeegelder . 


| 
| 
9, | C. Gelditrafen und Confiscationen 
| Gap. IL. zufammen 


‘ 
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1867. 1868. 1869. 

Holt. Eour. Holjt. Eour. | Holft. Eour. 

| BOSSE. A DE 1 YO ERRANG :1 CE „A I 
| 

| | | 
29790 — 29790 — 29790 | — 
5380 — 5380 — 5380 — 
9250 — 9250 — 9250 — 
22995 — 22995 — 22995 — 
— 67415 — 


67415 — 67415 


5666 361/21) 5666 36!) 5666 36! 
’ 


5 


61748 11! 61748 11'/, 





! 


61748 11'jg 








1 | 
| 
| | 
| I 
| | 
| 
50 | — 60) >| 6550| — 
| | 
| a 
| 4800 — || 4800 — | 4800 — 
| 100 | — 1700 —| 10 | — 
so | —Ii 30 | -—| 30 | — 
| 7530 f —| 7530 | | 70 | — 
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IN. Eapitel. 
Einnahme von den Steuern. 


. Directe Steuern. 


1. Grundſteuer. 
2. Einfommenfteuer, jährlich ei ein Yahresbetrag 


. Indirecte Steuern. 


1. Zollgelder (mit Holſtein gemeinſame) 
2. Stempelpapiergelder, Procentſteuer von Im— 
mobilien ꝛc.. ch — 
Cap. III. zuſammen 
IV. Capitel. 


Vermiſchte Einnahmen. 


. Wiedereinfommende Capitalien und Vorſchüſſe, 


auch Zinjen von ausjtehenden Capitalieıt . 


. Beiträge einiger Fonds zu den Koften a. Ber: 


waltung . 


. Zur Erjtattung fommenbe Rriminaktoften . 
. Gaffenüberihuß aus 1866 . 
. Außerordentliche und unvorhergejehene Einnahmen 


Cap. VI. zufammen 


B. Ausgaben. 
l. Eapitel. 
Allgemeiner Landesaufwand. 


. Beitrag zu den Ausgaben des geſammten Groß: 


berzogthums 





151 








1868. 1869. 
Holft. Cour. Holit. Eour. 


| 
| 
(Zu EA SE EAN 


1867. 
| Holſt. Cour. 


| we 
I-- 8500 | — 8350 | — 8500 | — 
13000 | — 13000 — 13000 2 
' - | ji J— 1 
44268 . — | 44500. | — | 44500 | — 
90 — | 5 ll: 980 | — 
66718 — | 66950 — | 66950 — 
| | 
f . 
75 — 75 | = 75 — 
71: l.ı6 |! 71 16 .| 71 16 
120 — | 120 — 120 — 
12000 — | — — er — 
237 | 201, 305 | 20%, | 305 | 20%, 
12503 36 a ET IR 571 | 361% 
} 1] 
| I 
| I 
| w 
| | 
/ | 





sims | 16 | 49518 | 16 47043 | 16 





So 0 
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.Wartegelder, Penſionen und Unterfügunge. 
. Das Domcapitel . A 

. Das Collegiatftift. . . 

. Die öffentliche Bibliothek 


Gap. I. zujammen 


II. Eapitel. 
Kofjten der Verwaltung. 


. Allgemeine Verwaltung. 


1. Das Regierungscollegium . 


2. Die Aemter. ; 
. Verwaltung des Innern. 
Polizei». . .. 
. Medicinalmeien 
. Armenmejen “ 


. Beförderung der Landwirthſchaft 
. Wegebau: und Vermeſſungsweſen 


— J 


Verwalumg der geiſtlichen Angelegenheiten und 


Schulen. 
1. Kirchenweſen 
2. Schulmejen . 


. Bermwaltung des Staatsguts und der Finanzen. 


1. Hebungs- und Caſſenweſen 

2. Landesihuld und Gautionen . 

3. Aufwand für das 

4. Gatafterweien . i 

5. Zandesbaumelen i 

6. Veranlagung und Hebung der Einfommenfteuer 


Vermiſchte Ausgaben. 


Gap. II. zujammen 
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1869. 
Holt. Eour. 


1867, 
Holit. Eour. 


1868. 
Holt. Cour. 


























10060 | 
8405 17%; 
| 
5368 4 
710 — 
| 1570 — 
| 320 — 
6032 38 
1101 | 14 
11080 | 333;, 11183 
| 2310 — 2393 16° 2393 
| 6636 | 42 13346 11%, 11721 
| 13066 24 13108 8 13274 
li 1283 | 16 | 600 _ 600 
| 1731 — | 1731 — 1814 
| 170 _ | 170 _ 170 
| 2462 | 24 462 | 24 462 
I  wa258 | 37 | 75220 | 12%, ‚74346 
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IU. Gapitel. 
Koſten der Rechtspflege. 
22. || Dbergericht zu Eutin. 








| Gap. MI. zuſammen 
| IV. Eapitel. 
| Unvorhergefehene Ausgaben. 





| 
23. | Außerordentliche und unvorbergejebene Ausgaben 
| | Gap. IV. zufammen 
F Wiederholung 
Cap. | A. ſämmtlicher Einnahmen. 
I. | Einnahme vom Staatsgut . 





I. ! Einnahme von Gewerbs-Recognitionen, Sporteln, Ge- 
bühren ac. für den Gebraud) von Staatsanftalten ac. 

I. | Einnahme von den Steuern F 

IV. Vermiſchte Einnahmen 


Zuſammen 
B. ſämmtlicher Ausgaben. 


| Allgemeiner Landesaufwand 
u. Koſten der Verwaltung . 
IH. Koſten der Nechtspflege -. BR 
IV, | Unvorbergejehene Ausgaben .. ... 





| Zufammen 


Als Betriebsfondg der Landescaffe des Fürften- 
| thums Lübeck gehen 20000 4 aus dem wahre 1866 
| in das Jahr 1867 über. 





1868. | 1869. 
Holit. Cour. Holit. Cour. 





6656 | 32 66 32 


6656 | 82 6656 | 32 
I | 
| | 
| | 
| | 





20r2 | 29.1 2976 | a1.) 2524 | 440, 


2072 29 ig 2276 21 ), | 2524 ı 44°/, 








61748 | 111,1 61748 | 11%, 61748 | 11% 





7530 — 7530 — | 7530 — 
66718 — 66950 — 66950 — 
12503 36 . 571 3 571 36 Us 











148500 | — 136800 |) — | 136800 

56395 | 131,1 854146 | 30 | 51671 | 30 

72258 | 37 | 75220 123/,| 74346 | 371, 
6575 16 66 | 6656 32 
2072 02909/, 2276 | 21 2524 | 443, 


138300 — 135200 | — 
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Anlage D. zum Pinanzgefege für 1867/69. 


Boranfchlag 
der 
Einnahmen und Ausgaben 
| u 
Fürſtenthums Birkenfeld 
für 


1867, 1868, 1869, 


158 











>» 


m 


| A. Einnahmen. 
| l. Eapitel. 
Einnahmevom Staatsgut. 


A. In eigener Verwaltung. ; 
B. —* Grundrenten und aus Seat für Grund. 
ſtücke und Gebäude . 
1 | Cap I. — 
| Davon iſt — der nach Abzug des Pacht— 
werths des Kronguts auf das Fürſtenthum Birken— 
feld fallende Theil der zur Suſtentation des 
PBropperzoglihen Hauſes beſtimmten Summe mit 
Bleibt wirkliche Einnahme de Cap. 1. 
| I. Eapitel. 
Einnahme von Gewerbs-Recognitionen, 


Sporteln, Gebühren x. für den Gebrauch 
von Staatsanftalten x. 


den, Abgabe von Jagdkarten und Fortichreibungs- 
gebühren. Man CR a a 

B. Aus der Poſtverwaltung 

C. Geldſtrafen und Confiscate 


| 
A. Sporteln der gerichtlichen und Verwaltungsbehör— 
| 


Gap. II. zufammen 
II. Capitel. 
Einnahme von den Steuern. 


' A. Directe Steuern: 
1. Grunditeuer 
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30000 — 30000 = 
3 
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10. 
11. 


12, 
13. 


14, 
15. 
16. 


m DD Mn 


2. Einfommenfteuer, jährlih ein — 
3. Hauſirſcheingebühren. 


.Indirecte Steuern: 


1. Gemeinſchaftliche (mit Preußen gemeinjame) . 
2. Einfeitige (Stempelpapiergebühren) . 


— 
Cap. III. zuſammen 


IV. Capitel. 
Vermiſchte Einnahmen. 


Beſoldungsbeiträge 
. Abgabe der Auctionsvertvalter von den Sehunge 


gebühren 


. Zinsttberfchtiffe des Stantscapitafienfonbs . 
. Unvorbergefehene Heinere Einnahmen . 
. Gaffenüberfhuß aus 1866 . 





Cap. IV. zufammen 


B. Ausgaben. 


I. Eapitel. 
Allgemeiner Landesaufwand. 


. Beitrag zur Centraleaſſe des Großherzogthums . 
« Wartegelder, Penfionen und Unterftügungen . 


Cap. I. zufammen 
I. Eapitel, 
Koſten der Verwaltung. 


. Allgemeine Verwaltung. 


1. Das Regierungs-Eollegium 
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21000 21000 21000 




















150 = 150 150 — 
55400 = 55400 55400 — 
3000 — 3000 3000 — 

109550 — || 109550 — | 109550 — 

2850 — 2880 — 2850 = 
4240 — 4240 — 4240 er 

0 |.—.! 490 | — 400 — 

46 19 28 19 23 19 
4000 | — — — = _ 
47626 19 7603 19 7603 19 

| 
1. | — | ae | —410866 — 
5880 — 6100 — | 6100 — 
51016 | — | 316 | — | Aarııe | — 
‚12020 — 12020 _ | 12020 — 











22. 
23. 


i-- * 
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2. Die Vüegermeißereen 
3. Das Bauamt. 


. Verwaltung des Sunein. 


1. Koften der Gensdarmerie . 

2. Medicinal- und Veterinairiweien . 

j Armenweſen und Unterftügungen 
4. Beförderung der Landwirthichaft . 

5. Straßenbaumeien . 


. Verwaltung des Staatsguts und der Sinange. 


1. Hebungs=- und Caſſenweſen 

2. Belaftungen und Schulden . 

3. Verwaltung des Staatsguts. 

4. Gatafterweien . 

5. Verwaltung der indirecten Steuern... j 
6. Koften der Veranlagung der Einfommenfteuer 


Gap. II. zujammen 
IM. Capitel. 
Koften der Rechtspflege. 


. Gericht3behörden : 
m Dbergeridt - . 
2. Amtsgerichte 
Snpothefenamt . ’ 
. Gefängniß- und Strafanftalten s 
Gap. IH. — 
IV. Capitel. 
Cultus und Unterricht. 
Obere Kirchen⸗ und ee ; 
. Kirchenwejen . 
. Schulweien . 


Cap. IV. zufammen 


1867. 
Pr 
8643 
3932 


3255 
1271 
1600 
500 
28975 


3680 
4169 
26017 
5200 
1114 
350 


100727 


483 . 
6335 
12980 


19798 


2 
m 
20 


6 


10 


— 


10 
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8715 
12442 
650 
2028 


23835 


483 
5895 
13460 


19838 


20 


20 


10 


—— 


10 


8915 
12467 
650 
2028 


24060 


‚483 
5895 
13510 


19888 





20 


20 


10 


— 


10 


24. 


25. 
26. 


Gap. 
1. 


111. 
IV. 


1l. 


Hl. 
IV. 
V. 


| 
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V. Eapitel. 


Außerordentlihe und unvorhergefehene 
Ausgaben. 
1. Zufchüffe zu den Koften bei dem Durchmarſche 
preußifcher Truppen . 
2. Remmeration für meteorologifche Beobachtungen 
3. Außerordentliche und unvorhergeſehene Ausgaben 
Cap. V. zuſammen 


Wiederholung 
A. Sämmtlider Einnahmen. 


Einnahme vom Staatögut . 
Einnahme von Gewerb3-Necognitionen, Syorieln, 
Gebühren ꝛc. für den aa von Staatsan⸗ 
jtalten x. 
Einnahme von den Steuern 
Vermiſchte Einnahmen . ee 
Zujammen 
B. fjämmtlicher Ausgaben. ' 
Allgemeiner Landesaufwand B 
Koſten der Verwaltung . 
Koften der Rechtspflege . 
Cultus und Unterridt . j 
Außerordentliche und unvorbergefehene Ausgaben 
Zuſammen 


Als Betriebsfonds der Landescaſſe des Fürſten— 
thums Birkenfeld gehen 25000 aus dem Jahre 
1866 in das Jahr 1867 über. 


3547 
3722 





30664 


23959 
109550 
47626 


211800 


51016 
100727 
23535 
19798 
3722 


198800 


24 
24 


11 


173300 
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30664 


23982 
109550 
7603 


171800 


49316 
77749 
23835 
19838 

2560 





23982 


109550 


7603 


171800 


47156 
77749 
24060 
19888 

2845 


171700 
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Geſetzblatt 


für das 


Herzogthum Oldenburg. 





XX. Band. (Ausgegeben den 8. Mai 1867.) 16. Stuͤck. 





Jubhalt: 


N 26. Geſetz für das Herzogthum Oldenburg vom 5. April 1867, 
betreffend die Amortifation der Inhaberpapiere. 





„We. 26. 


Geſetz für das Herzogthum Oldenburg, betreffend die Amortifation ber 
Inhaberpapiere. 
Dlvenburg, den 5. April 1867. 





Mir Yicolaus Friedrich) Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norivegen, Herzog 
‚von Schleswig⸗ Holſtein, Stormarn, der Dithmarjchen 
und Oldenburg, Fürft von Lübef und Birkenfeld, Herr 
von Jever und Kniphaufen ꝛc. ıc. 


verfünden mit Zuftimmung ded Landtags ald Gefeg für 
dad Herzogthum Oldenburg, was folgt: 


Art. l. 


8. 1. Sind inländifche Papiere auf ben Inhaber ab: ° 
- handen gekommen, fo können biejelben nach ben näheren Bor- 


% 
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fchriften dieſes Geſetzes amortiſirt werden. Inhaberpapiere, 
welche außer Cours geſetzt ſind, werden in Bezug auf die 
Amortiſation wie gewöhnliche Inhaberpapiere behandelt. 


$. 2. Zinscoupons, Dividendenſcheine und Banfnoten 
fönnen aa amortifirt werden. 


Art 2 


Zuftändig für die Amortifation ift das Amtögericht, in 
befien Bezirk das zu amortifirende Papier ausgefertigt if. 


Art. 3. 


Zur Begründung des Antrags auf Amortifation ift er: 
forberlid) : 


a. eine möglichft genaue Bezeichnung bes. abhanden ge⸗ 
foınmenen Papiers nah Buchſtaben, Nummer, Zeit 
der Ausftellung und Summe, worauf es lautet, mit 
Angabe ber Behörde, beziehungsweiſe Gefellfchaft, 
welche ed ausgeftellt hat; | " 

b. eine Beicheinigung, daß. der Antragfteller ſich zur Zeit 

“des angeblichen Berluftes im Befige ded Papiers be- 
funden habe; 

c. eine Angabe und Beicheinigung der Umftände, unter 
welchen das Papier abhanden — oder vermißt 
worden iſt. 


Rach dem: Ermeſſen des Gerichts können die unter b. 
und ce. gedachten Beicheinigungen durch einen: Eid von — 
bed Antragſtellers erbracht werben: 


Art. 


Findet das Gericht den Antrag begründet, fo. erläßt es 
an die unbekannten Inhaber des Papiers eine öffentliche 
Aufforderung, daffelbe innerhalb. vier Jahren dem Gerichte 
in Original vorzulegen, on es für ungültig und 
wirfungslos erklärt. werden ſoll. n 
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Art. 5. 


$. 1. Die Aufforderung (rt. 4) ift zu zwei verfchiede- 
nen Malen mit Zwifchenräumen von mindeftend brei Mona: 
ten in den zu amtlichen Bekanntmachungen beftimmten Blät- 
tern bed Herzogthums Dfdenburg und der Fürftenthüner 
Lubeck und-Birfenfeld, ſowie in wenigftens einem nad) ben 
Unmftänden zu beſtimmenden auswaͤrtigen Blatte zu vers 


öffentlichen. 


$. 2. Zugleich ift die Aufforderung der Behörde oder 
dem Borftande der Gefellichaft, welche das Papier ausgeftellt 
hat, mitzutheilen mit der Aufgabe, bid auf weitere Ver- 
fügung: 
1. zur Vermeidung doppelter ET ſowohl jede Ca⸗ 
pitalzahlung auf das bezeichnete Papier, als auch die 
Ausgabe neuer Zinscoupons, Dividendenſcheine oder 
Talons dafür einzuſtellen, 


2. das Papier und deſſen Talon, wenn ſie bei ihnen 
vorkommen, unter Ausſtellung einer Beſcheinigung 
hierüber für den Producenten, und unter ſofortiger 
Benachrichtigung ded Gerichts anzuhalten. 


$. 3. Das Gericht fann bie sa Bapiere zu 
feinem Depofitum nehmen. 


- 


Art. 6. 


8. 1. Wird vor Ablauf der vier Jahre Art. 4) das 
Papier weder, bem Gerichte vorgelegt noch auch bei der im 
Ar. 5 $. 2 gedachten Behörde beziehungsweife dem dort ges 
dachten Geſellſchaftsvorſtande angehalten, fo wird bafjelbe 
durch gerichtliches Erfenntnig für ungültig und wirfungslos 
erflärt. 


8. 2. Diefes Erkenntniß wird in den im Art. 5 8. 1 
gedachten inlaͤndiſchen Blättern einmal befannt gemacht. 
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Art. 7. 


Die Rechtskraft des Erfenninifjes tritt drei Monate nach 
Bekanntmachung befielben ein. 


Art. 8. 


$. 1. Wird das Papier innerhalb der vier Jahre oder 
doch vor der Rechtskraft des Erfenntniffes entweder dem Ge— 
richte vorgelegt oder gemäß Art. 5 $. 2 angehalten, fo wirb 
unter Benadhrichtigung des Antragftellers das Amortifations- 
verfahren aufgehoben und bezw. das erlaffene Erfenntniß wies 
ber eingezogen. | 

Wird das Papier dent Gerichte vorgelegt, fo ift es zu: 
gleich zum Depofitum zu nehmen. 

$. 2. Daneben wird dem Antragfteller aufgegeben, binnen 
einer ihm zu beftimmenden Frift gegen ben jegigen Befiger 
ded Papiers wegen feiner Anfprüche daran Klage zu er: 
heben. 

$. 3. Die Zuftändigfeit für diefe Klage ift begründet 
bei den Amtsgerichte, bei weldyem das Amortijationsverfahren 
ftattfindet, bezw. nad) Maßgabe des Werths bei dem Ober- 
gerichte, in deſſen Bezirk das Amtsgericht Liegt. 

$. 4. Die nady Art. 5 $. 2 erlaffene Aufgabe und die 
Tefthaltung des Papiers im Depofitum dauern fort bi zum 
Ablauf der für die Klaganftellung beftimmten Frift. 

Wird innerhalb diefer Frift die Klage bei dem im $. 3 
bezeichneten Gerichte angeftellt und, wenn dad Dbergericht 
zuftändig ift, auch die gejchehene Klaganftelung nachgewiefen, 
jo bleiben beide Maßregeln, bis zu anderer Verfügung des 
für die Klage zuftändigen Gerichts in Kraft. Anderen Falls 
werben biefelben wieder aufgehoben und das deponirte Papier 
dem Producenten zurüdgegeben. 


Art. 9. | 


$. 1. Tritt das Erfenntniß in Rechtskraft, fo iſt ber 
Antragfteller als völlig legitimirter Gläubiger wegen der in 
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bem amortifirten Bapier verfchriebenen Forderung anzufehen, 
und fann die Ausftellung eines neuen Papiers, beziehungs— 
weife wegen ber fällig gewordenen Summe Zahlung ver: 
langen. . 

$. 2. Dagegen kann von dem Eintritt ‚der Rechtskraft 
jenes Erfenntniffed an aus dem amortifirten Papier überall 
fein Anſpruch weiter an den Schuldner gemacht werden. 


Art. 10. 


# 


$. 1. Außer diefem gerichtlichen Verfahren kann der— 
jenige, welchem ein inländijcher Staatsſchuldſchein abhanden 
gekommen ift, der Behörde, welche denfelben ausgefertigt hat, 
davon Anzeige machen, um wieder zu, beffen Beſitz zu kom— 
men. Die gedachte Behörde ift alddann verpflichtet, ihm fo 
viel wie möglich hiebei zu Hülfe zu fommen und insbejondere 
auch ohne gerichtliche Aufforderung die Bapitalzahlung und 
die Ausgabe neuer Zindcoupond und Zalons einzuftellen, 
ſowie den Staatsſchuldſchein felbft und deſſen Talon, wenn 
jolche vorgelegt werden, anhalten zu laſſen, bis der fofort zu 
benachrichtigende Antragfteller gerichtliche Verfügung erwirken 
fann. Dieſe muß aber jedenfall innerhalb. ſechs Wochen 
von dem Tage an erfolgen, da der Antragfteller Kenntniß 
von der Production erhalten hat, widrigenfalld die durch 
die Anzeige hervorgerufenen Folgen aufhören follen. 

8.2: Die gedachte Behörde fol auch jährlich ein voll: 
ſtändiges Verzeichniß ſowohl derjenigen, Staatsfchuldfcheine, 
wegen welcher im Laufe des letzten Jahres ein Amortiſations⸗ 
verfahren anhängig war, als auch derjenigen, welche bei 
ihr ald abhanden gefommen angemeldet find, in den im 
Art. 5 $. 1 gedachten inländiſchen Blättern befannt machen. 


Art. 11. 


Wenn der Behörde, welche einen inländiſchen Staats: 
ſchuldſchein ausgefertigt hat; angezeigt. und nad ihrem Er; 
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meſſen glaubhaft nachgeiviefen wird, daß dem Antragfteller 
ein dazu gehöriger Zinscoupon abhanden gekommen ift, fo 
jollen, falls die Anzeige vor Ablauf der auf dem Coupon 
beftimmten Berjährungsfrift, oder in Ermangelung folder 
Beſtimmung vor Ablauf der gefeglichen Berjährungsfrift, 
gemacht ift, und der Coupon nicht innerhalb diefer Zeit zür 
Zahlung producirt ift, die Zinfen dem Antragfteller ausbe— 
zahlt werben. 


g Art. 12. 


$. 1. Durch Amortifation ded Hauptichuldicheins wird 
auch der ald mit demfelben abhanden gekommen bezeichnete 
(Art. 3 a.) Talon amortiftrt. 


$. 2. Iſt dem Inhaber eined Staatsſchuldſcheins der 
Zalon abhanden gefommen und macht cr hiervon unter 
Vorlegung des erfteren der Behörde, welche denfelben ausge— 
ftellt hat, Anzeige, jo hat diefe im ven im Art. 5 g.1 er 
wähnten inländiichen Blättern eine Aufforderung an ben 
etwaigen Inhaber zu erlaffen, ven Talon binnen drei Mo— 
naten nach dem Berfälltage des legten mit demfelben aus— 
gegebenen Coupons, oder, wenn die Aufforderung erft nad) 
diefem Berfalltage erfolgt, binnen drei Monaten nad) ber 
Befanntmachung ihr vorzulegen. 


Nach fruchtlofem Ablauf diefer Frift ift dem Anttagfteller 
ein neuer Talon auszufertigen. 


MWird-der Talon vorgelegt, fo ift derfelbe dem nad) Art. 
2 zuftändigen Amtsgerichte zu übergeben, welches das weitere 
Verfahren nad) Art. 8 einzuleiten hat. 


$. 3. Iſt der Salon eined nicht ftaatlichen Papiers 
verloren, jo findet die Vorſchrift ded $. 2 mit der Aenderung 
ftatt, daß der Antrag bei dem nad Art. 2 zuftändigen Ge— 
richte zu ftellen ift, weldyes die Aufforderung zu erlaffen und 
zugleich nad) Art. 5 $. 2 zu verfahren hat. 
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Art. 33. 

Die Amortifation der im Art. 302 des beutjchen Han- 
delsgeſetzbuchs bezeichneten Papiere richtet fi) nad) den im 
Art. 73 der allgemeinen deutſchen Wechfelorbnung gegebenen 
Beftimmungen. 


Urkundlich Unferer eigenhändigen Namensunterjchrift und 
beigebrudten Großherzoglichen Inſiegels. 


Gegeben auf dem Schloſſe zu Oldenburg, den 5. Apri 
1867. 


(L. S.) Peter 


Zebeliuß. 


Römer. 


Digitized by Google 
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Geſetzblatt 


für das 


Berzogthum —————— 





XX. Band, (Ausgegeben den 9.:Mai 1867.) 17. Stüd. 





ubalt: 
N? 27. Regierungsbekanntmachung vom 3. Mai 1867, betreffend das 
den Ingenieuren H. Krigar und W. Grote in Hannover ertheilte 
Patent auf eine von denfelben erfundene — zur Rauch⸗ 
verbtennung bei Feuerungsanlagen. 
N 28. Regierungsbekanntmachung vom 3. Mai 1807, betreffend das 
dem Anton Stute zu Amede ertheilte Patent auf eine ver: 
befierte Feilenhaumaſchine. 





MW 27. 

Regierungebefanntmachung, betr. das ben Ingenieuren 9. Krigar und 
W. Grote in Hamnover ertheilte Patent auf. eine von benfelben er: 
‚fundene Anorbnung zur Rauchverbrennmg bei Feuerungsanlagen. 

— den 3. Mai 1867. . 


Mit Sr, Königlichen Hoheit des Großherzogs Höchfter 
Genehmigung ift den Ingenieuren H. Krigar und W. Grote 
in Hannover ein Patent auf eine von benfelben erfundene 
Anordnung zur Rauchverbrennung bei Beuerungsanlagen, 
ſoideit ſolche als eigenthuͤmlich und noch nicht bereits befannt 
zu betrachten ift, für dad Großherzogthum auf die Dauer 
von fünf Jahren, unter der näheren Beftimmung ertheilt, daß 
das Patent erlöfchen fol, wenn nicht innerhalb Iahresfrift, 
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vom Tage der Verkundung angerechnet, nachgewieſen wird, 
daß daſſelbe im Großherzogthum Oldenburg zur bleibenden 
Anwendung gekommen: ift. 

Oldenburg, aus ber Regierung, 1867 Mai 3. 
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Regierungsbefanntnachung, betreffend das dem Anton Stute zu Amede 
ertheilte Patent auf eine verbefierte Beilenhaumafchine. 
Oldenburg, den 3. Mai 1867. 





Mit Sr. Königlichen Hoheit des Großherzogs Höchfter 
Genehmigung ift dem Anton Stüte Zu Amecke ein Patent 
auf eine verbeflerte Feilenhaumafchine, ſoweit ſolche ald eigen: 
thuͤmlich und noch nicht bereits befannt zu betrachten ift, 
für das Großherzogthum, auf die Dauer. von fünf. Iahren, 
unter der näheren Beſtimmung ertheilt, daß das Batent erlöfchen 
fol, wenn nicht innerhafb: Jahresfrift, vom. Tage der Ber: 
fündung angerechnet, nachgewiefen wird, daß baflelbe im 
Großherzogthum zur bleibenden Anwendung gekommen ift. 
AOldenhurg, aus der Regierung, 1867. Mai 8. 


ER nr 


:, Erdmann, 
files Bil u —*X u 
en BGbrewerubs. 


M 


177 


Gefehblatt 
| | für das | 
Serzogtbum Dldeunburg. 


XX. Band. (Ausgegeben den 10. Mai 1867.) 18. Stüd. 





Subalt: 
N? 29. Berordnung vom 9. Mai 1867, betreffend die außerordentliche 
Berufung des Landtags. 





M 29. 


Verordnung, betreffend die außerordentliche Berufung des Landtags. 
Oldenburg, den 9. Mai 1867. 


Wir Wicolans Friedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holſtein, Stormarn, der Dithmarſchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von Jever und Kniphauſen ꝛc. ꝛc. 
thun kund hiemit: 

Der Landtag des Großherzogthums wird auf den 20. 
d. M. außerordentlich berufen. 


Die Berhandlungen des Landtags werden im bisherigen 
Locale ſtattfinden und an dem gedachten Tage Vormittags 
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11 Uhr ihren Anfang nehmen. Die Dauer derſelben be— 


ſtimmen Wir auf 8 Tage. 


Urkundlich Unſerer eigenhändigen Namensunterſchrift und 
beigedruckten Großherzoglichen Inſiegels. 


Gegeben auf dem Schloſſe zu Oldenburg, den 9. Mai 
1867. 


(L. S.) Peter. 
v. Berg. 


Römer. 
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Geſetzblatt 


für das 


Herzogthum Oldenburg. 


— m 


XX. Band. (Ausgegeben den 29. Mai 1867.) 19. Stüd. 





Juhalt: 

N? 30. Bekanntmachung des Staatsminiſteriums vom 6. Mai 1867, 
betreffend das allgemeine Regulativ über die Behandlung bes 
Güter: und Effeftentransports auf den Eiſenbahnen in Bezug 
auf das Zollweſen und die dazu vereinbarten Zuſatz-Beſtim⸗ 
nungen. 

„ 3. Bekanntmachung des Staatsminifteriums vom 18. Mai 1867, 
betreffend die Zollſtraße zum Nebenzollamte 2. Claſſe Norden: 
hamm und Erweiterung der Hebungsbefugniffe deflelben. 

ö— —— — — —,—— 

M 30. 

Bekanntmachung des Staatsminiſteriums, betreffend das allgemeine Re— 
gulativ*) über die Behandlung des Güter: und Effektentransports 
auf den Gifenbahnen in Bezug auf das Zollwefen und die Dazu 
vereinbarten Zufat = Beftimmungen. 

Didenburg, den 6. Mai 1867. 


Zur Erleichterung des Verkehrs auf den Eilenbahnen 
werden, unter Mopification der für den gewöhnlichen Verfehr 
beftehenden Beftimmungen über die Zollabfertigung und Con⸗ 
trole, folgende Vorſchriften ertheilt: 


*) Der nachfolgende Tert enthält das auf der 9. Generalzollconferenz 
vereinbarte Regulativ; ebenfo entiprechen die „Zufagbeflimmungen“ den 
Berabredbungen ber ebengedachten Conferenz. Diejenigen Beftimmungen, 
welche die gegenwärtige Bekanntmachung in Noten zum Terte des Regu— 
lativs bezw. der Zufagbeftimmungen mittheilt, beruhen auf weiteren 
Berabredungen der Zollvereinsregierungen. 
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I. Allgemeine Beftimmungen. 


1. Transportmittel, 
a. Wie folche befchaffen fein müffen. 
| J. 1. 

Die zum Transporte von Frachtgütern und von Paſſa— 
giereffeften auf den Eifenbahnen beftimmten Wagen, welche 
die Zollgrenge überfchreiten und deren Ladungen nad) Vorſchrift 
diefes Regulativs behandelt werden ſollen, müſſen fo einge: 
richtet fein, daß fie von der Zollbehörde durch anzulegende 
Schloͤſſer leicht und fo ficher unter Verfchluß genommen werben 
fönnen, daß ohne vorherige Löfung dieſes Verſchluſſes die 
Deffnung der Wagen nicht erfolgen fann. | 

Meder in diefen Güterwagen noch in den Xocomotiven 
und den dazu gehörigen Tendern dürfen fidy geheime oder 
ſchwer zu entdedende, zur Aufnahme von Gütern oder Effekten 
geeignete Räume befinden. 

Jede Eifenbahnverwaltung hat die ihr zugehörigen Güter: 
wagen an ben beiden Längenfeiten mit einem ihr Eigenthum 
an denfelben fundgebenden Zeichen und mit einer fortlaufenden 
Nummer bezeichnen zu laflen. 

Befinden fih in einem Güterwagen mehrere von einander 
gefchiedene Abtheilungen, fo wird jede der letzteren durch einen 
Buchftaben bezeichnet. Alle diefe Bezeichnungen müffen fo 
gemacht werden, daß fie leicht in die Augen fallen*). 


*) In Folge einer Verftändigung unter den Regierungen ber Boll 
vereins⸗Staaten können in Zufunft zur Beförderung von zollpflichtigen 
Gütern auf den Eifenbahnen in den Fällen, in denen die zu transportiren- 
den Eolli einen ganzen Wagen oder eine Wagen:Abtheilung nicht füllen, 
verfchließbare Körbe oder Kaften unter folgenden Bedingungen und Manß: 
gaben benußt werben: 

41. Die zu verwendenden Behälter müflen einen Gehalt von mindeftens 

10 Eubiffuß Haben und mit feften Umfaflungsrändern, ſowie mit 

einer Vorrichtung zum fichern Berfchluß mittelft vorzulegender 

Kunfischlöffer verfehen fein. 

2. Bevor fie in Gebrauch genommen werben bürfen, find fie der be: 
treffenden Zolle Behörde zur Prüfung vorzuführen. Sie werden 
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Perfonenwagen, weldye die Zollgrenze überfchreiten, bürfen, 
außer den gewöhnlichen Seitentafchen, befondere zur Aufnahme 
von Gütern oder Effekten geeignete Räume nicht enthalten. 


b. deren Gontrolirung. 
8. 2. 


Die Zollbehörde Fann zu jeder Zeit verlangen, daß ihr 
jowohl die Güter wie die Perfonenwagen, imgleichen die. Lo— 
comotiven und Tender zur Beftchtigung geftellt werden. Er- 
geben fich bei dieſer Befichtigung Abweichungen von den im 
$. 1. enthaltenen Vorfchriften, jo wird die fernere Benugung 
des vorjchriftöwidrig befundenen Transportmitteld von der 
Zollbehörde unterfagt. 


2. Stationspläge und Halteftellen, 
§. 3. 


Die Puncte, an welchen ſich Stationsplätze oder Halte— 
ſtellen befinden, ſowie jede beabſichtigte Vermehrung, Vermin— 
derung oder Verlegung derſelben werben der Zolldirectivbe- 


alsdann mit dem Namen der Station und der Verwaltung, der 
fie angehören, forwie mit fortlaufender Nummer bezeichnet. 

3. Die Behälter, deren Abfertigung von der Grenze mittelft Aniages 
zettel und Ladungsverzeichniß erfolgen ſoll, müflen vom Auslande 
dergeftalt beladen über die Grenze eingehen, daß fie zur fofortigen 
Berfchlußanlegung geeignet find. Inter diefer Borausfegung kann 
die Abfertigung folder Behälter mit Anfagezettel und Labungsver: 
zeichniß auch auf denjenigen Gifenbahnen ftattfinden, welche erft 
beim Grenz⸗Eingangsamte beginnen. Auch ift eine Derartige Ab- 
fertigung dadurch nicht ausgefchloffen, daß die zum Beftimmungsort 
der Güter führenden Eifenbahnlinien durch einen Fluß u. ſ. w, 
unterbrochen find. 

4. Ueber den Inhalt der Behälter find beim Eingang über die Grenze 
befondere Ladungsverzeichniffe auszuftellen, in denen die betreffente 
Eifenbahn-Berwwaltung durch ihren Bevollmächtigten -diefelben Ber: 
pflichtungen. zu übernehmen hat, wie fie im $. 14 bes Megulativs 
über die zollamtliche Behantlung des Güter: und Gffeften-Trang: 
ports auf den Eifenbahnen ruͤckſichtlich der beladenen Güterwagen 
vorgeſchrieben * 

1* 
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hörde, in deren Berwaltungsbezirfe die Stationspläge und 
Halteftellen belegen find, von ber Eijenbahn-Berwaltung 
fchriftlich angezeigt. 

Die Stationspläge oder Halteftellen, an denen Wagen- 
züge, auf welche die Vorfchriften dieſes Regulativs Anwens 
dung finden, anhalten oder zum Zwecke der Abladung oder 
Zuladung fi aufhalten follen, unterliegen der Genehmigung 
der Zolldirectivbehörde. An anderen PBuncten dürfen folche 
Wagenzüge nur im Falle höherer Gewalt*) anhalten oder 
MWaaren ab» und zuladen. 


3. Transportzeit. 


$. 4. 


Der Transport von Frachtgütern und ‘Baflagiereffecten 
über die Zollgrenze und innerhalb ded Grenzbezirks ift in ber 
Regel auf die Tageszeit ($. 86 der Zollordnung) befchränft. 
Tritt das Bedürfniß einer Ausdehnung diefer Transportfrift 
hervor, fo wird dieſelbe, diefem Bedürfniffe entſprechend, be- 
willigt werden. 

Wagenzüge, auf welchen vom Auslande eingegangene, 
noch nicht zollamtlich abgefertigte Gegenftände enthalten find, 
bürfen zwifchen der Zollgrenze und dem Beftimmungsorte nur 
auf den von ber Zolldirectiobehörde genehmigten Bahnhöfen 
übernachten und werden bafelbft der nöthigen Zollaufficht 
unterworfen. Die Eifenbahnverwaltung hat die von ber Zolls 
behörde zu dieſem Zwede für nöthig erachteten Einrichtungen 
auf ihre Koften zu treffen. 

Bon den unter Berüdfichtigung vorftehender Beftimmuns 
gen feftzuftellenden Fahrplänen, imgleihen von jeder Abän— 
derung berfelben hat die Gifenbahnverwaltung, bevor folche 
zur Ausführung kommen, der Zolldirectivbehörbe, fowie den 
Hauptämtern, in deren Bezirken fid) Stationspläge ober Halte- 
ftellen befinden, fchriftliche Anzeige zu machen. 


*) Diefem Falle ift derjenige brohender Gefahr als gleihftehend 
zu betrachten. 
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Bon etwa vorkommenden Ertragügen hat die Eifenbahn- 
verwaltung ſämmtlichen an ber Eifenbahn belegenen Abferti: 
gungsftellen ($. 5) fo zeitig Schriftliche Anzeige zu erftatten, 
daß die erforderlichen zollamtlidyen Anordnungen noch vor der 
Anfunft ded Zuges getroffen werben Fönnen. 


4, Abfertigungöftellen. 
$. 5. 


Die zollamtliche Abfertigung der auf der Eifenbahn eins 
und aud-*) gehenden Güter fann nur bei Grenz sZollämtern 
oder bei Hauptämtern im Innern mit Niederlage erfolgen, 
und zwar bei legteren nur in dem Falle, wenn biefe Güter 
in dem nämlichen Wagen, bezw. der nämlichen Wagenabthei- 
fung ($. 11), in welchem fie über die Grenze eingegangen find 
und ohne daß unterweges der Verſchluß ($. 7) abgenommen 
ober irgend eine Veränderung mit der Ladung vorgenommen 
zu werden braucht, bis zur Abfertigungsftelle gelangen. Die 
zu dieſen Abfertigungen befugten Aemter werden von der Zoll- 
birectivbehörde befannt gemacht. 

Auf den für die Abfertigung beftimmten Stationsplägen 
hat die Eifenbahnverwaltung diejenigen Einrichtungen zu treffen, 
welche erforderlich find, um während der Dauer der Abferti- 
gung den Zutritt des Bublifums zu den Räumen, in welchen 
diefelbe Statt findet, zu verhindern. Auch ift die Eifenbahn- 
verwaltung verpflichtet, auf diefen Plägen, fowohl zur Revi- 
fion ald zur einftweiligen Nieberlegung der nicht fofort zur 
Abfertigung gelangenden Gegenftände, für Räume zu forgen, 
welche von ber Zollbehörbe dazu ald geeignet anerfannt wer: 
ben. Die zur einftweiligen Niederlegung beftimmten Räume *) 
müffen verfchließbar fein und werben von der Zollbehörde und 
ber Eifenbahnverwaltung unter Berfchluß gehalten. 


*) Die Worte „und aus“ fallen weg und es ift hinter „gelangen“ 
einzufchalten: „Unter gleichen Borausfegungen fann auch die Abfertigung 
der mittelft der Bahn auszuführenden zoll- oder controlepflichtigen Güter 
bei einem von der Grenze entfernter gelegenen Amte im Innern ftattfinden.” 

») Hier ift einzufchalten: „bürfen nur für zoll- und controlepflichtige 
Guͤter benugt werben, fie“ 
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5. Abfertigungsftunden, 
$. 6. 


Die in den $$. 111 und 112 der Zollorbnung feftgefeß- 
ten Gefchäftsftunden werden für die im $.5 genannten Aem— 
ter dahin erweitert, daß die Abfertigung der Baflagiereffecten, 
fowie der anfommenden und unter Wagenverfchluß- ($. 7) fo- 
fort weiter gehenden Frachtgüter gleih nach dem Eintreffen 
ded Zuges zu jeder Zeit, auch an Sonn» und Fefttagen bes 
wirft werden muß. 


6. Amtlicher Verſchluß. 
$. 7. 


Die Verfehliegung der Wagen und einzelner Wagenab- 
theilungen, fowie der in den $$. 4 und 5 erwähnten Räume 
für die nächtliche Aufbewahrung von Wagenzügen und für 
die Aufbewahrung von Gütern und Effeften findet wmittelft 
befonderer Schlöffer Statt. 

Die Koften der BVerfchlußeinrichtung und ber Saoſer 
hat die Eiſenbahnverwaltung zu tragen. 


7. Amtliche Begleitung. 
: 586 


Begleitung der Wagenzüge durch Zollbeamte findet Statt: 
1. auf der zwifchen der Zollgrenze und dem Grenz» Ein- 
gangsamte belegenen Strede, fofern biefelbe von dem 
festeren nicht überzeugend beobachtet werden kann und 
zwar 
a. beim Eingange immer, 
b. beim Ausgange, wenn Güter befördert werben, deren 
Ausgang amtlich zu erweifen ift, 
2. auf allen andern Streden, auf welchen dies in einzel- 
nen Fällen vom Abfertigungsamte. angeorbnet wird. 
Den Begleitern muß ein Sisplag auf einem ber Wagen 
nad ihrer Wahl, und den von ber Begleitung zurüdfehrenden 
Beamten ein Pla in einem ber Perfonenwagen mittlerer 
Claſſe unentgeltlidy eingeräumt werben. 
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8. Befondere Befugniffe der oberen Zollbeamten. 
$. 9. 


Diejenigen Oberbeamten der Zollverwaltung, welche mit 
ber Bontrole ded Verkehrs auf ber Eifenbahn und ber bie 
Abfertigung deſſelben bewirfenden Zolftellen beſonders beauf- 
tragt worden und fi) darüber gegen bie Angeftellten der Eifen- 
bahn durdy eine von ber Zolldirectivbehörde ausgeftellte Legiti— 
mationdfarte auöweifen, find befugt, zum Zwecke dienftlicher 
Reviſionen oder Nachforfchungen, die Wagenzüge an den 
Stationsplägen und Halteftellen fo lange zurüdzuhalten, als 
die von ihnen für nöthig erachtete und möglichft zu beſchleu— 
nigende Amtöverrichtung ſolches erforbert. 


Die bei den Wagenzügen oder auf den Stationsplägen 
ober Halteftellen anmwefenden Angeftellten ber Eijenbahnverz . 
waltungen find in folchen Fällen verpflichtet, auf bie von 
Seiten der Zollbeamten an fie ergebende Anforderungen bereits. 
willig. Auskunft zu ertheilen und Hülfe zu leiften. 

Nicht minder find die auf die bezeichnete Art Tegitimirten 
Zollbeamten befugt, innerhalb der gefeglichen Tageszeit alle 
auf den Stationdplägen und Halteftellen vorhandenen Gebäude 
und Localien, foweit foldye zu Zweden des Eiſenbahndienſtes 
und nicht bloß zu Wohnungen benupt werden, ohne die Beob- 
achtung weiterer Börmlichfeiten, zu betreten und barin bie 
von ihnen für nöthig erachteten Nachforſchungen vorzunehmen. 
Diefelbe Befugniß fteht ihnen auf ſolchen Stationsplägen 
und Halteftellen, welche von Nachtzügen berührt werden, auch 
zur Nachtzeit zu. 

Jeder Inhaber einer Legitimationsfarte der erwähnten 
Art muß innerhalb derjenigen Strede der Eifenbahnen, welche 
auf der Karte bezeichnet ift, in beiderlei Richtungen, in einem 
Perfonenwagen zweiter Claſſe unentgeltlich befördert werben. 
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II. Sefondere Dorfchriften iiber die Abfertigung. 
A. Eingang vom Auslande. 
1. Berladung der Güter. 
$. 10. 

Sämmtlide Frachtgüter und Paſſagiereffekten, welche 
auf der Eifenbahn eingehen ſollen, muͤſſen ſchon im Aus: 
lande in Güterwagen ($. I) verladen werden. Bei Ueber: 
fchreitung der Landesgrenze dürfen fi in den PBerfonenwagen 
nur foldye, und zwar nicht zollpflichtige Kleinigkeiten befin- 
den, welche Reifende in der Hand oder fonft unverpadt bei 
fi führen. Auf den 2ocomotiven und in den dazu gehöri- 
gen Tendern dürfen nur Gegenftände vorhanden fein, welche 
die Angeftellten oder Arbeiter der Eifenbahnverwaltung auf 
der Fahrt feldft zu eigenem Gebrauche oder zu bienftlichen 
Zweden nöthig haben. 

Eine Ausnahme hiervon findet nur hinfichtlidy der auf 
ber Eifenbahn beförderten Reifewagen ber mit dem nämlichen 
Zuge reifenden Paſſagiere dahin Statt, daß die Reiſewagen 
mit dem darauf befindlichen Gepäde eingehen dürfen. 

Güter und Effecten, welche fich außerdem anderswo als 
in den Güterwagen vorfinden, werden ald Gegenftand einer 
verübten Zolldefraude angefehen. 

$. 11. 

Frachtgüter und PBaflagiereffeften, fo wie Frachtgüter, 
welche an verfchiedenen Drten zollamtlicy abgefertigt werden 
ſollen ($. 5), dürfen nicht in einem und demfelben Wagen 
verladen werben, ed fei denn, daß ein Wagen gewählt werde, 
in welchem fich von einander gefchiebene, bejonders verjchließ- 
bare Abtheilungen ($. 1) befinden, in welche Frachtgüter und 
Baffagiereffeften, bezw. die nach verſchiedenen Abfertigungs- 
orten beftimmten Frachtgüter gefondert verladen werden. 


2. Drdnung der Wagen. 
$. 12. 
Die einen Zug bildenden Wagen müffen möglichft fo 
geordnet werden, daß 


187 


1. fämmtlihe vom Auslande eingehenden Güterwagen, 
ohne Unterbrechung durch andere Wagen, hintereinans 
ber folgen, und 

2. die bei dem Grenzzollamte und an den anderen Ab— 
fertigungsorten zurüdbleibenden Güterwagen mit Xeich- 
tigfeit von dein Zuge getrennt werben fönnen. 


3. Abfertigung von dem Grenzzollamte. 
a. Abſchließung des dazu beftimmten Raumes. 
8 


Sobald ein Wagenzug auf dem Bahnhofe des Grenz- 
zollamts angefommen ift, wird der Theil des Bahnhofes, in 
welchem der Zug anhält, für den Zutritt aller anderen Per- 
fonen, ald der des Dienftes wegen anweſenden Zollbeamten 
und der Eifenbahnangeftellten, abgefchloffen (vergl. $.5) und 
der für die mitgefommenen Paſſagiere beftimmte Ausgang 
unter die Aufficht der Zollbehörde geftellt. 

Die Zulaffung anderer Perſonen zu dem abgefchloffenen 
Raume darf erft nach Beendigung der in ben $$. 14 bie 17 
erwähnten zollamtlichen Verrichtungen Statt finden. 


b. Anmeldung der Ladung. 
$. 14. 


| Unmittelbar nachdem der Zug im Bahnhofe zum Still: 
ftand gefommen ift, übergiebt der Zugführer oder der ben Zug 
begleitende Packmeiſter dem Grenzzollamte vollftändige, in S 
deutſcher Sprache verfaßte und mit Datum und ——— 
verſehene Ladungsverzeichniſſe über die Frachtgüter nach dem 
anliegenden Formulare. , 

Diefe Ladungdverzeichniffe müffen die verladenen Colli 
nad Berpadungsart, Zeichen oder Nummer, Inhalt und 
Bruttogewicht in Uebereinftimmung mit den Frachtbriefen 
nachmweifen, die Gefammtzahl derfelben angeben, dasjenige Amt 
“bezeichnen, bei welchem die Abfertigung verlangt wird, und 
die Ladung entweder ald gewöhnliches Frachtgut oder als 
Eilgut bezeichnen. Sie müfen ferner dem oder die Wagen 
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oder Wagenabtheilungen, in welche die Colli verlaben fin, 
nach Zeichen, Nummer und beziehungsweife Buchftaben an- 
geben. 

Ein jedes Ladungsverzeichniß darf nur folche Güter ent: 
halten, weldye nad einem und demfelben Abfertigungsorte 
beftimmt find. 

Simmtliche Labungsverzeichniffe find boppelt auszufer— 
tigen; der einen Ausfertigung müffen die Srachtbriefe über 
die darin verzeichneten Güter beigefügt fein. 


Boftftüde, welche unter Begleitung eines Staats-Poſt— 
beamten in befonderen Wagen befördert werden, bleiben von 
der Aufnahme in die Ladungsverzeichniffe ausgeſchloſſen. 


e. Revifion der Perfonenwagen und Sonderung ber Güterwagen. 
$. 15. 


Während der Berichtigung des Anmeldepunctes ($. 14.) 
werden die Perſonenwagen, Xocomotiven und Tender revidirt 
und biejenigen Wagen, deren Ladungen bei dem Grenzzollamte 
nad) den Vorfchriften der Zollordnung abgefertigt werden 
jollen, von denjenigen gefondert, deren Ladungen erft auf 
weiter gelegenen Stationen ($. 5.) diefe Abfertigung erhalten 
jollen! 


d. Abfertigung. 
a. a. Der Paffagiereffekten. 
$. 16. 


Nachdem die Reifenden aufgefordert worden, die zollpflich- 
tigen Gegenftände, welche fie bei ſich führen, zu beclariren, 
werden die Effekten derſelben revidirt und, nach bewirfter- 
Berzollung der vorgefundenen zollpflichtigen Gegenftände, in 
freien Verkehr gefeßt. Die Effekten der mit demfelben Zuge 
weiter fahrenden Reifenden gehen bei diefer Abfertigung ben 
Effekten derjenigen Reifenden vor, welche die Eifenbahn am 
Grenzeingangsamte verlaffen. 

Finden fich bei einzelnen weiter gehenden Reifenden. zoll» 
pflicytige Gegenftände in folder Mannichfaltigkeit oder Menge. 
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vor, daß beren fofortige Abfertigung mehr Zeit erforbern 
würde, ald zum Verweilen des Wagenzuges beftimmt ift, 
fo müſſen dergleichen Gegenftände einftweilen zurüdbleiben, 
um —. auf vorgängige Declaration des Reifenden oder eines 
Beauftragten deöfelben — nad), den Abgange ded Zuges ab; 
gefertigt und mit dem nächftfolgenden Wagenzuge weiter bes 
fördert zu werden. 

Als Paſſagiereffekten im Sinne dieſes Regulativs werden 
nur diejenigen Effekten angeſehen, deren Eigenthümer ſich als 
Reiſende in dem nämlichen Wagenzuge befinden. Reiſeeffek— 
ten, welche ohne gleichzeitige Beförderung ihres Eigenthü— 
mers auf der Eiſenbahn transportirt werden, gehören zu dem 
Frachtgute. 


b. b. Der auf der Eiſenbahn weiter gehenden Güterwagen. 
8. 17. 


Demnächſt werden die Wagen, in welchen ſich die zur 
Abfertigung bei den verſchiedenen Abfertigungsſtellen im Ins 
nern (5. 5.) beftimmten Frachtgüter befinden, nad) ber Vor: 
ichrift im $. 7. unter amtlichen Verſchluß geſetzt. 

Der Zugführer unter deſſen Leitung der Zug vom Grenz 
eingangsamte weiter geht, oder der den legteren - begfeitende 
Packmeiſter unterzeichnet Die nach Vorſchrift des $. 14., über 
die Ladung diejer Wagen übergebenen Ladungsverzeichniffe 
und übernimmt dadurch in Vollmacht der Eifenbahnvenvaltung 
die Verpflichtung, die in diefen Verzeichniffen genannten Wa— 
gen zur planmäßigen Zeit, in vorjchriftsmäßigem Zuftande 
und mit unverlegtem Berfchlufie den betreffenden Abfertigung 
ämtern zu geftellen, wibrigenfallö aber für die Entrichtung 
des höchften tarifmäßigen Eingangszolls von dem Gewichte 
der in dem Berzeichniffe nachgewieſenen Waaren zu haften. 

Es werden fodann ſowohl die Ladungsverzeichniffe mit 
den dazu gehörigen Frachtbriefen, als auch die Schküffel- zu 
den zum Wagenverſchluſſe verwendeten Schlöffer, amtlich ver- 
ſchloſſen, an die betreffenden Abfertigungsftellen adreffirt und 
nebft den vom Grenzzollamte nad) dein anliegenden Formulare 
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audgefertigten Anfagezetteln dem Zugführer, beziehungsweife 
Packmeiſter, zur Abgabe an die Abfertigungsftellen gegen Be— 
fheinigung übergeben. Die von dem Zugführer, beziehungs- 
weile PBadmeifter in Bollmaht der Eifenbahnverwaltung 
übernommene Berpflichtung ſoll ſich auf die richtige Abliefe— 
rung der Schlüffel mit unverlegtem Berfchluffe dergeftalt aus— 
drüdlicy mit beziehen, daß die unterbliebene Ablieferung oder 
die Verlegung bed Verſchluſſes derjelben für die Eiſenbahn— 
verwaltung und ihren Bevollmächtigten die nämlichen recht: 
lichen Folgen nad) fich zieht, wie die unmittelbare Verlegung 
des Berfchluffed derjenigen Wagen, zu welchen die dem Be: 
vollmädhtigten unter Verſchluß anvertrauten Schlüffel gehören. 


c. c. Der zurüdgebliebenen Brachtgüter. 
6. 18. 

Nah Abfertigung des weiter gehenten Wagenzuges, 
jedenfalls vor Ankunft des nächftfolgenden Zuges, find bie 
zurüdgebliebenen Srachtgüter dem Grenzzollamte Seitens ber 
Gifenbahnverwaltung durch einen dazu von ihr Bevollmäch— 
tigten nad) den Borfchriften der Zollorbnung zu beclariren, 
worauf die Abfertigung nach eben diefen Vorſchriften erfolgt. 

Sollte in einzelnen Fällen die Abfertigung nidyt am näm— 
lihen Tage vollftändig bewirkt werben können, fo werden 
die Güter unter Mitverfchluß des Grenzzollamts ($. 5.) auf: 
bewahrt. 


4. Übfertigung bei den weiteren Abfertigung» 
ftellen. 
a. Abfchließung bes dazu beflimmten Raumes und Sonderung ber 
Güterwagen. 
$. 19. 

Gleich nad) der Ankunft des Wagenzuges auf den Bahns 
hofe der Abfertigungsftelle übergiebt der Zugführer, beziehungs- 
weife Padmeifter dem Zoll» (Steuer) Amte die an daffelbe 
adreffirten Schlüffel und Papiere ($. 17). Der nah $. 5 
zur Abfertigung beftimmte Theil des Bahnhofes wird abge: 
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Ichloffen und nad) den Beftimmungen in $. 13 fo lange ver- 
fähloffen gehalten, bi® die Sonderung derjenigen Wagen, beren 
Ladungen zur Abfertigung beftimmt find, von den mit dem 
naͤmlichen Zuge ohne Abfertigung "weiter gehenden Wagen 
erfolgt ift. 
b. Abfertigung ber zurücgebliebenen Brachtgüter. 
6. 20. 


Die zur Abfertigung beftimmten Wagen werben in Bes 
ziehung auf ihren Verfchluß und ihre Außere Befchaffenheit 
revidirt. 

Bor Ankunft des nächftfolgenden Zuges werben bie Fracht⸗ 
güter dem Abfertigungsamte Seitens der Eifenbahnverwaltung 
durch einen von ihr Bevollmächtigten declarirt. Declaration 
und Abfertigung erfolgt nady den für die Declaration und 
Abfertigung an der Grenze beftehenden gefeglichen Vorfchriften. 

Sollte in einzelnen Fällen die Abfertigung nicht am näms 
lichen Tage vollftändig bewirkt werden fönnen, fo werden bie 
Güter in der unter Mitverfchluß der Zollbehörde ftehenden 
Niederlage ($. 5) aufbewahrt. 

Hat fi) bei der Revifton der Wagen in Beziehung auf 
ihren Berfchluß und ihre äußere Beichaffenheit, jo wie bei der 
Entladung der Wagen zu einer Beanftandung feine Veran— 
laflung ergeben, fo erfolgt die Erledigung des Ladungsver— 
zeichniffes und Anfagezetteld und deren Rüdfendung an das 
Grenzzollamt*). . 


) 1. Die von ber Gifenbahns Verwaltung abzugebende Declaration ge: 
nügt, aud wenn die Colonne 9 über weitere Beftimmung der Waaren 
nicht ausgefüllt fein follte, und foll hingegen den Adreflaten (Waaren: 
Empfängern) geftattet fein, in Special-Deelarationen (Auszügen aus der 
Declaration der Eifenbahn:-Berwaltung), welche innerhalb der örtlich be: 
reits beftimmten oder einer, auf Borfchlag der betreffenden Hauptämter 
Seitens der Directivbehörbe feſtzuſetzenden Frift zu überreichen find, bie 
Anträge für die weitere Zollbehandlung zu ftellen. 

2. Ueber die Ladungsverzeichnifle haben die Grenzämter, wie es ſchon 
früher vorgefchrieben worden, Nachweiſungen nach ben Erledigungsämtern 
in ber Weife, welche der $. 46 des Begleitichein: Regulativs verordnet, 
aufzufteflen. ’ 
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c. Berfchlußverlegung. 
$. 21. 

Bei eingetretener Verlegung des Verſchluſſes kann in 
Folge des Ladungsverzeichniffes ($. 17.) für die nach Inhalt 
diefed Verzeichniffes in den Wagen verladenen Güter. die Ent: 
richtung des höchften Eingangszolld verlangt werden. 

Wird der Verfchluß nur durch zufällige Umftände verlegt, 
fo kann der Zugführer bei dem nächften competenten Zoll + oder 
Steueramte auf genaue Unterfuchung des Thatbeitandes, Re— 
vifion der Waaren und neuen Verſchluß antragen. 

Er fäßt fich die darüber aufgenommenen Verhandlungen 
zur Weiterbeförderung an diejenige Abfertigungsftelle aus- 
händigen, welcher der Wagen zur Abfertigung zu geftellen 
it. Die bdiefer Abfertigungsftelle vorgefegte Directivbehörde 
wird alddann entjcheiden, inwiefern die angegebene Folge des 
verlegten Berfchluffes eintreten fol oder zu mildern ift. 


B. Ausgang nach dem Auslande. 
1. Gegenftände, welche einem Ausgangszolle 
unterliegen. 
$. 22. 

Ausgangszollpflichtige Güter dürfen nur nach vorheriger 
zollordnungsinäßiger Declararion und Revifton, und nachdem 
der Ausgangszoll bei einer zu deffen Erhebung befugten Zoll: 
oder Steuerftelle entweder entrichtet oder ficher geftellt ift, auf 
der Eifenbahn nad) dem Auslande befördert werden. 

Die folchergeftalt abgefertigten Güter können an benje- 
nigen Stationsdorten, wo fi eine Abfertigungsftelle befindet, 
auch unter amtlicher Aufficht in Güterwagen ($. 1) verladen 
» und unter Berfchluß der Wagen ($. 7), fo wie der Schlüffel 
und Abfertigungspapiere ($. 17) in der Art direct nad) dem 
Auslande abgefertigt werden, daß bei dem Grenzausgangsamte 
nur die Recognition und Löjung des Verſchluſſes, beziehungs— 
weile die Entrichtung des Ausgangszolls Statt findet*). 


PFüuür den Ball, wenn mehrere Eiſenbahn-Verwaltungen den Trans: 
port ausgangsabgabepflichtiger Guter nach dem Auslande vermitteln, hat 
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Andere Güter dürfen in dieſe Güterwagen nicht mit ver- 
laden werben*). 


2. Waaren, deren Ausgang amtlich zu erweifen ift. 
$. 23. 


Bei der Ausfuhr von Gütern, deren Ausgang amtlid) 
befcheinigt werden muß, findet fowohl im Verſendungs⸗- ald 
im Ausgangsorte das Berfahren nach der Zollordnung Statt**). 


C. Transport im Inlande. 
1. Waaren im freien Berfehr. 
$. 24. 

Die zollgefeglichen Beftimmungen in Beziehung auf bie 
Legitimation des Transports im Grenzbezirfe und im Binnen⸗ 
lande fommen auch bei Berfendungen mittelft der Eifenbahn 
zur Anmendung, 


für die Erfüllung der aus $. 22 hervorgehenden Berpflichtung hinficht: 
lich des Ausgangszolls die Verwaltung derjenigen Bifenbahn zu haften, 
welche von dein Berfender Maaren zur Beförderung übernimmt, deren 
Beftimmungsort nach den ber Giſenbahn-Verwaltung übergebenen Papier 
ren im Bereinsauslande Tiegt. 

*) Die Zufammenladung ausgangszolfpflichtiger Güter des freien 
Derfehrs mit eingangszoflpflihtigen Durchgangsgütern unter gemeinschaft: 
fihem Wagenverfchlufte ift unter ber Vorausſetzung zuläffig, dag an 
Orten, wo bie Eifenbahn die Sollgrenze nicht überfchreitet, ſowohl alle 
Ausladungen folder Güter, ald auch bie Beförderung derfelben in das 
Ausland ſelbſt unter amtlicher Aufſicht gefchieht. 


") Güter, welche zur unmittelbaren Durchfuhr auf der Eiſenbahn 
angemeldet werden und in dem nämlichen Transportwagen, in welchem 
fie vom Auslande eingegangen find, oder nach vorgängiger Umladung, 
unter den in der Ausführungs-Anweifung unter B. der Ziffer A zu $. 5 
bezeichneten Maßgaben, in einem anderen Transportwagen unverändert 
nad dem Auslande wieder ausgehen, dürfen auf Ladungs: Berzeichniß 
und unter Magenwerfchluß direct nad dem Auslande abgefertigt werben, 
dergeftalt, daß bei dem Grenzausgangsamte nur die Prüfung und Löfung 
bes Berſchluſſes, ſowie die Beicheinigung des Ausganges über die Grenze 
erfolgt, mithin von der zulforbnungsmäßigen Declaration und Revifion 
folder Güter als Negel Abſtand genommen wird. Dieſe Erleichterung 
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Nur zum Transport von Gegenftänden auf der Eifenbahn 
aus dem Binnnenlande in den Grenzbezirf wird ber in der 
Zollordnung vorgejchriebene Ausweis durch Legitimationsſcheine 
nicht gefordert, dagegen haben die Eifenbahnverwaltungen ihre 
Regifter über die beförderten Frachtgüter der Zoll» (Steuers) 
Behörde auf Verlangen vorzulegen. 


foll aber nur unter folgenden, den GijenbahnsPVerwaltungen gegenüber 
feftzuhaltenden Bedingungen und Maßgaben zur Anwendung gebracht 
werben: 

a. es bleibt vorbehalten, in Fällen des Verdachtes die Revifton der 
zum Durchgange angemeldeten Waaren eintreten zu laflen, ferner 
nach Befinden die Vorlegung der Bücher und Papiere der Eifen- 
bahnsBerwaltung zu fordern. 


b. unmittelbar auf den Gifenbahnen durchgehende Güterzüge find fo 
einzurichten, daß genau feitgeftellt werden Fan, wo und wie lange 
fih biefelben vom Orenzeingange bis zum Austritte befinden. An 
Drten, wo die Züge übernachten oder ſonſt fich längere Zeit auf: 
halten, find diefelben durch Steuer: oder Zollbeamte. thunlichft zu 
überwachen und kann von der Vorlegung der Abfertigungspapiere 
abgefehen werben. 

c. bei der Zoll-Abfertigung fommen diefenigen Vorfchriften zur Ans 
wendung, welche für den Ball der Abfertigung auf Ladungs:Ber- 
zeichniffe und Anfagezettel erlaften find. Es find jedoch für bie 
unmittelbar durchgehenden Güter die anliegenden Mufter zu den 
Ladungsverzeichniffen und Anfagezeiteln zu verwenden, welche in 
Uebereinftimmung mit dem Inhalte der feither benußten Anmel- 
dungen bie Anzeige über die beabfichtigte unmittelbare Durchfuhr, 
bie Angabe einer beitimmten Transportfrift und den entfprechenden 
Vordruck zu den Erledigungsbefcheinigungen enthalten. "Die ev 
wähnten Anfagezettel find mit den dazu gehörigen Ladungsverzeich- 
niffen, wie bieher die Anmeldungen, doppelt auszufertigen und wie 
Begleiticheine zu behandeln. 

d, zum Zwede der Führung der Commerzial:Regifter fommen die 
jenigen Borfchriften zur Anwendung, welche eines Theil, was 
die Anichreibung der Güter nach den Grenzſtrecken des Eingangs 
und Ausgangs betrifft, für den Waaren-Durchgang überhaupt, und 
anderen Theils, was die Anfchreibung der Waaren nach Gattung 
und Menge betrifft, in Bezug auf die Nachweifung der aus dem 
freien Berfehre nach dem Auslande gehenden Waaren beftehen, 
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2. Uebergangsfteuerpflichtige Waaren. 
$. 25. 


Gegenftände, welche bei dem Üebergange aus einem Ber: 
einslande, beziehungsweife aus einem Steuergebiete in das 
andere einer Mebergangsabgabe oder einer innern indirecten 
Steuer unterliegen, dürfen nur dann nach einem folchen Ver: 
einslande oder Steuergebiete auf ber Eifenbahn befördert wer; 
den, wenn fie mit den erforderlichen zoll- oder fteueramtlichen 
Abfertigungen für den Transport verfehen find. 


3. Waaren, auf welden ein Zollanfprud haftet. 
$. 26. 


Wenn Güter, auf welchen ein Zollanſpruch haftet, mit 
Begleitfcheinen ‚oder anderen dieſelben vertretenden Bezettelun: 
gen von einem Orte, in welchem fich eine Abfertigungsftelle 
($. 5.) befindet, nady einem anderen an ber Eiſenbahn beles 
genen Orte, in welchem ein Hauptamt mit Niederlage feinen Sig 
hat, mittelft der Eifenbahn verfendet werden follen, fo fönnen 
fie unter amtlicher Aufficht in Güterwagen ($. 1.) verladen 
und unter Verſchluß der Wagen ($. 7.), fo wie der Schlüffel 
und Abfertigungspapiere *) ($. 17.) in ber Art nad) dem 
Beftimmungsorte abgefertigt werben, daß der Wagenverfchluß 
bie Stelle des Colloverfchluffes vertritt. 


Andere Güter dürfen in biefe Güterwagen nicht mit 
verladen werben **) tr), 


*) Die Worte „und Abfertigungspapiere“ fallen weg. 

) Aud das Zufammenladen von Begleitfcheingüterin, welche im 
innern Berfehr an verfchiedene Abfertigungsorte gleichzeitig verfendet wer: 
ben, ift unter gemeinfchaftlichem Verſchluß geftattet, wenn hiebei die oben 
in der Note zu $. 11 unter 1-—4 bezeichneten Beftimmungen zur An, 
wendung fommen. 

*) Die Abfertigung von Begleitfcheingütern unter Eiſenbahnwagen⸗ 
Verſchluß auf Orund des $. 26 ift auch nach Nebenzullämtern im Innern 
mit bedingtem Niederlagerecht zuläffig, falls bei den gedachten Aemtern 
eine genügende Perfonalbefegung befteht, und diejenigen Einrichtungen 
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II. Strafen. , 
E27, 

Die Beftimmungen des Zollftrafgefeges kommen auch bei 
dem Transporte auf den Eifenbahnen in Anwendung. Sofern 
nach den Beftimmungen dieſes Gefeged Feine höhere Strafe 
verwirft ift, werden Uebertretungen der Vorfchriften dieſes Res 
gulativs durch Ordnungsſtrafen geahndet. 

Jede Eifenbahnverwaltung hat, in Gemäßheit des Zoll- 
ftrafgefeges, für ihre Angeftellten und Bevollmächtigten rück— 
fühtlich der Geldbußen, Zollgefälfe und Proceßkoſten zu haften, 
in welche diefe Perſonen wegen Verlegung der bei Ausfüh- 
rung der ihnen von den Eifenbahnverwaltungen übertragenen 
Verrichtungen zu beobachtenden Vorſchriften der Zollgefege 
und dieſes Regulativs verurtheilt worden jind. 


IV. Vorbehalt von Abänderungen. 


$. 28. 

Es bleibt vorbehalten, die Beftiimmungen diefed Regula- 
tiv denjenigen Abänderungen zu unterwerfen, welche die Er: 
fahrung über den Verkehr auf den Eifenbahnen ald im In— 
tereſſe der Zollficherheit oder der Verkehrserleichterung noth— 
wendig oder zweckmäßig ergeben möchte. 





vorhanden find, welche zu $. 5 des Negulativs unter 4 A. der Ausfüh- 
rungs-Anweilung vom heutigen Tage für die dort bezeichneten Aemter 
vorgefchrieben find. 

Die Bekanntmachung diefer Nebenämter bleibt vorbehalten. 
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Zuf ab-Beflimmungen. 


Zu dem vorftehenden allgemeinen Regulative find von 
ben Zollvereing-Regierungen noch folgende weitere Beftimmuns 
gen über den 

Waareneingang mit Benutzung der Eifenbahn 
von der Grenze ab 


vereinbart worden. 


1, Abfertigung beim Grenzzollamte. 
a. Anmeldung der Waaren. 


Beim Berfehr auf folchen Eijenbahnen, welche am Grenzs 
eingangsamte beginnen, werben die aus dem Auslande zum 
Grenzzolfamte gelangten Waaren von dem MWaarenführer vor 
ihrer Einladung im Güterwagen dieſem Amte nad) Vorfchrift 
der Zollordnung bdeclarirt. 


b. Revifion. 


Die bei dem Grenzzollamte erfolgende Reviſion der folchers 
geitalt declarirten Waaren kann auf eine Wergleichung der 
Zahl, der Zeichen und Nummern der Golli mit der Declaras 
tion beichränft werden. 

Wo die Eijenbahnverwaltung eine Berwiegung der Waa- 
ren vornehmen läßt, wird dieſe Verwiegung durch die Zoll: 
behörde controlirt, und das Reſultat derjelben in den amtlichen 
Revifionsbefund aufgenommen. 

Läßt die Eifenbahnverwaltung eine Verwiegung der Waas 
ren nicht eintreten, fo kann je nad) der Beftimmung der Zoll— 
behörde die amtliche Feititellung des declarirten Gewichts, 
wenn nicht von dem Declaranten vollftändige Verwiegung 
verlangt wird, durch Probeverwiegungen erfolgen oder auch 


ganz unterbleiben. 
2* 
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Eine jpecielle Revifton der Waaren findet nur ausnahme- 
weife, jedoch jedesmal in Fällen des Verdachts Statt. 


c. Abfertigung. 


Nach der Revifton erfolgt die Ausfertigung von Begleit- 
jcheinen, durch weldye der Ertrahent die zollordnungsmäßigen 
Verpflichtungen übernimmt. 

Die Waaren werden unter zollamtlicher Auffiht in 
Güterwagen verladen, und es werden bie legteren verichlofien. 


2. Abfertigung am Beftimmungsorte. 


Beim Amte am Beftimmungsorte erfolgt zollordnungs— 
mäßige Revifton. 
Das Refultat dieſer Revifton bildet die Grundlage der 
Verzollung oder weitern Abfertigung. 
Ausnahmen von dieſer Regel treten ein, “wenn bei der 
Reviſion 
a. die declarirten Waaren ganz fehlen oder 
b. die declarirten Waaren in zu geringer Menge oder in 
einer Beichaffenheit, nad) der fidy eine geringere Ab— 
gabe berechnen würde, unter Umftänden vorgefunden 
werden, die ben Berdadht begründen, daß eine Ber: 
taufchung der Namen oder eine gänzliche oder theil- 
weife Entfernung ber beclarirten Gegenftände Statt 
gefunden habe. 
In ſolchen Fällen wird nady dem Ergebniffe der amtlichen 
Erörterungen — der Abfertigung entweder 
a. bie beclarirte Menge der Waare unter Anwendung 
des höchften Zollfages, oder 
b. die in den Declarationen enthaltene Angabe über Gat- 
tung und Menge der Waaren zum Grunde gelegt. 
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Diefe allgemeinen und befonderen Beftimmungen werben 


bhiemit zur Nachricht und Nachachtung allgemein befannt 
_ gemadht*). 


Dfdenburg, den 6. Mai 1867. 


Staatsminifterium. 
Departement der Finanzen. 


Zedeliuß. 





Römer. 


* Für bas Abfertigungsverfahren beim Verkehr auf folchen 
Eifenbahnen, welche beim Grenzzollamte beginnen oder enden, 
find auf der XV. General-ZollsEonferenz folgende Zufaß = Beflimmungen 


vereinbart: 

A, Beim Eintritt der Güter zur MWeiterbeförderung auf folchen 
Eifenbahnen: 

1. Die aus dem Auslande zum Grenzzollamte gelangten Waaren 


werden von dem Maarenführer diefem Amte zum MWeitertransport 
auf der Eifenbahn unter Mebergabe der Ladumgspapiere angezeigt 
und vorgeführt. 

Das Amt hat die Waaren mit den Labungspapieren zu ver 
gleichen, und bis der Meitertransport erfolgt, unter fichere amt: 
liche Auffiht und Controle zu ftellen. Zu diefem Ende werden 
an allen denjenigen Abfertigungsftellen, bei welchen die hier ange: 
gebene Abfertigungs-Erleichterung in Anwendung tritt, die erfor: 
derlichen Einrichtungen und Borfehrungen getroffen werden, durch 
welche das Bollinterefie vor Gefährdungen (durch unbefugte Ent: 
fernung, durch Vertaufhung der Waaren u. 1. mw.) ficher zu 
ttellen ift. 


. Der Weitertransport der Wanren muß innerhalb ber bei bem 


Amte geftatteten Dispofitionsfrift erfolgen, welche letztere in feinem 
Balle über das wirkliche Bebürfniß auszudehnen ift. 


. Bor der Berladung der Güter in die Gifenbahnwagen übergiebt 


ber Zugführer oder der den Zug begleitende Padmeifter das im 
$. 14 des Regulativs vorgefchriebene Ladungsverzeichniß, auch find 
hierbei fämmtliche übrige VBorfchriften dieles Paragraphen zu beob— 
achten. 





4. Die Berladung geichieht unter Aufficht der Abfertigungsbenmten, 
welche auf dem Labungsverzeichniffe die Mebereinftimmung hinficht- 
lich der Angabe der Zahl, Zeihen und Nummern der Colli mit der 
wirklichen Berladung befcheinigen, und es treten ſodann im Uebri— 
gen Die Borfchriften des $. 17 des Regulativs in Kraft. 


3. Kür die Abfertigung am Beftimmungsorte gelten ebenfalls Lie 
Vorfchriften des mehrgedachten Regulativs und zwar insbelondere 
der $$. 19 bis 21. 


6. Ebenſo richtet fi) das Berfahren bei der Abfertigung zum un: 
mittelbaren Durchgange nach der (in Anm. * zum $. 23 des Re: 
gulativs wiedergegebenen) Berabredung der XIV. General: Gonfe: 
renz nebit der dazu getroffenen Modification. 


B. Beim Austritt der auf den bezeichneten Gifenbahnen bei dem 
Grenzzollamte anfommienden, zum unmittelbaren Durchgange abgefertigten 
Hüter findet das Berfahren ftatt, weldyes in den vorftehend unter A. 6 
ervähnten Verabredungen vorgerchrieben ift, wit der Maßgabe jedoch, 
daß Das Nusgangsamt außer den dort bezeichneten Amtshandlungen auch 
eine Vergleichung der auszuladenden Güter mit dem Inhalte des Ladungs— 
verzeichnifies vorzunehmen und zu beurfunden, auch demgemäß die Aus: 
fuhr zu befcheinigen hat. 
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Anlage A. 
(Hannover-Bremer Gifenbahn.) 


Ladungs⸗Verzeichniß (Nro. 104) 


für in (3 Wagen oder Wagenabtheilungen) befind- 
liches, zum (Güter-) Suge Uro. 911 gehöriges (Sract- 
oder Eil-) Gut. 


—— — — 


Der unterzeichnete Eiſenbahnbeamte zeigt dem (Groß— 
herzoglich Didenburgifchen Hauptzoll-) Amte zu N. N. hier: 
durch an, daß er die umftehend bezeichneten, aus dem Aus— 
lande fommenden und zur zollamtlichen Abfertigung in N. N. 
beitiimmten Güter, und zwar in den Güterwagen: 

Nro. (23) 

Nro. (28) 

Nro. (31) 
geladen hat. 

Zugleich übergiebt derfelbe hierbei (14) Stüd Fracht— 
briefe. 

N. N. den ten 18 

(Unterichrift.) 


Bollamtliche Abfertigung. 


Diefes Ladungs-Verzeichnig ift zum Anfagezettel Nro. 
(319) gehörig. 
den ten 18. 
(22 22020. Hauptzolle) Amt. 














| 
Nume | Zahl der) 
| Senennung Soli ' Marfen | Angabe 
mer || * und) und Brutto 
ER bir | Angabe um der 
—* der Ver⸗ ber! Gewicht. Fracht⸗ 
U waaren. packungs- mern der Er 
tionen | art. Bolli. briefe. 
Bolletr, | Pfund, 
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| | | Dre 
Nume Zahl der 
ner Kenennung Colli und! Marten | Angabe 
— | Anaabe |! und | Brutto: d 
ber | der ngade Num⸗ 
Poſi der Ver⸗ | Gewicht. Fracht⸗ 
waaren. packungs, NEN der | 
tionen art. | Colli. briefe. 
| Gentn, | Pfund. 








Der unterzeichnete Bevollmächtigte der (. . . J 
Eiſenbahn-Verwaltung verpflichtet ſich hierdurch, die umftehend 
verzeichneten, mit (ſechs) Schlöffern verfchloffenen Wagen, fo 
wie die dazu gehörigen, ihm unter amtlichen Verſchluſſe über: 
gebenen Schlüffel bis zum (24. April) 18(63) in vorſchrifts— 
mäßigem Zuftande und mit unverlegtem WBerjchluffe dem 
(Neben-Zoll-) Amte zu (. .» 2 2.2.) 30 geftellen, 
widrigenfalls aber für die Entrichtung des höchften tarif- 
mäßigen Gingangszolfed von dem Gewichte der umſtehend 
verzeichneten Waaren zu haften. 


(2 2 220.0.) den (19. April) 18(63.) 


(Unterfchrift.) 


‚Hierauf befcheinigt das unterzeichnete Amt, daß vor: 
ftehendes Ladungs-Verzeichniß vollftändig erledigt ift. 


(22 2020.20.) den (25. April) 18(63.) 
(22202020. Nebensoll-) Amt (1.) 


(Unterichrift.) 
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Anlage D. 
Anfage⸗Zettel. 
Der Bevollmaͤchtigte der 0. . ....) Eiſenbahn⸗ 


Verwaltung (N. N.) führt (drei) Wagen, voelche zum unmit- 
telbaren Durchgange auf der Eifenbahn über das (Neben-Zol:) 
Ant zul: » 2 20.0.) beftimmt, mit (wanzig) Colli 
Güter beladen und, wie unten bemerkt, bezeichnet und ver« 
fchlofien find. 

Hierbei ein verfiegeltes Paquet mit (zehn) Stüd La- 
dungs-Berzeihniffen und (vierzehn) Stud Frachtbriefen, ſowie 
(3) Schlüffel amtlich in (einer ledernen Taſche) durch (ein 
Blei) verfchloffeit. 

Die Abfahrt ift heute (Vor⸗) Mittag ı um (6) Uhr (30) 
Minuten erfolgt. 


Zollverſchluß. 


Wagen Nro. (23) Schlöſſer (zwei) 
l ) „ 4 (28) „ (drei) 
MD) nu» 61) „ (in 


(2 2.2.2.2.) den (19. April) 18(63.) 
(220202020. Reben-Zoll-) Amt (I.) 
(Unterfchrift.) 


Erledigungs: Befcheinigungen. 


Die’ in dieſem, in das Empfangsregiſter unter N ro. (836) 
eingetragenen Ladungs-Berzeichniffe bezeichneten nn find 
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heute (Nach-) Mittag (3) Uhr mit ungerlegtem Berfchluffe 
hier geftellt worden; beögleichen 
1. ein verfiegelted Paquet mit Abfertigungspapieren, 
2. (drei) Schlüffel zu den Wagen unter dem umftehend 
verzeichneten Verſchluſſe. 


Hierauf find die angelegten Schlöffer abgenommen und 
bie Wagen Nach) Mittags (5'/, Uhr) lzum Ausgange auf 
ber (. » 2 2...) Eifenbahn unter Begleitung des N. N. 
abgelaffen worden] oder [auf der (. . .» » . .) Eiſen⸗ 
bahn unter unfern Augen über die Zollvereind-®renze ausge: 
führt worden.) 


(2 2 20.2020.) den (24. April) 18(63.) 
(22.0.0. NebensZoll-) Amt (1) 
(Unterjchrift.) 


Die vorgedadhten, mir zur Begleitung übergebenen Guͤ— 
terwagen Nro. (23, 28, 31) find (geftern Nach-) Mittag (6°/,) 
Uhr unter meiner Begleitung ohne Aufenthalt und Berändes 
rung auf der (. .» » 2...) Eifenbahn über die Zoll 
vereind= Grenze ausgeführt worden, was ich nach meiner 
Ruͤckkunft hierdurch pflichtmäßig befcheinige. 


(2. 202020.) den (25. April) 18(63.) 


Der Begleitungsbeamte 
NN. 


Bemerkungen 


der Zolls und Steuerftellen, bei weldyen von dem Inhaber 
des gegenwärtigen Anfagezetteld vor FERN des beftimm- 
ten Erledigungsamtes | I 


1 Sa 


& Bi 
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a. eine Unterbrehung oder Verzögerung des Trans» 
ports, 

b. eine Uebernachtung des betreffenden Zuges, oder 

c. bie Wahl eines anderen Ausgangsamtes, oder 

d. eine eingetretene Werfchlußverlegung angezeigt, oder 
bei welchen 

e, bejondere, den Transport betreffende Anträge geftellt 
werden möchten. 





„#31. 


Bekanntmachung des Staatsminifteriums, betreffend die Zollſtraße zum 
Nebenzollamte 2. Elaffe Nordenhamm und Erweiterung der Hebungs- 
befugnifie deflelben. 


Oldenburg, den 18. Mai 1867. 


Das Staatöminifterium bringt hiemit zur öffentlichen 
Kunde, daß der von den Dampfboot» Anlegern bei Norden» 
hamm auf dem Flußpfade durch den Groden nad dem Zoll: 
amtslokale dafeldft führende Weg die Zollſtraße für das dor— 
tige Nebenzollamt II. bildet, und daß dem leßteren die Be— 
fugniß zur Erhebung des Eingangszolls für alle Gegenftände 
bis zu 50 45 beigelegt ift. 


Didenburg, 1867 Mai 18, 
Staatöminifterium. 
Departement ber Finanzen. 
Zedeliuß. 


Römer. 
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Gefepblatt 


für das 


Herzogtbum Dldenburg. 


XX. Band. (Ausgegeben den 5. Zuni 1867.) 20. Stück. 





Inbalt: 


AR. 32. Geſetz vom 29. Mai 1867, betreffend die Aenderungen der 
Geihäftsordnung des Landtags. 





Ve 32, 
Geſetz, betreffend die Aenderung der Gefchäftsordnung des Landtags. 
Didenburg, den 29. Mai 1867. 





Mir Hicolans Ftiedtich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holſtein, Stormarn, der Dithmarſchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von Jever und Kniphauſen ꝛc. ⁊c. 

verkünden unter Zuſtimmung des Landtags als Geſetz für 


das Großherzogthum nachfolgende Aenderungen der Gejchäfts- 
ordnung ded Landtags vom 22. April 1853: 


$. 1. 
Die Tagegelder der Abgeordneten ($. 108 der Geſchaͤfts⸗ 
ordnung) werben zu 2 af beziehungsweiſe 14% feftgeftellt. 
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$. 2. 
An Reifekoften (8. 109 3. 2) werden für bie jedes— 
malige Reife vergütet: 
a. zwiſchen beim Herzogthum und dem Fürftenthum Lü- 
bed 17 29; en 
b. zwijchen dem Herzogthum und dem FürftentHum Bir- 
fenfeld 22 29; 
c. zwifchen ben beiden Fürſtenthümern 30 +7. 
Urfundlich Unferer eigenhändigen Namensunterfchrift und 
beigedrudten Großherzoglichen Inſiegels. 
Gegeben auf dem Schloffe zu Oldenburg, den 29. Mai 
1867. 


(L. S.) Peter, 


v. Berg. 


Römer. 
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Gefehblatt 


für das 


Serssatbum Oldenburg. 





XX. Band. (Husgegeben den 15. Zuni 1867.) 21. Stüd. 





Subalt: 


A. 33. Patent vom 10. Juni 1867, betr. Verkündigung einer Ueber: 
einfunft mit Preußen, betreffend den Beitritt Didenburgs zum 
BVertrage vom 28. Juni 1864 über die gleiche Befleuerung 

innerer Erzeugniſſe. 

„ 34. Berorbnung vom 11. Juni 1867, betreffend die Befteuerung 
des inländifchen Branntweins. 

„ 3. Verordnung vom 11. Juni 1867, betreffend die Beſteuerung 
bes Braumalzes, 

» 36. Regierungsbefanntmahung vom 8. Juni 1867, betreffend ein 
Patent für den Ingenieur Heinr. Krigar zu Hannover auf ver: 
befierte Zimmerheizöfen. 





% 33. 
Patent, betr. Berfündigung einer Uebereinfunft mit Preußen, betreffend 


den Beitritt Oldenburgs zum Bertrage vom 28. Juni 186% über 
die gleiche Befteuerung innerer Erzeugniſſe. 


Dldenburg, den 10. Suni 1867. 


Mir Wicolans Friedtich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holftein, Stormarn, der Dithmarfchen 
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und Oldenburg, Fürft von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von ever und Kniphaufen 2. ıc. 


thun fund hiermit: 

Nachdem bie unter dem 27/30. April d. 3. zwifchen DOl- 
denburg und Preußen abgejchloffene Uebertinfunft, betreffend 
den Beitritt Dfdenburgs zum Vertrage vom 28. Juni 1864 
über die gleiche Befteuerung innerer Erzeugniffe, beiderfeits 
ratificirt worden ift, fo bringen Wir, nach erfolgter Zuftim- 
mung des Landtags, 

dieſe Uebereinfunft 

und | 

ben erwähnten Bertrag vom 28. Juni 1864 
in den Anlagen A. und B. mit dem Bemerfen zur öffentlichen 
Kunde, daß der Tag, an welchem zwifchen dem vormaligen 
Königteihe Hannover und den älteren Preußiſchen Landen 
der freie Verkehr mit Branntwein eintritt (Art. 6 der Ueber» 
einfunft) durch Unfer Staatsminifterium wird befannt ge- 
macht werben. 


Urfundlich Unferer eigenhändigen Namensunterfchrift und 
beigedrudten Großherzoglichen Inſiegels. 


Gegeben auf dem Schloffe zu Oldenburg, den 10. Juni 
1867. 


(L. 8) Peter, 


Zedelius. 


Holtzinger. 
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Anlage A. 


— — — 


Uebereinkunft 
zwiſchen 
Oldenburg und Preußen, den Beitritt Oldenburgs zu 
dem Vertrage vom 28. Juni 1864 über die gleiche 
Beſteuerung innerer Erzeugniſſe betreffend. 


Seine Koͤnigliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg 
und Seine Majeftät der König von Preußen haben in der 
Adficht, die Freiheit des Werfehrs mit den einer inneren Be- 
fteuerung unterliegenden Erzeugniffen weiter zu fördern, zur 
Verhandlung über eine dieſerhalb zu  fchließende Webers 
einkunft 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg 

Allerhöhft Ihren Minifterialrath Friedrich Andreas 

Ruhſtrat, 
Seine Majeſtät der König von Preußen 
Allerhöchft Ihren Geheimen Ober-FinanzRath Friedrich 
Leopold Henning 
bevollmädtigt, von welchen Bevollmächtigten unter Vorbehalt 


der Ratification folgende Uebereinkunft abgeſchloſſen wor: 
ben ift: 


Artikel l. 


Ceine Königliche Hoheit der Großherzog von Dlden- 
burg tritt für dad Herzogthum Oldenburg, ſoweit daſſelbe 
dem Zolfvereine angeſchloſſen ift, dem Vertrage zwiſchen Preu⸗ 
sen, Sachſen, den zum Thüringifhen Zoll- und Handeld- 
verein verbundenen Staaten und Braunſchweig vom 28, Juni 
1864 über die gleiche Beteuerung innerer Erzeugnifie mit 
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den in den folgenden Artikeln bezeichneten Maßgaben und 
Beichränfungen bei. 

Diefer Beitritt erfolgt unter ber Vorausſetzung der Zus 
ftimmung der, außer Preußen, bei dem genannten DBertrage 
betheiligten Staaten und unbeſchadet der Aenderungen, welche 
durch die Ausführung der Verfafjung des Norddeutfchen Bun- 
des demnächſt herbeigeführt werben. 


Artikel 2. 


‚Die gegenwärtige Uebereinfunft fol ſich zugleich auf das 
Jadegebiet Preußens, auf die von Preußen feit dem Abſchluß 
des Vertrages vom 28. Jıtii 1864 erworbenen Gebiete und 
auf das Herzogthum Lauenburg erftreden, jedoch für jedes 
diefer Gebiete erft von dem Tage ab, an welchem daffelbe mit 
den älteren Preußifchen Landen in freien Verkehr bezüglicd) 
des Branntweind treten wird. 


Artikel 3. 


Zur Ausführung der im Artifel 9 des Vertrages vom 28. 
Juni 1864 getroffenen Vereinbarung wird Oldenburg mit dem 
Tage ded Eintritts der Wirkſamkeit des gegenwärtigen Ber 
trags die nämlichen gejeglichen und abminiftrativen Anord- 
nungen über die Befteuerung ber Branntweinfabrifation in 
Kraft fegen, welche Preußen für dad vormalige Königreich 
Hannover zu dem Zwede erlaffen wird, um dafelbft die Ueber 
einftimmung mit den in feinen älteren Landen für dieſe Be⸗ 
ſteuerung zur Zeit beſtehenden Einrichtungen herbeizuführen. 

Preußiſcher Seits wird uͤber die zu erlaſſenden Anord— 
nungen der Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung Mit⸗ 
theilung gemacht werden. 


Artikel 4. 


Bis zu dem Zeitpunkte, an welchem die Beſtimmung im 
Artikel 38 der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes in Wirk: 
famfeit treten wird, wird der Antheil für dad Herzogthum 
Oldenburg an der gemeinfchaftlichen Fabrikations- und Ueber: 
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gangsabgabe von Branntwein durch eine befondere Abrech— 
nung zwifchen Preußen und Oldenburg feftgeftellt. Dabei 
wird nach den Verabredungen verfahren, welche in den Ati: 
feln 1 bis 9 der Uebereinfunft zwifchen Hannover und DI: 
benburg vom 30. März 1865, die Gemeinfchaftlichfeit der 
innern Steuern betreffend, enthalten find. Als der Ertrag 
aus der Befteuerung ded Branntweind, welcher bei biejer 
Abrechnung in Anfag zu bringen ift, wird derjenige Antheil 
an den gemeinfchaftlihen Steuern vom Branntiwein ange: 
nommen, welcher bei der Abrechnung unter den Theilnehmern 
an dem Bertrage vom 28. Juni 1864, Oldenburg eingefhlof 
fen, nad) dein Maßftabe der Bevölkerung auf die der Steuer 
gemeinfchaft zwifchen dem vormaligen Königreid) Hannover 
und Oldenburg gehörigen Hannoverihen und mit bdenfelben 
im Special-Berbande geftandenen Landestheile und auf das 
Herzogthum Dfvendburg fällt. 


Artifel 5. 


Mit Rüdfiht auf die Mindereinnahme, welche Olden— 
burg in Folge der im Artifel 4 über die Revenuentheilung ge: 
troffenen Verabredung, gegenüber feiner bisherigen Einnahme 
aus der Branntweiniteuer und der Uebergangsabgabe von 
Branntwein erleiden möchte, wird ihm, für die Dauer dieſer 
Revenüentheilung. ein Erlaß an derjenigen Entſchädigung 
gewährt werben, welche ed durch den in WVerbindung mit der 
Uebereinfunft vom 30. März 1865 an demſelben Tage mit 
Hannover abgefchloffenen Vertrag für die Aufhebung ‘des 
Brunshaufer Zolles übernommen hat. Diefer Erlaß fol nad) 
dem Berhältniß von 2500 4 für jeden Monat berechnet 
werben, jedoch im Ganzen den Betrag der beiden für 1868 
und 1869 zu zahlenden Entichädigungsraten von je 7000 4 
alfo zufammen 14000 »# nicht überfteigen. 


Jede ebengedachte Rate von 2500 45 tilgt mit ihrem 
Sälligwerden am Schluffe des betreffenden Monats einen 
entjprechenden Theil der Entjchädigungsraten für den Bruns» 
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haufer Zoll, jo daß für jeden dergeftalt getilgten Theil vom 
Tage der Tilgung an Zinfen nicht weiter. zu bezahlen find. 
Artikel 6. 


Die Wirkfamfeit der gegenwärtigen Uebereinkunft beginnt 
mit dem Tage an welchem zwifchen dem vormaligen König: 


reich Hannover und den älteren Preußiſchen Landen der freie 
Berfehr mit Branntwein eintritt. 


Artifel 7. 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg 
behält Sich vor, auch den auf die Befteuerung des Brau— 
malzes bezüglichen Verabredung in dem im Artifel 1. bezeich- 
neten DVertrage für das Herzogthum Oldenburg, foweit daſ— 
jelbe dem Zollverein angefchloffen ift, beizutreten. und zwar. 
mit der Wirfung, daß die in Preußen gefeglich beftehende 
Befteuerung des Braumalzes in Oldenburg, zur Anwendung 
fommt. Für diefen Beitritt gelten die in den Artikeln 1 bi 
3 der gegenwärtigen MWebereinfunft enthaltenen Voraus— 
jegungen und Maßgaben. 

Bis zur Ausführung defielben bleibt Preußen die. Erhes 
bung einer Uebergangsabgabe von dem aus Didenburg eins 
gehenden Bier vorbehalten. 


Artikel 8. 


Preußen wird die übrigen Theilnehmer an dem Bertrage 
vom 28. Juni 1864 einladen, die im Artifel 1. erwähnte 
Zuftimmung zu ertheilen. 


Artikel 9. 


Die gegenwärtige Uebereinfunft fol ratificirt und es follen 
die Ratificationen zu Berlin fo bald wie möglich ausgewechſelt 
werden. 


So geſchehen Berlin, den 27. April 1867 


und 
Oldenburg, den 30. April 1867. 
(Ggez.) Ruhſtrat. (gez) Henning. 
L. 8,) (L. 8.) 
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Anlage B. 


J—— 
zwiſchen Preußen, Sachſen, den zum <hüringifchen 
Zolle und Handelövereine verbundenen Staaten und 
Braunfchweig über die gleiche Befteuerung innerer Er- 
zeugniffe. Vom 28. Juni 1864. 


Seine: Majeftät der König von Preußen, Seine Maje: 
ftät der König von Sachſen, die außer Seiner Majeftät dem 
Könige von Preußen bei dem Thüringifchen Zoll- und Han- 
belövereine betheiligten Souveraine für Ihre diefem Vereine 
angehörenden Lande, und Seine Hoheit der Herzog von 
Braunſchweig und Lüneburg haben gleichzeitig mit den über 
die Fortdauer des Zoll- und Handelvereind eingeleiteten Ver— 
handlungen audy befondere Unterhandlungen über die Erneue- 
rung und weitere Ausbildung der wegen gleicher Beſteuerung 
innerer Erzeugniffe zwifchen ihnen beftehenden Berabredungen 
eröffnen laffen und zu dieſem Zwede zu Bevollmächtigten 
ernannt, und zwar: 

Seine Majeftät ver König von Preußen‘: | 

Allerhöchftihren Generaldirector der Steuern — 

Friedrich von Pommer⸗Eſche, 
Allerhöchſtihren Miniſterialdirector Alerander Max Phi— 
lipsborn, 
und 
Allerhöchſtihren Miniſterialdirector Martin Friedrich 
Rudolph Delbrück; 


Seine Majeſtät der König von Sachſen: | 
Allerhoöchſtihren Geheimen Sinanzrath Julius Hans von - 
Thümmel; 
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Die außer Seiner Majeftät dem Könige von Preußen 
bei dem Thüringifchen Zoll- und Handelsvereine betheiligten 
Souveraine, und zwar: 

Seine Königliche Hoheit der Kurfürft von Heffen: 

Allerhöchftihren Director der Haupt-Staatscaffe Friedrich 

Theodor Bode; 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Sadjfen- 

Weimar-Eifenad, 

Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Meiningen, 

Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Altenburg, 

Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Coburg-Gotha. 

Seine Durchlaucht der Fürſt von Schwarzburg-Rubolftabdt. 

Seine Durchlaucht der Fürft von Schwarzburg » Sondersd- 
haufen, 

Ihre Durchlaucht die Fürftin-Regentin von Reuß älterer 

Linie und 

Seine Durdylaucht der Fürft von Reuß jüngerer Linie: 
den Großherzoglich Sächſiſchen Geheimrath Guftav Thon: 
Seine Hoheit der Herzog von Braunfchweig und Lüneburg: 
Höchftihren Finanzdirector Wilhelm Erdmann Florian 
von Thielau, 
von weldyen Bevollmächtigten, unter dem Vorbehalte ber 
Ratification folgender Vertrag abgejchlofien worden ift. 


Artikel J. 


Die in Preußen geſetzlich beſtehende Beſteuerung der 
Branntweinfabrikation und des Tabakbaues wird in Sachſen, 
im Thüringiſchen Zoll- und Handelsvereine und in Braun— 
ſchweig auch ferner zur Anwendung kommen. 


Durch die Beſteuerung der Branntweinfabrikation ſoll 
ein Steuerbetrag von 1%, Groſchen für das Preußiſche 
Duart Branntwein von 50 Procent Alkoholftärfe nach Tralles 
« gefichert bleiben. 
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Artikel 2. 


Die in Preußen geſetzlich beftehende Befteuerung des 
Braumalzed wird in Sadjfen und Braunfchweig auch ferner 
zur Anwendung fommen. Im Thüringifchen Zoll- und 
Handesvereine follen die Steuern von der Bierbereitung nicht 
unter dem Betrag der in den librigen kontrahirenden Staaten 
dermalen beftehenden Abgaben von biefer Babrifation herab- 
gelegt werben. | 


Artifel 3. 


Die Beftimmungen des Zollfarteld vom 11. Mai 1833 
finden auf diejenigen in den vorftehenden Artikeln genannten 
Steuern Anwendung, bei welchen eine Uebereinftimmung ber 
Geſetzgebung ftattfindet. 


Artikel 4. 


Bei dem Uebergange von Branntwein, Tabakblättern, 
Tabaffabrifaten und Bier aus dem Gebiete eines der Fon» 
trahirenden Staaten in das Gebiet eined anderen findet eine 
Abgabe » Erhebung oder Rüdvergütung nicht ftatt. Diefe 
gegenfeitige Freiheit Bes Verkehrs erſtreckt ſich auch auf Wein 
und Traubenmoft, es mag die Hervorbringung derſelben in 
dem einen oder anderen der Fontrahirenden Staaten einer 
inneren Steuer unterliegen, oder nicht. 


Artikel 5. 


Zwiſchen den Eontrahirenden Staaten findet eine Ge— 
meinfchaft der Einnahmen ftatt, welche von der Befteuerung 
der Branntweinfabrication und von den Abgaben auffommen, 
die, nach Maßgabe der Zollvereinigungsverträge, von dem 
aus anderen Zollvereindftaaten übergehenden Branntwein, 
Tabakblättern, Tabaffabrifaten und Bier erhoben werben. 

Kommt in Zufunft von dem aus anderen Zollvereind- 
ftaaten übergehenden Wein und Traubenmoft eine Abgabe 
zur Erhebung, fo fällt fie ebenfalls in die Gemeinichaft. 
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Artikel 6. 

Die Einnahmen von den in die Gemeinfchaft falfenden 
Abgaben werben in ihrem. Bruttobetrage nach Abzug: 

a) der Rüderftattungen für unrichtige Erhebungen, 

b) der auf dem Grunde befonderer gemeinichaftlicher 
Berabredungen erfolgten Bergütungen ber Steuer 
von der Brantweinfabrifation 

zwilchen den Fontrahirenden Staaten nah, dem Verhältniß 
der Bevölferung vertheilt. 

Der Stand der Bevölferung wird durch die im Zoll- 
vereine von drei zu drei Jahren ftattfindenden Zahlungen 
feftgeftellt. 

Der Steuerertrag, beziehungsweife die Bevölkerung lol 
her Staaten oder Gebietötheile, welche vertragdmäßig mit 
einem der fontrahirenden Staaten in Gemeinſchaft aller oder 
einzelner von den im Artikel 5 bezeichneten Einnahmen ftehen, 
fol bei der Theilung diefer Einnahmen in den Steuerertrag, 
beziehungsweife die, Bewölferung desjenigen Staates ein: 
gerechnet werden, mit welchem eine ſolche Gemeinſchaft 
ftattfindet, 


Artifel 7. 


Ueber die gemeinfchaftlichen Einnahmen findet unter den 
fontrahirenden Staaten vierteljährlidy eine vorläufige umd 
jährlich eine fchließliche Abrechnung ftatt. 

Zum Zwed ber vorläufigen Abrechnung überfenden die 
Direftivbehörden ſämmtlicher fontrahivenden Theile dem König: 
lich Preußiſchen Finanzminifterium. innerhalb der erften ſechs 
Wochen jedes Bierteljahres eine Ueberficht über die im Laufe 
des oder der vorhergegangenen Vierteljahre ded Kalender: 
jahre8 fällig gewordenen Einnahmen und etwa gewährten Ers 
ftattungen. Innerhalb fernerer vier Wochen überfendet das 
Königlich Preugifche Finanzminifterium den Gentralfinanzitellen 
ber anderen fontrahirenden Theile, für den Thüringifchen 
Verein der Directinbehörde deſſelben, die auf Grund biefer 
Ueberſichten aufgeftellte vorläufige Abrechnung. Diefe Ab- 
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rechnung, bezeichnet zugleich die Herauszahlungen, welche zur 
Ausgleihung der jedem Fontrahirenden Theile für die Ab» 
rechnungsperiode zuftehenden Einnahmeantheile zu leiftert find. 


Ueber die Einnahmen von der Uebergangd: Abgabe für 
Bier erfolgt auch die vorläufige Abrechnung nur alljährlich. 
Im. Uebrigen finden die vorftehenden Beftimmungen auch 
auf diefe Abrechnung Anwendung. 


Zum Zwed ber jchließlichen Abrechnung machen bie 
Direftivbehörden dem Königlich Preußifchen Finanzminifterium 
innerhalb der erften ſechs Monate jedes Jahres darüber Mit: 
theilung: ob und was in den von ihnen überfendeten, auf 
das Vorjahr bezüglichen Weberfichten zu berichtigen if. Das 
Königlih Preußiſche Finangminifterium überfendet die. hier- 
nach aufgeftellte fchließliche Abrechnung den übrigen Gentral- 
Binanzftellen, für den Thüringiſchen Verein durch defien 
Direktivbehörde, zur Anerfennung und macht denfelben von 
der alljeitig erfolgten Anerkennung Mittheilung. Es erfolgt 
aledann die Ausgleichung der auf. Grund der jchließlichen 
Abrehnung etwa noch zu leiftenden Zahlungen. 


Zum Zmwed ber befonderen Abrechnung unter den zum 
Thüringifchen Zolls und Handelövereine gehörenden Staaten 
für ihre in diefem Vereine begriffenen Gebiete ftellt die Di- 
reftivbehörde des Vereins, auf Grund der ihr von’dem Koͤ— 
niglich Breußifchen Finanzminifterium überfendeten vorläufigen 
und ber von den Fontrahirenden Regierungen anerfannten 
Ichließlihen Abrechnungen, die weiteren vorläufigen, bezies 
hungsweiſe jchließlichen Abrechnungen unter den gedachten 
Staaten auf umd legt diefelben, fowie die allgemeinen Ab» 
rechnungen, den Gentral: Finanzftellen diefer Staaten, und 
zwar die fchließlichen Abrechnungen zur Anerkennung vor. 


Artifel 8. 


Die kontrahirenden Staaten werben von jeder Herauds 
zahlung, und zwar: 
bei der Steuer von der Branntweinfabrifation und 
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“bei der Uebergangsabgabe von Branntwein fünf 
PBrocent, 
bei den übrigen gemeinfchaftlichen Einnahmen drei 
Procent 
an Erhebungskoſten zurückbehalten. 

Von Herauszahlungen, welche auf die Branntweinſteuer 
und die Uebergangsabgabe für Branntwein an Braunſchweig 
zu leiſten ſein möchten, werden Erhebungskoſten nur in dem 
Falle zurückbehalten werden, wenn dig Brutto-Einnahme 
Braunſchweigs, ohne Abzug. der Ausfuhrvergütung, weniger 
betragen hat, als fein Antheil an der zur Vertheilung kom: 
menden Einnahme. 


Artikel 9. 


Die fontrahirenden Theile verpflichten fich zu einer fort 
dauernden völligen Uebereinſtimmung ber vereinbarten gefeg- 
lichen, reglementären und Kontrolevorfchriften hinfichtlich ders 
jenigen Steuern und Abgaben, bei weldyen nad) den vor- 
ſtehenden Verabredungen eine Gleichmäßigfeit oder Gemein: 
ſchaft ftattfindet. 

Die Wirffamfeit der, von einem fontrahirenden Theile 
an die Zolldireftionen oder Hauptämter eincd anderen abge: 
orbneten Beamten oder Kontroleure erftredt fich auch ferner 
auf die Erhebung und Kontrole der in die Gemeinſchaft 
fallenden Steuern und Abgaben unter Anwendung ber wegen 
der Stellung und Befugniffe der gedachten Beamten ober 
Kontroleure im Allgemeinen getroffenen Verabredungen. 

Diejenigen Eontrahirenden Theile, zu deren Behörden 
folche Beainte nicht abgeordnet find, geftehen den andern dad 
Recht zu, von Zeit zu Zeit durch befonders zu entjendende 
Commiffarien von der Erhebung und Kontrole der gedachten 
Steuern und Abgaben, insbefondere der Steuer von ber 
Branntweinfabrifation, Kenntniß zu nehmen. 

BrennereisRevifionen dürfen von Beamten eines anderen 
Theiles ſtets nur in Begleitung eined Landesbeamten vor: 
genommen werben. 
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Artikel 10. 


Sollte der, auf den Kopf der Bevölkerung treffende Er 
trag an Branntweinfteuer fich erheblih und anhaltend vers 
mindern, ohne daß dieſe Erfcheinung durch Mißernten oder 
notorifche Abnahme der Branntweinfabrifation oder Comſum— 
tion fi) erflären ließe, fo fol durch eine gemeinjchaftliche 
Unterfuchung geprüft werden, ob die Verminderung ber Ein» 
nahme in der Unzulänglichfeit ded zur Anwendung fommen- 
den, auf dem Rauminhalt der zur Einmaifchung oder Gäh— 
rung der Maifche benusten Gefäße und der Zahl der Ein- 
maifchungen beruhenden Erhebungsmaaßftabes ihren Grund 
habe. Iſt diefe Frage bejahend zu entjcheiden, fo ſoll eine 
Aenderung des Erhebungsmaaßftabes infoweit eintreten, als 
nöthig ift, um demfelben dem im Artikel 1 feftgefegten Steuer: 
jage wiederum nahe zu bringen. 

Iſt eine Einigung hierüber nicht zu erreichen, jo bleibt 
ed jedem der Fontrahirenden Theile überlaffen, die ihm noth— 
wendig fcheinende Erhöhung des Erhebungsfaged für ſich 
allein anzuorbnen. Die Einnahme-Gemeinſchaft fol zwar 
auch in diefem Falle fortgefegt, die Gleichheit des Theilnahme- 
Berhältniffes fol aber dadurch aufrecht erhalten werden, daß 
derjenige Theil, welcher den Steuerfag erhöhet: 

1. von der gefammten in feinem Gebiete aufkommenden 
Branntweinfteuer-@innahme fo viel von der Theilung 
ausjchließt und für fich behält, als der von ihm für 
die Branntweinfabrifation aus mehligen Subftanzen 
angenommene volle Erhebungsjag höher ift, als ber 
gleichartige Sat in den anderen Staaten; 

2. beim Eingange von Branntwein aus dem Gebiete ber- 
jenigen Theile, welche einen geringeren Steuerſatz bei— 
behalten, eine, der Differenz ber Steuerfäge entfpre- 
chende Hebergangsabgabe für feine alleinige Rechnung 
erhebt ; 

3. befugt ift, auf privative Rechnung die Rüdvergütung 
bei der Ausfuhr in das Ausland und in andere 
Bereinsftaaten im VBerhältniß der eingetretenen Er: 
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höhung des Erhebungsfages zu erhöhen und bei ber 
Ausfuhr in die Gebiete der anderen Fontrahirenden 
Staaten eine Rüdvergütung zu gewähren, welche 
jedoch den Betrag nicht überfteigen darf, um welchen 
die Vergütung bei der Ausfuhr in das Ausland und 
in andere Bereindftaaten erhöhet worden ijt. 


Artifel 11. 


Die Wirkfamfeit des gegenwärtigen Vertrages begitint 


mit dem 1. Januar 1866. Derfelbe tritt von diefem Täge 
ab, an die Stelle folgender, zwiſchen den Eontrahirenden 
Theilen abgefchloffener Verträge, nämlich: 


1. 


bed Vertrages zwifchen Preußen und Sachſen wegen 
gleicher Befteuerung innerer Erzeugniffe vom 30. März 
1833, foweit derfelbe auf Gegenftände des gegemwär- 
tigen Vertrages Bezug hat; 

der Verträge zwilchen Preußen, Sachſen und den zu 


dem Thüringifchen Zoll- und Handelsvereine verbun- 


denen Staaten 
wegen gleicher Befteuerung innerer Erzeugniſſe vom 
11. Mai 1833, wegen Fortſetzung der Verträge vom 
30. März und 11. Mai 1833 über die gleiche Bes 
fteuerung innerer Erzeugniffe vom 8. Mai 1841, 
wegen Fortſetzung des Bertrages vom 8. Mai 1841, 
über die gleiche Beftenerung innerer Grzeugniffe 
vom 4. April 1853; 
ber Uebereinfunft zwifchen Preußen und Braunſchweig 
wegen gleicher Befteuerung innerer Grzeugniffe vom 
19. DOftober 1841; 
ber Uebereinkunft zwiſchen Preußen, Sachſen und den 
Staaten des Thüringifchen Zoll: und Handelsvereins 
einerfeitd und Braunſchweig andererſeits, ‘den gegen: 
feitig freien Berfehr mit Bier und die Gemeinſchaft— 
lichkeit der Uebergangsabgabe von Bier betreffend, vom 
19. Oftober 1841. 
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Der gegenwärtige Vertrag findet feine Anwendung auf 
die Hohenzollernichen Lande und’ das Jadegebiet Preußens, 
jowie auf. diejenigen Gebietötheile Braunichweigs, welche zur 
Zeit dem Steuerfhfteme Hannoverd: angefchlofjen find. 


Artifel 12. 


Der gegenwärtige Bertrag joll vorläufig. bi6 zum 31. 
December 1877 gültig fein und, wenn er nicht vor dem 1. 
Januar 1877 von dem einen oder dem anderen ter fontra= 
hirenden Staaten aufgefündigt wird, auf weitere zwölf Jahre, 
und fo fort von zwölf zu zwoͤif Jahren, als verlängert an— 
geſehen werden. 

Er erliſcht, auch ohne vorherige Auffündigung, ſobald 
die zwiſchen den kontrahirenden Theilen beſtehende Zollvereini— 
gung aufhoͤrt. 

Er fol alsbald zur Ratification der Hohen tontrahiren⸗ 
den Hoͤfe vorgelegt und es ſoll die Auswechſelung der Rati— 
ficalions⸗Urkunden me. binnen ſechs Wochen in Berlin 
bewirkt werden. 


So geichehen und in einem, für die Hohen Fontra- 
hirenden Theile in dem Königlih Preußiſchen Geheimen 
Staatsarchive niederzulegenden Exemplare vollzogen. 


Berlin, den 28. uni 1864. 


v. Pommer-Eſche. Bhilipsborn. Delbrüd. 
I (L. S.) (L. S.) 

v. Thümmel. Bode Thon. v. Thielau. 
(L. S.) (L.$) . (LS) (L.S8) 
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M 34. 


Verordnung, betreffend die Befteuerung bes inländifchen Branntweins. 
Oldenburg, den 11. Juni 1867. 


Wir nicolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleöwig, Holftein, Stormarn, der Dithmarjchen 
und Oldenburg, Fürft von Lübeck und Birfenfeld, "Herr 
von Jever und Kniphaufen ze. ıc. 


thun fund biemit: 


In Ausführung ber mittelft Unferes Patents vom 10. 
d. M. verfündeten Uebereinfunft zwifchen Oldenburg und 
Preußen vom 27./30. April d. J., den Beitritt Oldenburgs 
zu dem Bertrage vom 28. Juni. 1864 über die gleiche Bes 
fteuerung innerer Erzeugniffe betreffend, verordnen Wir für 
Unfer Herzogthum Oldenburg, mit Ausfchluß des Freihafens 
Brafe, was folgt: 


I. Allgemeine Beftimmungen. 
$. 1. 
1. Höhe der Steuer. 

Die Steuer von dem im Inlande erzeugten Branntwein 
foll für das Preußifche Duart Branntwein zu 50 Prozent 
Alfoholftärfe nad dem Alkoholometer von Tralles 1°/,, Sur. 
betragen. 


8. 2. 
2. Auf welchem Wege dieſelbe erhoben wird. 
Dieſe Steuer wird erhoben: 
a. bei der Bereitung des Branntweins aus Getreide 
oder anderen mehligen Stoffen nad) dem Raumin— 
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halte der zur Einmaiſchung oder Gährung der Maifche 
benugten Gefäße (Maifchbottichfteuer) ; 

b. bei der Bereitung des Branntweind aus nicht mehlis 
gen Stoffen nad) der Menge der dazu zu verwenden: 
den Materialien (BranntweinsMaterialfteuer). 


$. 3. 
3. Erhebungsfäge. 
a. Maiſchbottich⸗Steuer 

Die Maifchbottichfteuer ($. 2 a.) wird mit 2 Groſchen 
5', Scharen für jede 20 Quartier Steuergemäß (3 Sgr. 
für jede 20 Preußiſche Quart) des Rauminhalts der Maiſch— 
bottiche und für jede Einmaifchung erhoben. 

Von landwirthichaftlihen Brennereien, welche nur in 
dem Zeitraume vom 1. November bis zum 16. Mai, bdiefen 
Tag mit eingeſchloſſen, im Betriebe find, in dem vorberges 
gangenen Sommerhalbjahre ganz geruht haben, nur felbft 
gewonnene Erzcugniffe verwenden und an Einem Tage nicht 
über 900 Preußiſche Duart Bottihraum bemaifchen, follen 
jedody nur zwei Silbergrofhen und . Schwaren für jede 
20 Duartier Steuergemäß (2 Spr. und 6 Pfennige für 20 
PBreußiihe Duart) Maijchraum erhoben werden. 


$. 4. 
b. Branntwein⸗Materialſteuer. 


An Branntwein-Materialfteuer ($. 2 b.) wird entrichtet: 

a. für jeden Eimer zu 60 Preußiſchen Duart einge: 
ftampfte Weintreber, Kernobft oder auch Treber von 
Kernobft und Beerenfrüchten aller Art 4 Sgr. 

b. für jeden Eimer Trauben» oder Obſtwein, Weinhefen 
und Steinobft 8 Sgr. 

c. bei anderen nidyt mehligen Stoffen, weldye zur Brannt- 
weinerzeugung verwendet werden möchten, wird die 
Steuer dur das Staatsminifterium, Departement 
der Finanzen nady Verhältnig der Ausbeute und nad) 
dem Rormalfage ($. 1) feitgefegt. 
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$. 5. 


6. Vergütung der Steuer bei Berfendungen von Branntwein ins 
Ausland. 


Bei der Ausfuhr des im Inlande erzeugten Branntweind 
nach dem Auslande wird eine Vergütung der Steuer nad) 
den darüber vom Staatsminifterium, Departement der Finans 
zen beionders zu erlaffenden Beftimmungen gewährt werben. 


Il. Vorfchriften über die Erhebung und Gontroli- 
rung der Steuer. 


$. 6. 
1. Anmeldung der Geräthe. 


Wer eine Brennerei einrichten oder einen Deftillirapparat 
anfchaffen will, ift gehalten, ſolches vorher der betreffenden 
Steuerhebeftelle anzuzeigen und derſelben mindeſtens acht Tage 
vor Anfang ded Betriebs eine Nachwelfung nad einem bes 
fonders vorzufchreibenden Mufter einzureichen, worin die Räume 
zur Aufſtellung der Geräthe und zum Betriebe der Brennerei, 
die Brenn: und Maifihgefäße, ald: Blafen, Helme, Maifch- 
wärmer, Kühlapparate, Mailchbottiche, WBormaijchbottiche, 
Kartoffeldämpfer und andere Dampfgefäße, Kühle, Hefen- und 
Schlempegefäße, Maiſch-, Lutter- und andere Refervoird 
u. ſ. w., ingleichen der in Quartieren nad) dem gegenwärtig 
geltenden Steuergemäß ausgedrüdte gefammte Rauminhalt 
jedes einzelnen diefer Geräthe genau und vollftändig anges 
geben fein müffen. Dieſer Nachweiſung muß ein einfacher 
Grundriß desjenigen Raumes, in welchem fich die Brennerei: 
geräthe befinden, und ihrer Stellung in demfelben nad) einem 
von der Steuerbehörde vorzuichreibenden Mufter beigefügt und 
die darin bezeichnete Stellung der Geräthe während jeder Bes 
triebageit fo lange unverändert beibehalten werden, ald Ab: 
änderungen nicht durch Einreichung eined anderweiten Grund» 
riſſes angezeigt worden jint. 
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Ebenfo fliegt dem Befiger einer Brennerei oder eined 
Deitillirapparated ob, wenn Geräth angefchafft wird, oder 
wenn bad bereitd angemeldete ganz oder zum Theil abgeän- 
dert worden ift, binnen drei Tagen nach der Empfangnahme 
bed Geräths der Steuerhebeftelle davon Anzeige zu machen, 
und dafjelbe nicht ohne die von legterer zu ertheilende amt- 
fiche Beicheinigung in Gebrauch zu nehmen. 

Zur Anzeige binnen drei Tagen ift berfelbe auch ver: 
pflichtet, wenn das bereit angemeldete Geräth ganz ober 
zum Theil in ein andered Lokal gebracht wird. 

Diejenigen, welche zur Zeit der Publikation biefer Ver: 
ordnumg eine Brennerei oder einen Deftillirapparat bereits 
befigen, find verpflichtet, ben Steuerhebeftellen die vorgefchrie- 
bene NRachweifung der Betriebsräume und Geräthe, wenn 
ein Betrieb ftattfinden fol, mindeftens acht Tage vor Anfang 
defielben, -fonft aber jedenfalls im Laufe desjenigen Monats, 
welcher der Bublikation diefer Verordnung folgen wird, eins 
zureicyen, ſoweit dies nicht bereitd auf Grund der — 


geſetzlichen Vorſchriften geſchehen ift. 


§. 7. 
2. Abmeldung der Geräthe 

Beſitzet von Brennereien dürfen feine Brennereigeräthe 
($. 6.) und andere Perſonen Feine Deftillirgeräthe, nämlich 
Blafen, Helme und Kühler, weder ganz noch theitweile aus 
ihren Händen geben, bevor fie ed der Steuerhebeftelle ihres 
Bezirks angezeigt unb von dieſer eine Beicheinigung darüber 
erhalten. haben. 


8. 8. 
3. Vermeſſung und Bezeichnung der Geräthe. 

Die in den Brennereien vorhandenen, die fünftig bin- 
zufommenden und die abgeänderten Brennereigeräthe und 
Gefäße werden nach der Beftimmung der Steuerbehörde nu- 
merirt, auch von berfelben nachgemeſſen und, foweit ed thun- 


lich ift, mit einem Stempel verfehen. Den ermittelten Raum— 
2* 
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inhalt und die Nummer muß der Brennereibefiger an den 
Geräthen deutlich bezeichnen und diefe Bezeichnung gehörig 
erhalten laſſen; wie folche zu bewirken und wo fie anzubrin« 
gen fei, wird für jedes Geräth von der Steuerbehörde beftimmt. 

Bis zur amtlichen Nachvermeffung der Mailchgefäße, 
welche lediglih im Intereſſe der Steuerverwaltung erfolgt, 
dienen die über den Rauminhalt abzugebenden Anmeldungen 
zur vorläufigen Berechnung ber Steuer. 


8.9. 
4. Außer Gebrauchs Sehen der Geräthe. 

Die vorhandenen Maiſch- und Deftillirgeräthe werden 
von der Steuerbehörde für die Zeit, während welder ein 
Betrieb nicht angemeldet und geftattet worden, auf angemeſſene 
Weiſe außer Gebrauch gefegt. 


$. 10. 

5. Borichriften für die Benugung der Brennereien und Geräthe. 

Wer eine Brennerei in Betrieb fegen will, ift verpflich- 
tet, vor dem Beginn bdeflelben den Betriebsplan nad den 
näheren Beftimmungen der $$. 24. ff. dein Steueramte ans 
zumelven, dieſen Betrieböplan in der Brennerei auszuhängen, 
ſolchen reinlich aufzubewahren und demfelben bei dem Betriebe 
genau nachzukommen. 


1. 


Wer Branntwein aus nicht mehligen Stoffen bereiten 
will, hat zuvor der SteuersHebeftelle, nach näherer Vorſchrift 
bed $. 35 ein VBerzeichniß feiner ſämmtlichen Materialvor: 
räthe, welches zugleidy den Ort ihrer Aufbewahrung angeben 
muß, einzureichen, auch jeden ferneren Zugang zur Nachtra— 
gung in das Verzeichniß fogleich anzumelden. Der zur Ber: 
arbeitung beftimmte Theil des Materiald wird auf den Grund 
des Betriebspland, welcher den Aufbewahrungsort während 
ber Betriebdzeit angeben muß, in dem Borrathöverzeichnifle 
abgejchrieben. 
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Während des Zeitraums, auf welchen der Betrieböplan 
lautet, und fo lange die Brennerei nicht unter Siegel gelegt 
worden ift, darf in der Brennerei fein anderer ald der in dem 
Betrieböplan angegebene Vorrath von den im $. 4 bezeichs 
neten Stoffen vorhanden fein. . 


$. 12, - 
6. Berpflihtung zur Befolgung der Kontroles-Borfchriften. 


Die vorftehend zur Kontrolirung der Steuer ertheilten 
Vorſchriften ($$. 6 bis 11) und die zu deren Bervollitänbi- 
gung getroffenen reglementairen Beftimmungen ift nicht nur 
berjenige, welcher die Brennerei betreibt, oder für feine Rech- 
nung betreiben läßt, jondern auch ein Seder, welcher bei ber 
Brennerei befchäftigt ift, zu beobachten ſchuldig. 


8 13. 
7. Bann bie Steuer zu entrichten ifl. 


Die Branntweinfteuer ift, fofern nicht nach den vom 
Staatdminifterium, Departement der Finanzen zu erlaffenden 
Beitimmungen eine Stundung bewilligt wird, fpäteftend am 
legten Tage ded Monats, in melchem ein Brennereibetrieb 
ftattgefunden hat, zu entrichten. Wer diefen Zahlungstermin 
einmal verfäumt, muß die Steuer bei jeder ferneren Anınel- 
bung voraudbezahlen. 


$. 14. 
8. Grlaß der Branntweinfteuer. 


Ein Erlaß der Steuer kann nur dann erfolgen, wenn 
durch einen außerorbentlichen Zufall 
a) eine umvermeidliche Unterbrechung des Betriebs ent- 
fteht, oder | 
b) bie Maiſche eined verfteuerten unangebrochenen Bot- 
tichs gänzlich unbrauchbar geworben ift. 
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-$& 15. 
9. Richtige Berechnung und Erhebung der Steuer. 

Zu viel erhobene Gefälle werden zurüdgezahlt, "wenn 
binnen Sahresfrift, vom Tage der Verftenerung an gerechnet, 
der Anſpruch auf Erſatz angemeldet und begründet wird. 
MWenn der Anfpruch ganz oder theilweife zurüdgewiefen wird, 
fo ift dagegen der Rekurs an die vorgejegte Behörde binnen 
einer Praͤkluſivfriſt von ſechs Wochen zuläſſig. Wendet fich 
der Reklamant an eine inkompetente Behörde, ſo hat dieſe 
das Rekursgeſuch an die kompetente Behörde abzugeben, ohne 
daß dem Reklamanten die Zwiſchenzeit auf die Friſt anzu— 
rechnen iſt. 

Zu wenig oder gar nicht erhobene Gefälle koͤnnen gleich— 
falls innerhalb Jahresfrift, vom Tage des Eintrittö der Jah: 
lungsverpflichtung an gerechnet, nachgefordert werden. Nach 
Ablauf des Jahres ift jeder Anſpruch auf Zurüderftattung 
oder Nachzahlung der Gefälle beziehungsweife gegen ben 
Staat und den Steuerſchuldigen erlofchen ; dem Staate bleiben “ 
jedoch feine Rechte auf Schadenerfag gegen die Beamten, 
durch deren Schuld die Gefälle gar nidyt oder unrichtig ers 
hoben worden, jederzeit vorbehalten, ohne daß die Beamten 
befugt find, den Steuerfchuldigen wegen Nachzahlung der 
Gefälle in Anfpruch zu nehmen, 


III. Betriebsnorfchriften. 
4. Im Allgemeinen. 
$. 16. 


1. — und Beauffichtigung ber Brennerei-Geräthe. 
a. Anmeldung der Geräthe. 

Die Einreihung ded nach $. 6 der Steuerhebeftelle zu 
übergebenden Grunbriffed der Brennereiräume und Geräthe 
muß in boppelter Ausfertigung geſchehen, und ein Eremplar 
von jener befcheinigt, in berfelben Art, wie weiter unten im 
$. 25 wegen des Betrieböplanes beftimmt werden wird, in 
ber Brennerei aufgehängt werden. 
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b. Vermeſſung der Geräthe. 


Bei Vermefſſung der Blaſen und der Maiſchbottiche iſt 
in ihrer waagerechten Stellung derjenige innere Raum, wel: 
chen fie vom Boden zum äußerften Rande bis zum Ueber: 
laufen haben, durch die Steuerbeamten ohne allen Abzug 
aus zumitteln. | 


$; 18. 
e. Amtliche Beicheinigung über die Anmeldung der Geräthe. 


Die Steuerhebeftelle ift verpflichtet, über die Anmeldung, 
die Vermeflung und ihr Ergebniß und die Art der Bezeich- 
nung eine Beicheinigung zu ertheilen. 

- Nur durch dieſe Befcheinigung, welche nebft den Ber: 
meflungssBerhandlungen in der Brennerei aufbewahrt werden 
muß, fann ber Nachweis geführt werden, daß die Geräthe 
vorjhriftsmäßig angemeldet worden. 


8. 19. 
2. Auffiht auf die Geräthe. 

Die zu den Brennereien gehörigen Geräthe müffen in 
ben Betrieberäumen zufammen aufbewahrt werden. Dahin 
nicht gehörige Gefäße dürfen in benfelben nicht vorhanden 
fein. 

Deftillirgeräthe und Maifchgefäße ftehen fo lange, als 
fie nicht zum ©ewerbebetriebe angemeldet werden, bergeftalt 
unter befonderer Aufficht der Steuerbehörde, daß ihre Ber 
nugung zu einem außerorbentlichen Zwede, namentlich aud) 
zur Bereitung. von VBiehfutter, ohne Steuerentrihtung nur 
auf vorgängige Anmeldung und unter den von der Steuer 
behörde anzuordnenden Sicherheitdmaßregeln erfolgen darf. 

Bei Berfonen, welche mit dergleichen Geräthichaften blos 
handeln, oder fie zum Handel verfertigen, find folche dieſer 
Aufficht nicht unterworfen. 
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$. 20. 


Wer Deftiliirgeräthe befigt, welche nicht im Gebrauch 
find, ift dennoch verbunden, fie dem Steuerbeamten auf Er— 
fordern vorzuzeigen, damit er fich überzeugen fönne, daß fie 
noch in dem Zuftande befindlicdy find, in welchen fie zur Ber: 
hütung ihres Gebrauch verfegt worden. 

Diejenigen, welche Deftillirgeräthe blos verfertigen, ober 
damit handeln, find hierunter nidyt begriffen. 


8. 21. 


Deftillirgeräthe, welche ausfchließlih zu anderem Ge: 
brauche, als zur Branntweinbrennerei, gehalten werden, ftehen 
zwar nicht unter der für Branntweinbrennereien angeordneten 
Kontrolex ($. 19), bleiben aber, zur Berhütung von Mißs 
bräuchen, der allgemeinen Auffiht der Steuerbehörde unters 
worfen. 


$. 22. 
3. Berfahren, um Geräthe außer Gebraud; zu jegen. 

Um für die Zeit, wo die Maifch- und Deftillirgeräthe 
nidyt in Betrieb fein dürfen, ihre, unbefugte Benugung für 
legteren zu verhindern, werben entweder 

a) die Geräthe an Ort und Stelle burch einen Steuer: 
beamten unter Berfchluß gelegt, in welchem Falle der 
Brennereibeftger die Materialien zur Verfiegelung oder 
zum Verfchluffe, und zwar in guter brauchbarer Bes 
Ichaffenheit, zu liefern hat, oder 

b) e8 muß ein Theil des Deftillirgeräths am nächften 
Wochentage nad) Ablauf der Betrieböfrift an die 
Steuerhebeftelle abgeliefert werben. Befindet fich letz— 
tered nicht am Orte, ‚fo wird für den Transport bes 
Geräthd auf jede halbe Meile Entfernung Eine 
Stunde gut gerechnet. 


c) Kommt es darauf an in Brennereien, welde zum 
Betriebe angemeldet find, das Deftillirgeräth während 


241 


einzelner betriebslofer Tage und Stunde außer Ges 
brauch zu jegen, und ift die Hebeftelle über eine Viertel 
meile entfernt, fo fann auch geftattet werden, daß ein 
von der Eteuerbehörde zu beftimmended Stück bed 
Deftellirgeräth® entweder bei einer zuverläffigen Perſon 
im Orte, ober, in Ermangelung einer foldyen, in einem 
von dem Brennereilofale möglichft entfernten Aaume 
im Gehöft des Brennereibefigerd niedergelegt werde. 
Eine zur Aufbewahrung des Diftillirgerathd ge: 
eignete und willfährige Perſon zu ermitteln, ift Suche 
des Brennereibefigers; fie für den Zwed anzuerkennen 
- oder nicht; hängt von der Steuerbehörde ab. 
Findet in Maifchbrennereien zwifchen mehreren Ein- 
maijchungen ‚ein Zwijchenraum in der Art ftatt, daß 
in Maifchgefäßen an demfelben Tage, wo fie leer ges 
worden, nicht wieder eingemaifcht wird, fo fann bie 
Steuerbehörde verlangen, daß jene Maifchgefäße für 
den Tag oder die Tage des Nichtgebrauchs fchief ges 
jtellt werben. 

Wenn eine Brennerei ganz ruht, tritt in der Regel Ber: 
ſchluß der Geräthe an Ort und Stelle ein, über deffen An— 
legung von dem Steuerbeamten eine Verhandlung aufgenoms 
men wird, welche bis zur Wiederabnahme des Verſchluſſes 
in der Brennerei aufbewahrt werden muß. Db innerhalb 
der Betriebszeit einzelne Geräthe und welche außer Gebrauch 
zu jegen, und welches der oben unter a. bis d. angegebenen 
Mittel dazu in Anwendung fommen fol, ift nach den Um— 
ftänden ven der Steuerbehörde zu beftimmen. 

$. 23. 
4. Verfahren bei zufälligen Unterbrechungen des Betriebes. 

Wenn in den im $. 14 erwähnten Fällen der Brennerei- 
betrieb unterbrochen wird, fo ift dies mit Beachtung der die: 
jerhalb zu erlaffenden näheren Anordnungen fogleich der 
Steuerbehörde anzuzeigen, weldye die Richtigfeit der Angabe 
an Ort und Stelle unterſuchen läßt und die zu entrichtende 
Steuer feftfegt. 


d 


— 
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B. Vorſchriften für die Benugung der Brennereien und 
Geräthe. 
$. 24. 
AA. Maifchbrennereien. 
1. Anmeldung des Betriebe. 

Der im $. 10 angeordnete Betriebsplan muß nad dem 
von der Steuerbehörde vorzufchreibenden Mufter für einen 
vollen Kalendermonat, oder wenn ber Betrieb erft im Laufe 
eined Monats beginnen foll, für den nody übrigen Theil des 
Kalendermonatd eingereicht werden, und die @inreichung 
mindeftend drei Tage vor der erften Einmaifchung erfolgen. 

Außer den im $. 14 erwähnten Fällen fann eine Abän- 
derung ded angemeldeten Betriebs einmal im Monate dann 
geftattet werden, wenn der Betrieb dadurch verftärft wird. 


6. 25. 
2. Anfertigung und Erforderniffe der Betriebspläne und Verfahren 
mit denfelben. 

Der Betrieböplan, zu deffen Anfertigung nur allein das 
von der Hebeftelle unentgeltlidy zu liefernde Formular benugt 
werden darf, muß deutlich gefchrieben und ohne daß darin 
etwas abgeändert oder ausgelöfcht ift, zweifady der erfteren 
übergeben werden. 

Mangelhaft gefertigte Betrieböpläne giebt diefelbe fofort 
zur Berichtigung zurüd, und es wird in folchen Fällen die 
Einreihung ald nicht geichehen betrachtet. 

Findet ſich bei der von der Hebeftele vorzunehmenden 
Prüfung des Betriebsplans nichts zu erinnern, fo werben 
beide Eremplare von derfelben genehmigt und vollzogen; Das 
eine bleibt bei der Steuerhebeftelle, das andere wird dem 
Brennereibefiger zurüdgegeben, welcher gehalten ift, nody vor 
Einmaifhung daffelbe an einem hellen Orte in der Brennerei, 
welchen die Steuerbehörde dazu auswählt, anzuheften und 
dort in einem Behältniffe, über deſſen Befchaffenheit die 
Steuerbehörde nähere Anleitung geben wird, während ber 
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ganzen Dauer des angemeldeten Betriebs unbefchädigt zu er- 
halten, damit die Auffichtsbeamten und Jeder, der in bie 
Brennerei eintritt, alsbald ſolches einjehen können. 

Wenn die Betriebözeit abgelaufen ift, muß dieſes Exem— 
plar von dem Brennereibefiger binnen drei Tagen an die 
Hebeftelle zurüdgeliefert und kann alddann gegen bad bei 
ber Steuerhebeftelle zurüdgeblicbene Eremplar auegetaufcht 
werden. 

8. 26. 
3. Allgemeine Regeln für den Betrieb. 
a. Beichränfung der Maifchbereitung in Bezug auf Raum und Zeit. . 

Für jeden zur Ginmaifchung beftimmten Tag darf nicht 
unter 600 Preußiſche Duart Maifchraum angemeldet werben, 
auch find Fleinere Maifchbottiche ald von 300 Duart Inhalt 
nicht zuläffig. 

Die Einmaiſchungen dürfen nur geichehen: 

in den Monaten Dftober bis einjchließlih März 
von Morgend 6 Uhr bis Abends 10 Uhr, 

in den übrigen Monaten aber von Morgend 4 bie 
Abends 10 Uhr. 


8. 27. 
b. Regelmäßigkeit im Gebrauch der Maiſchbottiche. 

Dem Brennereibeſitzer bleibt zwar freigeſtellt, wie oft 
und wann er während des Monats, für welchen er den Be— 
trieb angemeldet bat, die angemeldeten Mailchbottiche be- 
nugen will; die Benugung derſelben muß jedoch in einer 
regelmäßigen Reihenfolge dergeftalt gefchehen, daß in dem 
zuerft geleerten Maifchbottiche auch mit der Einmaijchung 
zuerft wieder begonnen wird. 


$. 28. 
c. Benugung fteuerfreier Nebengefäße. 
Wenn die Bereitung und Aufbewahrung der Maijche 
bis zum Abbrennen derfelben nicht in den verfteuerten Maiſch— 
bottichen allein geichehen fol, fondern dazu, oder zu einer mit 
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der Branntweinfabrifation zu verbindenden Hefenbereitung 
aus Maifche, die fteuerfreie Benugung noch anderer Gefäße 
oder Geräthe gewünjcht wird, fo muß dazu bie befondere Er; 
laubniß der Steuerbehörde nachgefucht werben. 


$. 29. 
d. Beichränfung des Abbrennens der Maiſche auf 
aa. beftimmte Tage. 

Dem Brennereibefiger ift geftattet, die Maifche entweder 
am dritten oder vierten Tage nach der Einmaifchung, ben 
Tag berfelben mitgerechnet, abzubrennen und darnach den Bes 
trieböplan einzurichten. Die an Einem Tage bereitete 
Maiſche mug aud an Einem Brenntage vollftändig abges 
(uttert werden. 

Ein früheres oder ſpäteres Abbrennen der Maifche ift in 
ber Regel nicht geftattet; wird in außerordentlichen Fällen 
eine Ausnahme nöthig, fo muß zuvor der Steuerhebeftelle 
davon Anzeige gemacht, und deren fchriftliche Genehmigung, 
welche jedocdy bei Anträgen auf fpätered Abbrennen nicht über 
den vierten Tag hinaus gegeben wird, muß dem Betriebsplan 
beigeheftet werden. 

$. 30. 
bb. auf Stunden. 

An den Tagen, wo Branntweinblafen zum Betriebe an: 
gemeldet find, darf in der Regel von 7 Uhr Abends bis 5 
Uhr Morgens nicht gebrannt werden. ft wegen der Stärfe 
des Betriebs oder nady der Eigenthümlichkeit ded Brennge: 
räthd, oder in anderen befonderen Fällen eine Ausnahme 
nöthig, fo ift darauf bei der Steuerbehörde anzutragen, welche 
nad) ‘Prüfung der für den Antrag geltend gemachten Gründe 
die Genehmigung, den Umftänden nad, nicht verfagen wird. 


$. 31. 
4. Freimachung der Geräthe. 
Wenn unter amtlichen Verſchluß gefegte Maiſch- und 
Deftillirgeräthe in Betrieb kommen follen, fo beftimmt bie 
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Hebeftelle, wann fih ein Beamter zur Abnahme des Ber, 
ſchluſſes in der Brennerei einfinden fol, 


Der Brenner ift nicht gehalten, auf den Beamten länger | 
ald eine Stunde über die beftimmte Zeit zu warten, und 
fann nad) deren Ablauf, wenn ein befannter und glaubwürs 
diger Mann gegenwärtig ift, und dieſer den Verſchluß als 
unverfehrt anerfannt hat, denfelben abnehmen, 


$. 32, 

3. Vorfchriften für den gleichzeitigen Betrieb der Brauerei 

und Brennerei. 

Bei dem gleichzeitigen Betriebe der Brauerei und Brenne- 
rei darf für die legtere, fall8 nicht die von der Brauerei zu 
entrichtende Steuer firirt ift, reined Malzſchrot nicht verwens 
bet werden. Dad zur Brennerei beftimmte Malz muß viel 
mehr vor dem Schroten auf der Mühle wenigftend zum vier 
ten Theile mit ungemalztem Roggen vermijcht werden. Wird 
neben der Brauerei Branntwein aus Kartoffeln gebrannt, fo 
ift zu legterem Behufe der Gebrauch von reinem Malzichrot 
zwar geftattet, daffelbe muß jedoch befonderd angemeldet und 
aufbewahrt werden und fteht unter Auflicht und Kontrole ber 
Steuerbehörbe. 


$. 33. 
BB. Brennereien zur Bereitung von Branntwein aus nicht mehligen 
Stoffen. 
41. Anmeldung des Betriebes. 


| Bezüglich der Anmeldung des Betriebes Fommen bie Ber 
ftimmungen der $$. 24 und 25 auch bei der Bereitung von 
Branntwein aus nicht mehligen Stoffen zur Anwendung. 
Der Betrieböplan darf für die Periode, auf welche er lautet, 
in der Regel nur auf Stoffe von einem und demjelben Steuer: 
fage gerichtet jein; wer für bie ganze angemeldete Betriebs— 
zeit den höheren Steuerfag ($. 4 Littr. b.) entrichtet, ift in 
der Wahl der nicht mehligen Stoffe und deren Abwechjelung 
feiner Beichränfung unterworfen. 
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Wer in einem Jahre nicht mehr als 15 ‘Breußifche 
Eimer Stoffe der erften ($. 4 Littr. a.) oder 7 Eimer der 
zweiten Art ($. 4 Liter. b.) zu Branntwein verwenden kann 
oder will, muß dieſen Borrath innerhalb eines Kalender: 
monatd abbrennen, auch darf überhaupt nicht weniger als 
beziehungsweife 15 und 7 Eimer für Einen Monat angemeldet 
werben. 


$. 34. 
2. Beftimmung der Brennzeit. 


In Anfehung der Brennzeit greifen zwar die Beftims 
mungen des $. 30 ebenfalls Platz, jedoch fann diefelbe, wenn 
die Anzahl der angemeldeten Blaſenfüllungen, welche nicht 
unter zwei an einem Tage fein darf, der Broduftionsfähigfeit 
der Blafe innerhalb der vierzehnftündigen Brennzeit nicht ent» 
fpricht, durch bie Steuerbehörde auf das wirkliche Bedürfniß 
vermindert werben. 


$. 35. 
3. Material:Rontrole. 
a. Abgabe von Material-Vorraths-Verzeichniſſen. 


Die im $. 11 vorgefchriebenen Material-Borraths-Bers 
zeichniffe müffen in doppelter Ausfertigung übergeben werden, 
und die Art und Menge des in jedem Gefäße befindlichen 
Materials, fowie den Aufbewahrungsort enthalten. 

Auf dieſes Verzeichniß findet dasjenige ebenfalls An— 


wendung, was im $. 25 wegen ber Betrieböpläne vorge: 
fchrieben ift. 


$. 36. 
b. Revifion der MaterialeBorräthe. 

Bei Revifton der Vorräthe an Material werden alle, 
dergleichen Vorräthe enthaltende Gefäße für voll angenom- 
men; bei eingeftampften Weintreftern, Kernobſt und Treftern 
von bemfelben jedoch für die obere unbrauchbare Schicht zehn 
Prozent von dem Inhalt ded Gefäßes in Abzug gebracht. 
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$. 37. 


Der Revifton wird das nah $. 35 abzugebende Vers 
zeichniß zum Grunde gelegt und unter bemfelben der Befund 
von dem revidirenden Beamten bejcheinigt. Ergiebt ſich hier: 
bei nach dem im vorigen ‘Baragraphen gedachten Abzuge gegen 
ben angezeigten Geſammtvorrath ein Mehrbetrag und beläuft 
fi) diefer nicht auf ein Zehntheil, jo tritt, wie bei einem 
Minderbefund, nur eine Berichtigung des Verzeichniſſes ein; 
wegen eines größeren Mehrbetrages muß jederzeit dad Straf: 
verfahren eingeleitet werden. Das eine Gremplar bed mit 
ber Reviftonsbejcheinigung verfehenen Verzeichniffes wird bei 
der Steuerhebeftelle zurüdbehalten, dad andere Eremplar aber 
dem Brennereibefiger zurüdgegeben, der folche® aufbewahrt und 
bei Aufftellung der Betriebspläne benußt. 


$. 38. 


Werden neue Vorräthe angefchafft, fo müffen ſolche ber 
Hebeftelle angemeldet und unter gehöriger Revifion in dem 
BVerzeichniffe ($. 35) in Zugang gebradht werden. Ebenfo 
muß jede Verwendung bed in diefen Verzeichniſſen enthaltenen 
Materials zu anderen Zweden, ald unter gehöriger Anmel: 
dung zum Branntweindrennen, der Hebeftelle angezeigt und 
nachgewiefen werden, ed müßte denn auf ferneren Brennes 
reibetrieb ‚did zum nächſten Septembermonat ganz verzichtet 
werden, in welchem Falle die Materialfontrole, von der Ver: 
zichtung ab, bis dahin aufhört. 


$. 39. 


Der zum Brennen angemeldete und von dem Vorraths— 
verzeichniffe zu dieſem Zwede abgefihriebene Theil der Ma- 
terialien wird auf ben Grund des Betriebsplans befonders 
revidirt und unter demſelben der Befund von der Hebeitelle 
bejcheinigt. Bei Abweichungen ded Befundes von dem ans 
gemeldeten Betrage findet die dieferhalb in dem $ 37 gegebene 
Borfchrift Anwendung. 
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Die Steuerzeichen an den Gefäßen müflen, bi deren 
Inhalt ganz abgebrannt it, unverlegt erhalten werben. 


$. 40. 
4. Berfahren, wenn Material verborben ift. 


Material, welches bei der Revifton verdorben und untaug: 
lich) zur Verwendung auf Branntwein gefunden werden möchte, 
ift von dem revidirenden Steuerbeamten, wenn es mehr als 
die oben nach $ 36 zu vergütende Schicht begreift, entweder 
mit Zuftimmung des Brennereibefigerd aus dem Aufbewah— 
rungsgefäß fogleich auszufondern und von dem Vorrathsver— 
zeichniffe oder dem Betriebsplane abzufegen, oder aber, wenn 
der Brennereibefiger dieſes nicht will, oder nicht zugegen ift, 
das ganze Gefäß, worin fich diefes verdorbene Material be: 
findet, aus der Vorrathserklärung auszufcheiden. 

Außerdem fann auf angebliched Berdorbenfein von Ma: 
terial feine Nücdficht genommen werden. 


g 4l. 
8. Kiration der Brennereien. 

Für Brennereibetrieb, der ununterbrochen wenigfteng fieben 
Tage fortgehen fol, kann audy und zwar auf dieſe oder 
längere Zeit innerhalb jeden Kalendermonats, Firation der 
Steuer eintreten. Diele wird dann berechnet nad) Maßgabe 
der zu verwendenden Materialgattung und bderienigen Menge 
diefed Materials, welche während der erflärten Betriebszeit 
ohne Unterbrechung mit den zum Gebrauch beftimmen Diftillir- 
geräthen nach ihrer Betribsfähigkeit ($. 34.) in Branntwein 
umgewandelt werden Fann. 

Die Steuerfontrole befchränft fid) alddann allein darauf, 
die Geräthe nur während der Betriebszeit außer Verſchluß 
zu laſſen und dahin zu fehen, daß Feine höher befteuerten 
Materialgattungen zur Verwendung auf Branntwein fommen. 

Die oben vorgeichriebene Materialfontrolfe ruht für jo 
firirte Brennereien, und fie find nicht gehalten, befondere Be: 
trieböpläne abzugeben, oder ihre Materialbeftände nachzuwei— 
fen. Eine folche Steuerfiration hängt übrigend von dem 


* 
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freien Uebereinfommen der Verwaltung mit dem Steuer: 
pflichtigen ab, und es find zu dem Ende die Bedingungen 
in ber Firationsbewilligung beftimmt auszudrüden. 

Die Steuerbehörde kann zu jeder Zeit die Firationd- 
bewilligung zurüdnehmen, wenn die Geräthe verändert und 
die feſtgeſetzten Bedingungen nicht erfüllt werden. 


42 
6. Gleichzeitiger Betrieb der — aus Getreide oder Kartoffeln. 
Brennereien, welche außer den $. 4. genannten Stoffen 
auch. Getreide, Kartoffeln u. ſ. w. auf Branntwein verarbeiten, 
find in dieſer Hinficht ganz nad) den für die Branntwein- 
-bereitung aus folchen Materialien beftehenden Vorſchriften zu 
behandeln. 


IV. Rechte und Pflichten der Steuerbeamten 
bei Ausübung des Vienſtes. 
8. 43, 
1. Reviſionsbefugniß der Steuerbeamten. 
a. Beſuch der Gewerbsraͤume. 

Dad Gebäude, in welchem eine Brennerei betrieben wird, 
wohin auch die Räume, in welchen Gefäße zum Einmaifchen, 
Abkühlen, Kochen und Dämpfen ded Materiald aufgeftellt 
find, fowie die Gefäße, in welchen nicht mehlige Stoffe, und 
die Räume, in denen außer Gebrauch geſetzte Theile des 
Deftillirgeräthd aufbewahrt werden, gehören, fann, fobald bie 
Brennerei zum Betriebe angemeldet ift, zu jeder Zeit, fonft 
aber nur von Morgens 6 bis Abends 9 Uhr von den Steuer: 
beamten Behufs der Revifion befucht, und muß ihnen zu 
dem Behufe ſogleich geöffnet werden. 

So lange in der Brennerei gearbeitet wird, muß der 
Zugang derſelben ſtets unverſchloſſen ſein. 


g. 44. 
In derſelben erſtreckt ſich die Reviſionsbefugniß der 


Beamten darauf, nachzuſehen, daß 
3 


250 


a) überhaupt die Brennereigeräthe unverändert jo wie 
fie angegeben und bezeichnet worden, auch feine unan- 
gemeldeten Geräthe vorhanden find, und außer Ge: 
brauch gefegte Geräthe ſich noch in dieſem Zuftande 
befinden; 

der abgegebene Betrieböplan in allen Theilen pünftlich 
befolgt werde, auch, infofern aus nicht mehligen Stoffen 
gebrannt wird, Feine unangemeldete Gefäße mit ber: 
gleichen Stoffen vorhanden find. 


b 


— 


8. 45. 
b. Hausfuchungen. 


Iſt gegründeter Verdacht vorhanden, daß Unterfchleife, 
um dem Staat die jchuldigen Gefälle zu verfürzen, begangen 
worden, und deshalb eine förmliche Hausſuchung erforderlich, 
es fei bei Berfonen, weldye Brennerei betreiben, oder bei an» 
deren, jo muß dazu von einem Oberbeamten oder einer höhe: 
en, der Steuerhebeftelle vorgelegten Behörde ein jchriftlicher 
Auftrag ertheilt werden, und fie darf nur unter Beachtung 
der für Hausfuchungen im Allgemeinen vorgefchriebenen Bor: 
men und an ſolchen Orten ftattfinden, die zur Begehung des 
Unterfchleifs oder Verheimlichung von Beitänden fteuerpflid- 
tiger Gegenftände geeignet find. 


8. 46. 
ce. Berhalten Derjenigen, bei welchen revidirt wird, 


Diejenigen, bei welchen vevidirt wird, und deren Ge 
werbsgehülfen find verbunden, den revidirenden Beamten die- 
jenigen Hülfsdienfte zu leiften, oder leiſten zu laſſen, welche 
erforderlich find, um die ihnen obliegenden Gejchäfte, es mögen 
jolche in Revifion des Betriebs, Nachmeſſung der Geräthe, 
Anlegung des Berjchlufjes oder Feititellung des Thatbeftandes 
bei vorgefundenen Unrichtigeiten bejtehen, in den vorgejchrie- 
benen Grenzen zu vollziehen. 
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8. 47. 
2. Dienftftunden und bereite Abfertigung. 


Die Dienftjtunden; in welchen die Erbebungsbeamten an 
ben Wochentagen zur Abfertigung der Steuerpflichtigen bereit 
jein müfjen, beftimmt die Verwältung. Als Negel wird feft- 
gejegt, daß, wo die Hebeftellen mit’ zwei oder mehreren Be— 
amten. bejegt find, die Dienftftunden folgende fein follen: 

in den Wintermonaten Oktober bis Februar. einchließ- 
li Vormittags von 8 bis 12 Uhr und Nachmittags 
vor 1. bis 5 Uhr, 

“in den übrigen Monaten von 7 bis 12 Uhr und von 

2 bis 5 Uhr. 

An andern Drten find die Dienftftunden auf die Bor- 
mittagszeit von 9 bis 12 Uhr eingejchräntt. 

Wenn es nöthig ift, muß auch außer diefer Zeit die 
Abfertigung der Steuerpflichtigen möglichſt bewirkt merden. 
Abweichungen: von vorſtehenden Beftinmungen jollen an den 
Drten, wo dergleichen ftattfinden; bejonders  befannt gemacht 
werden: 


8. 48. 
3. Ablehnen von Geſchenken. 


Bon den Steuerſchuldigen ditrfen die Steuerbeanten 
unter keinen Umftänden für irgend: ein Dienftgeichäft ein 
Entgelt oder Geſchenk, es jei an Geld, Sachen oder Dient- 
leiſtung, es babe Namen, wie es wolle, verlangen oder an- 
nehmen; Andererjeit3 dürfen die Steuerpflichtigen dergleichen 
unter keinen Umftänden und unter feinerlei Vorwand geben 
oder nur antragen; ohne ſich ftraffällig: zu machen. 


8: 49. 
4. Unzuläffigfeit von Rebenerhebungen. 
Außer dem’ beftimmten Stewerjägen wird nichts erhoben; 
Duittungen und Beicheinigungen der Stenerbehorden werden 
gebührenfrei ertheilt: 


3* 
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V. Don den Strafen und dem Strafverfahren. 
A. Allgemeine Strafbeftimmungen. 


8. 50. 
4. Strafe der Defraubation. 


Mer eine Gewerbshandlung, von deren Ausübung die 
Entrihtung der Branntweinfteuer abhängig ift, vornimmt, 
bat, wenn ſolche entweder in einem von der Steuerhebeitelle 
vollzogenen Betriebsplane gar nicht angegeben ift, oder von 
der hierin angegebenen dergeftalt abweicht, daß daraus eine 
Verfürzung der Steuer folgt, die Strafe der Defraudation 
verwirkt. 


8. 51. 
a. im erften Falle. 


Die Strafe der Defraudation befteht in einer Geldbuße, 
welche dem vierfachen Betrage der vorenthaltenen Steuer 
gleichfommt. Die Steuer iſt überdem von der Strafe unab- 
hängig zu entrichten. 


8. 52. 
b. im erſten Rüdfalle. 


Im Falle der Wiederholung nach vorbergegangener Be- 
ftrafung wird die Strafe auf den achtfachen Betrag der vor- 
enthaltenen Steuer beftimmt. Außerdem darf der Schuldige, 
wenn er Brenner ift, das Recht zu brennen in einem Zeit- 
raume von drei Monaten weder ſelbſt ausüben, noch dur 
einen Andern zu feinem Bortheile ausüben lafjen. 


8. 53. 
c. bei ferneren Rüdfällen. 


Im dritten Falle der Uebertretung nach vorhergegangener 
zweimaliger Bejtrafung ift der jechszehnfache Betrag der nicht 
erlegten Steuer als Strafe verwirkt. Sit der Schuldige ein 
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Brenner, fo darf er das Gewerbe des Brennens nie und zu 
feinen Zeiten weder ſelbſt ausüben, noch durch einen Anderen 
zu feinem Vortheile ausüben laffen. 


8. 54. 

2. Anwendung der Defraudationsftrafe, wenn außer Gebrauch gejegte 
Maifch: oder Deftillirgeräthe unbefugter Weife benugt werden. 
Wenn Maijchgefäße, welche von der Steuerbehörde außer 

Gebrauch gefegt worden, unbefugter Weile zum Einmatjchen 
benugt worden find, jo joll die Berechnung der Steuer und 
der Defraudationgftrafe in der Art geſchehen, daß auf jeden 
dritten Tag von der Stunde ab, wo die Maiſchgefäße zulegt 
amtlih unter Verjchluß gefunden worden find, bis zur geit 
der Entdedung eine Einmaiſchung angenommen wird. 


8. 55. 

Sind in Brennereien, wo Branntwein aus nicht mehli- 
gen Stoffen bereitet wird, Deftillirgeräthe, welche von ber 
Steuerbehörde außer Gebraudy geſetzt worden, unbefugter 
Weiſe wieder in Betrieb gebracht, fo werben die verkürzte 
Steuer und der Betrag der Defraudationöftrafe nad) derjeni- 
gen Materialmenge zum höchften Steuerfage berechnet, welche 
feit der Stunde, wo das unbefugter Weife gebrauchte Deftillir: 
geräth zuletzt amtlich unter Verfchluß gefunden worden ift, 
bis zur Zeit der Entdedung auf diefem Geräth hat zu Brannt: 
wein verarbeitet werden fönnen. 


8. 56. 
3. Anwendung der Defraudationsftrafe bei Verlegung von Fixations— 
bewilligungen. 
Wird den bei Firationsbewilligungen feftgefegten Bebdin- 
gungen zur Verkürzung der Steuer entgegen gehandelt, fo 
tritt die Strafe der Defraudation ein. 
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B. Befondese Strafbeftimmungen, 


8. 57. 
1. Strafe der heimlidhen oder anmeldungswidrigen Zubereitung und Auf: 
bewahrung von Maifche. 

Die Einmaifchung oder Zubereitung von Maifche, bie 
bem Steuerbeanten gar nicht angefagt, ober die an anberen 
Tagen, in anderen Räumen ober in anderen ®efäßen, als 
ben in dem amtlich beftätigten Betrieböplane dazu augemel- 
beten, vorgenommen wird, joll an und für fich mit einer 
Geldbuße von Einhundert Thalern, von welcher dem Entdeder 
zwei Drittbeile zufallen, und mit der Konfiöfation ber ge 
brauchten Gefäße beftraft werben, die gefegliche Defrauba- 
tiondftrafe daneben aber nur alddann eintreten, wenn bie 
Abſicht einer Verkürzung der Steuer nachgewieſen wird, 


8. 58. 
2. Strafe der unterlaffenen oder unrichtigen Anmeldung fleuerpflichtiger 
Stoffe. 

Wenn der Vorſchrift des $. 11 entgegen fteuerpflichtige 
Materialien entweder gar nicht angezeigt, oder in größerer 
Menge, als foldhe nad) den Beftimmungen ber $$. 36 und 
37 ftraffrei ift, ober an anderen Orten, ald das Vorraths⸗ 
verzeichniß und der Betrieböplan ergeben, vorgefunden wer: 
den, fo findet-eine Geldbuße von Einhundert Thalern ftatt, 
von welcher dem Entdeder zwei Drittheile zufallen. Wird 
bei Zumwiderhandlungen obiger Art zugleich die Abficht ber 
Steuerverfürzung nachgewiefen, fo tritt außerdem nord) bie 
Defraudationdftrafe hinzu. 


n 8. 59, 
3. Strafe der unterlaffenen oder unrichtigen Anzeige der Geräthe. 
Wenn die Brennereigeräthe oder die damit vorzunehmen: 
den oder vorgenommenen Beränderungen nicht, wie im $. 6 
vorgefchrieben ift, angezeigt worden, fo tritt die Konfisfation 
der verfchtwiegenen, veränderten oder anderdwohin gebrachten 
Stüde und eine Geldftrafe von 25 bis 100 4 ein. 
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8. 60. 
4. Strafe der unterlaffenen Anzeige beim Uebergange von Geräthen in 
andere Hand. 

Wer der BVorfchrift im $. 7 zuwider Brennerei- oder 
Deftillirgeräthe, ohne Anzeige bei der Steuerhebeftelle und 
darüber erhaltene Befcheinigung, einem” Anderen übergiebt, 
verfällt in eine Strafe von 5 bis 20 9, welche bei Wiebder- 
holungen auf 20 bis 50 „9 erhöht wird. 


8. 61. 
5. Strafe der unterlaffenen Geräthe-Bezeichnung. 
Werden die im $. 8 vorgefchriebenen Bezeichnungen der 
Geräthe unterlaffen, fo kommen die Strafbeftimmungen des 
$. 59 zur Anwendung. 


8. 62. 
6. Strafe der Abweihung von der Maiſch- und Brennzeit. 


Abweichungen von den Tageszeiten, in welchen einges 
maifcht werden foll, ſowie Abweichungen von den beffarirten 
Tagen des Blaſenbetriebs, oder von der an diefen Tagen ge— 
ftatteten Brennfrift werden mit 2 und bei Wiederholun— 
gen mit 5 bis 20 7 beftraft. 


8. 63. 


. 7. Strafe des ordnungswidrigen Verfahrens mit den Betriebsplänen und 
Material⸗Vorraths-⸗Verzeichniſſen. 


Eigenmächtige Veränderungen in dem von ber Steuer: 
hebeftelle vollzogenen Betrieböplane ($. 10), infofern dadurch 
nicht eine härtere Strafe verwirft ift, werden mit 2—50 48 
beftraft. Im Wiederholungsfalle tritt Werboppelung ber 
Strafe und im dritten Uebertretungsfalle überdem ber Verluft 
der Befugniß zur Betreibung der Brennerei ein. Auch der— 
jenige, welcher feinen Betrieböplan nicht reinlid aufbewahrt 
oder nicht bereit hält, ſolchen jederzeit dem Reviſionsbeamten 
gleich vorlegen zu können, wird fchon deshalb um Ein bie 
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fünf Thaler beftraft, wenn audy nicht erweislich ift, daß der⸗ 
felbe, um eine Kontravention zu verbergen, weggefchafft oder 
beſchaͤdigt worden. 


Was vorftehend in Betreff der Betriebspläne angeord— 
net worden, gilt auch für die Material: Borrathöverzeichnifie 
($. 11.). 


8. 64. 
8. Verletzung des Verſchluſſes oder der Bezeichnung der Geräthe. 


Wer den amtlichen Verſchluß, durch welchen Maifch-, 
Deſtillir- und andere Geräthe außer Gebraudy gejegt worden, 
abnimmt, verlegt, oder fonft unbrauchbar macht, bie vorge: 
fchriebene Bezeichnung der Geräthe ($. 8) zerftört, verändert, 
oder nachmacht, wird, wenn auch eine Steuerverfürzung nicht 
beabfichtigt worden, bei einer Veränderung oder Zerftörung 
der vorgefchriebenen Bezeichnungen mit der im $. 59 beftimm- 
ten Strafe und bei Verlegung ded amtlichen Verſchluſſes der 
Maiſch- und Deftillirgeräthe mit einer Geldbuße von 2 bis 
20 45 belegt, falld nicht glaubwürdig dargethan wird, daß 
bie Zerftörung der Bezeichnung oder die Verlegung bed Ver: 
fchluffes durdy einen vom Steuerpflichtigen nicht verfchuldeten 
Zufall entftanden, und davon gleich, nachdem ſolche wahr: 
genommen worden, Anzeige gefchehen ift. 


8. 65. 
9. Beitrafung fonftiger Sefep-Uebertretungen. 


Die Mebertretung anderer in biefer Verordnung enthals 
tenen Vorfchriften und der in Gemäßheit derfelben erlaffenen 
und gehörig befannt gemachten VBerwaltungsvorfchriften, auf 
welche feine befondere Strafe gelegt worden, foll mit einer 
Geldbuße von 1 bis 10 „7 geahndet werden. 
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C. Bertretungsverbindlichkeit für verwirkte Geldftrafen. 
8. 66. 


Mer Brennerei treibt, muß für fein Gefinde, feine Diener, 
Gewerbögehülfen und feine im Haufe befindliche Ehegattin, 
Kinder und Anverwandten, was die nach $$. 51 bis ein- 
fchließli 65 verhängten Geldftrafen und bie vorenthaltene 
Steuer betrifft, mit feinem Bermögen haften, wenn die Geld» 
firafe und die Steuer wegen Unvermögens bes eigentlich 
Schuldigen nicht beigetrieben werden fönnen. Der Steuer: 
verwaltung bleibt aber in dieſem Falle vorbehalten, die Geld⸗ 
buße von dem fubfidiariich Verhafteten einzuziehen oder ftatt 
befien, und mit Verzichtung hierauf, die im Unvermögend: 
falle an die Stelle der Geldbuße zu verhängende Freiheitd- 
ftrafe ſogleich an den eigentlich Schuldigen vollftreden zu 
laffen, ohne daß letzteren Falls die Verbindlichkeit der fub- 
ſidiariſch Verhafteten rüdfichtlid der Steuern dadurch auf: 
gehoben wird, 


D. Zufommentreffen mehrerer Zumwiderhandlungen gegen 
die Gefege. 


8. 67. 


Treten ber Zuwiderhandlung gegen die Beftimmungen 
biefer Verordnung andere Vergehen oder Verbrechen hinzu, 
fo fommen die allgemeinen Strafgefege zur Anwendung. 

Iſt mit einer Defraudation zugleich eine Berlegung be- 
fonderer Vorfchriften diefer Verordnung verbunden, jo tritt 
die darauf gefegte Strafe in der Regel der Strafe der Des 
fraudation hinzu. 

Im Falle mehrerer oder wiederholter Zumwiderhandlungen 
gegen diefe Verordnung, welche nicht in Defraudationen be: 
ftehen, fol, wenn die Krontraventionen berfelben Art find 
und gleichzeitig entdeckt werden, die Kontraventiondftrafe, ins⸗ 
befondere die durch die 66. 57 und 58 verhängte Strafe von 
Einhundert Thalern gegen den fubfidiarifh Berpflichteten, 
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gleichwie gehen die eigentlichen Thäter und Theilnehmer, nur 
in einmaligem Betrage feftgefeßt werben. 


E. Strafe der Beitechung der Beamten. 
8. 68. 
Wer einem zur Wahrnehinung des Steuerintereſſes vers 
pflichteten Beamten, mit welchem er im Amte zu thun hat, 
Geld oder Geldeswerth zum Gefchenf anbietet oder wirklich 
giebt, foll den vier und zwanzigfachen Betrag des angebote 
nen oder gegebenen Geſchenkes zur Strafe erlegen. Iſt über 
den Betrag nichts auszumitteln, fo tritt eine Geldbuße von 
zehn Thalern ein. \ . 


F. Strafe der Widerfeglichkeit gegen Beamte. 
8. 69. 

Eine jede Widerfeglichfeit gegen bie in Ausübung ihres 
Amtes begriffenen PBerfonen, mögen ed Steuerbeamte oder 
andere zur Wahrnehmung des Steuerinterefjes verpflichtete 
Beamten fein, ſowie auc die Verfagung der im $. 46 ben 
Gewerbtreibenden zur Pflicht gemachten Huͤlfsleiſtung, ſoil 
an dem Schuldigen, ſoweit nicht nach den allgemeinen Straf— 
geſetzen eine härtere Strafe Platz greift, mit zehn bis funfzig 
Thalern oder mit verhältnißmäßiger ($. 70) Gefängnißſtrafe 
geahndet werben. 

Die Wahl der Strafgattung bleibt nach den Umftänden 
eined jeden einzelnen Falles der Behörde üiberlaffen, welche in 
der Sache felbft zu entſcheiden hat. 


G. Unvermöͤgenheit. 
8. 70. 

Bei dem Unvermögen zur Entrichtung der Geldſtrafe 
tritt in allen durch die gegenwärtige Verordnung mit Gelds 
firafe bedrohten Fällen verhältnigmäßige, nad) den bieafälli 
gen Beftimmungen ber allgemeinen Strafgefege zu bemeſſende 
Gefängnißftrafe ein. 
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Diefelbe darf im erften Straffalle die Dauer von Einem 
Jahre, beim erften Rüdfalle die Dauer von zwei Jahren und 
bei weiteren Rüdfällen die Dauer von vier Jahren nicht 
überfteigen. 


H. Verwendung der Strafgelder. | 
8. 1. 

Bon den auf, Grund biefer Verordnung eingezogenen 
Strafen und von dem Erlöfe aus Konfidfaten wird — mit 
ber in ben $$. 57 und 58 feftgefeßten Ausnahme — ein 
Drittheil den Steuerbeamten, ingleichen ben SPolizeis, Forſt⸗ 
beamten und Gendarmen ald Belohnung zu Theil, infofern 
fie die Zuwiderhandlung entdeckt ober zu der Entdefung Hülfe , 
neleiftet haben. 

Die anderen zwei Drittheife verbleiben ber Steuer: 
Straffaffe. 


I. Berfahren gegen die Kontravenienten. 
8. 72. 


In Anfehung des Berfahrend bei Verfolgung von Zu— 
widerhandlungen gegen bie Beftimmungen biefer Verordnung 
fommen die Beftimmungen über das Verfahren bei Zollfon- 
traventioneh zur Anwendung. 


8. 73. 


Das Staatsminifterium, Departement der Finanzen, it 
mit der Ausführung diefer Verordnung, tmfonderheit mit der 
Beftimmung der Hebeftellen und Beamten, welchen bie Er- 
bebung der Branntweinfteuer und die Kontrole übertragen 
wird, forte dem Exlaffe der erforderliden Kontrolvorſchriften 
und Smftruftionen beauftragt: Auch tft daſſelbe ermächtigt, 
fomeit nach den örtlichen Verhältniffen das: Bedürfniß von 
Erleichterungen bezüglich der in: ben 88. 16 bis 42 dieſer 
Berordmung ertheilten Betriebsvorſchriften ſich ergiebt, ſolche 
Erleichterungen anzuordnen. 
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8. 74. 

Der Tag, mit welchem die gegenwärtige Verordnung in 
Kraft tritt, wird durch Minifterialbefanntmahung bejtimmt 
werden. Bon jenem Beitpunfte ab werden die gejeglichen 
Vorſchriften, welche über die Beiteuerung des Branntweins 
zur Zeit beftehen, außer Wirkſamkeit geſetzt. 

Urfundlich Unferer eigenhändigen NRamensunterfchrift und 
beigedrudten Großherzoglichen Inſiegels. 


Gegeben auf dem Schloffe zu Oldenburg, den 11. Juni 
1867. 


(L. S.) Peter. 


Zedelius. 


Holtzinger. 





4 35. 
Verordnung, betreffend die Beſteuerung des Braumalzes. 
Oldenburg, den 11. Juni 1867. 





Mir ,icolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig Holftein, Stormarn, der Dithmarjchen 
und Oldenburg, Fürft von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von ever und Kniphaufen ꝛc. ıc. 

thun fund biemit: 

Nahdem Wir mit Zuftimmung des Landtags den im 
Artikel 7 der mittelft Unferes Patents vom 10. d. M. ver» 
fündeten Webereinkunft zwifchen Oldenburg und Preußen vom 
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27./30. April d. %., den Beitritt Dldenburgs zu dem Ber- 
trage vom.28. Juni 1864 über die gleiche Beftenerung 
innerer Erzeugnifje betreffend, vorbehaltenen Beitritt zu den 
auf die Befteuerung des Braumalzes bezüglichen Berabredun- 
gen im Bertrage vom 28. Juni 1864 beſchloſſen haben, jo 
verordnen Wir für Unjer Herzogthbum Oldenburg, mit Aus- 
ſchluß des Freihafens Brake, was folgt: 


8. 1. 
Beſteuerung des Braumalzes 
Mer Bier aus Getreide verfertigt, ſoll von jedem Eent- 
ner Malzichrot oder Getreidejchrot, welches zum Bierbrauen 
verwendet wird, 20 Sgr. entrichten. Iſt mit der Bierbrauerei 
zugleich eine Eifigbereitung verbunden, oder wird Eifig aus 
Malz in eigends dazu beftimmten Anlagen im Großen zum 
Verkauf bereitet, jo muß auch von dem Schrote, welches zur 
Ejfigbereitung verwendet wird, diefe Steuer entrichtet werden. 


8. 2. 
Steuerpflichtigfeit des Bruttugewichts. 

Bei der Veriviegung von Braumalz wird für den Sad 
nichts abgerechnet, auch macht es feinen Unterjchied, ob das 
Malz troden oder angefeuchtet ift; dagegen wird bei einer 
Verwiegung jeder Malzpoft ein Uebergewicht unter /., Zent- 
ner nicht berüdfichtigt. 


8. 3. 
Wann die Steuer zu zahlen if. 
Die Verfteuerung des Braumalzes muß erfolgen, bevor 
die Einmaiſchung gejchiebt. 


8. 4. 
Firation. : 
Die Verftemerung kann nach Hebereinfommen mit der 
Steuerbehörde unter den von derjelben feftgejegten Bebingun- 
gen durch Entrichtung einer Abfindungsjumme auf einen be- 
jtimmten Zeitraum erfolgen. 


— 


S: Di: 
Haustrunf. 

Die Berfertigung des Haustrunfes in! gemöhnlithen Koch- 
feffeln- ift- von der Steuerentrichtung ganz frei; wenn die Zu- 
bereitung allein zum eigenen‘ Bedarf in Familien: von nicht 
mehr als zehn Perſonen über vierzehn Jahre gejchteht: 

Mer von dieſer Bewilligung Gebraud machen will, 
muß joldhes der Steuerbehörde zuvor in jedem Jahre an- 
melden und darüber einen: Anmeldeſchein ſich ertheilen laſſen. 


8, 6. 
Beichränfung des Bierablafiens bei Hausbrauereien, 
In den. Fällen des 9. 5 ift- eim jedes: Mblaffen der zu- 
bereiteten , Getränfe an; nicht: zum: Haushalte: gehörige Per- 
ſonen unterfagt. 


8. 7. 
Vergütung der Steuer bei Verſendung in das Ausland. 
Wegen Vergütung der Steuer bei Verſendungen von 
Bier in das Ausland werden im: Falle des Bedürfniſſes be- 
ſondere Beſtimmungen vom: Staatsminiftertum; Departement 
der: Finanzen erlaſſen werden. 


8. 8. 


Anzeige der vorhandenen Braupfannen und Braubottiche. 


Mer Ejjig zum Verkauf, oder, ohne nach 8. 5 von der 
Steuer befreit zu. fein, Bier brauet, ift gehalten, der Steuer- 
bebejtelle eine Nachweifung einzureichen, worin die. Räume 
zur Brauerei, die Braupfannen und Braubottiche, ingleichen 
der Inhalt derjelben in Duastieren nad dem gegenivärtig 
geltenden Steuergemäß genau und volljtändig angegeben jein 
müſſen. . Gleiche: Verpflichtung zur Anzeiger binnen drei Ta- 
gen: liegt. ihm ob, wenn neues Geräthe angeichafft;i oder wenn 
das vorhandene ganz oder zum Theil rn oder: in ein 
anderes Lokal gebracht wird. 
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Inhaber von Brauereien, ſowie andere, Perſonen, wenn 
legtere Braupfannen blos befiten, oder fie verfertigen, oder 
Handel damit treiben, dürfen. diejelben weder ganz, noch theil- 
weiſe, weder neu noch ausgebeffert aus, ihren, Händen, geben, 
bevor fie es der Steuerhebeitelle ihres Wohnorts angezeigt 
und darüber eine Beſcheinigung von. diejer, erhalten haben. 


8. 9. 
Erforberniß einer Waage. 

Jede Brauerei joll mit-einer gejeglich zuläfiigen Waage, 
worauf wenigſtens fünf Zentner auf einmal abgewogen wer- 
den, können, und mit den erforderlichen. genichten. Gewichten 
verjeben fein. Bis ſolche angeſchafft worden, kann der Be: 
trieb, der, Braugrei. verjagt werden. 


8. 10. 
Aufbewahrung und Verwendung des Malzichrots. 

Jeder Brauer. ift verbunden, jeinen Vorrat an-Malz- 
ſchrot nur an einem gewiſſen, ein« für allemal zu-bejtimmen- 
den Orte aufzubewahren. 

Beim gemeinſchaftlichen Betriebe der Brauerei und Bren⸗ 
nerei darf. zu letzterer reines Malzſchrot nicht verwendet wor⸗ 
den. Die Verwendung eines Gemenges von Schrot aus ge⸗ 
malztem und. ungemalztem. Getreide iſt zuläflig,. Die Miſchung 
muß jedoch. vor dem. Schroten auf der - Mühle: in- deu Kör— 
nern gejchehen. Wird. neben der Brauerei. Branntwein aus 
Kartoffeln gebrannt,. jo. jol zwar dev. Gebraud von reinem 
Malzichrot zu letzterem Behuf geftattet werden; das hierzu 
ſowohl, als zur Brauerei zu verwendende muß jedoch -befon- 
ders deklarirt und aufbewahrt. werden, und ſind auch die 
Räume für jenes. unter Aufjiht und Kontvole-dev Steuer- 
beamten zu jegen. 


3. 11. 
Verfahren bei, der, VBerfteuerung. 
Wer eing, Brauerei betreibt, iſt verpflichtet, der Steuer: 
hebeſtelle ſchriftlich anzuzeigen, wie viel Malzſchrot er zu jedem 
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Gebräude nehmen, an welchem Tage und zu welcher Stunde 
er einmaiſchen wird, und die Steuer von der angemeldeten 
Beſchickung gleichzeitig zu entrichten. 

Es fteht dem Steuerpflichtigen frei, dieſe Anzeige, jo oft 
er brauet, zu machen, oder im Voraus für einen bejtimmten 
Beitraum. Im Iegteren Falle kann er die Steuer für den 
ganzen Zeitraum vorausbezahlen, oder für jede Maiſchung 
bejonders vor deren Eintritt. 


8. 12. 
Deklaration des Bierzuges. 
Die Deklaration des Brauers, Behufs der Verfteuerung, 
fol fih auch darauf erftreden, wie viel Bier er aus dem 
angegebenen und zu veriteuernden Malzichrot ziehen will. 


8. 13. 
Anmeldung und deren Berichtigung. 

Die Anmeldung muß, wenn des Vormittags gemaijcht 
werden ſoll, fpäteftens am Nachmittage des vorhergehenden 
Tages, und wenn Nachmittags gemaijcht werden joll, jpäte- 
ſtens am Vormittage defjelben Tages drei Stunden vorher, 
in beiden Fällen auch mährend der Dienjtjtunden ($. 20) 
erfolgen. 

Berichtigungen diefer Anmeldungen bei der Hebeitelle find 
zuläſſig, wenn fie mindeftens an dem der beabfichtigten Vers 
änderung vorhergehenden Tage geichehen. 

Soll die Beſchickung darnach verftärkt werden, oder jol- 
len neue Gebräude binzutreten, jo wird die Steuer davon 
gleichzeitig entrichtet. 

Sol ein Gebräude eingeftellt oder die Bejchidung ver- 
mindert werden, jo brinat der Steuerpflichtige die ſchon ent- 
richtete Steuer bei der nächſten Zahlung in Anrechnung. 


8. 14. 
Ginmaifchung. 
Die Einmaifhungen dürfen nur gejchehen in den Mo- 
naten vom Dftober bis einjchließlih März von Morgens 6 
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bis Abends 10 Uhr, in den übrigen Monaten aber von 
Morgens 4 bis Abends 10 Uhr. 


| 8. 15. 
Erwarten der Steuerbeamten. 

Der Brauer it verpflichtet, die Ankunft eines Steuer- 
beamten zur angezeigten Stunde des Einmaiſchens ($. 11) 
abzuwarten. - 

Findet fich derjelbe ein, fo muß alsdann fogleich das 
Malz in deſſen Gegenwart abgewogen und mit der Einmai- 
Ihung vorgefchritten werden; der Brauer darf aber die Ein- 
maiſchung erft, nachdem eine Stunde — worden, ohne 
deſſen Gegenwart verrichten. 


8. 16. 
Nachmaifchen. 


In der Regel joll die ganze Beichidung auf einmal ein- 
gemaijcht werden, jo daß feine Nachmaiſchung ftattfinden darf. 

Wird aber eine Brauerei regelmäßig mit Nachmaifchen 
betrieben, jo muß ein- für allemal angezeigt werden, in wie 
viel Abtheilungen und mit welchem Gemwichte für jede Be- 
ſchickung gemaifcht werden joll. 


8. Ei: 
Reviftonsbefugniß der Steuerbeamten. 


Das Gebäude, in welchem eine Brauerei betrieben wird, 
fann, jo bald darin.gearbeitet wird, zu jeder Zeit, jonft aber 
nur von Morgens 6 Uhr bis Abends 9 Uhr von den Steuer- 
beamten behufs Nevifion bejucht, und muß ihnen zu dem 
Behufe jogleich geöffnet werden. In demjelben erjtredt fich 
ihre Revifionsbefugniß darauf, nachzufehen, daß die Brau- 
pfannen und Bottiche unverändert jo diefelben find, wie fie 
angegeben, auch bezeichnet worden, daß feine unangemeldeten 
Geräthe vorhanden, daß außer Gebrauch gejegte Geräthe ſich 
noch in diejem Zuftande befinden, daß das Malzſchrot nur 
an dem dazu bejtimmten Orte aufbewahrt wird, und daß 
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nur zur angemeldeten Zeit: und Stunde eingemaiſcht/ auch dies 
Einmaiſchung gehörig verjteuert: und daß: feine: größere, al! 
die angemeldete ($. 12.) Biermenge gezogen ift. 


8. 18;. 
Ä Haus ſuchung 

Iſt gegründeter Verdacht: vorhanden, daß Unterjchleife,. 
um dem Staate die verſchuldeten Gefälle zu verkürzen, bes: 
gangen, worden und; deshalb eine, förmliche Hausſuchung er: 
forderlich, es jei bei, Beripuen,, welche: Brauerei betreiben, 
oder. bei,anderen, jo iſt dazu ein. ſchriftlicher Auftrag eines 
Dberbeamten,. oder. einer - nedh- höheren, der Steuerbebeftelle: 
vorgejegten Behörde erforderlich, undi- fie: darf nur.) unter: 
Beachtung der für Hausſuchungen im Allgemeinen vorge 
jchriebenen Formen und an jolden Orten ftattfinden, die 
zur Begehung des Unterſchleifs oder Berheimlihung von Be- 
ſtänden ſteuerpflichtiger Gegenstände geeignet, find. 


8. 19, 
Berpflichtung der Hülfsleiftung. 

Diejenigen, bei welchen revidirt wird, und, deren Ge: 
werbsgehülfen find verbunden, den. revidirenden Beamten 
diejenigen Hülfsdienfte zu leiften, oder leiften zu laſſen, welche 
erforderlih find, um die Reviſion in den vorgefchriebenen 
Grenzen zu vollziehen. 

8,20: 
Derpflichtung ‚ver Steuerbeamten. 

Die Dienjtitunden, in. melden die Steuerbeamten: am 
den. MWochentagen zur Abfertigung der Steuerpflichtigen: bereit“ 
jein müfjen, beftimmt die Verwaltung. Als. Regel wird feſt⸗ 
gejegt, daß, wo die. Hebejtellen. mit zwei oder mehreren Be- 
amten beſetzt jind, die Dienſtſtunden folgende fein ſollen: 

in den Wintermonaten Dftober bis Februar einfchließlich, 

Vormittags von-8 bis 12 Uhr und Nachmittags von 

1-bi8 5 Uhr. In den übrigen Monaten von 7 bis 

12 Ubr und von 2 bis 5’ Uhr. 
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An ‚anderen Orten find die Dienſtſtunden auf die Bor- 
mittagsgeit von. 9 bis 12 AUhr eingeſchränkt. 
Wenn es nöthig iſt, muß auch außer dieſer Zeit die 
Abfertigung der Steuerpflichtigen möglichſt bewirlt werden. 
Abweichungen von vorſtehenden Beſtimmungen ſollen 
an den Orten, wo dergleichen ſtattfinden, beſonders bekannt 
gemacht werden. 


8. 21. 
Von den Steuerſchuldigen dürfen die Steuerbeamten 
unter keinen Umſtänden für irgend ein Dienſtgeſchäft ein 
Entgelt oder Geſchenk, es ſei an Geld, Sachen oder Dienft- 
leiſtung, es habe Namen, wie es wolle, verlangen oder an— 
nehmen. Andererſeits dürfen die Steuerpflichtigen dergleichen 
unter keinen Umſtänden und unter keinerlei Vorwand geben 
oder nur antragen, ohne ſich ſtraffällig zu machen. 
Außer den beſtimmten Steuerſätzen wird nichts erhoben. 
Quittungen und Beſcheinigungen der Behörden werden 
gebührenfrei ertheilt. 


8. 22. 

Zu viel erhobene Gefälle werden zurückbezahlt, wenn 
binnen Jahresfriſt, vom Tage der Verfteuerung an gerechnet, 
der Anſpruch auf Erſatz angemeldet und begründet wird. 
Wenn der Anſpruch ganz oder theiweije zurückgewieſen wird, 
jo ift dagegen der Rekurs an die vorgejegte Behörde binnen 
einer Präkluſivfriſt von ſechs Wochen zuläſſig. Wendet ſich 
der Reclamant an eine incompetente Behörde, ſo hat dieſe 
das Rekursgeſuch an die kompetente Behörde abzugeben, 
ohne daß dem Reklamanten die Zwiſchenzeit auf die Friſt 
anzurechnen iſt. | 

Zu mwenig oder gar nicht erhobene Gefälle können gleich- 
falls innerhalb Jahresfriſt vom Tage des Eintritts der Zah: 
lungsverpflichtung an gerechnet, nachgefordert werden. Nach 
Ablauf des Jahres ift jeder Anſpruch auf Zurüderjtattung 
oder Nachzahlung der Gefälle beziehungsweile gegen den 
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Staat und den Steuerſchuldigen erlojchen, dem Staate bleiben 
jedod feine Rechte auf Schadenerfag gegen die Beamten, 
durch deren Schuld die Gefälle gar nicht oder unrichtig er- 
hoben worden, jederzeit vorbehalten, ohne daß die Beamten 
befugt find, die Steuerjchuldigen wegen der Nachzahlung der 
Gefälle in Anspruch zu nehmen. 


8. 23. 
Strafbeflimmungen. 

Mer eine Gewerbshandlung, von deren Ausübung die 
Entrichtung der Braumalzfteuer abhängig ift, vornimmt, hat, 
wenn jolche entweder gar nicht oder dergeftalt unrichtig an- 
gemeldet ift, daß daraus eine Verfürzung der Steuer folgt, 
die Strafe der Defraudation verwirkt. 


8. 24. 
Defraudationsftrafe. 
Griter Fall. 

Die Strafe der Defraudation bejteht in einer — 
welche dem vierfachen Betrage der vorenthaltenen Steuer 
gleichkommt. Die Steuer ift überdem von der Strafe unab- 
hängig zu entrichten. 


8. 25. 
Zweiter Fall. 

Im Falle der Wiederholung nad) vorhergegangener Be— 
ftrafung wird die Strafe auf den achtfachen Betrag der vor« 
enthaltenen Steuer beftimmt. Außerdem darf der Schuldige, 
wenn er Brauer ift, dad Recht, zu brauen, in einem Zeit 
raume von drei Monaten weder felbft ausüben, noch durch 
einen Anderen zu feinem Bortheile ausüben laffen. 


8. 26. 
Dritter Fall. 
Im dritten Falle der Uebertretung nad) vorhergegangener 
zweimaliger Beftrafung ift der ſechszehnfache Betrag der nicht 
erlegten Steuer ald Strafe verwirkt, und ift der Schuldige 
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ein Brauer, fo darf er das Gewerbe des Brauend nie und 
zu feinen Zeiten weder felbft ausüben, noch durch einen An- 
deren zu feinem PVortheile ausüben laffen. 


8. 27. 

Unterlaffene Anmeldung der Geräthe und der Veränderungen. 

Wenn die Braupfannen und Bottiche oder die damit 
vorgenommenen Beränderungen nicht, wie $ 8 vorgefchrieben 
ift, angezeigt werben, fo tritt die Konfisfation der verſchwie— 
genen, veränderten oder anderdwohin gebrachten Geräthe ein. 
Ueberdem hat der Brauer eine Geldftrafe von 25 bis 100 „f 
verwirft, welche im Wiederholungdfalle verdoppelt wird. 

Sind unangezeigte Braupfannen und Bottiche zum Brauen 
auch benugt worden, fo wird die dadurch begangene Defraus 
dation noch beſonders nad $$ 24. 25. und 26. beftraft. 


8. 28. 
Ginmaifhung ohne Anmeldung und Nahmaifchung ohne Befugniß. 

Hat ein Brauer ohne vorhergegangene Anmeldung und 
Verfteuerung eingemaifcht, fo wird die Steuer und die Strafe 
nad) der Beſchickung, die zu einem ganzen Gebräube genom: 
men zu werden pflegt, vol berechnet. Hat er aber bloß eine 
Nachmaiſchung unbefugter Weile vorgenommen, fo wird er, «8 
mag .eine Verkürzung der Gefälle ermittelt werden oder nicht, 
allemal in eine Strafe von 5 genommen, welche bei 
Wiederholungen verdoppelt wird. Die Strafe der Defraus 
dation befteht unabhängig hiervon, wenn eine Berfürzung 
der Gefälle ſtattgefunden hat. 


8. 29. 
Dierverfauf aus Dausbrauereien. 

Mer blos zum eigenen Haudbedarf zu brauen die Be: 
fugnig erhalten bat, und Bier gegen Bezahlung im Haufe 
ausfchänft, oder außer feiner Wohnung an Perſonen, welche 
nicht zum Haudftande zu rechnen find, gegen Bezahlung oder 
Vergeltung überläßt, hat, fofern die Steuer und gewöhnliche 
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Defraudationdftrafe nicht höher ermittelt wird, 10 F Strafe 
zu erlegen und wird mit Rüdficht hierauf bei Wiederholungen 
nach den allgemeinen Beftimmungen ($$ 25 und 26) beftraft. 


8. 30. 
Unterlafiene Anmeldung der Haustrunfbereitung. 

Wen bie freie Zubereitung von Bier aus Mal;ichrot 
verjtatter ift, der verfällt, wenn er es unterläßt, jährlich einen 
Anmeldungsichein ſich deshalb auszuwirken ($ 5), in eine 
Ordnungsſtrafe von 1 bis 3 45, die bei Wiederholungen 
von 2 bid 10 #7 jteigt. 


8. 31. 
Abweihungen von der Deklaration in Bezug auf Einmaiſchungszeit 
und Bierzug. 

Hat ein Brauer zu einer anderen Zeit, ald welche vor: 
geichrieben (KH IL und 14) und von ihm angezeigt worden, 
oder vor Ablauf der Stunde, welche auf den Steuerbeamten 
gewartet werden muß ($ 15), eingemaiſcht, To verfällt er in 
eine Strafe von 2 45, welche bei Wiederholung auf 5 bis 
20 7° erhöht wird. Außerdem muß, wenn nicht die Be— 
ſchickung für ein volles Gebräude angemeldet fein ſollte, die 
Steuer und die Strafe für fe viel Malzichrot erlegt werden, 
ald zu einem vollen Gebräude mehr genommen zu werben 
pflegt, wie im vorliegenden Falle angemeldet worden. Ab: 
weichungen von dem deflarirten Bierzuge, welche 10 Prozent 
überfteigen, follen ebenfo, wie Abweichungen yon der ange: 
meldeten Zeit der Einmaiſchung, beftraft werben. 


3. 32. 
Mehrbefund von — gegen Deklaration. 

Alles Malzſchrot, weldyes ſich ſowohl an dem dazu be— 
ſtimmten Orte ($ 10), als anderwärts bei dem Brauer über 
die zur Ginmaifchung längftens für den folgenden Tag de 
flarirte und verfteuerte Menge vorfindet, ſoll, ohne Ruͤckſicht 
auf die angebliche Beftimmung, ald Gegenitand einer beab- 
jichtigten Defraudation angejehen, und die Aufbewahrung an 
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einem anderen als dem’ dazu deflarirten Orte, abgefehen von 
der Defraudationsftrafe, mit einer Orbnungsftrafe von Einem 
Thaler für’ den Zentner geahndet werden. 


8. 33.) 
+ Aushändigung von Brauereigeräthen ohne Anzeige. 

Brauerei » Inhaber und andere im $: 8. erwähnte Per: 
jonen, befonders Kupferſchmiede, welche Braupfannen ohne 
Anzeige bei der Steuerhebeftelle und darüber’erhaltene Beichei- 
nigung cinem Anderen übergeben, fallen in eine Strafe von 
5 bis 20 45, weldye bei Wiederholungen auf 20 bis 50 f 
zu erhöhen ift. 


8. 34. 
Vertretungsverbindlichkeit für verwirkte Geldftrafen. 

Wer Brauerei als Gewerbe betreibt, muß für fein Ges 
finde, feine. Diener, Gewerbögehülfen und feine im Haufe 
befindliche Ehegattin, Kinder - und Anverwandten, was bie 
auf Grund diefer Verordnung. verhängten Geldftrafen und 
“ die vorenthaltenen Steuerbeträge betrifft, mit ſeinem Vermö— 
nen haften, wenn die Geldftrafe und die Steuern wegen 
Unvermögend des eigentlih- Schuldigen nicht beigetrieben 
werden fönnen. Der -Steuerverwaltung bleibt aber in dieſem 
Falle vorbehalten, die Geldbuße von dem fubjidiarifch Ver— 
hafteten einzuziehen oder ftatt deflen, und mit VBerzichtleiftung 
. hierauf, die im Unvermögendfälle an die Stelle der Geldbuße 
zu verhängende Freiheitöftrafe fogleich an dem eigentlich Schul: 
digen vollfireden zu laffen, ohne daß letzteren Falles die Vers 
bindlichkeit des’ jubfidiarifch Verhafteten rücfichtlich der Steuer 
dadurch aufgehoben wird. 


8. 35. 
Zufamnentreffen mehrerer Zuwiderhandlungen gezen die Geſetze. 
Treten der Zunviderhandlung gegen die Beftimmungen 
diefer Verordnung andere Vergehen oder Verbrechen hinzu, 
ſo kommen die allgemeinen Strafgejege in Anwendung. 
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Iſt mit einer Defraudation zugleich eine Verlegung be— 
jonderer Vorfchriften diefer Verordnung verbunden, jo tritt 
die darauf gefegte Strafe in der Regel der Strafe der Defrau— 
dation hinzu. Im Falle mehrerer oder wiederholter Zuwider: 
handlungen gegen diefe Verordnung, welche nicht in Defrau- 
dationen beftehen, fol, wenn bie Kontraventionen derſelben 
Art find und gleichzeitig entdedt werden, die Kontranentiond- 
- ftrafe gegen den ſubſidiariſch Verpflichteten gleihwie gegen 
den eigentlichen Thäter oder Theilnehmer nur im einmaligen 
Betrage feitgefegt werden. 


8. 36. 
Strafe der Beſtechung der Steuerbeamten. 


Wer einem zur Wahrnehmung des Steuerinterefed ver: 
pflichteten Beamten, mit welchem er im Amte zu thun bat, 
Geld oder Geldeswerth zum Geſchenke anbietet oder wirklich 
macht, ſoll den vier und zwanzigfachen Betrag des angebos 
tenen oder gegebenen Geſchenks zur Strafe erlegen. Iſt 

uͤber den Betrag nichts auszumitteln, ſo tritt eine Geldbuße 
von zehn Thalern ein. 


8. 37. 
Strafe der Widerfeglichkeit gegen Steuerbeamte. 


Eine jede MWiderfeglichfeit gegen die in Ausübung ihres 
Amtes begriffenen ‘Berfonen, mögen ed Steuer- oder andere 
zur Wahrnehinung ded Steuerintereffed verpflichtete Beamten 
jein, ſowie aud eine Verſagung der Hülfsleiftung, deren 
die Beamten bei ihrem Revifionsgeichäfte abfeiten der Gewerb: 
treibenden bedürfen (8. 19), Toll an dem Schuldigen, joweit 
nicht nach den allgemeinen Strafgefegen eine härtere Strafe 
Platz greift, mit zehn bis fünfzig Thalern oder mit verhält: 
nißmäßiger (8. 39) Gefängnißftrafe geahndet werden. 

Die Wahl der Strafgattung bleibt nady den Umſtänden 
eined jeden einzelnen Falles der Behörde überlaffen, weldye 
in der Sache felbft zu entjcheiden hat. 
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8: 38, 
Strafe der Mebertretung ſonſtiger Vorſchriften. 

Die Uebertretung aller anderen in dieſer Verordnung 
gegebenen Vorſchriften und der in Gemäßheit derſelben erlaſſe⸗ 
nen, und gehörig. befannt gemachten Berwaltungsvorfchriften, 
auf: welche Feine befondere. Strafe gefegt worden, foll mit 
einer Geldbuße von 1 bis 10 4 geahndet werben.- 


8,39, 
“ Unvermögenkeit. 

Bei beim Unvermögen: zur Entrichtung ber Geldſtrafen 
tritt in allen. durch die gegenwärtige Verordnung mit Geld: 
ftrafe bedrohten Fällen verhältnigmäßige, nad) den diesfaͤlligen 
Beſtimmungen der allgemeinen Strafgeſetze zu bemeſſende 
Gefängnißſtrafe ein. Dieſelbe darf im erſten Straffalle die 
Dauer von Einem Jahre, beim erſten Rückfalle die Dauer von 
zwei Jahreh und bei weiteren Nücfälleh die Dauer von 4 Jahren 
night überfteigen. 


8. 40. 
Vetwendung der Strafgelder. 

Von den auf Grund dieſer Verordnung eingezogenen 
Strafen und von dem Erlöſt sad Konfiskaten wird ein 
Drittheil den Steuerbeamten, ingfeichen ven Bolizei-, Forft: 
beamten und Gendarmen als Belohnung zu Theil, infofern 
fie die Zuwiderhandlung entdedt oder zur Entdedung Hülfe 
geleiftet haben. Die anderen zwei Drittheile verbleiben der 
SteuersStrafcaffe. 


8. 41. 
Verfahren gegen die Kontravenienten. 
In Anfehung des Verfahrens bei Verfolgung von Zus 
widerhandlungen gegen die Beftimmungen bdiefer Verordnung 
fommen die Beftimmungen über dad Verfahren bei Zollfon- 


traventionen zur Anwendung. 
Ar" 
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8. 42. 

Das Staatöminifterium, Departeinent der Finanzen ift 
init der Ausführung diefer Verordnung, infonderheit mit der 
Beltimmung der Hebeftellen und Beamten, welchen die Erhe: 
bung der Braumalzfteuer und die Konirole übertragen wird, 
fowie mit den Erlaſſe der erforderlichen Kontrolvorfchriften 
und Inftruftionen beauftragt. 


Soweit die Vorſchriften diefer Verordnung auf Preußifche 
Währung und Preußiſches Gemäß ſich beziehen, hat ber 
Finanzminifter, nad Beduͤrfniß, dieſe Vorfchriften in ihrer 
Anwendung auf die in dem betreffenden Landestheile geſetz— 
(ich beitehende Währung und das beitehende Gemäß näher 
zu beſtimmen. 


8. 43. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1867 in Kraft. 


Urfunblich Unferer eigenhändigen Namensunterfchrift und 
beigedrudten Großherzoglichen Inſiegels. 


Gegeben auf dem Schloffe zu Dfdenburg, den 11. Juni 
1867. 


(L. S.) Peter. 
| | Zedeliuß. 
„Holginger. 
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N 36. 


Regierungsbefanntmahung, betreffend ein Batent für den Ingenieur 
Heinr. Krigar zu Hannover auf verbefierte Zimmerheizöfen. 


Divenburg, den 8. Juni 1867. 


Mit Seiner Königlichen Hoheit des Großherzog 
Höchfter Genehmigung ift dem Ingenieur Heinr. Krigar zu 
Hannover ein Patent auf verbeflerte Zimmerheizöfen, ſoweit 
joldye als eigenthümlich und noch nicht bereit befannt zu 
betrachten find, für das Großherzogthum, auf die Dauer von 
fünf Jahren unter der näheren Beftimmung ertheilt, daß das 
Patent erlöfchen joll, wenn nicht innerhalb Jahresfrift, vom 
Tage der Verkündung angerechnet, nachgewielen wird, daß 
bafjelbe im Großherzogthum Oldenburg zur bleibenden An: 
wendung gefommen ift. 


Dldenburg, aus der Regierung, 1867 Juni 8. 


Erdmann. 


Greverus. 


* 
A. 
‚is 
j 1 . ’ 
J 
A 
. * * 
— 
J 


2 


Geſetzblatt 


für das 


ie a la Sibenburg. 


= 


XX. Band. (Auägegeben den 27. Juni 1867.) 22. Stüd: 








ubalt: 


N? 37. Patent vom 24. Juni 1867, betreffend die Verkündigung der 
Verfaſſung des Nordbeutfchen Bundes. 





MR. 37T. 
Patent, betreffend die Berkündigung der Verfaſſung des Norbdeutfchen 
Bundes. 
Didenburg, den 24. Zuni 1867. 


Wir Hicolans Stiedrid) Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norivegen, Herzog 
von Schleswig- Holitein, Stormarn, der Dithmarfchen 
und Oldenburg, Fürft von Lübe und Birkenfeld, Herr 
von ever und Kniphaufen ıc. ıc. 


thun fund biemit: 


Nachdem der aus der Berathung bed Reichstages her: 
vorgegangenen Berfafjung des Norddeutfchen Bundes der 
Landtag ded Großherzogthums mittelft Beſchluſſes vom 23. 
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Mai d. 3. feine Zuftimmung ertheilt hat, bringen Wir dieſe 
Berfaffung als Geſetz für das Großherzogthum in der Ans 
lage zur öffentlihen Kunde und tritt diejelbe mit dem 
1. Zuli d. 3. in Kraft. 


Urkundlich Unferer eigenhändigen Namensunterfchrift und 
beigedrudten Großherzoglichen Inſiegels. 


Gegeben auf dem Schloffe zu Raftebt, den 24. Juni 
1867. 


(L. S.) Meter, — 
von Röſſing. 


Holtzinger. 
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Derfaffung 
des 


Norddeutſchen Bundes, 


Se. Majeftät der König von Preußen, Se. Majeftät der 
König von Sachſen, Se. Königliche Hoheit der Großherzog 
von Medienburg- Schwerin, Se. Königliche Hoheit der Groß- 
herzog von Sachſen-⸗Weimar-Eiſenach, Se. Königlidye Hoheit 
der Großherzog von Medtenburg-Strelig, Se. Königliche Ho— 
heit der Großherzog von Oldenburg, Se. Hoheit der Herzog 
von Braunfhiweig und Lüneburg, Se. Hoheit der Herzog 
von Sachſen⸗Meiningen und Hildburghaufen, Se, Hoheit der 
Bene zu Sachſen⸗Altenburg, Se. Hoheit der Herzog zu 
Sachſen⸗Koburg und Gotha, Se. Hoheit der Herzog von Ans 
halt, Se. Durchlaucht der Zürft zu Schwarzburg-Rudolftadt, 
Se. Durkhlaut der Fürft zu Schwarzburg » Sonbershaufen, 
Ce. Durdlaudt der Fürft zu Walde und Pyrmont, Ihre 
Durchlaucht die Fürftin Reuß Alterer Linie, Se. Durchlaucht 
der Fürft Reuß jüngerer Linie, Se. Durchlaucht der Fürft von 
Schaumburg-tippe, Se. Durchlaucht der Fürft zur Lippe, der 
Senat der freien und Hanfeftadt Lübeck, der Senat ber freien 
Hanfeftadt Bremen, der Senat ber freien und Hanfeftadt 
Hamburg, jeder für den gefammten Umfang ihres Staatd- 
gebietes, und Se. Königliche Hoheit der Großherzog von 
Heflen und bei Rhein für die nördlich vom Main belegenen 
Theile des Großherzogthums Hefien ſchließen einen ewigen 
Bund zum Schuge des Bundesgebieted und des innerhalb 
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defielben gültigen Nechtes, fo wie zur Pflege der Wohlfahrt 
des deutichen Volkes. Dieler Bund wird den Namen des 
Norddeutſchen Führen und wird nachftehende Ver— 
faffung haben: . 


I. Bundesgebiet, 


Art. 1. Das Bundesgebiet beiteht aus den Staaten 
Breußen mit Lauenburg, Sachſen, Medlendurg Schwerin, 
Sadyjen- Weimar, Medlenburg: Strelig,, Oldenburg, Braun- 
fhweig, Sachfen- Meiningen, Sachen» Altenburg, Sachſen— 
Koburg- Gotha, Anhalt, Schwarzburg -Rubdolitadt, Cchwarz- 
burg-Sonderöhaufen, Walde, Reuß älterer Linie, Neuß jün- 
gerer Linie, Schaumburg-Lippe, Lippe, übel, Bremen, Ham: 
burg und aus den nördlich vom Main belegenen Theilen des 
Großherzogthums Hefien. 


II. Bundesgejeggebung, 


Art. 2. Innerhalb dieſes Bundesgebietes übt der Bund 
das Recht der Gefeßgebung nad Maßgabe des Inhalts die: 
fer Verfaflung und mit der Wirfung aus, daß die Bundes: 
gelege den Landesgefegen vorgehen. Die Bundesgeſetze erhal: 
ten ihre verbindliche Kraft durch ihre Verfündigung von Bun— 
deswegen, welche vermittelft eines Bundesgeſetzblattes geſchieht. 
Eofern nicht in dem publicirten Gefege ein anderer Anfangs— 
termin feiner verbindlichen Kraft beftimmt ift, beginnt bie 
[egtere mit dem vierzehnten Tage nach) dem Ablauf desjenigen 
Tages, an weldiem das betreffende Stüf des Bundesgeſetz— 
blattes in Berlin ausgegeben worden ift. 

Art. 3. Für den ganzen Umfang des Bundesgebietes 
befteht ein gemeinfames Indigenat mit der Wirfung, daß ber 
Angehörige (Untertban, Staatsbürger) eines jeden Bundes: 
ftaated in jedem anderen Bunbesitaate ald Inländer zu be 
handeln und demgemäß zum feften Wohnfig, zun Gewerbe: 
betrieb, zu öffentlichen 2lemtern, zur Grwerbung von rund: 
ftüden, zur Crlangung des Staatsbürgerredits und zum Ge— 
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nuſſe aller ſonſtigen bürgerlichen Rechte unter denſelben Vor— 
ausſetzungen, wie der Einheimiſche zuzulafſen, auch in Betreff 
der Rechtsverfolgung und des Rechtsſchutzes demſelben gleich 
zu behandeln iſt. In der Ausübung dieſer Befugniß darf der 
Bundesangehörige weder durch die Obrigkeit ſeiner Heimath, 
noch durch die Obrigkeit eines anderen Bundesſtaates be— 
ſchtänkt werden. Diejenigen Beſtimmungen, welche die Ar— 
menverſorgung und die Aufnahme in den localen Gemeinde— 
verband betreffen, werden durch den im erſten Abſatz ausge— 
ſprochenen Grundſatz nicht berührt. Eben ſo bleiben bis auf 
Weiteres die Verträge in Kraft, welche zwiſchen den einzelnen 
Bundesftaaten in Beziehung auf die Uebernahme von Aus— 
zuweiienden, die Verpflegung erfranfter und die Beerdigung 
verftorbener Staatdangehörigen beſtehen. Hinfichtlidy der Er- 
füllung der Militairpflicht im Verhältniß zu dem Heimaths— 
lande- wird im Wege der Bundesgejepgebung. das Nöthige 
geordnet werben. Dem Auslande gegenüber haben alle Bun- 
dedangehörigen gleichmäßig Anſpruch auf den Bundesfchug. 

Art. 4. Der Beauffichtigung Seitens ded Bundes und 
der Geſetzgebung deffelben unterliegen die nachftehenden Ans 
gelegenheiten: 1) die Beitimmungen über Freizügigkeit, Hei— 
mathe: und Niederlaffungs-Berhältniffe, . Staatsbürgerrecht, 
Paßweſen und Fremdenpolizei und über den Gewerbebetrieb, 
einfchließlich des Berficherungswelend „ joweit diefe Gegen: 
ftände nicht ſchon durch den Art. 3 dieſer Berfaffung erledigt 
find, deögleichen über die Eolonijation und die Auswanderung 
nad) außerdeutfchen Ländern; 2) die Zoll- und Handeldgefeg- 
gebung und die für Bundeszwecke zu verwendenden Steuern; 
3) die Ordnung ded Maß-, Muͤnz- und Gewichts-Syſtems, 
nebſt Feftftellung der Grundſätze über die Emifiton von fun: 
dirtem und unfundirtem WBapiergelde; 4) die allgemeinen Be: 
ftimmungen über das Banfıvefen ; 5) die Erfindungs-Patente; 
6) der Schuß des geiftigen Eigenthums; 7) Drganifation 
eined gemeinſamen Schuges des deutichen Handels im Aus: 
lande, der deutſchen Schifffahrt und ihrer Flagge zur See 
und Anordnung gemeinfamer confularifcher Vertretung, - «welche 
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vom Bunde ausgeftattet wird; 8) dad Eifenbahnmeien und 
die Herftellung von Land- und Waflerftraßen im Intereffe der 
Landesvertheidigung und des allgemeinen Verkehrs; 9) ber 
Flößereis und Schifffahrtöbetrieb auf den mehreren Staaten 
gemeinfamen Waſſerſtraßen und ber Zuftand ber legteren, fo 
wie die Fluß und fonftigen Waflerzölle ; 10) das Poſt⸗ und 
Telegraphenweien; 11) Beftimmungen über die wechfeljeitige 
Vollftrefung von Erfenntniffen in Eivilfachen und Erledigung 
von Requifitionen überhaupt; 12) fo wie über die Beglaubi— 
gung von Öffentlichen Urkunden; 13) die gemeinfame Gefeh- 
gebung über das Obligationenrecdht, Strafrecht, Handels: und 
Wechſelrecht und das gerichtliche Verfahren; 14) das Militärs 
wejen ded Bunded und die Kriegsmarine; 15) Maßregeln der 
Medicinal: und Beterinärpolizei. 


Art. 5. Die Bundeögefeggebung wird ausgeübt durch 
den Bundesrath und den Reichdtag. Die Uebereinftimmung 
der Mehrheits-Beſchlüſſe beider Verfammlungen ift zu einem 
Bundeögefege erforderlich und ausreichend. Bei Gefeged- 
Vorschlägen über das Militärmefen und die Kriegsmarine 
giebt, wenn im Bundesrathe eine Meinungsverfchiedenheit 
Statt findet, die Stimme des Präſidiums den Ausfchlag, 
wenn fic fich für die Aufrechterhaltung der beftehenden Ein: 
richtungen ausſpricht. 


III. Bundesrath. 


Art. 6. Der Bundesrath befteht aus den Vertretern ber 
Mitglieder ded Bundes, unter weldyen die Stimmführung ſich 
nah Maßgabe der Vorfchriften für das Plenum des ehemas 
ligen Deutichen Bundes vertheilt, fo daß Preußen mit den 
ehemaligen Stimmen von Hannover, Kurheſſen, Holſtein, 
Naffau und Franffurt 17 Stimmen führt, Sachſen 4, Hefien 
1, Medlenburg- Schwerin 2, Sachſen-Weimar 1, Medlenburg- 
Strelig 1, Oldenburg 1, Braunfchweig 2, Sachfen-Meiningen 
1, Sachſen-Altenburg 1, Sachſen-Coburg-⸗Gotha 1, Anhalt 1, 
Schwarzburg:Rudolftadt 1, Schwarzburg » Sonbershaufen 1, 
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Waldeck 1, Reuß Älterer Linie 1, Reuß jüngerer Linie 1, 
Schaumburg-2ippe 1, Lippe 1, Lübeck 1, Bremen 1, Hams 
burg 1, Summa 43. 


Art. 7. Jedes Mitglied ded Bundes kann fo viel Ber 
vollmädhtigte zum Bundesrathe ernennen, .wie, es Stimmen 
bat; doch kann die Gefammtheit der zufländigen Stimmen 
nur einheitlich abgegeben werden, Nicht vertretene ober nicht 
inftruirte Stimmen: werben nicht gezählt. Jedes Bundesglied 
ift befugt, Borfchläge zu machen und in Vortrag zu brin— 
gen, und das Prafidium iſt verpflichtet, diefelben der: Be- 
rathung zu übergeben. Die Beishlußfaffung erfolgt mit ein- 
facher Mehrheit... Bei Stimmengleichheit giebt die Präfidial- 
flimme ven Ausfchlag. . BT 


Art. 8. Der Bundesrat) Bilder aus feiner Mitte 
dauernde Ausſchuͤſſe U) für dad Kandesheer und die Feſtun— 
gen, 2) für das Seewefen, 3) für Zoll» und Eleuerwefen, 
4) für Handel und Berfehr, 5) für Eifenbahnen, Poſt und 
Telegraphen, 6) für Juſtizweſen, 7) für Rechnungswefen. 
In jedem dieſer Ausfchüffe werden außer dem Praſtdium 
mindeftens zwei Bundesftaaten vertreten jein, und führt inner 
halb derfelben jeder Staat nur Eine Stimme. Die Mitglieder 
der Ausſchüſſe zu 1 und 2 werden von dem Bundeöfeldheren 
ernannt, die der uͤbrigen von dem Bundedrathe gewäßlt. Die 
Zufammenfegung dieſer Ausſchüſſe ift für jede Seffton des 
Bundesrathes refp. mit jedem Jahre zu erneuern, wobei bie 
ausfcheidenven Mitglieder wieder wählbar find.: Den Aug: 
fchüffer werben: die zu ihren Arbeiten nöthigen Beamten: zur 
Berfügung geftellt. 

Art. 9. Jedes Mitglied des Bundesrathes Hat das 
Recht, im Reichötage zu: erfcheinen und muß daſelbſt auf Vers 
langen jederzeit gehört werden, um die Anfichten feiner Re- 
gierung zu vertreten, auch dann, wenn bitjelben von der Ma- 
jorität ded Bundesrathes nicht adoptirt worden find. Rie 
mand kann gleichzeitig Mitglied des. Bundesrathes und des 
Reichstages fein. | 
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Art. 10. Dem Bundespräftdium liegt es ob, den Mits 
gliedern ded Bundesrathes den üblichen biplomatifhen Schuß 
zu gewähren. 


IV. Bundespraäfidium. 


Art. 11. Das Präſidium ded Bundes fteht der Krone 
Preußen zu, welche in Ausübung deſſelben den Bund völfers 
rechtlich zu vertreten, im Namen ded Bundes Krieg zu erflä- 
ren und Frieden zu ſchließen, Bündniffe und andere Berträge 
mit fremden Staaten einzugehen, Geſandte zu beglaubigen 
und zu empfangen berechtigt ift. In fo weit bie Berträge 
mit fremden Staaten ſich auf ſolche Gegenftänderbezichen, 
welche nad) Art. 4 in ben Bereich der Bundesgefeggebung 
gehören, ift zu ihrem Abſchluß die Zuftimmung bed Bundes: 
rathes und zu ihrer Gültigkeit die Genehmigung des Reichs: 
tages- erforderlich. 


Art. 12. Dem Präſidium fteht ed zu, ben Bundesrath 
und den Reichötag zu berufen, zu eröffnen, zu vertagen und 
zu fchließen. 

Art. 13. Die Berufung des Bunbesrathed und bee 
Reichstages findet alljährlicy Statt und fann der Bundesrath 
zur Vorbereitung ber Arbeiten ohne den Reichötag, letzterer 
aber nicht ohne den Bundesrath, berufen werben. 


Art. 14. Die Berufung bed Bundesrathed muß ers 
folgen, fobald fie von einem Drittel der Stimmenzahl ver- 
langt wird. 


Art. 15. Der Borfig im Bunbdesrathe und bie Leitung 
ber Geichäfte fteht dem Bundeskanzler zu, weldyer vom PBräs 
fipium zu ernennen iſt. Derfelbe kann fich durch jedes andere 
Mitglied des Bundesrathed vermöge fchriftlicher Subftitution 
vertreten laſſen. 


Art. 16. Das Präfidium hat die erforderlichen Vor: 
lagen nad) Maßgabe der Befchlüffe des Bundesrathed an ben 
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Reichstag zu bringen, wo fie durch Mitglieder des Bundes— 
rathes oder durch befondere von leßterem zu ernennende Eom- 
miffarien vertreten werden. | 


Art. 17. Dem Präſidium fteht die Ausfertigung und 
Berfündigung der Bundesgefege und die Ueberwachung ber 
Ausführung derfelben zu. Die Anordnungen und Berfüguns 
gen des Bundee-Präfidii werden im Namen ded Bundes er 
laffen und bedürfen zu ihrer Gültigfeit der Gegenzeichnung 
des Bundedfanzlerd, welcher dadurd die Verantwortlichkeit 
übernimmt. 


Art. 18. Das PBräfivium ernennt die Bundesbeamten, 
hat diejelben für den Bund zu vereidigen und erforderlichen 
Falls ihre Entlaffung zu verfügen. 


Art. 19. - Wenn Bundesglieder ihre verfaffungsinäßigen 
Bundespflichten nicht erfüllen, fo fönnen fie dazu im Wege 
der Ereciltion angehalten werden. Diefe Erecution ift a) in 
Betreff militäriicher Leitungen, wenn Gefahr im Verzuge, 
von dem Bundesfeldherrn anzuordnen und zu vollichen, 
b) in allen anderen Fällen aber von dem Bundesrathe zu 
beichließen und von dem Bundesfeldherrn zu vollftreden. Die 
Erecution fann bis zur Sequeftration de& betreffenden Landes 
und feiner Regierungsgewalt ausgedehnt werden. mn den 
unter a bezeichneten Fällen ift dem Bundesrathe von Anord: 
nung der Erecution, unter Darlegung der Beweggründe uns 
gefaumt Kenntniß zu geben. 


V. Neichstag. 


Art. 20. Der Reichdtag geht aus allgemeinen und bis 
reeten Wahlen mit geheimer Abftimmung hervor, welche bis 
zum Erlaß eined NReihswahlgeleged nad) Maßgabe des Ge: 
ſetzes zu erfolgen haben, auf Grund deffen der erſte Reiche: 
tag bed Norddeutſchen Bundes gewählt worden ift. 


Art. 21. Beamte bedürfen feines Urlaubs zum Eintritt 
in den Reichötag. Wenn ein Mitglied ded Reichdtaged in 
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dein Bunde ober einen Bundesſtaate ein bejoldeted Staatd- 
amt annimmt oder im Bundes oder Staatöbienfte in ein 
Amt eintritt, mit welchem ein höherer Rang oder ein höheres 
Gehalt verbunden ift, jo verliert e8 Sik und Stimme in 
dem Reichötage und fann feine Stelle in demfelben nur durch 
neue Wahl wieder erlangen. 

Art. 22. Die Verhandlungen ded Reichstages find 
öffentlih. Wahrheitögetreue Berichte “über Verhandlungen in 
den öffentlichen Sigungen des Neichstages bleiben von jeder 
Verantwortlichfeit frei. 

Art. 23. Der Reichstag hat das Recht, innerhalb der 
Eompetenz des Bundes Gefege vorzufchlagen und an ihn ges 
richtete Petitionen dem Bundesrathe, reſp. Bundesfanzler zu 
überweiien. 

Art. 24. Die Legislaturperiode ded Reichötaged dauert 
drei Jahre. Zur Auflöfung des Reichstages während ber: 
felben ift ein Befchluß ded Bundesrathed unter Zuftimmung 
des Präfidiums erforderlich. | 


Art. 25. Im Falle der Auflöfung des Neichstages müſ— 
jen innerhalb eines Zeitraumes von 60 Tagen nach derjelben 
die Wühler und innerhalb eines Zeitraumes von 90 Tagen 
nad) der Auflöfung der Reichstag verfammelt werden. 


Art. 26. Ohne Zuftimmung des Reichdtaged darf die 
Bertagung beffelben die Frift von 30 Tagen nicht überfteigen 
‚und während derſelben Seffion nicht wiederholt werben, 


Art. 27. Der Reichstag prüft die Legitimation feiner 
Mitglieder und entjcheidet darüber. Er regelt feinen Ge: 
Ihäftsgang und feine Diseiplin dur eine Geichäftsordnung 
und erwählt feinen PBräfiventen, jeine Vice-Präſidenten und 
Schriftführer. 

Art. 28. Der Reichstag befchließt nach abfoluter Stim- 
menmehrheit. Zur Gültigkeit der Beichlußfaffung ift die An- 
wejenheit der Mehrheit der gefeglichen Anzahl der Mitglieder 
erforderlich, 


— 


Art. 29. Die Mitglieder des Reichstages find Vertreter 
bed gefammten Bolfed und an Aufträge und Inftructionen 
nicht gebunden. 


Art. 30. Kein Mitglied des Reichdtages darf zu irgend 
einer Zeit wegen feiner Abftimmung oder wegen der in Aus— 
übung feines Berufes gethanen Aeußerungen gerichtlich oder 
biseiplinarifch verfolgt oder fonft außerhalb der Berfammlung 
zur Verantwortung gezogen werben. : 


Art. 31. Ohne Genehmigung des Reichdtages kann fein 
Mitglied deffelben während der Sigungs-PBeriode wegen einer 
mit Strafe bedrohten Handlung zur Unterfuhung gezogen 
oder verhaftet werden, außer wenn es bei Ausübung der That 
oder im Laufe des nächftfolgenden Tages ergriffen wird. 
Gleiche Genehmigung ift- bei einer Verhaftung wegen Schul 
ben erforderlich. Auf Verlangen ded Reichdtages wird jedes 
Strafverfahren gegen ein Mitglied deſſelben und jede Unter: 
fuchungs» oder Eivilhaft für die Dauer der Sitzungs-Periode 
aufgehoben. 


Art. 32, Die Mitglieder ded Reichstages dürfen als 
jolche feine Befoldung oder Entſchädigung beziehen. 


VI. Zoll: und Handelsweſen. 


Art. 33. Der Bund bildet ein Zoll: und Handelögebiet, 
umgeben von gemeinfchaftliher Zollgrenze. Ausgeſchloſſen 
bleiben die wegen ihrer Lage zur Einfchließung in die Zoll— 
grenze nicht geeigneten einzelnen Gebietstheile. Alle Gegen» 
ftände, welche im freien Verkehr eines Bundesftaats befindlich 
find, fönnen in jeden andern Bundesftaat eingeführt und dür- 
fen in legterem einer Abgabe nur in fo weit unterworfen 
werben, als dafelbft gleichartige inländifche Erzeugniſſe einer 
inneren Steuer unterliegen. 

Art. 34. Die Hanfeftädte Lübek, Bremen und Ham- 
burg mit einem dem Zweck entfprecyenden Bezirke ihres ober 
bed umliegenden Gebietd bleiben ald Freihäfen außerhalb 
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der gemeinfchaftlichen Zolfgrenze, bis fie ihren &infchlug in 
biefelbe beantragen. 


Art. 35. Der Bund ausjchlieglich hat die Geſetzgebung 
über dad geſammte Zollwefen, über die Befteuerung des Vers 
brauches von einheimifchem Zuder, Branntwein, Salz, Bier 
und Tabak, fowie über die Maßregeln, weldye in den Zoll 
ausjichlüffen zur Sicherung der gemeinfchaftlichen Zollgrenze 
erforderlich find. 


Art. 36. Die Erhebung und Verwaltung der Zölle und 
Verbrauchsfteuern (Art. 35) bleibt jedem Bundesftaate, fo 
weit derfelbe fie bisher ausgeübt hat, innerhalb feined Ge: 
bietes überlaflen. Das Bundespräfidium überwacht die Ein- 
haltung des gefeglichen Verfahrens durch Bundeöbeamte, 
welche es den Zoll- oder Steuerämtern und den Direetiv- 
Behörden der einzelnen Staaten, nach Vernehmung des Aus: 
ihuffes des Bundesraths für Zol- und Steuerweſen, beis 
ordnet. 


Art. 37. Der Bundesrat; beichließt: 1) über die dem 
Reichötage vorzulegenden oder von demfelben angenommenen 
unter die Beltimmung des Art. 35 fallenden gejeglichen An: 
orbnungen, einfchlieklich der Handeld und Schifffahrtsver— 
träge; 2) über die zur Ausführung. der gemeinfchaftlichen 
Geſetzgebung (Art. 35) dienenden Berwaltungs-Borichriften 
und Einrichtungen; 3) über Mängel, welche bei der Aus: 
führung ver gemeinfchaftlichen Gefesgebung (Art. 35) her: 
vortreten; 4) über die von feiner Rechnungsbehörde ihm 
vorgelegte fchließliche Feititellung der in die Bunbescaffe 
fliegenden Abgaben (Art. 39). Jeder über die Gegenftände 
zu 1 bis 3 von einem Bundeöftaate oder über die Gegen: 
ftände zu. 3 von einem controlirenden Beamten bei dem 
Bundesrathe geftellte Antrag unterliegt der gemeinfchaftlidyen 
Beichlußnahme. Im Falle der Meinungsverjchiedenheit gibt 
die Stimme des Präfiviums bei den zu 1 und 2 bezeichneten 
alddann den Ausfchlag, wenn fie fih für Aufrechthaltung 
ber beftehenden Vorſchrift oder Ginrichtung ausfpricht, in 
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allen übrigen Fällen entfcheidet die Mehrheit der Stimmen 
nad dem in Art. 6 diefer Verfaffung feftgeftellten Stimm: 
verhältniß. * 


Art. 38. Der Ertrag ter Zölle und ber in Art. 35 be— 
zeichneten Verbrauchs Abgaben fließt in die Bundescaſſe. 
Diefer Ertrag befteht” aus der gefammten von den Zöllen und 
Verbrauchs-Abgaben aufgefommenen Einnahme nach Abzug: 
1) der auf Gefegen oder allgemeinen Verwaltungsvorfchriften 
beruhenden Steuer Vergütungen und Ermäßigungen; 2) ber 
Erhebungs- und Berwaltungdfoften, und zwar: a. bei den 
Zöllen und der Steuer von inländifchem Zuder, foweit biefe 
Koften nad den Verabredungen unter den Mitgliedern bed 
deutſchen Zoll- und Handelövereind der Gemeinſchaft auf 
gerechnet werden fonnten; b. bei der Steuer von inländiichem 
Salze — jobald ſolche, jo wie ein Zoll von ausländifchem 
Salze unter Aufhebung des Salzmonopold eingeführt fein 
wird — mit dem Betrage der auf Salzwerfen erwachienden 
Erhebungs: und Aufſichtskoſten; c. bei den übrigen Steuern 
mit fünfzehn Procent der Gefanımt» Einnahme. Die außer: 
halb der gemeinfchaftlihen Zollgrenze liegenden Gebiete 
tragen zu den Bunded-Ausgaben duch Zahlung eines Aver- 
ſums bei. 


Art. 39. Die von den Erhebungsbehörden der Bundes- 
ftaaten nady Ablauf eined jeden Bierteljahres aufzuftellenden 
Quartal⸗Extracte und die nach deni Jahres und Buͤcherſchluſſe 
aufzuftellenden Finalabicylüffe über die im Laufe des Viertel 
jahres, beziehungsweife während des Redhnungsjahres fällig 
gewordenen Einnahmen an Zöllen und Verbraudd- Abgaben 
werden von den Directiv-Behörden der Bunbdeöjtaaten nad 
vorangegängener Prüfung, in Hauptüberfichten zufammen 
geſtellt und dieſe an den Ausſchuß des Bundesraths für 
das Rechnungsweſen eingefandt. Der legtere ftellt auf Grund 
dieſer Meberfichten von drei zu drei Monaten den von der 
Caſſe jedes Bundesftaates der Bundescaſſe jchuldigen Betrag 
vorläufig feſt und ſetzt von diefer Feftftellung den -Bundesrath 
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und die Bunbeöftaaten in Kenntniß, legt auch alljährlich bie 
ſchließliche Feftftelung jener Beträge mit feinen Bemerkungen 
dem Bundesrathe zur Beſchlußnahme vor. 


Art. 40. Die Beftimmungen in dem Zoll-Bereinigungss 
BVertrage vom 16. Mai 1865, in dem Vertrage über bie 
gleiche Befteuerung innerer Erzeugniffe vom 28. Juni 1864, 
in dem Bertrage über den Verkehr mit Tabak und Wein von 
demfelben Tage und im Art. 2 des Zolls und Anfchlußver: 
trages vom 11. Juli 1864, deögleichen in den thüring’ichen 
Bereindverträgen bleiben zwiſchen den bei diefen Verträgen 
betheiligten Bundesftaaten in Kraft, jo weit fie nicht durch 
die Borjchriften der gegenwärtigen Berfaffung abgeändert 
find und fo lange fie nicht auf dem im Art. 37 vorgezeichneten 
MWege abgeändert werden. Mit diefen Befchränfungen finden 
die Beftimmungen ded Zoll: BVereinigungs » Bertraged vom 
16. Mai 1865 auch auf diejenigen Bundesſtaaten und Ges 
bietstheile Anwendung, welche dem deutſchen Zolls und Han- 
delövereine zur Zeit nicht angehören. 


vo. Eiſenbahnweſen. 


Art. 41. Eifenbahnen, welche im Intereſſe der Ber- 
theidigung des Bundesgebieted oder im Intereſſe ded gemein« 
famen Verkehrs für nothwendig erachtet werben, können Kraft 
eined Bundesgeſetzes, auch gegen den Widerſpruch der Bundes⸗ 
glieder, deren Gebiet die Eifenbahnen durchſchneiden, unbe 
fchabet der Yandeshoheitsrehte, für Rechnung ded Bundes 
angelegt oder an Privat» Unternehmer zur Ausführung com 
ceffionirt und mit dem Erpropriationsrechte ausgeftattet wer- 
den. Jede beftehende Eijenbahnverwaltung ift verpflichtet, 
fid) den Anfchluß neu angelegter Eifenbahnen auf Koflen 
der legteren gefallen zu lafien. Die gefeglichen Beftimmungen, 
welche beftehenden Eifenbahnunternehmungen ein Widerſpruchs⸗ 
recht gegen bie Anlegung von Barallel: oder Eoncurrenzbahnen 
einräumen, werben, unbefchadet bereit$ erworbener Rechte, für 
das ganze Bundesgebiet hierdurch aufgehoben. Ein ſolches 
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Widerfpruchsrecht kann auch in den Fünftig zu ertheifenden 
Conceſſionen nicht weiter verliehen werben. 

Art. 42. Die Bundesregierungen verpflichten fi, die 
im Bundesgebiete belegenen Eifenbahnen im Intereſſe des 
allgemeinen Verkehrs wie ein einheitliches Netz verwalten ° 
und zu dieſem Behuf audy die neu herzuftellenden Bahnen nach 
einheitlichen Normen anlegen und außrüften zu laflen. 

Art. 43. Es follen demgemäß in thunlichfter Befchleuni- 
gung übereinftimmende Betriebseinrichtungen getroffen, indbes 
fondere gleiche Bahn-VPolizei-Reglements eingeführt werden. 
Der Bund bat dafür Sorge zu tragen, daß die Eifenhahns 
Verwaltungen die Bahnen jederzeit in einem bie nöthige 
Sicherheit gewährenden baulichen Zuftande erhalten und dies 
felben mit Betriebsmaterial fo ausrüften, wie das Verlehrs⸗ 
bedürfniß es erheiſchtk. 


Art. 44. Die Eiſenbahn-Verwaltungen ſind verpflichtet, 
die für den durchgehenden Verkehr und zur Herſtellung in 
einander greifender Fahrpläne nöthigen !WPerfonenzüge mit 
entiprechender Fahrgeſchwindigkeit, beögleichen die zur Bes 
wältigung des Güterverkehr nöthigen Güterzüge einzuführen, 
auch directe Erpedition im ‘Berfonen, und Güterverfehr unter 
Geftattung des Meberganges der Transportmittel yon einer 
Bahn auf die andere, gegen bie übliche Vergütung einzus 
richten. 

Art. 45. Dem Bunde fteht die Gontrole über das Tarif: 
wefen zu. Derfelbe wird namentlih dahin wirfen: 1. daß 
baldigft auf den Eijenbahnen im Gebiete tes Bundes über: 
einftimmende Betriebs⸗Reglements eingeführt werben; 2. daß 
die mögliche Gleichmäßigkeit und Herabfegung der Tarife 
erzielt, insbeſondere daß bei größeren Entfernungen für ben 
Transport von Kohlen, Coaks, Holz, Erzen, Steinen, Salz, 
Roheifen, Diüngungsmitteln und ähnlichen Gegenftänden, ein 
dem Bebürfnig der Landwirthichaft und Induftrie entfprechender 
ermäßigter Tarif, und zwar zunächft thunlichft der Ein-Pfennig- 
Tarif eingeführt werbe. 
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Art.. 46. Bei eintretenden Nothftänden,. insbefontere 
bei ungewöhnlicher Theuerung der Xebendmittel, find die Eifen: 
bahnverwaltungen verpflichtet, für den Transport namentlich 
von Getreide, Mehl, Hülfenfrüchten und Kartoffeln, zeitweiſe 
einen dem Bebürfniß entiprechenden, von dem Bundes-SPräftdium 
auf Vorſchlag des betreffenden Bundesraths-Ausſchuſſes feſt— 
zuftellenden niedrigen Special-Tarif einzuführen, weldyer jedoch 
nicht unter den niedrigften auf der betreffenden Bahn für Roh— 
producte geltenden Satz herabgehen barf. 

Art. 47. Den. Anforderungen der Bundesbehörden in 
Betreff der Benutzung der Eifenbahnen zum Zwed der Ber: 
theidigung ded Bundesgebieted haben ſämmtliche Eijenbahn- 
Verwaltungen unweigerfih Folge zu leiften. Insbefondere 
ift das Militär und alles Kriegdmaterial zu gleichen er- 
mäßigter Säßen zu befördern. 


VIII. oft: und Zelegraphenweien. 


Art. 48. Dad Boftweien und dad Telegraphenweſen 
‚werben für das gefammte Gebiet ded Norbbeutichen Bundes 
als einheitliche Staatsverkehrs-Anſtalten eingerichtet und ver- 
waltet. Die im Art. 4 vorgefehene Gefeggebung des Bundes 
in Poſt- und Telegraphen = Angelegenheiten erftredt ſich nicht 
auf diejenigen Gegenftände, deren Regelung, nach den gegen- 
wärtig in der preußifchen Poſt- und Telegraphen-Berwaltung 
maßgebenden Grundfägen, der reglementarifchen Feſtſetzung 
oder adıniniftrativen Anordnung überlaffen ift. 

Art. 49. Die Einnahmen des SBoft- und Telegraphen- 
weiens find für den ganzen Bund. nemeinfchaftlih. Die 
Ausgaben werden aus den gemeinfchaftlichen Einnahmen bes 
ftritten. Die Ueberfchüffe fließen in die Sl: (Abs 
ſchnitt XII). 

Art. 50. Dem Bundespräftdium gehört die obere Leis 
tung der Poſt- und Telegraphenverwaltung an. Dasfelbe 
hat die Pflicht und das Recht, dafür zu forgen, daß Einheit 
in der Organifation der Verwaltung und im Betriebe ‚des 
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Dienſtes, ſowie in der Dualiftcation der Beamten hergeftellt 
und erhalten wird. Das. Präaſidinm hat für den. Erlaß ber 
regleinentarifchen Feftfegungen und allgemeinen adıniniftrativen 
Anvordnungen, fowie für. die ausschließliche Wahrnehmung ber 
Beziehungen zu anderen deutſchen oder außerdeutichen Poſt— 
und Telegraphen⸗Verwaltungen Sorge zu tragen. Sämmt- 
liche Beamte der Bolt und Telographen- Verwaltung find 
verpflichtet, den: Anordnungen ded Bundes Prafidiums Folge 
zu. leiften. Dieſe Verpflichtung iſt in den Dienfteid aufzu⸗ 
nehmen. Die Anftellung der :bei den. VBerwaltungsbehörden 
der Poſt und: Telegraphie in den verfchiedenen Bezirken ev 
forderlihen oberen Beamten (3. B. dei: Directoren, Räthe, 
Obei⸗Inſpertoren), ferner die Anftellung. der zur Wahrnehmung 
des Auſſichts⸗ u. |. w. Dienfled in dem. einzelnen Bezivfen 
al& Drgane der erwähnten Behörden fungirenden Poft- und 
Telegraphenbeamten (3. B. Infpertoren, Gontroleure) gebt für 
das ganze Gebiet des Norbdeutfchen Bundes von dem Präs 
ſidium aus, welchem dieſe Beamten ben Dienfteid leiſten. 
Den einzelnen Landed-Regierungen wird von dem in’ Rebe 
ſtehenden Emennungen, foweit: biefelben ihre Gebiete bes 
treffen, Behufs der. landesherrlihen Beftätigung: und. Publi— 
cation ' rechtzeitig Mittheilung gemacht werben. Die anderen 
bei: den Berwaltungsbehörden der Poſt und. Telegrapfjie er— 
forderlichen Beamten, jo wie alle für den focalen und tech— 
nischen: Betrieb beftimmten, mithin: bei den eigentlichen Bes 
 trieböftellen fungirenden, Beamten u. |. w. werden vom ben 
betreffenden Landesregierungen angeftellt. Wo eine ſelbſt— 
ſtuͤndige Landespoſt⸗, refp. Telegraphen »Benvaltung nicht be« 
fteht,. enticheiven die Beftimmungen der befonderen Verträge. 

‚Art. 51. Zur Bejeitigung ber Zerjplitterung des‘ Poſt⸗ 
und Telegraphenweiend in den Hanfeftäbten: wird die Ver: 
waltung und ber Betrieb ber verjchiedenen dort befindlichen 
ftaatlichen Poſt⸗ und Telegraͤphen⸗Anſtalten nach näherer An: 
orbinung des Bundes» PBrafidiums, welches den Senaten Ge: 
legenheit zur Aeußerung ihrer . hierauf bezüglichen Wuͤnſche 
geben wird, vereinigt. Hinſichts der dort: befindlichen. deut— 
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chen Anſtalten ift dieſe Vereinigung ſofort auszuführen. 
Mit den außerdeutſchen Regierungen, welche in ben Hanſe⸗ 
ſtädten noch Poſtrechte beſitzen oder ausüben, werden die zu 
dem vorſtehenden Zweck noͤthigen Vereinbarungen getroffen 
werben. 
Net: 52. Bei Ueberweifung des Ueberſchuſſes der‘ Poft- 
verwaltung für allgemeine. Bundeszwerfe (Art. 49) foll, in 
Betracht der bisherigen. Berfchiedenheit der. von den Landes⸗ 
Boftverwaltungen der einzelnen. Gebiete erzielten Rein-Eins 
nahmen, zum Zwede einer entiprechenden Ausgleichung wäh- 
rend ber unten, feftgefegten Uebergangszeit folgendes Verfahren 
beobachtet werden. Aus den Poſtüberſchüſſen, welche in den 
einzelnen PBoftbezirfen während: der fünf Jahre 1861 bid 1865 
aufgefommen find, wird ein durchfchnittlicher Sahresüberfchuß 
berechnet, und der Antheil, welchen jeder ‚einzelne Poſtbezirk 
an dem für das gefammte Gebiet ded Norddeutichen Bundes 
fich danach herausftellenden SBoftüberfchüffe nehabt hat, nady 
Procenten feftgeftellt. Nad Maßgabe des auf dieſe Weile 
feftgeftellten - Verhäftniffes werden aus den im Bunde auf 
fommenden PBoftüberfchüffen während. ver nächften acht Jahre 
den einzelnen: Staaten die ſich für diefelben ergebenden Quoten 
auf ihre ſonſtigen Beiträge. zu Bundeszweden zu Gute: ge- 
rechnet. Nach Ablauf der acht Jahre hört jene Unterfcheidung 
auf, und fließen die Boftüberfchüfle in ungetheilter Aufrech- 
nung nad dem im Art. 49 enthaltenen Grundjag der Bun- 
dedcaffe zu. Bon der während der vorgebachten acht Jahre 
für die Hanfeftädte fich herausftellenden. Quote des Boftüber- 
ſchuſſes wird alljährlich vorweg die Hälfte dem. Bundesprä- 
fidium zur Dispofition geftellt zu dem Zwede, daraus zunächſt 
die Koften für die Herftellung normaler EU in 
den Hanjeftädten zu beftreiten: n 


IX. Marine und Schifffahrt. 
Art: 53. Die Bundesfriegsmarine ift eine. einheitliche 
unter. preußifchem Oberbefehl. Die Drganifation. und Zu— 
jammenfegung berfelben liegt Sr. Majeflät dem Könige von 
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Preußen ob, welcher die Officiere und Beamten der Marine 
ernennt und für welchen dieſelben nebft den Mannſchaften 
eidlich in Pflicht zu nehmen find. "Der Kieler Hafen und 
der Jadehafen find Bundeskriegshäfen. Der zur Gründung 
und Erhaltung der Kriegöflotte - und der damit zufammen- 
hängenden . Anftalten . erforderliche . Aufwand wird aus ber 
Bundescaffe beftritten. Die gefammte feemännifche Bevöl— 
ferung des Bundes, einjchließlich ded Mafchinenperfonals und 
der Schifföhandwerfer, ift vom Diemfte ‚im Landheere befreit, 
dagegen zum Dienfte in der Bundeömarine verpflichtet. Die 
Vertheilung des Erſatzbedarfs findet nach Maßgabe der vor 
handenen feemäniichen Bevölkerung Statt und die hiernad) 
von jedem Staate geftellte Quote kommt auf die Geſtellung 
zum Landheere in Abrechnung 

Art. 54. Die Kauffahrteifchiffe aller‘ Bundesſtaaten bil 
ben eine einheitliche Handeldmarine. Der, Bund Hat das 
Verfahren zur ‘Ermittelung der Ladungsfähigkeit der See: 
ſchiffe zu beftimmen, die Ausftellung der Meßbriefe, fowie 
der Sciffscertificate zu regeln und die Bedingungen feſtzu— 
fielen, von’ weldyen die Erlaubniß zur Führung eined See 
fchiffes abhängig ift. Im den“ Seehäfen und auf allen 
natürlichen und fünftlichen Waflerftraßen ver einzelnen "Bun- 
besftaaten werben bie Kauffahrteiichiffe fämmtlicher Bundes- 
ftaaten gleichmäßig zugefaffen und 'behandefl. Die Abgaben 
welche, in den Seehäfen von den Seefchiffen oder deren La— 
dungen für bie Benugung der Schiffiahrtsanftalten. erhoben 
werben, bürfen bie zur Unterhaltung und gewöhnlichen Her- 
ftelfang dieſer Anftalten erforderlichen Koften nicht überfteigen. 
Auf allen natürlichen Wafferftraßen bürfen Abgaben nur für 
die" Benugung befonderer Anftalten, die zur Erleichterung 
des Verkehrs beftimmt find, erhoben werben. Dieſe Abgaben, 
fo wie die Abgaben für die Befahrung folder Fünftlichen 
MWaflerftraßen, welche Staatseigenthum find, dürfen die zur 
Unterhaltung und gewöhnlichen Herftellung der Anftalten 
und Anlagen’ erforderlichen Koften nicht’ überfteigen. Auf die 
Flößerei finden biefe Beftimmungen in fo weit Anwendung, 


296 


als. diejelbe auf Ichiffbaren Waflerftraßen betrieben wird. Auf 
fremde Schiffe oder deren -Labungen andere oder höhere Ab- 
gaben zu legen, ald von den Schiffen der Bundesftanten: oder 
deren Ladungen zu entrichten. find, ſteht keinem Einzelſtaate, 
ſondern nur dem Bunde zu. 


Art. 55. Die Flagge der IE und Handelemariu 
iſt ſchwarʒweiß⸗ roth. 7 


X. Conſulatweſen. 


Art. 56. Das geſammte Norddeutſche Conſulatweſen 
ſteht unter der Aufſicht des Bundespräfidiums, welches die 
Gonfuln, nad): Vernehmung des Ausſchuſſes des Bundes: 
raths für Handel und Verkehr, anftelt. In dem Amtöbezirf 
der Bundesconfuln. dürfen. neue Landes— Conſulate nicht er- 
richtet werden. Die Bundesconfuln üben: für die in ihrem 
Bezirk nicht ‚vertretenen Bunbesftaaten die Bunctionen eines 
Landesconſuls aus. Die ſämmtlichen beſtehenden Landes⸗ 
Conſulate werden aufgehoben, ſobald die Organiſation der 
Bundesconſulate dergeſtallt vollendet iſt, daß die Vertretung 
der Einzel-Intereſſen aller Bundesftaaten als durch die Bun— 
—— geſichert von dem Bundesrathe anerkannt wird. 


XI. Bundeskriegsweſen. 


Art. 57. Jeder Norddeutſche iſt wehrpflichtig und kann 
ſich in Ausübung diefer Pflicht nicht vertreten laſſen. 


Art. 58. Die Koſten und Laſten des geſammten Kriegs⸗ 
weſens des Bundes find von allen Bundesſtaaten und; ihren 
Angehörigen gleichmäßig zu tragen, fo daß weder ‚Bevor 
zugungen nody Prägravationen einzelner Staaten oden Glaflen 
grundfäglich zuläſſig ſtnd. Wo die gleiche Wertheilung ber 
Laſten fi) in natura nicht, herſtellen läßt, ohne bie öffentliche 
Wohlfahrt zu Schädigen, iſt die Ausgleichung.. nad) den 
Grundfägen ber Bo im. Wege der Befcacn ie 
zujtellen. 
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Artt. 59. Jeder Wehrfaͤhige Norddeutſche gehört. fieben 
Jahre: lang, in der Regel vom vollendeten 20. bis zum be: 
ginnenden. 28. Rebensjahre, dem ftehenden Heere — und: ziwar 
die erften drei: Jahre bei ben Fahrien, die legten vier Jahre 
in der Reſerve — und die folgenden fünf Lebensjahre der Land: 
wehr an. . In: -benjenigen Bunbeöftanten, in benen bisher 
eine längere ald zwölfiährige Geſammtdienſtzeit geſetzlich war, 
findet die allmaͤhliche Herabfegung der Verpflichtung nur in. dem 
Maße Statt, als died bie Rückſicht auf die Kriegöbereitichaft 
bed Bundesheeres ‘zuläßt. In Bezug auf die Auswanderung 
der Referviften ſollen Ledigfich diejenigen Beftimmimgen maß— 
gebend fein, welche für: bie u ber dandwehr⸗ 
ea gelten: & 


Art. 60. Die Friedens⸗ Praſenzſtarke des Bundehectes 
wird bis zum 31. December 1871 quf ein pCt. ber Bevöl— 
kerung von 1867 normirt, und wird pro rata derſelben von 
den einzelnen Yundesftaaten geſtellt. Für „die fpätere 
Zeit, wird bie Friedens »SPräfenzftärfe des Heeres im Wege 
ber Bundeögefeggebung, feftgeftellt. 


" Art. 64: Nach Bublication dieſer Berfaflung ift in ia 
ganzen Bundesgebiete die gelammte preußijche Militärgefeb 
gebung ungefäumt einzuführen, ſowohl die Gelege. felbft; als 
die zu ‚ihrer Ausführung, Erläuterung ober ‚Ergänzung er⸗ 
laffenen Reglements, Inftructionen und.Referipte, namentlich 
alfo das. Militärftrafgefegbuch vom 3. April 1845, die Mis 
litär-Strafgerichtsordnung vom 3. Aprit 1845, die Verord⸗ 
nung über die Ehrengerichte vom 20. Juli 1843,: die. Beftims 
mungen über Aushebung,. Dienftzeit, Servis- und Verpflegungs⸗ 
Weſen, Einquartierung, Erfag von Flurbeſchädigungen, Mobils 
machung u. ſ. w. für. Krieg und Frieden. Die Militärfirchen: 
Ordnung iſt jedoch ausgeſchloſſen. Nach gleichmäßiger 
Durchführung: der Bundeskriegs-Organiſation wird das 
Bundespraͤſidium ein umfaſſendes Bundesmilitärgeſetz dem 
Reichotage und dem Bundesrathe zur — "Der 
ſchlußfafſung vorlegen. | 
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Art. 62. Zur Beftreitung des Aufwandes für. das ge 
fammte Bundesheer und die zu bemjelben gehörigen Einrichtuns 
gen find. bis zum 31. December 1871 dem Bundesfeldherrn 
jährlic) fo vielmal 225 Thaler, in Worten zweihundert fünf 
undzwanzig Thaler, ald die Kopfzahl der. Friedendftärfe des 
Heered nad) Art. 60 beträgt, zur Verfügung zu ftelen. Berg: 
Abſchnitt X. Die Zahlung diefer Beiträge beginnt mit dem 
erften ded Monats nad) Bublication der: Bundeöverfaflung: 
Nach dem 31. December 1871 müffen diefe Beiträge von den 
einzelnen Staaten ded Bundes. zur Bundescafje: fortgezahlt 
werden... Zur Berechnung derfelben wird die im Art: 60 in⸗ 
terimiſtiſch feftgeftellte Briedend-Präfenzftärfe ſo lange feſtge— 
halten, bis fie durch ein Bundesgeſetz abgeändert: ift. Die 
Berausgabung diefer Summe, für das gefammte Bundesheer 
und defien Einrichtungen wird durch das Etatsgeſetz feſtge— 
ftellt. Bei der Feftftellung des Militär-AusgabeEtatd wird 
bie auf Grundlage diefer Verfaffung gefeglichy feftftehende Or- 
ganifation des Bunbdesheeres zu Grunde gelegt. | 

Art. 63. Die gefammte Landmacht des Bundes, wird 
ein einheitliched Heer bilden, weldyes in Krieg und Frieden 
unter dem Befehle Sr. Majeftät des Königs von Preußen 
als Bundesfeldherrn fteht. Die Regimenter ıc. führen fort 
laufende Nummern durch die ganze Bundesarmee. Für- die 
Befleivung find die Grundfarben und der Schnitt der könig— 
lich preußischen Armee maßgebend. Dem. betreffenden Eon: 
tingentöheren bleibt es überlaffen, die Außeren Abzeichen (Co: 
carden:2c.) zu beſtimmen. . Der Bundesfelpherr hat bie Pflicht 
und das Recht, dafür Sorge zu tragen, daß innerhalb des 
Bundeöheeres alle Truppentheile vollzählig und Friegstüchtig 
vorhanden. find und daß. Einheit in. der Organiſation und 
Formation, in Bewaffnung und Commando, in der Ausbil: 
dung ber Mannfcdiaften, jo wie in.der Qualification der Of: 
ficiere hergeftellt: und erhalten wird. Zu dieſem Behufe iſt 
ber Bunbeöfeldherr . berechtigt,“ ſich jederzeit durch Inſpectionen 
von der Berfaffung der einzelnen Bontingente zu überzeugen 
und die Abftellung der dabei vorgefundenen Mängel anzu⸗ 
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ordnen. Der Bunbesfeldherr beftimmt ben PBräfenzftand, die 
Gliederung und Cintheilung der Contingente der Bundes» 
Armee, jo wie die Organifation ber Landwehr, und hat das 
Recht, innerhalb des Bundesgebieted die Garnijonen zu bes 
ſtimmen, ſo wie die kriegsbereite Aufftellung eines jeden 
Theiled der Bundesarmee anzuordnen. Behufs Erhaltung 
der unentbehrlichen Einheit in der Adminiftration, Berpfles 
gung, Bewaffnung und -Ausrüftung aller Truppentheile des 
Bundeöheeres: find die bezüglichen künftig ergebenden: Anorb- 
nungen für. die preußische "Armee: den Gommandeuren ber 
übrigen Bundescontingente, durch den Art. 8 Nro. 4 bezeich- 
neten Ausſchuß für das Landheer und die Feitungen, ‚zur 
Nachachtung in geeigneter Weile mitzutheilen. 


Art. 64. Alle Bunbestruppen :find verpflichtet, den Be— 
fehlen des Bunbesfeldherrn unbedingte Folge. zu leiften. 
Diefe Verpflichtung ift in den Bahneneid aufzunehmen. Der 
Höhftcommandirende eines Gontingents, fo wie alle Officiere, 
welche Truppen mehr als eined Contingents befehligen, und 
alle Feftungs- Gommandanten. werden. von dem Bundesfeld⸗ 
herren ernannt, Die von demfelben ernannten Dfficiere leiften 
Ihm den Fahneneid. Bei Generalen und den Generaljtellungen 
verfehenden Dfficieren innerhalb des Bundescontingents ift 
die Ernennung von ber jededmaligen Zuftimmung des Bun— 
desfeldherrn abhängig zu machen. Der. Bunbesfeldherr ift 
berechtigt, behufs Verſetzung mit oder ohne Beförderung für 
die von ihm im Bundesbienfte, fei es im preußifchen Heere, 
oder in anderen Gontingenten zu befegenden Stellen aus den 
Dfficieren aller Gontingente ded Bundesheeres zu wählen. 


Art. 65. Das Recht, Feltungen innerhalb des Bundes⸗ 
gebieted anzulegen, fteht dem Bundesfeldherrn zu, weldyer die 
Bewilligung der dazu erforderlichen Mittel, fo weit das Or: 
dinarium fie nicht gewährt, nach Abfchnitt XII. beantragt. 


Art. 66. Wo nicht befondere Conventionen ein anderes 
beftimmen, ernennen die Bundesfürften, beziehentlich die Se— 
nate die Officiere ihrer Contingente, mit“der Einfchränfung 
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des Art. 64. Sie find Chefs aller ihren: Gebieten angehe- 
renden Truppentheile und ‚genießen. die. damit verbundenen 
Ehren. Sie haben namentlich das Recht der Infpicirung zu 
jeder: Zeit: und. erhalten, “außer den: regelmäßigen: Rapporten 
und Meldungen über: vorfommente : Veränderungen, behufs 
der nöthigen Tandeöherrlichen Publication, rechtzeitige Mit: 
theilung von: den: die- betreffenden :Truppentheile. beruhrenden 
Avancementd und Ernennungen. - Auch. fteht: ihnen das Recht 
zu, zu polizeilichen Zwecken nicht bloß ihre eigenen Truppen 
zu verwenden, ſondern auch alle anderen Truppentheile der 
Bundesarmer, welche in ihren — dislocirt ‚find, 
zu requiriren 


Art. 67. Erſparniffe an dem wellllat Etat fallen unter 
keinen Umſtänden einer einzelnen — — — 
* Bundescaſſe zu. 


Art. 68. Der Bundesfeldherr kann, wenn die sffent 
tidye Sicherheit in- dem Bundesgebiete bebroht if, einen jeden 
Theil deffelben in Kriegszuftand erflären. Bis zum Etlaß 
eines‘ die Vorausfegungen, die Form ver Verkündigung und 
die Wirkungen einer folchen Erklärung regelnden Bundes: 
geſetzes gelten dafür die Vorſchriften des preußiſchen Gefeges 
dom 4. Juni 1851 (Gef.-Sammt. 1851, ©. 451 und folg.). 


XII Bundes:Fittanzen. 


Art. 69: Alle Eimmahmen und Ausgaben des Bundes 
müfjen für jedes Jahr veranfchlagt und auf den Bundes— 
haus halts⸗Etat gebracht werden. Leterer wird vor Beginn 
des Etatsjahres nach: folgenden Grundfägen * ein 
feſtgeſtellt. 


Art 70. Zur Beſtreitung aller geteinſchäfmichen Aus: 
gaben Lienen zunächft die etwaigen Meberfchüffe der Vorjahre 
fowie ‚die qus' dem 8Söllen, den gemmwinfchaftlichen ‚Verbrauchs: 
ſteuern und aus den Poft- und Telegraphenweſen fließenden 
gemeinſchaftlichen Einnahmen... In ſo weit biefelben durd) 
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diefe Einnahmen nicht gedeckt werben, find fie, fo lange Bun- 
desſteuern nicht eingeführt find, durch Beiträge. der einzelnen 
Bundesftaaten nad) Maßgabe ihrer Bevölkerung aufzubringen, 
welche bis zur Höhe des budgetmäßigen Betrages durch das 
Praͤſidium ausgefchrieben werden. 


Art. 71. Die gemeinfchaftlichen Ausgaben werden in 
ber Regel für ein Jahr bewilligt, können jedoch in befonde- 
ren Fällen audy für eine längere Dauer bewilligt werben. 
MWährend der im Art. 60 normirten Uebergangszeit ift ber 
nad) Titeln geordnete Etat über die Ausgaben für das Bun- 
beöheer dem Bundesrathe und dem Neichdtage nur zur Kennt: 
nignahme und zur Erinnerung vorzulegen. 


Art. 72. Weber die Verwendung aller Ginioßmen bes 
Bundes ift von dem Bräfidium dem Bundesrathe und dem 
Reichstage zur Entlaftung jährli Rechnung zu legen. 


Art. 73. In Fällen eines außerorbentlichen Bebürfniffes 
fönnen im Wege der Bundesgeſetzgebung die Aufnahme einer 
Anleihe, jo wie die Uebernahme einer Garantie zu Kaften des 
Bundes erfolgen. 


Schlichtung von Streitigkeiten und 
Strafbeitimmungen. 


Art. 74. Jedes Unternehmen gegen bie Eriftenz, bie 
Integrität, die Sicherheit oder die Verfaſſung des Norddeutſchen 
Bundes, endlid die Beleidigung des Bundesrathed, des 
Reichstages, eined Mitgliedes des Bundesrathed oder des 
Reichstages, einer Behörde oder eines öffentlichen Beamten 
des Bundes, während dieſelben in der Ausübung ihres Be— 
rufes begriffen ſind oder in Beziehung auf ihren Beruf, durch 
Wort, Schrift, Druck, Zeichen, bildliche oder andere Darſtel— 
lung, werden in den einzelnen Bundesſtaaten beurtheilt und 
beſtraft nach Maßgabe der in den letzteren beſtehenden oder 
fünftig in Wirkſamkeit tretenden Geſetze, nach welchen eine 
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gleiche gegen den einzelnen Bundesftaat, feine Verfaſſung, 
feine Kammern oder Stände, feine Kammer oder Ständer 
Mitglieder, feine Behörden und Beamten begangene Hand: 
lung zu richten wäre. 


Art. 75. Für diejenigen in Art. 74 bezeichneten Unter— 
nehmungen gegen den Norddeutfchen Bund, welche, wenn gegen 
einen ber einzelnen Bundesftaaten gerichtet, als Hochvertath 
oder Landesverrath zu qualificiren wären, iſt das gemein— 
ſchaftliche Oberappellationsgericht der drei freien und Hanſeſtaͤdte 
in Luͤbeck die zuſtändige Spruchbehörde in erſter und letzter 
Inſtanz. Die näheren Beſtimmungen über die Zuſtändigkeit 
und dad Verfahren des Dberappellationsgerichtd erfolgen im 
Wege der Bundeögefeggebung. Bid zum Erlaffe eined Bun- 
beögeleßed bewendet es bei der feitherigen Zuftändigfeit- der 
Gerichte in den einzelnen Bundesftaaten und den auf das 
Berfahren diefer Gerichte fich beziehenden Beſtimmungen. 


Art. 76. Streitigkeiten zwifchen verfchiedenen Bundes: 
ftaaten, fofern biefelben nicht privatrechtlicher Natur und da— 
her von den competenten Gerichtöbehörden zu enticheiden find, 
werden auf Anrufen des einen Theiled von dem Bundesrathe 
erledigt. Verfaſſungsſtreitigkeiten in ſolchen Bundesſtaaten, 
in deren Verfaſſung nicht eine Behörde zur Entſcheidung fol: 
cher Streitigfeiten beftimmt iſt, hat auf Anrufen eines Thei- 
les der Bundesrath gütlich auszugleichen oder, wenn bad 
nicht gelingt, im Wege der Bundesgefeggebung zur Erledi- 
gung zu bringen. 


Art. 77. Wenn in einem Bundesftaate der Fall einer 
Suftiz-Verweigerung eintritt, und auf gefeglichen Wegen aus— 
reichende Hülfe nicht erlangt werden Fann, fo liegt dem Bun— 
bedrathe ob,,eriwiefene, nach der Verfafjung und den beftehen« 
den Geſetzen des betreffenden Bundesftaates zu beurtheilende 
Beſchwerden Über verweigerte oder gehemmte Rechtöpflege ans 
zunehmen und darauf die gerichtliche Hülfe bei ber Bunbes- 
Regierung, die zu der Beſchwerde Anlaß gegeben hat, zu ber 
wirfen. 
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XIV. Allgemeine Beitimmung. 


Art. 78. Veränderungen der Berfaffung erfolgen im 
Wege der Geſetzgebung, jedoch ift zu denfelben im Bundes- 
tathe eine Mehrheit von zwei Dritteln ber vertretenen Stim- 
men erforderlich. 


XV. Verhältnig zu den füddeutfchen 
Staaten. . 


Art. 79. Die Beziehungen des Bundes zu den fübbeut- 
chen Staaten werden fofort nad Feftftelung der Verfaffung 
bed Norbdeutichen Bundes, durch befondere dem Reichdtage 
zur Genehmigung vorzulegende Verträge, geregelt werben. 
Der Eintritt der füddeutichen Staaten oder eines berfelben in 
den Bund erfolgt auf den Vorfchlag des Bundespraͤſidiums 
im Wege der Bundesgeſetzgebung. 
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Gefeßblatt 


für das 


Serzogtbum Oldenburg. 


XX. Band. (Ausgegeben den 25. Juni 1867.) 23. Stüd. 





— — — 


Juhalt: 
N? 38. Geſetz vom 14. Juni 1867, betreffend Aenderung des Art. 34 
$. 1 der Megeorbnung. 
„ 39. Bekanntmachung des Staatsminifteriums vom 21. Juni 1867, 
betreffend Ausführung der Verordnung vom 11. d. M. über 
Belteuerung ded Branntweind und des Braumalzes. 





M. 38. 
Geſeh — Aenderung des Art. 34 $. 1 der Wegeordnung. 
Oldenburg, den 14. Juni 1867. 


Mir VUicolaus Friedrich) Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holſtein, Stormarn, der Dithmarſchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lübeck und Birkenfeld, Sm 
von ever und Kniphaufen ıc. xc. 

verfünden mit Zuftimmung bed Landtags als Geſetz 
für dad Herzogthum Oldenburg was folgt: 

Im Art. 34 8. 1 Abf. 3 der Wegeorbnung für das 
Herzogthum Oldenburg vom 12. Juli 1861 tritt an bie 
Stelle der Worte: „Auch die der Gebäudefteuer unterworfenen 
Baulichfeiten fönnen auch ſchon vor wirklicher Umlegung ber 
Gebäudefteuer zu Leiftungen und Dienften an ben Wegen 
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unter Beruͤckſichtigung des Miethwerthes herangezogen wer 
den’ folgende Beſtimmung: 
„Auch können die der Gemeindebefteuerung unter: 
liegenden Baulichfeiten (Art. 127 der Gemeinde— 
. Orbnung) foweit fie nady Art. 1 des Gejeged vom 
18. Mai 1855 über die Ermittelung des Steuer: 
capitald der Grundftüde und Gebäude im Herzogthum 
Dfdenburg der Abſchätzung unterworfen find, zu Leis 
ftungen und Dienften an den Wegen unter Berüd: 
fihtigung des bei diefer Abſchätzung ermittelten Mieth— 
werths (Art. 3 des Geſetzes vom 18. Mai 1855) 
herangezogen werben.” 
Urfundlich Unferer eigenhändigen Namensunterfchrift und 
beigedrudten Großherzoglichen Inſiegels. 
Gegeben auf dem Schlofje zu Oldenburg, den 14. Juni 1867. 


(L. S.) Peter. 
v. Berg. 
Römer. 
—i““ — — — — — — — — —— 
N. 39. 


Bekanntmachung des Stantsminifteriums, betreffend Ausführung der 
Verordnungen vom 11. d. M. über Befteuerung des Branntweins 
und des Braumalzes. 

Oldenburg, den 21. Juni 1867. 


Auf Grund des $. 73 beziehungsweife $. 42 der Vers 
ordnungen vom 11. d. M., betreffend die Befteuerung bed 
inländifchen Branntweind und betreffend die Befteuerung 
bed Braumalzes, werden zur weiteren Ausführung dieſer 
Verordnung folgende Beftimmungen erlaffen: 


$. 1. 
Die Erhebung der Branntwein- und Braumalz«Steuer 


ift von denjenigen Stellen zu bewirken, welchen die Erhebung 
der Branntweinftener bisher obgelegen hat, nämlich von den 
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Haupt-Zoll- und Haupt-Steuer-Aemtern, von den Neben-Zoll- 

Aemtern, den SteuerrNemtern und den mit ber gedachten 

Erhebung befonders beauftragten Steuers-Recepturen, und zwar 

von jeder diefer Stellen innerhalb des ihr zugewiejenen oder 

im Berwaltungswege zuzuweifenden Specialhebungsbezirks. 
$. 2. | 

Die Ueberwachung des Betriebd der Bremnereien und 
Brauereien liegt den Auffihtsbeamten (Dbersänfpectoren, 
DbersEontroleuren und Auffehern) und den etwa bejonberd 
damit beauftragten Hebebeantten ob, welche dabei nady den 
beftehenden gefeglichen Beftimmungen und den ertheilten 
Dienftvorfchriften zu verfahren haben. 

$. 3. 

Das bier zur Zeit gejeglich beftehende Maaß ift bie 
weiter auch bei Anwendung der Vorſchriften der Eingangs 
erwähnten Verordnungen beftimmend. Die Buchführung er; 
folgt nach Preußiſchem Maaße. 

Die m Folge deffen erforderlichen Umrechnungen follen 
nach der anliegenden Rebuctiond-Tabelle vorgenommen wer: 
ben, in welcher Bruchtheife unter '/, unberüdfichtigt gelaffen 
und Bruchtheile von und darüber zu voll gerechnet find. 

« 4. 

In Betreff der Branntweinfteuer tritt diefe Bekannt: 
machung mit dem im $. 74 der besfälligen Verordnung vom 
11. d. M. bezeichneten Zeitpunkte in Wirkfamfeit. 


Dldenburg, 21. Juni 1867. 
Staatöminifterium. 
Departement der Finanzen. 
Zedelius. 
Römer. 
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Tabelle 
zur Reduction ded Oldenburger Steuer» Quartier = Ge- 
mäßes auf Preußifche Quart und umgefehrt. - 













II 
Olden⸗ Olden 


Hi 
en» 1 
burger Preußi⸗ | burger Preußi⸗ Preußi⸗ 
Steuer) ſche Steuer- ſche ſche 
Quar- Quart. Duar Quart. Quart. 


tiere. 


Dlden- 
burger 
Eteuer- 
Quar—⸗ 


tiere. » 


Olden— 
burger 
Steuer⸗ 
Duar-. 
tiere. 





Preußi- 
ſche 
Quart. 



























ı la 1 1 ‘ol 73 
212 | 2 801 98 
3 |. 3 | a | 1001122 
| 3 a | 5 | 200! 24 
5 |-4 5 I 6 |! 300| 367 
65 6 | 7 | 4200| 489 
716 7 | :9 | 5o| sn 
s|7 8 | 10 | sool 733 
9|7 9 | ıı | o| 856 
10 | 8 | soo ı2 | soo| 978 
11 | 9 | 900 13 | 900 | 1100 
12 | 10 | 1000 15 | 1000 | 1222 
13 | 11 | 2000 16 | 2000 | 2444 
ıa | 11 | 3000 ı7 | 3000 | 3667 
15 | 12 | 4000 ı8 | 4000 | 4889 
16 | 13 5000 20 | 5000 6111 
17 | 14 60004900 ı7 | 2ı | 6000| 7333 
18 | 15 7000 sra7!| ı8 | 22 | 7000| 8555 
19) 16 | 8000| 6545| ı9 | 23 | 8000| 9778 
>20 | 16 | 9000 | 73641 20 | 24 |-9000 11000 
40 | 33 10000 | sıs2| a0 | 49 110000 |12222 


1 Preußiſches Quartier ift genau — 1,2222 Duartier öl: 
denburger Steuergemäß. 
1 Duartier Oldenburger Steuergemäß ift genau — (),s18184 
Preußiſches Quart. 
In der vorftehenden Tabelle find Bruchtheile unter '/, wegge: 
lafjen, dagegen Bruchtheile von und darüber zu voll gerechnet. 
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. Gefehblatt | 


für das 


Serzogtbum Dldenburg. 





XX. Band. (Ausgegeben den 27. Juni 1867.) 94, Stüd. 





Inbalt: 


N? 40. Geſetz für das Herzogthum Oldenburg vom 24. Juni 1867, 
betreffend die Aufnahme einer Anleihe zur Beltreitung von 
Eiſenbahnbaukoſten. 





M 40. 
Geſetz für das Herzogthum Oldenburg, betreffend die Aufnahme einer 
Anleihe zur Beſtreitung von Eiſenbahnbaukoſten. 
Oldenburg, den 24. Juni 1867. 





Wir Wicolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holftein, Stormarn, der Dithmarjchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von Jever und’ Kniphaufen ꝛc. ıc. | 


verfünden mit Zuftimmung bed Landtags als Geſetz 
für das Herzogthum Oldenburg was folgt: 


Art. 1. 
Zur Herbeifchaffung der Geldmittel zum Bau einer Eifen- 
bahn ſoll eine Anleihe bis zur Summe von einer Million 
und neun mal hundert taufend Thalern aufgenommen werben. 


310 
Art. 2. 

Die Anleihe joll fpäteftens bis zum Ablauf des Jahres 

1923 allmählich wieder abgetragen werden. 
Art. 3. 

Das Nähere über die Art amd Weile der Anleihe, ihre 
Berzinfung und Rüdzahlung ift von der vollziehenden Be: 
hörde zu beftimmen und zu"veröffentlichen. 

Art. 4. 

Für Mebertragung ber Schuldurfuniden wegen der An: 

leihe bedarf e6 der Verwendung von Stempelpapier nicht. 
Art. 5. 


Mit Vollzicehung diefes Geſetzes ift, unter Oberauflicht 
Unfered Staatdminifteriums, Departement der Finanzen, Un: 
jere Cammer ded Herzogthumd Oldenburg beauftragt. 


Urkundlich Unferer cigenhändigen Namensunterfchrift 
und beigedrudten Großherzoglichen Infiegels. 


Gegeben auf dem Schloffe zu Raftedt, den 24. Juni 1867. 
(L. $.) Peter. 
Zedelius. 

 Holginger. 
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Geſetzblatt 


für das 


Herzogthum Dldeuburg. 


— — 


XXx. Band. (Ausgegeben den 4. Juli 1867.) 25. Stuͤck 





Inhalt: 
NM 4. Regierungsbekanntmachung vom 1. Juli 1867, betreffend bie 
Bahn⸗-Polizei-Ordnung für die Bremen =» Oldenburg = Heppenfer 
Eifenbahn. 





M 4. 


Regierungsbefanntmachung, betreffend die Bahn-Polizei-Drdnung für die 
Bremen-DldenburgsHeppenfer Bahn. 
Oldenburg, ben 1. Juli 1867. 


Mit Genehmigung des Großherzoglichen Staatömini- 
fteriumsd wird hiemit auf Grund des Art. 9 des Geſetzes vom 
27. April 1857, für die Bremen⸗Oldenburg Heppenjer Eifen- 
bahn bie nachfolgende Bahn-Polizei-Ordnungerlaſſen: 


$. L. 


Zur Ausübung der Bahn» Polizei find zunächft berufen 
und verpflichtet folgende Beamten und Unterbeamten der 
Großherzoglichen Eifenbahn-Direction: 

1, der Betriebs⸗Inſpector, 
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. die Bahn⸗Ingenieure, 
. die Bahnmeifter, 
. die Bahn und Weichenwärter und Hülfswärter, 
. die Stationsverwalter und Stationsaffiftenten, 
. bie Stationdauffeher, 
. die Portiers und Nachtwächter, 
. bie Zugführer, Packmeiſter und Schaffner. 

Die Bahn PBolizei-Beamten müffen bei Ausübung ihres 
Dienfted die vorgefchriebene Dienft-Uniform, resp. das feft- 
geftellte Dienftabzeichen tragen oder mit einer Legitimation 
verjehen fein. 


[nm wm 


$. 2. 

Die Amtswirkfamfeit der Bahn-Polizei-Beamten erſtreckt 
fih, ohne Rüdficht auf den ihnen angewiefenen Wohnſitz, auf 
die ganze Bahn und die dazu gehörigen Anlagen und ferner 
noch foweit, als foldyes zur Handhabung und Aufrechthaltung 
ber für den Eifenbahn-Betrieb erlaffenen oder noch zu erlafien- 
den Polizei-Verordnungen erforderlich ift. 


$. 3. 


Die Staatd- und Gemeinde: Polizei-Beamten find ver- 
pflichtet, auf Erfuchen der Bahn-Bolizei-Beamten diefelben in 
der Handhabung der Bahn» Polizei zu unterftügen. Ebenſo 
find die Bahn-Polizei-Beamten verbunden, den Staats: und 
Gemeinde Bolizeis Beamten bei der Ausübung ihres Amtes 
innerhalb des im vorhergehenden $. bezeichneten Gebietes 
Affiftenz zu leiften, fo weit e8 die den Bahnbeamten obliegen 
den beſonderen Pflichten zulaffen. 


$. 4. 

Die Eifenbahn-Reifenden müfjen den allgemeinen Anord- 
nungen nachkommen, welche von der Großherzoglichen Direc- 
tion, Behuf Aufrechthaltung der Ordnung beim Transport 
der Perfonen und Effecten, getroffen werden, und haben ben 
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dienftlichen Aufforderungen der mit Uniform oder Dienftab:- 
zeichen verfehenen oder eine befondere Legitimation führenden 
Bahn Bolizeis-Beamten ($. 1.) unweigerlich Folge zu leiften. 


§. 5. 

Mit Ausnahme der Chefs der Militair- und Polizei— 
Behörden, die am Orte des Bahnhofes ihren Sit haben, der 
erecutiven Polizei- und ber in der Ausübung ihres Dienftes 
befindlichen Steuer: und Boft- Beamten, darf Niemand ohne 
&rlaubnißfarte die Bahnhöfe und die dazu gehörigen Gebäude 
außerhalb derjenigen Räume betreten, welche ihrer Beftimmung 
nach dem Publikum geöffnet find. Die Wagen, welche Rei: 
jende zur Bahn bringen, oder von daher abholen, müffen auf 
den Vorplägen der Bahnhöfe an den Ba beftimmten Stellen 
auffahren. 


$. 6. 

Das PBlanum der Bahn, die dazu gehörigen Röfchungen, 
Damme, Gräben, Brüden u. f. w. dürfen vom Publifum 
ohne Erlaubniß nicht betreten werden. 

Das vorfehriftswidrige Eröffnen oder Meberfchreiten der 
Barrieren und fonftigen Einfriedigungen ift unterfagt. 


8.7. 

Das Hinüberfchaffen von Pflügen, Eggen und anderen 
Geräthen, fowie von Baumftämmen und anderen jchweren 
Gegenftänden über die Bahn, darf, fofern ſolche nicht getragen 
werden, nur auf Wagen oder untergelegten Schleifen erfolgen. 


$. 8. 

Für das Betreten der Bahn und der dazu gehörigen 
Anlagen durch Vieh ift derjenige verantwortlich, welcher die 
ihm obliegende Aufficht über daſſelbe vernachläffigt. 

Das ohne Führer oder Hüter auf der Bahn oder deren 
Zubehörungen betroffene Vieh wird von den Bahnbeamten 
($. 1) eingefchüttet und ift damit weiter nach den über Vieh— 
fhüttungen beftehenden Vorfchriften zu verfahren. 
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8.9. 


PBrivat-llebergänge dürfen nur von ben Berechtigten 
unter den vorgefchriebenen Bedingungen benugt werben. 


$. 10. 


So lange die Heberfahrten gefchloffen find, müffen Fuhr— 
werfe, Reiter, Treiber und Viehheerden bei den aufgejtellten 
Haltepfählen oder Warnungstafeln anhalten. 

Fußgänger dürfen fich den verfchloffenen Barrieren nähern, 
diefelben aber nicht berühren. 


$. 11. 


Alle Beihädigungen der Bahn und der dazu gehörigen 
Anlagen mit Cinfchluß der Telegraphen, jo wie der Betriebs— 
mittel nebft Zubehör, deögleichen dad Auflegen von Steinen 
auf das Planum, oder dad Anbringen fonftiger Fahrhinder— 
niffe find verboten, ebenfo die Erregung falſchen Allarms, die 
Nahahmung von Signalen, Berftellung von Ausweichungs— 
verrichtungen und überhaupt die Vornahme aller den Betrieb 
ftörenden Handlungen. 

Insbeſondere ift es verboten, innerhalb einer Meile von 
der Bahn ſich der Dampfpfeife zu bedienen, falls folche einen 
gleichen oder ähnlichen Ton, wie diejenige ber Eiſenbahn⸗ 
Locomotiven hat. 


$. 12. 

Es iſt verboten, feuergefährliche und ſolche Gegenſtände, 
wodurch andere Transportgegenſtaͤnde oder die Transport— 
mittel ſelbſt beſchädigt werden könnten, insbeſondere geladene 
Gewehre, Schießpulver, leicht entzündbare chemiſche Praͤ— 
parate und andere Sachen gleicher Eigenſchaft, in Perſonen— 
oder Gepädwagen mitzuführen, ober in den Güterwagen 
ohne Anzeige zu verfenden. 

Mitgeführte Gewehre müffen in jedem Falle am Schlofie 
mit einem Tuche oder dergleichen ficher ummwidelt fein und 
mit der Mündung des Laufs nach oben gehalten: werden. 
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Das Gifenbahndienftperfonal ift berechtigt, ſich in vor; 
ftehender Beziehung die nöthige Ueberzeugung zu verfchaffen. 


8. 13. 

Nahdem das Abfahrtsfignal, beftehend in einem Läuten 
ber Stationdglode mit 3 unterfhiedenen Schlägen hinterher, 
gegeben worden ift und die Eifenbahnfahrzeuge in Bewegung 
gejegt find, darf Niemand in dieſe Fahrzeuge einzufteigen 
verfuchen, oder dabei Hülfe leiften. 

Ebenfo wenig bürfen die PBaflagiere, jo lange der Zug 
fih in Bewegung befindet, .eigenmächtig die Wagenthüren 
öffnen oder ausfteigen, oder audzufteigen verfuchen. 


$. 14. 

Das Tabakrauchen in anderen Wagenklaſſen oder Coupés, 
ald derjenigen, in welchen daffelbe nad) den von der Direction 
getroffenen Anorbnungen geftattet wird, ift verboten; ebenfo 
das Beihmugen des Innern der Fahrzeuge, vorbehältlidy 
des Schadenerſatz⸗Anſpruchs. 


$. 15. 

Hunde und andere Thiere dürfen von den Reiſenden in 
ben PBerfonenwagen nidyt mitgeführt werden, eben fo wenig 
ſolche Gepädftüde, durdy welche die Mitreifenden beläftigt 
werden fönnen. 


$. 16. 


Trunfene Perſonen dürfen zum  Mitfahren nicht zuge: 
lafien werden. Sind foldye bereitd in die Wagen gelangt, 
jo werden fie aus biefen ausgewieſen, ein Gleiches findet 
Statt, wenn fie in den Wartefälen :oder auf den Bahnhöfen 
und Halteftellen betroffen werben. Dergleichen ‘Berfonen 
haben feinen Anfprud auf Erfah des etwa gezahlten Ber: 
fonengelbes. 
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8. 17. . 

Wer die vorgefchriebene Ordnung nicht beachtet, ſich den 
Anordnungen der Bahn-PBolizeis:Beamten nicht fügt, oder fid) 
unanftändig benimmt, wird gleichfalls zurüdgewiefen und 
ohne Anfpruch auf den Erfaß des etwa gezahlten Perfonen- 
geldes von der Mit- oder Weiterreife ausgefchlofien. 


$. 18. 

Sichtlich Franke und ſolche Perfonen, welche durch ihre 
Nachbarschaft den Mitreifenden augenjcheinlicy läftig werben 
würden, bürfen nur dann zur Mitfahrt zugelafien werben, 
wenn ein befondered Coupe für fie genommen wird. 

Etwa bezahltes Fahrgeld wird ihnen zurüdgegeben. 


$. 19. 

Wer den in den gg. 4 bis 15 einfchließlich enthaltenen 
Beftimmungen zuwider Handelt, verfällt in eine polizeiliche 
Strafe bis zu 10 Thalern, foweit nicht nad) den allgemeinen 
ftrafrechtlichen Beftimmungen eine härtere Strafe ftattfindet. 


$. 20. 

Die zur Ausübung der Bahn- Polizei berufenen und 
verpflichteten Gifenbahn- Beamten ($. 1.) find ermächtigt, 
jeden Webertreter der obigen Borfchriften, fofern er unbefannt 
ift und fich über feine Perſon nicht auszuweiſen vermag, 
oder im letzteren Falle nicht eine angemefjene Gaution erlegt, 
deren Höhe das Marimum der Strafe ($. 19.) jedoch in 
feinem Falle überfteigen darf, wenn er bei der Ausführung 
der ftrafbaren Handlung oder gleich nach derjelben betroffen 
oder verfolgt wird, zu ergreifen. Enthält die ftrafbare Hand— 
lung ein Verbrechen oder Vergehen, fo fann fich der Schul⸗ 
dige durch eine Cautionsſtellung der Ergreifung nicht ent— 
ziehen. 

Jeder Ergriffene iſt ungeſaͤumt der nächſten Polizei— 
behörde mit einer Anzeige über den Thatbeſtand der Ueber— 
tretung, beziehungsweife des Vergehens oder Verbrechens, 
zuzuführen oder durch Mannfchaften zuzufchiden. 
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$. 21. 


Ein Abdrud der 88. 4 bid 20 diefer Polizei-Ordnung 
wird in jedem PBaflagier- Zimmer ausgehängt. 

Auf jedem Bahnhofe wird ein dem PBublifum zugäng- 
liched Beſchwerdebuch ausgelegt. 


Oldenburg, aus der Regierung, 1867 Juli 1. 


Pancrab. 


Greverus. 


Digitized by Google 
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Geſetzblatt 


für das 


Serzogtbum Oldenburg. 


— — 


XX. Band Musgegeben din 9. Juli 1867.) 26. Stuͤck. 








Subalt;: 


N? 42. Bekanntmachung des Etaatsminifteriums, vom 7. Zuli 1867, 
betreffend 4. den freien Berfehr mit Branntwein zwifchen dem 
vormaligen Königreiche Hannover und den älteren PBreußifchen 
Landen, und 2. den Gintritt der Wirkjamfeit der Verordnung 
vom 11. Juni d. J., wegen Befteuerung des inländiichen 
Branntweins. | 

N? 43. Bekanntmachung des Staatsminifteriums vom 7. Juli 1867, 
betreffend bie Mebergangsabgabe ıc. von Branntwein, Bier, 
Tabadsblättern und Tabadsfabrifaten. 

N 44. Patent vom 4. Juli 1867, für den Director 3. Preller zu 
Barel auf eine von ihm erfundene Räderverzahnung bei Häds 
felmafchinen. 





M 42. 


Bekanntmachung, des Staatsminifteriume, betreffend 1. dem freien Ber: 
fehr mit Branntwein zwiſchen dem vormaligen Königreiche Hannover 
und den älteren Preußifchen Landen, und 2. den Eintritt der Wirk: 
famfeit der Verordnung vom 11. Juni d. J., wegen Befteuerung 
bes inlaͤndiſchen Branntweins. 


Divdenburg, den 7. Juli 1867. 


Das Staatdminifterium bringt, unter Beziehung auf 
dad Höchfte Patent vom 10. Juni d. J., betreffend Bers 
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fündigung einer Uebereinkunft mit Preußen, wegen Beitritts 
Oldenburgs zum Vertrage vom 28. Juni 1864, über bie 
gleiche Befteuerung innerer Erzeugniffe, fowie auf den $. 74 
der Verordnung vom 11. Juni d. J., betreffend die Beſteu— 
erung des inländifchen Branntweind hierdurch zur öffent: 
lihen Runde, daß 
1. mit dem 15. d. M. der freie Verkehr mit Branntwein 
zwijchen dem vormaligen Königreihe Hannover und 
ben älteren Preugifchen Landen eintritt, und 
2. mit demjelben Tage die Verordnung vom 11. Juni 
d. 3., betreffend die Befteuerung des inländifchen 
Branntweins, in Kraft gefegt. wird. 


Dldenburg, den 7. Juli 1867. 





Staatsminifterium. 
Departement ber Finanzen: 
Zedelius. 
Oehlmann. 
NM 43. 


Belanntmahung des Staatsminifteriums, betreffend die Uebergangs- 
„abgabe x. von Branntwein, Bier, Tabafsblättern und Tabaks- 
fabrifaten. 


Oldenburg, den 7. Juli 1867. 


In Ausführung der Uebereinfunft zwifchen Oldenburg 
und Preußen vom 27/30. April d. J., betreffend die gleiche 
Befteuerung innerer Erzeugniffe (Geſetz Sammlung Bd. XX. 
Stüf 21.) — welcher Uebereinfunft Sachſen, die zum Thü- 
ringiſchen Zoll» und Handelsvereine verbundenen Staaten 
und Braunfchweig beigetreten find (vgl. Art. 8 der Ueberein- 
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funft) — wird im Einvernehmen mit der Königlich Preußis 
fchen Regierung in Betreff der Mebergangsabgabe und ber 
Erftattung der inneren Steuer von Branntwein, Bier (Braus- 
malz) und inländijhem Tabak dad Folgende angeordnet: 


1. Vom 15. Juli 1867 ab werden mit ber zu 2 be 
zeichneten Maßgabe die Vorfchriften außer Wirkfamfeit gefegt, 
nad) welchen zur Zeit bei dem Uebergange von Branntwein, 
Bier, Tabadsblättern und Tabadsfabrifaten von oder nad) 
den älteren Preußiſchen Landestheilen, nady oder von ben 
zu den Preußiſchen Regierungsbezirfen Wiesbaden und Eaffel, 
fowie zum ehemaligen Königreihe Hannover gehörigen obder 
mit ben legteren in näherer Verbindung ftehenden Braun- 
fhweigifchen, Schaumburg-tippeichen und Bremifchen Gebiets- 
theilen, ferner beim Verkehr zwijchen dieſen Gebietstheilen 
und beim Uebergange nad) und vom Herzogthum Dldenburg 
und dem Preußifchen Jadegebiet Uebergangsd-Abgaben erhoben 
oder Abgaben-Beträge erftattet werben. 


2. In Betreff des Verkehrs mit Branntwein findet bie 
vorftehende Anordnung bezüglich desjenigen Theild ded Re: 
gierungsbezirfd Caſſel, welcher aus dem ehemaligen Kurfür- 
ftenthume Heffen, mit Ausschluß der Grafihaft Schaumburg 
und des Kreifed Schmalfalden, befteht, erft vom 1. Juli 1868 
ab Anwendung. Bid dahin erfolgt innerhalb des vorgedach— 
ten ©ebietötheild beim Uebergange von Brannıwein dahin 
allgemein die weiterhin unter 5 angeordnete Erhebung ber 
Abgabe von Branntwein. Demgemäß wird auch in ben 
übrigen Xandestheilen von dem aus jenem Gebietötheile ein- 
gehenden Branntwein die Uebergangsabgabe erhoben, fowie 
von dem dahin ausgehenden Branntwein die Steuer erftattet. 

3. In Anfehung des Verkehrs mit Branntwein von 
und nad) Luxemburg bewenbet es bei den beftehenden Be: 
ftimmungen. 

4. Beim Vebergange von Branntwein, Bier, Tabads- 
blättern und Tabadsfabrifaten aus Bayern, Württemberg, 
Baden und dem Großherzogthum Hefien, nad Preußen, mit 
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Ausfchluß der Hohenzollernfchen Lande, aber mit Einſchluß 
derjenigen Gebietötheile, welche dem Steuerfyfteme Preußens 
angefchloffen find, ferner nach Sachſen, den zum Thüringi- 
hen Zoll: und Handelövereine verbundenen Staaten, Brauns 
ſchweig und Oldenburg wird an Mebergangs» Abgaben er: 
hoben: 


a. von Branntwein für die Ohm (Preußiſch) bei 50 
Procent Alkohol nad) Tralles 6 45, mit der zu 5 
bezeichneten Maßgabe; 


b. von Bier für den Gentner 7'/, Grofchen; 


c. von Fabadsblättern und Tabadsfabrifaten für den 
Gentner 20 Grofchen. 


5. Die Uebergangsabgabe von Branntwein ift in dem 
oben zu 2 bezeichneten Theile des Regierungsbezirts Caſſel 
erft vom 1. Juli 1868 ab in dem vorftehend zu a. bezeich- 
neten Betrage von 6 af, bid dahin aber nur im Betrage 
von 4 af zu erheben. Dagegen gelangt von dem aus jenem 
Zundeötheile fommenden Branntwein der zu A a. bezeichnete 
Sat vom 15. Juli diefes Jahres ab zur Erhebung. 


6. Wegen der Steuervergütungen beim Ausgange von 
Branntwein und Bier wird auf die darüber ergehende be— 
fondere Bekanntmachung verwiefen. 


7. Die Mebergangsftraßen für den Verkehr mit den 
einer Uebergangsſteuer, beziehungsweife einer innern indirecten 
Abgabe unterliegenden vereinsländifchen Erzeugniffe, ſowie die an 
biefen Straßen beftehenden Hebe- und Abfertigungsitellen 
werden durch bejondere Bekanntmachung zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht werden. 


8. Die allgemeinen Beftimmungen, betreffend die Ueber: 
gangsabgabe von den der innern Befteuerung unterworfenen 
Gegenftänden (Verordnung vom 31. December 1853 und 
Bekanntmachung des Staatsminifteriums von demfelben Tage) 


——— — nn 
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fommen auch hinfichtlich der Uebergangsabgabe vom Biere 
zur Anwendung. 


Oldenburg, 7. Juli 1867. 





Staatsminifterium. 
Departement der Finanzen. 
Zedelius. 
Oehlmann. 
N 44. 


Patent für den Director J. Preller zu Varel auf eine von ihm erfundene 
NRäderverzahnung bei Hädfelmafchinen. 
Oldenburg, den 4. Zuli 1867. 


Mit Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs Höchfter 
Genehmigung ift dem Director 3. Preller zu Barel ein Patent 
auf eine von ihm erfundene Räderverzahnung bei Hädiel- 
maschinen, foweit ſolche als eigenthümlid und noch nicht 
bereitö befannt zu betrachten ift, für dad Großherzogthum 
auf die Dauer von fünf Jahren, unter der näheren Beftim: 
mung ertheilt, daß das Patent erlöfchen fol, wenn nicht 
innerhalb SZahresfrift, vom Tage der Verfündigung an ge: 
rechnet, nachgewiefen wird, daß bafjelbe im Großherzogthum 
Oldenburg zur bleibenden Anwendung gefommen ift. 

Dldenburg, aus der Regierung, 1867, Juli 4. 


PBancrap. 


Greverus. 


Digitized by Google 
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errichteten Zoll-Abfertigungsitellen. 





M 45. 


Landtagsabſchied für den 15. Landtag. 
Oldenburg, den 21. Juni 1867. 


Wir Nicolaus Fricdtich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holitein, Stormarn, der Dithmarjchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von ever und Kniphaufen ꝛc. ıc. 


verfünden nad dem Schluſſe ded 15. Landtags nach— 
folgenden Landtagsabſchied: 


5.1: 


Die auf Grund der Beftimmung bed Art. 137 3. 2 des 
Staatögrundgefeged von Uns erlafiene Verordnung vom 
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27. December 1866, betreffend Verlängerung der Dauer ber 
Sültigfeit der Berordnung. vom 28. Mai 1866 wegen Außer: 
fraftjegung des Art. 423 ded Handelsgeſetzbuchs bezüglich 
auf die das Fürſtenthum Lübeck berührende Oftholfteinifche 
Eifenbahn, hat die nachträgliche Zuftimmung des Landtags 
erhalten. 


$. 2. 


Die nachftehend angegebenen Gefege find nach erfolgter 
verfaffungsmäßiger Mitwirkung ded Landtags publicirt wors 
den: * 


— 


A. Für das Großherzogthum. 
1) ein revidirtes Civilſtaatsdienergeſetz; 
2) ein Geſetz, betreffend Abänderungen des revidirten 


Gehaltsregulativs für den Civildienſt des Großherzogs 
thums. 


WB. Für das Herzogthum Oldenburg. 


3) ein Gefeß, betreffend die Beftrafung der Bergehen 
gegen die vom Staate genehmigten Telegruphen: 
Anftalten ; 

4) ein Gefeg, betreffend die Nugungen in den zur Bers 
fügung der Regierung ftehenden uncultivirten Grund» 
fläden ; 

5) ein Geſetz, betreffend Abänderung des Art. 8 $. 2 
des Geſetzes vom 15. Auguft 1861, betreffend Ein- 
führung einer allgemeinen Stierföhrung im’ Herzog— 
thum Oldenburg ; 

6) ein Gejeg, betreffend die Anwendung der Einfommens 
fteuer auf Gemeindeumlagen; 

7) ein Gefeß, betreffend Revifion der Art. 15 und 16 
ber Deichorbnung vom 8. Juni 1855; 

8) ein Gefeß, betreffend die Aufhebung des Verbots des 
Häujerabbruches; 
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9) ein ®efeg, betreffend die Aufhebung des Oldenburgi— 
fchen Oberzollcoflegiums in Hannover und Einfeßung 
eined Zolldepartementd bei der Cammer in Olden— 
burg; 

10) ein Gefeg, betreffend Aufhebung der Gebühren für 
Begleiticheine und Bleie; 

11) ein Gefeg, betreffend Verminderung der burch den 
Eifenbahnbetrieb herbeigeführten Feuersgefahr; 


12) ein Geſetz, betreffend die Organifation der Eifenbahn- 
verwaltung; 

13) ein Geſetz, betreffend die Bildung einer Gemeinde 
Neuenburg; 

14) ein Gefeß, betreffend die Enteignungen zu Eiſen— 
bahnen; 

15) ein Gefeg, betreffend die Amortifation der Inhaber: 
papiere; 


16) ein Geſetz, betreffend Abänderung des Art. 34 8. 1 
ber Wegeordnung vom 12. Juli 1861. 


€. Für das Fürftentbum Lübeck. 

17) ein Geſetz, betreffend den Gebrauch der Eide; 

18) ein Gejeg, betreffend die Verpflichtung zum Tragen 
ber Koften medicinalpolizeilicher Maßregeln gegen die 
Verbreitung anftedender Krankheiten ; 

19) ein Forftftrafgefeb. 


D. Für das Fürftentbum Birkenfeld. 

20) ein Gefeß, betreffend den Gebrauch der Eide; 

21) ein Gefeg, betreffend die Berweilung in eine Zwangs— 
arbeitdanftalt oder in eine Beflerungsanftalt; 

22) ein Gefeß, betreffend Abänderung der Stempelpapier: 
Verordnung; 

23) ein Geſetz, betreffend die Beitrafung des Mißbrauchs 
des Viehſalzes und des gegen ermäßigte Preiſe zu 
gewerblichen Zweden abgegebenen Salzes; 
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24) ein Geſetz, betreffend die Competenz der Gemeinde: 
behörden hinfichtlich der Bewirthichaftung der Ge— 
meindewaldungen; 


25) ein Geſetz, betreffend Uebernahme einer Straße auf 
dem Banne von Bundenbach ald Staatöftraße; 


26) ein Geſetz, betreffend die @ultusangelegenheiten der 
Juden im Fürftenthum Birkenfeld. 


$. 3. 


Nachdem Wir dem Landtage die Voranfchläge der Eins 
nahmen und Ausgaben 


a. für dad Großherzogthum, 
b. für dad Herzogthum, 
c. für dad Fuͤrſtenthum Lübed, 


d. für das Fürftenthum Birkenfeld 
haben vorlegen laffen, find diefelben unter deſſen verfaffungs- 
mäßiger Mitwirkung feftgeftellt und ift darauf hin das 
Finanzgefe für die Jahre 1866, 1867 und 1868 von Uns 
vollzogen und zur Publication gebracht worden. 


$..4. 


Zu nadjfolgenden Verträgen mit auswärtigen Staaten 
ift die Zuftimmung des Landtags erfolgt: 


a. zu einem Bertrage mit Preußen über die Herftellung 
einer Eifenbahnverbindung zwifchen Oldenburg und 
Leer; 


b. zu einem Bertrage mit Bremen, betreffend Abänderung 

der Berträge vom 24. April 1855, 5. December 1857 

und 13. Juli 1865 wegen eined gemeinfchaftlichen 
Telegraphen ; 


c. zu einem Bertrage mit Breußen, betreffend eine Grenz- 


regulirung zwifchen den Gemeinden Heifterberg und 
SteinbergeDedenhardt. 
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$. 5. 


Die beantragte Borlegung eined Geſetzes, durch welches 
bie Beitimmungen des Art. 33 9.3 Abf. 2 des Staatsgrund- 
geſetzes, betreffend die bürgerliche Eingehung der Ehe, für 
das Fürftenthum Birfenfeld zur Ausführung fommen, ift in 
Ausficht genommen worden. 


$. 6. 


Das Erfuchen ded Landtags um baldige Erlaffung einer 
Mebicinalordnung angehend, fo unterliegt diefe Angelegenheit 
bereitd der Prüfung Unſerer Regierung. 


8. 7. 


Die vom Landtage gewünfchte Vorlegung eines volls 
ftändigen, alle Beftimmungen über die Jagd enthaltenden 
Gefegentwurfd für das Herzogthum und das Fürftenthum 
Luͤbeck laſſen Wir in Erwägung nehmen. 


$. 8. 


Die Frage, ob ſich die Aufhebung des Verbots ber freien 
Theilbarfeit der Grundftüde empfiehlt, unterliegt bereits feit 
länger der Erwägung und haben Wir VBeranlaffung genom— 
men, die thunlichfte Befchleunigung der noch rüdftändigen 
Borarbeiten anzuordnen. 


$. 9. 


In Betreff des vom Landtage in Anlaß einer Petition 
der Gentralconferenz ded allgemeinen (evangelifchen) olden= 
burgifhen Lehrervereind geftellten Erſuchens, auf eine durch— 
greifende Erhöhung ded Dienfteinfommend der Lehrer durch 
Wenderung der Geſetzgebung baldigft Bedacht zu nehmen, ver: 
weifen Wir auf die dieferhalb vom Regierungscommiffar im 
Landtage abgegebene Erklärung. 
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$. 10. 


In Anlaß der vom Landtage bevorworteten Petition des 
Lehrervereind des Fürftenthums Birkenfeld um Erhöhung der 
Befoldung werden Wir dein Landtage bei defien nächiter Ber- 
fammlung eine Borlage machen laffen. 


$. 11. 


Die beantragte Aenderung des Art. 40 der Wegeordnung 
für das Fürftenthum Lübeck zum Zwed der Herbeiführung 
einer gerechteren DVertheilung der Wegelaft ift mit anderen 
zwedmäßig befundenen Modificationen dieſes Geſetzes in Bor: 
bereitung genommen. 


$. 12, 


Dem Wunfche ded Landtags entfprechend ſoll die Frage, 
ob nicht eine Freigebung der Wirthfchaften und des Klein— 
handeld mit Branntwein in den Städten zuläfftg ift, einer 
näheren Prüfung unterzogen werden. 


$. 13. 


Der vom Landtage beantragte Verkauf der Staatsgüter 
zu Sanderöfeld und Barrelgraben ift bereitd in Erwägung 
genommen. | 


$. 14. 


Das Erfuchen des Landtags, mit dem Werfaufe ber 
Staatsgüter möglichft fortzufahren und namentlich auch vers 
ſuchsweiſe mit der Veräußerung der früher Gräflich Bentind’- 
[hen Vorwerke im Severlande und Stad- und Butjabinger: 
lande vorzugehen unterliegt der Erwägung. 


$. 15. 


In Betreff ber gewünfcten Liquidation zwiſchen ber 
Landedcaffe und der Staatögutscapitaliencaffe iſt das Er: 
forderlihe verfügt, die beantragte Aufhebung der Ießteren 
Cafe anzuordnen haben Wir dagegen Bedenfen getragen. 
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$. 16. 


Dad an Und geftellte Erfuchen, möglihft auf eine bal- 
dige Herabjegung ter Salzfteuer bei den Regierungen bes 
Zollvereind Hinzumirfen, begegnet Unferen Abfichten und 
werden Wir demfelben, jobald ſich eine Beranlaflung bietet, 
entiprechen. 


$. 17. 


Auf die Befeitigung der jog. Procentfteuerr von Immo— 
bilien ıc. der vormals Holfteinischen Drtfchaften im Fürften: 
thum Lübed wird bei Beordnung des Sportelnweſens Bedadıt 
genommen werden, body bemerken Wir, daß die Thunlichkeit 
ber Aufhebung des Stempeljwangs im Hinblid auf die 
bevorfiehende erheblihe Ausgaben »Bermehrung zweifelhaft 
ericheinen muß. 


$. 18, 


Die Frage, ob nicht durch Beftellung von Hülfsprotos 
colliften in den Bürgermeiftereien zum Zwed der MWahrnehs 
mung der vorkommenden Berfteigerungen eine Erſparniß an 
Diäten und Transportfoften zu erzielen ift, fol in Ermwäs 
gung genommen werden. 


$. 19. 


In Betreff der vom Landtage gewünfcten Bereinigung 
der Directionen für den Weg- und Waflerbau und für das 
Hochbauweſen bemerfen Wir, daß überhaupt eine Berein- 
fahung der Behörden-Organifation in Frage gefommen iſt 
und dabei auch die Verſchmelzung dieſer beiden Directionen 
in wiederholte Erwägung gezogen werden fol. 


$. 20. 


Die Frage, ob ed nicht zwedmäßig ift, den Bezirkö- 
baumeiftern für das Hochbauweſen ihren Wohnfig innerhalb 
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ihred Bezirks anzumeifen, wird bei der vorerwähnten ander: 
weitigen Organifation der Behörden ebenfalls ihre Erledi— 
gung finden, 


$. 21. 


Dem Wunfche des Landtags, prüfen zu laffen, in wie 
weit die Einrichtung der höheren Bürgerfchule in Oldenburg 
beziehentlicy der übrigen beftehenden höheren Bürgenjchulen 
den für die preußiſchen Schulen geltenden Normen entfpricht, 
und eventuell dahin zu wirfen, daß diefe Anftalten eine den 
dortigen Anforderungen genügende Einrichtung erhalten, wer: 
den Wir entiprechen. 


$. 22. 


Ob die Einführung der im Herzogthum Didenburg gel: 
tenden Auctionator» Ordnung im Fürſtenthum Birkenfeld 
thunlich ift, unterliegt der näheren Prüfung. 


$. 23. 


Dem in Veranlafjung einer Petition des Bürgers 
Hasfamp und Genoffen zu Sriefoythe geftellten Erfuchen, die 
Mittheilung des über eine Beſchwerde der Petenten einges 
zogenen Amtöberichtd an legtere nad Maßgabe des Art. 47 
$. 4 des Staatögrundgefeßes zu verfügen, hat nicht entipros 
chen werden fönnen, weil ed bei der von den Beſchwerde⸗ 
führern beftrittenen Gefegmäßigfeit ded Gemeinde-Wahlactd 
und der von ihnen veranlaßten amtlichen Unterfuchung bars 
über, um eine Angelegenheit fidy handelt, bei welcher bie 
Befchwerdeführer, wie fie feldft erklären, mit feinem Privat— 
interefje betheiligt find, die Anwendung des Art. 47 9.4 des 
Staatsgrundgefeged aber im Sinne und Geift deſſelben ein 
angeblich verlegtes !Privatintereffe zur nothwendigen Voraus— 


jegung hat. 
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$. 24. 
In Betreff der Frage, ob nicht auf eine Vermehrung 
des Filchbeftandes in den öffentlichen Gewäflern, fei e8 im 
Berwaltungswege, fei es im Wege der Gejeggebung, hinge— 
wirkt werden fann, haben Wir eine nähere Prüfung ange: 
orbnet. 
$. 25. 
Die baldige Herftellung geeigneter Zuwegungen von ben 
Staatöftraßen zu den Eifenbahn-Stationen und Halteftellen 
werden Wir Und angelegen fein laſſen. 


$. 26. 

Die gewünfchte Erfrühung des Chauffeebaues in der ehe: 
maligen Herrſchaft Kniphaufen haben Wir bei der gegenwär- 
tigen Finanzlage ded Herzogthums nicht in Ausficht nehmen 
fönnen. 

$. 27. 

In Betreff der beantragten Verwendung der Staatäre- 
gierung für Herbeiführung einer den füdlichen Landestheilen 
möglichft günftigen Richtung ber Barid-Hamburger Bahn ver: 
weifen Wir auf die dieferhalb vom Regierungs-Commiſſar im 
Landtage abgegebene Erklärung. 


$. 28, 


Dem Wunſche des Landtags um häufigere Veröffentli- 
hung der auf ben verfchiedenen meteorologifhen Stationen 
gemachten Beobachtungen wird entiprochen werben. — 


Urkundlich Unferer eigenhändigen Namendunterfchrift und 
beigedruckten Großherzoglichen Inftegels. 
Gegeben auf dem Schloffe zu Naftedt, den 21. Juni 1867. 
(L. S.) Peter. 


von Röffing. von Berg. Zebelius von Webel, 


Römer, 
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JM. 46. 


Bekanntmachung des Stantsminifteriums, betreffend die an der Bremen: 
Oldenburg-Heppenſer Eifenbahn errichteten Zoll:Abfertigungsftellen. 


Oldenburg, den 9. Juli 1867. 


Es wird hiemit zur öffentlichen Kunde gebracht, daß vom 
Tage der Betriebseröffnung der Bremen-Oldenburg-Heppenſer 
Eifenbahn auf den an derjelben im Werwaltungsbezirfe des 
Zolldepartementd der Cammer belegenen Stationen, folgende 
Abdfertigungsftellen in Wirffamfeit treten: 


1. In Delmenhorft wird dad Hauptzollamt bafelbft an 
den Bahnhof verlegt, daher dafjelbe zur unbefchränften Ein- 
und Ausgangsbehandlung der auf ber Eifenbahn ein- und 
ausgehenden Güter ermächtigt ift. 


2. In Oldenburg wird eine Abfertigungdftelle am Bahn 
hofe unter der Bezeichnung: „Großherzogliches Haupt-Steuer: 
amt Oldenburg, Abfertigungdftelle auf dem Bahnhofe“ er: 
richtet, welche unter Leitung eines Oberbeamten geftellt und 
in Gemäßheit des $. 5 des allgemeinen Regulativs über bie 
zolflamtliche Behandlung ded Güter: und Effecten-Transports 
auf den Eifenbahnen vom 6. Mai 1867 zur unbefchränften 
Ein» und Ausgangsbehandlung der auf der Eifenbahn ein- 
und ausgehenden Güter und Effecten ermächtigt ift. 


3. In Varel wird auf dem Bahnhofe eine unter ber 
Zeitung ded Hauptamts-Controleurs fungirende Abfertigungs- 
ftelle unter der Bezeichnung „Sroßherzogliched Hauptzollamt 
Varel, Abfertigungsftelle am Bahnhofe” errichtet, welche im 
Sinne bed $. 5 des oben allegirten Negulativd zur Behand: 
lung der auf ber Eifenbahn ein und ausgehenden Güter ers 
mächtigt wird. 
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4. Soweit dem Neben» Zoll:Amte I. im Jadegebiete die 
Befugnig zur Ausftellung und Erledigung von Begleitfcheinen 
I. und II. bisher noch nicht beigelegt gewejen, wird biefelbe 
hierdurch gewährt. 


Didenburg, den 9. Juli 1867. 
Staatsminifterium, 
Departement der Finanzen. 


In Vertretung: 
von Berg. 


Holtzinger. 





337 


Gefehhlatt 


für das 


Herzogtbum Oldenburg. 





XX. Band, (Ausgegeben den 13. Juli 1867.) 28. Stüd, 





Subalt: 

A 471. Belanntmahung des Staatsminifteriums vom 11. Juli 1867, 
betreffend die Entbehrlichkeit der Deklarationsſchein-Controle 
bei den mittelft der Eifenbahn nad und von Bremen gehenden, 
zurzWiedereinfuhr in das Zollvereinsgebiet beftimmten Güter 
und Effecten. 





M. 47. 


Bekanntmachung des Staatsminifteriums, betreffend die Entbehrlichkeit 
ber Deflarationgfchein-Gontrole bei den mittelft der Eifenbahn nad 
und von Bremen gehenden, zur Wiedereinfuhr in das Zollvereins- 
gebiet beftimmten Güter und Effecten. 


Oldenburg, den 11. Juli 1867. 


Das Staatsminifterium bringt hiedurch zur öffentlichen 
Kunde, daß die durch die Minifterial-Befanntmahung vom 
4. September 1862, betreffend die Entbehrlichfeit der Dekla- 
rationsſchein-Controle bei den mittelft der Staatspoften nad) 
und von Bremen gehenden, zur Wiebereinfuhr in das Zoll 
vereinsgebiet beftimmten Güter und Effecten, für die mittelft 
der Didenburgifchen Staatspoften von und nad) Bremen 
beförderten Güter in Anwendung gebrachte Berfehrderleichte- 
rung binfichtlic) der Befreiung von ber Deklarationsichein- 
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Eontrole mit der Eröffnung der Eifenbahn Bremen-Dfdenburg- 
Heppens auch auf die mittelft diefer Eifenbahn von und 
nad) Bremen gehenden, zum unmittelbaren Wiedereingange 
in das Zollvereindgebiet beftimmten Güter und Effecten An: 
wenbung finden wird. 


Oldenburg, den 11. Juli 1867. 
Staatsminifterium, 
Departement ber Finanzen. 


In Bertretung: 
von Berg. 


Römer. 
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XX. Band, (Ausgegeben den 17. Zufi 1867.) 29. Stuͤck. 





Inhalt: 


NS 48. Verordnung vom 18. Juli 1867, betreffend‘ die Wahlen für: 


ben Reichötag des Norbdeutichen Bundes. 





M 48. 


Verordnung, betreffend die Wahlen für den Reichstag des Norbdeutfchen 
Bundes. 
Dldenburg, ben 18. Juli 1867. 


ir Wicolans Fritdrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holftein, Stormarn, der Dithmarjchen 
und Oldenburg, Fürft von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von Sever und Kniphaufen ꝛc. ꝛc. 

Thun fund hiemit: 

Da ber Zufammentritt ded Heicetage bed Norddeutſchen 
Bundes für den 1. September d. 3. in Ausficht genommen 
ift, fo verordnen Wir wegen der vorzunehmenden Neuwahlen 
in Ausführung des Art. 20 der Bundesverfaflung was folgt: 

$. 1. 

Es find drei Abgeordnete zum DR für das 

Großherzogthum zu wählen. 





Tr 
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$. 2% 


Die Wahlen geichehen nad) Maßgabe ber Verordnung 
vom 4. December 1866, jedoch mit folgenden Aenderungen: 


1) die mittelft Vertrages vom 27. September 1866 von 
Seiner Majeftät dein Könige von Preußen an Uns 
cedirten und unter dem 19. uni d. J. Uns über: 
“tragenen vormals Holfteinifchen Gebietötheile werden 
mit Bezugnahme auf $. 9 des Reichswahlgeſetzes 
vom 12. Aprif 1849, für die vorzunehmende Reiche: 
tagswahl mit dem Großherzogthum vereinigt und dem 
im $. 2 unter 3. 1 der Verordnung vom 4. Dechr, 
v. 3. gebildeten Wahlfreife hinzugelegt. 


2) Wo eine politifhe Gemeinde im Herzogthum in 
Bauerichaften (Ortſchaften) und im Fürftenthum 
Lübeck in Dorfichaften eingetheilt ift, jollen bie 
Bauerfchaften und Dorfichaften je einen Wahlbezirk 
bilden. 

Die Bauervögte (Ortövorfteher) diefer Bauerfchaften 
und Dorffchaften haben in Betreff der Wahlen bie 
jelben Befugniffe und Berpflichtungen, wie fie in ber 
Verorbnung vom 4. Dechr. v. 3. für die Vorfteher 
der politifchen Gemeinden feftgeftellt find. 

Wenn eine Bauerfchaft oder eine Dorffchaft unter 
ber Verwaltung mehrerer Bauervögte fteht, kann fie 
nad) der Beftimmung des Amts in mehrere Wahl« 
bezirfe zerlegt werben. 


8.3 
Die Berichtigung und die Auslegung der Liften in ben 
Wahlbezirken ift unverzüglich vorzunehmen. 


$. 4. 
Die Regierungen haben die zur Ausführung der Wahlen 
weiter erforderlichen Anordnungen zu treffen. 
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$. 5. 


Der Tag, an welchem die Wahlen vorzunehmen find, 
wird vom Staatdminifterium befannt gemacht werden. 


Urkundlich unferer eigenhändigen Namensunterſchrift und 
beigedrudten Großherzoglichen Inftegels. 


Gegeben auf dem Schloffe zu Didenburg, den 15. Juli 
1867. 


Im Auftrage des Großherzogs: 
(L. S.) Das Staatsminifterium. 
von Röffing. von Berg. 


Römer. 
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N? 49. Bekanntmachung vom 18. Juli 1867, betreffend die Steuer: 
vergütung bei Ausfuhr von inländiſchem Branntwein. 








NM 49.’ 
Bekanntmachung, betreffend die Steuervergütung bei der Ausfuhr von 
inländifchem Branntwein. 


Oldenburg, den 15. Juli 1867. 


Ueber die Vergütung der Steuer für ausgeführten in- 


ländifhen Branntwein, werden unter Bezug auf 3. 6 der 
Befanntmahung vom 7. d. M., betreffend die Uebergangs— 


abgabe zc. von Branntwein, Bier, Tabaföblättern und Tabads- 
fabricaten im Einvernehmen mit der Königlih Breußifchen 
Regierung folgende Beftimmungen getroffen und hierdurch zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht. 


wir 
Bei der Ausfuhr ded im Inland erzeugten Branntweins 
nach Ländern und Landestheilen, welche nicht zum Zollverein 
gehören, oder biß zum 1. Juli 1868 nady demjenigen Theile 
des Preuß. Regierungs-Bezirfd Kaffel, welcher aus dem che: 
maligen Kurfürftenthum Heffen (mit Ausfchluß der Grafſchaft 
Schaumburg und ded Kreiſes Schmalkalden) befteht, ferner 
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nach Bayern, Württemberg, Baden, dem Großherzogthum 
Heſſen und den Hohenzollernſchen Landen wird, ſofern der 
Brann twein eine Alkoholſtärke von 35 Procent nach Tralles 
oder darüber hat und die auf einmal ausgeführte Menge 
mindeſtens einen Preußiſchen Eimer (60 Preußiſche Quart 
oder 73 Oldenburgiſche Steuerquartiere) beträgt, eine Steuer— 
vergütung von Eilf Schwaren für jedes Preußiſche Quart 
Branntwein zu 50 Procent Alkohol nach Tralles, oder was 
daſſelbe iſt, von Einem Groſchen und Zehn Schwaren für 
jedes Einhundert der in dem Branntwein überhaupt enthals 
tenen, durch Multiplication der Quartzahl mit dem Stärfes 
grad ermittelten Alkohol-PBrocente gewährt. 

Bei Berechnung der Vergütung nad dem zulegt er— 
wähnten Sage für den auf eine Anmeldung ($. 3.) ausge: 
führten Branntwein, bleiben jedoch die Alfohols Procente, 
welche nicht volle Hundert betragen, außer Anfag, jo daß 
beijpielöweije die Vergütung nicht für 243,477, fondern nur 
für 243,400 Procent Alkohol geleiftet wird. 

$. 2. 

Ein regelmäßiger Nachweis des Ursprungs des zur Aus- 
fuhr angemeldeten Branntweind wird nicht verlangt, die 
Forderung dieſes Nachweiſes aber in einzelnen Fällen vorbe— 
halten, audy hat Jeder, der inländifchen Branntwein unter 
Erfüllung der nachftehend vorgefchriebenen Bedingungen aus» 
führt, auf die im $. 1 beftimmte Steuervergütung Anjprud). 

Die Vergütung wird aber-nur gewährt, nachdem die 
Revifion ded Branntweind bei einem dazu befugten Amte 
bewirkt, auch bie wirklich erfolgte Ausfuhr, beziehungsweife 
ber Einigung in die im $. 1 namentlidy genannten Zollver- 
eindftanten nachgewielrn worden ift. 

In diefer Hinficht wird bemerft, daß zur Revifton bes 
ausgehenden Branntweind, fowie zur Ertheilung der Auss 
gangsbejcheinigungen alle Haupt- Zoll und Haupt» Steuer: 
Aemter befugt find, welche in den in Branntweinfteuer = Ges 
meinfchaft ftehenden Staaten, alfo in Preußen (mit Ausschluß 
ber Herzogthüimer Schledwig und Holftein, fowie des im 8.1 


345 


bezeichneten Theild des Regierungsbezirks Kaſſel) Sachſen, 
Dldenburg, Braunfchweig und dem Thüringifchen Zoll und 
Hanbdelöverein, an der Grenze gegen das Vereinsausland oder 
an der Binnengrenze gegen andere Zollvereinsländer liegen, 
oder welche im Innern ber in Branntweinfteuergemeinfchaft 
befindlichen Staaten gelegen, zur Bornahme von Ausgangs: 
Abfertigungen beim Schiffs: und Eifenbahnverfehr ermächtigt 
find. Werden andere Steuerftellen in den eben genannten Staaten 
zur Ertheilung der Abfertigungen, beziehungsmeife der Aus- 
gangsbeicheinigungen gewählt, fo müſſen diefelben dieferhalb 
ausnahmsweiſe mit allgemeiner Ermächtigung verfehen fein.*) 
Bei den Berfendungen des inländiichen Branntweins nad) 
den Zollvereinsftaaten, welche mit Oldenburg wegen ber 
Branntweinfteuer nicht in Gemeinfchaft ftehen, müffen außer- 
dem bie für den Berfehr mit übergangsabgabenpflichtigen 
Gegenftänden eröffneten Straßen eingehalten werben. 
$. 3. 

Soll Branntwein mit dem Anſpruch auf Steuerver- 
gütung ausgeführt werben, jo hat der Inhaber deſſelben 
ſolches dem Steueramt jeined Wohnortd oder des Bezirks, 
in welchem er wohnt, mittelft einer nad dem beiliegenden 
Mufter in doppelter Ausfertigung zu übergebenden fchrift- 
lichen Anmeldung anzuzeigen, in welcher die Anzahl, Zeichen 
und Nummern der Gebinde, ferner die Zahl der an denſelben 
etiva vorhandenen Rollbänder, fowie die etwa eingebrannten 
Taragewichte der Fäffer und die Menge und wahre Stärfe des 
in jedem berfelben befindlichen Branntweind angegeben, aud) 
dad Abfertigungds, beziehungsmeife Ausgangdamt und ber 
Beftimmungsort des Branntweind genannt fein müflen. Der 
Verſender hat die Menge ded Branntweins nad) dem bie: 
herigen Steuergemäß anzumelden, zugleidh aber bei jedem 
Gebinde diefed gemäß nad) der, ber Bekanntmachung vom 


*) Gegenwärtig befiten ſolche Grmädtigung die Nebenzollämter 
41. Glaffe: 1. Wahrthurm, 2. Ellenferdammerfiel, 3. Hooffiel, 4. Fedder⸗ 
warderſiel, 5. Großenfiel, 6. Strohhaufen, 7. Elöfleth, 8. Berne, 9. Im 
Sadegebiete. 
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21. uni d. 3. angehängten Tabelle (Gefegblatt ©. * 
auf Preußiſche Quart zu reduciren. 


Findet das Steueramt kein beſonderes Bedenken, auch 
gegen die Wahl des Abfertigungs- und des Ausgangsamtes 
nichtd zu erinnern, und hat daffelbe die weitere Abfertigung 
nicht felbft zu ertheilen, jo giebt e8 ein Eremplar der An: 
meldung, mit den Buchungsvermerf verfehen, dem Anmelder 
zurüd. 

$. 4. 

Die zurüdgegebene Anmeldung ($. 3) muß den Trand- 
port des Branntweind begleiten. Sollte ed während bed 
Transports nöthig werden, die Richtung defjelben zu ändern, 
jo hat der MWaarenführer hiervon dem nächften Steueramte 
Anzeige zu machen. Bon dem Letteren wird alddann bad 
neu gewählte und für befugt befundene Abfertigung, bes 
ziehungsweife Ausgangsamt auf der Ausfuhr: Anmeldung 
vermerkt, zugleich aber auch die Steuerftelle, bei welcher bie 
erfte Anmeldung ber Verſendung gefchehen, von ber veränder- 
ten Richtung ded Transports benachrichtigt. 

Bei dem gewählten Abfertigungsamte wird die Anmel- 
dung abgegeben und der Branntwein zur Revifton geftellt. 
Diefe Revifton befteht in der Ermittelung der Menge und 
wahren Alfoholftärfe des in jedem Gebinde enthaltenen 
Branntweind nah Maßgabe der dieferhalb befonders ertheils 
ten Borfchriften, außerdem aber wird in den dazu ange: 
thanen Fällen die Anlegung eines geeigneten Verſchluſſes 
vorgenommen. 


Wenn neben der Ausfuhr Anmeldung ein Uebergangs— 
ſchein angefertigt werden muß, fo ift in jeder biefer Bes 
zettelungen auf bie andere Bezug zu nehmen. 


$. 5. 

Soll die Revifion lediglich beim Ausgangsamte 
erfolgen, fo hat dies Amt nad) bewirfter Abfertigung und 
Beſcheinigung derfelben in der Anmeldung, auf diefer legteren 
auch die wirklich geichehene Ausfuhr über die Grenze auf 
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Grund der eigenen Wahrnehmung oder auf Grund der Ans 
gaben ber Begleitungsbeamten zu befcheinigen. 

IR bie Ausfuhr nad) Ländern, die nicht zum Zollverein 
gehören, erfolgt, oder geht der Branntwein unmittelbar über 
die Grenze gegen den Bayerijchen Rheinfreis aus, um in dem 
legteren zu verbleiben, fo genügt zur Erlangung ber Steuer: 
vergütung die Ausfuhrbefcheinigung des Grenzamts. Dieſes 
hat in einem folchen Falle die befcheinigte Anmeldung dem 
Hauptamte zuzufenden, in, beffen Bezirk der Berfender wohnt, 
und dem Waarenführer über die Abgabe der Anmeldung und 
die Geftellung des Branntweind zur Revifion eine Beſcheini— 
gung zu ertheilen. 

In allen anderen Fällen bedarf ed aber zur Erlangung 
ber Steuervergütung einer Eingangs-Beſcheinigung ($. 2), 
welche beim Uebergang über die Grenze gegen den Bayerifchen 
Rheinfreis, fofern der Beftimmungsort nicht in dem letzteren 
gelegen ift, von ber Steuerftelle des Beftimmungsorted, im 
Uchrigen aber nad der Wahl des Waarenführers entweder 
von ber Steuerftelle des Beftimmungsortes oder von ber gegen» 
tberliegenden Grenzabfertigungsftelle zu ertheilen if. Dieſe 
Eingangsbeſcheinigung muß über die Anzahl der Gebinde mit 
Branntwein, beziehungsweife über die Unverlegtheit des Ver: 
fchluffes Auskunft geben und mit dem Dienftftempel und ber 
Unterjchrift der Behörde verjehen fein. Um eine foldhe Bes 
fcheinigung auswirken zu fünnen, eınpfängt der Waarenführer 
nad erfolgter Ausgangsabfertigung die Anmeldung zurüd, 
welche er demnächft, mit der Eingangsbefceinigung verfehen, 
dem Hauptamte, in beffen Bezirk der Berjender wohnt, bei 
Verluft des Anfpruch® auf die Steuervergütung fpäteitend 
binnen 3 Monaten, vom Tage der im 8. 3 erwähnten Anzeige 
an gerechnet, zuzuftellen hat. 

$. 6. 

Wenn die Revifion ded Branntweind bei einem 
anderen Amte, ald dem Ausgangsamte bewirkt 
werden foll, jo werden bei erfterem Amte, nach erfolgter und 
beicheinigter Reviſion, die Gebinde, fofern e8 wegen eines zu 
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ertheilenden Uebergangsſcheines etwa beſonders erforderlich 
iſt, einzeln unter Siegelverſchluß genommen, demnächſt aber 
unter ununterbrochener Aufſicht in verſchlußfähige Eiſenbahn— 
wagen oder Schiffe verladen und dieſe letzteren Transport: 
mittel nach angelegtem Raumverfchluffe ohne jede Umladung 
binnen einer von dem Abfertigungsamte zu beftimmenden 
angemefjenen Friſt mit der beicheinigten Anmeldung dem ges 
wählten Ausgangsamte zugeführt. Leptered Amt kann, fos 
weit nicht nad) feinem Ermeffen eine weitere Reviſton erfor 
derlich ift, fi) auf Refognition und Abnahme des Raumver— 
ſchluſſes, wenn diefer bei mangelndem Kolloverfchluß nicht 
wegen des ertheilten Uebergangsicheins belaffen werden muß, 
beziehungsweife auf die Bergleichung der Anzahl und Zeichen 
der Gebinde beichränfen. Die demnächſt erfolgte Ausfuhr 
hat das Ausgangsamt auf der Anmeldung zu befcheinigen. 

Wegen der Beichaffung der Eingangsbefcheinigung, ber 
Rüdfendung der befcheinigten Anmeldungen an das betreffende 
Hauptamt fommen die im $. 5 enthaltenen Beftimmungen 
zur Anwendung. 

7 

Don dem Hauptamte, in deſſen Bezirk der Verſender 
wohnt, wird die Steuervergütung gleih nad dem Schlufie 
jeden Monats mittelft einer der Großherzoglihen Cammer 
(Zolldepartement) einzureichenten und jämmtliche im Laufe 
bed Monats eingegangene Ausfuhrbefcheinigungen umfaflen- 
den Nachweiſung liquidirt. 

Nach erfolgter Prüfung und Feftftelung ber liquidirten 
Beträge wird von der Kammer auf Grund einer jeden richtig 
befundenen Ausfuhrbefcheinigung ein Anerfenntmig darüber 
ertheilt, auf welchen Betrag die Steuervergütung für ben 
ausgeführten Branntwein ſich belaufe, und daß diefe Summe 
jeder Inhaber ded Anerkenntniſſes in der im $.8 bezeichneten 
Weiſe erheben fönne. 

$. 8. 

Die Anerfenntniffe werben bei ven. bdieffeitigen Steuer- 

ftellen, auf zu entrichtende Maijchiteuer zu dem Betrage, auf 
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welchen fie lauten, in Zahlung genommen, auch unter den 
nachftehend angegebenen Bedingungen durch baare Zahlung 
der in benfelben anerfannten Steuervergütung realifirt. Der 
Inhaber eines ſolchen Anerkenntniſſes kann demnad): 

a. wenn er ſelbſt Brennerei-Inhaber ift, das Anerfennt- 
niß entweder zur Tilgung eines gleich hohen Betrages 
ereditirter Maifchfteuer benugen, oder wenn er feinen 
Steuer-Kredit genießt, auf zu entrichtende Maifchfteuer 
in Zahlung geben, 

b. wenn er nicht felbft die Brennerei betreibt, daſſelbe 
zu ben unter a. angegebenen Zweden einem Brenne- 
rei Inhaber übergeben, endlich 

c. wenn er von dem Anerfenntniß in ber unter a. und b, 
angegebenen Weife ald Zahlungsmittel feinen Gebraud) 
macht, den Betrag der anerfannten Steuervergütung 
auf Anweifung der Cammer vom 1. November an, 
bis zum Jahresſchluß bei dem Hauptamte baar be: 
zahlt erhalten, auf deſſen Antrag dad Anerfenntniß 
erteilt ift.. Die baare Zahlung der Steuervergütung 
wird aber nur für Branntwein geleiftet, welcher nad) 
dem WAnerfenntniß bis Ende September ausgeführt 
worden ift, und ed. muß ber Antrag darauf unter 
Beifügung der Anerfenntniffe fo zeitig von dem In— 
haber an die Cammer gerichtet werden, baß die An— 
weifung der Zahlung nody vor dem Jahresſchluſſe 
erfolgen kann. 

Die Anerfenntniffe werden nur gerade zu dem Betrage, 
auf welchen die lauten, in Zahlung angenommen oder baar 
realifirt, und es ift nicht zuläffig, die Abtragung einer gerin- 
geren Summe darauf in Abfchreibung zu bringen, auch findet 
ihre Annahme ald Zahlungsmittel oder zur baaren Zahlung 
überhaupt nur innerhalb Jahresfrift, vom Tage der Ausfer- 
tigung angerechnet, ftatt. 

g§. 9. 
Fuͤr inländifchen Branntwein, welcher Behufs ſpäterer 
Ausfuhr nach dem Zollvereins-Auslande zu einer Pack— 
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hofd-Niederlage abgeführt wird, foll die Steucervergütung 
($. 1) ebenfalls gewährt werden. Bei foldem Branntwein 
fommen in Bezug auf Anmeldung, Abfertigung und Grlan- 
gung der Vergütung die vorftehenden Beftimmungen mit dem 
alleinigen Unterfhiede in Anwendung, daß die Beicheinigung 
des Hauptamtd in der Badhofsftadt über die Ablieferung 
des Branntweind zur amtlichen Niederlage die Stelle der 
Ausfuhrbefcheinigung vertritt. 

Da der zu Badhofs Niederlagen abgeführte inländijche 
Branntwein in Folge der dafür gewährten Steuervergütung 
dem unverjteuerten Lagergute hinzutritt, fo fann derfelbe nur 
gegen Erlegung einer der Eingangsabgabe für fremden unver: 
jtenerten Branntwein gleichfommenden Steuer in den freien 
Berfehr wieder zurüdverfegt werden, auch darf der Brannt: 
wein in ber amtlichen Niederlage nur jo lange lagern, ale 
died nach dem betreffenden PBadhofs-Reglement zuläffig if. 


$. 10. 


Eine erwiejene Defraudation der Fabrifationgfteuer von 
Branntwein oder eine heimliche Wiedereinbringung des gegen 
Vergütung ausgeführten Branntweins zieht außer ber geſetz— 
lichen Beftrafung den Berluft des ferneren Anſpruchs auf, 
Steuervergütung bei der Ausfuhr nad fi, fowie auch bei 
jedem anderen Mißbrauche diefer VBergünftigung deren Ent- 
ziehung ftattfindet. 


Oldenburg, den 15. Juli 1867. 


Staatsminifterium, 


Departement der Finanzen. 


In Vertretung: 
von Berg. 


Holginger. 
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Mufter zu einer Branntwein-Ausfuhr-Anmeldung.) 
Anmeldung 


über Branntwein- -Ausfuhr, für welche die Hteuer- 
vergütung beanfprucht wird, 


Die Anmeldung ift vors Die Anmeldung ift ab: 
GE a und gegeben in(..), an.. 
unter AP... des Amelde- (Mni)kat. (aut Abfertigungs-Regifter 
Regifterd eingetragen. — 

(Ort), den... ten ..... (Unterſchrift.) 
Großhzgl. (..) Steuer⸗Amt. Die Riviſton überneh— 

(Stempel) (Unterſchrift.) men (R. und R.) 
(Unterfchrift.) 





Hierzu ift cin Webers 
gangsichein M.... auf 
DOW sa Amt zu..... 
ertheilt. 


(Die) unterzeichneteen) (Kaufleute Gebrüder N.) meld(en) 
hiermit dem Großherzoglichen (Steuer) Amte in (...... J 
im Bezirke des Großherzoglichen Haupt: (Steuer⸗) Amtes in 

.), daß (fie) beabſichtigecn), den umſeitig näher dekla— 
Ba inländifchen Branntwein innerhalb der nächften (drei 
Tage) dem Großherzoglichen (Haupt-Steuers) Amte (....) 
zur Abfertigung zu geftellen, demnächft (mittelft der Eifenbahn) 
über dad Großherzogliche (Neben-Zoll⸗) Amt in (. . . .) nad) 
ea ) auszuführen und trag(en) darauf an, ihnen) nad) 
erfolgter Ausfuhr und auf Grund der biedfälligen Befcheini- 
gungen die angeordnete Steuervergütung zu gewähren. 

REES en 


(Unterfchrift der Verſender.) 
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Ungabe des 


Der einzelnen Gebinde 


Bezeihnung 
Zahl einges 
Laufende der brannte 
u", Marke, Num | Roll: Tara. 
mer. | "Hänbder. 
Gr 8 








Zufanımen . 
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Verfenders, 


Des in jedem Gebinde befindlichen Sranntweins 


Menge 
wahrer 
Ä Alkoholgehalt 
in Quartier in Breußifchen in 
Steuer-Bemäß. Duarten. VPVrozenten 
nah Tralles. 
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NReviſions— 






Bruttogewicht 





——— der Gebinde Nettogewicht 
der einzelnen 4 Roll u 
Für die ohne oll⸗ Einge⸗ 

Gebinde, in bänder nach Ab» 

ſoweit dieſe mit rg (event. nad) RR rechnung der 

Rollbändern, bänder | Abnahme der | Tara einge 

Roflbänder ' 

a — oder nach Ab— * — 
8 a zug des in | Gebin— Tara. 
worden, Abzug |Spalte 8 ans des. 

verſehen find. gegebenen 

Gewichts der: 
jelben). 
er ® ® er B|ler Rlor B 
7. 8. 9. 10. 11. 
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— — 2 mm nn nn nn — nn m —— — 


Befund. 


Des Sranntweins Bemerkungen, 
namentlich über 
Tempe⸗ Kolli-Verſchluß, 
ſcheinbare — wahre Menge über Abnahme der 
3 Rollbänder, 
pe grade alu, in über Anwendung 
ftärfe nad) ſtärke des Laͤngen⸗ und 
in , -in- | Breußifchen | Höhenmeffers, 
Rlaumur ferner wegen Richt: 
Procenten über Procenten/ Quarten. berüctfihtigung der 


nad) ober nad angemeldeten Tara, 
fo mie wegen 


Tralles. unter | Trolle. Mehrbefund gegen 
Null. die deklarirten 
Mengen. 
16. 








(Quartmenge in 
Buchftaben zu wie 
holen.) 


Die Richtigkeit vorftehender Ermittelungen befcheinigen 
DE 
Die Revifiond-Beamten, 
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Ausgangs: Befcheiitigungen. 
Die Ausbegleitung über bie — — 
M., den ... tn. F 
Wnterſqtiften) 

Daß dlie) vorſeitig bezeichneten) (vier) Gebinde Brannts 
wein, welche unter Nro. (23) des Ausgangs-Regiſters nach— 
gewiefen w(erden), über die Grenze ausgeführt worden (find), 
wird hiermit befcheinigt. 

R,den...ten. u 
Seen ME, 

(Stempel.) | (Unterfchriften.) 
Dder: 

Vorfeitig bezeichnete... .. . Gebinde Branntwein (find) 
—J mittag .... Uhr unter Kollo-Verſchluß von 
hier abgelaſſen und binnen ...... Tagen dem ... 
Amte zu..... . . Behufs Kontrolirung des Aus⸗ 
gangs zu geſtellen. 

Mi Ra Re Ze 
er |; 
(Stempel.) (Unterfehriften.) 
Die Ausbegleitung über bie Grenze bejcheinigen 
N,den...tn. 


(Unterfchriften.) 
Daß dlie) vorfeitig bezeichrieten) .... Gebinde, welche 
UNE AND. des Ausgangs» Regifterd nachgewiejen 


werden (nach Abnahme) (unter Belaffung) des unverlegt be- 
fundenen Verſchluſſes über die. Grenze ausgegangen find, 
wird hiermit befcheinigt. 


N, den...te. RE 
Be re 
(Stempel.) (AUnterfehriften.) 
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Dder: ar % TER 1 ice 


Borfeitig bezeichnete... . Gebinde Branntwein find 
in den Güterwagen Niro... ... ber . 
Eifenbahn verladen, , welcher heut... . , mittag . , Ur, 
mit... . Sclöffern (Serie... .. J verfchloffen der Eifen- 
bahn-Berwaltung zur Vorführung binnen . ee 
bei dem . 2» 2 2 20. Amte dt 2 2 202020. ber 
geben worden ift. | 


N,den...ten. 


Amt. 
(Stempel.) (Unterfchriften.) 
Der bezeichnete Güterwagen ift am... .tn...... 
. mittagd .... Uhr, bier eingetroffen und nad) Ab- 
nahme des unverlegten Verſchluſſes fofort über die Grenze 
ausgegangen. Die Ausfuhr vorgedadhter. ..... Gebinde _ 
ift demnach erfolgt und im PDDRNOBRGINE Nro. .... 
angeſchrieben. 
N., den ... ten. 
Amt. 
Etempel.) (Unterſchriften.) 


(Dieſe beiſpielsweiſe angegebenen Ausfuhr Beſchei— 
nigungen können den betreffenden Verkehrsverhältniſſen ent— 
ſprechend geändert werben.) 
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Eingangs:Befcheinigung für Sendungen 
nach den betreff. Vereinsländern. 


Vorbezeichnete ... . . Gebinde Branntwein find (mit 
unverlegtem Berfchluß) hier eingegangen. 


N, tden...ten. 
. Ant. 
(Stempel.) (Unterfchriften.) 
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Gefeßblatt 


für das 


Serzogtbum Oldenburg. 


— — 


XX. Band Ausgegeben den 31. Juli 1867.) 31. Stud. 





inhalt: 


NE 80. Bekanntmachung vom 27. Juli 1867, betreffend die Steuer: 
vergütung bei Ausfuhr von inländijchem Bier. 


AM 50. 
Bekanntmachung, betreffend die Steuervergütung bei der Ausfuhr von 
inländifchen Bier. 
Oldenburg, den 27. Juli 1867. 


In Höchſtem Auftrage bringt das Staatsminiſterium 
zur öffentlichen Kunde, daß bei der Ausfuhr von Bier, wel 
ches im Inlande gebraut worden ift, nach Ländern, welche 
nicht zum Zollverein gehören, ferner nad) Bayern, Württems ⸗ 
berg, Baden und dem Großherzogthum Heſſen fünftig eine 
Vergütung für die erhobene Braumalzfteuer unter folgenden 
Bedingungen und Maaßgaben gewährt werben fol: 


$. 1. 


Eine Vergütung wird nur für ſolches Bier gewährt, zu 
deſſen Bereitung wenigftend 50 Pfund Malzichroot auf eine 
Tonne von 100 Preußifchen Quart verwendet worden find. 
Daſſelbe muß in Fäſſern und bei jeder Sendung in einer 
Menge von mindeftend 6 Zentnern Bruttogewicht ausgehen, 
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Die Vergütung findet erft Statt, nachdem der Nachweis ber 
wirklich erfolgten Ausfuhr, beziehungsweife ded Eingangs im 
Beftimmungsorte ($. 7) geführt worden ift. 


$. 2. 


Die Bergittung beträgt 3 Sgr. für den ZentnerBruttos 
Gewicht. Diefelbe wird nur für volle Zentner berechnet, fp 
daß überfchießende ‘Pfunde bei der jededmaligen Sendung 
außer Anfaß bleiben. 


8. 3. 


Nur inländifchen Brauern fteht ein Anſpruch auf Steuer: 
vergütung zu und auch diejen nur dann, wenn fie von ihnen 
felbft gebrauted Bier der im $. 1 bezeichneten Art in der dort 
angegebenen Menge ausführen und nad) der Anweifung ber 
Steuerverwaltung Bücher führen, aus denen bie zur Bier: 
bereitung verwendeten Stoffe und deren Menge, nicht minder 
ber Umfang des Bierzuged und des Abſatzes fich ergiebt. 
Diefe Bücher müffen den Steuerbeamten vom, Ober-Contro— 
leur (einfchließlich) aufwärts auf Berlangen jederzeit zur Ein- 
ficht vorgelegt werden. 

Gegen UWebernahme der Berpflichtung zur pünftlichen 
Erfüllung ber vorbezeichneten Bedingungen wird dem Brauer 
von der Sammer ein Zufagefchein ertheilt, beffen Gültigkeit 
für den Zeitraum eines Kalenderjahres beftimmt werben, 
deſſen Zurüdnahme jedoch vor Ablauf dieſes Jahres bei 
Nichterfüllung einer der worbezeichneten Bedingungen eins 
treten fann. 


$. 4. 


Zur Ertheilung der zur Begründung des Anfpruches 
auf Steuervergütung erforderlichen. Ausgangsbefcheinigung 
($. 1) find die Haupt-Zolle und die Haupt-Steuer-Aemter 
befugt, welche an der Grenze gegen Länder, die nicht zum 
Zollverein gehören oder-an den Binnengrenzen gegen Zoll: 
vereinsſtaaten gelegen oder beim Eifenbahn- und Schiffsver- 
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fehr im Innern. zur Ausgangsabfertigung ermächtigt find. 
Auch find die vorbezeichneten Aemter befugt, die Borabferti« 
gung ($. 6) vorzunehmen. 

Andere Steuerftellen wirb nach Bebürfnig die Ermächti- 
gung zur Beicheinigung des Ausgangs oder zur Vorabferti- 
gung ertheilt werben. 


$. 5. 


Soll Bier mit dem Anſpruche auf Steuervergütung aus— 
geführt werben, fo hat ber Brauer, für deſſen Rechnung bie 
Ausfuhr. erfolgen fol, folches dem Steueramte bed Bezirke, 
in welchem feine Brauerei gelegen ift, mittelft einer nach dem: 
beiliegenden Muüfter in doppelter Ausfertigung zu übergeben- 
den fchriftlicdyen Anmeldung anzuzeigen, welche dad ‚Gewicht 
jedes Faſſes, die Bezeichnung ber ausdzuführenden Bierforte 
nach der ortsüblichen Benennung und die Angabe des Ab: 
fertigungs= beziehungsweife Ausgangsamted, fowie des Em— 
pfängers enthalten muß. 

Findet das Steueramt fein befondered Bebenfen, aud) 
gegen bie Wahl des Abfertigungsd- und des Ausgangsamtes 
nichts zu erinnern, und hat daſſelbe die weitere Abfertigung 
nicht felbft zu ertbeilen, fo giebt e8 ein &remplar mit dem 
Buchungsvermerf und der Befcheinigung, daß der Ausfteller 
mit einem Zufagefchein zum Bezuge der Steuervergütung 
verfehen fei, dein Anmelder zurüd. 


$. 6. 


Die weitere Abfertigung Fann entweder lediglich bei dem 
Ausgangsamte ($. 7) oder mit einer Vorabfertigung bei einem 
anderen dazu befugten Amte ($. 8) erfolgen. Sofern nicht 
das Amt, bei dem die Anmeldung bewirft wird, die weitere 
Abfertigumg vornimmt, hat der Anmelder mit der ihm zurück— 
gegebenen Anmeldung, welche den Transport begleiten muß, 
das Bier dein zur weiteren Abfertigung gewählten Amte zur 
Reviſton zu ſtellen. 

Dieſe weitere Abfertigung beſteht in allen Fällen in der 
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Teftftelung des Bruttogewichtd der einzelnen Gebinde. 
Außerdem hat fi) dad abfertigende Amt davon Ueber: 
zeugung zu verichaffen, daß die vorgeführten Fäfler unver: 
dorbened Bier enthalten und gehörig gefüllt find. Wie viele 
Fäffer zu diefem Zwede zu öffnen find, ift nad) ben Um— 
ftänden zu bemeffen. 


Dad Ergebniß der Revifion wird auf ber Anmeldung 
beicheinigt. 


$. 7. 


Soll nady der Wahl des Werfenderd die weitere Abs 
fertigung lediglich beim Ausgangsamte erfolgen, fo hat dieſes 
Amt, nad) bewirkter Reviſion und Befcyeinigung berjelben 
auf der Anmeldung auf der legteren auch die wirklich erfolgte 
Ausfuhr über die Grenze auf Grund der eigenen Wahrneb: 
mung oder auf Grund der Angabe der Begleitungsbeamten 
zu beſcheinigen. 


Iſt die Ausfuhr nach Ländern, die nicht zum Zollverein 
gehören, erfolgt, oder geht das Bier unmittelbar über bie 
Grenze gegen den Bapyerifchen NAheinfreis aus, um in dem 
Letztern zu verbleiben, jo genügt zur Erlangung der Steuer: 
vergütung die Ausfuhrbefcheinigung des Grenzamtes. Diefes 
hat in einem folhen Falle die befcheinigte Anmeldung dem 
Hauptamte zuzufenden, in deffen Bezirk die Brauerei gelegen 
ift, aus welcher die Verſendung erfolgt. 


In allen anderen Fällen bedarf e8 aber zur Erlangung 
der Steuervergütung einer ingangsbefcheinigung, welche 
beim Uebergange über die Grenze gegen den Bayerifchen 
Rheinfreis, fofern der Beftimmungsort nicht in dem leßteren 
gelegen ift, von der Steuerftelle ded Beftimmungsortes, im 
Üebrigen aber nach der Wahl des Waarenführerd ent: 
weder von ber Steuerftelle des Beftimmungsorted oder 
von der gegenüberliegenden Grenzabfertigungsftelle zu ertheilen 
ift. Um die jenfeitige Eingangsbefcheinigung auswirken zu 
können, empfängt der Waarenführer, nad erfolgter Aus: 
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gangsdabfertigung, bie Anmeldung zurüd, welche er demnädhft, 
mit der Eingangsbefcheinigung verjehen, dem Hauptamte, in 
befien Bezirk die Brauerei gelegen ift, aus welcher die Ver; 
fendung erfolgt, bei Verluſt des Anſpruchs auf die Steuer 
vergütung fpäteftend binnen drei Monaten, vom Tage ber 
im $. 5 erwähnten Vorabfertigung an gerechnet zuguftellen hat. 


8. 


Wählt der Berjender eine Borabfertigung bei einem 
anderen Amte ald dem Ausgangdamte, fo. hat jenes. Amt, 
nach erfolgter und bejiheinigter .Revifion, den Verſchluß an— 
zulegen und. auf der Anmeldung zu befcheinigen, daß und wie 
ſolches gefchehen. Mit der befcheinigten Anmeldung ift dann 
das Bier binnen einer von dem Abfertigungsamte zu beſtim— 
menden angemeflenen Friſt dem gewählten Ausgangsamte 
vorzuführen, welches, foweit nicht nad) feinem Ermeſſen eine 
weitere Revifion erforderlich ift, fich auf die Vergleichung der 
Zahl und Zeichen der Gebinde und auf die Abnahme des 
Verſchluſſes beſchränken kann, wenn biefer nicht wegen eines 
ertheilten Mebergangefcheines belaffen werden muß. Die dem— 
nächſt erfolgte Ausfuhr hat das Ausgangsamt auf der An— 
meldung zu beicheinigen. 

Megen der Beihaffung der Eingangsbefcheinigung, der 
Rüdfendung der befcheinigten Anmeldungen an das betreffende 
Hauptamt fommen die im $. 7 enthaltenen Beftimmungen 
zur Anwendung. 

Wenn neben der Ausfuhranmeldung über das verfendete 
Bier ein Uebergangsfchein ausgefertigt werden muß, fo ift in 
jeder dieſer Bezettelungen auf die andere Bezug zu nehmen. 


$. 9. 


Bon dem Hauptamte, in deſſen Bezirk die Brauerei 
liegt, aus welcher die Verfenduug erfolgt, wird die Steuer 
vergütung gleich nad Ablauf jedes Vierteljahres mittelft 
einer der Cammer einzureichenden und fämmtliche im Laufe 
bed WVierteljahres eingegangenen Ausfuhrbefcheinigungen ums 
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faffenden Nachweifung Tiquidirt. Dabei ift, wenn bie Wer: 
wiegung ein größeres ald das angemeldete Gewicht ergeben 
hat, doch nur Iegtered für die Höhe der Steuervergütung 
maßgebend. 

$. 10. 

Die Cammer hat die zu vergütenden Beträge feftzuftellen 
und legtere zur baaren Zahlung an die Empfangsberechtigten 
anzuweifen. Während des Laufes des Jahres ift die Zahlung 
der Vergütung, foweit fie zur Zeit der Liquidation durch bie 
im. Laufe bed Jahres entrichtete Braumalzfteuer nicht gededt 
wird, bis zum etwaigen ingange weiterer Steuerbeträge 
audzsujegen. Soweit die im Raufe eines Kalenderjahres von 
dem verfendenden Brauer gezahlte. Braumalzfteuer von den 
im. Laufe defielben Jahres zur Liquidation gelangten Be: 
trägen an Steuervergütung überftiegen wird, unterbleibt deren 
Gewährung. 

8. 11. 

Vorftehende Beftimmungen werden vom 1. Auguft d. 3: 
an mit der weiteren Beitimmung in Kraft gelegt, daß jeder 
Brauer, welder vor dem 1. October d. 3. Bier mit dem 
Anjpruche auf Steuervergütung in das Ausland zu verjen- 
den beabfichtigt, innerhalb acht Tage nah dem Erfcheinen 
der gegenwärtigen Befanntmadhung dem Haupt-Zolle oder 
Haupt-Steueramte, in deffen Bezirke die Brauerei belegen ift, 
davon Anzeige zu machen umd unter Borlegung feiner Bü— 
cher nachzumweifen hat, daß von dem vor dem 1. Juli d. 3. 
gebrauten Biere fein Vorrath mehr vorhanden ift. Wird 
diefer Nachweis nicht erbracht, fo kann für das vor dem 
1. October d. J. ausgeführte Bier die Steuervergütung nicht 
erfolgen. 

Dldenburg, den 27. Juli 1867. 

Stantsminifterium, 
Departement der Finanzen. 
In Vertretung: 
von Berg. 


Holginger. 


365 


Mufter zu einer Bier: Ausfuhr: 
Anmeldung. 


Der Unterzeichnete N. als Beftger der zu N. gelegenen 
Brauerei meldet hiemit dein Steuer-Amte zu N. im Bezirf 
bed Haupt-Steuer-Amted zu N., daß er beabfichtigt, das nad) 
Gebindezahl und Brutto-Gewicht nachftehend näher ange— 
gebene Bier innerhalb der nächften drei Tage dem Haupt- 
Steuer-Amte zu N. zur Abfertigung zu geftellen und dem: 
nächft über das Haupt-Soll-Amt zu N. an N. zu N. in N. 
auszuführen. 

Der Unterzeichnete trägt darauf an, ihm nad) erfolgter 
Ausfuhr ded Bierd auf Grund der biesfälligen Beſcheini— 
gungen die zugefagte Steuervergütung zu gewähren und 
verfichert zu dem Ende, daß das unten angemeldete Bier in 
seiner Brauerei gebraut ift und zu 100. Duart Preußiſch 
beffelben nicht unter 50 Pfund Malzfchroot verwendet find, 


— ne mn —— m —e ——— — ———————————— — 


Angabe des Verſenders. 


Der einzelnen Gebinde 












Inhalt 
Marfe 
laufende mit Bruttos 
Er und Bezeichnung Gewicht. 
M ber 


Bierforte. 


RR 


N., Brauereibefiger. 


Vorftehende Anmeldung ift im Anmelde-Regifter unter 
Deklaranten von der Kammer für 18... ein Zufageichein 
ertheilt worden: ift. i 


N, den... ten. 


(Firma.) 
(Stempel.) 


Ben 25 Dr ee > 
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NReviſionsbefund. 





Der einzelnen Gebinde Bemerkungen 
8 über 
52 zer a. probeweife Ermittelung bes 
ka) Brutto: Inhalts der Gebinde, 
EEE Bezeich⸗ b. wegen Anlegung des Ver— 
55 un | Gewicht. ſcqhuſſed, 
ag| u c. wegen Ausfertigung eines 
a [Dierforte.) 0. | 2 | Uebergangsfcheins. 
Summa | . | 


(in Buchſtaben) ....... 


Die Richtigkeit der Ermittelungen beſcheinigen 
NONE 
Die Reviftonsbeamten. 





N. N. 
1 REIFEN eingetragen. Hierbei wird bejcheinigt, daß dem 
zum Bezuge ber Brauftener = Vergütung unter Nro...... 


(Unterfchrift.) 
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Ausgangs: Befcheinigungen. 


Umfeitig bezeichnete... ... Gebinde find heut... .. 
mittag... . - Uhr unter Verfchluß von hier abgelaffen und 
nunmehr binnen ..... Tagen dem . ee A 
Amte 1. 2 2 202020. Behuf Eontrolirung des Aus- 


gangs zu .geftellen. 
N, den... ten. 


| (Firma.) 
(Stempel.) 
(Unterfchriften.) 


Die Ausbegleitung über die Grenze beicheinigen 


enn 
(Unterſchriften.) 
Daß die umſeitig bezeichneten... ... Gebinde, welche 
unter RTO.-. 40% bed Ausgangsregifterd nachgewiefen wer—⸗ 


den, nach Abnahme (unter Belafjung) des unverlegt befunde- 
nen Berfchluffes über die Grenze ausgeführt worden find, 
wird hiermit bejcheinigt. 


N.,den...ten. 


(Firma.) 
(Stempel.) 
(Unterfehriften.) 
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Dder: 

Umfeitig bezeichnete . . . . . Gebinde find in den Güter: 
wagen Nro. ..... Det. 2 2.2.0. Eifenbahn verla— 
den, welcher heut... . . mittag ..... Uhr, mit ..... 
Schlöſſern (Serie ..... ) verſchloſſen, der Eiſenbahn-Ver⸗ 
waltung zur Vorführung binnen ..... Sagen bei dem 
En re Amte U. . 2 220.0. Übergeben 
worden ift. 

N es 
Firma.) 
(Stempel.) 
(Unterjchriften.) 

Der bezeichnete Güterwagen ift am ... ten ..... 
mittags ..... Uhr hier eingetroffen und nach Abnahme 
des unverletzten Verſchluſſes ſofort uͤber die Grenze ausge— 
gangen. Die Ausfuhr vorgedachter ..... - Gebinde ift 
demnach erfolgt und im Ausgangs-Regifter unter Nro...... 
angefchrieben. 

FIR © + BERGER: 
(Firma.) 
(Stempel.) 
(Unterfchriften.) 


(Infoweit die beifpieldweife angegebenen Ausfuhr-Be- 
fheinigungen für die betreffenden Verkehrsverhältniſſe nicht . 
genügen, find diefelben den legteren entfprechend abzuärdern.) 
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Eingangs: Befcheinigung 


für Sendungen nad) den betreffenden Bereinsländern. 


Daß die oben bezeichneten... . . Gebinde, mit Bier 
gefüllt, hier eingegangen find, wird hiermit bejcheinigt. 
N,den...ten. 
| (Firma.) 
(Stempel.) 


(Unterjchrift.) 
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Geſetzblatt 


für das 
Herzogthum Oldenburg. 


— ⸗i 


XX. Band (Ausgegeben den 9. Auguſt 1867.) 32. Stud. 





Inhalt: 

N 51. Verkündigungspatent vom 4. Auguſt 1867, betreffend die 
Militairconvention mit dem Königreich Preußen wegen Aus: 
führung der Beftimmungen bes Abjchnitts XI. der Verfaflung 
bed Nordbdeutichen Bundes. 


| M Sl. 

Verfündigungspatent, betreffend die Militaireonvention mit dem Königs 
reich Preußen wegen Ausführung der Beitimmungen bes Ab- 
ſchnitts XI, der Berfaflung des Norddeutſchen Bundes. 

Oldenburg, den 4. Auguft 1867. 


Mir Uicolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig- Holftein, Stormarn, der Dithmarjchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lübeck und Birfenfelod, Herr 
von ever und Kniphaufen ıc. ıc. 
Thun fund hiemit: 

Nachdem eine mit dem Königreich Preußen am 15. Juli 
d. 3. abgefchloffene Convention, betreffend den Uebergang 
Oldenburgs in das Kriegsweſen ded Norddeutſchen Bundes, 
fowie eine an bdemfelben Tage abgeichloffene Militaircon- 
vention, betreffend die näheren Modalitäten in. Ausführung 
ber Beftimmungen des Abjchn. XI. der Berfaffung des Norb- 
beutichen Bundes, nebft einem zu biefer Convention. an dem— 


felben Tage vereinbarten Schlußprotocoll, beiderfeitd ratificirt 
worden find, 
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bringen Wir diefe Verträge auf Grund des Art. 137 Ziff. 2 
bed Staatögrundgefeped hierdurch zur öffentlichen Kunde. 
Urfundlich unferer eigenhändigen Namensunterfchrift und 
beigedrudten Großherzoglichen Inftegels. 
Gegeben auf dem Schlofje zu Divenburg, den 4. Auguft 
1867. 
In Auftrag des Großherzogs: 
(E. $S,) Das Staatsminifterium. 
v. Röffing. v. Wedet. - 


Meinardus. 





Convention 


zwifchen Oldenburg und Preußen, betreffend 
die Neorganijation des Dldenburgifchen 
Contingents. 


Seine Königlihe Hoheit der Großherzog von, Olden— 
burg und Seine Majeftät der König von Preußen, gleich 
mäßig von dem Wunfche geleitet, den Mebergang Oldenburgs 
in das Kriegsweſen des Norddeutichen Bundes zu erleichtern, 
haben behufs Feſtſtellung entiprechender Modalitäten zu Ihren 
Bevollmächtigten ernannt: 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg: 

Ihren Oberintendanten Wilhelm Meinarbus umd 
Ihren Brigade-Major, Major Theodor Becker, 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Ihren Geheimen Legationsrath Bernhard König und 
Ihren Oberſtlieutenant und Abtheilungs-Chef im 
Kriegs-Miniſterium Eberhard von Hartmann, 
welche vorbehaltlich der Alferhöchften Ratification folgende 
Eonvention 


abgeichlofien haben. 
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Art. 1. 


Die Reorganifation der Bundes-Eontingente, wie fie im 
Abſchnitt XI. der Verfaffung des Norbdeutichen Bundes be- 
ftimmt ift, wird von ber Krone Preußen (den Bunbes-Feld- 
herrn) hinſichtlich Oldenburgs in der Weife vollzogen, daß 
die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung unter Anerken—⸗ 
nung ber in ber Bundesverfaſſung fefigefeßten Quote von 
225 „P im erften Jahre der Reorganifation (1867/68) nur 
Einhundert Fünf und Sechszig Thaler und unter fuccefliver 
Steigerung ber jährlichen Beiträge um je Zwölf Thaler pro 
Kopf, erft vom 1. Juli 1872 an bie volle Summe einzus 
zahlen hat. 

Art. 2. 

Durch vorftehend geordnete fucceffive Beitragdleiftung 
wird an dem in der Bunbeöverfafjung normirten Maßftabe 
der Vertheflung ber gemeinfamen Bundes-Einnahmen Nichts 
geändert, vielmehr participirt Oldenburg bei biefer Berthei« 
fung von Anfang an ebenfo, ald wenn es die vollen 225 4 
jährlidy pro Kopf fofort beitrüge. 


Art. 3. 
Die Ratificationen dieſer Convention ſollen innerhalb 
Vierzehn Tagen von heute ab, oder, wenn möglich, früher 
in Berlin ausgewechfelt werden. 


Zu Urfund deffen haben die Eingangd genannten Bes 
vollmädhtigten die gegenwärtige Convention in zwei Exem— 
plaren unterzeichnet und befiegelt. 


So gefchehen zu Berlin, den 15. Juli 1867. 
gez.; Meinar dus. gez.: Becker. gez.: König. 
(L. S.) (L. S.) (L. S.) 


gez.: v. Hartmann. 
(L. S.) 
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-Militair - Convention 
zwiſchen | 


Preußen und Oldenburg, 


In Ausführung der Beftimmungen bed Abſchnitts XL 
der Berfaffung des Norddeutſchen Bundes haben Seine 
Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg einerfeits 
und Seine Majeftät der König von Preußen andererfeits, Be— 
hufs Feſtſtellung ber näheren Modalitäten zu Ihren Bevoll- 
mächtigten ernannt: 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg: 

Allerhöchſtihren Oberintendanten Friedrich Heinrich 
| Wilhelm Meinardus und Allerhöchftihren Brigade: 
major den Major Theodor Beer, und 

Seine Majeftät der König von Preußen: 

Allerhoͤchſt Seinen Oberftlieutenant und Abtheis 
lungs- Chef im Kriegsminiſterium, Eberhard von 
Hartmann, 
welche, nachdem ſie ihre Vollmachten einander mitgetheilt 
und richtig befunden, folgende Convention abgeſchloſſen 
haben: 


Arxt. J. 

Gegen die nach Art. 62 resp. Abſchnitt XII. der Ver— 
faffung des Norddeutihen Bundes vom Großherzogthum 
Oldenburg nad) Maßgabe einer Friedendftärfe von 1°, feiner 
noch feft zu ftellenden ‚Bevölferung zu zahlenden. Baufchal: 
beiträge wie gegen Stellung der wehrpflichtigen Mannjchaft 
des Großherzogthums gemäß den in der Bundes-Verfafſung 
und den Bundesgefegen getroffenen oder noch zu treffenden 
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Beftimmungen, übernimmt Preußen alle dem Großherzogthum 
Dldenburg für das Ordinarium ded Bundes-Kriegsweſens 
obliegenden bundesgefeglichen Leiflungen, einjchließli ber 
dem MilitairsFiscus zufallenden Koften der Aushebung, 
ferner die Koften der Aufftelung und erften -Eifrichtung mit 
Ausnahme der Koften der Kafernen: Einrichtungen. Außer 
jenen Baufchalbeiträgen, wie ſolche zur Zeit - feftgeftellt 
find, oder fünftig etwa anderweitig beftimmt werden, hat 
das Großherzogtum Oldenburg für bie demfelben im Drs 
dinarium zur Grhaltung des Landheeres obliegenden 
Leiftungen keinerlei befondere Zahlungen zu übernehmen. 


Art. 2, 


Da Oldenburg von der Stellung eines felbftftändigen 
Bontingentd und folgemweile einer eigenen Militair-Bermal- 
lung abfieht, jo follen die in der gegenwärtigen Olden— 
burgiichen Militairformation enthaltenen Truppenförper, ſo— 
wie fünftig die Oldenburgiſchen Wehrpflichtigen, in bie 
Preußiſche Armee eingereiht werben. Die biernady ihrer 
Militärpflicht genügenden Oldenburgiſchen Staatsangehörigen 
leiften in Gemäßbeit des Artifeld 60 der Bundes-Verfaffung 
den bisherigen Fahneneid unter Einfchaltung der Verpflichtung 
des Gehorſams gegen ben Bunbdesfeldherrn. Sie tragen an 
ber Kopfbedeckung neben ber Preußifchen die Landeskokarde, 
bis durch Einführung einer Bundesfofarde in Diefer Bezie— 
hung ein Anderes beftimmt ift. 


Art. 3. 


Die nah Artifel 2 in die Preußifche Armee einzurei- 
henden Oldenburgiſchen Truppenkörper beftehen aus einem 
Infanterie und einem Gavalleries Regiment, welche unter. ber 
Bezeichnung: | | 
Oldenburgiſches Infanterie Regiment Nro. x. und 
Oldenburgiſches Dragoner-Regiment Nro. x. 
eine Regimentsnummer. in: der Preußiſchen Armee erhalten, 
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jowie aus zwei Artillerie Sompagnien, welche einem Preu⸗ 
ßiſchen Feldartillerie-Regiment mit der Bezeichnung: 

„2. 6% (Dibenburgifche) Batterie des 2c. Regiments‘ 
zugetheilt werben. 

Die Regimenter behalten die bisher geführten Fahnen, 
bezw. die Standarte. 

Die Officiere Tegen eine filberne Scyärpe und desgleichen 
Vortepee in den durch Art. 55 der Bundesverfaffung feftge: 
ftellten Bundesfarben an. 

Die Dfficiere, Bortepeefähnriche und Militärbeamten 
im Offtcierdrange der bisher Didenburgifchen Truppenkörper 
verpflichten ſich mittelft Reverſes: das Wohl und Befte 
Seiner Königlihen Hoheit des Großherzogs zu fördern, 
Schaden und Nachtheile von Höchftdemfelben und Seinem 
Haufe und Lande abzuwenden, 


Art. 4. 

Bon den Wehrpflichtigen des Großherzogthums follen 
die aus dem Herzogthum Oldenburg ſelbſt nur als Erſatz 
für die im Art. 3 aufgeführten Truppenabtheilungen dienen, 
abgefehen, von ber für Jäger, Feſtungs-Artillerie, Pioniere, 
Train und Bundesfriegsmarine erforderlichen Quote. Die 
Fürftenthümer Lübeck und Birkenfeld dagegen werden als 
Aushebungsbezirfe einem Preußiihen Regierungsbezirk zuge- 
legt. Um den Wehrpflihtigen die Ableiftung ihrer Dienft- 
pflicht zu erleichtern, wollen Seine Majeftät der König von 
Preußen geftatten, daß dad Oldenburgiſche Infanterie- 
Regiment, dad DOldenburgifche Dragoner»Regiment und bie 
gefammte Artilferie, Fuß-Abtheilung, zu welcher die beiden 
Oldenburgiſchen Artillerie Compagnieen eingetheilt werden, 
innerhalb der Grenzen des Großherzogthums Oldenburg 
ftändige Garnifonen erhalten und von dem Alferhöchftihm 
ald Bundesfeldherrn verfaffungsmäßig zuftehenden Disloca- 
tionsrecht nur vorübergehend und in außerordentlichen durch 
militairifche oder politifche Intereffen gebotenen Fallen Ge- 
brauch machen. Ebenſo follen nur, wenn ähnliche Ruͤck— 
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fichten es erfordern, Ortfchaften des Großherzogthums gegen 
den Wunfdy Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs 
anderen Bunbestruppen al® Garnifon angewielen werden, 
mit Ausnahme der Stadt Birkenfeld, welche für dasjenige 
Bataillon, in welches die Mehrpflichtigen ded Fürſtenthums 
eingeftellt werden, ald eventueller Garnifonort zur Dispofition 
geftelt wird. 


Art. 5. 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg 
und die Großherzogliche Familie erhalten von den im Groß— 
herzogthum garniſonirenden Truppen die dem Landesherrn 
und Höchſtdeſſen Angehörigen zukommenden Ehrenbezeugungen. 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog ſtehen zu den 
Truppen in dem Verhältniß eines commandirenden Generals, 
üben auch als ſolcher neben den bezüglichen Ehrenrechten die 
entſprechende Disciplinarſtrafgewalt aus, und erlaſſen in 
dieſer Beziehung Höchſtihre Befehle direct an die betreffenden 
Abrheilungd-Commandeure. Ebenio ſteht Höchftdemfelben die 
freie Verfügung über die im Großherzogthum dislocirten 
Bunbdeötruppen zu Zweden des innern Dienftes zu und haben 
in biefer Beziehung die Truppencommandeure Höchſtdeſſen 
Befehlen Folge zu geben. Die Oldenburgiſchen Hoheitd- 
zeichen werben in Wappen und Farben an den dem Bundes— 
Militair eingeräumten Localitäten bezw. fämmtlichen Garnijon- 
Einrichtungen, beibehalten, fofern nicht Bundeszeichen und 
Rarben an die Stelle treten. 


Art. 6. 


Seine Königlide Hoheit der Großherzog haben das 
Recht bei Hoͤchſtihrer Perfon, bezw. den Dldenburgifchen 
Truppen⸗Altheilungen, Officiere & la suite nach freier Wahl 
zu ernennen, beren etwaige Befoldung und bdereinftige Pen— 
flonirung jedody nicht aus Bundesmitteln erfolgt. Die nad) 
dem Inslebentreten diefer Sonvention ernannten DOfficiere & 
la suite ingleidyen bie nach dieſem Termin in das Penſions— 
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verhältniß tretenden Dfficiere, welche innerhalb bed Groß» 
herzogthums ihren Wohnfig nehmen, find nad) Maßgabe ber 
betreffenden Königlich Preußiſchen Vorfchriften dem Disciplis 
nar⸗, Militairgerichtö- und Ehrengerichtlichen-Berfahren vors 
foınmenden Falls unteriworfen. | 

Seine Königliche Hoheit follen in der Auswahl und 
dem Wechfel Höcftihrer Adjutanten fowie eined Ordonnanz— 
Dfficierd für Seine Königliche Hoheit den Erbgroßherzog 
infofern unbefchränft fein, als nicht dienſtliche Rüdlichten 
entgegen ftehen. Die Befoldung dieſer Officiere erfolgt aus 
Bundesmitteln. 

Die Beitimmung ber Uniform der Adjutanten und Oft: 
ciere & la suite ift dem Belieben Seiner Königlichen Hoheit 
des Großherzogs überlafien. 


Art. 7. 


In Betreff der Oldenburgiſchen Truppenabtheilungen 
ſollen bei Anſtellung und Verſetzung von Officieren bie et 
waigen Wünfche Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs 
thunlichfte Berüdfichtigung finden. 


Art, 8. 


Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzog find die bei 
den Didenburgifchen Truppen vorfommenden wichtigeren Vor— 
fälle jedesmal zu melden und von den betreffenden Gommandos 
ftellen der in Höchftihrer Nefidenz garnifonirenden Truppen» 
abtheilungen die folgenden Eingaben und Meldungen zu 
machen: 
ein Monats-Rapport, 
der Uebungsplan für längere Zeiträume im Boraug, 
Meldung über größere Manöver unter Mittheilung der 
Dispofitionen, 

Anzeige von Aenderungen im Officiercorps, von Com— 
mandos zu Bildungsanftalten ıc., Verheirathungen, 
Ordendverleihungen ıc. 
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Art. 9. 


Die Eintheilung ded Großherzogthums in Landiwehrs 
Bataillond- und Aushebungsbezirfe, fowie die Aushebung 
felbft wird PBreußifcherfeitS unter Mitwirkung der concurs 
rirenden Großherzoglicen Eivilbehörde zur Ausführung ges 
bradjt. Den fämmtlichen Erfag-Angelegenheiten flieht in Be- 
treff der Oldenburgiſchen Wehrpflichtigen das Großherzogliche 
Staatsminifterium ald oberfte Eivilbehörde vor, daffelbe er: 
nennt die Givilmitglieder der Kreis: und Departements-Erfap- 
Eommifftonen. Ebenfo wird mit der Beftellung ber orbent- 
lien und außerorbentlichen Eivilmitzlieder bei ber Departe- 
ments⸗Pruͤfungs⸗Commiſſion verfahren. 


Art. 10. 


Die durch die Bundesverfaffung in Geltung tretenden 
Beitimmungen hinfichtlicy der Aushebung, der Dienftverpflich- 
tung, der Präfenzzeit und ded Ausfchluffes der Stellvertretung 
fommen zunächft zur Anwendung auf die Aushebung pro 
1867 und haben feinerlei rückwirkende Kraft. Walls ber die 
Anwendung diefed Grundfages Zweifel entftehen follten, haben 
die competenten Großherzoglichen Behörden die Einzelfälle zu 
entfiheiden. Lesteren Behörden verbleibt auch für die Mili- 
tairpflichtigen der jegt in Dienft ftehenden Alteröclaffen, nach— 
dem viefelben ihre Dienftzeit nad Maßgabe der bisherigen 
Geſetze abgeleiftet haben, die Ertheilung ber Abfchiede fowie 
der Militair » Freifcheine unter Mitbetheiligung der concurs 
tirenden Militairbehörbe. 


Art, 11. 


Didenburgifche Wehrpflichtige, denen die Berechtigung 
zum einjährigen bezw. breijährigen $reiwilligendienft zufteht, 
fönnen diefer Dienftpflicht in der Königlich Preußischen Armee 
. unter gleichen Bedingungen, wie jeder Preuße genügen, das— 
felbe findet vice versa für Preußiſche Unterthanen ftatt. 

Bei den. zur Aufnahme der Didenburgiidren Wehr: 
pflichtigen beftimmten Truppenabtheilungen ſoll hinſichtlich 
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der Zahl der aufzunehmenden Dfdenburgifchen einjährigen 
Greiwilligen eine Beſchränkung nicht ftattfinden. 


Art. 12. 


Beim Nachweis ber wiflenfchaftlichen Qualification der 
zum einjährigen Freiwilligenbienft Angemeldeten follen bie 
höheren Oldenburgiſchen Lehranftalten, fobald dieſelben als 
mit den entiprechenden Preußiſchen Inſtitutionen auf einer 
wiflenfchaftlichen Stufe ftchend anerfannt worden, lesteren 
gleich geadytet werben. 

Die Anforderungen an die Qualification ber einjährigen 
Freiwilligen werben für die nächſten Jahre in derjelben Weiſe 
ermäßigt, wie es für bie durch Gele vom 20. September 
und 24. December 1866 in ben Preußiſchen Staatöverband 
aufgenommenen LZändergebiete gefchehen ift. 


Art. 13. 


Diejenigen einjährigen Freiwilligen, weldye ihrer Mili— 
tärpfliht im ftehenden Heere genügt haben, erhalten, wenn 
fie fi zur weiteren Ausbildung in ihrem Beruf in außer 
europäifche Länder begeben, auf Verlangen einen Auslands: 
Urlaubspaß zunächft auf die Dauer von 2 Jahren. Sie 
bleiben von der Einberufung zu Uebungen, Zuſammenzie— 
hungen, fowie bei eintretender Mobilmadyung befreit, wenn 
fie durch Bonfulatsatteft bejcheinigen, daß fie in außereuro» 
päischen Ländern, (die Küften des Mittelänpdifchen und 
Schwarzen Meeres ausgeſchloſſen) eine geficherte Stellung 
einnehmen, in welchem Falle ihnen ein weiterer Urlaubspaß 
mit berfelben Wirfung auf die Dauer von fünf Jahren 
ertheilt wird. Bei Hortbeftand obiger Vorausfesung erfolgt 
die Verlängerung ſolchen Paſſes bis zum Schluß der Ge- 
fammt=Dienftzeit. 

Einer gleichen Bergünftigung werben biejenigen Wehr: - 
pflichtigem theifhaftig, welche wegen Körperuntauglichfeit nad) 
breimaliger Unterfuchung der Erſatz-Reſerve zugetheilt find, 
wenn fie ſich in außereuropäifche Länder begeben. 
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Verlegen Individuen dieſer Categorien jeboch vor der 
Beendigung ihrer Gejammtdienftzeit bezw. vor dem Ausſchei⸗ 
ben aus bem erfaßrefervepflichtigen Alter ihr Domicil nad) 
Europa zurüd, fo find fie nah Maßgabe ihres une 
alter& wiederum wehrpflichtig. 


Art. 14. 


Soweit für bie im Großherzogtum garnifonivenden 
Truppen Caſernements nicht vorhanden find oder noch von 
Oldenburg beichafft werden, ift Oldenburgiſcherſeits für 
deren anderweitige Unterbringung nad) Maßgabe ber des—⸗ 
fallſigen Preußiſchen Gefepe gegen Empfang des etatdmäßigen 

Serviſes zu ſorgen. 

Auf Verpflegung erſtreckt ſich biefe Verpflichtung nicht, 
vielmehr nur auf das der Servis- und Quartierentſchaͤdigung 
entiprechende Duartier hinfichtlich deſſen die Beftimmung 
gilt, daß der Quartierwirth dem Militair nur Quartier, auf 
Erfordern unter Mitbenugung feines Wohnraumd, eine 
Schlafſtelle und einen Play am Heerde nebit Feuerung ein- 
zuräumen hat und dafür Seitens ber Königlich Preußiichen 
Militärverwaltung die nad) Preußiſchen Vorfchriften beftimmte 
Entfhädigung erhält. 

Die Officiere haben für ihr Quartier felbft zu forgen. 
Die den garnijonirenden Eruppenabtheilungen zur Benugung 
zu überweifenden bereitd vorhandenen oder noch zu beichaffen- 
ben Garnifon» Einrichtungen an Gebäuden und Grundftüden 
nebft dazu gehörigen Inventarien, ber deren Beftand eine 
nähere Mittheilung bemnäcft erfolgen wirb, verbleiben DL- 
denburgifches Staatd- bezw. Gemeinde-&igenthbum und finb 
nur als im Nießbrauch der Truppen befindlich anzufehen. 
Für. eine der Stadtgemeinde Oldenburg gehörende Infanterie- 
Baferne für ein Bataillon wird der Betrag von jährlidy pl. 
m. 14500 4%, welcher bisher von Oldenburg vertragsmäßig 
dafür an die Stadt zu zahlen ift, von Preußen ebenfalls 
gezahlt. Da in Oldenburg ein beſonderes Militair-Hofpital 
nicht vorhanden, ſondern die Berpflegung und militairärztliche 
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Behandlung der Militairkfranfen bisher in einer Militair- 
‚Abtheilung des EivilsHofpitald gefchehen ift, jo wirt bie 
Großherzogliche Regierung Sorge tragen, daß dies gegen 
Zahlung thunlichft billiger Berpflegungsfäge auch ferner 
ftattfinde. 

Was die Unterhaltung und Adminiſtration der Gafernen 
ꝛc. nebft Inventarien betrifft, fo wird diefelbe, infofern Ol— 
benburg zu deren Uebernahme gegen Empfang ber dafür 
etatömäßigen Säbe nicht geneigt fein follte, Breußifcherfeitd 
übernommen. 


Art. 15. 


Die Aufitellung von Wachen und Wachtpoften außer bei 
ben dem Militair eingeräumten Etabliffements und im un: 
mittelbaren Dienft der Truppenabtheilungen, die Abhaltung von 
Paraden, Uebungen und Aufftellung von Truppen außerhalb 
ber dem Militair dazu eingeräumten Mebungspläge und 
Schießſtände auf öffentlichen Straßen, Plägen und Anlagen 
ift durch die vorgängige allgemeine ober befondere Zuftims 
mung ber Eivilbehörte bedingt. 


Art. 16. 


Wenn bei Störungen der öffentlichen Ruhe die Polizei 
den’ Beiftand des Militaird in Anfpruch nimmt, fo ift biefer 
Requifition durch den betreffenden Befehlshaber Folge zu 
geben und geht damit die Leitung der zur Herftellung ber 
Drdnung zu ergreifenden Maßregeln auf den legteren über; 
ein felbftftändiges militairifches infchreiten ohne vorherige 
Requifition der zuftändigen Eivilbehörde, ift-nicht ftatthaft, 
womit jedoch die Zurüdweifung von Angriffen oder Wider: 
feglichfeiten gegen Militärwachen oder Patrouillen nicht aus- 
gefchloffen fein fol. Ale Mititairs haben den Behufs Er- 
haltung der öffentlichen Ordnung ergehenden Weifungen der 
Polizeibeamten Folge zu leiften. 

In Beziehung auf Vergehen und Contraventionen ber 
Militairperfonen fteht zwar den Oldenburgiſchen Eivilbehör- 
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ben bei Betretung auf der That das Recht der einftweiligen 
Siftirung zu, indeſſen ift der unter folden Umftänden Si— 
flirte unverweilt unter Mittheilung ‚oder alsbaldiger Nach— 
lieferung eines Berichts an die nächſte Mititärbehörde ober 
Wache abzuliefern. Die File und Formen, in weldyen ‚dad 
Militair gegen Eivilperfonen einfchreiten und von feinen Waf- 
fen Gebraudy machen darf, werden durd eine unter Berüd- 
fichtigung ber betreffenden Preußiſchen Reglementd Olden— 
burgifcherfeitö zu erlaflende Verordnung geregelt. 


Art. 17. 


Officiere, Mannfchaften und Militärbeamte der im Groß: 
herzogthum garnifonirenden Truppenabtheilungen find dafelbft 
den Oldenburgiſchen Gefegen und Nechtönormen, fowie den, 
Dldenburgifchen Behörden und Gerichten unterworfen, foweit 
nicht die nach der Verfaffung des Norddeutfchen Bundes in 
Wirkſamkeit tretenden Preußifchen Militärgefege oder die 
gegenwärtige Gonvention befondere Ausnahmen beftimmen. 
In allen Fällen, wo in jenen Gefegen das SBreußiiche Eivil- 
ftrafgefegbucy und Landrecht genannt find, treten bis zur 
Emanirung eined allgemeinen Rorbdeutichen Eivilftrafgefeßs 
buchs für die Dltenburgifchen Staatdangehörigen in den 
genannten Truppenförpern bie Oldenburgifchen Geſetze, Vers 
ordnungen und Rechtsnormen in Wirkſamkeit, für die im 
Großherzogthum in. Garnifon ftehenden Preußifchen Unter: 
thanen verbleibt e8 dagegen bei ben Beftimmungen bed Ge— 
ſetzes vom 15. April 1852, 

Die Militairgerichtsbarfeit wird von den Militairgerichts⸗ 
Herren ausgeübt; die Beſtätigung der von Militärgerichten 
ergangenen Erkenntniſſe erfolgt auf den militairiſchen Inſtanzen— 
wege. Dad Begnadigungsrecht fteht Seiner Majeftät dem 
Könige von Preußen ald Bundesfelbheren zu, jedoch werden 
Wuͤnſche Seiner Königlihen Hoheit des Großherzogs in 
diefer Richtung, Oldenburgifche Unterthanen betreffend, thun⸗ 
lichſte Beruͤckſichtigung finden. 
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Art. 18. 

Die perfönlihen Verhältniffe der dem Großherzogthum 
nicht angehörigen Perſonen, welche bei denim Großherzogtum 
garnifonirenden Truppen dienen, fammt deren Familien werden 
durch die Verlegung ihres Domicils in das Großherzogthum 
nicht verändert, vielmehr bleiben jene Perfonen in ihrem bis— 
herigen Unterthanen »Berhältniß. Ihr eheliches Güterrecht, 
bie Erbfolge in ihre Verlaſſenſchaft, die Bevormundung ihrer 
Hinterbliebenen richtet fi nach den Rechtsnormen ihrer 
Heimath. 

Diefelben genießen, fo lange fie in ihrem biöherigen 
Unterthanen » Berhältnig bleiben, Befreiung von Vermögens-, 
Einfommen- und Erbſchaftsſteuer, ferner, foweit fie nicht 
aus Grundbefig oder Miethsverhältniß hervorgehen, von ber 
Einquartierungslaft fowie von allen Communal» Abgaben. 
Den indirecten Steuern und Abgaben, (Zoll⸗, Verbrauch: 
fteuer, Stempelabgabe ꝛc. find fie jedoch) unterworfen. Das 
Dienfteinfommen der Militairperfonen unter Officierdrang 
darf überhaupt nicht, weder zu Staatd- noch zu Gemeindes 
zwecken befteuert werben. 


Art. 19. 

Die gegenwärtig ber Dldenburgifchen Militairformation 
angehörenvden Officiere, Bortepeefähnriche, Mititairbeamte vom 
Dfficierdrange werden, infofern fie ed wuͤnſchen und ſoweit 
fie Preußifcherfeitd geeignet befunden werden unter Beibehalt 
ihred Ranges und ihrer Anciennetät in die Königlich Preu— 
Bifche Armee übernommen. In Betreff der Gehaltscompetenzen 
treten fie in den Genuß. der in Preußen etatsmäßigen Ehar- 
gen-Bezüge, behalten aber ihr gefammtes jetziges Dienft-Ein; 
fommen, wenn baflelbe die Preußifchen Competenzen ihrer 
Charge überfteigt, event. bis dahin, daß fie nad) Preußifchern 
Etat in eine höhere Einnahme einrüden,. bezw. penftonirt 
werden. Die Belaffung etwa bisher genofjener höherer Bezüge 
beim Uebertritt in den Preußifchen Dienft, findet auch auf bie 
Unterofficiere ꝛc. ftatt. 
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Die DOfficiere, Bortepeefähnriche und Militairbeamten von 
Dfficiersrang leiften Seiner Majeftät dem’ Könige von Preußen 
ben Fahnen» bezw. Militair-Beamten-Eid. Die Berüdfichti- 
gung ihrer Anciennetät fol mit der Maßgabe gefchehen, daß 
fie durch den Mebertritt in feinem Fall beffer zu ftehen fommen 
bürfen, ald wenn fte von Anfang an in der Preußifchen Armee 
gedient hätten. Sofern diefelben verheirathet find, haben fie 
die Verpflichtung zum Beitritt zur Königlich Breußifchen Mili- 
tair- Wittwens Penfiond-Anftalt, jedoch wird ihnen eventuell 
geftattet, auch‘ dad Anrecht an der Dldenburgifchen Beamten: 
Wittwen-Eaffe beizubehalten, Falls dies dort für zufäffig bes 
funden wird. Vom Abſchluß gegenwärtiger Convention bis 
zu deren Inslebentreten finden Beförderungen von Officieren, 
ſowie die Annahme von Dfficierd:Aspiranten bei dem Groß— 
herzoglichen Truppencorps nicht ftatt. 


Art. 20. 


Die in die Preußifche Armee übertretenden Officiere, Uns 
terofficiere und Militairbeamten werden bei demnächft eintres- 
tender Invalidität nady PBreußifchen Rormen penfionirt, beträgt 
jedoch die fo berechnete Penfion weniger ald diejenige, welche 
die betreffenden PBerfonen zu dem Zeitpunct bed Inkrafttretens 
biefer Gonvention bereits nach Oldenburgiſchen Rormen ers 
worben haben würden, jo follen diefelben den legteren Betrag 
ald Penſion erhalten, Für jeden Einzelnen foll diefer Betrag 
auf den erwähnten Zeitpunct berechnet und barüber von ber 
betreffenden Oldenburgiſchen Militairbehörde demnäcdhft ein 
namentliched Verzeichniß aufgeftellt und mitgetheilt. werben. 

Wer zum Uebertritt nicht geeignet befunden worden, bezw. 
nicht geneigt ift, wird nach den für ihn günftigften Normen 
(Preußifchen oder Oldenburgiſchen) penftonirt. 

Die fämmtlichen Penſionen des Oldenburgiſchen Militairs- 
Penſions⸗-Etats, wie folhe am Tage des Infrafttretend ber 
gegenwärtigen Convention fich herausftellen werden, übernimmt 
von da ab. Preußen für Bundesrechnung, und zwar nach ben 
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zur Zeit der Bewilligung in Geltung geweſenen Orundfägen 
in Betreff ded Zahlungsmodus u. f. w. 


Art. 21. 


Mit Rüdficht auf die nach Artifel 1 Preußifcherfeits zu 
übernehmende Berpflichtung, mit Ausnahme der Koften der 
erften Beichaffung etwa noch erforderlicher Kaſernen-Einrich— 
tungen, die fämmtlichen Koften zu übernehmen, welche aus 
der Vermehrung bezw. Umformung des bisherigen Oldenbur— 
gifchen Gontingents, einschließlich der Errichtung der Landwehr, 
erwachien, gehen die fämmtlichen vorhandenen Materialbeitände 
für das bisherige Bunded-Eontingent an Bekleidung, Bewaff: 
nung, Munition, a Fahrzeugen und Pferden an 
Preußen über. 


Art. 22, 

Die Königlich Preußifche Regierung fichert der Großher— 
zoglidy Didenburgifchen die Gewährung aller derjenigen auf 
das Bundeskriegsweſen bezüglichen Vortheile und Erleichte— 
rungen zu, welche, abgeſehen von beſonderen Zugeſtaͤndniſſen 
in Beziehung auf ©eldleiftungen, in Preußen eingeführt oder 
irgend einem andern Staat ded Norbdeutfchen Bundes gewährt 
find oder werben. 

Den Oldenburgiſchen Seefahrern und ber gefammten 
jeemännifchen Bevölferung des Großherzogthums follen alle 
den Preußifchen Berufsgenofjen zuftändigen oder noch zu ge, 
währenden Vorzüge und Begünftigungen in Betreff des Dienftes 
auf einem Schiffe der Deutichen Handelöflotte gleichmäßig 
zu Gute. fommen. L 


Er 
Art. 23. 

Diefe Convention foll mit dem 1. Dectober 1867 in Kraft 
treten, auch in Betreff der nady Artikel 1 zu leiftenden Zah: 
lungen, unabhängig von der Beitimmung des Artifel 62 
Alinea 2 der Berfaffung des Norddeutfchen Bundes, wonach 
die pro anno zu leiftenden SBaufchalbeiträge für das Bundes- 
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friegäwelen mit dem erften des Monats nach Publication der 
Bundedverfafjung fällig werden. 


Art. 24. 

Die gegenwärtige Convention fann nur im beiderfeitigen 
Einverftändnig aufgehoben oder abgeändert werden und fol 
alsbald den betheiligten Regierungen zur Genehmigung vor- 
gelegt und die Ausfertigung und Auswechfelung der Ratifi— 
cationen baldthunlichft bewirft werben. 


So gefchehen Berlin, den 15. Juli 1867. 


gez. Meinardus, Beder, v, Hartmann, 
(L. 8.) (L. S.) (L. S.) 





Schlußprotocoll. 


Zu der am heutigen Tage zwiſchen dem Königlich Preu— 
ßiſchen und den Großherzoglich Oldenburgiſchen Kommiſſarien 
abgeſchloſſenen Convention wegen Ausführung der Beſtim— 
mungen des Abſchnitts XI. der Verfaſſung des Norddeutſchen 
Bundes haben dieſelben noch folgende Zuſatzbeſtimmungen 
vereinbart beziehungsweiſe Erklärungen abgegeben. 


Art. J. 


Die Beſtimmung des Artikel 20 der Convention, daß in 
Betreff der vorhandenen auf die Bundescaſſe zu übernehmenden 
Penfionen die bisherigen gefeglichen Normen in Geltung blei- 
ben follen, ift dahin zu verftehen, daß die Zahlung der Pen- 
fionen aud) ferner monatlidy prenumerando gejchieht, daß in 
Sterbefällen die Hinterbliebenen noch auf den Betrag einer 
dreimonatlichen Penſion Anfprudy haben und daß hinfichtlic) 
der am 24. December 1863 an Veteranen aus dem Befreiungs— 


388 


friege 1812 — 1815 bewilligten Benfionen die Beftimmungen 
wegen eventueller Ausdehnung biefer Bewilligung auf etwa 
ferner eintretende Bebürftigfeitsfälle und wegen Erhöhung der 
Einzelpenfionen von jährlid) 24 auf 36 a beides innerhalb 
der ein für allemal für die erwähnten Veteranen ausgeſetzten 
Summe von jährlid 5304 44 in Anwendung zu fommen 
haben. 

Die bisherigen perlönlichen und Rechtsverhältniſſe ber 
beim Snfrafttreten der heute abgefchlofienen Convention bereits 
vorhandenen PBenfionaire werden durch bie Uebernahme von 
deren :Benfionen auf die Bundeskaſſe in Feiner Weife geändert. 


Art. 2. 

Mit dem nach Artifel 21 der Convention an Preußen 
übergehenden Ausrüftungs-Material wird auch die auf gemeins 
ſchaftliche Koften von Oldenburg einerfeitd und den freien 
Städten andrerſeits angeichaffte Biragofche Brüdenequipage, 
joweit über dieſelbe Oldenburg das Dispofitionsrecht zufteht, 
an Preußen zum igenthum übertragen. 

Die Uebergabe der in dem Ausrüftungs-Material begriffe: 
nen Zündnadelgewehre gefchieht in dem gegenwärtigen Beftande 
derjelben, ohne daß Dlvenburg die nah Maßgabe der bis- 
herigen Bundesbeftimmungen an bem Bedarf für die zweite 
Garnitur noch fehlende Stüdzahl zu beichaffen hat. 


All:3. 

Unter dem im Artifel 19 der Convention erwähnten jebis 
gen Dienfteinfommen der übertretenden Dfficiere und Unter: 
officieröchargen follen auch diejenigen Soldzulagen begriffen 
fein, weldye für längere Dienftzeit voranſchlagsmäßig bereits 
auf den 1. Auguft beziehungsweile 1. September d. 3. be 
willgt find und von da ab monatlidy in Summa 25 +7 ber 
tragen, fowie diejenigen, deren Bewilligung im Betrage von 
monatlich in Summa 13 ## veglementsmäßig am 24. Decem- 
ber d. J. erfolgen würde. 

Diejenigen Oldenburgiſchen Unterofficiere, welche Inhaber 
des Königlich Preußiſchen Militairs Chrenzeichens 1. Klafle 
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find, follen bei ihrem Webertritt in Bezug auf die damit ver: 
bundenen Bortheile ihren Kameraden in der Breußifchen Armee 
gleichgeftellt werben, | 


Art. 4. 


Dad nach Maßgabe der reglementairen Oldenburgiſchen 
Vorfchriften von PBortepeefähnrichen beftandene Officiers-Exa— 
men, fowie die von Militairfchülern der Unterflaffe nachge- 
wiefene Reife für die Oberflaffe, ſoll dem vorichriftsmäßig 
in Preußen abgelegten Officiers- beziehungsweiſe Bortepeefähn: 
richs⸗Examen gleichgeachtet werben. 


Art. 5. 


MWenn bie nad) Artifel 62 Alinea 2 der Verfafjung des 
Norddeutfchen Bundes an die Bundesfaffe zu zahlenden Pau— 
Ichalbeiträge vor dem Infrafttreten der Convention qu. geleiftet 
werben, fo findet mit Rüdficdht darauf, daß Preußen die Uns 
terhaltung des Großherzoglichen Eontingents erft mit dem 1. 
Dctober cr. übernimmt, bis wohin die Militair: Ausgaben 
noch dem Großherzogthum zur Laft fallen, eine Rüdgewähr 
oder entiprechende Anrechnung der gezahlten :Baufchalbeiträge 
ftatt. Etwa durch die Vorbereitungen zum Erſatzgeſchäft er: 
wachfende Koften find jedoch aus diefen Beiträgen zu beftreiten. 


Art. 6. 


Soweit die laufenden in fürzefter Frift zu kündigenden 
Lieferungd> und Mietheontracte zur Zeit des Inkrafttretens 
der Convention nody in Geltung find, tritt in Betreff derfelben 
Preußen im die Rechte und Verpflichtungen Oldenburgs. 


Art. 7. 


Die von Wehrpflichtigen der Yahresclaffe 1867 vor ber 
Ratification dieſer Convention etwa bereitd eingegangenen 
Stellvertretungscontracte follen in Kraft bleiben, wenn vor 
der zufländigen Olvdenburgifchen Behörde hierüber der Nach— 
weis geführt und die volle bundesgefegliche Dienftverpflichtung 
bes Wehrpflichtigen von dem Stellvertreter übernommen wird. 
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Art. 8. 


Zu Artifel 17 der Konvention erklärte der Königlich 
Preußiſche Commiſſar, wie Seine Majeftät der König das 
Begnadigungsrecht über Oldenburg'ſche Staatsangehörige in 
Fällen der Verurtheilung wegen nicht militairifcher Vergehen 
Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzuge gern überlaffen 


- wollten, 


Art. 9. 


In Bezug auf den Vertrag zwifchen Oldenburg und ben 
freien Städten Zübed, Bremen und Hamburg, wegen Stellung 
eined gemeinfchaftlichen Brigadeftabes, und den Vertrag mit 
Lübeck und Bremen wegen der Artillerie» Vertretung , erflärt 
Didenburg fi) damit einverftanden, wenn bie Städte das 
Recht des Rüdempfangs der auf Grund diefer Verträge über 
den 1. October d. 3. hinaus gezahlten Beträge an Preußen 
übertragen, gegen Uebernahme der Verpflichtung von Seiten 
Preußens, die aus Kapitulationen mit Geworbenen nad) dem 
1. October nod) beftehenden Forderungen zu befriedigen, über 
welche eine nähere Mittheilung erfolgen fol. Außer diefer 
Forderung hat Didenburg aus den erwähnten Verträgen feine 
weiteren Anſprüche zu machen. 

Die nach Artifel 17 des oben erwähnten Brigadevertraged 
fiftirten, für Hamburg noch eriftenten Zahlungsverbinplichkeiten, 
fo wie die Anſprüche Oldenburgs an die freien Städte in 
Betreff vorfchußweife geleifteter Zahlungen für die im Jahre 
1866 angefihafften Bontons ıc. bleiben Gegenſtand directer 
Auseinanderfegung unter den betreffenden Staaten. 


Art. 10, 

Schließlich erklärten die Großherzoglich Oldenburgiſchen 
Kommiſſarien, es ſei der Wunſch Seiner Königlichen Hoheit 
des Großherzogs: 

1) daß die Namenschiffre, welche von Höchſtihren Vor— 

fahren den Oldenburgiſchen Truppenabtheilungen bei 
ihrer Errichtung, und zwar dem Infanterie-Regiment 


2) 


3) 
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ein P, dem Gavallerie-Regiment und der Artillerie ein 
A verliehen worden, auch ferner von diefen Truppen» 
abtheilungen auf den Achſelklappen getragen werden. 
daß bei Ordeneverleihungen an im Großherzogthum 
garnifonirende Koͤniglich Preußiſche DOfficiere ꝛc. durch 
Seine Königlihe Hoheit den Großherzog e8 zur Ans 
nahme und Anlegung derfelben einer vorgängigen Er— 
laubniß Seiner Majeftät ded Königs von Preußen 
nicht bebürfe; es werde -jedoch von einer jeden berar- 
tigen Deforirung Königlih PBreußifcher Untertanen 
Seiner Majeftät dem Könige von Seiner Königlichen 
Hoheit dem Großherzoge alsbald Mittheilung gemacht 
werden. 

daß für die Adjutantur Seiner Königlichen Hoheit 
des Großherzog die Zahl von drei DOfficieren fejtge: 
jeßt werde, unter welchen ſtets ein Staböofficier und 
ein Hauptmann fich befinden und der britte entweder 
Stabdofficier oder Hauptmann fein fann. 


Der Königlich Preußiſche Kommiffar ftellte die Gewäh— 


rung dieſer Wünfche in Ausficht. 


Die Beftimmungen dieſes Schlußprotofoll8 jollen ebenfo 


verbindlich fein, wie diejenigen der Eonvention felbft und mit 
dieſer gleichzeitig ratificirt werden, fowie mit der Ratification 
au die von den Großherzoglich Oldenburgiſchen Kommiſſa— 
rien ausgedrüdten Wünſche Seiner Königlichen Hoheit des 
Großherzogd als von Seiner Majeftät dem Könige von 
Preußen genehmigt angeiehen werden follen. 


Hiermit wurde vorftehendes Protokoll geſchloſſen, unter- 


fiegelt und unterzeichnet. 


Berlin, den 15. Juli 1867. 


gez. Meinardus, gez. Becker. gez. von Hartmann, 


(L. S.) (L. S.) (L. S.) 
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Gefehblatt 


für daß 


Herzogthum Oldenburg. 





XX. Band, (Ausgegeben den 10. Aug. 1867.) 39. Stüd. 





Inbalt: 
NM 52. Bekanntmachung des Staatsminiſteriums vom 17. Juli 1867, 
betreffend Berichtigung des Geſetzblatts IE AS (XX.B. Stürf 27.) 

NM 853. Bekanntmachung des Staatsminifteriums vom 31. Juli 1867, 
betreffend die Verleihung der Rechte einer juriftifchen Perfon 
an den Kunftverein in Oldenburg. 

M 54. Regierungs-Bekanntmachung vom 3. Aug. 1867, betr. Erthei⸗ 
lung eines Patents an Woldemar v. Loewis of Menar zu Panten 
bei Riga auf eine wefentlihe Berbeflerung an ben zwei von ihm 
erfundenen und bereitd patentirten Blachsbearbeitungsmafchinen. 

KM 55. Recgierungs ⸗Bekanntmachung vom 3. Aug. 1867, betr. Ertheis 
lung eines Patents an Henry Clifton zu Birmingham und 
Charles Buftave Mueller zu Blankenburg a./H. auf eine von 
ihnen erfundene atmosphärische Buttermafchine. 


— ———— —— —— — — 
*8 52. 


Bekanntmachung des Staatsminiſteriums, betr. Berichtigung bes Geſetz— 
blatts M 45 AX. B. Stück 27). 


Oldenburg, den 17. Juli 1867. 


In dem unter dem 11. Juli d. 3. publicirten Landtags— 
abfchiede für den 15. Landtag (Gefegblatt AF 45) ift im 
$. 2 sub C. 17 ein Gefeg für das Fürftenthum Luͤbeck, be: 
treffend den Gebrauch der Eide, und sub D. 20 ein Geſetz 
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für das Fürſtenthum Birfenfeld, betreffend den Gebrauch ber 
Eide, als bereits publicirt aufgeführt. Diefe Angabe ift irrig, 
indem bie Publication der gedachten Gefege zur Zeit noch) 
der Hoͤchſten Erwägung unterliegt, wie hierdurch berichtigen 
bemerft wird. 


Oldenburg, den 17. Yuli 1867. 


Staatsminifterium. 
von Röffing. 


Römer. 





M 53. 
Befanntmahung des Staatsminifteriums, betreffend die Verleihung ber 
Rechte einer juriftiichen Perfon an den Kunftverein in Oldenburg. 
Oldenburg, den 31. Juli 1867. 


Im Höcften Auftrage Seiner Königlichen Hobeit des 
Großherzogsd bringt dad Staatdminifterium hiedurch zur 
öffentlichen Kunde, daß dem Kunftverein zu Oldenburg auf 
Grund der $$. 1, 2, 6—10 der vorgelegten Statuten bie 
Rechte einer juriftifchen Perſon verliehen worden find. 

Oldenburg, den 31. Juli 1867. 


Staatöminifterium. 


Departement der Juftiz, der Schul: und geift 
lihen Angelegenheiten. 


v. Röffing. 


Holginger. 
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A 54. 


Regierungs Bekanntmachung, betreffend Ertheilung eines Patents an Wolde⸗ 
mar v. Loewis of Menar zu Panten bei Riga auf eine weſentliche 
Berbeflerung an ben zwei von ihm erfundenen und bereits patentirten 
Blachsbearbeitungsmafcinen. 


Mit Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs Höchfter 
Genehmigung ift dem MWoldemar von Loewis of Menar zu 
PBanten bei Riga ein Patent auf eine wefentliche Werbefies 
rung an ben zwei von ihm erfundenen und bereit unter dem 
22. März d. 3. patentirten Flach&bearbeitungsmafchinen un 
ter den gleichen Bedingungen und Vorausfegungen wie fie 
das frühere Patent enthält, und von gleicher Dauer ertheilt. 

Oldenburg, aus der Regierung, 1867 Auguft 3. 


Erdmann. 





Greveru®ß. 





M 55. 


Regierungs⸗Bekanntmachung, betreffend Ertheilung eines Patents an 
Henry Clifton zu Birmingham und Charles Guſtave Mueller zu 
Blankenburg a./H. auf eine von ihnen erfundene atmoephäriſche 
Buttermaſchine. 


Mit Seiner Königlichen Hoheit bed Großherzogs Hoͤchſter 
Genehmigung ift den Henry Elifton zu Birmingham und 
Eharled Guftave Mueller zu Blankenburg a./H. ein ‘Patent 
auf eine von ihnen erfundene atmosphärifche Buttermajchine, 
ſoweit ſolche ald eigenthümlicy und nod) nicht bereits befannt 
zu betrachten ift, für dad Großherzogthum, auf die Dauer 
von fünf Jahren, unter ber näheren Beftimmung ertheilt, 
daß das Patent erlöfchen fol, wenn nicht innerhalb Jahres: 
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frift, vom Tage der Verkündigung angerechnet, nachgewiefen 
wird, daß daſſelbe im Großherzogthum Oldenburg zur 
bleibenden Anwendung gefommen iſt. 


Oldenburg, aus ber Regierung, 1867 Auguft 3. 
Erdmann. 


un EEE 5 5 ⸗ 
Greveruß. 
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Geſetzblatt 


für das 


Herzogthum Oldenburg. 


— 





XX. Band. (Ausgegeben den 11. Aug. 1867.) 34. Stüd. 





Inhalt: 


N? 56. Bekanntmachung des Staatsminiſteriums vom 3. Auguft 1867, 
betreffend ein Berzeichniß der Uebergangsftraßen und der an 
denjelben gelegenen Hebe: und Abfertigungsftellen. 





MM. 56. 


Bekanntmachung des Staatsminifteriums, betreffend ein Verzeichniß der 
Nebergangsftraßen und der an benfelben gelegenen Hebe- und Ab: 
fertigungsftellen. 

Didenburg, den 3. Auguft 1867. 


Im Berfolg der Bekanntmachung vom 7. v. M., be: 
treffend die Mebergangsabgabe x. von Branntwein, Bier, 
Tabadsblättern und Tabaddfabrifaten, wird hiermit ein Ver: 
zeichniß derjenigen Straßen und Abfertigungsftellen zur öffent: 
lichen Kenntniß gebracht, welche 

I. beim Berfehr mit den einer Uebergangs- beziehungs: 
weife einer inneren indireften Abgabe unterliegenden vereind- 
ländifchen Erzeugniffen 

zwifhen Preußen, Thüringen und Sadjen 
einerfeitö, fowie Bayern und dem Großherzog: 
thum Heffen andererfeitd, und 
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II. bei dem Verkehr mit Branntwein bis zum 1. Juli 
. 1868: E ; 
zwifchen ben in Branntweinfteuergemeinfchaft 
befindlichen Staaten einerfeitS und demjenigen Theil 
bed Preußiihen Negierungsbezirfs Gaffelan- 
dererſeits, welcher aus dem vormaligen Kurfürftenthum 
Heffen (mit Ausnahme der Grafihaft Schaumburg und 
des Kreiſes Schmalkalden) befteht, | 
inne gehalten werden müffen. 


Didenburg, 3. Auguft 1867. 


Staatsminifterium. 
Departement der Finanzen. 


In Vertretung: 
von Berg. 


Holginger. 
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Verzeichniß 
| | der 
Mebergangsftraßen und der an denfelben ge- 
legenen Hebe- und Abfertinungsftellen 


I. für den Verkehr mit den einer Uebergangs-, beziehungs⸗ 
weiſe einer inneren indirekten Abgabe unterliegenden ver— 
einsländiſchen Erzeugniſſen 

an der Grenzlinie von Preußen, Thüringen und 
Sachſen einerſeits gegen Bayern und das Groß— 
herzogthum Heſſen anderſeits, 

U. für den Verlehr mit Branntwein bis zum J. Juli 1868 
an ben Grenzen ber in Branntweinfteuerges 
meinſchaft befindlihen Staaten einerfeits 
gegen denjenigen Theil des Preußiſchen Re— 
gierungsbezirfs Kaffel anderfeits, welcher aus 
ben ehemaligen Kurfürftenthum Heſſen (mit Ausschluß 
der Grafichaft Schaumburg und des Kreiſes Schmal- 
falden) beſteht. 


4* 
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Bezeichnung der Uebergangsſtraßen. 


I. Grenzlinie zwifchen Preußen, Thürin- 
gen und Sachfen einerfeits, gegen Bayern 
und das Großherzogthum Helfen an- 
dererfeits. 


Zwiſchen Saarbrüden und Bliescaftel, ſowie 
St. Ingbert . . . 

Zwifchen Saarbrüden und Verbach anf in 
Eitenbahn . . 

Zwifchen St. Wendel und Okmberg,, ſowi⸗ 
Herſchweiler 

Zwiſchen Ruthweiler und Kuſel. aber Diede— 
fopf . . 

Zwifchen Grumbach und Kaifervlauten über 
Molfftein 

Zwifchen Meiſenheim und Kaiferslautern über 
Lautererfen und MWolfftein . 

Zwiſchen Meifenheim und Dber-Mofchel über 
Callbach 

Zwiſchen Meiſenheim und Odernheim über 
NRehborn . 

Zwifchen Sobernheim und Callbach, Rehborn, 
Odernheim . . . 

Zwiſchen Creuznach und Alfenz über Rünfe 

a./Stein, Ebernburg 

Zuifchen Creuznach und Hadenheim ; 

" " „Boſenheim 


» Blanig 
er Bingerbrüde und Bingen 





| 


Preußen. 


„ 
1 
„ 
„ 


„ 


„ 


„ 





Hebe: und Abfertigungsitellen. 


— — — — —— — — — 


Ort in 


Bemerkungen. 





= Bliescaftel. 
Rentriſch. Bayern. St. Ingbert. 
Neunkirchen. 9 *) In den Rheinbaye⸗ 
— riſchen Grenzorten 
* befinden ſich an den 
Woͤrſchweiler. ” ) bezüglichen Ueber: 
gangsitraßen Feine 
Ruthweiler. ie Abfertigungsftellen. 
Grumbad). *) 
Meifenheim. F Lauterecken. 
Meiſenhei — 
eiſenheim. — Odernheim. 
Sobernheim. F *) 
Creuznach. **) ” + *) Anmeldeitelle 
—* Grßh. Heſſen.Hackenheim. Muͤnſter a. Stein. 
u Bojenheim. 
/ 1 Planig. 
Bingerbrüde. * Bingen. 
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Bezeichnung ber Uebergangsftraßen. ‘ — 





Auf den Eiſenbahnen (Rhein-Nahe-Bahn, 
Rheiniſche Eiſenbahn, Main-Neckar-Bahn, 
Main-Weſer-Bahn, Heſſiſche Ludwigs— 
Bahn, Frankfurt⸗Offenbacher Bahn, Frank— 
furt: Homburger-Bahn, Taunus-Bahn, 
Coln⸗Gießener⸗Bahn, Naſſauiſche Bahn.) 


Auf dem Rhein. Preußen. 


Auf dem Rhein. 





Hebe: und Abfertigungsftellen. 


——— — — — — — — — — 


Bemerkungen. 
Ort in | Ort 


Nach $.25 des Regu: 

lativs vom 21. Sept. 

1852. Sendungen 

von Wein, O bſt— 

wein, Bier und 

® Branntweinnad 











41 dem Großherzogthum 
Heſſen und von Bier, 
Ehrenbreit⸗ Branntwein und Ta⸗ 
ſtein. back — “ 
J ur Einfuhr un 
Eoblenz. Bingen.***) — muͤſſen 
Boppard Frei⸗Wein⸗ mit Uebergangsſchei⸗ 
S. Goar. | heim nen verfehen fein, 
Ders Wefel. Grßh. Heflen Budenheim inſofern nicht eine 
eat, | | nl 
Rieder⸗dahn⸗ Caſtel. Si cheine 
ein. sc. zugelaffen ift. 
> ber· Lahn⸗ “er, Hauptzollamt. 
ſtein. + NAnmeldeftelle am 
Rhein. 
Braubad). 
St. Goars⸗ | 
haufen. Bingen.) | Hauptzollamt. 
Gaub. | Frei⸗Wein⸗ 
Ruͤdesheim. Grßh. heim. 
Geiſenheim. Heſſen. Budenheim. 
Oeſtrich. Mainz.**) *) Anmeldeftelle am 
Eltville. Baftel. Rhein. 


Biebrich. 
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— —— —— ———— — — nenn und 
Bezeichnung der Uebergangsſtraßen. — 
in 


Preußen. 





Auf dem Main. 


Zwifchen Biebrich und Gaftel 
» Wiesbaden u. „, 
„Hochheim „ „ 
„» Hochheim „ „ 
Br Schwanheim und Reifterbad) 
* Frankfurt und Mörfelden über 
die Gehipige . . . — 
Zwiſchen Frankfurt und Darmftadt je % 
er Franffurt und Offenbach über 
Dberrad Eh a te he 


Zwifchen — und Vilbel ber a 
genftod . 


Zwifchen Hanau und Vilbel 
a „„ Friedberg. 
Altenſtadt und EN über 
Eichen ’ ; 


„ 


Zwilchen Marföbel und Langenbergheim . 


„ Hüttengefäß und Alt:Wiedermus . 
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Hebe⸗ und Abfertigungsſtellen. 
Bemerkungen. 
Ort | i in Drt 









Hüttengefäß. 


Hochheim. Mainz.**) Anmeldeſtelle am 
Flörsheim. Caſtel. Rhein. 
Höchſt. Koſtheim. 
Frankfurt. Ruͤſſelsheim. 
Kelſterbach. 
Frankfurt Dffenbach ***)7*) Anmeldeſtelle am 
Hanau. F Main. 
Biebrich. Baftel. +) 
Wiesbaden. »„ » IP Ammeldeſtelle am 
Hochheim. - Wiesbadener Thor. 
" Koftheim. 
Schwankeim. Kelfterbadh. 
Frankfurt. Mörfelden.+Hfrr Für Wein bei der 
, Neu:Sien: Ausfuhr nach Frank 
burg. furt 
Offenbach 441*P4) Anmeldeſtelle am 
Frankfurter Thor. 
Frankfurt. 
Heiligenftod.) r Vilbel, 
Mainkur. E „ 
Windeden. Der Heldenbergen. 
eldenber- 
Eichen. Pr \® gen. 
| } Auttenftabt. \ 
Marföbel. Mr Langenberg: 
' heim. 
| Alt⸗Wieder⸗ 


mus. 
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Bezeichnung der Üebergangsftraßen. 


Zwifchen Hanau, — und Hain— 
gründau ; 
Zwifhen Hanau, Gelnhauſen und Bi. 
bingen . . ; : 
Zwifchen Wolferborn und Büdingen 2 
Ar „». Siplicchen . 
7 Hettersroth „ Bisfirchen . 
FF Lichenroth ,, Bermuthshain. 


„WUerzell „ Breienfteinau . > 
* Blanfenau ,, Heifters m 
7 „ „ Stodhaufen . u 
„ Bulba „Lauterbach . a 


Fr Fulda und Schlig . 
52 Lüdermühd und Schlig 
» Langenſchwarz und Schlitz 


„Heersfeld und Sclig . 
„ Langenſchwarz und Unterwege⸗ 
furth nn a SE 


Zwifchen Hattenrode und Grebenau . 
— Lingelbach und Grebenau 
„ Heröfeld und Alsfeld. 
* Ziegenhain und Alsfeld . 
” Wilingshaufen und Arnshain . 


„ Neuſtadt und Arnshain . 
” Neuftadt und Kirtorf . 

Ir Neuftadt und Lehrbach 
„JNiederklein und Lehrbach 





Hebe: und Abfertigungsftellen. 





Lieblos. 


Wolferborn. 


Hettersroth. 
Lichenroth. 


Uerzell. 
Blankenau. 


Großenlüder. 
Großenlübder. 
Lüdermünd, 
Langen: 
ſchwarz. 
Niederaula. 


Langen⸗ 
ſchwarz. 

Hattenrode. 

Lingelbach. 


Schrecksbach. 

Willingshau⸗ 
ſen. 

Neuſtadt. 


„ 


Nieberflein. 









Bemerkungen. 


Grsh: Heften. Haingründan. 


Büdingen. 
Rinderbügen. 


Hipfirchen. 


Bermuths⸗ 
hain. 
Freienſteinau. 
Heiſters. 
Stockhauſen. 
Landenhauſen. 
Schlitz. 


Unterwege⸗ 
furth. 


” 


Grebenau. 
Grebenau. - 
Eifa. 
Eudorf. 
Arnshain. 


Rirtorf. 
Lehrbach. 


„ 





Zwifchen Schweinsberg und Lehrbad) . 
„» Schweinsberg und — a. d. 
Ohm... 
Zwiſchen Nordeck und Londorf 
Nordeck und Allendorf a. d. dumba 
m Sichertöhaufen und Staufenberg . 


ai Marburg und Gießen (Landftraße).. 
Fr Gladenbach und Gießen über Rod: 
heim . ie a ni 


Zwifchen Wetzlar und Gießen 


» Wetzlar und Bußbah . . . . 

4 Brandoberndorf und Butzbach 

a Wehrheim, ſowie ne und 

Friedberg 
Zwiſchen Homburg und Friedberg. 

” Homburg und Holzhaufen 

u Homburg, fowie Frankfurt und 

Obereſchbach 


Zwiſchen Homburg, ſowie Höchſt und Stein— 
hbäahh 
Zwiſchen Mainkur und Rumpenbeim i 
" Handu und Rumpenheim 
ii Hanau und Offenbach 
r Hanau und Steinheim 


”„ 











Hebe: und Abfertigungsftellen. 
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Bemerkungen. 





SchweinsbergGrßh. Heſſen. Lehrbach. 


Nordeck 


Sicherts hau⸗ 
ſen. 


„ 


Rodheim. 


Wetzlar. 


Brandobern⸗ 
dorf. 
Uſingen. 
Köppern. 
Friedrichsdorf 
Gonzen⸗ 


eim. 
Frankfurt. 

—5 
Oberurſel. 


Mainkur. 
Hanau. 
Mainkur. 
Hanau. 


Niederoffleiden 
Londorf. 
Allendorfa./L. 
Staufenberg. 


Lollar. 


Gießen. 
Gießen. 
Heuchel⸗ 

heim. 
Kleinlin⸗ 
den. 


Pohlgöns. 
Butzbach. 


Obermörlen. 
Oberrosbach. 
Holzhauſen. 


Obereſchbach. 


Steinbach. 


Rumpenheim. 


Offenbach. 
Steinheim. 
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Bezeichnung der Uebergangsftraßen. 





in 
Zwiſchen Hanau und Ajchaffenburg auf ber 
Eifendbahn . . . —F Preußen. 
Zwiſchen Hanau und Aſchaffenburg auf der 
Landſtraße . . i F 
Zwiſchen RNeuwirihshaus und Alzenau — 2 
2 Gelnhaufen und Geifelbah . . - in 
" Kempfenbrunn und Frammersbad) . * 
Orb und Gemünden über a 
und Aura . . ; * 
Zwiſchen Altengronau und teitlofs RR o 
a: Schlüchtern und Oberſinn . . . pr 
Pr „Jeitlofs. . - r 
* Zuntersbach und Brüdenau. . .J. pr 
pr Fulda und Brüdenau ı . . , = 
pr Wuͤſtenſachſen und Bithofehen . e 
* Gersfeld und Biſchoffsheim. * 
Melpers und Fladungen . . . . IS. Weimar. 
* Meiningen und Oſtheim. . . . | S.Meiningen 
» Meiningen und Melrihftadt. . . a 
Pr Römhild und Trappftadtt. . . » Pr 
Heldburg und. Ermerdhaufen . . » 
7 „ | „ Seßlach „ 
„ Coburg und Tambah. . . . . ©. Eoburg. 
„Coburg nd hm.» » 2.2.) u 
— „Lichtenfels auf ber 
Eifenbahn Er Bayern. 
Zwifchen Coburg hund Lichtenfels uf dem 
Landweg. . . S. Coburg. 


Zwifchen Sonneberg und Kronach . . +18. Meiningen 
„ Sonneberg und Rothenfirchen .„. „1 2 
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Ort 


Hanau. 


Neuwirthshaus. 


Gelnhauſen. 
Kempfen— 
brunn. 
Burgioß. 
Altengronau. 


Mottgers. 
Zünterdbad). 
Doͤllbach. 
Wüſtenſachſen. 
Gersfeld. 
Melpers. 
Meiningen. 


* 
Römhild. 
Heldburg. 


Coburg. 


Lichtenfels.*) 


Coburg. 
Sonneberg. 


" 


Hebe: und Abfertigungsitellen. 


in 





Bemerkungen. 


Alchaffenburg 


Alzenau. 
Geifelbadh. 
Frammers— 
bach. 

Gemünden. 
Zeitlofs. 
Gemünden. 
Zeitlofs. 
Bruͤckenau. 
Motten. 
Biſchoffsheim 


Fladungen. 
‚Oftheim. *) 
Melrichftadt. 
Trappſtadt. 
Ermershau⸗ 
ſen. 
Seßlach. 
Tambach. 
Gleußen. 


) Großh. Sächſiſche 
Uebergangsſtelle. 


la: 
Lichtenfels. |") S. Coburgiſches 
Uebergangsamt in 


| Bayern. 
Kronach. 
Rolhentirchen 
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Bezeichnung der Uebergangsftraßen. 


= Leheften und Rothenfirchen . 
Br Graefenthal und Tettau . 
= Probſtzella und Ludwigftadt . 
er Leheften und Ludwigftadt. 
” Xobenftein und Nordhalben . 
r Lobenjtein und Lichtenberg 
* Hirſchberg und Hof 
e Gefell und Hof. : 
Leipzig oder Plauen und. 0 auf 
der Eilenbahn . . . 
Zwiſchen Blauen und of af der "Rand: 
ftraße. ——— RE IE 


Zwijchen Delsnig und Hof . . . 


II. Grenzen der in Branntweinftener-Ge- 
meinfchaft ftehenden Staaten gegen den- 
jenigen Theil des Preußifchen Regierungs- 
bezirts Caſſel, welcher aus dem ehemaligen 
Kurfürftenthum Heilen (mit Ausfchluß der 
Graffchaft Schaumburg und des Kreifes 
Schmalkalden) befteht. 


Zwifchen Schadau und Xangenbieber . 


r Lutter a. d. Haardt und Fulda. 


m Orb und Salmünfter . 


S. Meiningen 
” 


„ 
Neuß j. 8. 
e „ 
Preußen. 
Bayern. 


Sachſen. 
Sachſen. 


Preußen, Bes 
zirk Gersfeld). 


„ 


Breußen, (Be: 
zirf Orb). 
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Hebe: und Abfertigungsftellen. 
- Bemerkungen. 


Ort | in | Ort 






Leheſten. 







Graefenthal. 
Probſtzella. 
Leheſten. 
Lobenſtein. 
„ 
Hirſchberg. 
Gefell. 
of, * ) Röniglihb Saͤchſi⸗ 
—* ſches Uebergangs⸗ 
* amt in Bayern. 
of. “. 3 
) Kontrolſtelle für 
Run, ”) — .. 
mit Uebergangsſchei⸗ 
Gaſſenreuth. nen oder mit Ouit- 
tungen über die be- 
reitd beim Königl. 
Sächſiſchen Ueber: 
gangdamt Hof er- 
legte Uebergangsab⸗ 
gabe verfehen find. 
Schackau. Preußen (vor⸗Langenbieber. 
mals. Kurbef- 
ſiſche Haupt: 
lande). 
Lutter a. d. 
Haardt. 
Aufenau. 
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Bezeichnung der Uebergangsſtraßen. 


Zwiſchen Wirthheim und Gelnhaufen. . 


MWirtheim und Lanzingen über Eafel 
Drb und Kempfenbrunn . 


„ 


„ 


„ 


ftraße) 


Zwifchen Frankfurt a./M. und Hanau (Waſ⸗ 
ferftraße). - . — EEE ———— 

Zwiſchen Frankfurt. a/M. und Marburg 
(Main-Wefer-Bahn) . . . 

Zwifchen Frankfurt a./M. u. Hanau Frant- 
furt-Hanauer Eifenbahn) . . 

Zwiſchen Franffurt a. M. u. Hanau (Frank: 
furt-Hanauer Eifenbahn) — 


Frankfurt a. M. und Hanau (Land: 


Zwiſchen Frankfurt a./M. u. Heiligenſtock 
— „.„Bonames über 
Preungesheim. 
Zwiſchen Frankfurt aM. und Vochuhein 
(Landſtraße) .. 
Zwiſchen Rödelheim und Bockenheim 


er Dberurfel und Bodenheim über 


Haufen . 
Zwiſchen Gladenbah und Marburg . .. 








Breußen, (Ber 
zirk Orb). 


„ 


Preußen (vor- 
mald Frank 
furter Gebiet) 


„ 


Preußen, (Bez. 
Rödelheim), 

Preußen (vors 
mals Naffaui- 
ſches Gebiet). 
Preußen, (Bez. 
Biedenkopf). 





—————— —— ————— ————— 


Hebe⸗ und Abfertigungsſtellen. 





Ort 


Wirtheim. 


„ 


Orb. 


Frankfurt. 


„ 


„ 


Roͤdelheim. 


Oberurſel. 


Gladenbach. 


in 


Bemerkungen. 
Ort 


Preußen (vor⸗Gelnhauſen. 


mals Kurhefi. 
Hauptlande). 


„ 


" 


„ 


„ 


„ 


" 


Lanzingen. 
Kempfen⸗ 
brunn. 
Mainkur. 
Hanau. 
Marburg. 
nur unter Uebergangs⸗ 
ſchein⸗Kontrole. 
Hanau. 
nur unter Uebergangs⸗ 
Mainkur. ſchein⸗ oder Trans⸗ 
portſchein⸗Kontrole. 
Heiligenſtock. 
Preunges⸗ 
heim. 
Bockenheim. 
nur unter Uebergangs⸗ 
ſchein⸗Kontrole. 


Willershauſen 
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Bezeichnung der Uebergangdftragen. 








Zwiſchen 


ftraße) 


Zwiſchen 


Biedenkopf und Marburg. 


Battenberg und Branfenberg. 


Hallenberg und Franfenberg. 
Niederorfe und Sihreufa . 


Altenlotbeim und Franfenau. 
Corbach und Franfenberg.. 
Niederwildungen und Friplar 


Arolfen und Eaflel . ; 
Warburg u. Bolfmarfen üb. Welda 
Warburg u. Caſſel (Eiſenbahn) 
Paderborn und Caſſel. 


Beverungen und Carlshafen.. 
Rauenförde und Carlshafen (Waffer: 


Uslar und Rippoldsberg . 
Münden und Veckerhagen . . 
Münden und Gaffel (Randftrafe) . 


Münden und Caſſel (Eifenbahn) . 
Münden und Wigenhaufen . . - 
Göttingen und Wigenhaufen 


Preußen. 
(Bez. Bieden- 
kopf). 


„ 


Preußen. 
Preußen. 
(Bez. Voͤhl.) 


Waldeck. 


[2 


„ 
Preußen. 


Preußen (vors 
mald Hannoö⸗ 
ver. Gebiet). 
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Hebe⸗ und Abfertigungsftellen. 
Bemerkungen. 


Buhenau. Preußen (vor Zollhaus bei 
mald Kurheſſ. Brungershau: 
Hauptlande). | fen. 


Rennerts hau⸗ Rodenau. 
ſen. 
Hallenberg. Frankenberg. 
Niederorke. Pr Schreufa. 
AltenJotheim. er Kranfenau. 
Sachſenberg. m Sranfenberg. 
Niederwildun- Fritzlar. 
gen. 
Arolſen. Volkmarſen. 
Warburg. 
—— Hofgeismar. 
* Niederliftins 
gen. 
Herſtelle. — Carlshafen. 
Lauenfoörde. a * 
Uslar. Lippoldsberg. 
Münden. — Veckerhagen. 
* Leipziger Vor: 
ftadt Chauſſee⸗ 
haus. 
E B Caſſel. nur unter Uebergangs⸗ 


ſchein-⸗Kontrole. 


„ „ Gertenbach. 
Gr. Schneen. pP Marzhaufen. 
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Bezeichnung der Mebergangsftraßen. 





Zwifchen Heiligenftadt und Witzenhauſen. Preußen. 


5 Wahlhaufen und Allendorf . Preußen (vor: 
mals Kurhefs 
ſiſches Gebiet). 
« Kella u. Eſchwege über Grebendorf 


[2 
” Mühlhaufen und Wanfried . Preußen. 
“ Treffurt und Wanfried F 
» Creuzburg und Netra . S. Weimar. 


PR Gerftungen und Bebra (Eifenbahn) 
Gerftungen und Herledhaufen (Eis 

fenbahn). 2% 

Zwifchen Eiſenach un Herleshauſen Cie 
bahn). . . 

Zwifchen Eiſenach und Bebra (Eifenbahn) . 
r Gerftungen und Richelsdorf. 
4 Berka und Richelsdorf 
Berka und Heringen 
* Vacha und Friedewald 
— Geiſa und Hünfeld 
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Hebe- und Abfertigungsitellen. 


Drt 


Hohengans- 
dern. 


Allendorf. *) 


Eichwege.*) 
Katharinen- 
berg. 
Treffurt. 
Creuzburg. 
Gerſtungen. 


Eiſenach. 


Gerſtungen. 
Berka. 


Vacha. 
Geiſa. 


in 


Ort 


Preußen, (vor⸗Witzenhauſen. 


mals Kurhefi. 
Hauptlande). 


„ 


Allendorf. 


Eichwege. 
Wanfried. 


Netra. 

Bebra. 
Herleshauſen. 
Bebra. 
Richelsdorf. 
Heringen. 


Bhilippsthal. 
Raßdorf. 


Bemerkungen. 


*) erhebt die Abgabe 
ür Rechnung der 
Branntweinfteuer: 
gemeinſchaft. 


Nur unter Ueber: 
gangsicheinfontrofe. 


Aa 


Gefepblatt 


für das 


Serzogtbum Dldenburg. 


— — 


XX. Band. (Ausgegeben den 16. Auguft 1867.) 35. Stüd. 





Sahain 


A⸗ 57. Cammer-Bekanntmachung vom 12. Auguft 1867, betrefjend die 
Aufnahme einer Anleihe zur Beſtreitung von Eiſenbahnbau⸗ 
koſten. 





235 57. 


Cammer⸗Bekanntmachung, betreffend’ die Aufnahme einer anche Be Be: 
‚ ftreitung von Eifenbahnbaufoften. 


: Didenburg, den 12. Auguft 4867. 


Der Beitimmung im Art. 3° des Gefehes vom 24. 
Juni 1867, betreffend die Aufnahme einer Anleihe zur Bes 
ftreitung von Eifenbahnbaufoften für das Herzogthum DI: 
denburg, entfprechend bringt die Kammer hiedurch zur öffent: 
lichen Kunde, daß ſolche Anleihe zur Summe von einer 
Million und fieben mal hundert taufend Thalern durch Ver— 
mittelung des Bankhauſes der Herren von Erlanger und 
Söhne zu Frankfurt a. M. erfolgen wird, und zwar in Ge— 
mäßheit eincd mit diefem Banfhaufe unter dem 12. Juli 
d. J. abgefchloffenen Vertrages unter nachftehenden Beftim- 
mungen : 
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1. Die zur Anleihe gegebenen Gelder werben jährlich am 


3l. December mit 41), vom’ Hundert verzinfet. 

. Meber die angeliehenen Gelder werden von der Kammer 
auf den Inhaber lautende Landesfchuldverfchreibungen 
in Beträgen von. 1000, 500, 200 und 100 $ aus- 
geftelkt werben, verſehen mit Fahtlichen Zinscoupong 
für die nächften vom 1. Januar 1868 an beginnenden 
15 Jahre und einer Anweifung zum Empfange weis 
tere Zinscoupons. 


3. Die — Seitens der Inhaber unfündbaren — Obli— 


gationen der Anleihe werden fpäteftens bie zum 
Ablaufe des Jahres 1928 zum Nennbetrage zurüds 
bezahlt. Behufs der Tilgung wird vom Jahre 1873 
an, im Sabre 1873 zum erſten Male, alljährlich 
mindeftens ber 56fte Theil des ganzen Anleihe: 
betraged ausgeloof't. Erfolgen in einem Jahre Aus- 
loofungen -zu- höherem- Betrage, -fo kann in - einem 
fpäteren Jahre der auszuloofende Betrag entiprechend 
ermäßigt werben. 

Die Ausgeloof'ten je am 31. December: fälligen Obli- 


gationen werden jpäteftend drei Monate ‘vor dem Tilgungs— 
termine in den Oldenburgifchen Anzeigen ‚und: einer — 
furter Zeitung bekannt gemacht werden. 


NE den 12, Auguft 1867. 
WCammer 
Janfen. 


———— - 7° 5 DER 
Kathmann— 
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Geſetzblatt 
für das 
Serzogtbum Didenburg. 


— 





XX. Band. Ausgegeben den 23. Aug. 1867.) 36. Stüd. 





Inhalt: 


N? 38. Bekanntmachung des Staatsminiſteriums vom 20. Auguſt 1867, 
betreffend die Anwendung bed Geſetzes vom 28. März d. J., 
betreffend die Verminderung der durch den Gifenbahnbetrieb 
bherbeigeführten feuersgefahr, auf die Didenburg = Heppenfer 
Eifenbahn. 





MM. 58. 


Bekanntmachung des Staatsminifteriums, betreffend die Anwendung bes 
Geſetzes vom 28. März d. J., betreffend die Verminderung ber 
buch den Eifenbahnbetrieb herbeigeführten Keuersgefahr, auf bie 
DidenburgsHeppenfer Eifenbahn. 


Oldenburg, den 20. Auguft 1867. 


Das Staatdminifterium macht hiemit befannt, daß in 
Folge einer im Art. 18 des Staatövertrages, vom 16. Fe— 
bruar 1864 (Gefegblatt Bd. 19 Stüd 10) vorbehaltenen 
Verftägbigung mit der Königlich Preußifchen Regierung das 
Geſetz vom 28. März d. J., betreffend bie Verminderung 


424 


ber durch den Eifenbahnbetrieb herbeigeführten Feuersgefahr, 
jedoh mit Ausnahme der Beftimmung des Art. 2 $. 2, 
nunmehr auch hinfichtlicy der Oldenburg⸗Heppenſer Eifenbahn 
Anwenbung finbet. 


Dldenburg, ben 20. Auguft 1867. 


Staatsminifterium. 
von Röffing. 


Holginger 


Berichtigung. In der Gammerbefanntmachung vom 12. d. M. 
lies im letzten Abſatz, flatt: „Die Ausgeloof'tten je am 34. December 
jälfigen Obligationen 1.“ 

„Die ausgeloof'ten ıc.” 
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Geſetzblatt 


für das 


Serzogtbum Oldenburg. 


— 
— — 


XX. Band. (Ausgegeben den 27. Aug. 1867.) 37. Stüd. 








ubalt: 


N 89. Bekanntmachung des Staatsminifteriums vom 20. Auguft 1867, 
betreffend das Berzeichniß derjenigen Steuerftellen, welde im 
Gebiete der Branntweinfteuer-Gemeinfchaft zur Abfertigung des 
mit dem Anspruch auf Steuervergütung ausgehenden inlänbi- 
fchen Branntweins bezw. zur Grtheilung der Ausgangsbefceis 
nigung befugt find. 





39. 


Bekanntmachung des Staatsminifteriums, betreffend das Berzeichniß ber- 
jenigen Steuerftellen, welche im Gebiete der Branntweinfteuer-Ge: 
meinfchaft zur Abfertigung des mit dem Anfpruch auf Steuerver> 
gütung ausgehenden inländifchen Branntweins bezw. zur Ertheilung 
der Ausgangsbefcheinigung befugt find. 


Oldenburg, den 20. Auguft 1867.. 


Mit Bezug auf $. 2 der Bekanntmachung vom 15. Juli 
db. J., betreffend bie Steuervergütung bei der Ausfuhr von 
inländifchem Branntwein, wird hiermit ein Verzeichniß ders 
ienigen Steuerftellen zur öffentlichen Kenntniß gebracht, welche 
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in den in Branntweinfteuer-Gemeinichaft ftehenden Staaten 
zur Abfertigung des mit tem Anfprud auf Steuervergütung 
ausgehenden inländiichen Branntweins, beziehungsweiſe zur 
Grtheilung der Ausgangsbeicheinigung befugt find. 


Oldenburg, den 20. Auguft 1867. 


Staatsminifterium. 
Departement der Finanzen. 
Zedelius. 


Holtinger. 
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Verzeichniß 
derjenigen Steuerſtellen, welche im Gebiet der Brannt— 
weinſteuer-Gemeinſchaft, alſo: 
in Preußen (mit Ausſchluß der Hohenzollernſchen Lande, 
der vormals Kurheſſiſchen Hauptlande und der Herzog— 
thuͤmer Schleswig "und Holſtein) ferner in Sachſen, 
Thüringen, Braunſchweig und Oldenburg, 
zur Abfertigung des mit dem Auſpruch auf Steuervergütung 
ausgehenden inländiſchen Branntweins, beziehungsweiſe zur 
Ertheilung der Ausgangsbeſcheinigung befugt ſind. 


1* 
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A, | B. 
EEE Eat — — 


An der Binnengrenze 


An der Grenze gegen das egen die ber Branntwein: 
— J Gemeinſchaft nicht 
Zollvereins-Ausland angehörigen Bollver: 


einsftaaten oder Theile 
der leßteren. 


find zur Abfertigung des aus dem Gebiet der Branntweinſteuer⸗Gemeinſchaft 
mit dem Anſpruch auf Steuervergütung ausgehenden Branntweins, ſowie 
zur Grtheilung der Ausgangsbeicheinigungen*) befugt: 


alle an der Zollvereinsgrenze| außerdem die alle ander Bin: außerdem die 


gelegene Hauptämter, Nebenämter —— Unterſtellen 
naͤmlich: zu: ter, naͤmlich: 
1. 2. 3. 4. 

5) Bezirk der Provin— 

zial-Steuerdirection zu 
Breslau. 

Landsberg O. /S. Bodzanowitz | 

Myslowig Eiffau 

Neuftadt D./S. Oswiecim | 

Mittelmalde Defterreich.s 

Liebau Oderberg 


Klingebeutel 


Seidenberg 
6) Provinz Branden⸗ 
burg. 
a. Spezialbezirf 
von Berlin. 


b. Bezirfder Regie— 
rung zu Potsdam. 
Granſee Meyenburg 











YZın Innern der in Brannt: 
weinfteuer = &emeinfchaft ſte⸗ 
henden Staaten find zur Ab: 
fertigung*) des mit dem 
Anſpruch auf Steuervergütung 
ausgehenden Branntweing be- 
fugt die Aemter zu: 


Bemerfungen. 





Braundberg 
Königsberg 
Gumbinnen 


Eibing 


——— — — — —t r—— — — — — — — — — — — — — — — 
— 


6. 


*) 4. Die in Spalte 5 genannten Steuer: 


ftellen dürfen die Abfertigung des Brannt⸗ 
weins nur dann vornehmen, wenn für die 
gewählte Ausfuhrfiraße die Einrich: 
tung befteht, daß nach erfolgter und be— 
fcheinigter Revifion tie Gchinde unter un: 
unterbrochener Aufſicht in verichlußfähige 
Gifenbahnwagen oder Schiffe verladen und 
die legteren Transportmittel nach angeleg: 
tem Raumverichlufe ohne Umladung dem: 
nächft dem an der gewählten Eiſenbahn oder 
Maflerftraße gelegenen Ausgangsamte zuge: 
führt werden. Letzteres Amt hat alsdann 
die Ausgangsbeiheinigung auf der 
Ausfuhranmeldung abzugeben. 

2. Wenn die in Spalte 1 bis 4 aufge: 
führten Abfertigungsämter -fo- gelegen find, 
daß fie die Ausfuhr des Branntweins über 
die Grenze nicht auf Grund der eigenen 
Wahrnehmung oder auf Grund der Angabe 
von Begleitungsbeamten beicheinigen können, 
ſo haben fie den abgefertigten Branntwein 
auf die an der Grenze gelegenen Aemter ab: 
zulafien, und übernehmen die leßteren als— 
dann bie Grtheilung der Ausgangsbeiceini- 


gung. 
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An der Binnengrenze 
egen die der Branntwein: 
ie = Gemeinfhaft nicht 
angehörigen Zollver: 
einsftaaten vder Theile 
ber legteren 


find zur Abfertigung des aus dem Gebiet der Branntweinſteuer-Gemeinſchaft 
mit dem Anſpruch auf Steuervergütung ausgehenden Branntweins, ſowie 
zur Grtheilung der Ausgangsbeicheinigungen *) befugt: 


An der Grenze gegen das 


Zollvereins-NAusland 


alle an der Zollvereinsgrenze| außerdem vie [alle an —— außerdem die 








Langenſalza Treffurt 
Nordhauſen |Eatharis 
nenberg 

Hohen⸗ 
gandern 
8) Bezirk der Provin- 
zial-Steuerdirection zu 
Eaflel. Franffurta/M. 


Biebrich 


gelegene Hauptamter, Nebenämter Fe Unterftellen 
nämlich: zu: ter, nämlich): zu: 
1. | 2. | 3. | ä 
Warnow Rheins: 
Wittenberge berg **) 
Wittſtock 
Wolfsha⸗ 
gen **) 
Straßburg 
U.M. 
c. Bezirk der Res 
gierung zu Frank— 
furt a.O. 
vacat, 
7) Bezirk der Provin- 
zial-Steuerdirection zu 
Magdeburg. 





Im Innern der in Brannt: 
weinfteuer »&emeinfchaft ſte⸗ 
henden Staaten find zur Ab: 
fertigung*) des mit dem 
Anspruch auf Steuervergütung 
ausgehenden Branntweing be- 
fugt die Nemter zu: 


Bemerfungen. 





B. | . 6. 
*) Siehe zu Anfang. 
*) Beichränfte Befugniß (für Tofalen 
Ausfuhrverfehr). 
*2) Beichränfte Befugniß (zur Abferti- 
gung von Gebinden bis einſchließlich 10 Etr 
Bruttogewicht). 
Magdeburg 
Halberftabt 
Oſchersleben 
Oberlahnſtein 
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An der Binnengrenze 
egen bie der Branntwein: 
* -Gemeinſchaft nicht 
angehörigen Zollver: 
einsſtaaten oder Theile 
der letzteren 


find zur Abfertigung des aus dem Gebiet der Branntweiniteuer-Gemeinfchaft 
mit dem Anſpruch auf Steuervergütung ausgehenden Branntweins, ſowie 
zur Grtheilung der Ausgangsbeicheinigungen *) befugt: 


An der Grenze gegen das 


Zullvereins-Nusland 


alle an der Zollvereinsgrenge außerdem die falle ander Binz | außerdem die 


gelegene Hauptämter, Nebenämter en Unterftellen 
nämlich: zu: ter, nämlich: | zu: 


1. | 2. | 3. | A. 


9) Bezirk der Provin- 
3ial-Steuerdirection zu 








Hannover, 
Nordhorn Geteloh Münden 
Leer Bentheim 
Emden Weener | 
Sebaldsbrüd Norden | 
Seeftemünde Garolinenfiel | 
Stade Brinfum 
Harburg Grohn a,T. | 
Hißader Burgdamın | 
Bremen (vereinsläandifch) Roͤnnebeck | 
Diterdamım | 
Lehe | 
Neuhaus 
a/d. Oſte 
Freiburg 
Brunshaufen 
Lühe 
Cranz 
Hoopte 
Bleckede 


Schnackenburg 
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Im Innern der in Brannt: 

weinfteuer = Gemeinfchaft ſte⸗ 

henden Staaten find zur Ab: 

fertigung*) des mit dem 

Anfpruch auf Steuervergätung] 

ausgehenden Branntweins be: 
fugt die Aemter zu: 


5. | 6. 


) Siehe zu Anfang. 


Bemerfungen. 


Hannover 

Hildesheim 

Eelle 

Lüneburg 

Münden: 

Ddnabrüdf i 
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A. B. 


An der Binnengrenze 
An der Grenze aeaen das | gegen die der Branntwein- 
j — ſteuer — nicht 
ollvereins-Ausland angehörigen Zollver: 
3 einsftanten oder Theile 
der letzteren 


find zur Abfertigung des aus dem Gebiet der Branntweinfteuer-Gemeinfhaft 
mit dem Anfpruch auf —— ausgehenden Branntweins, ſowie 
zur Ertheilung der Ausgangsbeicheinigungen *) befugt: 


alle an der Zollvereinsgrenze, außerdem die alle an der Bin: | außerdem die 


gelegene Hauptäunter, | Nebenämter na Unterftellen 
nämlich : | zu: ter, nämlich: | zu: 
en — 3. 4. 
10) Bezirk der Provin- 
zial-Steuerdirection zu 
Münfter. 
Vreden Herftelle 
Warburg 
Arolfen 
Wildun⸗ 
gen 
Corbach 
Hallen⸗ 
11) Bezirk der Pro— berg 
vinzial⸗Steuerdirection 
zu Cöln. 
Aachen Neuwied Wetzlar 
Cleve Creuznach Binger— 
Emmerich brüd 
Kaldenfirchen 
Malmedy 
Saarbrüden 
Waſſenberg 


Trier 


— — — — — — 








Im Innern der in Brannt: 

weinfteuer = Gemeinfchaft fie: 

henden Staaten find zur Ab- 

fertigung*) des mit bem 

Anfpruc auf Steuervergütung 

ausgehenden Branntweins be: 
fugt die Aemter zu: 


Bemerkungen, 





*) Siehe zu Anfang. 


Eoblenz 

Eöln, Hauptfteueramt| *) Beſchraͤnkte Abfertigungs-Befugniß (für 
für. int. Geg.*) Verſendungen von künſtlichem Rum aus 

Rheinberg ***) —— 


*) Beichränfte Abfertigungs⸗Befugniß 
(für Liqueurausfuhren aus Rheinberg). 





An der Binnengrenze 
gegen die der Branntwein: 
jteuer- Gemeinichaft nicht 
angehörigen Zullver: 
einsftaaten oder Theile 
ber letzteren 


jind zur Abfertigung des aus dem Gebiet der Branntweinfteuer-Gemeinichaft 
mit dem Anfprudy auf Steuervergütung ausgehenden Branntweing, fowie 
zur Grtheilung der Ausganys-Befcheinigungen*) befugt: 


An der Grenze gegen Das 


Zollvereins-Nusland 


alle an der Zollvereinsgrenze| außerdem die allean der Binz | außerdem bie 










N . nengrenze gele⸗ 
une Mebenämter gene Haupläm: ee 
nämlich: zu; ter, nämlich: au: 
1. | 2. 


II. Sach en. 


Zittau 
Schandau 
Pirna 
Marienberg 
Annaberg 
Eibenftod 


Voiters⸗ 
reuth 


III. Thüringſcher 
Derein. Greuzburg 
Eifenad) 
Berka a/W. 
Vacha 
Geiſa 
Roͤmhild 
Meiningen 
Lichten⸗ 
fels ***) 
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Im Innern der in Brannt- 
weinfteuer » &emeinfchaft ſte⸗ 
henden Staaten find zur Ab: 
fertigung*) des mit dem 
Anfprud auf Steuervergütung 
ausgehenden Branntweins be: 
fugt die Aemter zu: 


B. | | 6. 


) Siche zu Anfang. 
Löbau *) Königl. Sächſ. Uebergangsjteueramt in 
Baugen Bayern. 
Dredden 
Meißen. 
Rieſa 
Freiberg 
Chemnitz 
Glauchau 
Zwickau 
Leipzig 
Grimma 


Bemerkungen. 


"+, Herzogl. Sachſen-Koburgiſches Ueber: 
gangsſteueramt in Bayern. 
2 
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An der Binnengrenze 


An der Grenze gegen das gegen die der Branntwein- 
’ 2. fteuer = Gemeinfchaft nicht 
Zollvereins-Ausland angehörigen Zollver— 


einsftaaten oder Theile 
der letzteren. 


find zur Abfertigung des aus dem Gebiet der Branntweinfteuer-&emeinichaft 
mit dem Anſpruch auf Steuervergütung ausgehenden Branntweins, fowie 
zur Ertheilung der Ausgangsbeicheinigungen*) befugt: 


alle an der Zollvereinsgrenze| außerdem bie [alle ander —— außerdem die 
— nengrenze gele⸗ 
gelegene Hauptämter, Mebenämter gene Hauptäm- Unterftellen 
naͤmlich: zu: ter, nämlich: zu: 


2. | — 4. 


1. 





Lobenſtein 
Gefell 


IV. Braunfchweig. 


V. Oldenburg. | 


| 
Barel "Wahrthurm 
Brafe Ellenſet⸗ 
Delmenhorft ı dammerfiel. 
Hooffiel 
Fedderwar⸗ 
derſiel 
Großenſiel 
Strohhau⸗ 
ſen 
Elsfleth 
Berne 
im Jahde—⸗ 
| gebiet 








Im Innern der in Brannt: 
weinjteuer = Gemeinfchaft fte: 
henden Staaten find zur Ab- 
fertigung*") des mit dem 
Anſpruch auf Steuervergütung 
ausgehenden Branntweins be: 
fugt die Aemter zu: 


Bemerfungen. 


3. | 6. 





*) Siehe zu Anfang. 


Braunſchweig 
Helmftädt 
Wolfenbüttel 
Holzminden 


Dldenburg 


Digitized by Google 
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Geſetzblatt 


für das 


Herzogthum Oldenburg. 


— — 


XX. Band. (Ausgegeben den 8. Sept. 1867.) 38. Stuͤck. 





Inhalt: 


N? 60. Verordnung vom 8. September 1867, betreffend bie Ausfüh— 
rung des Art. 61 der Berfaflung des Norbbeutichen Bundes. 





N. 60. 
Berorbnung, betreffend die Ausführung bes Art. 61 der Berfaflung bes 
Norddeutfchen Bundes. 
Oldenburg, den 5. September 1867. 


Wir Hicolans Friedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holjtein, Stormarn, der Dithmarfchen 
und Oldenburg, Fürft von Lübeck und Birkenfeld, Her 
von ever und Kniphaufen ꝛc. ıc. 

verorbnen zur Ausführung des Art. 61 der Verfaflung 
ded Norddeutſchen Bundes, was folgt: 

Mit dem 1. October d. 3. wird für das Großherzog: 
thum die gefammte Preußische Militairgefeggebung eingeführt, 
ſowohl die Geſetze felbft, als die zu ihrer Ausführung, Er- 
läuterung oder Ergänzung erlafienen Reglemente, Inftructios 


446 


nen und Referipte, namentlich alfo das Militairftrafgefegbud) 
vom 3. April 1845, die Militairftrafgerichtsordnung vom 
3. April 1845, die Verordnung über die Ehrengerichte vom 
20. Juli 1843, die Beftimmungen über Aushebung, Dienft 
zeit, Servis- und Verpflegungsiefen, Einguartierung, Erfah 
von Flurbefhäbigungen, Mobilmahung u. ſ. w. für Krieg 
und Frieden. Die Militair- Kirchenorbnung -ift jedoch aus— 
geichloffen. 

Unfer Staatsminifterium wird beauftragt, die dieferhalb 
erforderlich erjcheinenden Bekanntmachungen und Verfügungen 
zu erlaflen. 


Urkundlich Unferer eigenhändigen Namensunterfchrift und 
beigedrudten Großherzoglichen Inftegels. 


Gegeben auf dem Schloffe zu Raftebt, den 5. Sept. 1867. 


(L. S.) Peter. 
von Wedel. 


Meinardus. 
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Gefehhlatt 


für das 


Herzogthum Oldenburg. 


2 





XX. Band. (Ausgegeben den 13. Sept. 1867.) 39. Stuͤck. 





Inhalt: 


N 61. Bekanntmachung des Staatsminiſteriums vom 7. September 
1867, betreffend die Militairerfag : Aushebung. 

N? 62. Bekanntmachung des Staatsminifteriums vom 9. September 
1867, betreffend die Kührung der Militairftammrollen. 





JM 6l. 


Bekanntmachung des Staatsminifteriums, betreffend die Militairerfaß- 
Aushebung. 
Oldenburg, den 7. September 1867. 


Unter Bezugnahme auf die Verordnung vom 5. d. M., 
betreffend die Ausführung des Art. 61 der Berfafjung des 
Norddeutfchen Bundes, macht das Staatdminifterium hier: 
durch befannt, daß tas Geichäft der diesjährigen Militair- 
erfag-Aushebung in diefem Monat beginnen, die Einftellung 
‚ der Recruten in den Militairdienft bis zum 15. December 
d. J. erfolgen und dabei nach der Preußifchen Militair-Erjag- 
Inftruction vom, 9. December 1858, unter Berüdfichtigung 
ber hiefigen befonderen Berhältniffe, verfahren werden wird. 

Die nachftehende Ueberſicht ergiebt die Grundfäge und 
Formen, welche für das Erfaggefchäft zur Anwendung 


kommen. 
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Abfchnitt I. 
Allgemeine Borfchriften über die Wehrpflicht. 


8. 1. 


Durch die Verordnung vom 5. d. M. ift in dem Groß: 
herzogtfum die allgemeine Wehrpfliht nah Maß— 
gabe der für das Königreich Preußen geltenden Beftimmungen 
eingeführt. Befreiungen von Ableiftung der Militair-Dienft- 
pflicht oder zeitweife Zurückſtellungen werden nur zugelaflen, 
fofern es fih um Perſonen handelt, von denen die Ernäh— 
rung ihrer Bamilien abhängt, oder deren Zurüdftellung im 
öffentlichen Intereſſe wünfchenswerth ift. 


Diejenigen Mannfchaften, weldye nad) den bisherigen 
hiefigen Landesgeſetzen bereitd definitiv vom Militairdienft 
befreit worden find oder einen Stellvertreter geftelt ‚haben, 
bleiben auch ferner von der perfönlichen Ableiftung der 
Dienftpflidyt entbunden. Alle auf Grund der bisherigen ge— 
feglichen Beftimmungen im activen Dienft oder auf Ordre— 
Urlaub befindlichen Mannfchaften erfüllen ihre Dienftpflichten 
lediglich nad) Maßgabe der oben gedachten Beftimmungen. 


$. 2. 


Die Stellvertretung ift bei der Aushebung für 1867 
nicht mehr zuläffig. Jedoch bleibt es denjenigen zu ber 
Jahresclaſſe 1846/67 gehörenden Militairpflichtigen, welche 
nachweislich bi8 zum 2. Auguft d. SG. einen Stellvertretungs- 
Contract, auch ohne jchriftliche Abfaffung deſſelben, abge: 
Ichloffen haben, geftattet, anftatt der perfönlichen Ableiftung 
ber Militairpflicht einen Stellvertreter zu ftellen. 


$. 3. 


Militairpflichtige, welche durch gerichtliches Erfenntniß 
zu Zuchthausftrafe verurtheilt worden find, verlieren das 
Recht, Waffen zu tragen und find unfähig in die Armee 
einzutreten. 
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Militairpflichtige, gegen welche auf Unterfagung der 
Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt ift, werden, 
fofern fie beim Eintritt in das militairpflichtige Alter noch 
unter der Wirfung biefer Strafe ftehen, von einem Muſte— 
rungstermine zum andern zurücdgeftellt, biß fie wieder in den 
Genuß der bürgerlicyen Ehrenrechte treten. Sobald dieſer 
Zeitpunft eingetreten ift, werben fie, ohne Ruͤckſicht auf die 
Dauer der neben der gedachten Ehrenftrafe erlittenen Ge: 
fängnißftrafe, wie andere Wehrpflichtige behandelt. ($. 53 der 
Erfag-Snftruction.) 


$. 4. 


Dienftpflihtige Schulamts-Candidaten, welde in 
Seminarien ausgebildet find, genügen ihrer Militairpflicht 
durch fechsmwöchentliche Dienftzeit bei einem Infanterie-Regis 
ment. ($. 8 der Erjag-Inftruction.) 


$. 5. 


Junge Leute, welche fich dem Studium der evange: 
lifchen oder fatholifhen Theologie widmen, werden 
bis zum 1. April ded Kalenderjahres, in welchen fie das 
26. Lebensjahr vollenden, zurüdgeftellt und, wenn fie bis zu 
biefem Termine dad Eramen abgelegt oder die Priefterweihe 
erhalten haben, für Friedenszeiten von Ableiftung der Dienft- 


pflicht befreit. 
$. 6. 

Seefahrer, mit Ausnahıne der Küftenfahrer, welche 
nach Ausweis ihrer Sciffspapiere minbeftens 2 Jahre ald 
Schiffsmannfchaften auf Norddeutſchen Seeſchiffen gefahren 
haben, werden als jeedienftpflichtig anerfannt und damit von 
Erfüllung der Dienftpflicht im Landheere entbunden. ($. 60 
der Erfaß-nftruction.) 

Sie gehören vom 20. bi zum 27. Jahre zur I. Claſſe, 
vom 28. bis zum 32. Jahre zur II. Claſſe der Seedienft- 
pflichtigen und ftehen derart zur Dispofition = Bundes⸗ 
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Kriege: Marine, daß von ihnen jeder Zeit ein ertraordinair 
eintretender Bedarf (jedoch in der IT. Claſſe nur für größere 
Erpeditionen) eingezogen werden darf. (Art. 59 der Bundes— 
verfaffung und $. 13 der Erfag-Önftruction.) 

Die Seedienftpflichtigen erhalten |. g. Seewehrpäffe. 


$. 7. 


Junge Leute von Bildung genügen ihrer Militair- 
pflicht durch einjährigen freiwilligen Dienft (8. 45 flgbe. 
unten.) 


$. 8. 


Diefelbe Berechtigung fteht denjenigen Dienftpflichtigen 
zu, welche fich in einer fpeciellen Nichtung der Wiſſenſchaft 
oder Kunft oder in einer anderen, beim Gemeinweſen zu Gute 
fommenden Thätigfeit befonders auszeichnen und fich hierüber 
durch glaubhafte Zeugniffe auszumeilen vermögen — besgl. 
den Funftgerechten oder mechanifchen Arbeitern, welche für 
ihre Fertigkeit befonderd ausgebildet find, fofern es die be 
fondere Berüdfichtigung örtlicher Gewerböverhältniffe erheifcht 
oder fie für die zweckmäßige Erhaltung einer größeren Fabrik— 
anftalt nicht zu entbehren find. ($. 132 Nro. 3 und 4 ber 
Erſatz⸗Inſtruction.) 


Abſchnitt II. 


Vertheilung des Erſatzbedarfs und nähere Bezeichnung 
der auszuhebenden Mannſchaften. 


8. 9. 

Der Erſatzbedarf für dad Bundesheer wird im Verhält— 
niß der Seelenzahl auf die einzelnen zum Norddeutſchen Bunde 
gehörenden Staaten repartirt. 

Die hiernach auf das Großherzogthum Oldenburg tref- 
fende Erjagquote wird auf die einzelnen Aushebungsfreife 
defjelben, gleichfalls im Verhaͤltniß der Seelenzahl, fubrepartirt. 
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$. 10. 


Die Berpflihtung zum Eintritt in das ftehende Heer 
beginnt für das Großhergegthum Oldenburg mit dem 
1. JZanuar bes Kalenderjahres, in welchem die 
Militairpflihtigen das 20. Lebensjahr vol 
lenden. 

Der diesjährigen Erſatz-Aushebung unterliegen alle in 
ben Jahren 1846 und 1847 geborenen jungen Männer, wel: 
che nicht bisher von den Recrutirungsd-Gollegien wegen Dienfts 
untüchtigfeit für bienftfrei erklärt find, ſowie aus früheren 
Jahresclaſſen die Zurüdgeftellten und bisher wegen Nicht— 
erfcheinend im Cintrittstermin nicht in den Dienft Ge— 
ftellten, 

Die Einftellung ber Dienftpflichtigen in bie Ars 
mee erfolgt nah Jahrgängen und nad) Maaßgabe ber 
Looſung. 

Zur Completirung der nad) $. 9 auf das ganze Großherzog⸗ 
thum und auf die einzelnen Aushebungskreiſe treffenden Er- 
fagquote werden zunächft die vor dem Jahre 1846 geborenen 
Militairpflichtigen, deren Xoofungsnummer zum Aufruf ge: 
fommen ift, und diejenigen Freiwilligen, deren Dienftzeit mit 
bem diesjährigen Eintrittstermin beginnt, verwendet; ſodann 
haben dazu die Alterdclaffen 1846 und 1847 nad) Berhälts 
niß der zu jeder gehörenden bienfttüchtigen Mannſchaft bei: 
zutragen. 


Abſchnitt III. 
Erjagbehörden. 


$. 11. 
Es gehören in Beziehung auf die Erfag-Aushebung: 
das Herzogthum Didenburg zum Bezirf ded 10. Armee— 
corp8 und der 37. Infanterie-Brigade, 
dad FürftentHum Lübek zum Bezirk des 9, Armeecorps 
und ber 36. Infanterie-:Brigade, 
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das Fürſtenthum Birkenfeld zum Bezirk ded 8. Armee: 
corp8 und der 32. Infanterie-Brigabe. 

Das Herzogthum Oldenbürg wird in 2 Landwehr 
Bataillond- Bezirke und jeder derfelben in 3 Landwehr: &om: 
pagnie= Bezirke eingetheilt. Der Bezirf eined Amtes bildet 
einen „Aushebungsfreis“ (Aushebungsbezirk), jedoch 
wird dad Amt Landwührden ven Amte Brafe, die Stadt 
Jever dem Amte Jever, und die Stadt Barel dem’ Amte Varel 
zugelegt. Die Stadt Oldenburg bildet für fi einen Aus- 
hebungskreis. 

Das Fürſtenthum Lübeck iſt dem Landwehr-Bataillons— 
Bezirk Kiel, das Fürſtenthum Birkenfeld dem Landwehr— 
Bataillons-Bezirk Saarlouis zugelegt, und bilden beide je 
einen Compagnie-⸗Bezirk und Aushebungskreis 

Die Anlage ergiebt die Eintheilung des Herzogthums 
Oldenburg in Landwehr-Bataillons- und Compagnie-Bezirke. 


$. 12. 

Den fämmtlichen Erfag-Angelegenheiten fteht dad Staate- 
minifterium als oberfle Eivilbehörde vor. Daſſelbe bildet 
zugleich in Gemeinfchaft mit dem betreffenden General-Eom- 
mando die obere Provinzialinſtanz. 

Die weiteren Erfagbehörben find: 

1) die Departements-Erſatz-Commiſſionen, beftehend aus 
dem Gommandeur der betreffenden Infanterie-Brigade 
und einem dazu ernannten Givilftaatödiener; 

2) die Kreid-Erfag-@ommilftonen, beftehend aus dem 
Landwehr-Bezirfd:Gommandeur ald Militair-Borfigen: 
den und dem erften Beamten des Aushebungsfreifes 
als Eivilvorfigenden. 

Außerdem treten in jedem Aushebungsfreife der Kreis: 
Erſatz-Commiſſion, fobald dieſe ſich behufs der alljährlich vor: 
zunehmenden Mufterung der Militairpflichtigen, fowie ber 
Prüfung der häuslichen und gewerblichen Verhältniſſe ıc. der 
letzteren conftituirt, nody ein Officier und 4 ingefeffene des 
Aushebungsfreifes ald außerordentliche Mitglieder hinzu. 


aan ———— ——- 
S . } 


In den Fürftenthümern Lübeck und. Birkenfeld werben 
die Eivil-Borfigenden der Kreis-Erſatz-Commiſſtonen beſonders 
ernannt. 

Die außerordentlichen Eivil-Mitglieder ($. 24 der Erfap: 
Inſtruction) und eine gleiche Zahl Stellvertreter werden von 
den Antsräthen, in den Städten I. El. von den Stabträthen, 
in den Fürftenthümern Luͤbeck und Birkenfeld von den Pro— 
vinzialräthen gewählt: In den Aushebungsfreiien Brafe, 
Fever und Varel werden von dem Gemeinderath der Ge— 
meinde Dedesdorf und von den Stadträthen der Städte 
ever und Varel je ein und von den Amtsräthen der Aemter 
Brafe, Jever und Barel je 3 Eivilmitglieder nebft den ent: 
fprechenden Stellvertretern gewählt. 


Cämmtlicdye Gewählte müffen Grundbefiger fein. Nur 
erhebliche von den Regierungen anzuerfennende Gründe fönnen 
die Nichtannahme der Wahl von Seiten ded Gewählten be> 
dingen, in welchem Falle zu einer neuen Wahl gefchritten 
wird. 

Zur Beurtbeilung der Förperlichen Belchaffenheit ver 
Mititairpflichtigen ift jeder Kreis-Erſatz-Commiſſion ein Stabs— 
arzt und der Departements-Erſatz-Commiſſion ein Oberſtabs— 
arzt beigegeben. Die Aerzte find nicht ald Mitglieder der 
Gommiffionen anzufehen und haben daher bei den Abftims 
mungen fein Botum. 

Die Entſcheidung über die Zulaffung zum einjährigen 
freiwilligen Dienft erfolgt durch die Fe Prüfungs: 
Commiſſion. 


$. 13. 


Die Mitglieder der Departements-Erſatz-Commiſſion, nam: 
lid) der Brigade-Commanbdeur und der Militair:Departemente: 
tath, dirigiven und bejchließen gemeinſchaftlich. Vermögen fie ſich 
bei den Entfcheidungen über Anträge auf Zurüdftellung resp. 
Befreiung vom Militairdienft nicht zu vereinigen, fo ift bie 
Sache Namens der Commiſſton den oberen Provinzialbehörden 


454 





ſchriftlich vorzutragen, bis deren Entſcheidung erfolgt, bleibt 
die eventuelle Einſtellung des betreffenden Militairpflichtigen 
ausgeſetzt. Anderweitige unaufſchiebbare Faͤlle, in denen eine 
Einigung nicht ſtattfindet, werden nach dem Votum des Bri⸗ 
gade-Commandeurs erledigt. | 

Die Liften, Verhandlungen, Korrefpondenzen und Attefte, 
welche auf das Erfaggefchäft Bezug haben, erfordern die 
Unterfchrift des Brigade-Kommandeurd und Militair-Depar- 
ments⸗Raths. 

Die im Namen der Departements-⸗Erſatz; Commiſſion zu 
fuͤhrende Correſpondenz hat der Brigade⸗Commandeur nach 
Einvernehmen mit dem Civil⸗Vorſitzenden der Commiſſton 
im Namen der letzteren und unter deren Unterſchrift zu 
beſorgen. 


$. 14. 

Die Kreis-Erfag-Commiffionen arbeiten den Departe- 
ments⸗Erſatz-Commiſſionen vor und find diefen untergeordnet. 
Die Kreis⸗Erſatz-Commiſſtonen müffen daher ihre etwaigen 
Zweifel bei den Departements-Erfag-Eommiffionen zur Ent: 
Iheidung bringen und gehen an diefe die Befchwerden über 
bie Verfügungen und Entjcheidungen derſelben. 


$. 15. 

Bei der Enticheidung ber Kreis⸗Erſatz-Commiſſion über 
Reclamationen in den Aushebungsfreifen Brafe, Jever und 
Varel hat der Amtmann des Amts Landwührden, bezw. der 
Stadtdirector zu Jever und Varel, wenn der Reclamant fei: 
nem Bezirke angehört, Vortrag und Stimmrecht in der Erfah: 
Commiſſion. 


$. 16. 

Die im Namen der Kreis-Erfag-&ommilfion zu führende 
Gorrefpondenz hat ber Givilvorfigende, im Einverftändniß 
mit dem Militair:Vorfigenden, zu beforgen. 

Die während bes Kreid-Erjag-Gefchäfts aufgenommenen 
Liften und Verhandlu ngen werden von fämmtlichen 
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Mitgliedern unterzeichnet, indem diefelben für deren vorfchrifts- 
mäßige und richtige Führung verantwortlich find. 

Die von ber Kreis: Erfag-Commiffton zu ertheilenden 
Attefte werden nur durch die beiden Vorſitzenden vollzogen. 


$. 17. 


In diefem Jahre ift wegen ber Kürze ber Zeit das 
Kreis und dad Departeımentd-Erfag-Gefchäft in der Art zu 
vereinigen, daß die Departementss Erfag-Commiffionen an 
Ort und Stelle nah Anhörung der Gutachten ber Kreis— 
Erſatz-Commiſſtonen auf Grund der alphabetifchen Liften über 
die Militairpflichtigen entfcheiven. Den Kreiss Erfag: Com- 
miffionen werden daher außerordentliche Mitglieder und Aerzte 
nicht zugetheilt. 


Abfıhnitt IV. 


Meldung der Dienftpflichtigen und BIETE, der 
Erfagliften. 


$. 18. 


1. Jeder Militairpflichtige ift in dem Aushebungsbezirk, 
innerhalb defjen er gemeindeangehörig ift, (Musnahmen 
nachftehend ad 2— 4) geftellungspflichtig, d. h. ver: 
pflichtet, fih Behuf Eintragung feines Namens in 
die Stammrolle zu melden und fi) vor die Erfaß- 
Behörden zu ftellen. 

In dem Aushebungsbezirke, in welchem der Militair: 
pflichtige geftellungspflichtig ift, wird er auch zum 
Militairdienft herangezogen, und auf das von biefem 
Bezirf zu ftellende Recruten-Eontingent in Anrechnung 
gebracht. 

2. Militairpflichtige Dienftboten, Haus: und Wirthichafts- 
beamte, Handlungsbdiener und Lehrlinge, Handwerfö- 
gefellen und Lehrburfchen, Fabrifarbeiter und andere 
mit biefen in einem Ähnlichen Verhältniß ftehende 
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Militairpflichtige, welche fich nicht im ihrer Heimath 
aufhalten, find da geitellungspflichtig, wo fie in ber 
Lehre, im Dienft oder in Arbeit ftehen*). 

3. Militairpflichtige Gymnaſiaſten und Zöglinge anderer 
Zehranftalten find an dem Orte geftellungspflichtig, wo 
fid) die Lehranftalt befindet, der fie angehören, fofern 
fie fich dajelbft aufhalten *). 

4. Militairpflichtige, welche außerhalb des Großherzog: 
thums fich aufhalten, find an dem Drte geftellungs> 
pflichtig, wo fie im Inlande ihre Heimath haben. 

5. Im Auslande geborene und daſelbſt lebende Olden— 
burger, welche fein örtliched Domicil im Inlande bes 
figen, find im Aushebungsbezirf der inländifchen Ber 
hörde, von welcher fie oder ihre Familienhäupter zuleßt 
einen Paß oder Heimathsichein erhalten haben, geftel- 
lungspflichtig. 

6. Wuͤnſchen im Auslande ſich aufhaltende Militairpflich— 
tige ihrer Geſtellungspflichtigkeit in einem ihrem Auf— 
enthaltsorte zunächſt gelegenen inländiſchen Kreiſe ge— 
nügen zu dürfen, jo kann dies nur mit Zuſtimmung 
der Kreis-Erfag-Commilfton desjenigen Orts gefchehen, 
in welchen fte zur Geftellung verpflichtet find. 

7. Die Kreis» Erfag- Commiffionen haben, befonderd in 
den ad 2 bis 4 gedachten Fällen, die Identität der 
betreffenden Militairpflichtigen feftzuftellen und fönnen 
bei entjtehenden Zweifeln verlangen, daß eine der 
&ommiifton ald glaubwürdig befannte ‘Berfon in einer 
an idesftatt abzugebenden Erflärung ſich für die 
Fpentität des Militairpflichtigen verbürgt. Iſt eine 
folhe Bürgfchaft nicht zu erlangen, fo hat ſich der 


) Wandernde, mit Ausftands Bewilligungen verfehene Handwerks: 
burfchen, veifende Künftler und reifende Gewerbetreibende conf, $. 57 ber 
Grfag-Inftruction. 

*) In Betreff der zum einjährigen Dienft Berechtigten conf. $$. 127 
und 134, 2. der Erſatz⸗Inſtruction. 


> TaTergT ⸗ 
“IST — 
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Militairpflichtige zur Genügung ſeiner Militairpflicht 
vor feine heimathliche Kreis-⸗Erſatz-Commiſſion zu 
geitellen. 


8. Alle Militairpflichtige, auch die ad 2 bis 4 gedachten, 
find an dem Orte ihrer Heimath, resp. ihrer Geburt 

+ von den betreffenden Behörden zu controliren. (88. 
29—42 ber Erfag-Inftr.) 


Diejenigen Perfonen, welche aus Familien- oder 
anderen Rüdfichten zuruͤck geftellt zu werden wuͤnſchen, 
($. AL folgende unten) haben fidy fofort bei ihrem 
Amte (Stadtmagiftrat), im Fürftenthum Birkenfeld 
dem Bürgermeifter, zu melden, damit die Gründe ber 
Reclamation no vor Beginn des Kreiserſatz— 
gefhäfts unterfucht werben können. 


8. 19 


Die Führung der Stammrolle (Gemeinbdelifte) gefchieht 
durch die Gemeindevorfteher, in den Städten durch die Bür- 
germeifter bezw. Stadtmagiftrate, im Fürftenthum Birkenfeld 
durch die Bürgermeijter, bei welchen fih die Militairpflichti- 
gen zum Zwed der Eintragung in die Stammrolle innerhalb 
der Zeit vom 15 Januar bis zum 1. Februar zu melden 
haben. In diefem Jahre muß die Meldung fpäteflens bis 
zum 2]. d. M. erfolgen. 


$. 20. 


Die Eivilvorfigenden der Kreis, Erfa- Eommifftonen 
haben, auf Grund ber ihnen zugegangenen Gemeinbeliften, 
für ihre Aushebungsbezirfe die alphabetifche Liſte nad 
bein mitgetheilten Schema aufzuftellen, in welcher die zum 
Aushebungsbezirfe gehörenden Gemeinden hinter einander in 
alphabetifcher Reihenfolge und bei jeder Gemeinde die zu ber: 
jelben gehörenden Mannfchaften, gleichfalls alphabetifch ges 
ordnet, aufgeführt werden. 
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$. 21. 


Die Landwehr: Bezirfd-Commandeure find verpflichtet, 
fi) vor dem Beginne des Mufterungsgefchäftes eine Adfchrift 
ber alphabetijchen Liften der zu ihrem Bataillond » Bezirk ges 
hörigen Aushebungsfreife anfertigen zu laſſen. 


Abſchnitt V. 
Ausführung des Erfasgefchäfts. 
g. 22. 


Das Erfaßgefchäft befteht aus der Mufterung und 
aus der Looſung der Dienftpflichtigen. 


$. 23. 


Die Termine zur Vornahme ded Erfaßgefchäfts werden 
in einem öffentlichen Blatte befannt gemadt. In den Ge: 
meinden bezw. Bürgermeiftereien eined jeden Aushebungsbe: 
zirks find die für diefen angefegten Termine durch Anfchlag 
befannt zu machen. 


$. 24. 


Außerdem laden die Civil: Vorfigenden der Kreis: Er- 
fag:&ommifftonen, foweit nöthig durch Requiſition der be— 
treffenden Aemter und Stadtmagiftrate, die in den alphabe- 
tiſchen Liften enthaltenen Geftellungspflichtigen ihres Aus— 
hebungsfreifes zum Mufterungstermin vor und fenden gleich— 
“ zeitig die Gemeindeliften an die Gemeindevorfteher zurüd. 

Die requirirten Behörden haben für das rechtzeitige Er- 
fcheinen der Borgeladenen Sorge zu tragen und find bie 
Letzteren nöthigenfalld dur; Anwendung der gefeglichen Zwangs⸗ 
mittel zur Geftelung anzuhalten. 


8. 25. 


Bon der perfönlichen Geftellung im Mufterungstermine 
find diejenigen Dienftpflichtigen zu entbinden, denen ihr Ge— 
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fundheitszuftand (beiſpielsweiſe Krüppel, Blödfinnige oder ge— 
fährlich Erfranfte) die Geftellung unmöglich macht. 


$. 26. 

Dienftpflichtige der bei dem diesjährigen Erſatzgeſchäft 
concurtirenden Altersclaffen, welche als Schiffs-Mannſchaften 
zur See oder auf Binnengewäflern fahren, können fi, wenn 
fie gegenwärtig abweſend find, jpäter zur Mufterung bei dem 
Landwehrs-Bezirfd-ECoinmandeur ihres Aushebungskreiſes mel- 
den. Sie find hierzu bei ihrer Rüdfehr durch ihre Obrigkeit 
anzuhalten und werden, fofern fie der Anweifung der leßte: 
ren nicht nachfommen, fofort als unfichere Heerespflichtige 
($. 52 unten) eingeftellt. Der betreffende Landwehr-Bezirks— 
Commandeur trifft über fie, wenn fie fich bei ihm melden, 
endgültige Entfcheidung und theilt diejelbe dem Civil-Vor— 
ſitzenden des Aushebungsfreifed zur Berichtigung der alpha— 
betifchen Lifte, fowie zur Benachrichtigung ber Obrigkeit des 
Aufenthaltsorted mit. 


$. 27. 

Den Terminen zur Vornahme ded Erfaggefchäftes haben 
die fämmtlichen Gemeindevorfteher, im Fürftenthum Birfen- 
feld die Bürgermeifter und bie Schöffen des Aushebungs: 
bezirks, oder bei deren Verhinderung die Beigeordneten beizus 
wohnen und über bie Berhältniffe der Militairpflichtigen 
Ausfunft zu ertheilen. 


$. 28. 
‚Die beiden Vorfigenden ber Erfag- Commiffionen haben 
die Ordnung beim Erfaggefchäft aufrecht zu erhalten und die 
hierzu erforderlichen Anordnungen im Voraus zu treffen. 


$. 29. 

Die im Mufterungdtermine erfcheinenden Dienftpflichtigen 
werden in Gegenwart von Mitgliedern der Kreis» Erfap- 
Commiſſion zunächft gemeffen und unter Zuziehung eines 
Militairarztes Förperlicy unterfucht, wobei nöthigenfall® völs 
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lige Entblößung ded ganzen Körpers unter möglichiter Be— 
rüdfihtigung des Schamgefühls ftattfinden muß. 

Behaupten Dienftpflichtige, an Schwerhörigfeit, ftarfer 
Kurzfichtigfeit, Epilepfie oder Stammeln zu leiden, fo haben 
die Aemter ihred Aufenthaltsorted diefe Behauptung durd) 
eideöftattliche VBernehmung von Zeugen vor dem Erſatz— 
geihäft feftzuftellen, wobei es namentlich auf die Angaben 
ber Gemeindevorfteher, Schöffen, Geiftlichen und Lehrer, 
welche den betreffenden Dienjtpflichtigen fennen, anfommt. 


$. 30. 


Nach erfolgter Unterfuchung durch den Arzt, welcher 
eine Lifte gemäß $.45 Nr. 4 der Erfag-Inftruction zu führen 
hat, erfolgt die Entſcheidung über die Dienftbrauchbarkeit der 
unterfuchten Mannjchaften, fowie über die Truppengattung 
resp. den Truppentheil, welchem bdiefelben zu überweifen find. 


$. 31. 


Dienftpflichtige, welche dauernd unbrauchbar befunden 
worden find, erhalten einen Ausmufterungsfhein ($. 
82 der Erſatz⸗Inſtruction), wonad) fie der ferneren Militairs 
verpflichtung enthoben werden. 


$. 32. 


Dienftpflichtige, welche im erften oder zweiten Con— 
currenzjahre ftehen, werden, wenn fie nicht dauernd unbrauch— 
bar, fondern nur vorläufig zu ſchwach oder zu Flein find, 
aufein Jahr zurüdgeftellt und fommen im nächften 
Fahr wieder zur Vorftellung ($. 49 Nr. 3 der Erjag-Inftr.). 
Sind fie aud) dann noch zu fchrwach oder zu klein, jo erhalten 
fie Erfag-Referve-Scheine. 


$. 33. 


Dienftpflichtige, weldye fi) abfichtlidy durh Selbftvers 
ftümmelung zur Ableitung ber Militairpfliht unfähig 
gemacht oder durch vorfägliche Angabe faljcher oder durch 
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vorfägliches Entftelen oder Unterbrüden wahrer Thatfachen 
fih der Verpflichtung zum Militairdienft entzogen haben, 
oder- welche in der Abficht, fich der Verpflichtung zum Militair- 
dienfl ganz oder theilweife zu entziehen, auf Täufchung be: 
vechnete Mittel anwenden, werben der Staatdanwaltichaft 
zur Herbeiführung einer gerichtlichen Beftrafung angezeigt. 


$. 34. 


Im Mufterungstermin findet auch die Unterfuhung und 
Entfcheidung über die vorgebrachten Reclamationen ftatt (cfr. 
$. 41 flgd. unten), nachdem die betreffenden Mannfchaften 
körperlich mit Rückſicht auf ihre Dienftfähigfeit gemuſtert 
worden find. 


$. 35. 


Nach beendigter Mufterung loofen die Dienftpflichtigen 
über die Reihenfolge, in welcher fie zum Militairdienft ein- 
zuftellen ‚find. Die Loofung erfolgt für jeden Jahrgang und 
für jeden Aushebungsfreis beſonders. 


$. 36. 


Zeit und Ort der Loofung ift den Dienftpflichtigen bei 
Gelegenheit der Mufterung befannt zu machen und bedarf cd 
ihrer förmlichen Worladung zur Looſung nicht. 


$. 37. 
Die Loofung wird nad) den Vorfchriften im $. 63 ber 
Erfag-Inftruction vom 9. Dechr. 1853 ausgeführt. 
$. 38. 


Bei dem diesjährigen Erfaggefchäft findet nur eine Loo— 
fung für die im Jahre 1847 geborene Mannfchaft ftatt. Das 
Ergebniß der für die Jahresclaſſe 1846/67 bereits ftattgehab: 
ten Looſung bleibt entjcheidend für die diesjährige Aushebung. 
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$. 39. 


Die zur Einftellung deftgnirten Mannſchaften erhalten 
den im 8.102 ver Erfag-Inftruction vorgefchriebenen Urlaubs» 
paß. Dienftpflichtige, welche nicht zur Einftellung befignirt 
find, werden, fofern fie nicht einen Ausmuſterungs- oder 
Erfagrefervefchein oder einen Seewehrpaß erhalten, mit &o o: 
jungs» und Geftellungs-Atteften verfehen. 


$. 40. 


Der Anfertigung der Worftelungsliften bedarf es in 
biefem Jahre nicht, dein Departements-Erfag-Gefchäft werden 
die alphabetifchen Liften zum Grunde gelegt. 


Abfchnitt VI. 


Zurückſtellungen und Dienftbefreiungen aus perfönlichen 
und Familien oder öffentlichen Nücfichten (Reklama— 
mationen). 


$. 41. 


Mititairpflichtige, welche nachweiſen, durch Vorlegung 
von amtlichen Zeugniſſen oder von Lehreontracten ꝛc., daß ſie 
in der Vorbereitung zu einem fpäteren Lebensberuf oder in 
ber Erlernung einer Kunft oder eined Gewerbes begriffen 
find, welche nicht ohne bedeutenden Nachtheil für fie unter: 
brochen werben fann, ſowie Schüler von Lehranitalten für 
Thierarzneikunde fönnen durd die Kreis-Erſatz-Commiſſton 
bis zum 3. Gonceurrenzjahre, d. h. bis zur Erfag-Aushebung 
des Kalenderjahres, in welchem fte das 22. Lebensjahr vol- 
(enden, zurüdgeftellt werben. 








463 
$. 42. 


Bezeichnung der Falle, in denen unter Umftänden eine 
Zurüdftellung event. Befreiung ꝛe. vom Militairdienft 
zuläffig ift, oder nicht flattfinden darf. 


1) Auf Grund besfalfiger Reclamationen können im 1. 
oder 2. Goncurrenzjahre zurüdgeftellt, im 3. zur Erfaß- 
Referve deſignirt werden: 

a. diejenigen Militairpflichtigen, welche nach pflicht- 
mäßiger Ueberzeugung der Erſatz-Behoͤrden bie 
einzigen Ernährer folcher hülflofen Bamilien find, 
die durch Entfernung der Erfteren der Noth und 
dem Elende ‘Preis gegeben fein würden; 


b. der einzige erwachfene Sohn einer Wittwe, deren 
Ernährung fein anderes Glied ber Familie über: 
nehmen kann, die aber ſich felbft zu ernähren 
außer Stande ift; 

c. Eigenthümer von Grundftüden, die ihnen, ohne 
ihr Zuthun, zugefallen und die nicht verpachtet 
find, zu deren Verpachtung oder einftweiligen 
Abminiftration und Bewirthichaftung durch fremde 
Hülfe aber wegen Kürze der Zeit oder wegen ber 
Kultur-Verhältniffe ohne bedeutenden Berluft 
feine Beranftaltung hat getroffen werden können, 
oder überhaupt nicht getroffen werben fann. Der 
Werth ded Grundftüds kann hiebei nicht ent- 
ſcheiden. 

Die einzige dabei in Ruͤckſicht kommende Be— 
bingung ift, baß ein ſolches Grundſtuͤck wenig- 
ftend von dem Werth fein muß, daß es dem 
Eigenthümer den verhältnißmäßigen Lebensunter: 
halt gewährt. 


d. Pächter von Domainen oder ländlichen ‘Privat: 
gütern, denen durch den Tod ihres Vaters oder 
Anverwandten, ober durch fonftige Umftände die 
Bortfegung der Pacht auf die noch une 
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Pachtjahre zugefallen ift, und die im Laufe dieſer 
Zeit ohne Nachtheil Feine Anftalt zur Vertretung 
in der Wirthichaft haben machen können. 

Auch bier ift der Werth der Pachtung nicht in 
Betracht zu ziehen, und es kommt, wie bei dem 
vorhergehenden Berüdfichtigungsgrunde, nur bar- 
auf an, daß die Pacht hinreiht, um allein den 
verhältnigmäßigen Lebensunterhalt des Pächterd 
zu gewähren. 

e. Solche Eigenthümer von Fabrifen, Manufacturen 
und anderen gewerblichen Etabliffements, weldye 
mehrere Arbeiter befchäftigen, falls der Betrieb 
ihnen erft jeit der legten Erfag-Mufterung eigen- 
thümlich zugefallen und ihnen feine Zeit geblieben 
ift, um fiir eine zweckmäßige einftweilige Aufficht 
und Führung des Geſchäfts zu forgen. 

f. Ein folcher Militairpflichtiger, welcher ald Sohn 
eines 'arbeitd- und auffichtsunfähigen Grund» oder 
Fabrifbefigerd resp. Pächterd nad) dem Urtheil 
ber Erfagbehörden als deffen einzige und unent- 
behrlihe Stüße zur Erhaltung des Grundſtücks 
betrachtet werden muß. Es wird dies indeß nur 
dann der Fall fein fönnen, wenn der betreffende 
Grund: oder Fabrifbefiger ꝛc. nit im Stande 
fein follte, andere Hülfe fi) zu verfchaffen. 

2) Ergiebt die ſpecielle Prüfung der ad 1 unter a bie f 
bezeichneten Berbältniffe, daß der Militairpflichtige 
jelbft oder die Angehörigen defjelben die zur Berück— 
fihtigung in Anfprud genommenen Berhältniffe durch 
ihre eigene freie Entſchließung herbeigeführt haben, 
3. B. durch Anfauf, Erpachtung resp. Uebertragung 
eines Beſitzthums ꝛc., jo können diefe Verhältniffe eine 
Berüdfichtigung in der Negel nicht begründen, da es 
eined jeden Wehrpflichtigen Sache ift, vor Ableiftung 
feiner Militairpflicht im ftehenden Heere feine Vers 
hältniffe anzufnüpfen oder herbeizuführen, welche 


3 
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geeignet ſein können, ihm die Erfüllung dieſer Pflicht 
zu erſchweren. 

Die erfolgte Verheirathung eines Militairpflichtigen 
fann niemals eine Berüuͤckſichtigung begründen. 
Wird aber die Zurüditellung oder Befreiung eines 
Militairpflichtigen vom Dienft in Antrag gebracht, 
weil dieſer ald die einzige Stüge feiner Eltern oder 
Angehörigen zu betrachten ift, indem ein anderer zur 
Unterftügung derfelben Berpflichteter fich diefer Pflicht 
entzieht oder entzogen hat, durch ein Verziehen nad) 
anderen Orten, durch Auswanderung oder auf irgend 
eine andere Weife, fo ift der Antrag auf Zurüdftel: 
lung oder Befreiung des Erfteren vom Militairdienft 
in der Regel als begründet nicht zu betrachten, und 
dies ganz befonders in dem Falle, wenn jener andere 
zur Unterftügung der Eltern VBerpflichtete etwa felbft 
zu diefem Behuf früher fchon vom Militairdienft 
zurüdgelaffen fein follte. 
Individuen, welche ald Ernährer ihrer Familie berüd- 
fichtigt worden find, den Zwed der ihnen gewährten 
Zurüdftellung resp. Befreiung vom Dienft, event. den 
Zwed ihrer Entlaffung aus dem Dienft vor beendeter 
Dienftzeit aber nicht erfüllen, find, wenn fte fich inner: 
halb der erften 5 Jahre ihres bienftpflichtigen Alters 
befinden, fogleich zur Ableiftung ihrer vollen Militair: 
dienftpflicht heranzuziehen, auch wenn fie bereitd ver 
Erſatz-Reſerve überwiefen fein follten. Zu einer der— 
artigen nachträglichen Heranzichung ift die Genehmi— 
gung der oberen PBrovinzials Behörden erforderlich. 
Handelt e8 fich darum, daß zwei arbeitsfähige Söhne 
einer Familie von derfelben nicht gleichzeitig entbehrt 
werden können, jo ift nicht der eine vom Militair- 
dienft gänzlich zu befreien und ber andere zur Ab» 
leiftung feiner vollen Dienftpflicht anzuhalten, fondern 
es ift nur der Eine (event. bis zum 3. oncurrenz> 
jahre) zurüczuftellen, bi8 der Andere als 3 aa 


6) 


7) 


8) 


9) 
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mit der Waffe vom Truppentheil entlaffen werben 
fann. Eben fo fann durch den freiwilligen Eintritt 
eined Sohnes die Befreiung feined Bruderd vom Mi: 
litairdienft nicht begründet werben. 


Die ad 1a und b bezeichneten Berüdfichtigungen 
dürfen in der Negel nicht eintreten, wenn bie Familie 
oder Wittwe Unterftügungen aus Armen: Fonds be 
ziehen. 


Wenn es fih in den Fällen ad 1 darum handelt, 
feftzuftellen, ob die Perfon, zu deren Gunften ber 
Antrag auf Zurüdftellung resp. Befreiung vom Milis 
tairdienft geftellt worden ift, noch arbeits resp. aufs 
fihtsfähig ift oder nicht, fo entjcheidet hierüber die 
Erfapbehörde nach Anhörung des Gutachtens des der: 
felben beigegebenen Arztes, weshalb in derartigen 
Fällen die gedachte Perſon fich der Erſatz-Commiſſion 
in der Negel perfönlicy vorftellen muß. 


Die in dem vorftehenden Paſſus 1—6 enthaltenen 
Beftimmungen finden auf Stiefföhne und Adoptiv: 
jöhne, fowie auf uncheliche Söhne gegenüber ihrer 
Mutter, gleiche Anwendung, wogegen fie auf Pflege 
ſoͤhne, welche nicht durch gerichtliche Urfunden an 
Kinded Statt angenommen find, nicht ausgedehnt 
werden bürfen. 


Alle Zurüditelungen Militairpflichtiger aus der Alters: 
clafie der 2Ojährigen, welche die Kreis-Erſatz-Commiſ— 
fionen auf Grund vorftehend bezeichneter Fälle geneh- 
migen, haben nur auf 1 Sahr, d. h. bis zur nächſt— 
jährizen Mufterung, Gültigkeit. 

Sind auch dann die Verhältniffe noch diefelben, fo 
fann in den Fälen ad 1 eine abermalige Zurüd: 
ftellung bis zum 3. Concurrenzjahre des Militairs 
pflichtigen eintreten, in den Fällen ad c, d und e, 
jedody nur, wenn Umftände der allerdringendften Art 
vorliegen. 
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10) Sind die Berhältniffe im 3. Concurrenziahre des bes 
treffenden Militairpflichtigen ebenfalls der Art, daß 
der Kreis: Erfag-Commilfton eine fernere Berüdfichti- 
gung nothwendig erfcheint, jo ift der Fall der Depar— 
tements⸗Erſatz⸗Commiſſion vorzutragen, welche bie 
Reclamation entweder ald unbegründet verwirft, ober 
ald begründet anerfennt, und damit den Militairpflich- 
tigen der Erſatz-Reſerve überweift. ($. 96 der Erſatz— 
Inſtruction.) 


$. 43. 


Wer zu einer Reclamation nad) den vorftehenden 
Beftimmungen berechtigt zu fein glaubt, hat fi) perfönlich 
bei feinem Amte, im Bürftenthbum Birkenfeld dem Bürger: 
meifter, zu melden. Diefe prüfen den Antrag unter Zus 
ziehung von drei Familienvätern, deren Söhne bei der Aus— 
hebung concurriren und nehmen über den Befund eine Ver: 
handlung nad) dem dafür beftimmten Schema auf. 

Die Aemter, im Fürftentbum Birkenfeld die Bürger: 
meifter, haben für Befanntwerdung der vorftehenden Beftim- 
mung Sorge zu tragen, damit die Perſonen, welche reklami— 
ren wollen, ſich rechtzeitig melden. 


$. 44. 


‚Ueber Reklamationen darf bei den Kreis-Erſatz-Com⸗ 
mifftonen nur öffentlich, in Gegenwart ber Dienftpflichtigen, 
entfchieden und verhandelt werben. 


Abfchnitt VII. 
Berehtigung zum einjährigen freiwilligen Dienft. 
$. 45. 
Die ruͤckſichtlich des einjährigen freimilligen Dienftes 
beftehenden Beftimmungen (Abfchn. IX. E. der Erf.» Inftr.) 


treten für junge Leute von Bildung mit der Maßgabe in 
Kraft, daß den bis zum Jahre 1871 dienftpflichtig werdenden, 
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(alfo den vor dem 1. Januar 1852 geborenen) ber fpecielle 
Nachweis der wiffentichaftlichen Bildung erlaffen wird. 
Wer als einjähriger Freiwilliger dienen will, bat bazu 
die mit dem Verzicht auf das Recht, an der Looſung Theil 
zu nehmen, verfnüpfte Berechtigung bei der Departements: 
Pruͤfungs-Commiſſion nachzufuchen. 
Die Anmeldung hiezu darf früheftend im Laufe desjenis 
gen Monats erfolgen, in welchem das 17. Lebensjahr zurüd- 
gelegt wird, und muß fpäteftend bis zum 1. Februar des— 
jenigen Kalenderjahres ftattfinden, in dem dad 20. Lebensjahr 
vollendet wird. Bis zum 1. April des legtgedachten Jahres 
muß ber Nachweis der Berechtigung geführt fein. Wer 
diefe Termine verfäumt verliert den Anjpruch auf die Ber: 
günftigung zum einjährigen Dienft. 
Militairpflichtige, welche 1847 oder in früheren Jahren 
geboren find und auf die Berechtigung zum einjährigen 
freiwilligen Dienft Anfpruch machen, müſſen ſich fpäte- 
ftend bis zum 1. October d. J. melden. Die Anmeldung 
muß bei dem Heimathsamte, im Fürftentbum Birfenfeld dem 
Bürgermeifter, fchriftlich erfolgen, und find derfelben beizu⸗ 
fügen: 
1) eine gefchriebene Angabe ihres Bildungdganged und 
der Lehranftalten, welche fie beſucht haben, 

2) ihre Schulattefte, 

3) ein Geburtdzeugniß mit einem polizeilichen Atteft über 
ihre bisherige Führung und 

4) die fchriftliche Genehmigung ihres Vaters oder Vor: 
mundes. 

Diejenigen, welche nach den bisherigen Beſtimmungen 
bereits an einer Looſung theilgenommen haben, verlieren den 
Anſpruch auf die aus der Looſung hervorgegangenen Rechte. 

Die Aemter, bezw. Bürgermeifter überweiſen bie Militairs 
pflichtigen, welche fich bei ihnen zum einjährigen Freiwilligen» 
Dienft melden, unter Ueberjendung der zu 1 bis 4 gedachten 
Anlagen, fowie unter Mittheilung berjenigen Familien» Ber- 
hältniffe, welche etwa ald Anhalt für die Beurtheilung des 
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allgemeinen Bildungsgrabes ber Betreffenden dienen Fönnen, 
möglichft bald, fpäteftend aber bis zum 20, Octbr. d. 3. an die 
zuftändige Departements PBrüfungs-Commiffton. 

Leptere ladet die Angemeldeten im Laufe ded Monats 
Detober oder November vor, prüft die Verhältniffe und ent: 
ſcheidet über die Anträge. 

Die Königl. Preußifhen Departements-Prüfungs-Com— 
mifftonen zu Kiel und Trier, fungiren ald folche zugleich auch 
für bie Fürftenthümer Luͤbeck bezw. Birkenfeld. Für das Herzogs 
thum Oldenburg tritt vorläufig die in Hannover beftellte Pruͤ— 
fungs⸗Commiſſion ein, welcher für die in Oldenburg abzuhal: 
tende Termine ein Oldenburgifches Mitglied zugeordnet wird, 


$. 46. 


Die zum einjährigen freiwilligen Dienft Zugelaffenen 
erhalten einen Berechtigungsſchein, und müflen ſich 
bis zum 1. Detober ded Kalenderjahres, in welchem fie das 
23., die im Jahre 1846 und früher geborenen das 24. Xebend- 
jahr vollenden, bei einem Truppentheil zum Eintritt melden. 


$. 47. 


Durch den Empfang bed Berechtigungsicheind zum eins 
jährigen freiwilligen Dienft, wirb deſſen Inhaber verpflichtet, 
diefen Dienft bei einem Truppentheil entweder: 

a. mit der Waffe ; 

b. als Militairarzt;, 

ec. als Kurſchmied, oder 

d. in einer Dispenfir»Anftalt als Militair + Pharmazeut 

abzuleiften. | 

Er kann ſich den Truppentheil*), die Garnifon resp, 
die Militair» DispenfirsAnftalt, bei welcher er eintreten will, 
wählen, und wird im Falle vorhandener Dienſtbrauchbarkeit 





) Wird der Truppentheil, bei welchem einjährige Freiwillige bienen, 
in eine andere Provinz verlegt, fo kann Letzteren geftattet werden, zu einem 
anderen Regiment, welches in der Provinz bleibt, überzutreten. 
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und resp. bei nachgewiefener Dualification ald Arzt, -Kurs 
ſchmied oder Pharımazeut angenommen, fofern dem nicht etwa 
eine ber nachfolgenden befonderen Borfchriften entgegenfteht. 

Der zum einjährigen freiwilligen Dienft Berechtigte 
braucht fih während der Dauer des ihm damit bewilligten 
Ausftanded weder zur Stammrolle, noch bei einer Erfaß- 
Behörde anzumelden, indem er während biefer Zeit der Con— 
trole der Kreis-Erſatz- Commiſſion feined Geburtsortd resp. 
Domicils verbleibt. 


Iſt die Zeit, während welcher dem Freiwilligen ein Aus— 
ftand bewilligt worden war, abgelaufen, ohne daß deſſen An: 
meldung zum Dienfteintritt erfolgt ift, fo hat die KreissErs 
jaß-&ommiffton feined Geburtsortes resp. Domicild event. 
durch Requifition der Kreis-Erfag-&ommilfton des Geftellungs- 
orted die Heranziehung deſſelben zur Erfüllung der allgemei» 
nen Dienftpflicht zu veranlaffen. 

Der Eintritt zum Dienft bei einem Zruppentheil kann 
nur am 4. April oder am 1. October jeden Jahres, bei den 
Cavallerie- und Artillerie-Regimentern, den Pionier, Jäger: 
und Schüsen-Bataillonen nur am 1. October, den Train: 
batailflonen am 1. November ftattfinden. Für dieſes Jahr 
fann der Dienftantritt ausnahmöweife am 15. December 
erfolgen. 


$. 48. 


Diejenigen Dienftpflichtigen, welche die Berechtigung ers 
halten, ihrer Militairpfliht durch einjährigen freiwilligen 
Dienft zu genügen, Haben ſich die Montirung aus eigenen 
Mitteln zu befchaffen und während des einjährigen freiwilli- 
gen Dienftes für ihre Verpflegung fowie für ihr Duartier 
jelbft zu forgen. Die Waffen werden ihnen Seitens ber 
Regimenter verabfolgt und desgl. die zur Ausrüftung erfor 
derlichen Stüde gegen Zahlung eined Averſums. Den bei 
ber Gavallerie eintretenden einjährigen Freiwilligen wird, 
wenn fie fein hargenmäßiges Pferd befigen, ein folches, gleich“ 
fal8 gegen Zahlung eined Averfumd, für die Dauer ber 


m — — en 
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Dienftzeit verabfolgt, woneben fie die Koften ber Ration, des 
Hufbefchlages ꝛc. zu tragen haben *). 


$. 49. 


Einjährige Freiwillige, welche bei ihrer Meldung Seitens 
bes betreffenden Truppen-Commandeurs als koͤrperlich bienft- 
unfähig abgewiefen werden, haben hiervon dem Civil-Bor- 
ſitzenden der Kreis-Erſatz-Commiſſion ihres Wohnortes unter 
Einreichung ihres Berechtigungsfcheined Anzeige zu machen. 


$. 50. 


Junge Mediciner, welche die Promotion und Staats— 
Prüfung abfolvirt haben, dürfen ihre Dienftpflicht, ftatt mit 
der Waffe, als einjährige freiwillige MilitairsAerzte ableiften 
($. 151 folgbe. der Erfaß-Inftr.), desgl. dürfen Bharmazeuten, 
welche die Berechtigung zum einjährigen freiwilligen Militair— 
dienft erhalten haben, als Pharmazeuten in einem Militairs 
Lazareth dienen ($. 157 der Erfag-Inftr. und die hierzu er— 
gangenen Zufaßbeitimmungen). 


Abfchnitt VIII. 
Der dreijährige freiwillige Militairdienft, 
$. 51. 


1. Wer freiwillig zum Mititairdienft eintreten will, hat 
dazu die Einwilligung feines Water, event. feines 
Vormundes, Handwerfölehrlinge aber außerdem die 
Einwilligung ihres Lehrheren beizubringen. Mit diefer 


*) Die Koften belaufen fidy bei der Infanterie auf 20 Thlr. 13 gſ. 
10 fw. für Uniformftüde und 24 ſgr. für Ausrüſtung; bei der Cavallerie 
auf 25 Thlr. 2 gi. 1 jw. für Uniformftüde, 4 Thlr. 25 91. 5 im. für 
Ausrüftung und 3 Thlr. 185 fgr. 3 fw. für Pferdeausrüftung. 

Für das ihnen gelieferte Pferd zahlen die einjährigen Freiwilligen 
bei der ſchweren Eavallerie 34 Thlr., bei der leichten Gavallerie 32 Thlr., 
fowie außerdem die Koften der Ration, des Hufbeſchlags ır. 
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Einwilligung und mit einem Zeugniß feiner Orts— 
oder Bolizeibehörde über untadelhafte Führung und 
Moralität verfehen, hat fich der den freiwilligen Ein- 
tritt Nachfuchende bei dem Amte, im Fürftenthum 
Birkenfeld dem Bürgermeifter, ded Orts, in wel 
chem er geftelungspflichtig ift, zu melden. 

2. Sofern gegen die vorgelegten Attefte nichtd einzuwen— 
den ift, ftellt das Amt, im Fürftenthum Birfenfeld der 
Bürgermeifter, die vorgefchriebene Befcheinigung darüber 
aus. Derartige Befcheinigungen find im Allgemeinen 
nicht zu verweigern, dürfen jedoch an Individuen, welche 
bereitd in das militairpflichtige Alter eingetreten find, 
in der Zeit vom Beginne des Kreis-Erſatz-Geſchäfts 
bis zum Schluß des Departements = Erfag - Gefchäfts 
nicht ertheilt werden. 

Diefe Bejiheinigungen behalten vom Tage ihrer Aus: 
ftellung ab nur bis zu dem darauf folgenden 1. Mai Gül— 
tigfeit, was in jedem einzelnen Falle befonderd anzugeben ift. 

Individuen, welche während biefer Zeit weder zum Dienft 
eingeftelt, noch von einem Zruppentheil engagirt worden 
find, treten wieder zur Dispofition der Erſatz- Behörden und 
haben die qu. Beicheinigungen zurüdzugeben. 

Die mit einem Schein zum freiwilligen Eintritt verfehe- 
nen Individuen können fich die Waffengattung und ben 
Truppentheil, in welchem fie dienen wollen, wählen. 


Abfchnitt IX. 
Folgen der Nichtgeftellung und Confrolentziehung. 
$. 52. 


1) Militairpflichtige, welche die vorgefchriebene Meldung 
zur Eintragung ihres Namens in die Stammrolle des 
Drts, in welchen fie geftellungspflichtig find, unters 
laffen haben, können je nad dem Grade der Fahr: 
[äffigfeit oder Abfichtlichfeit, welcher die unterlafjene 
Anmeldung zuzufchreiben ift, unter Verluſt: 
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a. ber Berechtigung, an ber Loofung Theil zu 
nehmen, 

b. des aus etwaigen Reflamationdgründen erwadys 
fenden Anſpruchs auf Zurüdftellung resp. Bes 
freiung vom Militairdienft, 

„vVorzugsweife“ zum Militairdienft her— 
angezogen werben. 

2) Militairpflichtige, welche ohne einen genügenden Ents 
huldigungsgrund der Aufforderung, fih zur Muſte— 
rung resp. Aushebung zu ftellen, feine Folge leiften, 
verlieren: 

a. die Berechtigung an der Loofung Theil zu nehmen, 

b. den aus etwaigen Reflamationdgründen erwach— 
fenden Anfprud auf Zurüdftelung resp. Be 
freiung vom Militairdienft. 

Mer ohne einen genügenden Entfchufdigungsgrund bei 
Aufrufung feines Namens im Mufterungsd- resp. Aus- 
hebungslocale nicht anweſend ift, verliert die vorftehend ad a 
gedachte Berechtigung. 

Alle diefe Militairpflichtige find zu den im Laufe bes 
Jahres vorfommenden Nachgeftellungen zu verwenden, event, 
bei der naͤchſtijährigen Aushebung vorzugsweiſe zum Militairs 
dienft heranzuziehen, event. als unſichere Heerespflichtige zu 
behandeln. 

Mititairpflichtige, welche ſich wiederholt vor die Erjaß- 
Behörden nicht geftellt ober ſich der Geftellung böswillig ent- 
zogen haben, find als „unfichere Heerespflidtige“ 
im Betretungsfalle fofort durch das Amt, bezw. der Bürger: 
meifter, an die betreffenden Landwehr-Bezirks-Commandeure 
zum Zived ihrer jofortigen Einſtellung abzuliefern. 


Dldenburg, den 7. September 1867. 


Staatsminifterium. 
von Röffing. 


— — — — — 


Meinardus. 
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Eintbeilung 
des Herzogthums Oldenburg in Landivchr-Bataillons und 
Compagnie⸗Bezirke. 

—— — — — — ————— 
24 Aemter und Staͤdte 

g 2 Landwehr: Landwehr: (Gemeinden), aus 

3-2 | Bataillone: Gompagnie: denen bie Comp.⸗ 

—25 Bezirke. Bezirke. Bezirke gebildet 

—* ſind. 






Stadt Jever 
Amt Jever 
Stadt Varel 
Amt Varel 
Gem. Schweiburg 
Nordbezirk Gemeinde Jade 
Stabs⸗ 

Quartier Amt Stollhamm 
Oldenburg Brake Amt Landwuͤhrden 
(einft: Amt Ovelgönne 

weilen) Amt Brafe 
Amt Efsfleth 
Delmenhorft !| Amt Berne 
Amt Delmenhorft 
37te 
Stadt Oldenburg 
Amt Oldenburg 
Oldenburg NAmt Weſterſtede 
Gemeinde Raftebe 
Gem. Wiefelftede 
= Amt Wildeshaufen |. 
Quartier )| Cloppenburg nn ae 
ldendurg Amt Löningen 


Amt Vechta 
Vechta Amt Steinfeld 
Amt Damme 
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M 62, 
Bekanntmachung des Staatsminifteriums, betreffend die Führung der 
Militairftammrollen. 
Oldenburg, den 9. September 1867. 


Gemäß der Verordnung vom 5. d. Mts., betreffend die 
Ausführung ded Art. 61 der Verfaſſung des Norbdeutichen 
Bundes, wird hinfichtlih der Führung der Stammrollen 
(Gemeinbdeliften) Folgendes beſtimmt: 


$. 1. 


Für jede Gemeinde (Stadt) ift eine Stammrolle ber 
militairpflichtigen Mannfchaften zu führen. 


$. 2. 
Für jede Altersclaffe, d. h. für die militairpflichtigen 
Mannfchaften, welche innerhalb deffelben Kalenderjahres ge: 
boren find, ift eine befondere Stammrolle anzulegen. 


$. 3. 


Die Anlegung und Führung der Stammrollen liegt den 
Gemeindevorftehern (in den Städten den Bürgermeiftern bezw. 
Magiftraten), in dem Zürftenchume Birkenfeld den Bürger: 
meiftern ob. 


8. 4, 

Die Grundlage der Stammrollen bilden die Geburtö- 
liften. Diefelben find bid zum 15. Januar eines jeden Jah: 
red von den Pfarrern den emeindevorftehern (Bürger: 
meiftern, Stadtmagiftraten) zu übergeben und müffen ſämmt— 
liche Berfonen männlichen Geſchlechts — auch die bereits 
Berftorbenen — enthalten, welche in der Gemeinde geboren 
find und im Laufe des Jahres das 20. Lebensjahr vollenden, 


— 
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bezw. vollenden wuͤrden, bei ſchon Verſtorbenen iſt der Tag 
des Todes anzugeben. 

Am Schluſſe der Geburtsliſte haben die Pfarrer ein 
Verzeichniß der in den Geburtsliſten der vorhergehenden fünf 
Jahre enthaltenen Perſonen beizufügen, welche inzwiſchen ge— 
ftorben find und deren Ableben nicht ſchon in einer der fruͤ— 
hern Liften angegeben ift. 

Im Fürſtenthum Birkenfeld bedarf ed ber Aufftellung 
befonderer Geburtsliften nicht, vielmehr find die Stamm: 
rollen fogleih aus den Givilftandsregiftern zu ertrahiren. 


$. 5. 

In die Stammrolle find aufzunehmen alle im militair: 
pflichtigen Alter ftehende SBerfonen männlichen Gefchlechts, 
welche 

a) in den Geburtöliften der Gemeinde verzeichnet find, 

fofern nicht ihr bereitd erfolgted Ableben amtlich be: 
fcheinigt ift, oder 

b) die Gemeindeangehörigfeit in der Gemeinde erlangt 

haben, oder 

c) ohne in der Gemeinde geboren oder gemeindeangehörig 

zu fein, doch nad $. 18 der Bekanntmachung bes 
Staatöminifteriumd vom 7. d. Mts., betreffend bie 
Militair-Erfag-Aushebung, dafelbft geftelungspflichtig 
finv. 

$. 6. 

Die Gemeindevorfteher, bezw. Bürgermeifter dürfen fc) 
nicht dabei begnügen, nur diejenigen Militairpflichtigen, welche 
in den Geburtsliften bezw. Civilſtandsregiſtern ftehen, ober 
fonft angemeldet werden, in die Stammrollen einzutragen, 
fondern es ift ihre Pflicht, von Amtöwegen zu ermitteln, 
welche Militairpflichtige etwa außerdem vorhanden und geftel: 
lungspflichtig find, um fie fogleich zur Anmeldung anzuhalten. 


$. 7. 
Die Stammroffen find nad) den vorgefchriebenen und 
bereit8 mitgetheilten Schema zu führen. In denfelben wer: 
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den die Militairpflichtigen in alphabetiſcher Reihenfolge ver— 
zeichnet. 
$. 8. 
Die Streihung der einmal in bie Stammrolle aufge: 
nommenen Perfonen darf nur mit Genehmigung ded Civil— 
vorfigenden der Kreis-Erſatz-Commiſſton gefchehen. 


8. 9. 

Die Gemeindevorfteher haben die Geburtsliſten forgfältig 
aufzubewahren und zeitig Erfundigungen über den Aufenthalt 
oder Verbleib der in denfelben aufgeführten Perfonen anzu: 
ftellen, befonderd aber zu ermitteln, ob die nicht mehr in ber 
Gemeinde Anwefenden verftorben, ausgewandert oder ander. 
wärtsd gemeindeangehörig find. Das Ergebniß diefer Ermit: 
telungen, ſowie andere auf dad Militairverhältniß bezüglichen 
Umftände, 3.3. erfolgte Beftrafungen, find unter genauer Be: 
zeichnung der darüber fprechenden Attefte in die Stammrollen 
einzutragen, und zwar in der Golonne Bemerkungen, oder, 
fofern der Raum diefer Colonne nicht Hinreicht, unter dem 
Namen des Militairpflichtigen. 

$. 10. 

Die Aemter (Stadtmagiftrate), im Fürftentbum Birfen- 
feld die Bürgermeifter, haben alljährlich im Monat Januar 
dur öffentliche Blätter, durch öffentlichen Anſchlag, oder 
auf andere ortsübliche Weife die nach $.5 in die Stammrolle 
aufzunehmenden Militairpflichtigen, fowie deren Eltern, Bor: 
münder, Lehr, Brod⸗ oder Fabrikherrn zu der vorgejchriebenen 
Anmeldung zur Stammrolle aufzufordern, unter Androhung 
der zuläffigen Strafen und unter Hinweis auf die im 8. 52 
der Bekanntmachung ded Staatsminifteriumsd vom 7. d. M. 
nthaltenen nachtheiligen Folgen der unterlaffenen 2inmeldung. 

Oldenburg, den 9. September 1867. 


Staatsminifterium. 
von Röffing. 


Meinardus. 


Digitized by G&gle 
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Geſetzblatt 


für das 


Serzjogtbum Oldenburg. 


— 


XX. Band. (Ausgegeben den 15. Sept. 1867.) 40. Stuͤck. 
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N? 63. Berfündigungspatent vom 31. Auguft 1867, betreffend einen 
Bertrag mit Preußen wegen Regulirung der Grenze auf der 
Unterwefer zwifchen dem oldenburgifchen und preußifchen Gebiet. 





MM. 63. - 


Berfündigungspatent, betreffend einen Bertrag mit Freußen wegen Regu— 
lirung der Grenze auf der Unterweſer zwifchen dem olbenburgifchen 
und preußifchen Gebiet. 


Divenburg, den 31. Anguft 1867. 


Mir Hicolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holſtein, Stormarn, der Dithmarſchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von Jever und Kniphauſen ze. xc. 

Nachdem ein mit der Krone Preußen am 5. Juli d. J. 
abgeichloffener Vertrag, betreffend die Regulirung der Grenze 
auf ber Unterwefer zwifchen dem Großherzoglich Oldenbur— 
gifchen und Königlich Preußifchen Gebiet beiderfeits ratificirt 
worden ift, 
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fo bringen Wir diefen Vertrag unter Bezugnahme auf 
Art. 137 3. 2 ded Staatsgrundgefeged in der Anlage zur 
öffentlichen Kunde. 


Urkundlich Unſerer eigenhändigen Namensunterfchrift 
und beigedrudten Großherzoglichen Infiegeld. 


Gegeben auf dem Schloſſe zu Oldenburg, den 31. Auguſt 1867. 


Im Auftrage des Großherzogs: 
Das Staatsminiſterium. 
(L.S) von Röffing. Zebeliusß. 


Römer. 
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Bertrag 
betreffend 
die Regulirung der Grenze auf der Unterwefer 
wifchen dem Großherzoglich Oldenburgifchen 
und Königlich Preufifchen Gebiet. 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg 
und Seine Majeftät der König von Preußen, von dem gleichen 
Wunfche geleitet, den aus der Ungewißheit der Grenze auf 
der Unterwejer zwifchen ben beiderfeitigen Staaten entftehen- 
ben Unzuträglichfeiten abzuhelfen, haben zu dieſem Zwecke 
Verhandlungen eröffnen laſſen, und zu Bevollmächtigten er- 
nannt: 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg: 

Allerhöchftihren Regierungspräftdenten, Geheimen Rath 
Albrecht Johannes Theodor Erdmann, und 
Allerhoͤchſtihren Ober» Deichgräfen Hans Ehriftoph 
Peters; 
Seine Majeftät der König von Preußen: . 
Allerhöchftihren Geheimen Ober-Regierungsrath Hein: 
rich Albert Eduard Mofer und 
Allerhöchftihren Geheimen Ober-Bau-Rath Franz 
Friedrich Alerander Grund, 
welche nah Mittheilung ihrer Vollmachten über nachftehende 
Artifel übereingefommen find: 


Artikel J. 


Die Grenze zwiſchen Oldenburg und Preußen auf der 
Unterweſer iſt, wie folgt, feſtgeſtellt, und für die Strecke von 
ber Preußiſch-⸗Bremiſchen Grenze bei Vegeſack bis zur Blexer 
Hörne auf den, dieſem Vertrage beigefügten und von den 
beiderſeitigen Bevollmächtigten vollzogenen fünf Karten in 
blauer Farbe eingetragen: 
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1) Bon der Preußifch-Bremifchen Grenze bei Begefad 
ab, läuft diefelbe zunächft in der Mitte des Stromes bis zum 
projectirten Trennungspunfte des Warflether und Rönnebeder 
Armes bei Bunft I der Karte 1, dann, und ziwar immer von 
Bunft zu PBunft in gerader Linie, über Bunft IE an der 
oberen Spige des Fleinen Warflether Sandes oder Göfchen- 
ſandes nach Punkt HI am untern Enbe dieſes Sandes, von 
dort nach Punkt IV auf der nördlich von der Spitze bes 
Goͤſchenſandes belegenen kleinen Inſel, fodann nad) Punkt V 
am Wurzelende des legten Trennungswerfed des Warflether 
und Rönnebeder Armes, dann zur Spige dieſes Trennungs- 
werfed bei Punkt VI und von hier bis zum projectirten Zu: 
fammenfluß ber beiden vorgedadhten Arme am Punkt VII. 
Bon dieſem Punkte geht fie fenfrecht über den Warflether 
Arm bis auf das Ufer der Julius⸗Plate bei Punkt VIII, fo- 
dann bid zum Wenfen Bulten bei Punkt IX etwa zwei 
Ruthen von der Wurzel des projectirten Werfed Nummer 39a, 
demnächft über den Farger Sand nad) dem Rönnebeder Sande 
bei Bunft X der Karte 2, von dort längs des Ufers dieſes 
Sandes über Punkt XI bis zum Punkte XII auf dem Streits 
fande, dann über dad Redumer Lody auf dad Redumer Hull, 
eine Ruthe landwärts der projectirten Gorrectionslinie, bie 
Bunft XI, vom Redumer Hull nad Punkt XIV auf dem 
Köterfande, von hier bis an bie untere Spige der jungen 
Plate bei Bunft XV, demnächſt am Ufer der Soltplate bis 
an deren untern Ende bei Punkt XVI, und weiter bis an 
das untere Ende der Mühlenplate bei Bunft XVII auf Karte 
2 und 3, von dort bid zur Mitte der Rinne zwifchen der 
alten Ripfenplate und der Hammelwarder Fährplate bei 
Punkt XVII der Karte 3, und weiter in der Mitte der Rinne, 
den Krümmungen berfelben folgend, zwijchen der Hammel: 
warder Fährplate und der neuen Ripfenplate einer Seite, 
und ber alten Ripfenplate, dem großen Rugfande und dem 
Rahder Sande anderer Seitd, bis zur beftehenden Landgrenze 
zwijchen Didenburg und Preußen bei Punkt XIX. 


2) Auf der Strede vom Ende der Landgrenze zwiſchen 
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den beiderfeitigen Gebieten am Bauerfande bei Punkt XX 
[Auft die Grenze zunächft über ben nörblichen Theil ber 
Nebelplate nahezu ſenkrecht auf den großen ‘Bater, den fie 
bei Punkt XXI erreicht, dann an dem öftlichen Ufer beffelben 
entlang zum Bunfte XXI auf der Wilhelmsplate, durch. 
ſchneidet diefe dergeftalt, daß ein Streifen bis zu zwölf Ruthen 
Breite öftlich abgetrennt wird, geht von dort in geraber Rinie 
bis Bunft XXIII der Karte 4 auf der Schlidplate, weiter an dem 
öftlichen Ufer diefer Plate entlang zum Punkte XXIV auf ber 
Reiherplate, über biefe, ebenfalls einen Streifen bis zu 12 
Ruthen Breite nady Often zu abfchneidend, hinweg bis 
Punkt XXV auf berjelben Blate, und dann die Mitte bes 
Stromes einhaltend, bi8 zum ‘Bunfte XXVI weltlich von ber 
Nordſpitze des Georgsſandes, und fällt endlich, den nördlichen 
Theil diefed Sandes überfchreitend, in gerader Richtung bei 
Punkt XXVII auf die Südgrenze ded Landes Wührden an 
ber Weſer. 

3) Bon ber Nordgrenze des Landes Wührden abwärts 
geht die Grenze von Punkt XXVIII der Karte 5 in gerad» 
liniger Verlängerung quer über den Strom bis zum Punkte 
XXIX an ber Runeplate, dann in der Höhe der gewöhnlichen 
Fluth unmittelbar an dem begrünten Theile diefer Infel ent— 
lang bis zu deren unterfter Spige bei Bunft XXX, von hier 
in gerader Richtung auf die Deichede oberhalb Blexen, bie 
fogenannte Blererhörne, bis Punkt XXXI, ſüdweſtlich von 
Geeſtemuͤnde. 

4) Bon der Blexer Hoͤrne ab läuft die Grenze in ber 
Höhe der gewöhnlichen Ebbe am öſtlichen Ufer ded Olden— 
burgifchen Feftlandes entlang, bis fie eine vom Blerer Kirch 
thurm nach dem Bremerhavener Leuchtthurm zu ziehende Linie 
fchneidet, und dann weiter an der öftlichen Seite des Lang— 
tütjenfandes bis zu einer vom Wremener nad) dem Lang— 
wardener Kirchthurm zu ziehenden geraden Linie. 


Artifel 2. 


Sämmtliche rechtd von ber im Artikel 1 erwähnten 
Grenzlinie belegenen Grundftüde und Waflerflächen nebft den 
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in legtern jegt oder fünftig fidy befindenden Inſeln, Saͤnden 
und Aufwürfen oder Theilen folcher Infeln, Sände und Auf: 
wiürfe werden als Preußiſche, fämmtliche links von biefer 
Örenzlinie belegenen Grundftüde und Waſſerflaͤchen nebft den 
in legtern jegt oder Fünftig ficy befindenden Inſeln, Sänven 
und Aufwürfen oder Theilen folcher Inſeln, Sände und Auf: 
würfe, ald Oldenburgiſche Hoheitöbefigungen anerfannt. 


Artikel 3. 


Beide Theile übertragen ſich gegenfeitig dad Eigenthum 
an den nad Maßgabe der Art. 1 und 2 in ihr Gebiet fal- 
lenden Inſeln, Sände und Aufwürfe und Theilen folcher 
Inſeln, Sände und Aufwürfe, ſoweit daſſelbe nicht ‘Privat: 
perfonen zufteht. Jeder von beiden Theilen tritt in die Rechte 
und Pflichten ded andern aus den in Bezug auf die abge: 
tretenen Grundftüde beftehenden Erbpacht- Erbzind- oder Zeit: 
pachtverträgen, welche man fich gegenfeitig fofort nad) ber 
Ratification diefes Vertrages mittheilen wir. 


Artikel 4. 


Den DOldenburgifchen Unterthanen, fowie allen fonftigen 
Pächtern und Eigenthümern der hinter dem Preußifchen Ufer 
liegenden Ländereien find zur Erhaltung ihres Schifffahrts- 
verfehrs, wie überhaupt ihrer Verbindung mit dem Fahrwaſſer 
der Wefer angemeffene Zugänge zu demſelben über das Preu— 
ßiſche Iinfsfeitige Ufer anzuweifen. Nöthigenfalld wird hier: 
über eine nähere Verftändigung ber beiderfeitigen Regierungen 
Statt finden. 


Artikel 5. 


Es darf die Königlich Preußiiche Regierung die Breite 
der Fahrbahn im Rönnebeder und die Großherzoglidy Olden— 
burgifche Regierung bie Breite der Fahrbahn im Warflether 
MWejerarm 38 Ruthen Preußifch nur um fo viel überfchreiten 
laffen, ald die Fahrbahn des jenfeitigen Weferarmes etwa 
unter 38 Ruthen Preußifch‘ breit fein follte. 


485 


Artikel 6. 
Die Großherzoglich Divdenburgifche Regierung verpflichtet 


ſich: 

1) zu geftatten, daß das Rahder Sieltief in gradliniger 
Perlängerung über die neue Ripfenplate und die Nonne hin- 
weg bid zum Hauptftrome geführt werde, und der Königlich 
Preußifchen Regierung das hierzu erforderliche Terrain unent- 
geltlih abzutreten ; 

2) in den redhtöfeitigen Stromarmen von bem Grenz 
punfte XVII abwärts bis zum ©renzpunfte XXI feine Werfe 
anzulegen, welche die Berlandung dieſer Arme zu fördern 
geeignet find; 

3) der Königlidy Preußifchen Regierung die Ausführung 
aller zur Erhaltung und Verbeſſerung des Fahrwaſſers zwis 
fhen der Runeplate und dem Langlütjienfande einerfeitd und 
dem öftlichen Feftlande antererfeits erforderlichen Strombauten 
und Arbeiten, indbefondere auch den Anſchluß von Eorrecs 
tionswerfen an bie Zuneplate zu geftatten und, falls zu diefem 
Zwede ber Erwerb oder die vorübergehende Berugung von 
Grundftüden erforberlid werden und der Königlich Preußi— 
fhen Regierung eine Einigung mit den Eigenthümern der— 
felden über die zu gewährende Entſchädigung nicht gelingen 
follte, diefe Eigenthümer zu erproprüren. Es ift dabei vers 
ftanden, daß die im Erpropriationdverfahren feftgeftellte Summe 
von der Königlich Preußifchen Regierung zu zahlen ift. 

Die Königlid) Preußifche Regierung verpflichtet fich, für 
den Ball, daß der öftlid von der Luneplate befindliche Strom; 
arm der Wefer verfanden jollte, die Entwäflerung der Olden— 
burgiichen Siele im Lande Wührden nach der Zune hin zu 
geftatten. 


Artikel 7. 


Die vertragenden Regierungen wollen bie ihnen zuftehende 
Fifchereigerechtigfeit auf der Unterwefer, foweit diefelbe bisher 
der Verpachtung unterlegen bat, nady Ablauf der jegt gülti- 
gen Bachtverträge in der Art gemeinfchaftlih ausüben, daß 
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die Königlich Preußifche Regierung bdiefelbe öffentlih und 
meiftbietend verpachtet, und von dem PBachterlöfe Preußen 
fieben Sechszehntel und Oldenburg neun Sechszehntel erhält. 

Bon den eben gedachten Pachtverträgen wird man ſich 
gegenfeitig fofort nad) erfolgter Ratification biefed Vertrages 
Mittheilung machen. 

Artikel 8. 

Die im Art. 1 angegebene Grenzlinie foll durch beider: 
feitige Technifer fofort nad) Ratification dieſes Vertrages 
örtlich feftgelegt, foweit nöthig, durch Merkzeichen dauernd 
und kenntlich bezeichnet und durch Vermeſſung von benad)- 
barten Firpunften aus, fowie durch Kartirung und Befchreis 
bung gefichert werben. 


Artikel 9. 


Die vertragenden Theile find darüber einverftanden, daß 
die Ausübung der Hoheitörechte über die nach Art. 1 und 2 
dieſes Vertrages in ihr Gebiet fallenden, ihrer Hoheit nicht 
ſchon bisher unterworfen gewejenen Befigungen am 1. Januar 
1868 beginnen fol. Bon biefem Zeitpunfte an gehen aud) 
die Erträge diefer Befigungen gegenfeitig dergeftalt über, daß 
die Zeitpachtgelder pro rata temporis getheilt werden und 
hinfichtlich der Erbpacht- oder Erbzindgelder und fonftigen 
Intraden der Termin ber Fälligkeit über deren Bezug entjcheidet. 


Artifel 10. 


Vorftehender Vertrag foll beiderfeits zur landesherrlichen 
Genehmigung vorgelegt und es follen die Ratificationsurfun- 
den binnen vier Wochen ausgewechſelt werben. 

Zu Urfund deffen haben die beiderfeitigen Bevollmäkh- 
tigten benfelben in doppelter Ausfertigung unterzeichnet und 
ihre Siegel beigebrudt. 

Sp gejchehen zu Berlin den 5. Juli 1867. 


(gez) Erbmann. (L. S.) 
(ge3.) Beters. (L. S.) 
(gez) Mofer. (L. S.) 


(ge3.) Grund, (L. S.) 
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Geſetzblatt 


für das 


Herzogthum Oldenburg. 





XX. Band, (Ausgegeben den 9. Octbr. 1867.) 41. Stuͤck. 





Zubalt: 

NM 64. Berordnung für das Herzogthum Didenburg vom 30. Septbr. 
1867, betr. die Ginführung eines neuen Medicinalgewichte. 

A 65. Bekanntmachung des Staatsminifteriums vom 1. Octbr. 1867, 
betreffend die Ueberweilung der Geſchäfte des Militair-Departe- 
ments. an das Minifterium des Innern. 

AM 66. Bekanntmachung des Stantsminifteriums vom 7. Detbr. 1867, 
betreffend Zurüditellungen und Dienftbefreiungen der Militairs 
pflichtigen. 





M 64, 


Verordnung für das Herzogthum Oldenburg, betreffend die Einführung 
- eines neuen Medicinalgewichte. 


Dldenburg, den 30. September 1867. 


Wir Hirolans Friedtich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holſtein, Stormarn, der Dithmarſchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von ever und Kniphauſen ꝛe. ꝛc. 

verordnen, 


nachdem der Art. 5 der mit dem Geſetz vom 19. Juni 
1857, betreffend die Einführung dines allgemeinen 


488 


Landesgewichts (Geſetzblatt Bd. 15 ©. 655), ver- 
öffentlichten Uebereinfunft vom 9. November 1856 
wegen Einführung eines gemeinfamen Gewichtsſyſtems, 
durch Berftändigung der betheiligten Negierungen aufs 
gehoben ift, 
auf Grumd des Artifeld 137 Ziffer 2 des Staatdgrundgeieges 
für das Herzogthum Dfdenburg, was folgt: 


Art. 1. 


Das Pfund, wie folches durch den Art. 2 der Heberein- 
funft vom 9. November 1856 und Art. 1 $. 1 des Geſetzes 
vom 19. Juni 1857 als Einheit des Gewichts feftgeftellt ift, 
ſoll auch ald Medicinalgewicht zur Anwendung fommen. 


Art. 2. 


Das Pfund wird ald Mebdicinalgewicht in 500 Gramm 
getheilt mit decimaler Unterabtheilung. Die decimalen Unter: 
abtheilungen ded Gramm werden, der betreffenden Abftufung 
feines zehnten, hundertften und taufendften Theil entſpre— 
chend, mit den Namen „Decigramm‘, „Centigramm“ und 
„Milligramm“ bezeichnet. 

Den Aypothefern ift geftattet, neben den Pfunde und 
neben Gewichtsſtücken in auf und abfteigenden Decimalen 
bed Gramm Viertelpfundftüde = 125 Gramm) und Halb- 
pfundftüde (= 250 Gramm) zu halten. 


Art. 3. 


Die vorftehenden Beftimmungen treten mit dem 4. Ja— 
nuar 1868 in Kraft. 

Bon diefem Zeitpunkte ab dürfen andere als biejer Ver: 
ordnung entiprechende, von einer Dldenburgifchen oder Preußi— 
fchen Eichungsbehörde geftempelte Gewichte in den Apotheken 
nicht angewendet werben. 

Die in den Gefegen gegen bie Benugung unrichtiger, 
zum Wiegen beftimmter Werkzeuge und gegen den Befis un— 
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geftempelter Gewichte angedrohten Strafen treten audy in dem 

Falle ein, wenn nach dem genannten Zeitpunft in den Apo— 
tiefen der gegenwärtigen Verordnung nicht .entiprechende, 
wenngleidy mit dem Stempel einer Eichungsbehörbde verfehene 
Gewichte benugt oder vorgefunden werben. 


Art. 4. 


Die Regierung wird mit der Ausführung dieſer Verord—⸗ 
nung beauftragt. | 

Urfundlich unferer eigenhändigen Namensunterfchrift und 
beigedrucften Großherzoglichen Inftegels. 


Gegeben auf dem Schloffe zu ‚Eutin, den 30. Septems 
ber 1867. 


L. 8.) Peter. 
von Röfſing. von®Berg Zedelius. v. Wedel. 


Römer. 





M 65. 


Bekanntmachung des Staatgminifteriums, betreffend die Meberweifung ber 
Gefchäfte des Militair-Departements an das Minifterium des Innern. 
Didenburg, den 1. October 1867. 


Mit Höchfter Genehmigung wird hierdurch befannt ge: 
macht, daß mit dem heutigen Tage das Militair-«Departement 
des Staatöminifteriums aufgehoben ift und die Militair-An- 
gelegenheiten dem Minifterium des Innern überwiefen find. 


Oldenburg, den 1. October 1867. 
Staatsminifterium. 
von Röffing. 


Römer, 


T u; 
= 
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Bekanntmachung des Staatsminiſteriums, betreffend Zurückſtellungen und 
Dienſtbefreiungen der Militairpflichtigen. 
Oldenburg, den 7. October 1867. 


Da Zweifel darüber erhoben find, ob die Beftimmungen 
des Abſchnitts VI. der Befanntn hung des Staatsminiſte— 
riums vom 7. v. M., betreffend die Militair-Erfag-Aushebung, 
über Zurüdftellungen und Dienftbefreiungen auch auf die Mili- 
tairpflichtigen der Alterdclafle 1846/67 Amvendung finden, fo 
macht dad Staatdminifterium unter Bezugnahme auf die Ver— 
ordnung vom 5. v. M., betreffend die Ausführung des Art. 
61 der Berfaffung des Norddeutſchen Bundes, hiedurch be— 
fannt, daß die gedachten Beftimmungen auf ſämmtliche Mili: 
tairpflichtige, welche nody nicht auf Grund der frühern geſetz— 
lichen Beftimmungen in den Militairdienjt eingetreten find, 
Anwendung finden. 


Dldenburg, den 7. October 1867. 


Staatsminifterium. 
Departement des Innern. 
» 


von Berg. 


Römer. 
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Gefeßblatt 


für das 


Herzogtbum Oldenburg. 


— 


XX. Band.  (Husgegeben den 17. Octbr. 1867.) 42. Stuͤck. 





Inbhalt: 


6. Bekanntmachung des Staatsminifteriums vom 18. October 
1867, betr. Berichtigung der Bekanntmachung vom 1. October 
1867. 





JR. 67. 


Vekanntmachung des Staatsminifteriumg, betr. Berichtigung der Be: 
fanntmachung vom 4. October 1867. 
Oldenburg, 15. October 1867. 


In der Bekanntmachung ded Staatdminifteriums vom 
1.0. M., betreffend die Aufhebung des Militairs«Departements 
des Staatsminifteriums, muß ed ftatt „Minifterium des 
Annern”, „Staatsminifterium Departement des Innern‘ 
heißen, wie hiedurch berichtigend bemerkt wird. 


Oldenburg, den 15. October 1867. 


Staatsminifterium. 
von Röffing. 
Römer. 
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Gefebblatt 


für das 


Serzogtbum Dldenburg. 


© 


XX. Band. (Husgegeben den 20. Octbr. 1867.) 43. Stüd, 





Anbalt: 


N? 68. Minifterial-Befanntmahung vom 16. October 1867, betreffend 
das zwiichen den Staaten.des Norbdeutichen Bundes getroffene 
Uebereinfommen wegen gegenjeitiger abgabenfreier Zulaflung 
von Handlungsreifenden. 





MM. 68. 


Miniſterial-Bekanntmachung, betreffend das zwifchen den Staaten bes 
Norddeutichen Bundes getroffene Uebereinfommen wegen gegen: 
feitiger abgabenfreier Zulaflung von Handlungsreiiend en. 


Oldenburg, 16. October 1867. 


* 
re 
28 


vr. m 


Nachdem zwifchen den Staaten ded Nordbeutfchen Bun- 
bed das Ucbereinfommen getroffen ift, daß bie zwifchen ben 
Zollvereindftaaten und der freien Hanfeftadt Bremen befte- 
hende gegenfeitige Gewerbefteuers Freiheit für Handelreifenbe, 
— nad) welcher Kaufleute, Fabrifanten und andere Gewerbe: 
treibende, welche fich darüber ausweilen, daß fie in dem 
Staate, wo fie ihren Wohnfig haben, die gefeglichen Abgaben 
für dad von ihnen betriebene Gefchäft entrichten, wenn fie 
perfönlich oder durch in ihren Dienften ftehende Reifende An— 
fäufe machen, oder Beftellungen, nur unter Mitführung von 
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Muftern, fuchen, in ben andern Staaten feine weitere Abgabe 
hierfür zu entrichten verpflichtet find, — auf die Angehörigen 
jedes die Gegenfeitigfeit gewährenden Bundesſtaates ausge: 
dehnt werden foll, jo bringe im Höchften Auftrage das 
Staatöminifterium dies mit dem Anfügen zur öffentlichen 
Kunde, daß dic hier. vorausgefegte Gegenfeitigfeit außer in 
ben bereit in den früheren Verträgen befaßten Bundes— 
ſtaaten jest auch im Herzogthum Lauenburg und in ben 
freien Städten Hamburg und Lübe gewährt wird. 


Dldenburg, den 16. October 1867. 


Staatsminifterium. 
Departement des Innern. 


In Dertretung: 
Zedelius. 


Römer. 
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Gefehblatt 


für das 


Serzogtbum Oldenburg. 


— WVW — 


XX. Band. (Ausgegeben den 23. Octbr. 1867.) 44. Stüd, 





Inhalt: 


N? 69. Bekanntmachung des Staatsminiſteriums vom 17. October 1867, 
betreffend das DVerzeichniß derjenigen Steuerftellen, welche im 
Gebiete der Branntweinfteuer-Gemeinfchaft zur Abfertigung bes 
mit dem Anfpruche auf Steuervergütung ausgehenden inlän: 
bifchen Branntweins sc. befugt find. 





JM 69. 


Belanntmahung des Staatsminifteriums, betreffend das Verzeichniß ber- 
jenigen Steuerftellen, welche im Gebiete der Branntweinfteuer: Ge: 
meinfchaft zur Abfertigung des mit dem Anfpruche auf Steuerver: 
gütung ausgehenden inländifchen Branntweins sc. befugt find. 


Oldenburg, 17. October 1867. 


In dem ber Befanntmahung vom 20. Auguft d. 3. 
beigefügten Berzeichniß der im Gebiet der Branntweinfteuer: 
Gemeinfchaft befindlichen Steuerftellen, welche zur Abfertigung 
bed mit dem Anſpruch auf Steuervergütung ausgehenden 
inländifhen Branntweins, beziehungsweife zur Ertheilung 
der Ausgangsbefcheinigung befugt find, ift bei Nr. 5 (Bezirk 
ber Provinzial: Steuerdirection zu Breslau) der auf ber 
2. Linie der 2. Spalte befindliche Ortsname unrichtig mit: 
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„Eiffau” ftatt mit „Liffau” genannt Außerdem wird zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht, daß ben in bderfelben Spalte 
demnächft aufgeführten Nebenzollämtern I. zu Oswiecim und 
Defterreichifch Oderberg die Befugniß zur Abfertigung bes 
mit dem Anfpruch auf Steuervergütung ausgehenden Brannt- 
weind, jedoch unter Belaflung ihrer Ermächtigung zur Erthei: 
lung ber Ausgangsbejcheinigungen Fünftig nicht mehr zuftehen 
wird, dagegen dem Neben» Zollamt I. zu Kattowig die Be: ” 
fugniß zur Abfertigung derartigen Branntweind neben ber 
Ermächtigung zur Ertheilung der Ausgangsbefcheinigung bei- 
gelegt ift. 
Dldenburg, den 17. Dectober 1867. 


Staatöminifterium. 
Departement der Binanzen. 


Zedelius. 
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Gefehblatt 


für das 


Herzogthum Oldenburg. 


— —— 


XX. Band. (MUusgegeben den 26. Octbr. 1867.) 45. Stüd, 





Subalt: 


N? 70. Bekanntmachung der Cammer, Zoll-Departement, vom 23. Octos 
ber 1867, betreffend das in gewillen Bällen der Unterbrechung 
des Brennereibetriebes behuf Steuererlafles zu _beobachtende 
Berfahren. 





M. 70. 


Bekanntmachung der Cammer, Zoll: Departement, betreffend das in ge: 
wiflen Fällen der Unterbrechung des Brennereibetriebes behuf Steuer: 
erlafles zu beobachtende Verfahren. 


Didenburg, den 23. October 1867. 


Mit Beziehung auf 8.23 der Verordnung vom 11. Juni 
d. J., die Befteuerung des inländifchen Branntweind betref- 
fend, bringt die Cammer, Zoll-Departement, bezüglich des in 
ben im $. 14 der genannten Verorbnung erwähnten Fällen 
der Unterbredhung des Brennereibetriebes zu beobachtenden 
Verfahrens nachſtehenden 
Auszug aus der Inſtruction zur Erhebung 
und Kontrolirung der Branntweinſteuer 


hiemit zur allgemeinen Kunde: 
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Wenn der angemeldete Betrieb wegen außerorbentlicher 
Zufälle ($$. 14 und 23 der Branntweinfteuer = Verordnung), 
infonderheit wegen unvorhergefehener, nicht fofort wieder herz 
zuftellender Schadhaftigfeit eines Maifchgefäßes oder Brenn- 
geräthes, eine Unterbrechung erleidet, fo hat der Brennerei: 
befiger, infofern er daraus einen Anfpruch auf Steuer-Erlaß 
oder eine Abweichung. von dem angemeldeten Betriebe be- 
gründen will, davon fpäteftend binnen 24 Stunden Anzeige 
zu machen. Auf diefe Anzeige muß ſich der Ober-Eontroleur, 
oder wenn biefer nicht zur Stelle ift, der Ginnehmer oder 
Auffeher ohne Aufichub in die Brennerei begeben und durch 
Augenfchein, zuverläffige Zeugen oder auf fonft geeignetem 
Wege die Richtigkeit der Anzeige an Ort und Stelle prüfen, 
von der eingetretenen Unterbrehung, ihrem Anfangstermine 
und ihrer muthmaßlichen Dauer Ueberzeugung nehmen, für 
das Unbrauchbarmachen der vorhandenen, nicht zur Deftillas 
tion gelangenden Maijche und nady Umftänden für den Ber: 
fchluß der dur die Abweichung außer Gebrauch fommenden 
angemeldeten Geräthe jorgen, über das Ergebniß eine Ver— 
handlung aufnehmen und den Befund auch in der Betriebs- 
anmeldung bejcheinigen. In Abwejenheit des Ober» Eontro- 
leurs ift der Ortsvorftand oder ein anderer zuverläfjiger Zeuge 
zuzuziehen, welcher die Befundsbefcheinigung mit zu volziehen 
hat. In diefem Falle muß dem Ober - Eontroleur von dem 
Ereigniß alsbald Nachricht gegeben werden, und er muß fid) 
fo fchleunig als möglich zur Brennerei begeben, die Berhält- 
niffe nachträglich prüfen und den befcheinigten Befund be— 
fräftigen. 

Wenn der Betrieb ſich nur in der Art ändert, daß für 
die nächften Tage die Bemaiſchung einiger Bottiche ausfällt, 
oder wenn der Betrieb im laufenden Monate nicht wieder 
begonnen werden fann, fo gelangt die Betriebsnachweiſung 
mit der über den Vorfall aufgenommenen Verhandlung an 
die Hebeftelle, welche, unter Angabe der wegfallenden Ein: 
maifchungen, die Betriebsnachweifung anderweit feftitellt und 
vollzieht. In allen andern Fällen muß — und ob died ges 
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ſchehen fol, beftimmt der Ober-Eontroleur oder fein Vertreter 
zur Stelle — ber Brennereibefiger eine Stüd»Declaration 
aufftellen, welche ebenfalls, nebft der Nachweifung über ben 
bisherigen Betrieb und der aufgenommenen Verhandlung, zur 
Teftftellung an die Hebeftelle gejandt wird. Auf der bisheri- 
gen Betriebönachweilung bemerkt die Hebeftelle, von welchem 
Zeitpuncte an fie außer Kraft tritt und welcher Steuerbetrag 
daher auf Grund berfelben nur zu entrichten bleibt. Iſt zu 
beforgen, daß bis zum MWiererbeginne bed Betriebs bie ab» 
geänderte Betriebönachweifung oder die vollzogene Stüd- 
Declaration nicht von der Hebeftelle zur Brennerei zurüdge: 
langt fein werbe, fo bleibt ein vom Ober-Controleur oder 
feinem Stellvertreter beicheinigter Auszug aus der Betriebs- 
nachweiſung in der Brennerei, um ingwifchen bei ber Bren— 
nerei-Revifion zum Anhalte zu dienen. 

Erfolgt die Abänderung der Betriebsnachweifung oder 
bie Feftftelung der Städ-Declaration nicht beim Hauptamte 
jelbft, fo Hat die Steuer» Hebeftele dem Hauptamte das 
Duplifat der abgeänberten Betriebdnachweifung oder der an- 
genommenen Stüd:Declaration, im legteren Falle unter Bei: 
fügung des Haupteremplard der außer Kraft geſetzten Be: 
triebsnachweiſung ſammt der über Prüfung und Konftatirung 
der Betriebdunterbrehung und der Abänderungsurfachen aufs 
genommenen Berhandlung zur Prüfung einzureichen. Die 
Enticheidung des Hauptamts, welche jedoch die einmal nach— 
gelafiene Abänderung des Betriebs, wenn foldhe auch nicht 
für gerechtfertigt erachtet werben follte, nicht rüdgängiy ma: 
chen darf, dient nebft der jchriftlichen Anzeige des Brennerei- 
befigerd und den über den Vorfall aufgenommenen Berhand» 
lungen zum Regifterbelege, und dieſe Schriftftüde find daher 
den betreffenden Betriebsnachweiſungen jedesmal beizufügen. 

Iſt die 24ftündige Frift zur Anzeige der Unterbrechung 
nicht inne gehalten, oder ift die im Betrieböplan feftgefehte 
Steuer im Boraud bezahlt worden, jo kann ein burch die 
Betriebdunterbrehung bedingter Steuer-Erlaß nur im Wege 
der Erftattung der Steuer mit Genehmigung ber Gammer, 

= 
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Zolf-Departement, herbeigeführt werben. Daß bie Maifche 
fauer geworden, wirb als ein außerordentlicher Zufall, wel: 
cher einen Erlaß an der Steuer begfünbet, nicht angefehen. 


Oldenburg, 1867 October 23. 


Cammer. 
Zoll⸗Departement. 


Janſſen. 
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XX. Band. Gusgegeben den 31. Oetbr. 1867.) 46. Stüd, 





Inhalt: 
N? 71. Bekanntmachung des Staatsminiſteriums vom 28, Octbr. 1867, 
betreffend das Berzeichniß der Mebergangsftraßen zc. 


— — — — — — — — — 


M. 71. 


Bekanntmachung des Staatsminifteriums, betreffend das Berzeichniß ber 
Uebergangsftraßen ıc. 


Oldenburg, den 285. October 1867. 


Das unterm 3. Auguft d. 3. veröffentlichte Verzeichniß 
ber Uebergangöftraßen und ber an bdenfelben gelegenen Hebe- 
und Abfertigungsftellen für den Verkehr mit den einer Webers 
gangsfteuer beziehungsweife einer inneren indirecten Abgabe 
unterliegenden vereinsländifchen rzeugniffen hat folgende 
Aenderungen erlitten: 


Abtheilung J.: 


1. Die bei den Uebergangsftraßen auf dem Rhein ger 
nannte Abfertigungdftelle zu Oberwefel ift aufgehoben. 
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2. An der Mebergangsftraße zwiſchen Frankfurt a./M. 
und DOffenbad über Oberrad ift in Oberrad eine 
Abfertigungsſtelle neu errichtet. 


Abtheilung IL: 
3. Die Waſſerſtraße zwifchen Lauenförde und Carlshafen 
ift ald Mebergangsftraße aufgehoben. 


Oldenburg, den 25. October 1867. 


Staatsminifterium. 
Departement ber Finanzen. 


Zedelius. 


Römer. 


—— DEREN a er 
— a * * — J 
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Geſetzblatt 


für das 


Herzogthum Oldenburg. 
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XX. Band. (Ausgegeben den 9. Novbr. 1867.) 47. Stuͤck. 





Inhalt: 

N? 72. Patent, vom 28. October 1867, betreffend Verkündigung des 
Bertrages vom 13. Juni 1867 über das NAusicheiden bes 
Kaiſerthums Defterreih und des Fürſtenthums Liechtenftein 
aus dem Deutjchen Münzverein. 

N? 73. Reglerungs-Betanntmachung vom 30. October 1867, betreffend 
die Conftituirung der Bauerfchaft Garrel einjchließlicd der Eo- 
lonie Beverbruch zu einer Gapellengemeinde und die Verleihung 
von Gorporationsrechten an diejelbe. 





N. 12. 


Patent, betreffend Verkündigung des Vertrages vom 13. Juni 1867 über 
das Ausfcheiden des Kaiſerthums Defterreih und des Fürftenthums 
Liechtenftein aus dem Deutichen Münzverein. 


Didenburg, den 28. Dctober 1867. 


Wir Hicolaus Friedtich Peter, von Gotte8 Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleewig, Holftein, Stormarn, der Dithmarfchen 
und Oldenburg, Fürft von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von ever und Kniphaufen ꝛc. ır. 

Thun Fund hiemit; 
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Nachdem zwifchen den Regierungen von Defterreidh 
für Sich, fo wie im Namen und in Vertretung ber Fürftlich 
Liechtenfteinfchen Regierung, und Preußen für Sich, fo 
wie im Namen und in Vertretung der Königlich Bayerifchen, 
der Königlich Sächftichen, der Königlich Württembergifchen, 
der Großherzoglich Badifchen, der Großherzoglich Hellifchen, 
der Großherzoglih Sächſiſchen, der Großherzoglich Olden— 
burgifchen, der Herzoglid) Sacyfen-Meiningenfchen, der Her- 
zoglih Sachſen-Koburg- und Gothaifchen, der Herzoglich 
Sadyfen-Alltenburgifchen, der Herzoglich Braunfchweigifchen, 
der Herzoglich Anhaltifchen, der Fürftlih Schwarzburg-Sonders, 
haufenfchen, der Fürſtlich Schwarzburg-Rudolftädtichen, der 
Fürſtlich Waldeck- und Pyrmontſchen, der Fürſtlich Reußifchen 
ä. L., der Fürſtlich Reußiſchen j. L., der Fürſtlich Schaum— 
burg-Lippeſchen und der Fürſtlich Lippeſchen Regierung am 
13. Juni 1867 ein Vertrag über das Ausſcheiden des Kaiſer— 
thums Oeſterreich und des Fuͤrſtenthums Liechtenſtein aus 
dem Deutſchen Münzverein abgeſchloſſen iſt, derſelbe auch bie 
Ratification aller betheiligten Regierungen erhalten hat, 

ſo bringen Wir dieſen Vertrag unter Bezugnahme auf 
Artikel 137 Ziffer 2 des Staatsgrundgeſetzes in der Anlage 
zur öffentlichen Kunde. 


Urkundlich Unſerer eigenhändigen Namensunterſchrift und 
beigedruckten Großherzoglichen Inſiegels. 


Gegeben auf dem Schloſſe zu Eutin, den 28. October 
1867. 


(L. S.) Peter. 
von Röffing. von Berg. Zedelius. 


Römer. 
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Nachdem die Königlich Preußiſche und die Kaiſerlich 
Defterreichiiche Regierung übereingefommen find, die im Ars 
tifel XIII. ded Prager Friedens-Vertrages vom 23. Auguft 
1866 vorbehaltenen Berhandlungen wegen Aufhebung des 
MünzBertrages vom 24. Januar 1857, und zwar: 


die Königlich Preußifche Regierung für Sich, fo wie 
im Namen und in Vertretung der Königlich Bayeri— 
ſchen, der Königlich Sächftichen, der Königlich Würt: 
tembergifchen, der Großherzoglich Badiſchen, der Groß: 
herzoglich Hefftfchen, der Großherzoglich Sächftichen, 
der Großherzoglich Oldenburgiſchen, der Herzoglich 
Sachſen-Meiningenſchen, der Herzoglich Sachſen-Ko— 
burg» und Gothaiſchen, der Herzoglich Sachſen-Alten⸗ 
burgiſchen, der Herzoglich Braunſchweigſchen, der Her— 
zoglich Anhaltiſchen, der Fürſtlich Schwarzburg-Son— 
dershauſenſchen, der Fürſtlich Schwarzburg-Rudolſtädt— 
ſchen, der Fürſtlich Waldeck- und Pyrmontſchen, ber 
Fürſtlich Reußiſchen ä. L., der Fürſtlich Reußiſchen 
j. L., der Fürſtlich Schaumburg-Lippeſchen und ber 
Fuͤrſtlich Lippeſchen Regierung, 

die Kaiſerlich Oeſterreichiſche Regierung für Sich, 
jowie im Namen und in Bertretung ber Yürftlic) 
Liechtenfteinfchen Regierung, 


nunmehr zu eröffnen, fo find zu dieſem Zwede zu Bevoll 
mächtigten ernannt worden, 


von Seiner Majeftät dem Könige von Preußen 
1. Allerhöchft Ihr Wirklicher Gcheimer Ober-Finanz-Rath 
und Miniiterials- Director William Guentber, 


2. Allerhöhft Ihre Geheimer DOber-Finanz Rath Johann 
Guſtav Rudolph Meinede, 
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von Seiner Majeftät dem Kaifer von Defter> 
reich 
Allerhöchſt Ihr Wirklicher Geheimer Rath und Staats» 
rath, Mitglied des Herrenhaufes, Dr. Earl Freiherr 
von Hod, 5 
welche nad) gefchehener Auswechfelung und gegenfeitiger An: 
erfennung ihrer VBollmachten, unter dem Vorbehalte der Kati: 
fication, folgenden Bertrag abgefchloffen haben. 


Art. 1. 


Der zwifchen dem Königreich Preußen und den übrigen 
durch die Muͤnz-Convention vom 30. Juli 1838 verbundenen 
Staaten einerſeits und dem Kaiſerthum Defterreich und dem 
Fürftenthum Liechtenftein andererfeits unter dem 24. Januar 
1857 abgejchloffene Münz- Vertrag tritt in Bezug auf das 
Kaiſerthum Defterreih und das Fürftenthum Liechtenftein mit 
dem Ablaufe ded Jahres 1867 dergeftalt außer Wirffamfeit, 
daß mit diefem Zeitpunfte alle nady jenem Vertrage, dem 
dazu gehörigen Separat:Artifeln und dem Schluß-Protofolle 
vom 24. Januar 1857 dem Kaiferthbum Defterreih und dem 
Fürftenthum Liechtenftein gegen die übrigen Bereinsftaaten, 
und ungefehrt den übrigen Bereinsftaaten gegen das Kaifer: 
thum Defterreich und das Fürftenthum Liechtenftein zuftehen- 
den Rechte und obliegenden Pflichten erlöfchen, ſoweit nicht 
der gegenwärtige Bertrag Ausnahmen beftimmt. 


Art. 2, 


Die vertragenden Regierungen werden den bis zum 
Schluſſe des Jahres 1867 nad) den Beftimmungen des Münz- 
Vertrags von 24. Januar 1857 geprägten Bereinsthalern 
und Doppelthalern die ihnen im Artifel 8 des ebengenannten 
Vertrages beigelegte Eigenschaft eines gefeglichen Zahlungs» 
mitteld vor dem Ablauf des Jahres 1870 nicht entziehen, 
jofern fie nicht in der Zwifchenzeit zu einem anderen, ald dem 
jegt beftehenden Miünz:Syfteme übergehen. 


w ET — 
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Art. 3. 

Im Falle der Einführung eines anderen Muͤnz-Syſtems 
werden bie betreffenden Regierungen den übrigen Theilnehmern 
an dem gegenwärtigen Vertrage von dem Zeitpunfte der beab: 
fichtigten Aenderung drei Monate zuvor Kenntniß geben. Mit 
diefem Zeitpunfte erlifcht die im Artikel 2 übernommene Ber: 
bindlichkeit in Bezug auf die ihr Muͤnz-Syſtem ändernden 
Regierungen. Dagegen werben die eben gedachten Regierungen 
alddann die Einlöfung der Vereinsthaler und Doppelthaler 
ihres Gepräges wenigftene noch. bis zum 1. April 1871 bewirfen. 
In Bezug auf die Einlöfung follen für die Angehörigen ber 
übrigen jegt zum Muͤnz-Vereine gehörigen Staaten nit un- 
günftigere Bedingungen geftellt: werden, als für die Anges 
hörigen desjenigen Staates, in welchem: die Aenderung bed 
Müuͤnz-Syſtems erfolgt. Auch follen, um den Angehörigen 
jener Staaten die Einlöfung zu erleichtern, in den bezüglichen 
Grenzdiftriften an geeigneten Orten Einlöfungsftellen errichtet 
werden. 


Art. 4. 


Das im Artikel 25 des Vertrages vom 24. Januar 1857 
erwähnte, dem Handels- und Zoll-Vertrage vom 19. Februar 
1853 ald Beilage IV. angereibte Münz-Kartell bleibt bis 
zum Ablauf des Jahres 1878 für alle Theilnehmer an dem 
Vertrage vom 24. Januar 1857 unverändert in Sraft. 


Art. 5. 


Die Ratififation ded gegenwärtigen Vertrages fol fobald 
als möglich erfolgen, und es follen die Ratifikations-Urkunden 
demnähft in Berlin ausgewechfelt werben. 

Zu Urfund defien ift diefer Vertrag von den beiberfeitigen 
Bevollmächtigten unterfchrieben und befiegelt worden. 


Berlin, den 13. Juni 1867. 


(L.S.) William Guenther. (L. S.) Dr. Karl Freiherr von Hod. 
(L. S.) Johann Guftav Rudolph Meincde. 
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M 73. 


Regierungs-Befanntmadjung, betreffend bie Gonftituirung der Bauerſchaft 
Garrel einſchließlich der Colonie Beverbruch zu einer Gapellen: 
gemeinde und die Verleihung von Gorporationsrechten am biefelbe. 


Didenburg, den 30. October 1867. 


Es wird hierdurch zur allgemeinen Kunde gebracht, daß 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog Sich bewogen gefun- 
den haben, die Bauerfchaft Garrel einfchließlich der Colonie 
Beverbruch als eine Gapellengemeinde anzuerfennen und der: 
felben Corporationsrechte beizulegen. 


Oldenburg aus der Regierung, 1867 October 30. 


Erdmann. 


Ahlhorn. 
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Geſetzblatt 
tar das i | 
Serzogtbum Dldenburg. 
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XX. Band, (Ausgegeben den 13. Nov. 1867.) 48. Stuͤck. 





In baft: 
N? 74. Bekanntmachung des Staatsminifteriums vom 8. ER 
1867, betreffend den Anjchluß der Herzogthümer Schleswig 
und Holftein an den Zollverein. 


ne 74 


Belanntmachung des Staatsminiſteriums, betreffend den Anſchluß der | 
‚Herzogthümer Schleswig und Holftein an den Zollverein. 


Oldenburg, den 8. November 1867. 





Nachdem vom Bundesrathe befchlofen worden ift, daß 
bie Herzogthümer Schledwig und Holftein noch vor dem 1. 
Januar F. J. und zwar fobald als möglid, mit dem von 
dem Bundespräfidium zu beftimmenden Zeitpuncte_bem Zoll 
vereine angelchloffen werden follen, und nachdem die Regie: 
rungen: ber Süddeutſchen Staaten ſich mit dieſer Maßregel 
einverftanden: erklärt haben, ift durch Präfivial » Erlaß vom. 
2. d. M. beftimmt worden, daß Schleswig und Holftein vom 
15. d. M. ab bein Zolvereine angefchloffen werben, daß jebod) 
Salz von dem freien Verkehr zwifchen diefen Landestheilen 
und dem. Zollverein bis auf Weiteres ausgeichloffen bleibt. 

Indem ‚dad. Staatsminifterium Vorſtehendes bekannt 
macht, hat es zugleich eine diefen Gegenftand betreffende 
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Bekanntmachung des Königlich Preußiſchen Finanzminiſters 
vom 4. d. M. zur Nachricht und Nachachtung hiedurch zur 
öffentlichen Kunde zu bringen. 


Oldenburg, den 8. November 1867. 


Staatsminiſterium. 
Departement der Finanzen. 
Zedelius. 


Römer. 
Bekanntmachung. 
Nachdem in den Herzogthümern Holſtein und Schleswig, 


welche durch das Geſetz vom 24. Dezember 1866 (Gefep- 
Sammlung Seite 875) mit der Preußifchen Monarchie ver: 


einigt- worden find, und demzufolge mach den Art.T, 33 und 


40 der Berfaflung ded Norddeutfchen Bundes vom 24. Juni 


1857 (Se. -Samml. ©. 817) zu dem Zoll- und Handels: 


gebiete diefes Bundes gehören, die Einrichtung der Zoll- und 
Steuer: Verwaltung nad) den im den. übrigen Theilen der 
Monarchie beftehenden Anordnungen mit der Maßgabe zur 
Ausführung gebracht ift, daß in Gemäßheit der Verordnung 
vom 9. Auguft 1867 (Gef.-Samml. S. 1327) nur in Be: 
ziehung auf die Beftenerung ded Salzes bis zum 1. Januar 
1868 abweichenden Einrichtungen aufrecht erhalten bleiben, 
und nachdem die Königlich Baierifche und Wuͤrttembergiſche 
fowie die Großherzoglich Badiſche und Heſſiſche Regierung 
fi damit einverftanden erflärt haben, daß die obgedachten 
Herzogthümer vor dem 1. Januar 1868 mit dem Zollvereine 
vereinigt werden, wird hierdurch auf Grund des Erlaffes des 
Praͤſidiums des Norbdeutfchen Bundes vom 2. d. M. Fols 

gendes beftimmt: 
1. Die Hergogthümer Holftein und Schleswig werben 
vom 15. d. M. ab in den Verband bed Geſammt—⸗ 


a, 


Zollvereind aufgenommen und es tritt zwiſchen bens 
jelben und allen zum Zollverein gehörigen Ländern 
ber nad) ben Verträgen unter ben Zollvereinsſtaaten 
beftehende freie Berfehr von dem gedachten Zeitpunete 


ab mit ben unter 2 bis 5 bezeichneten Mapgaben ein. 
. Der freie Verkehr (zu 1) erftredt fi) auch auf bie 


nachftehend genannten, dem Zoll» und. Steuerfyftem 

der Hetzogthumer Holftein und Schleswig angefchlofie- 

nen Gebietötheile, nämlich: 

a. dad Großhetzoglich Dfvenburgifche Fürftenthum 
Lubeck, das Großherzoglih Oldenburgiſche Amt 
Ahrensboeck nebſt den ſ. g. Luͤbſchen Gütern: 
Dunkels dorf, Eckhorſt, Mori, Groß-Steinrade und 
Stockelsdorf, fowie.die f. g. Stiftspörfer Böbs 
mit Schwinkenrade und Schwochel; | 

b. die Stadt» Hamburgifchen Enklaven GroßsHans- 
dorf mit Schmalenbef und Beimoor, Wohldorf, _ 
Ohlſtedt und Volksdorf, Farmſen nebſt den Bars 
zellen Kupferdamm, Lehmbrock und. Berne; 

c. die Stabt-Lübedifchen Enflaven Diffau,. Krumbeck, 
halb Curau und Malkendorf. 


3. Die Aufnahme in den Geſammt-Verband des Zoll; 


vereind erftredt fi dagegen nicht auf die mit der 
Stadt Altona und dem Flecken Wandsbek von dem 
Zoll» und SteuersBerbande mit den Herzogthüümern 
Holftein und Schleswig bisher ſchon ausgefchloffen 
gebliebenen Holfteinifchen Gebietötheile. 


. Rüdfichtlicd) ded Salzes bewendet es bis zum 1. Ja- 


nuar 1868 bei den beftehenden Einrichtungen. Es 
tritt daher der freie Verkehr mit Salz zwifchen den 
Herzogthümern Schleswig und Holftein und den übri- 
gen Theilen ded Zollvereind erft mit dem 1. Januar 
1868 ein. 


. Auch in Abficht der einer innern indirecten Steuer 


unterliegenden Gegenftände — Branntwein, Bier und 
Taback — findet zwifchen den Herzogthüümern Holftein 
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und Echledwig und zwiſchen ben übrigen Theilen ber 
Monarchie, Sowie den zum Norddeutichen Bunde ges 
hörigen Zollvereinsftaaten mit Ausichluß des nörblidy 
vom Main belegenen Theild ded Großherzogthume 
Heſſen, ein völlig freier Verkehr mit der Maßgabe 
Statt, daß es bezüglich desjenigen Theild des Regies 
rungsbezirks Caſſel, welcher aus dem ehemaligen Kur: 
fürftenthum Heſſen, mit Ausjchluß des Kreijed Schmal: 
falden und der Grafſchaft Schaumburg befteht, bei ber 
durch die Befanntmachung vom 2. Juli 1867 unter 
2 bezeichneten Beichränfung bed Verkehrs mit Brannt- 
wein bis zum 1. Juli 1868 bewenbet. 

Zu den Königreichen Baiern und Württemberg und den 


Großherzogthümern Baden, Heflen und Luxemburg treten bie 
Herzogthümer Holftein und Schleswig beim Verfehr mit dem 
einer innern indirecten Steuer unterliegenden Gegenftänden — 
Branntwein, Bier, Tabad, Wein, Dbitwein und Malzfchrott 
— nah Maßgabe der dieferhalb ergebenden befonderen Be: 
kanntmachung in daſſelbe Verhältniß wie die übrigen Theile 
der Monardhie. 


Berlin, den 4. November 1867. 
Der Finanzminifter. 
(93) v. d. Heydt. 


Geſetzblatt 


Herzogthum Oldenburg. 


— Zu 


XX. Band. (Ausgegeben den 28. Nov. 1867.) 49. Stuͤck. 








Inhalt: 
A. 75. Bekanntmachung des Staatsminiſteriums, vom 18. Nov. 1867, 
betreffend die Ausführung des für den Norddeutfchen Bund. er: 
Inffenen Gefeßes vom 12. October d. 3. über die Erhebung einer 
Abgabe von Salz. 


A. 76. Regierungs-Bekanntmachung vom 23. Novbr. 1867, betreffend 
Ertheilung eines Patents an Chriftian Petri zu Stuttgart 
auf eine Widelmafchine zur Anfertigung von Cigarren-Wickeln. 


NM. 19. 
Belanntmachung des Staatsminifteriums, betreffend bie Ausführung des 


für den Norddeulfchen Bund erlaflenen Geſetzes vom 12. October 
d. 3. über die Erhebung einer Abgabe von Salz. 


Oldenburg, den 18. November 1867. 


Zur Ausführung des für den Norbdeutichen Bund unter 
dem 12. October d. 3. erlaffenen Gefeges, betreffend die Er- 
hebung einer Abgabe von Salz wird mit Höchfter Genehmi⸗ 
gung Folgendes angeordnet: 


J. Berehnung ber Abgabe. 
$. 1. 
Die Salzabgabe ($. 2. des Gefeges) wird nach dem 
Rettogewicht erhoben.“ Es ift zuläffig, das Nettogewicht bei 
Salz in Säden durch Abzug einer Normal-:Tara von Einem 
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Procent vom Bruttogewicht feftzuftellen. Diefed barf jedoch 
nicht gefchehen, wenn das Gewicht ver Säde augenſcheinlich 
unter biefem Taraſatze bleibt, oder wenn der Steuerpflichtige 
ausbrüdlich Nettoverwiegung oder Verwiegung ber Tara be— 
antragt. 

Bei der Erhebung ift die Beftimmung unter Aß IX, ber 
dritten Abtheilung des Zolltarifd auch auf inländifches Salz 
anzuwenden. 


1. Kontrole und Abfertigung. 
A. Inländifches Salz. 
$. 2. 
Die im $. 4 ded Geſetzes gedachte Nachweiſung muß 
namentlich enthalten : 

1. Angabe der vorhandenen Salzquellen oder Bohrlöcher, 
der zugehörigen Schächte, Stollen, Brunnen ac. auch des 
Salzgehalts der einzelnen Soolquellen, beziehungsweife 
der zu verfiedenden Soole nad) Procenten; 

2. die Aufführung fämmtlicher zu dem Werke gehörigen 
feftftehenden Geräthe und Vorrichtungen, als: Soole: 
Refervoird, Siedepfannen, Soole-Bumpen, Grabirwerfe 

u. f. w.; 

3. Me Bezeichnung ded kubiſchen Inhalts der einzelnen 
Siedepfannen ; 

4. die Angabe der in den Siederäumen vorhandenen, zur 
Aufnahme des aus den Pfannen gezogenen Salzes vor 

- den Transport nach den Trodenräumen dienenden Vor: 

richtungen und Gefäße. 

Zugleih ift in der Nachweiſung darzulegen, in welcher 
Weiſe den Vorfchriften des $. 7 des Geſetzes entſprochen ift. 

Diefer Nachweifung, welche: für die Salzwerfe mit ber 
im $. 3 des Geſetzes vorgefchriebenen Anmeldung verbunden 
werben fann, muß ein Grundriß des Salzwerfs, welcher bie 
faämmtlichen Baulichkeiten, die Lage der vorftehend unter 
A 2 genannten Geräthe und Vorrichtungen, ber Troden- 
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räume und der Lagerung& Magazine ergiebt, in zweifacher 
Ausfertigung hinzugefügt werden. 

Die im 8. 4 des Geſetzes gedachte Anzeige wegen Ber: 
änderungen ift dem SalzSteueramte zur weiteren Beranlal- 
fung und zwar früher ald mit der Veränderung begonnen 
wird, zu übergeben. 


$. 3. 


Die im 8. 6 ded Geſetzes gedachte Kontrole wird für 
jedes Salzwerk durch ein Salz: Steueramt geübt, deſſen 
Funftionen auf Staatd- oder unter Staats⸗Verwaltung ftehen- 
den Salzwerfen theilmeife aud) durch Salzwerks⸗Beamte aus- 
geudt werden Fönnen. 


$. 4. 


Bis auf Weiteres hat jeber Salzwerks-Beſitzer die im 
$. 7. des G©efeges unter AP 1 bis 8 audgefprochenen Ber: 
pflidhtungen zu erfüllen. Derfelbe ift überdies verpflichtet: 

1. dad Salz aud den Siederäumen unmittelbar in bie 
Magazine oder in die Trodenräume und ebenjo aus 
diefen unmittelbar in die Magazine zu bringen, mithin 
die Niederlegung ded Salzes in feinem anderen Raume 
zu geitatten; 

2. die KontrolesBeamten von dem Zeitpunfte ded Beginnd 
des Transports ded Salzed aus dem Trodenraume in 
dad Magazin vorher benachrichtigen zu laſſen; 

3. die über den Betrieb der Saline (ded Salzbergwerfs) 

und das gewonnene Salz zu führenden Bücher dem 

SalzSteueramte zur Siegelung und Foliirung vorzus 

legen ; 

4. die Betriebögebäude, ſoweit ed die Arbeiten geftatten, 
verfchloffen zu halten, den Eintritt in diefelben aber außer 
den Steuer-Beamten, den Bergwerföbeanten und folcyen 
Berfonen, welche dad Salzwerf aus technifchen, wifjen- 
fchaftlidyen oder Ähnlichen Gründen bejuchen, nur den 
auf dem Salzwerke beſchaͤftigten Perfonen zu geftatten. 


— 
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8. 5. 


Den mit der Kontrole beauftragten Beamten, ſowie deren 
Vorgeſetzten ſteht zu allen innerhalb der Betriebs-Anſtalt bes 
[egenen Localitäten und Gebäuden, foweit folche nicht ledig- 
lich ald Wohnräume benugt werden, der Zutritt jederzeit, alfo 
aud außerhalb der Dienftftunden frei. 


$. 6. 


In den Wohnungen, welche ſich innerhalb der Salz 
werfs-Localitäten und zugehörigen Höfe oder in baulicher 
Verbindung mit den Salzwerfen befinden, darf Salz irgend 
welcher Art nicht in größeren Mengen als zehn Pfund auf 
den Kopf der Bewohner aufbewahrt werben. 


$. 7. 


Die Dienftftunden der Salz.Steuerämter find mit thun- 
lichfter Rüdfiht auf den Salzwerföbetrieb für jeded Salz: 
werf von der Cammer, ZollsDepartement, befonders feftzu- 
ftellen. 


$. 8. 


Die im $. 9 ded Geſetzes gedachte Anmeldung der Ent: 
nahme von Salz aud den Magazinen muß enthalten: 
1. die Menge ded zu entnehmenden Salzes nad) Gewicht, 
jowie defien Gattung; 
2. die Bezeichnung, fowie die Zahl der Kolli, desgleichen 
das Einzelgewicht der letzteren, fofern baffelbe ein vers 
ſchiedenes ift; 
. ben Namen ded Transportanten ; 
. ben Beflimmungsort und den Namen bed Empfängers ; 
. bie begehrte Abfertigungsweife; 
etwaige fonftige Anträge. 
Es ift zu bdiefer Anmeldung das unter I. anliegenbe 
Mufter zu verwenden; für Salzabfälle (88. 11 und 13) ges 
nügt mündliche Anmeldung. 


ana w 
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Wird ausnahmsweiſe die Entnahme von Salz unmittel« 
bar aus den Siedes oder Trodenräumen gewünfcht, fo bleibt 
wegen der anzuorbnenden Borfichtömaßregeln befondere Be: 
ſtimmung vorbehalten. 


5.9. 


Der Hausbedarf der Salzwerkö-Befiger, Beamten und 
Arbeiter an Salz darf nur in längeren, minbeftens viertel: 
jährlichen Zeitabfchnitten auf befondere fchriftliche Anmeldung 
nad) zuvoriger Berfleuerung entnommen werben. 


$. 10. . 


Das zu entnehmende Salz wird in Gemäßheit der Anträge 
des Ealzwerfö-Befigers im Falle der fofortigen Berfteuerung 
des Salzes oder der Empfangnahme unter Anfchreibung auf 
SteuersKredit, fowie im Falle der Verjendung denaturirten 
Salzes in den freien Berfehr gefegt und für jeden Transport 
ein Verjendungsfchein nad) dem anliegenden Mufter II. aus- 
geftelft,; welcher zur Legitimation bei der Abfuhr des Salzes 
von dem Salzwerfe, jowie in dem Salzwerfö-Bezirf (g. 10 
AP 1’ de8 Geſetzes) und im Grenzzollbezirk dient. 

Auf Begleitfihein I. nach dem anliegenden Mufter II. 
wird — unter Kollo⸗Wagen- oder Schiffs-Verſchluß — das 
Salz abgefertigt, welches ausgeführt oder zur Niederlage 
beclarirt, oder unter der Bedingung bemnächftiger Denaturi- 
rung beziehungsweile der Verwendung unter fteuerlicher Auf— 
fiht ohne Erhebung der Salz. Abgabe abgelaflen werben joll. 

Auf Begleitichein II. nach anliegendem Mufter IV. wird 
dasjenige Salz abgefertigt, für welches lediglich die Erhebung 
ber feftgeftellten Abgabe auf ein anderes, dazu befugtes, Amt 
überwieſen werben fol. 

Zur Erledigung von Begleitfcheinen über Salz find bie 
Aemtet befugt, denen die Erledigung von Begleitjcheinen I. 
beziehungsweife II. über zollpflichtige Waaren zufteht; andere 
Aemter bedürfen hierzu der Genehmigung. des Staatömini- 
ſteriums, Departement der Finanzen. Im Uebrigen greifen 





* 
— * Di 
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für dieſe Begleitfcheine dieſelben Beftimmungen Platz, welche 
für die im. Zolfverfehr ausgeftellten Begleitfcheine ertheilt 
worben find. | 

Nachdem die Abfertigung erfolgt ift, muß das Salz for 
fort von dem Salzwerfe und deſſen Hofraum entfernt werben. 
Ausnahmsweiſe fann geftattet werden, daß verfteuerted ober 
benaturirted Salz in Ragerräumen, weldye unter Mitverfchluß 
der Steuerverwaltung ftehen, getrennt von dem übrigen Salze 
auf den Salzwerken aufbewahrt wird. 

Die Berabfolgung von Sooler und WMutterlauge ift 
ichriftlich anzumelden und nad) Maßgabe der diesfälligen bes 
jonderen Anweifung zu behandeln. 


8. 11. 


Die Wegführung des Salzes von dem Salzwerfe ift nur 
ftatthaft: 

1. innerhalb der Dienftftunden des Salz-Steueramts; 

2. aus den Thoren und auf den Wegen, welche ald Aus; 
gangöftraßen durch Tafeln. mit geeigneten Inſchriften be- 
zeichnet find. 

Ein Gleiches gilt, für den Transport von Salz-Abfällen 
(Schmutz- und Fegeſalz, PBfannenftein, Dornftein, Salz- 
fhlamm und dergl.), fowie von Soole und, Mutterlauge. 

Ausnahmöweife dürfen die Salz-Steuerämter das Arbeiten. 
in den Magazinen und die Wegführung bed: nach. entfernten, 
Drten beftimmten Salzed auch außerhalb der Dienftftunden 
geftatten. 


$. 12. 


Der von dem Producenten zu entrichtende. Steuerbetrag. 
wird mit dem Schluffe eines jeden Kalendermonatd; dem ‚Salz- 
werks⸗Inhaber befannt gemacht und ift von biefem binnen 
drei Tagen nach Empfang. ber, nach dem anliegenden Mufter 
V. aufzuftellenden, amtlichen. Berechnung, bei. dem, Hauptamte 
des Bezirkd einzuzahlen. 

Wird Salz auf. Begleitfcheine, weiche von Babrikanten 
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oder Salzhändlern oder deren Bevollmächtigten ertrahirt wer: 
den, verabfolgt, fo wird hierdurch der Producent von der 
Verpflichtung, die Abpabe zu zahlen, entbunden. 

Gegen genügende Sicherheit fann nad) dem Ermeffen 
ber Cammer, Zolldepartement, ein Kredit von drei bis ſechs 
Monaten benjenigen Producenten und Salzhändlern gewährt 
werden, welche an Salzabgabe jährlich mindeftend 1000 »F 
entrichten. Auch: bleibt: dem Ermeſſen diefer Behörde überlaflen, 
bie Einzahlung der Abgabe bei einer anderen Kaffe zu ges 
ftatten oder anzuordnen. 

$. 13. 

Salzabfülle (8. 11) bedürfen zur fteuerfreien Abfertigung 
der vorgefchriebenen Denaturirung nicht, wenn fte ſich unzwei— 
felhaft bereits in einen Zuftande befinden, in welchem fie in 
gleichem Grade, wie beſonders denaturirted Salz für Men- 
chen ungenießbar find. 


$. 14. 

Die Ausführung des Gefeges wird hinſichtlich der Fabriken, 
in welden Salz ald Nebenproduct gewonnen wird, für jede 
Fabrik durch eine- befondere Anweiſung regulirt. 

B. Ausländiiches Salz. 
$. 15. 


Die Abfertigung des vom Auslande eingehenden Salzes 
erfolgt nach den für zollpflichtige Gegenftände überhaupt gel- 
tenden Beftimmungen. 


Oldenburg, den 18. November 1867. 


Staatöminifterium. 
Departement der Finanzen. 


Zedeliuß. 


Römer. 





520 


Muſter I, 
Anmeldung. 


MM... des Regiflers über die Berfteuerung und Ber: 
fendung des Kochfalzes. 

AM... des Regifters über die Berfendung des benatu- 
rirten Salzes. 


Unterzeichnetd Salzwerk 
Schiffer, (Eifenbahn) an 
nn. Säcke ’ 
ER Tonnen | 9% 

Koch⸗ 


a Br ® | Stein (Sat 
Denaturs 

jufammen Ber ® netto 

und beantragt er ® brutto 
a. jofortige Verfteuerung (Kontirung der Steuer) 

1. zu Laſten des Salzwerfs. 

2. Laften des Salzhändlers N, 

b. Abfertigung auf Begleitfchein (1.) (IL). 

c. Denaturirung. 

Saline ben ten 18 













verfendet durch (Fuhrmann, 
zu 5 












füllung des Formulars zu durchſtreichen.) 





us 











Das oben bezeichnete Salz iſt in Gegenwart des 
unterzeichneten Kontrolebeamten 


zu netto br 8 verwogen, 
mit A & denaturirt, * 
: ieder Sad am Kropfe mit 1 Blei | 
mit Bleien jede Tonne mit 2Bfeien an den Böden? Per: 


ſchloſſen worden und äußerlich wie folgt bezeichnet : 


aline ben ten 18. 
F N. N. 
Steuer: Auffeher. 
Die Steuer ift mit 2 A — und das 


Salz mittelſt Bea eins} Aßvon der Sa- 


line abgelaſſen. 
Saline den ten 18 


(Der nicht erforderliche Vordruck ift bei der A 


N. N. 
Steuers@innehmer. 
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Muſter I, 


MM. 
Berfendungsfchein. 








Der Fuhrmann Meier aus Holtenfen hat heute behufs 
bed Transports nach dem. Steinfruge für Gaftwirth Pape 

Säde 

onnen | Salz, gezeihntt: G. E. 1—10, netto. 20 Br 
— 8 empfangen. 
Die Steuer ift un 





| mit 0 9 3 





Legitimation für den Grenzbezirf. 
Inhaber nimmt den Weg über die nadybenannten Drt- 


ſchaften: 


Gegenwärtige Beſcheinigung iſt zum Ausweiſe des 
Transports 

im Grenzbezirke nur bis 

und außer demſelben bis 

gültig. 


‚den ten 18 ....... 


Koͤnigliches Salz⸗Steuer⸗Amt. 
N. N, 





Bur Nachricht. 
Berfendungsfcheine für denaturirtes Salz werden auf 
farbigem (rothem) Papier gebrudt. 
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Muſter M. 


(Unikat) beffen genaue Uebereinftimmung 
mit dem (D Bien befcheinigt wird. — 


Königreich Preußen. 





Be gleitfcheih I. 
über inlaͤndiſches Salz, — die Steuer nicht —— ift. 


— am Empfangs-Amti. 
meldete heute dem unterzeichneten 
Amte ar, Die nactehend verzeichnete Salzmenge durdy 





wohnhaft zu wohnhaft zu 
verjenden zu wollen au foll der Ausgang aus dem Zoll 
vereindgebiete uͤber das | ot | au erfolgen. 






Art des, angelegten 
Verſchluſſes und Ans 
zahl der Bleie. 


Netto» 
Gewicht 


Gtr. | Pf. 





Salzgattung. | Ieht und 


Art der 










| übernimmt 
übernehmen | AUS dieſem von vers 
langten Begleiticheine bie Verpflichtung, die obige Salzladung 
mit gegenwärtigem Begleiticheine bis zum bei dem 

Amte zu im: unverändertem Zuftande und 
mit unverlegtem Berfchluffe zur Revifion zu ftellen oder 
ftellen zu laflen, ingleichen. für- den entſprechenden Betrag 
der zer zu bat. 

Diele Verpflichtungen erlöfchen nur dann, wenn durch 
das oben beftimmte Amt befcheinigt fein wird, daß benfelben 
völlig genügt ſei. 

Fur die — ange übernehme dieſen Begleitichein 
gebene nn ift, und mit demſelben die vorftehend an— 
Sicherheit geleiſtete gegebenen Verpflichtungen. 


Unterſchrift des Bürgen: ‚ben ten 
unterſchrift des, Begleitſchein⸗Ertrahenten: 
den 186 


ten 
(Stempel.) Königliches Salz Steuer-Amt. 


— 


vermerke. 





Erledigungs:Befcheinigungen. 


1) Der Begleitfchein ift abgegeben am ten 186 . 
und eingetragen im Begleitſchein⸗Einpfangs · Regiſter 
Blatt | | 


2) Reviftonsbefund 


a. in Betreff des Verſchluſſes: 
b. in Bezug auf Gattung und. Menge: 


Die Richtigkeit diefer Angaben beſcheinigen: 


3) Nachweis ded Ausgangs (der Denaturitung): Der 
Ausgang (bie Denaturirung) ift am tm 186 


Bor: 
Nad, | Nittage Uhr erfolgt, 


Hierauf- befcheinigt das unterzeichnete Ant, daß vor: 
ftehender Begleitfchein vollftändig erledigt: ift. 


‚den ten 186 


(Stempel). Amt. 
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Mufter IV. 
(Unikat) deſſen genaue Webereinitimmung mit 
dem (Duplicat) hierdurch befcheinigt wird. MM... 
Königreich TAF Preußen. 





Begleitfchein IE. 


über inländifches, zur Erhebung der Salzfteuer verfendetes Sal;. 


Ausfertigungd-Amt: Empfangs:Amt: 

D , wohnhaft zu meldete heute dem unter: 
zeichneten Amte die nachftehend verzeichnete Salzmenge zur 
Berfendung durch ‚ wohnhaft in an den ‚ 
wohnhaft in j 









Betrag 


der 
Salzfteuer 
|#r. 











Zahl und 
Art der Der 






mit bem Antrage an, ben oben angegebenen, durch fpecielle 
mit 
















bei dem Amte in einzahlen zu laffen. 
©egenwärtiger Begleitichein muß bis zum 

dem vorgenannten QUmte mit der geftundeten Steuerfumme 
eingehändigt werden. | 

Der geftundete Steuerbetrag| übernehme dieſen 
ift ficher geftellt worden|Begleitichein und mit dem— 
und foll hier eingezogen werden, ſelben die vorftchend ange- 
wenn der Begleitichein bis zum|gebenen Berpflichtungen. 


nicht erledigt zurüdgefommen ift. ‚ten ten 
Unterfchrift des Bürgen. Unterſchrift des Begleitfchein- 
Extrahenten: 
‚ ben ten 18 


Königliches Salz⸗Steuer⸗Amt. 
(Stempel.) 
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Dermerke. 





Erledigungs:Befcheinigung. 
Der Begleitfchein iſt Blatt Nummer 
des Begleitichein- Empfangs-Regifterd eingetragen und find 
die Gefälle mit 





unter Nummer des Salzſteuer⸗Hebe⸗Regiſters 


hier gebucht worden. 


(Stempel) Amt. 
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Muſter V. 
Machweifung 


der 1 
auf Anmeldung ded Salzwerfsinhaberd ............ zu 
im Monat— 
verabfolgten Salzmengen, für weiche die Steuer noch zu ent 
richten ift. 
Des Regifterd uber die ® 


und Berfendung des Kochſalzes, fowie 
der Anmeldung 











Die nebenbererhnete Steuer ift 
gebucht im 

Haupt:Fournal N? ) 
Kredit⸗Journal N? 
Haupt⸗Manual Seite M) 
Kredit⸗-Manual Seite M 


N. N, N. N. 
HN Rendant. HN. -Kontroleur 












Summa 


Davon beträgt die Steuer 
Thlr. Sgr. Pf. 
den ten 186 
Koͤnigl. Salz⸗Steuer⸗Amt. 


Der unterzeichnete Salzwerks— 
befißer erkennt die Richtigfeit de 
obigen Berechnung hierdurch am 
und beantragt bei dem König: 
lihen Haupt-Steuer-Amte zu 

die Anfchreibung bes 
obigen Betrages auf Kredit, vers 
pflichtet ſich auch, dieſes Aner: 
fenntniß, fobald ber darin bes 


aftet dem 

malige Zahlung, wenn er dies 

Anerfenntniß zurüczunehmen 
unterläßt. 


ten ten 186 
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Me 76. 


Regierungs-Befanntmachung, betr. Ertheilung eines Patents an Ehriftian 
Petri zu Stuttgart auf ein Midel-Mafchine zur Anfertigung von 
Eigarren- Wickeln 


Dldenburg, 23. Novbr. 1867. 


Mit Seiner Königlihen Hoheit des Großherzogs Höch— 
fter Genehmigung ift dem Chriftian ‘Petri zu Stuttgart ein 
Patent auf eine Widelmafchine, zur Anfertigung von Eigarren- 
Wideln, foweit folche als eigenthümlich und noch nicht bereits 
befannt zu betrachen ift, für das Großherzogthum, auf die 
Dauer von fünf Jahren, unter der näheren Beftimmung er- 
theilt, daß das Patent erlöfchen joll, wenn nicht innerhalb 
Jahresfrift, vom Tage der Verfündigung an gerechnet, nach— 
gewiefen wird, daß bafjelbe in Großherzogthum zur bleibenden 
Anwendung gefommen ift. 


Oldenburg, aus der Regierung, 1867, Novbr. 23. 


Erdmann. 


Greveruß. 


* 


Digitized by Gbogle 
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Geſetzblatt 


für das 


Herzogthum Oldenburg. 


XX. Band. (Ausgegeben den 22. Dec. 1867.) 50. Stuͤck. 








Inhalt: 

A2 77. Verkündigungs-Patent vom 16. December 1867, betreffend eine 
Bereinbarung mit dem Präfidium des Norbdeutfchen Bundes 
wegen Webertragung der nah Art. 50 der Bundesverfaflung 
ber Oldenburgiſchen Regierung rücfichtlich der Anſtellung von 
Poſt- und Telegraphen: Beamten zuftehenden Rechte. 

N? 78. Befanntmahung des Staatöminifteriums vom 17. December 
1867, betreffend die Aufhebung des Recrutirungscollegiums zu 
Oldenburg und den Mebergang der Geſchäſte beffelben auf die 
dortige Regierung. | 

N? 79. Regierungsbefanntmahung vom 2. December 1867, betreffend 
das dem Joſeph Maitre zu Ehantillon ertheilte Patent auf ein 
Verfahren zur Abrindung von Baumftimmen. 

NM 80 Bekanntmachung der Kammer, Zolldepartement, vom 17. Des 
cember 1867, betreffend die Befreiung von der Legitimationss 
Schein Kontrole im Grenzbezirfe für Salztransporte von nicht 
mehr als 10 Pfund. 


NM. 17. 

Berfündigungs-Patent, betreffend eine Vereinbarung mit dem Präftdium 
des Norbdeutfchen Bundes wegen Uebertragung ber nad Art. 50 
der Bundesverfaflung der Oldenburgiſchen Regierung rüdfichtlic) 
der Anftellung von Poſt- und Telegraphen: Beamten zuftehenden 
Rechte. 

Dldenburg, den 16. December 1867. 


Wir Wicolans Friedrich Peter, von Gottes Gnaben 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
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von Schleswig, Holftein, Stormarn, der Dithmarfchen 
und Oldenburg, Fürft von Lübeck und Birfenfeld, Herr 
von ever und Kniphaufen ꝛc. ꝛec. 

Nachdem zwifchen Unferem Bevollmächtigten und dem 
Bevollmähtigten des Präfiviums ded Norddeutichen Bundes 
unter dem 4. December d. 3. zu Berlin eine Vereinbarung 
wegen Mebertragung der nad Art. 50 der Bundesverfaſſung 
der Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung rüdfichtlich der 
Anftellung von Poſt- und Telegraphen-Beamten zuftehenden 
Rechte an das Bundespräfidium abgefchloflen ift, und biefe 
Vereinbarung die beiderfeitS vorbehaltene definitive Genehmis 
gung erhalten hat, fo bringen Wir unter Bezugnahme auf 
Art. 137 8. 2 des Staatdgrundgejeges ſolche Vereinbarung 
im Nachftehenden zur öffentlichen Kunde. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Ramensunterſchrift und 
beigedruckten Großherzoglichen Inſiegels. 

Gegeben auf dem Schloſſe zu Oldenburg, ben 16. De- 
cember 1867. 

(L. S.) Meter. 


von Röffing. von Berg. Zedelius. 





Römer. 


Verhandelt Berlin, den A. December 1867. 


Im Auftrage einerfeitd des Präſidiums des Norddeut— 
ſchen Bundes, andererſeits ber Großherzoglich Oldenburgi⸗ 
ſchen Regierung iſt über die Modalitäten der im Correſpon— 
denzwege in Ausficht genommenen Abtretung ber Rechte ber 
Großherzoglich Dldenburgifchen Regierung aus Art. 50 der 
Bundes -Verfaffung an das Präſidium des Norbbeutichen 
Bundes zwifchen den unterzeichneten Commiſſarien vorbehälts 
lih der Genehmigung ihrer hohen Auftraggeber nachftehende 
Vereinbarung getroffen worden: 
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Art. 1. 

Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung überträgt 
dad berfelben nad) Artikel 50 der Verfaſſung des Norbbeut- 
fhen Bundes zuftehende Recht der Anftellung derjenigen 
Beamten der Poſt⸗ und Telegraphen-Verwaltung im Herzog- 
thum Oldenburg, welche nicht zu den verfaffungsmäßig vom 
Bundesd- Präftdium anzuftellenden Beamten gehören, vom 
1. Januar 1868 ab an das Präſidium ded Norddeutſchen 
Bundes. 

Art. 2, 

Bei den im Artifel 1 bezeichneten Beamten 3. treten 
beim Uebergange des Anſtellungs-Rechts auf dad Bundes» 
PBrafivium folgende Verhaͤltniſſe ein: 

1. Die Beamten ꝛc. leiften in gleicher Weife, wie bie ver: 
faffungemäßig vom Bundes» Präfidium anzuftelenden 
Beamten, dem Letzteren den Dienfteib. 

2. Sie tragen mit den vom Bundes-Praͤſidium in ben 
Hanjeftädten ernannten oder angeftellten Beamten ber: 
felben Kategorie gleiche Dienftkleidung, jedoch, foweit 
fie Dldenburgifche Staatsangehörige find, mit ber 
Großherzoglich DOldenburgifchen Kofarbe. 

3. Den Staatdangehörigen des Großherzogthums Olden⸗ 
burg fteht die bienftliche Laufbahn bei dem gefammten 
Poſt⸗ und Telegraphenweien des Bundes und insbe- 
ſondere auch in Betreff derjenigen Dienftftellen, bezüg: 
fi deren das Anftellungsrecht verfaffungsmäßig der 
Königlih Preußiſchen Regierung zugemiefen ift, in 
gleicyer Weife offen, wie den Königlich Breußifchen 
Staatdangehörigen. 

4. Bei der Wahl der im Herzogthum Oldenburg anzus 
ftellenden Boft: und Telegraphen»Beamten wird vor- 
zugöweife auf Großherzoglich Oldenburgiſche Staats- 
angehörige Rüdficht genommen werden, infoweit fol- 
yes mit dem Ipmtereffe des Dienfted vereinbar er- 
fcheint. Auch werden bei Befegung der Stellen ber 


* 
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Vorfteher der Poft:Aemter und der größeren nicht mit 
Boftanftalten combinirten Zelegraphen » Stationen et— 
waige MWünfche der Großherzoglichen Regierung thun— 
lichfte Berüdjichtigung finden, und wird der Großhers 
zoglichen Reyierung von dem Eintreten von Bacanzen 
folder Stellen Nachricht gegeben werden, um ihre 
etwaigen Wünfche Außern zu fönnen. 


Die Großherzoglich Oldenburgifchen Staatsangehöri- 
gen behalten auch bei ihrer Anftellung oder Beichäfti- 
gung außerhalb des Großherzoglichen Staatögebiets 
ihre Staatd-Angehörigkeit bei. Ebenſo verbleibt den» 
jenigen im Großherzoglich Oldenburgiſchen Staats: 
gebiet angeftellten oder befchäftigten ‘Boft- und Tele 
graphen-Beamten 2c., welche nicht Großherzoglich Ol— 
denburgiiche Staatsangehörige find, das Staatsbür: 
gerrecht ihrer Heimath. 


Sowohl die außerhalb des Großherzoglich Dlden- 
burgifchen Staatögebietd im Poſt- und Telegraphen— 
dienfte angeftellten und beichäftigten Großherzoglichen 
Staatdangehörigen, als auc) diejenigen im Großhers 
zoglich Oldenburgiſchen Staatögebiet im Poft- und 
Telegraphendienfte angeftellten und befchäftigten Beam: 
ten 2c., welche nicht Großherzoglich Dldenburgifche 
Staatsangehörige find, haben die mit ihrer Staats— 
Angehörigfeit verfnüpften Rechte und Pflichten an 
ihrem Heimathöorte auszuüben und zu erfüllen. Im 
Uebrigen haben fie an ihrem Anftellungd- oder Bes 
ſchaäftigungs-Orte die an dieſem gefeglid und ge- 
meindeftatutenmäßig beftehenden Staats- und Ge: 
meinde- Abgaben in berfelben Weife, wie die Beam- 
ten der Landesregierung, zu entrichten, und find den 
Polizei- und Criminal» Gefegen, fowie den Eivil- 
Gerichten am Drte ihrer Anftelung oder Beſchaͤfti— 
gung unterworfen. Bon Hausftande- und Einzugs- 
Geldern find fie befreit. 
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Art. 3. 


} Hinfichtlich der gegenwärtig bei ber Großherzoglich Ol⸗ 

| denburgiichen Poſt- und Telegraphen-Verwaltung angeftellten 

| und beichäftigten Beamten, einfchließlich der Adpiranten, tres 
ten folgende Beftimmungen ein: 

1. Diefelben werden, infofern fie es wuͤnſchen, in den 
Bundesdienft übernommen, und zwar mindeftens unter 

- Beibehaltung ihres Ranges und nach Maßgabe ihrer 
bisherigen Dienftftellung, fowie mit. ihren fonftigen 
erworbenen Aniprüchen. 

2. Die folchergeftalt übernommenen Beamten teeten in 
den Genuß der durch den Bundes-Etat für ihre Dienft- 
ftellungen ausgefegten Gehalts- ꝛc. Bezüge; es wird 
ihnen aber ald Minimum ihr jegiged Dienfteinfom: 
men gefichert. 

3. In Beziehung auf die Penfiond »-Verhältniffe finden 
einftweilen die Preußifchen Normen Anwendung; bes 
trägt jedoch die danach berechnete Penſion weniger, 
als diejenige, welche die Betreffenden zu dem Zeit— 

punfte des Inkrafttretens diefer Vereinbarung bereits 

| nad Oldenburgiſchen Normen erworben haben wür— 
den, ſo ſollen dieſelben den letzteren Betrag als Pen⸗ 
ſion erhalten. 

4. Auf alle in den Bundesdienſt übertretenden oder in 
demſelben anzuſtellenden Großherzoglich Oldenburgi— 
ſchen Staatsangehörigen finden, bis im Wege der 
Bundesgeſetzgebung eine allgemeine Regelung einge— 
treten iſt, die Vorſchriften wegen der Theilnahme an 
der Oldenburgiſchen BeamtenWittwen-Kaffe Anwen— 
dung. Das Bundes-Präſidium wird’ die von dieſen 
Beamten, imgleihen von denjenigen PBenftonairen, 
deren Penfionen auf die Bundeskaſſe übergehen, halb- 
jährlid) an die Oldenburgiſche Beamten-Wittwen- Kaffe 
zu zahlenden Beiträge von deren Gehalt, beziehungs— 
weile Penſion abziehen und an dieſe Kaffe zahlen laf- 
fen. - Der Großherzoglich Didenburgifchen Regierung 
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bleibt vorbehalten, den für bie betreffenden Beam- 
ten xc. nad den Oldenburgiſchen Beftimmungen aus 
ber Staatökaffe zu zahlenden Rabatt bei der Bundes» 
faffe zu liquidiren, im Falle und fobald auch von ber 
Königlich Preußifchen Regierung ein Zufchuß aus 
Bundesfonds zur Königlich Preußiſchen Wittwenkaſſe 
aus Anlaß des Ueberganges des Poſt- und Telegra— 
phenweſens auf den Bund in Anſpruch genommen 
werben jollte. 

5. Diejenigen Großherzoglich Didenburgifchen Poſt- und 
ZTelegraphen » Beamten, welcye zum Webertritt in den 
Bundesdienſt nicht geneigt find, werden nad) den DI- 
denburgiichen Normen penfionirt. 

6. Die Wittwen und binterbliebenen Kinder Großherzog: 
ih Oldenburgiſcher Poſt- und Telegraphen= Beamten 
haben an die im Bundes:Etat ausgeworfenen Unter: 
ftügungsfonds für Hinterbliebene von Poſt- und Tele: 
graphen»- Beamten die gleichen Anſprüche, wie bie 
Hinterbliebenen der übrigen ‘Bolt: und Telegraphen- 
Beamten. 

7. Die Berpflihtungen aus den Dienftcautionen der in 
den Bundeödienft übertretenden Großherzoglichen Beam: 
ten gehen auf den Bund über; ed bleiben jedoch dieſe 
Cautionen nody auf ein Jahr der Großherzoglichen 
Regierung mit einem Vorzugsrechte berfelben vor 
etwaigen Anfprücen des Bundes verhaftet. Dem 
Bundes: Prafidium wird vorbehalten, die Bautionen, 
foweit fie in baarem Gelde beftellt find, entweder in 
den Großherzoglichen Staats-Kaſſen zu belafien, ober 
in Bundes⸗Kaſſen zur Berwaltung zu übernehmen. 


Art. 4. 


Durch die vorftehenden Feftfegungen fol den Beftimmuns 
gen eined etwa zu erlaffenden Bunded-Beamtens®efeged nicht 
vorgenriffen werden, wie denn überhaupt die Beftimmungen 
gegenwärtiger Bereinbarung ſtets infoweit außer Anwendung 
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treten, ald von Bundeswegen über denfelben Gegenftand all- 
gemeine Anordnungen erfolgen. 


Art. 5. 

Die Genehmigung ber gegenwärtigen, in zwei gleich» 
lautenden Eremplaren ausgefertigten Vereinbarung wird, im 
Falle ſich nicht Anftände ergeben, durch Auswechfelung jchrift- 
licher Erklärungen zwifchen dem Herrn Kanzler bed Nord- 
beutfchen Bundes und dem Großherzoglich Oldenburgiſchen 
Staatdminifterium bewirkt werben. 

Geſchehen wie oben. 

(gez.) Peter Starflof, (gez. Wilhelm Wiebe, 
Boft-Director. Geh. Ober:Boftrath. 
(L. S.) . (L. 8.) 





M 7B. 


Bekanntmachung des Staatsminiſteriums, betreffend die Aufhebung des 
Recrutirungscollegiums zu Oldenburg und den Uebergang ber 
Geſchaͤfte defielben auf die dortige Regierung. 

Oldenburg, ben 17. December 18867. 


Dad Staatsminifterium macht hiedurch bekannt, daß 
das Großherzogliche Reerutirungscollegium hiefelbft mit dem 
31. d. M. aufgehoben wird und bie demfelben verbliebenen 
Gefchäfte alddann auf die hiefige Großherzogliche Regierung 
übergehen. 

Oldenburg, den 17. December 1867. 


Staatsminifterium. 
Departement des Innern. 


von Berg. 


Römer, 
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M 79. 


Regierungsbefanntmahung, betreffend das dem Joſeph Maitre zu Ghans 
tillon ertheilte Batent auf ein Berfahren zur NAbrindung von 
Baumftämmen. 

Oldenburg, den 2. December 1867. 


Mit Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs Höch— 
fter Genehmigung ift dem Joſeph Maitre zu Chantillon ein 
Patent auf ein Verfahren zur Abrindung von Baumftämmen, 
foweit ſolches als eigenthümlich und noch nicht bereits bes 
fannt zu betrachen ift, für das Großherzogthum, auf bie 
Dauer von fünf Jahren, unter der näheren Beftimmung ers 
theilt, daß das Patent erlöfchen joll, wenn nicht innerhalb 
Jahresfrift, vom Tage der Verkündung an gerechnet, nad) 
gewiefen wird, daß daffelbe im Großherzogthum zur bleibenden 
Anwendung gefommen ift. 

Didenburg, aus der Regierung, 1867, Decbr. 2. 

Erdmann. 


Hapyeffen. 





M 80. 

Bekanntmachung der Kammer, Zolldepartement, betreffend die Befreiung 
von ber Regitimationgfcheins Kontrole im Orenzbezirfe für Salze 
transporte von nicht mehr ald 10 Pfund. 

Dldenburg, den 17. December 1867. 


Mit Beziehung auf 8. 19 des für ben Norddeutſchen 
Bund unterm 12. October d. 3. erlaffenen Geſetzes, die Erz 
hebung einer Abgabe von Salz betreffend, bringt die Cams 
mer biemit zur öffentlichen Kunde, daß beim Verkehr im 
Grenzbezirke Salztransporte von nicht mehr ald 10 Pfund 
von der Legitimationgfcheincontrofe bis auf Weiteres befreit 
bleiben. 

Didenburg, den 17. December 1867. 

Gammer. 
3011» Departement. 
Janſen. 
Harbers. 
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Gefehblatt 


für das 


Serzogtbum Oldenburg. 





XX. Band. (Husgegeben den 31. Decbr. 1867.) O1. Stüd. 





Inhalt: 
N? 81. Regierungsbekanntmachung vom 27. December 1867, betreffend 
die Einführung des neuen Medicinalgewichts. 





8 8. 
Regierungsbefanntmachung, betreffend die Einführung des neuen Medicinals 
gewichts. 
Oldenburg, den 27. December 1867. 


Auf Grund des Art. 4 der Verordnung vom 30. Sep- 
tember d. J., betreffend die Einführung eines neuen Mebdicinal- 
gewichtd, erläßt die Regierung zur Ausführung dieſer Ver— 
ordnung folgende Beftimmungen: 


$. 1. 

Vom 1. Januar 1868 an dürfen in den Dispenftrlofalen 
der Apotheken Feine andere Gewichtftüce vorhanden fein oder 
in Gebraudy genommen werden, ald folgende: 

1. Bund», halbe Pfund- und Viertel-Pfundſtücke des 
Landeögewichtd, welche refp. mit 500, 250 und 125 
Grammen übereinftimmen; 

2. Zweihundert:, Einhundert-, Fünfzig, Zwanzig. und 
Zehngrammenftüde in der Form eined regelmäßigen 

„Würfel mit abgeftumpften Kanten und Eden; 
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3. Fünfgrammenftüde in Tafelform, deren quabratijche 
Dberfläche gleich ift einer Seite des Zehngrammenftüds ; 

4. Zweis und Eingrammenftüde von der Geftalt eines 
fanftgebogenen Bandes; die Länge dieſes Bandes be 
trägt bei dem Zweigrammenftüd etwa 7 Linien, bei 
dem Gingrammenftüd etwa 6 Linien; 

5. Fünf, Zweis und Ein-Decigrammenftüde mit aufge 
bogenem, an ter einen Seite fchräg- abgefchnittenem 
Rande; 

6. Fünf, Zwei- und Ein-Gentigrammenftücde in derjelben 
Form mit einer aufgebogenen Ede, wie zu 5; 

7. Fuͤnf-, Zwei- und Ein-Milligrammenftüde, welche in— 
def nur für feinere chemische Analyfen erforderlich, 
fir den Receptirtiich aber entbehrlich find. 


6. 2. 


Sämmtliche Gewidhtftükde ($. 1.) müflen mit dem 
Eichungsfteinpel verjehen fein. 


$. 3. 


Bon der Einrichtung einer befonderen Eichungsbehörbe 
für das Herzogthum wird einftweilen abgefehen und find 
daher bid weiter nur von einer Preußiſchen Eichungsbehörde 
geftempelte Gewichte in den Apotheken anzuwenden. 


$. 4. 


Dei der Regierung wird ein Satz geftempelter Gewichte 
von ber für den Gebrauch in den Apothefen vorgefchriebenen 
Form gehalten, welcdyer dazu beftimmt ift, bei Gelegenheit ber 
Apothefen-Bifitationen die vorfchriftsmäßige Beichaffenheit 
der dajelbft in Gebrauch befindlichen Gewichtſtücke zu con- 
troliren. 

Daneben wird bei der Regierung ein Normalſatz von 


abweichender Form zur Pruͤfung des Probeſatzes niedergelegt 
werden. 
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$. 3. 
Dei ber Unterfuchung ber Gewichte gefundene Abweichun« 
gen fönnen unberichtigt "bleiben, wenn biefelben nicht "mehr 
betragen: 


bei Stüden: als: 
zu 200 Gramm — 0,000 Gr. = 6 Cgr. 
„10 „ — 0,50 „5 „ 
„ 50. „ — Du ,„ = 4 “ 
„ 0 ,„ — 0090, =3 „ 
„ 19 „ — 0.0 „=2 „ 
7 5 „ — 0,012 en 1,2 7 
Pe — 0,06 „ = 6 Myr. 
m 1 „ * 0,004 „ah, 
n 0,5 7 — ‚0,002 "7 2 " 
n 0, 2 — ‚0,002 7 =2 „ 

0,1 „u. — 0,002 = 2 


Bezüglic ber Gentigrammenftüce darf beil Finf⸗ 2 Zwei⸗ 
und 1 Gincentigrammenftüde zufammengenommen die Fehler- 
grenze 2 Milligramm nicht überfchreiten. 


$. 6. 


Die Aerzte haben bei ihren Berorbnungen vom 1. Januar, 
1868 an des neuen Gewichtsſyſtems ſich zu bedienen. Sollten 
indeß nach dem genannten Zeitpunkt noch Recepte in die 
Apotheke gelangen, welche nach dem alten Medicinalgewicht 
zufammengeftellt find, fo haben die Apothefer die G wichts⸗ 
anſaätze aus dem alten in das neue Gewicht nach Maßgabe 
der beiliegenden Reductions⸗Tabelle umzuſetzen. 

Die Umfehung eines jeden Gewichtsanſatzes iſt bei Ver⸗ 
meidung von Oidnungsſtrafen auf dem betreffeuden Recept 
zu notiren. Ein Exemplar der Reductions-Tabelle muß auf 
jedem Receptirtiſch vorhanden ſein. 


Oldenburg, aus der Regierung, 1867, Decbr. 27. 
Erdmann, 


Greverus, 
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Tabelle 
zur Umfebung des bisherigen Medicinal- (Unzen-) Gewichts 
in das neue Medieinal- (Brammen-) Sewidt. 


ift umzuſetzen 





7 
| 


Das Gewicht 
in Decimale bes 











von oder in Worten. 
Gramm : 
— — 

'/, Gran | 0,01 1 Eentigramm 
nm 0,015 1 u [Z 

Ya „ | 0,02 ” 

a „ = 0,03 2, 

1 " 0,08 : 7 

1 Scrupel 1,25 1!/, Oramm 
. Drachme 2,0 2 ? 

2 Scrupel 2,5 21, „ 

1 Drachme 3,15 3%,  „ 

4 Scrupel 5,0 5 pi 
1'/, Drachmen 5,5 5 

2 ” 7,5 7a „ 

3 — 11,0 11 2. 

"a Unze 15,0 15 „ 

5 Drachmen 18,75 183), „ 

6 Br 22,5 221,  ,„ 

1 Unze 30,0 30 * 

3 Unzen 90,0 90 * 
6, 180,0 180 — 
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Geſehblätt 


Herzogthum Oldenburg. 


ru 


XX. Band. (Ausgegeben den 8. Janr. 1868.) 92, Stüd. 





Inbalt: 

NE 82 Bekanntmachung ded Staats-Minifteriums vom 30. December 
1867, betreffend eine zwifchen Preußen, Oldenburg und Bremen 
getroffene Uebereinkunft wegen Grrichtung einer gemeinjchaftlichen 
Duarantaine:Anftalt an der Unterwefer. 

283. Bekanntmachung des Staatsminifteriums vom 26. December 
1867, betreffend das Berzeichniß derjenigen Steuerftellen, welche 
im Gebiete der Branntweinfteuer-Gemeinfchaft zur Abfertigung 
des mit dem Anfpruche auf Steuervergütung ausgehenden in: 
länbifchen Branntweins befugt find. 

NE 84. Regierungsbefanntmahung vom 28. December 1867, betreffend 
das dem Jacob Bührer und Earl Hamel in München erteilte 
Patent auf continuirliche Parallel:Ziegelöfen mit Trocdenanlage 
und Bentilatorbetrieb. 








M 82, 


Bekanntmachung des Staatsminifteriums, betreffend eine zwifchen Preußen, 
Oldenburg und Bremen getroffene Mebereinfunft wegen Errichtung 
einer gemeinfchaftlihen Duarantaine-Anftalt an der Unterweſer. 


Oldenburg, den 30. December 1867. 


Nachdem mit der Königlich Preußiſchen Regierung und 
der Regierung der Freien Hanfeftabt Bremen eine Ueberein- 
funft wegen Errichtung einer gemeinſchaftlichen Preußen⸗Ol—⸗ 
denburg-Bremifchen Duarantaine-Anftalt an der Unterweſer 
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abgeichlofien ift, bringt das Staatsminifterium im Nachftehen- 
ben dieſe Uebereinfunft nebft dem zugehörigen Reglement mit 
dem Bemerfen zur öffentlichen Kunde, daß als Oberbehörden 
der im $. 2 der UWebereinfunft angegebenen Quarantaine— 
Directorial-Behörden Preußiſcher Seitd die Königliche Land: 
droftei zu Stade und Bremifcher. Seits die Senatdcommilfton 
für die Hafen und Hafenanftalten bezeichnet worden find. 


Oldenburg, den 30. December 1867. 


Staatöminifterium. 
Departement des Innern. 
von Berg. 


Römer. 
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Uebereinkommen. 


— — — 


$. 1. a 
Es ift eine gemeinfchaftliche Preußen-⸗Oldenburg⸗-Bre⸗ 
mifche DQuarantainesAnftalt an der Unterweſer zu errichten. 


$. 2. 


Diefe Duarantaine-Anftalt wird verwaltet von ber ges 
meinfchaftlih Preußen-Oldenburg-Bremiſchen Duarantaine- 
&ommiffion, welche aus den Beamten ded Amts Lehe (even- 
tuell Geeftemünde), dem Beamten ded Amts Brafe und bem 
Beamten ded Amts Bremerhaven befteht, und zwar dergeftalt, 
daß biefe QuarantaineBehörde alternirend von Jahr zu Jahr 
ihren Sig bezw. in ©eeftemünde und Bremerhaven hat, und 
der betreffende Beamte allein während des Jahres die laufen» 
den Gefchäfte führt und namentlih die Quarantaine⸗Maß— 
regeln handhabt, während der Großherzoglidh Oldenburgiſche 
Commiffarius bei allen gemeinjamen Angelegenheiten mit 
den übrigen Commiffarien handelt, und von der Directorial- 
Behörde in fortlaufender Kenntniß von ben Gefchäften und 
indbefondere von den gegen Schiffe, welche nad Brafe 
ober Elsfleth aufgehen, getroffenen Maßregeln erhalten 
wird. 


Falls Schiffe feine Kranfe an Bord haben oder inner: 
halb der legten 30 Tage fein Todesfall an Bord vorgefom- 
men ift, oder etwaige Kranke unverbächtig befunden werben, 
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fo dürfen diefelben nad) Beantwortung der Fragen ohne Wei- 
teres auflegeln (cf. $. 8). 


$. 3. 


Die Quarantaine-Bommiffton hat den betreffenden Land— 
phnficus, eventuell einen denfelben vertretenden Arzt in den 
geeigneten Fällen zuzuziehen. 


$. 4. 


Bon Duarantaine-Maßregeln hinfichtlidy des gelben Fie— 
bers wird gänzlich Abitand genommen. 


$. 3. 


Die durh dad Reglement für die gemeinfchaftlicye 
Preußen-Bremifche Quarantaine-Anftalt an ber Unterwejer 
vom 12. Februar 1856 und 22, März 1859 vorgefchriebe- 
nen DuarantainsMaßregeln binfichtlih der Peſt werden 
fiftirt. 


$. 6. 


Sobald jedoch die Nachricht eintrifft, daß in einem 
Hafen der Levante die Peſt ausgebrochen ift, treten jene 
Maßregeln für alle diejenigen Schiffe wieder ein, welche aus 
diefem Hafen abgefegelt find, oder denjelben auf der Reiſe 
berührt haben, und werden erft dann wieder fiftirt, wenn 
von demjenigen Tage an gerechnet, an welchem in bem ber 
treffenden levantifchen Hafen das Aufhören der Peft befun- 
det und damit berfelbe für rein erflärt ift, 60 Tage abge: 
laufen find. 


.% 


Es ift nah Maßgabe der im $. 5 und 6 enthaltenen 
Grundfäge und ber fonft getroffenen Vereinbarungen das 
gedachte Reglement einer Umarbeitung unterzogen und eine 
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Ausfertigung diefed neuen Reglements dem gegenwärtigen 
Uebereinfommen angeſchloſſen. 


$. 8. 


Die Infraftfegung der Duarantaine» Maßregeln und 
deren Siftirung erfolgt durdy gemeinfamen Befchluß der drei 
Sommiffarien nach Stimmenmehrheit, worbehältlich jedoch der 
von ber localen Duarantaine-Behörde in Eilfällen anzuord— 
nenden Maßregeln, wovon fofort den übrigen Commiſſarien 
Nachricht zu geben ift. 


$. 9. 


Ueber das Eintreten und das Aufhören der Quaran— 
taine-Maßregeln ift eine öffentliche Bekanntmachung zu er: 
laffen. 


8. W. 


Die Koften der DuarantainesAnftalt werben, foweit zu 
deren Dedfung die Einnahmen an Gebühren nicht reichen, zu 
?/;, von Preußen und Bremen, zu ", von Oldenburg ges 
tragen. 


Die Rechnung wird zunächft von ſämmtlichen Com— 
miffarien geprüft und mit deren Erinnerungen ber Oberbe— 
hörde der betreffenden Directorial:Behörde zur Superrevifton 
und Communication mit ben betreffenden Regierungsbehörben 
vorgelegt. 


$. 12. 


Sänmtliche Imventarienftüde der bisherigen Preußen: 
Bremifchen Duarantaine-Anftalt gehen auf die gemeinfchaft: 
lich Preußen⸗Oldenburg-Bremiſche Duarantaine-Anftalt über, 
mit Ausnahme ded Duarantainebootd. 


5346 





8. 13. 


Dieſe Uebereinkunft tritt am 1. Januar 1868 in Kraft, 
und kann, vorbehältlidy ihrer Abänderung oder Bejeitigung 
auf dem im Artifel 4 (Nr. 15) der Berfaflung des Nord: 
beutfchen Bundes bezeichneten Wege, von jedem der contra- 
hirenden Theile mittelft einjähriger Kündigung aufgerufen 
werben. 


m m — — — — 
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NHeglenent 
für 
die gemeinfchaftliche Preußen - Oldenburg - Bremifche 
Quarantaine-Anſtalt an der Unterwefer. 


Nachdem der Erlaß eines Reglementd für die gemein- 
ſchaftliche Preußen-Oldenburg-⸗Bremiſche DuarantaineAnftalt 


an der Unterweſer von der Quarantaine-Commiſſion mit Ges 


nehmigung ber drei Directorial-Behörden für angemeffen er- 
achtet worden, jo wird dieſes Reglement und daß die, Be- 
ftimmungen bdesfelben mit dem I. Januar 1868 in Kraft 
treten werben, allen dabei Betheiligten hiemit zur Kenntniß 
gebradht. 


$. 1. 


Ale Schiffe, welche von Gegenden fommen, die von 
der Duarantaine-Behörde wegen der Peſt für verdächtig er- 
klärt find, unterliegen, bevor fie in einem an der Wefer be- 
legenen Hafen oder Zandeplag in gejuntheitspolizeilicher Hin- 
ſicht zum freien Verkehr zugelafien werben, der Quarantaine. 


$. 2. 


Sobald der Duarantaine-Behörde zur Kunde Fommt, 
daß in einem Hafenplag in der Levante die Peſt ausgebrochen 
jei, werden die von folchem Plage kommenden Schiffe ber 
Quarantaine unterworfen, bis der Duarantaine: Behörde 
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darüber Kunde geworden ift, daß die in Frage ftehenden 
Pläge für verdächtig nicht länger zu halten fein. Das 
Bintreten und Aufhören der Duarantaine-Maßregeln wird 
durdy die Quarantaine-Behörde öffentlich bekannt gemacht. 


8. 3. 


Ale Schiffe, welche aus Häfen kommen, die für ver 
bächtig erklärt find, dürfen nur unter Duarantaine-Flagge 
am großen Maft (einer grünen Flagge von zwei Ellen: im 
Duadrat, ftatt deren Schiffe, weldye damit nicht verliehen 
find, die National-Flagge am großen Maft hiffen) in ber 
MWefer auflegen, und find alle auf der Wefer angeftellten 
Lootfen angewiefen, auf die genaue Aufrechthaltung bdiefer 
Vorſchrift forgfältigft zu achten. 


Jeder Verkehr mit Schiffen, welche die Quarantaine— 
Slagge führen, fei e8 vom Lande oder von andern Schiffen 
aus, ift unterfagt. Diejenigen ‘Berfonen, welche died Verbot 
übertreten, werden, abgefehen von der über fie zu verhängen- 
den Geldftrafe bis zu 50 9, ald zu dem unter Quaran— 
taine-Flagge liegenden Schiffe gehörig angefehen und be 
handelt. 


$. 4. 


Sobald: ein Schiff unter Duarantaine-Flagge auflegelt, 
fährt ein Boot mit einem von der Duarantaine-Behörde dazu 
Beauftragten dem Schiffe entgegen und legt demfelben unter 
angemefienen Borfichtsmaßregeln die auf der Anlage A. be: 
findfichen Fragen, und zwar wo möglich in der Landesſprache 
des Schiffs zu fchriftlicher Beantwortung vor, nimmt die 
Beantwortung diefer Fragen nebft den etwa vorhandenen Ge: 
jundheitöpapieren entgegen und legt diefelben der Duarantaine: 
Behörde vor, welche, jofern Feine Bedenfen entgegenftehen, 
jefort mündlidy;Practifa ertheilt und das Schiff durch ein 
Signal davon benachrichtigen läßt. 
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$. 5. 


Die Practifa ift immer jofort zu ertheilen, wenn fein 
Kranker an Bord und außerdem innerhalb ber legten 30 Tage 
fein Todesfall vorgefommer ift. Sobald die Ausfüllung des 
Fragebogens ergiebt, daß weber ein Kranfer an Bord, noch 
innerhalb der legten 30 Tage ein Todesfall an Bord vorge 
fommen iſt, fo ſoll einem Schiffe, welches weiter aufzufegeln 
beabfichtigt, durdy den mit der Ueberbringung des Frage: 
bogend Beauftragten, die Fortſetzung feiner Fahrt ohne Wei- 
teres geftattet werden. 

Befindet fich dagegen ein Kranker an Bord, oder hat 
fi) innerhalb der legten 30 Tage der Reife ein Todesfall er: 
eignet, jo wird von Seiten der: Quarantaine-Behörde eine 
ärztliche Unterfuhung an Ort und Stelle veranftaltet. 


$. 6. 


In denjenigen Fällen, in weldyen die im $. 5 bezeichnete 
ärztliche Unterſuchung als erforderlich erfcheint, ift folgender: 
maßen zu verfahren. 

a. Erflärt der Arzt, daß die an Bord befindlichen Kranz: 
fen nicht an einer gefährlichen anftedenden Krankheit leiden, 
oder daß der innerhalb der legten 30 Tage vorgefommene 
Todesfall einer ſolchen Kranfheit nicht zuzufchreiben fei, fo ift 
ohne Weiteres freie Practifa zu ertheilen. 

b. Erflärt der Arzt, daß gewiß, oder auch nur, daß 
wahrjcheinlich der innerhalb der 30 Tage vorgefommene To— 
desfall der Peſt zuzufchreiben fei, fo ift dad Schiff fo lange 
auf der Rhede außerhalb aller Berührung mit dem Lande 
und mit andern Schiffen zu halten, bi8 30 Tage ſeit dem 
legten für bedenklich erklärten Symptom verfloffen jind. 

c. Erflärt dagegen der Arzt, daß an der auf dem Schiffe 
befindlichen Mannfchaft oder an andern auf dem Schiffe ans 
weienden Individuen ſich Symptome der Peſt vorfinden, To 
ift ein foldyes Schiff unverzüglich von der Wefer fofort an 
eine Quarantaine-ReinigungsAlnftalt zu verweifen. 
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In den sub b. und c. bezeichneten Fällen ift ein ſolches 
Schiff auf deffen Koften mit den von ihm etwa verlangten 
Bedürfniffen zu verfehen. In dem sub c. genannten Falle 
ift mit der Desinfection des darauf befindlichen Lootſen nad) 
Vorſchrift des Arztes zu verfahren. 


$. 7. 


An Gebühren werden folgende Säge erhoben: 

a. für die Unterfuchung eined Schiffes incl. Bootslohn, 
Gopialien, Stempel u. -» . » 10 — gr. 
Hält das Schiff aber unter 100 Rat. . 5, — 

b. Fürjeden Beſuch des Arztes incl. Bootslohn 2 „ 36 „ 


e. Für Wachen pro Tag pro Mann. . . 1, —u 
Andere Gebühren werden nicht erhoben. 
den ten 186 


Die gemeinfchaftliche Breußen-Didenburg-Bremifche 
Duarantaine Commiſſion. 
(Unterjchriften.) 


ee ——— 
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Anlage A. 


Preußen-Oldenburg-Bremifche Quarantaine-Anſtalt. 


Rhede vor Bremerhaven, den .. . . . ... 


Tragen, welche der Führer des Schiffes, dem ſie zur Be 
antwortung vorgelegt werden, der Wahrheit gemäß und fo, 
daß er ed demnächft eidlich beftärfen kann, fchriftlich unter 
jeder bderfelben zu beantworten hat: 


ING we 


. Wie heißt das Schiff? 

. Wie heißt der Bapitain? 

. Wo gehört das Schiff zu Haufe? 

. Wo ift das Schiff beladen ? 

. Wann fegelte e8 ab? 

. Weldye Plaätze hat ed auf feiner jegigen Reife berührt? 
. Hat das Schiff unterwegs mit einem anderen Schiffe 


Verkehr gehabt, worin beftand derjelbe und woher fam 


. das fremde Schiff? 


. Nach welchem Plage ift das Schiff beftimmt? 
. Hat das Schiff einen Gefundheitdpaß oder nicht ? 
. Hat dad Schiff irgendwo in Quarantaine gelegen? — 


wo? — wie lange? 


. War an dem Landungsplage oder an einem der Häfen, 


bie das Schiff berührt hat, die Peſt ausgebrochen, als 
ſich das Schiff dort befand ? 


. Wie viel Dfficiere, Seeleute und Paſſagiere m Ge: 


fammtzahl hat das Schiff an Bord? 


. Hat es deren unterwegs aufgenommen? — und wo? 


— 


14. Iſt ein Kranker an Bord? 
15. Hat das Schiff von ſeiner Mannſchaft oder von den 


Paſſagieren auf ſeiner Reiſe irgend Jemanden durch 
den Tod verloren? 


. An welcher Krankheit und an welchem Tage find die— 


jelben geftorben? 


. Befinden ſich die Betten und Kleidungen, welche bie 


VBerftorbenen an Bord benugt haben, noch auf bem 
Schiffe? 


. Aus welchen Gütern beſteht die Ladung? 


(Eigenhändige Unterjchrift des Eapitaine.) 


MW 83. 


Bekanntmachung des Stantsminifteriums, betreffend das Verzeichniß der: 
jenigen Steuerftellen, weldye im Gebiete der Branntweinfteuer: 
Semeinichaft zur Abfertigung des mit dem Anfpruche auf Steuer: 
vergütung ausgehenden inländiichen Branntweins befugt find. 


Oldenburg, den 26. December 1867. 


— nn 


Die Steuerſtellen zu Treffurt und Catharinenberg im 
Bezirk der Provinzial-Steuer-Direction zu Magdeburg find, 
wie mit Bezug auf das unterm 20. Auguft d. 3. veröffent- 
lichte Verzeichniß hierdurch befannt gemacht wird, nicht zur 
Abfertigung des mit dem Anſpruch auf Steuervergütung 
ausgehenden inländifchen Branntweins, fondern nur zur 
Ertheilung der Ausgangsbefcheinigungen befugt. 


Didenburg, den 26. December 1867. 


Staatsminifterium. 
Departement der Finanzen. 


Zedelius. 


Römer 





VE 84. 


Regierungsbefanntmachung, betreffend das dem Jacob Bührer und Garl 
Hamel in München erteilte Patent auf eontinuirliche Parallel: 
Biegelöfen mit Trodenanlage und Bentilatorbetrieb. 


Oldenburg, den 28. December 1867. 


— 


Mit Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs Hoͤch⸗ 
ſter Genehmigung iſt den Technikern Jacob Buͤhrer und Carl 
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Hamel in München ein Patent auf die in Zeichnung und 
Beichreibung von ihnen nachgewieſene bejondere Art der Ver: 
einigung von Ziegelöfen für continuirlichen Betrieb mit Ven— 
tilatorbetrieb und Trockenanlagen, ſoweit foldye als eigen: 
thümlich und noch nicht bereitd befannt zu betrachten ift, für 
das Großherzogthum auf die Dauer von fünf Jahren unter 
ber näheren Beitimmung ertheilt, daß das Patent erlöjchen 
ſoll, wenn nicht innerhalb Jahresfrift, vom Tage der Ber: 
fündung an gerechnet, nachgewielen wird, daß baflelbe im 
Großherzogthum zur bleibenden Anwendung gefommen ift. 
Oldenburg, aus der Regierung, 1867, December 28. 


Erdmann. 


Ahlhorn. 
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Gefehhlatt 


für das 


Serzogtbum DSldenburg. 








XX. Band. Ausgegeben den 10. Jan. 1868.) I. Stil. 








Inhalt: 

.Ma88 Bekanntmachung des Staatsminiſteriums vom 6. Januar 1868, 
bet effend ten Einfchluß des Herzogthums Lauenburg in die 
Zolllinie des Zollvereins. 

VE 86. Bekanntmachung der Cammer, Bolldepartement, vom 7. Ja: 
nuar 1868, betreffend den Verkehr mit Spielfarten. 








A, 85. 
Bekanntmachung des Stantsminifteriums, betreffend den Ginfchluß bes 
Herzogthums Lauenburg in die Zolllin e des Zollvereing. 


Dldenburg, ben 6. Januar 1868. 


— — 


Auf den Grund desfälliger Mittheilung des Bundes: 
fanzlerd bringt das Staatsminiſterium hierdurch zur öffent: 
lichen Kunde, daß das Herzogthum Lauenburg feit dem 5. 
d. M. in die Zolllinie ded Zollvereins eingefchloffen wor: 
den ift. 

Oldenburg, den 6. Januar 1868. 


Staatsminifterium. 
Departement der Finanzen. 


Zedeliuß. 





Römer. 
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“Ve 86, 


Befanntmachung dev Cammer, Zufldepartement, betreffend den Verkehr 
mit Spielfarten. 


Oldenburg, den 7. Januar 1868. 


Unter Bezug auf die Artifel 4 und 29 bed unter ben 
Regierungen der Zollvereinsftaaten abgefchloffenen, mittelft 
des Bundesgefeßblatteds Nr. 9. verfündeten Vertrags vom 
8. Juli v. J. die Fortdauer ded Zoll: und Handelsvereins 
betreffend, fowie auf Ziffer 3 des Schlußprotocolld zu die: 
jem Bertrage wird mit Genehmigung des Großherzoglichen 
Staatdminifteriums hiedurd Folgendes zur öffentlichen Kunde 
gebracht: 

1. Mit dem 1. Januar d. 3. ift 


, Regierungs: 
a. das in $$. 1 und 3 der — Bekanntmachung 


vom 22. März 1837, den Verkehr mit Spielfarten 
betreffend, erlaffene Verbot der Einfuhr von Spiel- 
farten in das Herzogthum, fowie des Abſatzes nad) 
Hannover und Braunſchweig außer Wirkſamkeit ges 
treten ; deögleichen 
b. die auf die Einlöfung eines Erlaubnißfcheing zur Ein- 
fuhr von Spielfarten, auf Entrichtung einer Abgabe 
für denfelben, jowie auf deſſen Borzeigung und Rück— 
lieferung bezüglichen WBorfchriften der vorgedachten 
Bekanntmachung, beziehungsweife ber — 
kanntmachung vom 26. Juni 1839. 
2. Es fommen 
an Stelle der in $. 1 Abſatz 6, $. 3 Abfag 2 und 
$. 4 der Befanntmadhung vom 22, März 1837 für 
die Berjendung von Spielfarten vorgefchriebenen Bafftr: 
jcheine, Urfprungsbeicheinigungen, Befcheinigungen der 


[4 
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Stempelbehörden — MUebergangsfcheine — in An: 
wendung. 

3. Die Berpflihtung, eingehende Spielfarten nad) er: 
folgter Zoll- oder fteueramtlicher Abfertigung behuf 
Steimpelung unverweilt einem Stempelbüreau zu über: 
liefern, bleibt bi8 weiter aufrecht erhalten. Dasfelbe 
gilt von den übrigen Beftimmungen ber Befannt: 
machung vom 22. März 1837, infoweit diefelben nicht 
Ihon außer Wirffamfeit getreten find. 

Dldenburg, den 7. Januar 1868. 


Gammer, 
Z0ll-Departement. 


Janſen. 


— — — — 


L. Harbers. 





— —— — — — 


Digitized by Google 
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Geſthblatt. 


für das 


Herzogthum ae: 


XX. Band. (Musgegeben den 15. Sanr. 1868.) 54. Std. 





Subalt: 
NE 87. Bekanntmachung des Staatsminifteriums vom 8. Januar 1868, 
betreffend den Nachweis der wifienfchaftlihen Bildung zum 
Zweck der Zulaflung zum einjährigen freitwilligen Militairdienft. 
NR 88. Bekanntmachung des Staatsminiſteriums vom 40. Janımr 1868, 
betreffend den Ginfchluß des Herzogthums Lauenburg in die 
Zolllinie des Zollvereine. 


A889. Regierungs: Bekanntmachung vom 11. Januar 1868, betreffend 
die Anmeldung von neu einziehenden Fremden. 


a en 


NM 81. 

Befanntmachung des Staatsminifteriums, betreffend den Nachweis der 
wiflenichaftlichen Bildung zum Zweck der Zulaflung zum einjühs 
rigen freiwilligen Militairdienft. 

Didenburg, den 8. Januar 1868. 


Unter Bezugnahme auf die Beftimmung im $. 45 ber 
Bekanntmachung ded Staatdminifteriumd vom 7. September 
v. 3., betreffend die Militairerfag -Aushebung, wonach bie 
rücfichtlich des einjährigen freiwilligen Dienftes beftehenden 
Beftimmungen (Abfchnitt IX. C. der Erfag- Inftruction) für 
junge Leute von Bildung mit der Maaßgabe in Kraft treten, 
daß den bis zum Jahre 1871 dienftpflichtig werdenden ber 
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jpecielle Nachweis der wiſſenſchaftlichen Bildung erlafien wird, 
macht das Staatsminiſteriuin hieburch bekannt, daß die Zu: 
laffung zum einjährigen freiwilligen Militairdienft für die 
nach dem Jahre 1871 bdienftpflichtig werdenden Angehörigen 
des Großherzogthums abhängig ift: 
für die im- "Jahre 1872 dienſwpflichig werdenden 
gen Leute von demjenigen Grade wiſſenſchaftlicher 
Bildung, welcher durch einjährigen erfolgreichen Veſuch 
ber Gymnaftal»Vertia erzielt wird; 


für- die im Jahre 4873 dienftpflichtig “werbenden "von 
dem Grade wifenfchaftlicher Bildung, welcher ber 
Reife für die Gymnaſial-Secunda entipricht, und erft 
fir die im Jahre 1874 und jpäter in das dienftpflich- 
tige Alter, eintretenden von. dem Grade wiflenfchaft- 
licher Bildung, welcher nad) den Beflimmungen ber 
Militairerfag: Inftruction erfordert wird. 


Didenburg, den 8. Januar 1868. 
Staatsminifterium. 
Departement des Innern. 


v. Berg. 


Römer. 
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N 88. 
Bekanntmachung des Staatsminifteriums, betreffend den Einfchluß des 
Herzogthums Lauenburg in die Zolllinie, des Zollvereins. 
Didenburg, den 10. Januar 1868. 





Unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom 6. d. M., 
betreffend den Einjchluß des Herzogthums Lauenburg in bie 
Zolllinie des Zollvereind, bringt dad Staatöminifterium ferner 
zur öffentlichen Kunde, daß der -freie Verkehr -zwifchen dem 
Herzogthum Lauenburg und allen, zum Zollvereine gehörigen 
Ländern zufolge der beftehenden vertragsmäßigen Abreden mit 
nachitehenden Maaßgaben ftattfindet: 


1. In Folge der Erhebung einer Nachſteuer von ben im 
Herzogthum Lauenburg befindlichen Beftänden aus- 
ländiicher Waaren bleibt einftweilen, und zwar bis 

zur Beendigung der Revifion der nachfteuerpflichtigen 
Waaren die Zollgrenze zwifchen dem Herzogthum und 
dem Zollvereinsgebiete beftehen. Der Zeitpunft, mit 
welchen demnaͤchſt der freie Verkehr mit dem Zollvereine 
eintritt, wird beſonders befannt gemacht werden. 


2. Bon den einer inneren indirecten Steuer unterliegenden 
Gegenftänden: Branntwein, Bier und Tabad ,, tritt 
vor der Hand nur der Tabak in den freien Verkehr 
zwifchen den übrigen zum Norbbeutichen Bunde ge: 
hörigen Zollvereindftaaten und Gebietötheilen einerfeits 
und Lauenburg andererfeitd. Hingegen gelangen, da 

„bie Befteuerung ded Branntweind und Bierd nad 
Maaßgabe der Beftimmungen in Preußen und ben 
übrigen betheiligten Staaten des Nordbeutfchen Bundes 
für Lauenburg einftweilen noch nicht angeorbnet ift, 
von dem aus Lauenburg übergehenden Branntwein 
und Bier die beftehenden Uebergangs-Abgaben zur 
Erhebung, während bei der Ueberfuhr nad) Lauenburg 
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die Erftattung der Steuer nah Maaßgabe ber be 
ftehenden Vorfchriften Statt findet. 


Oldenburg, den 10. Januar 1868, 








Stautsminifterium. 
Departement der Finanzen. 
Zedeliuß. 
Römer. j 
NM 89. 


Regierungs = Befanntmachung , betveffend die Anmeldung von neu ein: 
ziehbenden Fremden. 
Divenburg, den 11. Januar 1868. 


Mit Genehmigung ded Großherzoglichen Staatdminifte- 
riumsd wird auf rund bed Art. 9 des Gefczed vom 
27. April 1857 die nachftehende polizeiliche Vorſchrift erlaflen. 
Jeder neu anziehende Fremde ift verpflichtet, bei der Polizei: 
behörde (Amt, Stadtmagiftrat) innerhalb 14 Tagen ſich zu 
melden. 

Die Unterlaffung der Anzeige wird mit einer Geldftrafe 
bis zu 10 „P geahnet. 

Oldenburg, aus der Regierung, 1868 Ian. 11. 


Erdmann. 


Ahlhorn. 
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Gefehblatt 


HSerzogtbum Oldenburg. 





XX. Band. (Ausgegeben den 24. Janr. 1888.) 55. Stuͤck. 





Inhalt: 


N? 90. Verordnung, vom 22. Januar 1868, betreffend Aufhebung bes 
Amts Raſtedt. 





M W. 


Verordnung, betreffend Aufhebung des Amts Raſtedt. 
Oldenburg, den 22. Januar 1868. 





Wir Nicolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzug von Dlvenburg, Erbe, zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holftein, Stormarn, der Dithmarfchen - 
und Oldenburg, Fürft von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von Jever und Kniphauſen ꝛc. ıc. 


verorbnen hierdurdy in Abänderung der Berordnung vom 
12. Zuni 1858, betreffend bie Bildung ber Fünftigen Amts— 
bezirfe, was folgt: 


Mit dem 1.Mai d. J. wird das bisherige Amt Raſtedt 
aufgehoben und werden von dem gedachten Zeitpunfte an bie 
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Gemeinden Raſtedt und Miefelftede dem Bezirke des Amts 
Divdenburg und die Gemeinden Schweiburg und Jade dem 
Bezirke ‚dved Amts Varel zugelegt. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Namensunterichrift und 
beigebrudten Großherzoglichen Inſiegels. | 

Gegeben auf dem Schloffe zu Oldenburg, den 22. Ja: 
nuar 1868. 


(L. S.) Peter. 


von Röſſing. von Berg. 





— — — — 
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Gefeßblatt 


für das 


Herzogthum Oldenburg. 





XX. Band, (Ausgegeben den 13. Febr. 1868.) H6. Stück, 





Inbalt: 
N? 9. Bekanntmachung des Staatsminiſteriums vom 10. Februar 
1868, betreffend den Einſchluß des Herzogthums Lauenburg in 
die Zolllinie des Zollvereins. 





‚91. | 
Bekanntmachung des Staatsminifteriums, betreffend den Einichluß des 
Herzogthums Lauenburg in die Zolllinie des Zollvereine. 
Oldenburg, den 10. Februar 1868. 


In Berfolg der Befanntmahung vom 10. Januar d. 3. 
wird hierburd zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß nad) 
erfolgter Beendigung der Reviftion der nachfleuerpflichtigen 
Waaren im Herzogthum Laueriburg mit demfelben nunmehr 
‚ ber den Zollvereind:BVerträgen entiprechende freie Verkehr mit 
der in der Bekanntmachung vom 10. Januar hinſichtlich des 
Branntweind und Bierd bezeichneten Befchränfung einge: 
treten ift. 

Oldenburg, den 10. Februar 1868. 

Staatöminifterium. 
Departement ber Finanzen. 
Zedelius. 


Römer. 
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M 92. 


Bekanntmachung des Staatsminifteriums, betreffend die Verleihung ber 
juriftifchen Berfönlichkeit an das St. Anna:Stift zu Löningen. 


Oldenburg, den 25. Januar 1868. 


Mit Höchfter Genehmigung bringt dad Staatsminifterium 
hiedurch zur öffentlichen Kunde, daß der in dem Orte Lönin- 
gen unter dem Namen St. Anna-Stift errichteten, unter der 
Verwaltung eined uratoriumd von 7 Perſonen ftehenden 
Heil- und Pflege-Anftalt für Kranke, altersſchwache Berfonen 
und hülfdbebürftige Kinder aus der Gemeinde Köningen, unter 
Vorbehalt des Dberauffichtsrechtd des Staates in Betreff ber 
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Verwaltung ded Stiftungsvermögensd die Rechte einer juriftis 


fchen Perſon verliehen find. 
Oldenburg, den 25. Januar 1868. 


Staatsminiſterium. 
Departement des Innern. 


v. Berg. | 


Römern , 





M 93. 


Bekanntmachung des Staatsminiſteriums, betreffend die Aufhebung der 
Steuer-Recepturen Lohne und Bodhorn. 


Oldenburg, den 12. Februar 1868. 


Mit Beziehung auf die Bekanntmachungen vom 20. De— 
cember 1853, die in Folge des Beitrittd Oldenburgs zum Zoll: 
Verein eintretende „veränderte Einrichtung der betreffenden 
Behörden, und vom 21. December 1853, dad Regulativ über 
die Behandlung der mit den Staatspoften eins, durch- und 
ausgehenden Waaren betreffend, bringt dad Staatsminifterium 
hierdurch zur öffentlichen Kunde, daß die Steuer-Recepturen 
Lohne und Borhorn, und zwar die erftere vom 1. März, die 
legtere vom 1. Mai d. J. an, werben aufgehoben werben. 


Didenburg, den 12. Februar 1868. 
Staatsminifterium. 
Departement der Finanzen. 
Zebelius, 
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1868, betreffend die Ablieferung ter am 30. April 1868 bei 
dem Amtsgerichte Naftede vorhandenen Urfunden ber freiwilli= 
gen Gerichtöbarfeit. 





M 94. 


Bekanntmachung bes Appellationsgerichts, betreffend die Ablieferung ber 
am 30. April 1868 bei dem Amtsgerichte Raſtede vorhandenen 
Urfunden der freiwilligen Gerichtsbarfeit. 


Oldenburg, den 10. Februar 1868. 


Bei ber durch die Verordnung vom 22. Januar b. 3. 
verfügten, mit dem 1. Mai d. 3. eintretenden Aufhebung des 
Amts Raftede werben die fämmtlichen bei dem dortigen Amts- 
gerichte befindlichen Urkunden der freiwilligen Gerichtöbarfeit 
an das Amtsgericht Oldenburg abgegeben werden, mit Aus: 
nahme jeboch der von Eingefeffenen der Gemeinden Jade und 
Schweiburg bis zum 30. April d. 3. vor dem Amtsgerichte 
Raftede errichteten oder bei demſelben niebergelegten Tegtwilli- 
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gen Verordnungen, infofern ein Antrag der Betheiligten auf 
Ablieferung folcher legtwilliger Verordnungen an das Amtes 
geticht Varel erfolgt. 

Derartige Anträge find an das Amtsgericht Raſtede 
bezw. nach dem 30. April d. 3. an dad Amtsgericht Varel 
zu richten. g 


Oldenburg, 1868 Februar 10. 
Großherzoglihesd Appellationdgericht. 
Tenge. 


Ramsauer. 
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M. 9. 


Bekanntmachung des Appellationsgerichts, betreffend bie Einrichtung des 
Auctionatorwefens im Amte Raſtede. 


Dfdenburg, den 25. Februar 1868. 


In Folge der durch die Verordnung vom 22. Sanuar 
1868 auf den 1. Mai d. 3. verfügten Aufhebung bed Amts 
Raſtede werden, mit Höcjfter Genehmigung St. Königlichen 
Hoheit des Großherzogd, hinſichtlich des Auctionatorweſens 
in dem jetzigen Amtsbezirke Raſtede die folgenden Beſtim⸗ 
mungen getroffen: 

1. Der dem Auctionator des Amts Raſtede angewieſene 
Geſchaäftsbezirk bleibt auch nach dem 30. April d. J. unver- 
aͤndert und befaßt daher nach wie vor nicht nur die zum 
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Amte Oldenburg gelegten Gemeinden Raftebe und Wiefelftede, 
fondern auch die einen Beftandtheil des Amtsbezirks Varel 
noch ferner bildenden Gemeinden Jade und Schweiburg. 

2. Der Auctionator fteht auch nad) dem 30. April d. 3. 
hinfichtlich feiner gefammten Dienftführung dalfo nicht blos 
hinfichtlich der in den zum Amtöbezirfe Oldenburg gelegten 
Gemeinden Raftede und Wiefelſtede, fonderm auch hinfichtlich 
der auch ferner einen Theil ded Amts Varel bildenden Ges 
meinden Jade und Schweiburg abzuhaltenden öffentlichen 
Berfäufe und Verheuerungen) unter der Dienftaufficht und 
Controle des Obergerichts und bezw. ded Amtsgerichts DL 
denburg. 

3. Soweit zu den von dem Auctionator in den Ge— 
meinden Raſtede und Wiefelſtede abzuhaltenden öffentlichen 
Verkäufen und Verheuerungen die amtsgerichtliche Erlaubniß 
erforderlich iſt, iſt nach dem 30. April; d. J. dieſe Erlaubniß 
bei dem Amtsgerichte Oldenburg, ſoweit ſolche Verkäufe und 
Verheuerungen aber in den Gemeinden Jade und Schweiburg 
abzuhalten- find, auch- ferner bei dem Amtsgerichte Barek zu 
fuchen. 

Dldenburg, 1868 Februar 25. 


Großherzogliches Appellationsgericht. 
enge: 


Ramdauer. 
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N? %. Bekanntmachung des Staatsminiſteriums vom 18. Februar 
1868, betreffend die Verleihung der juriftifchen Perfönlichkeit 
an das St. Marien:Stift zu Friefoythe. 

N? 97. Bekanntmachung des Etaatsminifteriums vom 7. März 1868, 
betreffend den Anſchluß Hamburgifcher Gebietstheile an den 
Bollverein. 





M. 96. 


Bekanntmachung des Staatsminifteriums, betreffend die Verleihung der 
juriftifchen Perfönlichkeit an das St. Marien:Stift zu Friefoythe. 
Oldenburg, den 18. Februar 1868. 


Mit Höchfter Genehmigung bringt das Staatdmini: 
fterium hiedurch zur öffentlichen Kunde, daß der in dem Orte 
Friefoythe unter dem Namen St. Marien:Stift errichteten 
unter einem Guratorium von 5 Perſonen ftehenden Heil: und 
Pflege-Anftalt für Kranke, altersſchwache Perſonen und hülfs- 
bebürftige Kinder aus der Gemeinde Friefoythe, unter Bor: 
behalt des Oberaufſichtsrechts des Staates in Betreff ber 
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Berwaltung des Stiftungsvermögeng, die Rechte einer jurifti- 
fchen Perſon verlichen find, 
Oldenburg, den 18. Februar 1868. 


Staatsminifterium. 
Departement ded Innern. 


v. Berg. 





Römer. 





MM. 97. 


Bekanntmachung des Staatsminifteriums, betreffend den Anſchluß Ham— 
burgifcher Gebietstheile an den Zollverein. 


Didenbutg, ben 7. März 1868. 


In Folge einer Vereinbarung mit der freien Stabt Ham: 
burg find die nachftehend bezeichneten Hamburgifchen ®ebiets- 
theile: 

die Dorfſchaft Geeſthacht, dad Städtchen Bergedorf 
mit dem nördlich von ber Brookwetterung und dem 
alten Eifenbahndamme belegenen Theile des ftäbtifchen 
Aderlanded und demjenigen Theile von Billwärber an 
der Bille, welcher im Norden des Hamburg-Berge: 
borfer Eifenbahndammes zwiſchen diefem und der Bille 
einerfeit8 und andererfeit3 zwijchen Bergeborf und ber 
Hamburgifchen Acciſe⸗Linie oberhalb der blauen Brüde 
belegen ift, 
vom 11. v. M. ab dem Zollvereine angeſchloſſen mwörben. 
Nachdem die Einrichtung der Zoll⸗Verwaltung in biefen Ge: 
bietötheilen, fo wie die Revifion der nachſteuetpflichtigen 
Waaren beendigt worden, ift ber verttagsmäßige freie Verkehr 
zwifchen dem. Geſammt⸗Zollveteine und dert gedachten Ge: 
bietötheilen eiitgetreten. 
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Bon den einer innern indirecten Steuer unterliegenben 
Gegenftänden: Branntwein, Bier und Taback ift vor ber 
Hand nur ber Tabad in den freien Verkehr zwifchen ben 
übrigen zum Norddeutſchen Bunde gehörigen Zollverein: 
Staaten und Gebietötheilen einerfeitd und den angefchloffenen 
Hamburgifchen Gebietötheilen andererſeits eingetreten. Hin: 
gegen gelangen, da die Befteuerung ded Branntweind und 
Bierd nad) Maßgabe der Beitimmungen in Preußen und den 
übrigen betheiligten Staaten ded Norbbeutfchen Bundes für 
die angefchloffenen Hamburgifchen Gebietötheile noch nicht 
angeordnet ift, von dem aus dieſen Gebietötheilen übergehen: 
den Branntwein und Bier die beftehenden Uebergangs-Ab- 
gaben zur Erhebung, während bei der Ueberfuhr bahin bie 
Erftattung der Steuer nad) Maßgabe der beftehenden Bor: 
ſchriften Statt findet. 


Oldenburg, 1868 März 7. 


Staatsminifterium. 
Departement der Finanzen. 


Zebeliuß. 


Holtzinger. 
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M %. Vexordnung vom 31. März 4868, betreffend Mehergang der 
aus dem Amte Raſtedt anhängigen Garen auf bie MR. 
richte Oldenburg und Barel beziehungsweije auf das Ober: 
gericht Oldenburg. 





AL. 98, 


Berordnung, betreffend Uebergang der aus dem Amte Maftebt anhängigen 
Sahen auf die Amtsgerichte Dlbeuburg und Barel bezichungs: 
weife auf das Obergericht Oldenburg. 

Dibenburg, ben 31. März 1868. 





Mi Wicolans Friedrich Petet, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
Yon Schleöwig, Helftein, Stormarn, ber Dithmarſchen 
und Oldenburg, Fürft von Lübeck uud Birkenfeld, Herr 
von Jever und Kniphauſen ze. x. 

verordnen unter Bezugnahme auf Unfere Verordnung 
vom 22. Januar d. J, betreffend Aufhebung des Amts Ra⸗ 
ftebt, hinfichtlicy der von dem Lortigen Amtögerichte mit dem 
1. Maid. J. an die Amtsgerichte Dldenburg und Varel, 
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fowie ber folgeweife von dem Obergerichte Varel an das 
DObergericht Oldenburg übergehenden Sachen, was folgt: 
Artikel I. 

$. 1. Alle vor dem 1.Mai d. I. anhängig gewordenen 
Sachen werben von den neu eintretenden Gerichten in ber 
Lage fortgefegt, in welcher fie fih an dieſem Tage befinden, 
ohne daß es eines vorherigen Gefuches um Wiederaufnahme 
berfelben bedarf. 

$. 2. Die bereits angefegten Termine werben bei ben 
neu eintretenden Gerichten abgehalten, jedoch bleibt es ben 
letzteren überlafien, andere Termine Eoftenfrei anzufegen. 

$. 3. Die am 1. Mai d. 3. begonnenen Friſten laufen 
fort. Jedoch werden diejenigen Friften, welche vor dem 
35. Maid. 3. verftreichen, bis au biejem Tage, denſelben 
einschließlich, verlängert. 

Artikel 2. ' 
Die vor dem 1. Mai d. 3. erlaffenen und vorſchrifts⸗ 
mäßig unterfchriebenen Verfügungen des Amtsgerichts bezies 
bungsweife des Obergerichts können durch das Gericht, wels 
ches hinſichtlich der Sache, auf die ſich die Verfügung bezieht, 
an deſſen Stelle tritt, gültig zugeſtellt werden. 

Artikel 3. 

Die weiteren Anordnungen wegen der Ablieferung der 
Acten und ber Depofttalbeftände an die neu eintretenden Ge: 
richte und wegen des Ueberganges ber Gejchäfte auf biefelben 
jollen zeitig vor dem 1. Mai d. J. von bem “ppellattond- 
gerichte erlaffen werben. | 
VUrkundlich Unferer eigenhändigen — und 
beigedruckten Großherzoglichen Inſiegels. 

Gegeben auf dem Schloſſe zu Oldenburg, den 31. Mär; 
1868, 
¶ . S.) Peter. 

von Röffing. 
| Römer, 
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N %. Bekanntmachung bes Staatsminiſteriums vom 31. März 1868, 
betreffend eine zwifchen Preußen und Oldenburg getroffene 
Uebereinfunft zur wechjelfeitigen Beförderung der Strafrechts⸗ 
pflege. 


MR. 99. 


Bekanntmachung des Staatsminifteriums, betreffend eine zwifchen Preußen 
und Oldenburg getroffene Uebereinfunft zur werhfelfeitigen Beför- 
derung der Strafrechtöpflege. 


Didenburg, den 31. März 1568. 


Nachdem mit der Königlichen Preußiſchen Regierung eine 
Uebereinfunft zur wechfelfeitigen Beförderung der Strafrechts- 
pflege abgeichlofien worden ift, bringt das Staatsminifterium 
foldye im Nachftehenden zur öffentlichen Kunbe. 

Oldenburg, den 31. März 1868. 

Staatsminifterium, 
Departement der Juftiz, der Schul- und geift- 
lihen Angelegenheiten. 
von Röffing. 


Römer. 
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Die Großherzoglich Oldenburgiſche und die Kö- 
niglich Preußiſche Regierung find zur wechjelfeitigen 
Beförderung der Strafrechtöpflege über folgende Artifel 
übereingefommen, weldye für den ganzen Umfang der 
beiderfeitigen Staatögebiete Geltung haben follen. 


| Artikel J. 

Die Behörden beider Staaten, welche in Straf: 
fachen zu einer polizeilichen oder richterlichen Thätig- 
feit berufen find, leiften fich gegenfeitig alle diejenige 
Rechtshülfe, welche fie den ftrafgerichtlichen Behör: 
ben des Inlandes, nad) deflen Gefegen und Ge 
richtöverfaffung nicht verweigern dürfen, infofern das 
gegenwärtige Abkommen nicht befondere Einfchrän- 
fungen feftftellt. 

Artifel 2. 

Beſtrafung Die Uebertreter von Strafgeſetzen werden von 
ge dem Staate, welchem fie angehören, nicht ausgelie— 
gen der im-fert, jondern fönnen, foweit nicht die nachfolgenden 
— Artikel Ausnahmen beſtimmen, nur in dem letzteren 
gengenen wegen der in dem anderen Staate begangenen Ber- 
erbrechen. hrechen, Vergehen oder Webertretungen, wenn fie 
auch nach den Geſetzen des Staates, dem fie ange- 
hören, ftrafbar find, zur Unterfuchung gezogen und 
nad) deſſen Gefegen beftraft werden. Daher findet 
au im Kontumazial-Berfahren ded anderen Staa» 
ted gegen fie, mit Ausnahme der im Art. 4 gedach— 

ten Fälle, nicht ftatt. 
Rüdfichtlich derjenigen Frevel und Uebertretuns 
gen, welche in ber. zwiſchen der Großherzoglid DI: 
denburgifchen und der Königlich Preußifchen Regie: 
rung abgefchloffenen Uebereinfunft vom 7./23. April 
1865 (Gejegblatt für das Fürftenthum Birkenfeld, 
Band 4, Stüd 10, Nr. 14) erwähnt find, bewendet 
es bei den Beftimmungen dieſer Webereinkunft, welche 
audy für die durch das Preußiſche Gefe vom 20, 
September 1866 und durch die beiden Preußischen 


u En us} A — 1. 


581 


Gefege vom 24. December 1866 mit der Preußifchen 
Monarchie vereinigten Landestheile Wirkfamfeit ha— 
ben ſoll. 

Artikel 3. 


Wenn ein Unterthan des einen Staats in dem Boll: 


hat und daſelbſt ergriffen und zur Unterfuchung ges 
zogen worden iſt, ſo wird, wenn der Angefchuldigte - 
gegen juratorifhe Baution oder Handgelöbniß ent- 
lafjen worden ift, und fid in feinen Heimathftaat _ 
zurückbegeben hat, von den Strafgerichtöbehörden 
diefed Staates dad Erfenntniß des ausländifchen 
Gerichts, nach) vorgängiger Requifition und Mit- 
theilung des Urtheild, jowohl an der Perſon als 
an den in dem Staatögebiete befindlichen Gütern 
ded Verurtheilten vollzogen, vorausgefegt, daß die 
Handlung, wegen deren die Strafe erfannt worden 
ift, auch nad) den Geſetzen des requirirten Staates 
mit Strafe bedroht, und nicht zugleich bloß gegen 
polizeis und finanzgefegliche Vorjchriften gerichtet ift, 
ingleichen unbejchadet des dem vequirirten Staate 
zuftändigen Strafverwandlungd- oder Begnadigungd- 
rechtes. Gin Gleiches findet im Fall der Flucht 
eined. Angeichuldigten nach der Berurtheilung ober 
während der. Strafverbüßung ftatt. Hat fich der 
Angefchuldigte aber. vor der Berurtheilung der Unter« 
ſuchung durch die Flucht entzogen, fo foll ed dem 
unterfuchenden Gerichte nur freiftehen, unter Mit- 
theilung der Aeten auf Fortfegung der Unterfuchung 
und Beftrafung ded Angefchuldigten nad Maßgabe 
ber Gefege des. requirirten Staates, fowie auf Ein- 
bringung der aufgelaufenen Unfoften aus dem Ber: 
mögen befjelben anzutragen und muß diefem Antrage, 
wiederum unter ber Vorausfegung, daß die Hand» 
lung, wegen deren bie Unterſuchung eingeleitet war, 
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auch nach den Gefegen des requirirten Staates mit 
Strafe bedroht und nicht zugleich blos gegen polizei⸗ 
oder finanzgefegliche Vorfchriften gerichtet ift, von 
dem requirirten Staate entfprocdyen werden. In 
Fällen, wo der Berurtheilte nicht vermoͤgend ift, bie 
Koften der Strafvollftrefung zu Iragen, tritt bie 
Beftimmung ded Art. 13 ein. 
Artikel 4. 
Bedingt zu Hat ber Unterthan ded einen Staates Strafs 
vergatrende geſetze des anderen Staates durch ſolche Handlungen 
ftellung. verlegt, welche in dem Staate, dem er angehört, 
gar nicht mit Strafe bedroht find, z. B. durch Ueber⸗ 
tretung eigenthünmlicher Abgabengefege, PBolizeivor: 
Schriften und dergleichen, und welche demnach auch 
von dieſem Staate nicht beftraft werben fünnen, fo 
joll auf vorgängige Requifition zwar nicht ziwangds 
weile der Untertban vor das Gericht ded anderen 
Staated geftellt, demfelben aber ſich ſelbſt zu ftellen 
verftattet werben, damit er fich gegen die Anſchuldi— 
gungen vertheidigen und gegen das in folchem Falle 
zuläfftge Kontumazialverfahren wahren fönne. 

Doch joll, wenn bei Uebertretung eines Abga- 
bengefeges des einen Staates Waaren in Beichlag 
genommen worden find, die Berurtheilung, fei es 
im Wege bes Kontumazialverfahrend oder fonft, nur 
infofern eintreten, als fie fi auf die in Befchlag 
genommenen Gegenftände befchränft. In Anfehung 
der Gontravention gegen Zollgefege bewendet es bei 
dem unter den refpectiven Vereinsſtaaten abgeſchloſſe⸗ 
nen Zolffartell. 

Artikel 5. 

Der zuftändige Strafrichter darf auch, ſoweit 
bie Gefeße feines Landes es geftatten, über die aus 
dem Verbrechen entfprungenen PBrivatanfprüche mit 
erfentien, wenn barauf von dem Beſchuldigten an— 
getragen worden ift. 


583 


Artikel 6, 

Unterfhanen des einen Staates, welche wegen Ausliefe- 
Verbrechen, Vergehen oder Uebertretungen ihr Bater- Gerahte 
land verlaffen und in den andern Staat ſich geflüche ten. 
tet haben, ohne daſelbſt zu Unterthanen aufgenom- 
men worden zu fein, werden nach vorgängiger Res 
quifilion gegen Erflattung der Koften ine 

Artifel 7. 

Solche, eines Vergehens, Verbrechens oder einer Aueliefe— 
Uebertretung verbächtiger Individuen, melde weder — 
des einen noch des anderen Staated Unterthanen 
find, werden, wenn fie Strafgefege ded einen ber 
beiden Staaten verlegt zu haben befchuldigt find, 
demjenigen Staate, in welchem bie ftrafbare Hand» 
lung verübt wurde, auf vorgängige Requiſition ge: 
gen Erftattung der Koften auögeliefert. Es bleibt 
jedoch bein requirirten Staate überlaffen, ob er dem 
Auslieferungd-Antrage Folge geben wolle, bevor er 
die Regierung des britten Staates, welchem der An- 
geichuldigte angehört, von dem Antrage in Kennt: 
niß gefegt und beren Erklärung erhalten Habe, ob 
fie den Angefchuldigten zur eigenen Beftrafung te 
clamiren wolle. 

Artifel 8. 

Den Anträgen außerdeutſcher Regierungen auf 
Auslieferang eines Unterthanen ded einen contrahi- 
renden Staates wirb von dem andern contrahirenden 
Staate nicht eher Folge gegeben werben, als bis ber 
Heimathöftaat ded reclamirten Unterthanen Gelegen: 
heit erhalten hat, felbft die Auslieferung dieſes letz⸗ 
teren in Antrag zu bringen. 

Artifel 9. 

In benielben Fällen, wo der eine Staat betech⸗ Verbind— 
tigt iſt, die Auslieferung eines Befchuldigten zu for: — 
bern, iſt er auch verbunden, bie ihm von dem andes ber Auslie— 
ten Staate angedotene Auslieferung anzunehmen. ferung. 


Stellung 
der Zeugen. 


Koften. 
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Artikel 10. 

Wenn die perjönliche Gegenwart der Zeugen 
an dem Orte der Unterfuchung nothwendig ift, foll 
die Stellung der Unterthanen des einen Staates vor 
dad Unterjuchungsgericht des anderen zur Ablegung 
ded Zeugnifies, zur Confrontation oder Recognition, 
gegen vollftändige Vergütung ber Reiſekoſten ‚und 
ber Verſäumniß, nie verweigert werden. 

Artifel 11. 

Da nunmehr die Fälle genau beftimmt find, in 
welchen die Auslieferung der Angefchuldigten oder 
Geftellung der Zeugen gegenfeitig nicht verweigert 
werben foll, fo hat im einzelnen Falle die Behörde, 
welcher fie obliegt, Reverfalien über gegenfeitige 
gleiche Nechtöwillfährigfeit nicht zu verlangen. 

Inſoweit in dem einen oder anderen Staate die 
vorgängige Anzeige der requirirten Gerichte bei ber 
vorgefegten Behörde angeordnet ift, bewendet es bei 
der deshalb getroffenen Anordnung. 

Artikel 12. 

Unterfuchungsfoften, welche bei dem zufolge die- 
ſes Bertrages zuftändigen Gerichte des einen Staates 
entftanden und nad) den dort geltenden Borfchriften 
feftgefegt und für beitreibungsfähig erklärt worden 
find, follen auf Requifition ber betreffenden Behörde 
aud in dem anderen Etaate, von dem bafelbft ſich 
aufhaltenden Schuldner ohne Weiteres exekutiviſch 
eingezogen werben. 

Artikel 13. 

In allen Straffachen, in welchen die Bezahlung 
ber Unfoften dazu unvermögenden PBerfonen obliegt, 
haben die Behörden des einen Staates den Requis 
fitionen der Behörden des anderen, fportel und 
ftempelfrei zu entjprechen und nur bie Auslagen an 
Porto, Botenlohn, Gebühren der Zeugen und Sach— 
verftändigen, Verpflegungs⸗ und Transportfoften ber 


* Te 
= 
f 


585 


Gefangenen, jowie an Diäten und Reifekoften ber 
Beamten zu liquidiren. 
Artikel 14, 

Den vor einem auswärtigen Gerichte abzuhö- 
renden Zeugen und anderen Perſonen follen bie 
Reife und Zehrungsfoften nebft der wegen ihrer 
Berfaumniß ihnen gebührenden Bergütung, nad) ber 
"von dem requirirten Gerichte gefchehenen tarmäßigen 
Verzeichnung bei erfolgter wirklicher Siftirung von 

dem requirirenden Gerichte fofort verabreicht werden. 
Artifel 15. 

Zur Enticheidung der Frage, ob die Berfon, 
welcher die Bezahlung von Unterſuchungskoſten ob⸗ 
liegt, hinreichendes Vermoͤgen dazu befigt, foll nur 
das Zeugniß derjenigen ®erichtöftelle erfordert wer- 
den, unter welcher dieje Perſon ihren wejentlichen 
Wohnſitz hat. Sollte diefelbe ihren Wohnftg in 
einem britten Staate haben unb bie Beitreibung 
ber Koften dort mit Schwierigkeiten verbunden fein, 
fo wird ed angeſehen, als ob fie fein hinreichendes 
eigened Vermögen beſitze. Iſt in Kriminalfällen ein 
Angefchuldigter zwar vermögend, bie Koften zu ent- 
richten, jedoch in dem geiprochenen Erfenntniß dazu 
nicht verurtheilt worden, fo ift diefer Fall dem bes 
— ebenfalls gleich zu ſetzen. 

Artikel 16. 

Bei Verfolgung fluͤchtiger Perſonen auf friſcher Nacheile. 
That ſoll ed den Polizei-Beamten der beiden Staa- 
ten ‚geftattet fein, die Verfolgung auf das Gebiet des 
anderen Staated fortzufegen und falls bafelbft die 
Hülfe der zuftändigen Beamten nicht. fofort erlangt 
werden kann, den Verdächtigen einftweilen anzuhal⸗ 
ten. Sie haben benjelben jedoch fofort der nächſten 
Volizeibehörde ded Staates, in deſſen Gebiet er er 
griffen worden ift, zu überliefern, welche über die 
fernere Fefthaltung des Verdächtigen zu beftimmen 


Schlußbe⸗ 
ſtimmun⸗ 
gen. 
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und wegen der etwa verlangten Auslieferung das 
Weitere zu veranlaſſen hat. 
Artikel 17. 

Beihwerden über Berfügungen der Gerichte 
erſter Juſtanz find zunaͤchſt bei dem vorgefegten 
Dbergericht resp. Appellationsgericht anzubringen und 
erft alddann, wenn fie bier feine Abhülfe finden, 
auf diplomatiichem Wege, Behufs der Enticheidung 
der Gentralbehörde geltend zu machen. 

Bleichergeftalt find Beſchwerden über Die Staats- 
anwaltichaft zunächft bei dem vorgefegten Beamten 
der Staatdanwaltfchaft anzubringen. 

Artifel 18. 

Die Dauer der gegenwärtigen Webereinfunft 
wird zunädhft auf 12 Jahre, vom 1. April 1868 
angerechnet, feftgefegt. Vom 1. April 1878 an fteht 
jebem Theile die Kündigung offen, mit der Wirkung, 
daß nad) Ablauf des nächſten Kalenderjahres nad 
demjenigen, in welchem die Kündigung erfolgt, bie 
Uebereinfunft erlifcht. 

Mit der Publication der gegenwärtigen Ueber: 
einkunft werden alle älteren Berträge, welche über 
den nämlichen Gegenfland mit den ehemaligen Re- 
gierungen der nenerdings mit der Preußischen Mon- 
archie vereinigten Randestheile abgefchloffen worben 
find, insbefondere die im Jahre 1815 mit der Han- 
noverſchen Regierung über die Auslieferung ber Ver: 
brecher u. ſ. w. abgeſchloſſene Convention nebft ber 
dazu unter dem 16/23. October 1841 verabrebeten 
Declaration, fo wie die zwilchen ber Großherzoglich 
Dldenburgifchen und der Landgräflich Heſſiſchen Res 
gierung getroffene Mebereinfunft wegen Berhütung 
und Beftrafung der Forftfrevel ı. vom 29. Mai 
1840 (Birfenfelder Gefeg- Sammlung Band 5 Nro. 50 


p. 273) als erloſchen angefehen. 
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Geſetzblatt 


für das 


Serzogthum Dldenburg. 





XX. Band. (Ausgegeben den 7. April 1868.) 63. Stück. 





Inhalt: 


N? 100. Bekanntmachung des Staatsminifteriums vom 3. April 1868, 
betreffend die Aufhebung des Nebenzollamts II. zu Golzwar: 
derfiel. 





100. 


Bekanntmachung des Staatsminifteriums, betreffend die Aufhebung bes 
Nebenzollamts II. zu Golzwarberfiel. 
Oldenburg, den 3. April 1868. 


Das Staatdminifterium bringt hiemittelft zur öffentlichen 
Kunde, daß mit dem 1. Mai d. 3. das Nebenzollamt II. zu 
Golzwarderſiel aufgehoben wird. 


Oldenburg, den 3. April 1868. 


Staatsminifterium, 
Departement der Finanzen. 


Zedelius. 


Römer. 


-. 
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Geſetzblatt 


für das 


Herzogthum Oldenburg. 


XX. Band, (Ausgegeben den 30. April 1868.) 64. Stuück. 





Inbhalt: 


NM 101. Verordnung vom 24. April 1868, betreffend Aenderung der 
Grenzen zwiichen der Stadtgemeinde Oldenburg und ber 
Gemeinde Ofternburg und zwifchen der Stadt: und Landge- 
meinde Oldenburg. 

N 102. Patent vom 25. April 1868 für die Herren Peter Eorfrig 

- Möller und Ferdinand Walter im Leipzig auf einen von ben: 
felben erfundenen Apparat zur Viebertragung von Wärme. 


— — — — 





M IOI. 


Berordnung, betreffend Aenderung der Grenzen zwiſchen der Stadtge— 
meinde Oldenburg und der Gemeinde Oſternburg und zwiſchen der 
Stadt- und Landgemeinde Oldenburg. 

Oldenburg, den 24. April 1868. 


Mir nicolaus Ftiedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holſtein, Stormarn, der Dithmarſchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von Jever und Kniphauſen ꝛc. ır. 


verordnen auf Grund des Art. 12 Ziff. 2 der Gemeinde— 
Ordnung für dad Herzogthum-Divdenburg vom 1. Juli 1855 
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mit Zuftimmung ber- betheiligten Gemeinden folgende Grenz: 
veränberungen: 

1. Zwifchen ber Stadtgemeinde bezw. der Stadt 
Dldenburg und der Landgemeinde Oldenburg tritt an 
ber Norboftfeite der Stadt eine Aenderung ber Grenze in ber 
Weiſe ein, daß fortan das ganze den Bahnhof Oldenburg 
bildende Terrain, mit Einfluß des den Bahnhof an ber 
Nordoftfeite begrenzenden Parallelmeges fammt den Zubeho- 
rungen biefed Weges, der Stadtgemeinde Oldenburg, und 
zwar ber engeren Stadt, angehört. 

Die duch diefen Parallelweg durchichnittenen ‚ bisher 
ber Landgemeinde Oldenburg angehörig geweſenen Grund- 
flächen, inſoweit ſelbige dem Bahnhofsterrain hinzugelegt ſind, 
gehen mithin an die Stadtgemeinde Oldenburg über, und 
zwar an die Stadt im engeren Sinne, wogegen von dem 
Grundſtücke des Rathsherrn C. Klävemann Flur VIII. Parz. 92, 
welches bisher ganz der Stadt angehörte, der durch den 
Parallelweg abgeſchnittene, nordöſtlich von dieſem Wege be— 
legene Theil an die Landgemeinde Oldenburg übergeht. Im 
Uebrigen bleibt die Grenze zwifchen der Stadt- und Landge— 
meinde Oldenburg unverändert. 

Die neue Grenze findet fich in einer bei den Acten des 
Stabtmagiftrats hiefelbft aufbewahrten, vom Geometer Xübbe 
im Jahre 1865 angefertigten Karte mit einer röthlich gelben 
Linie genau verzeichnet. 

2. Zwifchen der Stadtgemeinde bezw. der Stabt 
Oldenburg und ber Gemeinde Dfternburg bildet 
fortan zwifchen der oberen und unteren Hunte das öſtliche, 
jüdöftliche und füdliche Ufer des Hunte: Emd- Ganald die 
Grenze. Die füdlich, ſüdöſtlich und öftlich des Canals be> 
fegenen ‚bisher der Stadt zugehörig. gewejenen Grundflächen, 
mit Einſchluß des an der Dftfeite des Ganald angelegten 
Weges, gehen mithin an die Gemeinde Ofternburg über. 
An der oberen Hunte bildet von der Mündung bed Hunte: 
Ems-Canals bis zur nordweftlichen Ede bes Kloppenburg: 
hen Landes (Flur I. Parz. 42) die weftliche. Grenze des zum 
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Krongut gehörigen Landes (Flur IX. Parz. 7%) und an der 
unteren Hunte von der Mündung ded Hunte-Ems-Canals 
bis zur nordweitlichen Ede des Voß'ſchen Landes (Flur II. 
Parz. 8) die nördliche Grenze de8 dem General-Armenfundus 
gehörigen Landes (Flur IX. Barz. 8%/.,) die Grenze zwiſchen 
der Stadt Oldenburg und der Gemeinde Dfternburg. Im 
Uebrigen bleibt die Grenze zwifchen benfelben unverändert. 
Urfundlich unferer eigenhändigen Namensunterfchrift und 
beigedruckten Großherzoglichen Inftegels. 
Gegeben auf dem Schloffe zu Oldenburg, den 24. April 
1865. 
(L. S.) Peter, 
von Berg. 


Römer, 





NM. 102, 


Patent für die Herren Peter Gorfrig Möller und Ferdinand Walter in 
Leipzig auf einen von denſelben erfundenen Apparat zur Ueber: 
tragung von Wärme. i 


Didenburg, den 25. April 1868. 


Mit Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs Höch— 
fter Genehmigung wird den Herren Peter Corfrig Möller 
und Ferdinand Walter in Leipzig ein Patent auf einen von 
denjelben erfundenen Apparat zur Uebertragung von Wärme, 
foweit folcher al8d eigenthümlich und noch nicht bereits be- 
fannt zu betrachten ift, für das Großherzogtfum auf bie 
Dauer von fünf Jahren unter der näheren Beftimmung 
ertheilt, daß das Patent erlöfchen fol, wenn nicht innerhalb 
Jahresfrift vom Tage ber Verkündung angerechnet, nachge— 
wiejen wird, daß daſſelbe im Großherzogthum zur bleibenden 
Anwendung gekommen: ift. 

Dldenburg, aus der Regierung, 1868, April 25. 


Erdmann. 
Ahlhorn, 
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Geſetzblatt 


für das 


Serzogtbum Sidenburg. 
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XX. Band, (Ausgegeben den 14. Mai 1868) 09. Stud. 








ISnbalt: 
N? 103. Bekanntmachung des Appellationsgerichts vom 25. April 1868, 
betreffend die Bezeichnung verfaufter oder öffentlich zu verfau: 
Fender Grundſtuͤcke in Convocations⸗ und Concursproclamen. 


N? 104. Vaient R 9. Mai 1868 für den Baumeifter Anton Bohlten 
hf einen "Yon ihm erfundenen neuen Erdbohrer. 


in [ Shen 





> hf — SM 103, ch, 
Betanntmachung des. Appellationsgerich, betreffend bie Begeicinung ver: 


| faufter ober öffentlich zu. verfaufender Grundſtücke in Condoca⸗ 
tions⸗ und Concurtsprotlamen. 


Didenburg/ d den 28. April 1808. 


E TER DL 90 \ 2 


Durh eine mit Höchfter Senehiiigung erlaffene Verfü⸗ 
gung des Großherzoglichen Staatöminifteriums vom 16. d. M. 
ift angeordnet, daß Fünftig bei Convocationen, welche ſich auf 
Grundſtuͤcke beziehen fowohl ald in Goncurfen die verkauften, 
bezw. öffentlich zu verfaufenden Grundftüde in den zu erlaſ— 
jenden PBroclamen nad) der Flur, in welcher fie belegen find, 
nad) ihrer Größe und nady der Nummer in ber Flurfarte be- 
zeichnet werben follen. 

Die Gerichte haben ſich in vorfommenden Fällen hier: 
nad zu richten und vor Erlaffung der Proclamen vie betref- 
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fenden Parteien anzuhalten, bie zu dem Ende erforderlichen 
Angaben zu machen. | 
Dldenburg, 1868 April 25. 
Großherzoglidhes Appellationsgericdt. 
Tenge 


Ramsauer. 





#72 104. 
Patent für den Baumeifter Anton Bohlken in Barel auf einen von ihm 
erfunbenen neuen Grbbohrer. 

Didenburg, den 9. Mai 1868. 


Mit Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs Höch— 
fter Genehmigung ift dem Baumeifter Anton Bohlfen in 
Barel ein Patent auf einen von ihm erfundenen neuen Erb- 
bohrer, ſoweit ſolcher als eigenthuͤmlich und noch nicht bereits 
befannt zu betrachten ift, für dad Großherzogthum, auf bie 
Dauer von fünf Jahren, unter der näheren Beftimmung er- 
theilt, daß das Patent erlöfchen foll, wenn nicht innerhalb 
SJahresfrift, vom Tage der Verkündigung angerechnet, nad) 
gewiefen wird, baß baffelbe im Großherzogthum zur bleiben- 
den Anwendung gekommen ift. 

Oldenburg, aus der Regierung, 1868 Mai 9. 


Erdmann. 


Greveruo. 
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Gefepblatt 
für das 
Serzogtbum Öldenbürg. 
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XX. Band. (Ausgegeben den 24. Mai 1868.) 66. Stütk, 











Inhalt: 
N? 105. Verbrdnung vom 18. Mai 1868, betreffend die Berufung des 
Landtags. 
AM 105. 


Verordnung, betreffend die Berufung bes Landtags. 
Oldenburg, den 18. Mai 1868. 





Wir Hicolans Ftiedtich Peter, von Gottes Gnaben 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holftein, Stormarn, der Dithmarjchen 
und Oldenburg, Fürft von Lübe und Birkenfeld, Herr 
von ever und Kniphaufen ꝛc. ıc. 


verorbnen hiedurch, was folgt: 


51 
Der Landtag des Großherzogthums wird auf ben 4. k. M. 
außerordentlich in Unſere Refidenzftadt Oldenburg einberufen, 
wo die Verhandlungen Vormittags 11 Uhr im Mitlitairhaufe 
ihren Anfang nehmen. 


996 


$. 2. 
Die Dauer des Landtages wird bis zum 18. Juli be— 
ſtimmt. 


Urkundlich Unſerer eigenhändigen Namensunterſchrift und 
beigedruckten Großherzoglichen Inſiegels. 


Gegeben auf dem Schloſſe zu Oldenburg, den 18. Mai 
1868. 


(L. S.) Peter. 
von Berg. 


Holginger. 
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Geſehblatt 


für das 


Serzogtbum Oldenburg. 





XX. Band, (Husgegeben den 29. Mai 1868.) 67. Stuͤck. 





Inhalt: 

N? 106. Bekanntmachung des Staatsminifteriums vom 18. Mai 1868, 
betreffend eine zwifchen Frankreich und Oldenburg in Ergän— 
zung bes Auslieferungsvertrages vom 6. März 1847 abge: 
fchloflene Uebereinkunft. 








6. 106. 


Bekanntmachung des Staatsminifteriums, betreffend eine zwiſchen Frank— 
reih und Oldenburg in Ergänzung des Auslieferungsvertrages 
vom 6. März 1847 abgeichloffene Webereinfunft. 


Oldenburg, den 18. Mai 1868. 


Nachdem mit der Kaiſerlich Franzöſiſchen Regierung eine 
Uebereinfunft zur Ergänzung des zwiſchen den beiberfeitigen 
Staaten beftehenden Auslieferungsvertraged vom 6. März 
1847 abgefchloffen worden ift, bringt das Staatsminifterium 
folche im Nachftehenden zur öffentlichen Kunde. 

Dibenburg, den 18. Mai 1868. 

Staatöminifterium. 
Departement der Juftiz, der Schuls und geift 
lihen Angelegenheiten. 
von Röffing. 
Römer. 
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Declaration. 


Le Gouvernement de Son Altesse Royale le Grand-Duc 
d’Oldenbourg et le Gouvernement de Sa Majest& ’Empereur 
des Francais ayant juge utile de s’entendre au sujet d’une 
extension à donner à la Convention conclue à Oldenbourg 
le 6. Mars 1847 relativement à la production des pieces 
necessaires pour obtenir l’extradition, et d’autre part, voulant 
assurer d’une maniere plus efficace l’arrestation des mal- 
faiteurs 


Mr. le Baron de Roessing, Ministre de la Maison Grand- 
Ducale et des Aflaires Etrangeres de Son Altesse 
Royale le Grand-Duc d’Oldenbourg d’une part, et 


Mr. Cintrat, Ministre Plenipotentiaire de France à Ham- 
bourg d’autre part, 


düment autorises, sont par la presente declaration, convenus 
de ce qui suit: 


Article Il. 


L’extradition sera accord6ee sur la production d’une 
expedition authentique du jugement ou de l’arret de con- 
damnalion ou de mise en accusalion, ou du mandat d’arret 
decerne contre laccuse et expedie dans les formes prescrites 
par la legislation du Gouvernement qui demande l’extradition, 
ou de tout autre acle ayant au moins la me&me force que 
ce mandat et indiquant 6galement la nature et la gravit& des 


Declaration. 


um — — 


11584 


Nachdem die Regierung Seiner Königlichen Hoheit des 
Großherzogs von Oldenburg und die Regierung Seiner Ma— 
jeſtät des Kaiſers der Franzoſen für zweckmäßig erachtet und 
beſchloſſen haben, ſich uͤber eine Ausdehnung des unter dem 
6. März 1847 zu Oldenburg abgeſchloſſenen Auslieferungs— 
vertraged in Betreff der zur Erwirkung der Auslieferung bei: 
zubringenden ctenftüde zu verftändigen, und. ferner die 
Verhaftung der Verbrecher in einer wirkſameren Weiſe zu 
ſichern, 

ſind der Freiherr von Röſſing, Miniſter des Großher⸗ 

zoglichen Hauſes und ber auswärtigen. Angelegen- 
heiten Seiner Königlichen Hoheit des Großherzog 
einerfeitd und 

der Herr Cintrat, bevollmächtigter Minifter Frankreichs 

zu Hamburg andrerjeits, 


mit orbnungsmäßiger Bollmacht verfehen, durch gegenwärtige 
Declaration über Folgendes übereingefommen: 


Artikel J. 


Die Auslieferung fol bewilligt werden auf Vorweiſung 
einer beglaubigten Ausfertigung des Urtheild oder bed auf 
Verurtheilung oder Anklageftand lautenden Erfenntnifjed oder 
des gegen ben Beichuldigten befchlofienen und in den von ber 
Geſetzgebung der die Auslieferung nachſuchenden Regierung 
vorgefchriebenen Formen ausgefertigten Haftbefehls oder jeder 
anderen Verfügung, welche einem ſolchen Haftbefehle wenig- 


+ 
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faits poursuivis ainsi que la disposition pénale applicable à 
ces faits. 


Article II. 


1) L’individu poursuivi soit en France soit dans le 
Grand-Duche d’Oldenbourg pour un des faits mentionnes 
dans l’article 2 de la Convention d’extradition du 6: Mars 
1847 devra £&tre arr&t& provisoirement sur l’exhibition d’un 
mandat d’arret decerne par l’autoritE competente et prodnit 
par voie diplomatique. 


2) L’arrestation provisoire devra &galement &tre effec- 
tude sur avis Iransmis, par la poste ou par telegraphe, de 
Vexistence d’un mandat d’arret, à la condition toutefois que 
cet avis sera r&gulierement donné par voie diplomatique au 
Ministre des Affaires Etrangeres du Pays sur le territoire 
duquel Vinculpe se sera re&fugie. 


3) L’arrestation sera facultative si Ja.demande est direc- 
lement adressée A une autorite judiciaire. ou administrative 
de un des deux Etats; mais cette autorit& devra proc&der 
sans delai à tous interrogatoires et investigations de nature 
a verifier Tidentit® ou les preuves du fait incrimine, et en 
cas de difficulte, rendre compte au Ministre des Affaires 
Etrangeres des motifs qui lauraient porte à surseoir A 
Varrestalion r&clamee. 


4) L’arrestation provisoire aura lie dans les formes et 
suivant les r&gles voulues par la lögislation da Goüvermenient 
requis; elle cessera d’etre maintenue, si däns- les quinze 
jours A partir du moment oüı elle a &t& effeotude, le Gou- 


, 
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ftens gleichſtehend zu erachten ift und wie dieſer den Character 
und die Schwere der dem Belchuldigten zur Laſt gelegten 


Handlungen und die auf diefelben anwendbare Strafbeftim- 
mung bezeichnet. 


Artikel u. 


y Dem Antrage auf vorläufige Verhaftung einer Perſon, 
welche in Frankreich oder im Großherzogthum Oldenburg we— 
gen einer der im Artikel 2 des Auslieferungsvertrages vom 
6. März 1847 gedachten Handlung verfolgt wird, ſoll ftatı- 
gegeben werden, wenn ber Antrag auf diplomatifchen Wege 
und unter: Vorweiſung eines von der -zuftändigen Behörde 
erlafienen Haftbefehls geftellt wird. 


2) Deögleichen ſoll die vorläufige Verhaftung erfolgen 
auf die briefliche oder telearaphifche Anzeige hin, daß ein 
Haftbefehl erlaflen ift, jedoch unter der Bedingung, daß biefe 
Anzeige ordnungsmäßig auf diplomatiihem Wege dem Mis 
nifter der audwärtigen Angelegenheiten desjenigen Landes 
gemacht wird, auf deſſen Gebiet der Beichuldigte fich ge: 
flüchtet hat. 


3) Wird der Antrag auf Verhaftung direct bei einer 
Gerichtd- oder Verwaltungsbehörde der beiden Staaten erho- 
ben, fo foll e8 dem Ermefien ber betreffenden Behörde über: 
laffen bleiben, ob fie die Verhaftung vollftreden will; es fol 
diefelbe indeſſen gehalten fein, unverzüglich alle zur Feftftellung 
ber Indentität und des Schuldbeweifes dienlichen Vernehmun— 
gen und Ermittelungen vorzunehmen und fol diefelbe even- 
tuell dem Minifter der auswärtigen Angelegenheiten Rechen» 
fchaft ablegen über die Gründe, welche fie beftimmt haben, 
die nachgeſuchte Verhaftung auszufegen. 


4) Die vorläufige Verhaftung fol in den Formen und 
nad) den Regeln geichehen, welche von der Geſetzgebung der 
Regierung, bei weldyer fie nachgefucht wird, vorgejchrieben 
find; fie wird wieder aufgchoben, wenn. nicht innerhalb 14 
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vernement n'est pas regulierement saisi de la demande 
d’extradition du detenu, 


Article III. 


La presente declaration aura la même durée que la 
Gonvention du 6. Mars 1847, à laquelle elle se rapporte. 





Faiı à Oldenbourg |, 5, Mai 1868. 
Hambourg 
(Signe) de Roessing. (Signe) Ed. Eintrat. 


(L. S.) (L. S. 
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Tagen, von dem Anfange der Bollftredung angerechnet, der 
Antrag auf Auslieferung des Verhafteten in ordnungdmäßiger 
Weiſe bei der betreffenden Regierung erhoben ift. 


Artikel III. 


Die gegenwärtige Declaration fol diefelbe Dauer haben 
wie der Vertrag vom 6. März 1847, auf welchen fie ſich 
bezieht. 


Dldenburg 
Gefchehen zu Hamburg ’ ben 5. Mai 1868. 


(ge) von Röſſing.  (ge.) Ed. Cintrat. 
(L. S.) (L. S.) 
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Gefehblatt 


für dad 


Serzogtbum Oldenburg. 


— aa — 


XX. Band, (Ausgegeben den 7. Zuni 1868.) 68. Stüd, 





Inhalt: 


N? 107. Patent vom 3. Juni 1868 für den Mühlenbauer H. Kuͤmper 
zu Tümmerlohaufen auf eine von ihm erfundene Flachsbrech⸗ 
majchine. 

N? 108. Patent vom 3. Juni 1868 für den Mühlenbaumeifter E. F. 
Saads in Lübe auf eine neue Aspiration ohne Staubverluft 
für Mahlmühlen. 

N? 109. Patent vom 3. Juni 1868 für den Baron Oscar de Mesnil 
in Brüflel und Mar Eyth in Stuttgart auf eine Methode 
zum Bugfiren von Kähnen und anderen Schiffsfahrzeugen. 





8 107. 
Patent für den Mühlenbauer H. Kümper zu Dümmerlohaufen auf eine 
von ihm erfundene Flachsbrechmaſchine. 
Dlvenburg, den 3. Juni 1868. 


Mit Seiner Königlichen Hoheit ded Großherzogs Höch— 
ter Genehmigung ift dem Mühlenbauer H. Kümper zu Düm- 
merlohaufen ein Patent auf eine von ihm erfundene Flachs— 
brechmaſchine, foweit ſolche ald eigenthuͤmlich und noch nicht 
bereit befannt zu betrachten ift, für dad Großherzogthum, 
auf die Dauer von fünf Jahren, unter der näheren Beftim- 
mung ertheilt, daß das Patent erlöfchen fol, wenn nicht 
innerhalb Jahresfrift, vom Tage der Berfündigung anges 
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rechnet, nachgewiefen wird, daß daſſelbe im Großherzogthum 
Didenburg zur bleibenden Anwendung gefommen ift. 
Dldenburg, aus der Regierung, 1868 Juni 3. 
Hofmeifter. 


Ahlhorn. 





M 108. 


Patent für den Mühlenbaumeifter C. F. Jaacks in Lübeck auf eine neue 
Aspiration ohne Staubverluft für Mahlmühlen. 
Oldenburg, den 3. Juni 1868. 


Mit Seiner Königlichen Hoheit ded Großherzogs Hödy- 
fter Genehmigung ift dein Mühlenbaumeifterr C. F. Jaacks 
in Lübeck ein Patent auf eine neue Aöpiration ohne Staub- 
verluft für Mahlmühlen, fomweit ſolche als eigenthümlich und 
noch nicht bereitö befannt zu betrachten ift, für das Groß- 
berzogthum, auf die Dauer von fünf Jahren, unter der nähe 
ren Beftimmung ertheilt, daß dad Patent erlöfhen fol, wenn 
nicht innerhalb Zahresfrift, vom Tage der Verfündung anger 
rechnet, nachgewiefen wird, daß daffelbe im Großherzogihum 
zur bleibenden Anwendung gefommen ift. 

Oldenburg, aus der Regierung, 1868 Juni 3. 

Hofmeifter. | 
Ahlhorn. 





N. 109. 


Tatent für den Baron Dscar de Mesnil in Brüffel und Mar Eyth in 
Stuttgart auf eine Methode zum Bugfiren von Kähnen und ande: 
ren Schiffsfahrzeugen. 

Dfdenburg, den 3. Juni 1868. 


Mit Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs Hoͤch⸗ 
fter Genehmigung ift den Baron Oscar de Mesnil in Brüffel 





607 


und Mar Eyth in Stuttgart ein Patent auf eine Methode 
zum Bugfiren von Kähnen und anderen Schiffsfahrzeugen, 
foweit folche als eigenthümlich und noch nicht bereits befannt 
zu betrachten ift, für dad Großherzogthum, auf die Dauer 
von fünf Jahren, unter der näheren Beftimmung ertheilt, daß 
dad Patent erlöfchen fol, wenn nicht innerhalb Sahresfrift, 
vom Tage der Berfündigung angerechnet, nachgewiefen wird, 
daß bafjelbe im Großherzogthum zur bleibenden Anwendung 
gekommen: ift. 


Oldenburg, aus der Regierung, 1868 Juni 3. 
Hofmeifter. 


Ahlhorn. 
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Gefehblatt 


für das 


Serzogtbum Oldenburg. 


AX. Band. (Ausgegeben den 20. Juni 1868.) 69. Stuͤck. 








Subalt: 

M 110. Regierungsbefanntmahung vom 6. Juni 1868, betreffend bie 
Inftrution über, die im Friedensverhältniß beitehende Ver— 
pflichtung zur Präftation von Unterfunft und Berpflegung, 
fowie zur Stellung von Boripann, Boten und Wegweilern an 
Truppen des Nortdeutichen Bundes in der Garniſon, resp. im 
Gantonnenient und auf Märfchen. 


M 1. 


Regierungsbekanntmachung betreffend die Inftruction über die im Frie— 
densverhältniß beflehente Verpflichtung zur Bräftation von Unter: 
funft und Berpflegung, fowie zur Stellung von Boripann, Boten 
und Wegmweiiern an Truppen des Norddeutſchen Bundes in der 
Garniſon resp. im Gantonnement und auf Märfchen. 

Dlvenburg, den 6. Juni 1858 





Mit Genehmigung des Großherzoglihen Etaatsminiftes 
riums bringt die Regierung die nachfolgende Inftruction über 
die im Friedensverhältniß beftchende Verpflichtung zur Prä— 
ftation von Unterkunft und Verpflegung, fowie zur Etellung 
von Vorſpann, Boten und Wegweifern an Truppen ded 
Norddeutichen Bundes in der Garniſon resp. im Cantonne- 
ment und auf Märfchen zur öffentlichen Kenntniß. 

Oldenburg, aus der Regierung, 1868 Juni 6. 

Erdmann. 


Ahſhorn. 
1 
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Inſtruction 
über die im Friedensverhältniß beſtehende Verpflichtung 
zur Präftation von Unterkunft und Verpflegung, ſowie 
zur Stellung von Vorſpann, Boten und Wegweijern 
an Truppen des Norbdeutichen Bundes in der Garni— 
jon, respective im Gatonnement und auf Märfchen. 


I. Reguifition des Bedarfs. 
a. in den Öarnifonen und im Bantonnement. 


$. 1. 

An der Garnifon und im Gantonnement haben bie Trup- 
pen auf die Gewährung von Naturalquartier Seitens ber 
Gemeinden infoweit einen Anfpruch, ald die etwa vorhande- 
nen Gafernements zur Unterbringung der Truppen nicht aus— 
reihen. Für die in Gafernen nicht unterzubringenden Mann 
ſchaften ꝛc. wird durch den Garnifon- Repräfentanten, die 
Commandantur oder die Truppen-Commando's Naturalquartier 
von den Verwaltungs = Aemtern (Stadtmagiftraten 1. Cl.) 
requirirt. 

Für die Beföftigung ſorgen die Truppen in der Garni» 
fon und im ftehenden Cantonnement jelbft. 
b. auf Märſchen. 
$. 2, 

Sämmtlihe Marjchbedürfnifie (Unterkunft, Verpflegung, 
Borfpann ıc.) werden auf dem Marjche ganzer Truppen Ab: 
theilungen oder einzelner Commandos und Militairperfonen 
auf Grund der von den Negierungen oder in fchleunigen 
Fällen von den Militair-Befehldhabern ausgeftellten Marſch— 
routen von den &emeindevorftehern requirirt. Die Marfch: 
routen geben über die Berechtigung zum Gmpfange aller 
Präftationen den nöthigen Aufſchluß. 

Wenn Marſche größerer Truppenförper bevorftehen, fo 
wird. die Regierung hiervon Seitens des General-Commandos 


| ———— 
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zur weiteren Bekanntmachung an bie a a 
rechtzeitig benachrichtigt. 

Ob den wmarjchirenden Truppen Berpflegung gebührt, 
muß jedesmal ausbrüdticy in. der Marjchroute bemerkt fein. 

Der marfchirende Soldat vom Feldwebel oder Wadht- 
meifter abwärts, wird in der Regel durch den Wirth beföfti- 
get und muß mit dem Tifche feines Wirthes zufrieden fein. 
Um jedoch ſchlechter Beföftigung von Seiten des Wirths, wie 
übermäßigen Forderungen von Seiten der Soldaten vorzubeu- 
gen, ift folgendes beftimmt. 

Der Unterofficier und Soldat und jede zum Militair 
gehörende Perfon, die nicht den Rang eines Officiers hat, 
zur Verpflegung aber berechtigt iſt, kann in jedem Nacht- und 
Ruhequartier 


a. 1 Pfund 8%, Neuloth (1 Pfund 26 Loth Preuß. Ges 
wicht) gut gebadened Roggenbrob, 


b. ein halbes Pfund Fleiſch, 


c. Zugemüje und Salz, foviel zu einer Mittags und 
Abend» Mahlzeit gehört, verlangen. Des Vlorgens 
zum Frühftüd gebührt dem Soldaten nichts, fo wenig 
er berechtigt ift, von dem Wirth Bier, Branntwein, 
oder wohl gar Gaffee zu fordern, wogegen die Ge— 
meindevorfteher dafür forgen müfjen, daß in jedem 
Orte ein hinreichender Vorrat an Bier und Brannt- 
wein vorhanden ift und daß der Soldat nicht über: 
fheuert wird. 


Die Dfficiere forgen ſelbſt für ihre Beföftigung — be⸗ 
zahlen ſolche da, wo fie ihnen gereicht wird. 


N. Bergütung für Naturalguartier resp. Stellung. 
6:3, 
‚Die Vergütung für Naturalquartier und Stallung in 


ber Garniſon wird. von ben Truppen periodifch resp. monat- 
lich gegen Quittung an den Gemeindevorfteher entrichtet, 
e 1* 
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- Die Vergütung für Naturalquartier und Stallung im 
Eantonnement wird von den Truppen nicht zur Stelle‘ bes 
zahlt, ſondern im Gemäßheit des $. 82 bed Reglements über 
die Eervis-Bompetenzen ber Truppen im Frieden vom 20. 
Februar 1868 von den Gemeinden auf Grund ber darüber 
ausgeitellten Beicheinigungen. der. Truppen ‚bei der Corps⸗In— 
tendantur zur Liquidation gebracht. 


$. 4. 

Die verabreichte Marfchheföfigung wird in. allen Faͤllen 
gegen Quittung an den Gemeindevorſteher bezw. Gemeinde⸗ 
rechnungsfü rer ſogleich bezahlt. Die Zahlung darf nur uns 
ter ‚ganz -außergewöhnlichen Berhältniffen unterbleiben und 
werden alddann den Gemeinden über die Gewährung von’ 
Marichbeföftigung Duittungen behändigt, auf Grund deren 
die Vergütung bei der Corpsintendantur zur Siqultalion ges 
bracht wird. 

Wenn die Mitgabe ded Geldes unterblieben ift, jo ent 
Haft vie Marfchroute hierüber den nöthigen Ausweis. 

Die verabreichte Marfchbeföftigung wird auf Grund ber: 
Berordnung vom 7. Nov. 1867 (Bundesgefegblatt pag. 125) 
mit 5 Sgr. pro Mann und Tag vergütet. 


8. 5. 


Die Vergütung für Naturalquartier und Stallung, ſo— 
wohl in der Garniſon oder im Cantonnement als auf Mär: 
jchen, erfolgt nady den Srundfägen ter $$. 18 und 47 des 
vorgedachten Reglements mit dem in dem Gerpistarife — 
pag. 15 — vom 21. December 1867 für eine jede Charge 
—— — 

fr 
1m. Vergütung für Marichfourage. 
$. 6. 
; 


Matfchirende Truppen. entnehmen ihren Fouragebedarf 
an Orten, wo Königliche Magazine oder Audgabeftellen con⸗ 


+ 
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tractlich engagirter Lieferungs⸗Unternehmer beftehen, aus die 
fen, wo biefelben fehlen, haben die Gemeinden; resp, die 
Duartierwirthe. die Verpflichtung , den ‚erforderlichen Bedarf 
mit den in den: Marichrouten verzeichneten Sägen zu verab- 
reichen.. Sind die Gemeinden bei Märchen größerer Truppen⸗ 
Abtheilungen nach der Beſcheinigung des betreffenden: Ber: 
waltungsamts (Stadtinagiftratd 1. EI.) außer Stande, ben 
Fouragebedarf aus eigenen Mitteln berzugeben, fo müſſen ſie 
denſelben rechtzeitig von der nächften MilitairsBerabreichungs: 
ftelle abholen umd der legten zum Nachweis: der Ausgabe 
die Truppenquittungen nebft der quaest. Beicheinigung des 
Amts. behändigen resp. ſchleunigſt nachbringen: 


Die gelieferte Marfchfourage wird’ den Gemeinde nit 
ben. currenten Marftpreifen vergütet, dieſe Vergütung aber 
nicht von den Truppen zur Stelle bezahlt, ſondern bon den 
Gemeinden auf Grund der Truppenquittungen befonders zur 
Liquidation gebracht. Die betreffenden ‚Kiquidationen find 
Seitens ber Verwaltungs > sAemter von ben Gemeinden’ ihres 
Bezirks zu fammeln, in Bezug auf die Richtigkeit der in An: 
fag gebrachten Markt resp. ortsüblichen Preife zu atteftiren 
und periodifch — monatlich oder quartaliter — der Corps— 
Intendantur zur Zahlungs-Antweifung einzureichen. Füt den 
Transport der event. aus der nächſten Militair-Verabreichüngs— 
fielle abzuholenden Bourage wird die tarifmäßige nn 
Entfhäpdigung, jedoch nicht von den Truppen zur Stelle be- 
zahlt, fondern von- den Gemeinden auf Grund ber von dem 
TruppenEoinmandeur auszuftellenden Vorſpann Duifuig d bei 
ber Gorpe-Intendantur liquidirt. | 

IV. Borfpannleiftung und deren Bergücumg — 

ii J Pa 
hast Die Gemeinden bezw. deren Angehörige find, ſoweit nicht 
gefegliche Ausnahmen für Einzelne der Letzteren beftehen nad) 
Berhältniß ihres Zugviehſtandes zur Geftellung des Militair- 
Borfpanns verpflichtet, ‚Die: Verpflichteten ‚haben. auf Erfor: 
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dern die an ſich dem Vorſpann unterworfenen Pferde auch 
zum Reiten zu geſtellen. Es ſoll jedoch in ſolchen Fällen das 
Sattel- und Zaumzeug in der Beſchaffenheit wie der Bor 
ſpannpflichtige es beftgt, angenommen werden. Die Geftel- 
lung geichieht von einem Marfchquartier zum andern. Die 
Vergütung wird für die in der Marfchroute angegebene Ent: 
fernung von ben Truppen birect an die ®emeinden bezahlt 
und nur in Ausnahmefällen, — wenn die Mitnahme des 
Geldes unterblieben ift — auf Grund der Truppenquittungen 
‚von den Gemeinden bei der Gorps-Intendantur zur Liquiba- 
tion gebracht. 

Der Borfpann wird vergütet pro Meile mit 11!/, Spt. 
für eine einfpännige Fuhre (Wagen und Pferd), mit 15 Sgr. 
für 2 Pferde incl. Wagen, mit 7'/, Ser. für jedes andere 
Pferd, mag daffelbe vor einem breis oder vierfpännigen Wagen 
geipannt oder gefattelt als Reitpferb geftellt werden. Für den 
Magen wird eine Vergütung nicht weiter gewährt. Für bie 
Streden, welche Borfpänner von ihrem Wohnorte bid zum 
Geftellungspuncte zurüdzulegen haben, fowie für den Ruͤckweg 
vom Entlaffungsorte wird feine Vergütung gewährt. 

Es müſſen laben: 

a. ein einſpaͤnniger Vorſpannwagen 79 Centner. 


b. „zweiſpaͤnniger , 10 
c. „dreiſpänniger * 15 
d. „ vierfpänniger Fr 20 . 


Vorfpannwagen dürfen nicht durch Sachen oder Perſo⸗ 
nen befchwert werden, für welche fie nicht beftimmt find. Es 
ift nicht geftattet, daß Leute ded Transports ftatt der Fuhrs 
feute fahren und mit Strenge darüber zu wachen, daß weder 
die Borfpänner noch die Pferde ungefeglich. behandelt werben. 
Wenn der zu dem Zeitpuncte bed erften Verſammelns der 
Truppen behufs bed Abmarjches zu beftellende Vorſpann 
unterbefien daß Alles zum Abmarjche revidiert und georbnet 
wird, nicht eingetroffen fein, und zwar fänger als eine halbe 
Stunde über die Zeit der Beſtellung ausbleiben follte, iſt der 
Commandeur oder Führer der betreffenden Truppen ermäch⸗ 
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tigt, die Bortichaffung der ihm anvertrauten. Effecten für 
Rechnung der ſäumigen Gemeinde zu beforgen, zugleich aber 
auch verpflichtet, über die vorgefommene Verſäumniß der 
nächft vorgefegten Behörte der Gemeinde Nachricht zu geben. 


V. Berglitung für Boten und Wegtweifer. 
| $. 8. 


Auf großen Wegen und da, wo aufgeftellte Wegweifer 
die Tour ficher bezeichnen, dürfen feine Boten angenommen 
werden. Nur da, wo die Wegweifer fehlen und bejonders 
wo. nicht geordnete Nebenwege zu paffiren find, ift die Requi— 
fition eines8 Boten von Seiten des betreffenden Truppen- 
Commandeurs ꝛc. zuläffig. 

Die Fußboten oder Wegweiſer ſollen in der Regel nur 
bis zum naͤchſten Orte auf der Tour gefordert werden, von 
wo ab ein anderer Bote die Führung übernimmt. Wenn der 
Weg, den ein foldher Bote zurüdzulegen „hat, weniger ale 
eine Meile beträgt (wobei niemald der Rüdweg mitzurechnen 
ift), fo müflen ſolche Boten unentgeltlich geftellt werden. 
Für die ohne Rückweg wenigftend eine Meile betragenden 
Entfernungen wird die Vergütung pro Meile mit 3°/, Sgr. 
für einen Fuß- und mit 7'/, Sgr. für einen reitenden Boten 
gewährt. 

Die Bergütung für einen Fußboten kann bie zu 5 Sgr. 
pro Meile geleiftet werden, wenn ſolches ortsüblich und dies 
von dem Berwaltungs-Amte befcheinigt wird. 


VI Form der Liquidationen. 
$. 9. 


Die Liquidationen werden fämmmtlich in duplo aufge: 
ftelt und an die Corps» Intendantur eingereicht. Die hierzu 
zu benugenden Schemata werden den Verwaltungs-Aemtern 
bezw. Gemeinbevorftehern zugefertigt. 

Die Anlagen enthalten: 


Littr. A. 


B. 
C. 
D. 


E. 
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Schema zur Liquidation über Koften für verabs 
reichte Mundverpflegung, 

Schema zur Liquidation über Koften für Natural 
Duartier und Stallung, 

Schema zur Liquidation über Koften für Marſch— 
fourage, 

Schema zur Liquidation über Koſten für Bor: 
ſpann und Boten, 

Schema zur Quittung und Gegenbeſcheinigung 
über von den Truppen zur Stelle bezahlte Marſch— 
verpflegungsfoften, 


. Ecdyema zur Duittung über dergleichen Koften 


für Fleinere Commandos, 


. Schema zur Quittung über verabreihte Mund» 


verpflegung ohne Bezahlung (für kleinere Com— 
mandod kann hierüber nad) Schema F. quittirt 
werden, ebenfo werden die Duittungen über Duar- 
tiergewährung und Etallung analog den Schema 
E., F. und G. ausgeſtellt), 


. Schema zur Quittung über verabreidte Marſch⸗ 


fourage, 


.Schema zur Quittung über deögleichen für kleinere 


Commandos, 


. Schema zur Quittung über geitellte Vorſpann⸗ 


wagen und Reitpferde, 


. Schema zur Duittung über deögleichen zur Her: 


beifchaffung mangelnder Fourage. 
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Liqui: 
Der Bergiü: 
für die an durchmarſchirte Truppen verabreichte 





Datum 


Benennung 


Die Marſchroute Ortſchaft, 
* lautet für ben — * Quittung 
Behoͤrde, welche Marſch Beloͤſti⸗ über 
dieſelbe ausge⸗ gung ver⸗ tr 
icht. eföftis 
ftellt hat. von | nad abreicht a 


* 








Liqui— 

über Vergü— 

für dad an Truppen des Norddeutſchen Bundes gewährte 
Monat... . 


Charge 
















Kopfzahl der 






















Gemeinde, || Truppentheil, _Ginquartirten. ber einquar⸗ 
Del. || melde das || welchem bie z 5 — 
xAQDuartier ges || Ginquartirten Es Unteroffl — 
gewaͤhrt. angehören. F E und 
58 Mannfchaften. 
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dation Littr. A. 
tungsroften 
Mundverpflegung im M — 








dation 
tun gs koſten 
Naturalquattier und über Stallungskoſten für Pferde im 
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Dauer der | —2 | 
Dunttiergewäh: täglich \ 
rung. pro f Y 
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Ligui- 
der Vergür 
für. verabreichte Fourage an 
IE a ER aa a Ten 
8 ss find verabreicht worden 





Benennung der J Beit | _ 
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Ligqui- 
der Bergiür 
für geleifteten 





we Zu 
Tag | Gemeinde, || weichem | Der Borfpann ift 
der welche | Behuf | gefellt Meilen. 
Bor: ben der 
| fpann« || Borfpann || Borfpann * 


"Stellung. || geſtellt. gewährt ven | nad) 
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dation — Litix. €. 
tungskoſten — 


durchmarſchirte Sruppen, Ä | 
| j 





Durhihnitte-Markte | Mithin beträgt die Vers 

preife. gütung © 

ERREE BUCHE VPE VEREEE WORZREE HREREN mer: 

Hafer | Heu | ern | für I" für | für | funs 
Summa! 


ber. — N Hafer Heu 
Thtilgf.| tur , kr. | gi. ſ. Thl. af.) fen. |ai.]| °. 









Thl. lar.| 1. Thl. | af. i. 





dation Littr. D. 
tungskoſten 
Vorſpann. | 
7— m u IT — 
Anzahl: det 7 der für eine ein⸗ ir * Reit: 
gehellten. ein. Summa > In Boripann-| Ber 
‚sonder zweis ⸗ | hen fpännige Fuhre pierd vor einem 
fpännigen der Büren incl. Pferd amwei- oder mehr. | "°® 
Bor: en a „ re pad — m. — 
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. | Littr. B. 
Quittung ————— 

der Gemeinde N. N. über gezahlte Verguͤtung für die laut 

Marfchroute der Regierung zu N. N. vom .. ten Februar 


18... verabreichte Marfchverpflegung. 


ö— — — — —— — — — — — — —— — — — —— — — — 





Bezeichnung der | Die Vers I 
i * l - f Be: 
Truppemtheile, Zahl Bezeich: || Zah gütung if 
welchen bie \ i nung und || ber Bejahft ä — 
—— Zahl der Porti— Portion — 







5 Silbergroſch. 


verpflegten Solda⸗ 
wit ö Tage. |jonen. mit 


ten angehören. 


Thlr. |gf. |fe. 








Einhundert und Zwei und. Sechszig Thaler Zwanzig 
Silbergrofchen find vom Kommando des 1. Bataillond. 4. 
Infanterie-Regimentd (oder von dem Commandofuͤhrer Haupt: 
mann N. N. bei fombinirten Commandos) an die Gemeinde 
N. N. baar und richtig gezahlt worden. 


MN . . . 1 Rechmungsführer.. 
Der Gemeinde⸗Vorſteher — — 
N. N. 


Geſehen. 
Der Gemeinde⸗Vorſtand 
MN. 
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* Gegenbefheinigung bes Truppentheils (falls 
die Gemeinde fie verlangt) wird in gleicher Weile auöger 
ſtellt. , Taf 
Kopf. 


Befcheinigung 
des Unterzeihneten über die von ber Gemeinde N. N. laut 
Marichroute der Regierung zu N. NR. vom N. „ . erhal 
tene Mundverpflegung. 


Schluß. 


Nicht mehr oder weniger ald inhundert Zwei und 
Sechszig Thaler Zwanzig Silbergrofchen find ber Gemeinde 
N. N. von dem unterzeichneten Commandoführer gezahlt worden. 


AN. 


NM. 
Gommanbdoführer. 
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Littr. F. 


Quittung. 


Auf Grund der Marfchroute der Königlihen Commans 
dantur zu N. N. vom 9. März 186 . find am 3. und 4. März 
er. alfo auf 2 Tage 

1 Gemeiner vom 2. Bataillon 6. Infanterie-Regiments, 

1 [2 „ r.’ .M — T. „ 
zufammen 2 Mann auf 2 Tage mit 4 Portionen verpflegt 
worden, wofür die Vergütung A 5 Sgr. pro Portion mit 
20 Sgr., Zwanzig Silbergrofchen, an die unterzeichnete Ge⸗ 
meinde bezahlt iſt. 


N. N. ... Rechnungsfuͤhrer. 
der Gemeinde⸗Vorſteher. 





MN. 
Geſehen 
der Gemeinde⸗Vorſtand 
MR 
Gegenbefcheinigung. 


(Balls folche verlangt wird.) 


Auf Grund der Marfchroute 2c. wie oben bie 
Zwanzig Silbergrofchen 
von dem -Unterzeichneten an die Gemeinde N. N. bezahlt ift. 


MN. 
MN. 
Musfetier im 2. Bataillon 
6. Infanterie » Regiments. 
(Sommandoführer.) 


Littr, @. 


Vefcheinigung 
des 1. Bataillond 4. IntanterierRegimentd über Die demfels 
ben von der Gemeinde N. N. verabreichte Verpflegung (obne 
Bezahlung) auf Grund der in Abſchrift hier — — 
route der Regierung zu N. vom 





— — — 







Bezeichnung ber | Zahl [Bezeichnung Er | 
Truppentheile, welchen | der | und Zahl der | 
die verpflegten | | z Porti⸗ 
Soldaten angehören. |" j der Tage. | onen. | 


| 


} 


| 2 Tage | 972 | 
desgl. 


| 
| 
N 
Mir, 186 . | 
| 1. 2 | 
| 
| 
2 








Daß obige Neun Huntert Sechs und Eiebenzig Portionen 
von der Gemeinde N. vollftändig verabreicht und die dafür 
mit 5 Sgr. pro Portion zu zahlen geweſene Vergütung mit 
in Summe 162 4 20 Sgr., wegen Mangeld an Geld nicht 
gezahlt worden ift, wird hierdurch bejcheinigt. 


EN 


MN. 
Major und Bataillond-Kommanteur. 





— — — — 


Duit: 
der N. Escadron N. Hufaren: Regiments über die auf dem 
empfangenen Nationen laut Marjchroute 











Bezeichnung | Badänng Bezeichnung 
der | N und 
| der | 
Truppentheile, für welche | Zahl der 
| Empfänger. 
empfangen ift. Tage. 
| 
ae u a a ee 
| | 18.4‘, 
1. Esc. 4. Huſaren-Regts. | Major v. 9. | Mai 3. 4. 
Rittmeiſter v. ©. desgl. 
Sec.⸗Lt. v. 9. desgl. 
Sec.⸗Lt. v. T. desgl. 
| jühr. Freiwilliger ©. desgl. 
111 Dienſtpferde desgl. 
4. Esc. 4. Huſaren-Regts. 2 Dienſtpferde desgl. 
1. Küraſſier-Regiment Lieut. v. T. | desgl. 
N 2 Dienitpferbe | desal. 
6. Infanterie-Regiment | für den Major und |, desgl. 
| Kommandeur des 1. | desgl. 
| Bataillons 6. In: desgl. 
fanterie-Reg. N. N. | desgl. 
| Hierzu gegen Bezahlung 
| Summa 





o 
1 
I 


Littr. H. 


tung 
- Marfhe von N. nah N. von der Gemeinde N. N. 
der Regierung zu N. N. vom NR... 18 














Gtotsmäßige Rationen 
Rationen gegen Bezahlung 
a *) a**) | a*) a '*) 
3, Metze 3 Metzen 131, Mete 


Bemerfungen. 


Hafer, Hafer, 
3 Pfund | 3 Prund | 3 Pfund | 3 Pfund 
Heu, Hu, Hau, Hau, 
31, Pfund] 3t/ Pfund )l3t/, Bund |3’/, Pfund 
Stroh. Stroh. | Stroh. Stroh. 


Hafer, Hafer, 





| 
3 Metzen | 
| 
| 
| 
| 











ME 
Se 


— zum Transport nach ber 
Garnifon N. N. von 
ber Gscadron  mitge: 
nommen, 











*) 3%, Pr. Mege — 8,4 Oldenb. Kanten (13 Liter). 
.) 3 Br. Mepen = 7,2 Didenb. Kannen (10,3 Liter). 





Borftehende | | 
8 Mationen à 31/, | Oldenburger M. 
Metze“) Hafer, 3 | | | 
Pfund Heu, 3'/, | 
| 

| 

i 

| 

| 





| 
Pfund Stroh . 4 | 3,2 
252 Rat. à 3 Mege**) | 
Hafer, 3 Pfund | 
Heu, 3'/, Bfund 
Stroh ...... 


find mit 





geichrieben ıc. ⁊c. 
von der Gemeinde N. N. hierauf richtig verabfolgt worden, 
worüber hiermit quittirt und zugleich beicheinigt wird, daß 
die tarifmäßige Vergütung für die Nationen gegen Bezahlung 
an die Kaffe des 4. Hufaren-Regiments eingezahlt worden ik. 


RN... 


MN. 
Commandeur. 


*) 31, Pr. Metze — 8,4 Oldenb. Kannen (13 Liter). 
) 3 Pr. Mepen = 7,2 Divenb. Kannen (10,3 Liter). 


629 


Littr. I. 


3. Escadron 1. Hufarensfegiments. 


Unteroffisier N. N. mit 1 Hufar und 2 Dienftpferden, 
commanbdirt zum Pferde-Empfang nah N. N. 


Auf dem Mariche von N. nah N. find dem Unterzeicys 
neten auf Grund der Marfchroute der Regierung zu N. vom 

ten 18... 2 Rationen a 3 Megen (7,, Oldenb. 
Kannen = 10, Kiter) Hafer, 3 Pfund Heu, 3", Pfund 
Stroh pro 10. d. M. mit überhaupt: 


Sechs Metzen (14,, Oldb. Kann. = 20,, Liter) 
Hafer, | 
Sechs Pfund Heu und 
Eieben Pfund Stroh 
von ber Gemeinde N. R. richtig verabfolgt worden, worüber 
diefe Quittung. 


MN. 


MN. 
Unterofficier der 3. Edcadron 
1. Hufaren-Regiments. 
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Auf dem Marfche von N. N. find dem Interzeichneten 
auf Grund der Marfchroute der Regierung (Commandantur) 


NN. vom ten 18.. 
a. etatsmäßige Rationen . ». » . . . 2 
b. gegen Beaablung . » 2... . 1 


Summa 3 Rationen 
a3 Mepen (7, Oldenb. 8. = 10, 8%.) Hafer, 3 Pfund 
Heu und 31, Bund Stroh pro I1. d. M. mit 

Neun Megen (1 Scheff. 5, Kann. Oldenb.) 

Hafer, 

Neun Plund Heu und 

Zchn Ein Halb Prund Etroh 
von der Gemeinde N. N. richtig verabfolgt worden, worüber 
mit dem Bemerfen auittirt wird, daß vie Bezahlung für bie 
überetatömäßige Nation an die Kafle des N. Bataillon 
N. Infanterie-Regimentd erfolgt iſt. 


MN. 
MN 
* Major und Commandeur 
des N. Bataillons 
N. Infanterie-Regiments. 
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Littr. K. 
. Vorſpann⸗Quittung. 
Auf die Marſchroute des Königlichen Generals Commandos 
N. Armee-Corps vom ten 18 
ame | & | | 
Bezeich⸗ Name | Datum, | | E| De | 
nung | des an gu * Vorſpann 
desKomman⸗ weldem | nehm | x eg | Be: 
Regiments, deurs der Vor⸗ Behuf E | geftellt = ‚merfun 
‚Bataillons, oder Fuͤh⸗ pann ſolcher er | | = N gen. 
<ransports! ters des geſtellt gegeben. = 's 
u. m. |Transports) if. | 3 von | bie E | 
em al #1 
| | | | | 
| u 
| 
| 
| = | 
| | | ı 1 101 
| | | | | I 
| | | I | | 
11 Jh 
| | ul | | 
Daß hierauf . . Pferde von . bi8 . geſtellt 
worben find, wird hierdurch beſcheinigt 
N. N., den 


N. N. 
Transportfuͤhrer. 


632 


Littr. L. 
Quittung 
über den zur Herbeijchaffung mangelnder Fourage geitellten 
Borfpann. 


Auf Grund der Marfchroute des Königlichen General: 
Commandos N. N. ArmeesEorp8 vom . . . . find von 
der Gemeinde zu. . . . folgende Fourage-Duantitäten 
für den (Refrutens) Transport des N. N. Armee:Eorpd aus 
dem Magazin zu N. N. mit . . Bierden herangeichafft 
worden: 

(in Zahlen und Buchftaben) Rationen a. . Megen*) 
Hafer, . » . Pfund Heu, . „ . Pfund Stroh mit: 
0. Wispel ... Scheffel .. . Mepen** Hafer a Scheffel 
Bun . 2.2 2 22 ... Ctr. ... Po. 
... Eentner . . . Pr. Hu — ee ed 2 
... Ehod . . . Bund... Pfo. 

EHE, = te u 


mithin ein Totalgewicht von — ... Cr... Bi. 
geichrieben ıc. 
was hiermit befcheinigt wird. 


MN, ven . 
Unterfchrift des Transportführere, 


) 41 Pr. Metze (— 3,435 Liter) — 2, Dieb. Kannen; 16 8. — 
1 Sch.; 8 Sch. = 1 Tonne; 18 T. — 1 Bft. 
”) 41 Wispel = 24 Pr. Scheff.; 
2; " = 16 Mepen a 192 Dr. Eubik;. 


ei 2 0 En Eur: 
— u * 
“ 


Gefeßblatt 


Serzogtbum Oldenburg. 


— a 





XX. Band. (Ausgegeben den 27. uni 1868.) /0. Stüd. 





ubalt: 

AR 111. Regierungsbefanntmahung vom 20. Juni 1868, betreffend die 
Einführung der Preußiſchen Pharmacopde als Landespharma- 
copöe. 

„ 412. Regierungsbefanntmahung vom 20. Juni 1868, betreffend die 
Einführung der Preußiſchen Arznei-Tare. 





M ı1. 
Regierungsbekanntmachung betreffend die Einführung ber Preußiichen 
Pharmacopde als Landespharmacopde, 
Oldenburg, den 20. Juni 1868. 


Mit Sr. Königlichen Hoheit ded Großherzogs Höchſter 
Genehmigung madıt die Regierung Folgendes befannt: 


$. 1. " 

Mit dem 1. Zuli d. 3. tritt die im Verlage des Ge- 
heimen Ober-Hofbuchdruderd Deder zu Berlin unter dem 
Titel „Pharmacopoea Borussica, Editio septima“ erfchienene 
Preußifche Landes: Pharmacopde ald Landes: Pharmacopde für 
das Herzogthum Oldenburg an die Stelle der durch Regie: 
rungöbefanntmachung vom 17. September 1863 eingeführten 
Pharmacopoea Hannoverana nova von 1861, 
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$. 2. 


In allen Apothefen des Herzogthums fol vom 1. Juli 
d. J. an ein Eremplar der 7. Ausgabe der Preußiſchen Phar— 
macopde vorhanden fein, und find von demſelben Zeitpuncte 
an die Arzneien allgemein und ausſchließlich nady den in jener 
Pharmacopde enthaltenen Vorſchriften zu bereiten. 


$. 3. 

Diejenigen Arzneimittel, welche nad ber Preußiſchen 
Series medicaminum in den Apothefen des Königreichs Preu— 
en vorräthig fein follen, find auch in den Apotheken des 
Herzogthums Oldenburg vorräthig zu balten. 

$. 4. 

Die Apotheker dürfen zwar diejenigen chemifchen und 
pharmaceutifchen Präparate, welche fie felbft zweckmäßig an- 
zufertigen behindert find, aus anderen Apotheken, chemiſchen 
Fabrifen oder Droguenhandlungen entnehmen, find aber für 
die Reinheit und Güte der angefauften Präparate unbedingt 
verantwortlich. 


$. 3. 


Wenn ein Arzt von den in der der Preußiſchen Phar—⸗ 
macopöe beigefügten Tabelle A. aufgeführten Arzneimitteln 
zum innerlichen Gebraudy eine größere Doſis verordnet, ale 
dafelbft angegeben ift, fo hat derſelbe einer ſolchen Doſis das 
Zeichen ! beizufügen. Hat er dies unterlaflen, fo ift der Apo- 
thefer verpflichtet, dad Recept dem Arzt zurüdzufciden, wos 
rauf derfelbe entweder eine geringere Dofid zu verorönen, 
oder dad Zeichen ! beizufügen hat. 


$. 6. 


Die in der Tabelle B. zufammengeftellten Arzneimittel 
find in abgefchloffenen Räumen nad) den für die Aufbewah- 
rung der Gifte beitehenden medicinalpolizeilichen Beftimmuns 
gen zu verwahren. 
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$. 7. 


Die in der Tabelle C. aufgeführten Arzneimittel find in 
abgefonderten Räumen und getrennt von ben übrigen Arzneis 
mitteln aufzuftellen. 


$. 8. 


Uebertretungen vorftehender Beftimmungen werden mit 
einer Geldftrafe bid zu 50 „f beftraft. 


$. 9. 


Die Regierungsbefanntmahung vom 17. Septbr. 1863 
(Geſ.“Bl. Bd. 18 ©. 369) wird aufgehoben. 


Oldenburg, aus der Regierung, 1868 Juni 20. 





Erdmann. 
Ahlhorn. 
RM 112. 
Negierungsbefanntmachung, betreffend die Einführung ber Preußifchen 


Arznei-Tare. 
Oldenburg, 1868 Juni 20. 


Es wird hiedurch angeorbnet, daß vom 1. Juli d. 3. 
an ftetd die im Königreich Preußen geltende Arznei» Tare 
nebft den derſelben vorgedrudten allgemeinen Beftimmungen 
im Herzogthum Oldenburg zur Anwendung kommen fol. 

Die Regierungsbefanntmahung vom 22, December 1840 
(Geſ⸗Samml. Bd. IX. ©. 546) wird aufgehoben. 

Dfdenburg, aus der Regierung, 1868 Juni 20. 


Erdmann. 


Ahlhorn. 


Digitized by Google 
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Gefehblatt 


für dag 


| Serzogtbum Oldenburg. 


— —— — 


XX. Band. (Ausgegeben den 1. Juli 1868.) 71. Stüd. 





Subalt: 

Ag 113. Bekanntmachung des Stantsminifteriums vom 30. Juni 1868, 
betreffend die mit dem 1. Juli d. 3. eintretende völlige Frei- 
heit des Verkehrs mit Branntwein zwifchen einem Theile des 
Vreußifhen Regierungsbezirfs Kaffel und ven fteuervereinten 
Staaten des Norbdeutichen Bunbes. 

» 414, Regierungsbefanntinahung vom 27. Juni 1868, betreffend 
Patent für die Techniker Earl Windhauſen und Heinrich 
Bülfing in Braunfchweig auf einen von ihnen conftruirten 
feften Schornflein:Auffag, Deflector genannt. 

„ 118. Bekanntmachung der Cammer vom 30. Juni 1868, betreffend 
Anwendung der Forſtordnung vom 28. September 1840 auf 
einen Fuhrenfamp in der Flur 18 der Gemeinde Ganderfefee. 


Lee 


M 113. 

Bekanntmachung des Staatsminifteriums, betreffend die mit dem 1. Juli 
d. J. eintretende völlige Freiheit des Verkehrs mit Branntwein 
zwiſchen einem Theile bes Preußiichen Regierungsbezirks Kaflel 
und den fleuervereinten Staaten des Norddeutſchen Bundes. 

Oldenburg, den 30. Juni 1868. 


Da in demjenigen Theil des Preußifchen Regierungs- 
Bezirks Kaffel, weldher aus dem ehemaligen Kurfürftenthum 
Heften, mit Ausfchluß der Grafihaft Schaumburg und bes 
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Kreifed Schmalkalden befteht, die Maifchbottichfteuer vom 
1. Juli d. 3. ab nach denfelben Sägen zu entrichten ift, 
welche in den fteuervereinten Staaten des Norbdeutichen Bun: 
des zur Erhebung gelangen, fo tritt zwifchen diefem Theil des 
gedachten Regierungsbezirks einerfeitd und den bezeichneten 
Staaten andererſeits von dem gedachten, Zeitpunkt ab völlige 
Freiheit ded Verkehrs mit Branntwein ein. 


Didenburg, den 30. Juni 1868. 





Staatminifterium. 
Departement der Finanzen. 
Zedelius. 
Holtzinger. 
x 114. 


Bekanntmachung der Regierung, betreffend Patent für die Techniker Carl 
Windhaufen und Heinrich Büffing in Braunfchweig auf einen von 
ihnen conftruirten feſten Schornftein:Nuffag, Deflector genannt. 

Dldenburg, 1868 Juni 27. 


Mit Seiner Königlichen Hoheit ded Großherzogs Höch— 
fter Genehmigung ift den Technifern Carl Windhaufen und 
Heinrih Bülfing in Braunfchweig auf einen von ihnen con 
ftruirten feften Schornftein-Auffag, Deflector genannt, ſoweit 
ſolcher als eigenthümlich und noch nicht bereits befannt zu 
betrachten ift, für das Großherzogthum auf die Dauer von 
fünf Jahren, unter der näheren Beftimmung ertheilt, daß das 
Patent erlöfchen fol, wenn nicht innerhalb Jahresfrift, vom 
Tage der Verkündigung angerechnet nachgewiefen wird, daß 
dasjelbe im Großherzogthum zur bleibenden Anwendung ge> 
fommen: ift. 

Oldenburg, aus der Regierung, 1868, Juni 27. 


Hofmeifßter. 





Greverus. 


en, 
6. 115. 


Bekanntmachung der Cammer, betreffend Anwendung der Forſtordnung 
vom 28. September 1840 auf einen Fuhrenfamp in der Flur 13 
der Gemeinde Ganderfefee. 


Didenburg, 1868 Juni 30. 


Es wird hiedurch befannt gemacht, daß die in ben 
88. 21 bis 46 der Forftordnung vom 28. September 1840 
enthaltenen Borfchriften, hinfichtlich der unter den Nummern 
4, 6, 8, 9, 21-26, 32 und 33 der Beilage I. dieſer Forft- 
ordnung enthaltenen näheren Bejtimmungen, für anwendbar 
erklärt find auf den dem Arend Hinrih Schütte zu Elmeloh 
gehörenten in der Flur 13 der Gemeinde Ganderfefee zwiſchen 
den Gründen des Brinkſitzers Hinrich Möhlenhoff zu Alms— 
(oh und des Brinffigerd Gerd Hinrich Barfemeyer zu 
Elmeloh belegenen Fuhrenfamp und daß dem Holzwärter 
Voigt zu Stenum deffen Beauffichtigung übertragen ift. 


Dldenburg, den 30. Juni 1868. 
Sammer. 
Janffen. 


| Harbers. 


Digitized by Google 





Geſetzblatt 


für das 


Herzogthum Oldenburg. 


— — — 


XX. Band. (Ausgegeben den 17. Juli 1868.) 72. Stüd. 





&nbalt: 


A 116. Berorbnung vom 30. Juni 1868, betreffend Aenderung ber 
Grenzen zwilchen der Stadt: und Landgemeinde Barel. 

M 117. Bekanntmachung des Etaatsminifteriums vom 10. Juli 1868, 
betreffend Abänderungen des. unter dem 6. Mai 1867 verfün- 
deten allgemeinen Regulativs über die Behandlung des Güter: 
und Gffeftentransports auf den Gifenbahnen in Bezug auf das 
Zollwefen und die dazu vereinbarten Zufag-Beftimmungen- 

AR 118. Berordnung vom 14. Juli 1868, betreffend die Verlängerung 
des Landtags. 





x ‘16. 


Verordnung, betreffend Nenderung der Grenzen zwijchen der Stadt: und 
Landgemeinde Varel. 


Dlvdenburg, den 30. Juni 1868. 


— — — — 


Mir Nicolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleöwig, Holftein, Stormarn, der Dithmarfchen 


und Oldenburg, Fürft von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von Jever und Kniphauſen ꝛc. ꝛc. 


verordnen auf Grund des Artikels 12 Ziffer 2 der Ge— 
meinde-Ordnung für das Herzogthum Oldenburg vom 1. Juli 
1855 mit Zuftimmung der betheiligten ©emeinden folgende 
Grenzveränderungen zwiſchen der Etadts und Landgemeinde 
Varel: 

Die bisher durch die Mitte der beiden alten Wareler 
Lefen gebildete Grenze zwilchen der Stadt: und Landgemeinde 
wird, und zwar bei der Nordender Leke in der Strede von 
der Sumpfallee bis dahin, wo diefe Leke den hinter Oldorf 
nach den Wurpländereien führenden Weg durcdhichneidet, und 
bei der Sütender Lefe in der Strede vom Bäker Damm bis 
zur füdlichen Ede des zum Staatögute gehörigen fogenannten 
Gnivs dahin abgeändert, daß diefelbe (und damit auch bie 
Grenze des Amtsbezirk) in dieſen Streden fünftig durd) bie 
Mitte der jetzt begradigten Vareler Leken gebildet werden foll. 


Urkundlich Unferer eigenhändigen Namensunterfchrift und 
beigedrudten Großherzoglichen Infiegele. 


Gegeben auf dem Schloffe zu Raftedt, den 30. Juni 
1868. 


(L. S.) Peter. 
von Berg. 


h Römer. 
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MR 117. 


Bekanntmachung bes Staatsminifteriums, betreffend Abänderungen bes 
unter dem 6. Mai 1867 verfündeten allgemeinen Regulativs über 
die Behandlung des Güter: und Effektentransports auf den Eifen- 
bahnen in Bezug auf das Zollweien und bie dazu vereinbarten 
Zufag-Beftimmungen. 

Dldenburg, den 10. Juli 1868. 


In Gemäßheit Befchluffes des Bundesraths des Zolls 
vereind werden zu dem allgemeinen Regulative über die Be: 
handlung ded Güter: und Effeften-Transportd auf den Eiſen— 
bahnen in Bezug auf das Zollweien vom 6. Mai 1867 fol- 
gende Beftimmungen erlaffene 


Zu & 1, 

1. Die Borfchriften des Regulativs jollen allgemein 
auch dann angewendet werden, wenn zum Transporte ber 
Frachtgüter und Paflagier-Effeften ftatt der ald Regel vorge: 
fchriebenen Wagen, welche auf allen Seiten mit feften Wän- 
ben verfchlofien find (Kulifienwagen), ſolche Wagen mit Schuß- 
decken, wie fie in der Uebereinkunft mit Branfreich in Betreff 
ber Zollabfertigung des internationalen Verkehrs auf den 
Eifenbahnen vom 2. Auguft 1862, Art. 1 bejchrieben find, 
oder abhebbare Kaften oder Körbe von mindeftend zehn Kubif- 
fuß Inhalt benugt werben. 


Zu $. 4. 

2. Der $. 4 bed Regulativd wird dahin abgeändert, 
daß ber Transport von Frachtgütern und Paffagier-Effeften 
über bie Zollgrenze und innerhalb des Grenzbezirks auf den 
Eifenbahnen bei Tag und Nacht geftattet ift. 


Zu $. 5. 


3. Nach dem 8. 5 des Regulativs darf die zollamtliche 
Abfertigung der auf den Eifenbahnen eingehenden Güter bei 
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Aemtern im Innern nur erfolgen, wenn diefe Güter bis zur 
Abfertigungsftelle gelangen, ohne daß unterwegs der Verfchluß 
abgenommen oder irgend eine Veränderung mit der Ladung 
vorgenommen worden iſt. Diefe Beftimmung wird dahin 
mobificirt, daß es fortan zuläffig fein ſoll, aus Eifenbahns 
wagen oder MWagenabtheilungen, welche mit unverzollten 
Waaren unter Berfchluß abgelaffen worden find, unterwegs 
unter amtlicher Auffiht nady Abnahme des Verfchluffes einen 
Theil der Ladung zu entnehmen, fotern died ohne Ausladung 
anderer Waaren geichehen fann. In Fällen diefer Art ift zu 
den Anfagezetteln das vorliegende Mufter zu verwenden, und 
darauf die Abnahme ded BVerjchluffes, die erfolgte Ausladung 
und die Wiederanlegung ded Verſchluſſes zu befcheinigen. 

Auch dürfen fortan bei denjefigen Eiſenbahn-Grenzämtern, 
bei welchen ſich ein Bebürfniß hierzu zeigt, die auf der Eijen- 
bahn eingegangenen Güter nad) vorheriger Ausladung in die 
Zollrevifiond-Räume unter ’zollamtlicher Auffiht für bie ein- 
zelnen Beftimmungsorte fortirt und nad) ihrer Wiederein- 
ladung in Güterwagen im Anfageverfahren abgefertigt werben. 
Hierbei fommen die im $. 20 A. des Hauptprotocolls der 
15. General-@onferenz verabredeten Beftimmungen zur An: 
wendung. 


Zu $. 7. 

4. a. Wenn es auch bei der Beftimmung im Abfag 1. 
des $. 7 des Regulativs, nach welcher die Verfchließung der 
Wagen und einzelnen Wagenabtheilungen mittelft befonderer 
Schlöſſer ftattzufinden hat, ald Regel lediglih dad Bewenden 
behält, fo fol e8 doc) feinen Anftand finden, wenn in außers 
ordentlichen Fällen, in denen wegen übermäßigen Güteran— 
dranges die nad) den gewöhnlichen Bedürfniffen des Verkehrs 
bemefiene Zahl von Zolfchlöffern bei einem Zollamte nicht 
ausreicht, die Verjchliegung der Wagen und Wagenabtheilun> 
gen ausnahmsweife durch Plomben erfolgt. 

Ä b. Es bleibt fortan jeder Vereind-Regierung überlaflen, 
die Schlöffer zum Verſchluß der Eifenbahnwagen auf Koften 
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ded Staats zu befhaffen. Demzufolge find im legten Ab- 
ſatze des $. 7 des Regulativs die Worte: „und der Schlöffer” 
als wegfallend zu betrachten. 


Zu $. 10. 


5. Bei der Beftimmung im $. 10 des Regulativs, nad) 
welcher bei Meberfchreitung der Landesgrenze in den Perſonen— 
wagen nur ſolche, und zwar nicht zollpflichtige Kleinigkeiten 
fich befinden dürfen, welche Reifende in der Hand oder fonft 
unverpadt bei fich führen, behält e8 ald Regel dad Bewenden, 
jedoch find die Gentral-Finangbehörden fortan befugt, an fols 
hen Grenzpunften, wo ed im Intereſſe des Reiſeverkehrs 
liegt, eine Ausnahme dahin eintreten zu laffen, daß die Rei— 
jenden in den Perfonenwagen ald Handgepäd zollfreie Gegen: 
fände in Hutichadhteln, Reifetafchen, Kleinen Koffern u. |. w. 
bei fih führen bürfen.. Die Reifenden find in einem foldyen 
Falle verpflichtet, ihre Effeften unmittelbar nach der -Anfunft 
ded Zuges dem Grenz-Eingangsamt zur Revifion vorzulegen. 


Zu $. 14. 


6. Wenn auch der Vorfchrift des $. 14 des — 
nach welcher der Inhalt der Kolli in den Ladungs-Verzeich— 
niffen anzugeben ift, nicht genügt fein follte, fo follen body 
bie Zadungsverzeichniffe wegen dieſes Mangels nicht ald un» 
volftändig zurücgewielen werden. 


3u $$. 14 und 17. 


7. Statt der nady $. 17 ded Regulativd von dem 
MWaarenführer zu übernehmenden Berpflihtung, die Wagen - 
der Abfertigungäftelle zur „planmäßigen Zeit” zu geftellen, 
ift von dem Waarenführer fortan die Verpflichtung zur Vor: 
führung der Wagen zu einer im Ladungsverzeichniſſe vorzus 
-fchreibenden beftimmten Zeit zu übernehmen. Demgemäß 
wird das im $. 14 ded Regulativd vorgefchriebene Formular 
dahin abgeändert, daß in der verbindlichen Erklärung bed 
Waarenführers am Schluffe des Ladungsverzeichnifies die 
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MWorte: „zur planmäßigen Zeit durch die Worte „bi zum 
“ erfegt werden. 
Ueber die für die einzelnen Beftimmungsorte zu ftellen- 
den Friften haben ſich die Zolbebörden mit den Eifenbahn- 
Verwaltungen zu verftändigen. 


Dfdenburg, den 10. Juli 1868. 


Staatminifterium, 


Departement der Finanzen. 
Zedelius. 


Römer. 
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Mufter 
eined Anjagezetteld für den Fall der Berladung von Waaren 
unter demfelben Verſchluß nad) verfchiedenen Orten. 


Anfagezettel 
1 


Der Bevollmächtigte der (Großherzoglichen) Bahn-BVer: 
waltung (N. N.) führt (zwei), wie unten bemerft, verfchloffene, 
mit überhaupt (ſechszig) Kolli Güter beladene Wagen AP (23 
und 28) und zwar enthält: 

der Wagen AFP (23) (zwanzig) Kofi zur Abfertigung beim 
(Haupt-Steuer-Amt A.), und (zehn) Kolli zur Abſerti⸗ 
gung beim (Haupt⸗Steuer-Amt B.). 

Der Wagen AP (28) (zehn) Koli zur Abfertigung beim 
(Haupt⸗Steuer⸗Amt B.) und (zwanzig) Kolli zur Abfer: 
tigung beim (Haupt-Zoll-Amt C.). 

Hierbei (drei) verfiegelte Padete und zwar AP (1) bezeichs 
net (Ort A.), mit gehn) Stüd Ladungsverzeichniffen und 
(zwölf) Stüf Frachtbriefen, - 

AP (2) bezeichnet (Ort B.), mit (ſechs) Stück Ladungs— 

verzeichniffen und (elf) Stüd Frachtbriefen, 

A? (3) bezeichnet (Drt C.), mit (acht) Stück Ladungss 

verzeichniffen und (fünfzehn) Stüd Frachtbriefen, 

fowie (zwei) Schlüffel, amtlich in (einer ledernen Tafche) 

durch (zwei Bleie) verjchlofien. 

Die Abfahrt ift heute (Vor)mittag um (6) Uhr (30) 
Minuten erfolgt. 

Zollverſchluß. 
(1.) Wagen AP (23) Schloͤſſer (zwei) 
(1) Wagen AP (23) Schlöffer (drei) 
(Dirt), den ıc. 
(Großherzoglich Oldenburgiſches Haupt⸗Zoll⸗)Amt. 
(Stempel.) (Unterſchrift.) 
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Erledigungs-Atteite. 
RA) 

Der umftehend bezeichnete Wagen MP (23) ift heute 
(Bor)mittag (11) Uhr (30) Minuten mit unverlegtem Bers 
ichluffe und in vorſchriftsmäßigem Zuftande vorgeführt wor— 
den und ein mit (Ort A.) bezeichnetes Packet mit Abferti— 
gungöpapieren, fowie (eine), wie oben angegeben, verichloffene 
(Tafche), darin (zwei) Schlüffel, übergeben. Der Berfchluß 
(der Tasche) ift hier gelöft und der Wagen NM? (23) geöffnet, 
demnächſt find aus legterem die in den vorgedachten Abferti— 
gungspapieren bezeichneten (zwanzig) Kolli Güter zur — 
——— Abfertigung übergeben, welche im. 

. . weiter nachgewieſen wird. 

Der Wagen M (23) ift ‚hierauf wieder, wie umjeitig 
vermerkt, verfchloffen und find dem Bevollmächtigten (N. N.) 
(zwei) Schlüſſel, amtlih in (einer ledernen Taſche) durd) 
(zwei) Bleie verfchloffen, übergeben. 

Die Abfahrt erfolgt heute Mittag (12) Uhr. 

(Ort), den ıc. 

(Großherzoglich Oldenburgiſches Haupt-Steuer:) Amt. 
(Stempel) (Unterfchriften) 


MB (2). 

Die umftehend bezeichneten Wagen A? (23 und 28) find 
heute Nach)mittag (4) Uhr (45) Minuten mit unverlegtem 
Berfchluffe und in vorfchriftsmäßigem Zuftande vorgeführt 
worden und ein mit (Ort B.) bezeichneted Padet mit Abfers 
tigungspapieren, ſowie (eine) wie vorftehend angegeben, ver: 
ſchloſſene (Tafche), darin (zwei) Schlüffel, übergeben. Der 
Verſchluß (der Tafche) ift hier gelöft, die Wagen (A? 23 und 
25) find geöffnet und aus Iegteren die in ben vorgebadhten 
Abfertigungspapieren bezeichneten (zwanzig) Kolli Güter zur 
———— ee — — im 


weiter nachgewieſer en wird. 
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Der Wagen AP (28) ift hierauf wieder, wie umfeitig 
vermerkt, verfchloffen und ift dem Bevollmächtigten (N. N.) 
(ein) Schlüffel amtlich in (einer ledernen Taſche) durch roch) 
Bleie verichloffen, übergeben. 

Die Abfahrt erfolgt heute (Nach)mittag (5) Uhr. 

(Drt), den ıc. 

(Großherzoglich Dldenburgifched Haupts-Steuer-) Amt. 
(Stempel) (Unterfchriften) 





2 (3). 

Der umftehend bezeichnete Wagen AFP (28) ir heute 
(Nachmittag (8) Uhr mit unverlegtem Berfchluffe und in vors 
ihriftömäßigem Zuftande vorgeführt worden und ein mit 
(Ort C.) bezeichnetes Packet mit Abfertigungspapieren, fowie 
(eine), wie vorftehend angegeben, verfchloffene (Taſche), darin 
(ein) Ecylüffel, übergeben. Der Verſchluß (der Taſche) ift 
hier gelöft und der Wagen AP (28) geöffnet, demnädhft find 
aus legterem die in den vorgedadhten Abfertigungspapieren 
bezeichneten (zwanzig) Koli Güter zur zollamtlidhen Abferti- 
gung übergeben, weldye im 
weiter nachgewieſen wird. 

(Ort), den ıc. | 

( . ) Amt. 

(Stempel) (Unterfchriften) 
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%. 118. 


BDerorbnung, betreffend die Berlängerung des Landtags. 
Didenburg, den 14. Juli 1868. 


Mir icolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaben 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norivegen, Herzog 
von Schleswig, Holftein, Stormarn, der Dithmarjchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von Jever und Kniphaufen ꝛc. x. 

verorbnen hiedurch, was folgt: 

Die Dauer ded gegenwärtig verfammelten Landtags wirb 
bis zum 25. d. M. verlängert. 


Urkundlich Unferer eigenhändigen Ramensunterfchrift und 
beigedrudten Großherzoglihen Inftegels. 


Gegeben auf bem Schloſſe zu Raſtedt, den 14. Juli 
1868. * 


(L. S.) Peter. 
von Berg. 


Römer. 
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Gefehblatt 


für das 


Serzogtbum Oldenburg. 








XX. Band. (Ausgegeben den 21. Zuli 1868.) 73. Stud. 








Subalt: 

A 149. Bekanntmachung des Staatsminifteriums vom 9. Juli 1868, 
betreffend das Negulativ über die zollamtliche Behandlung der - 
mit ben Poften eingehenden, ausgehenden oder durchgehenden 
Gegenftände vom 1. Auguft 1868 ab. 


JM. 119. 


Bekanntmachung des Staatsminifteriums, betreffend das Negulativ über 
die zollamtliche Behandlung der mit den Boften eingehenden, aus: 
gehenden oder durchgehenden Gegenftände vom 1. Auguft 1868 ab. 

Oldenburg, den 9. Juli 1868. 








Das Staatdminifterium bringt hierdurd; das vom Bun- 
desrathe des Deutfchen Zollvereing feftgeftellte, mit dem 1. Auguft 
d. 3. ind Leben tretende Regulativ über die zollamtliche Be- 
handlung der mit den Poſten eingehenden, ausgehenden oder 
durchgehenden Gegenftände in der Anlage zur öffentlichen 
Kunde. 

Dldenburg, ben 9. Juli 1868. 

Staatsminifterium, 
Departement der Finanzen. 
Zedelius. 


Römer. 


652 


Negulativ 


über bie 
zollamtliche Behandlung der mit den Poften eingehen- 
den, außgehenden oder durchgehenden Gegenftände vom 
1. Auguft 1868 ab. 


I. Abſchnitt. 


Abfertigung der in das Zollvereinsgebier ein: 
gebenden Gegenftände, 


$. 1. 


Die mittelft der Poſten in ben Zollverein eingehenden 
zollpflichtigen Gegenftände zum Bruttogewicht von %. Zoll⸗ 
pfund oder mehr müffen von einer deutlich gefchriebenen, offen 
beiliegenden Inhaltderflärung (Deklaration) begleitet fein, aus 
welcher fich erjehen läßt: 

a. ber Name des Adreflaten; 

b. der Drt, wohin die Sendung beftimmt ift; 

c. die" Zahl der einzelnen zu ber Sendung gehörigen 

Poſtſtücke, fowie die Zeichen und Nummern jebed 

einzelnen ; 

d. die Gattung der in jedem Poftftüde enthaltenen Ge— 
genftände nach deren handeldüblicher oder jonft fprach- 
gebräuchlicher Benennung; 

e. ber Ort und ber Tag ber Ausſtellung der Inhaltser⸗ 
Härung, und 

f, der Name des Verſenders. 
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Die Inhaltderflärung kann in Deutfcher ober in Frans 
zöftfcher Sprache abgefaßt fein. Den oberen Zollbehörden 
bleibt vorbehalten, auf einzelnen Grenzftreden im Falle bed 
Bedürfniffes auch Inhaltderflärungen in Englifcher, Hollän- 
difcher oder Italieniſcher Sprache zuzulaffen. 


Daß eine Inhaltserflärung beigelegt worden, ift von dem 
BVerfender auf dem Begleitbriefe (der Begleitadrefle) oder, _ 
falls ein folcher nicht beigegeben wird, auf der Sendung 
jelbft zu bemerken. 


$. 2. 


Die Beifügung einer Inhaltserflärung ift nicht erfor, 

derlich 

1. bei Briefbeuteln und Fahrpoftbeuteln, ſowie bei ben 
an Stelle berfelben zur Anwendung kommenden Brief; 
padeten und Fahrpoftpadeten ; \ 

2. bei Zeitungspadeten und Drudfachen; 

3. bei Gelpfäflern, Gelbfiften, Geldbeuteln und Geld: 
padeten; 

4. bei Poftiendungen, welche unter dem Siegel einer 
Staatsbehörde oder eines eine folche Behörde repräs 
fentirenden Beamten eingehen und an eine Staatöbe- 
hörde, bezw. einen biefelbe repräfentirenden Beamten 
gerichtet find; 

5. bei Waarenproben und Muftern zum Brutto-Gewicht 
von !/, Zollpfund oder weniger, welche unter Kreuz - 
band oder in folder Weife verpadt eingehen, daß 
über den Inhalt Fein Zweifel entftehen kann. 


$. 3. 
Fehlt eine Inhaltserkflärung und fol die zolfamtliche 
‚Schlußabfertigung nicht ſchon bei derjenigen Zollftelle erfols 
gen, welche der Grenze zunächft belegen ift ($. 4), fo wird 
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von ber legteren Zollftelle bei dem ingange der Sendung 
eine Revifionsnote gefertigt, welche, wenn der Inhalt des 
Poſtſtuͤcks äußerlich unzweifelhaft zu erkennen ift, den Ins 
halt fpeciell bezeichnet, im anderen Falle aber die Angaben 
enthält, welche fi) aus der Adrefie auf dem Poſtſtücke oder 
auf dem Begleitbriefe ergeben und zugleich befcheinigt, daß 
die Sendung zur zollamtlichen Behandlung vorgelegen habe. 

Die Revifionsnote vertritt bei der Weiterbeförderung der 
Sendung bie Stelle der Inhaltserflärung. Diefelbe kann 
jederzeit und bis zur Vornahme der zollamtlihen Schlußab- 
fertigung fowohl Seitens der PVoftbehörde, ald Seitens des 
Adreflaten durdy eine Inhaltserflärung in der vorgejchriebe- 
nen Form ($. 1) erjegt werden. 

Geſchieht dies nicht, fo muß ſich der Adreffat gefallen 
lafien, daß die gehörig declarirten Sendungen bei der Schluß: 
abfertigung vorgezogen werden. 

Sowohl die Boftbehörbe ald der Adreſſat find berechtigt, 
eine bereitd vorliegende Inhaltserflärung, infolange eine ſpe— 
cielle Revifton nicht ftattgefunden hat, zu vervollitändigen 
oder zu berichtigen. 


$. 4. 


Die nad) dem Orte der Zollftelle an der Grenze beftimm: 
ten, beögleichen diejenigen Sendungen, welche auf dem Wege 
nach dem Beftimmungsorte einen weiteren Ort, an welchem 
eine Zoll oder Steuerftelle fich befünde, nicht berühren, wer: 
den von der Zollitelle an der Grenze ſofort volftändig abge: 
fertigt. Das Gleiche gefchieht unabhängig vom Beſtim— 
mungsort der Sendung auf das Verlangen bed Abjenders, 
wenn diejer hierauf durch eine Bemerkung auf der Inhalts» 
erflärung oder in einer das Poſtſtück offen begleitenden Note 
ausdrüdlid den Antrag geftellt hat. 

Die in dem $. 2 unter Nr. 4 aufgeführten Poſtſtücke 
der Behörden, infofern deren Inhalt aus Acten oder Schrif- 
ten befteht und died auf den betreffenden Begleitbriefen oder 
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den PBoftftüden felbft angegeben oder Außerlich erfichtlich ift, 
ferner die in bem $. 2 unter Nr. 1, 2 und 3 aufgeführten 
Gegenftände der Poftladung find in der Regel den Zollbe— 
amten an ber Grenze nur zur allgemeinen Befichtigung vor: 
zulegen und einer weiteren zollamtlichen Behandlung nicht 
unterworfen. Ebenfo findet bei den im $. 2 unter Nr. 5 auf? 
geführten Waarenproben und Muftern eine zollamtlidye Bor: 
abfertigung an ber Grenze nicht ftatt, vielmehr werden bie 
felben erft am Beftimmungsorte von der Poſtbehörde der 
Zolfftelle zur Revifton und fchließlichen Abfertigung ($. 6 ff.) 
vorgeführt. 

Ale fonftigen eingehenden ‘Boftftüde unterliegen bei der— 
jenigen Zollftelfe, welche der Grenze zunächft belegen ift, einer 
zollamtlichen Vorabfertigung ($. 5). 

Die fchliegliche Abfertigung ($. 6 ff.) erfolgt am Be: 
ftimmungdorte oder, wenn ſich daſelbſt eine Zoll⸗ oder Steuer- 
ftelle nicht befindet, bei einer geeignet gelegenen Zoll- ober 
Steuerftelle, deren Wahl der Boftbehörde überlaffen bleibt. 


$. 5. 
Die zollamtliche Vorabfertigung — (8. 4) — befteht in 
Aolgendem : 
Durch diejenige Zollftele, welche der Grenze zunächft 
belegen ift, find die eingehenden Poſtſtuͤcke 
a. mit den Inhaltserflärungen und den Boftfarten oder 
nad Bebürfniß mit ben Begleitbriefen Außerlich zu 
vergleichen, etwaige Abweichungen in den Inhaltser- 
flärungen vorzumerfen, auch die leßteren mit einem 
Vermerk über die gefchehene Befihtigung zu verjehen 
‚ und fehlende Inhaltserflärungen durch Revifionsnoten 
($. 3) zu erfegen; 
fodann 
b. diejenigen Poſtſtücke, welche der Vorabfertigung unters 
legen haben, zum Zeichen ber noch vorbehaltenen 
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Schylußabfertigung ($. 6 ff.) an einer möglihft in bie 
Augen fallenden Stelle (auf der Seite der Signatur 
oder in der Nähe der PBoftnummer) mit einer Marke 
von rothem Papier zu befleben, welche einen ſchwar—⸗ 
zen Abdrud des Dienftftempeld der betreffenden Grenz— 
zollftelle und die Aufichrift „Zollftüd” trägt. 

Diefe Behandlung findet auch bei den im $. 2 unter 
Nr. 4 aufgeführten Poftfendungen dann Anwendung, wenn 
die Borausfegungen des $. 4 Abſatz 2 nicht zutreffen und 
biefelben deshalb einer weiteren zollamtlicyen Abfertigung 
unterzogen werden müflen. 

Diejenigen Poftftüde, deren Inhalt ald zollfrei fofort 
erkannt worden oder deren Schlußabfertigung glei bei ber 
erften Zollitelle an der Grenze erfolgt ift, treten in den freien 
Verkehr, bedürfen daher auch der Bezeichnung durch eine 
Marke (lit. b.) nicht. 

Desgleichen ift von dem unter lit. b. vorgefchriebenen 
Verfahren Abftand zu nehmen, wenn mehrere Eendungen 
nad einem Orte, an welchem eine Zoll- oder Steuerftelle 
ihren Sig hat, Fartirt find, und in verfchließbare Wagenab- 
theilungen, Körbe, Felleifen, Beutel oder fonftige Behälter 
verpadt werden, welche alddann unter zollamtlicdyen Berfchluß 
durch Kunftichlöffer oder Plomben zu nehmen find. 

Gehen die nad) einem Orte fartirten Sendungen be 
reitö vom Auslande in verſchloſſenen Wagenabtheilungen oder 
fonftigen Behältern ein, fo hat fi die Zollftele an ber 
Grenze auf die Anlegung eined zollamtlichen Verſchluſſes an 
den Wagenabtheilungen u. ſ. w. zu befchränfen. 


Nah der Ankunft der unter Gefammtverfchluß 
genommenen PBoftfendungen an dem Orte, auf weldyen bie 
Boftkarte lautet, hat die dortige Zoll- oder Steuerftelle in 
Bezug auf die weitergehenden Stüde bie zollamtlicdye Bor; 
abfertigung dem VBorftehenden entfprechend vorzunehmen, be- 
ziehungsweife nady der Beftimmung lit. b. zu ergänzen. 
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$. 6. 


Zum Zweck der zollamtlidhen Schlußabfertigung werben 
bie mit ber Poft eingegangenen zolpflichtigen Gegenftände 
mit den dazu gehörigen Inhaltserflärungen oder Reviſions— 
noten den betreffenden Zolle oder Steuerftelen ($. 4) über- 
geben. Die Abfertigung erfolgt nady den allgemeinen geſetz⸗ 
lien Borfchriften. 

Das Verfahren ift indeffen ein Verfchiedenes, je nachdem 

a. ber Adreffat an dem Drte, wo die Schlußabfertigung 
zu bewirfen ift, felbft oder in deſſen Nähe ſich befindet 
und deshalb der Abfertigung perſönlich beimohnen 
fann, ober 

b. die Sendung ohne Zuziehung des Adreffaten zollamt; 
lich abgefertigt und dann zum Zwecke der Weiterbe: 
förderung an dieſen der Poftftelle zurüdigegeben wer: 
ben muß. 


8. 7. 


Befindet ſich der Adreffat an dem Orte ſelbſt, wo bie 
Schylußabfertigung zu bewirken ift, oder in deſſen Nähe, fo 
werben die Begleitbriefe (Begleitadrefien) oder, wenn foldye 
nicht vorhanden find, Abichriften der auf den PBoftftüden bes 
findlichen Adreffen, mit dem Eingangsſtempel der Poſtſtelle 
verfehen, durch die legtere an den Adreſſaten beftellt, dieſem 
wird dabei eine jchriftliche oder gedrudte Rotiz behändigt, daß 
bad PVoftftüd bei der Zoll- oder Steuerftelle in Empfang zu 
nehmen fei. Sache des Npreflaten ift es alddann, das Poſt— 
flüd von der Zoll» oder Steuerbehörde abzuholen oder ab» 
holen zu lafien, nachdem er felbft oder fein Beauftragter bort 
durch Vorzeigung bed abgeftempelten Begleitbriefs (Begleit- 
adrefje), beziehungsweife der abgeftempelten Abjchrift von 
ber Adreſſe ſich ausgewieſen, ber Revifion angewohnt und 
den Zoll entrichtet hat. Das Begleitpapier kann dem Adreffaten 
auf feinen Wunfch zurüdgegeben werden, ift jedoch zum Zeis 





658 


chen der gefchehenen Abholung des Poftftüds auch mit dem 
Stempel der Zoll- und Steuerftelle zu verfehen, nachdem auf 
der Adreſſe der Zollbetrag oder die Zollfreiheit kurz bemerft 
und dies burd die Unterjchrift eines Abfertigungsbeamten 
bejcheinigt worden ift. 

Die Abfertigung der Waarenproben und Mufter ($. 2 
3. 5) fann ohne Zuziehung des Adrefjaten von der Poftbe- 
hörbde veranlagt werben. 


$. 8. 


Soll die Poftfendung, entfernt von dem MWohnorte des 
Adreffaten, ohne deſſen Zuziehung, fei es bei der Zollftelle 
an der Grenze ober bei einer der dem Beftimmungsorte zus 
nächft gelegenen Zoll- oder Steuerftellen, ſchließlich abgefer- 
tigt und dann zum Zwede der MWeiterbeförderung an ben 
Adreffaten der Poſtſtelle zurücfgegeben werden, fo begiebt fich 
ein Voftbeamter zu der betreffenden Zolle oder Steuerftelle, 
weilt fich dort ald zur Abholung beauftragt aus durd Vor: 
zeigung bes Begleitbriefed (der Begleitadreffe) oder, in Er- 
mangelung eined folchen, durch eine mit dem Eingangs— 
ftempel der Poſtſtelle verfehene Abfchrift der auf dem Boft- 
ftüde befindlichen Adreffe, und wohnt fodann der zollamtlichen 
Revifion ded Poſtſtuͤckes bei; berfelbe hat für die Deffnung 
bed Kolo und die Darlegung der Waaren zur Revifton, 
fowie für deren MWieberverpadung Sorge zu tragen und ent» 
richtet den Zoll gegen Zollquittung. 


Die Berfiegelung des zollamtlich abgefertigten Boftftüds 
hat darauf durch die Poſt- und die Zoll» oder Steuerftelle 
gemeinfchaftlich zu gefchehen, auch ift von der leeren der vor- 
gezeigte Begleitbrief, beziehungsmweife die Adreſſe zum Zei- 
hen der gefchehenen Verzollung des Poſtſtücks mit ihrem 
Stempel zu bedruden. Die durch die Wiederverpadung des 
Poſtſtücks etwa entftehenden baaren Auslagen hat die Poſt— 
behörde vorſchußweiſe zu berichtigen, audy für den Rüdtrans- 
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port defielben zur ‘Boftftelle zu forgen. Die Poftftelle über- 
nimmt bemnädhft die Weiterbeförderung ber nunmehr in ben 
freien Verkehr gejegten Sendung an den Adreſſaten und 
zieht von dieſem die bei der Zollabfertigung entftandenen 
baaren Auslagen an Zoll- und Berpadungsfoften ohne Ans 
fa einer Vorfchußgebühr wieder ein. 


$. 9. 


Die PBoftftelle wie die Zoll- oder Steuerftelle find befugt, 
auch in ſolchen Fällen, in welchen der Adreffat fich nicht am 
Drte oder in deſſen Nähe befindet, die Anmefenheit des 
Adreffaten oder eines mit fchriftlicher Vollmacht verfehenen 
Vertreterd deffelben bei der Revifion zu verlangen. 


Diefed Verlangen muß indbefondere dann geftellt werben: 


1. wenn das Boftftüd ſich nicht in tabelfreiem äußeren 
Zuftande befindet und wenn deshalb das Garantie 
verhältniß der Boftverwaltung mit in Frage fommt; 


2. wenn ber inhalt bed Boftftüdd nach der Inhaltser— 
klärung in leicht zerbrechlichen oder ſolchen Gegen- 
ftänden befteht, die einer beſonderen Funftvollen Vers 
packung bebürfen. 


In diefen Fällen ift der Abdreffat durch die Poſtbehörde 
zu erfuchen, der Reviſion beizumohnen oder einen Dritten 
dazu zu bevollmädtigen. Zugleih ift dem Adreffaten der 
Begleitbrief (die Begleitadreffe) oder in bdeflen Ermangelung 
eine Abfchrift der Adreſſe zuzufenden. Wird die Zuziehung 
des Adreſſaten bei der Revifion von der Zoll: oder Steuers 
ftelle verlangt, jo hat fidy diefelbe dieſerhalb fchriftlih an 
die Poftftelle zu wenden. 

Das Berlangen der Zuziehung des Adrefjaten kann audy 
dann ausgeſprochen werden, wenn die Beranlafjung hierzu 
fih erft bei der Revifion in Gegenwart des Boftbeamten 
ergiebt. 
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Someit bezüglid ber im $. 2 unter Ar. 4 bezeichneten 
Poftftüde an Behörden eine Schlußabfertigung vorbehalten 
it ($. 5), find diefelben ebenfalld den Zoll: oder Steuers 
ftellen auszuhändigen. Die zollamtlicdhe Revifton unterbleibt 
jeboch, wenn von der Behörde, an welche die Sentung ge 
richtet ift, eine Befcheinigung über den Inhalt ertheilt wird. 
Es erfolgt alsdann auf Grund der legteren die zollfreie Ab⸗ 
laffung oder falls der Inhalt zollpflichtig ift, die Erhebung 
des Eingangszolls. 

| $. 10. 

Die Berzollung erfolgt jedesmal nad) dein Ergebniß des 

Revifionsbefundes. 


$. 11. 


Hat der Adreffat den Beftimmungsort des Poftftüds 
verlaffen, aber Auftrag wegen Nachſendung des Gegenftandes 
gegeben, oder wirb von ihm die Weiterfendung defjelben ohne 
vorherige Eröffnung und Revifion beantragt, ſo fann ein 
foldye8 Poftftükf mittelft der Poſt weiter befördert werben, 
nachdem die Zoll- oder Steuerftelle, welcher daflelbe zunächſt 
übergeben worben, die Inhaltserflärung, beziehungsmeije die 
Revifiondnote mit einem entfprechenden Vermerk verfehen und 
mit diefem Papier das Poſtſtuͤck an die Poſtſtelle zurüdge- 
geben hat. 

If der neue Beftimmungsort im Zollvereindgebiet be» 
(egen, fo wird die Sendung nebft Inhaltderflärung oder 
Revifionsnote der Zolls oder Steuerftelle jenes Ortes durch 
die Poft zugeführt. 

Liegt der neue Beftimmungsort außerhalb des Vereins: 
gebietö, jo wird dad Poſtſtück nebft Inhaltserflärung dort: 
bin nachgeſandt ($. 12). 


g. 12. 


So lange ein vom Audlande eingegangenes Poftftüd 
nicht aus ben Händen ber Poſt⸗ oder der Zoll» oder Steuer: 
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behörbe gefommen ift, fteht jedem Abreffaten frei, defien An: 
nahme abzulehnen. 

Bei Sendungen, welche, weil der Abreffat die Annahme 
verweigert hat oder nicht zu ermitteln ift, unbeftellbar find, ift 
zu unterfcheiden, ob die fchließliche Abfertigung. 

a. noch nicht ftattgefunden, oder 
b. bereits ftattgefunden hat. 

Im Falle zu a ift die Zoll: oder Steuerftelle, weldyer 
dad Ponftüd übergeben worden, von der Poftftelle, unter 
Vorzeigung des mit dem Vermerk über die Unbeftellbarfeit 
und bie zu bewirfende Rüdfendung verfehenen Begleitbriefes, 
beziehungsweije der Begleitabreffe oder der Abſchrift derfelben, 
um Rüdgabe des Poſtſtücks zu erfuhen. Die Zoll⸗ ober 
Steuerftelle verfieht hierauf die Inhaltserflärung, beziehungs— 
weile Revifiondnote mit einem entfprechenden Vermerk und 
giebt das VPoſtſtück nebft dem letztgedachten Papier an bie 
Poftitelle zurüd, welche die Rüdjendung beforgt. 

Im Falle zu b. hat die Boftftele das in freien Ber: 
fehr gelegt gewefene WBoftftüf der Zoll- oder Steuerftelle, 
von weldyer die Schlußabfertigung gefchehen war, nebft dem, 
mit dem Vermerk über die Unbeftellbarfeit und bie zu bewir- 
fende Rüdfendung verfehenen Begleitbriefe, beziehungsweiſe 
der Begleitadreffe oder der Abfchrift derfelben wieder vorzu— 
legen. Sie empfängt alddann den gezahlten Eingangszoll 
gegen Rüdgabe der Zollquittung zurüd, nachdem dieſe von 
der Poftftele mit Gegenquittung und einem Atteſte über bie 
Unbeftelbarfeit und die zu bewirfende Rüdfendung des :Boft- 
ftüds verfehen worden ift. Die Zolfftele überzeugt ſich von 
der Sdentität des Inhalts mit dem bei der früheren Revifton 
vorgefundenen, legt dad Poſtſtück unter amtlichen Verſchluß 
und giebt daffelbe, von einer offenen Inhaltderkflärung be— 
gleitet an bie Poſtſtelle behufs der Rüdiendung zurüd. 

Bleiben Poftftüde, die vom Auslande eingegangen find, 
unabgeholt, jo werden ſolche entweder nach Maßgabe der obi- 
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gen Vorfchriften wieder in das Ausland ausgeführt, oder 
nach den beftehenden PBoftreglementd behandelt. 

Im Fall fie innerhalb ded Vereinsgebiets verbleiben, ift 
von denfelben der tarifmäßige Eingangszoll zu entrichten. 


Il. Abfchnitt. 


Abfertigung der aus dem Zollvereinsgebiete mit 
den Poſten ausgehenden Gegenftände, 


$. 13. 


Sollen ausgangszolfpflihtige Gegenftände des freien 
Verkehrs aus dem Zollvereinsgebiete mittelft der Poſten nad) 
dem Zollvereinsauslande verfendet werben, fo liegt dem Ab— 
jender ob, vorher bei der Zollbehörde den Ausgangszoll zu 
entrichten. 

Die darüber erhaltene Duittung muß der Abfender dem 
Voftftüd offen beifügen. Die Poftbehörde verfieht diefe Duit- 
tung mit einer Befcheinigung über den Zuftand des Packets 
und übergiebt diefelbe der Ausgangszollftelle. 


$. 14. 


Wenn unverzollte Waaren aus einer Niederlage mittelft 
ber Boften in das Zollvereindausland gefandt werben follen, 
fo wird dem Abfender darüber ein Begleitichein oder ein bie 
jen vertretendes Abfertigungspapier ertheilt und dem Poftftüde 
beigefügt. Der Abfender haftet für den Cingangszoll nad) 
den gefeglichen Vorfchriften. Auf dem Begleitbriefe, bezies 
hungsweife der Begleitabreffe muß feitens des Abſenders ver- 
merft fein „nebft Begleitjchein”. 

Die Woftbehörde verficht das zollamtliche Begleitpapier 
mit einer Befcheinigung über den Zuftand des Packets und 
ftellt daS legtere mit dem Abfertigungspapier der Ausgangs: 
zolfftelle zu. 
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$. 15. 


Paͤſſe, welche zur Erlangung des Anſpruchs auf zoll 
freie Wiedereinlaffung ber in das Zollvereinsausland zu ver 
jendenden Mufter von den Zollbehörben ertheilt worden find 
(Mufterpäffe), müflen bei der Einlieferung der Sendungen 
zur Poft den Begleitbriefen oder Begleitabrefien offen beige: 
fügt fein, damit der Ausgang von der betreffenden Zollſtelle 
beicheinigt werben kann. 


III. Abfchnitt. 


Abfertigung von Gegenftänden, welche mit den 
Poſten durch das Zollvereinsgebiet durchgeführt 
werden. 


$. 16. \ 


Den zur Durchführung durch das Zollvereindgebiet bes 
ftimmten Boftftüden ift von dem Abfender eine Inhaltser— 
flärung nad) Maßgabe der Vorfchriften im 8. 1 beizufügen. 

Die Poſtſtücke werden beim Eingange in das Zollver: 
eindgebiet zollamtlich ebenfo behandelt, wie ſolches im $. 5 
rüdfichtlich der im Zollvereindgebiete verbleibenden Poftftüce 
vorgefchrieben it. Beim Ausgange werden den abfertigenden 
Zollbeamten ſämmtliche Inhaltserflärungen, beziehungsweije 
Revifionsnoten und auf Berlangen die Poftfarten oder die 
Begleitbriefe zur Vergleichung mit den ausgehenden Poſt— 
ftüden vorgelegt. 

Der Zollbehörde bleibt vorbehalten, auf ſolchen Eourfen, 
auf welchen die Durchführung der Poftftüde durch das Ber: 
einsgebiet zwedmäßig unter Geſammtverſchluß erfolgen kann, 
namentlidy in den Fällen, in denen die Durdführung ohne 
MWagenwechfel erfolgt, die desfallſige Vorfchrift des 8. 5 in 
Anwendung zu bringen ober auch ftatt des Gejammtver- 
ſchluſſes amtliche Begleitung eintreten zu laſſen. — 
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IV. Abſchnitt. 


— von Poſtſendungen, welche aus einem 
Orte des Zollvereinsgebietes durch das Zollver⸗ 
einsausland nach einem anderen Orte des Zoll: 
vereinögebietes geben, 


8. 17, 


Bei Gegenftänden des freien Verkehrs, welche von ver- 
einsländiichen Poftanftalten aus Orten des Zollvereindgebie- 
tes dur das Zollvereinsausland nach Orten des Zollvers 
eindgebietes befördert werben follen, bedarf es der Beifügung 
von Inhaltserflärungen nicht. Die zum Durchgange durch 
das Zollvereinsausland beftimmten Poftftücde werden von ber 
Ausgangsftelle unter zollamtlihen Gefammtverfchluß, ober, 
ſoweit died nicht ausführbar, unter Einzelverfchluß gefegt, 
und ed wird, daß und wie dies gefchehen, auf ven PBoftfarten 
beicheinigt. Beim Wiedereingange prüft die Eingangszollftelle 
die Unverlegtheit des amtlichen Verſchluſſes, worauf bie 
Gegenftände in den freien Berfehr gelegt werden. An Stelle 
des Verſchluſſes kann auch amtliche Begleitung treten. 

Mit Genehmigung der Directivbehörde fann, namentlich) 
auf kurzen dad Ausland berührenden Straßenftreden, von 
dem zollamtlichen Berjchluffe oder von ber amtlichen Bes 
gleitung Abftand genommen werden. Die Eingangszolfftelle 
hat in dieſem Falle durch Vergleihung der Poftftüde mit 
den Poftfarten ober den Begleitbriefen von der Abftammung 
derfelben”aus dem freien Verkehr des Zollvereind Ueberzeu- 
gung zu nehmen. 


V. Abſchnitt. 
Folgen unrichtiger Inhaltserklärungen. 
$. 18. 


Wenn der Inhalt eines Poftftüds bei der Eröffnung 
und Unterfuchung durch die Zollbeamten nicht mit ber aus⸗ 
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geftellten Inhaltserflärung ($. 1) übereinftimmend befunden 
wird und nad) den obwaltenden Umftänden ber Verdacht 
einer beabfichtigten Defraudation begründet erfcheint, fo wird 
nad) den wegen unrichtiger Declaration im Zollſtrafgeſetz ent- 
baltenen Borfchriften weiter verfahren. 
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Gefeßblatt 


für das 


Serzogtbum Oldenburg. 





XX. Band. (Ausgegeben den 23. Zuli 1868.) 74, Stüd. 





Inbhalt: 


M 120. Geſetz für das Herzogthum Oldenburg vom 16. Juli 1868, 
betreffend die Erhebung einer Abgabe von Grbfchaften, Ber: 
mächtniffen und Schenfungen. 





Me. 120. 


Geſetz für das Herzogthum Dldenburg, betreffend die Erhebung einer 
Abgabe von Erbichaften, Bermächtniffen und Schenfungen. 


Oldenburg, den 16. Juli 1868. 


Mir Wicolaus Friedrich, Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 


von Schleswig, Holftein, Stormarn, der Dithmarfchen 
und Oldenburg, Fürft von Lübeck und Birkenfeld, Herr 


von ever und Kniphaufen ıc. xc. 
verkünden mit Zuftimmung ded Landtags ald Gefeg für 
dad Herzogthum Oldenburg was folgt: 
Artifell. 


$. 1. Erbichaften, WVermächtniffe, Fideicommißanfälle, 
Scyenfungen auf den Todesfall und das durch fonftige leßt- 
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willige Verfügungen Zugefallene unterliegen der in den nach— 
folgenden Artifeln beftimmten Erbichaftsabgabe an die Lan— 
descaffe. 
$. 2. Der gleichen Abgabe find unterworfen : 
a. Vermögensübertragungen unter Lebenden, welche ben 
Character einer erfrühten Erbfolge haben; 
b. Schenfungen unter Zebenben : 
aa, wenn bie Uebergabe ded geſchenkten Gegenftandes 
an den Gefchenfnehmer erft nach dem Tode bed 
Geſchenkgebers erfolgt, ober 
bb. wenn über diefelben Urkunden errichtet werben, oder 
cc. wenn und foweit fie ſich auf unbewegliche Gegen- 
ftände erftreden. 


Artifel 2. 
$. 1. Die Abgabe Pflicht tritt nur ein, wenn 

a. entweder der Erblaffer zur Zeit feines Todes, bezies 
hungsweife bei Verfügungen unter Lebenden der Ge— 
jchenfgeber zur Zeit folcher Verfügung, fein rechtliches 
Domiecil Wohnfig) im Herzogthum Oldenburg hatte, 
ohne Unterfchied, ob er dem Dfdenburgifchen Staats— 
verbande angehörte oder nicht; 

b. oder, falls diefe Vorausſetzung unter a. nicht zutrifft, 
ber zugefallene Gegenftand in innerhalb des Herzog» 
thums Oldenburg belegenen Jmmobilien oder Grundge: 
rechtigfeiten befteht. 
$. 2. Staatdangehörigfeit, Wohnfig oder Aufenthalt des 

Empfängers find ohne Einfluß auf die Abgabepflicht. 


Artikel 3. 
$. 1. Bon der Abgabe find befreit: 
1. der Großherzog; 
2. die Mitglieder der regierenden fürftlihen Familie, fos 
weit dad Zugefallene nicht in unbeweglichen Gegen: 
ftänden befteht; 
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3. Descendenten, eheliche und uneheliche; bezüglich uns 
ehelicher Kinder genügt das bloße Anerfenntniß des 
Vaters zur Nachweiſung des Kindesverhältniffes ; 

4. Ascendenten; 

. Ehegatten; 

6. Perſonen, welche als Dienftboten oder Hausoffician- 
ten im Dienfte bed Grblafferd bezw. Geſchenkgebers 
ftehen oder geftanden haben, foweit dad Zugefallene 
eine lebenslängliche Rente von 30 =? oder ein Kapi⸗ 
tal von 300 „8 nicht überfteigt. 


$. 2. Ferner ift die Abgabe nicht zu entrichten, wenn 
die Erbichaften, Vermächtniffe ıc. 
1. für milde oder gemeinnügige Zwede beftimmt find; 
2. ber Werth derfelben weniger ald 50 „9 beträgt; 
3. biefelben in außerhalb des Herzogthums Oldenburg be- 
legenen Immobilien oder Grundgerechtigfeiten beftehen; 
4. Staatöverträge ber Belegung berfelben mit der Abgabe 
entgegenftehen. 


a 


Artikel 4. 


Von dem Betrage bed Zugefallenen haben zu entrichten; 
1. Drei vom Hundert: 
a. aboptirte oder nur in Folge der Einkindſchaft zur 
Erbfchaft berufene Kinder und deren Descendenten; 
b. Stieffinder und deren Descendenten; 
c. Schwiegerfinder; 
d. Gefchwifter, Neffen und Nichten, vollbürtige wie 
halbbürtige; 
2. Fünf vom Hunbert: 
a. Stiefeltern und Adoptiveltern; 
b. Schwiegereltern; 
c. Dedcendenten von Schwiegerfindern, fofern biefelben 
nicht zugleich Descendenten ber Erblaſſer ꝛc. und 
als ſolche nad) Art. 3 3. 3 abgabenfrei find; 





670 


d. ſolche Verwandte, weldye vorftehendb nicht benannt 
worden, fofern fie nicht über den fünften Grad bins 
aus mit dem Erblaffer ıc. verwandt find. 

3. Acht vom Hundert: 


alle vorftehend unter 1 und 2 nicht genannte Per— 
fonen. 


Artikel 5. 

Diejenigen Verhältniffe (Grabe ber Verwandtſchaft ıc.), 
welche für die Befreiung von ber Abgabe, bezw. für den 
Procentfag maßgebend find (Art. 3. 4) beftimmen ſich: 

a. bei Erbichaften, Vermächtniſſen und Schenfungen auf 
den Todesfall nach dem Zeitpuncte des Todes bes 
Erblafferd bezw. Geſchenkgebers; 


b. bei Verfügungen unter Lebenden nach dem Zeitpuncte 
ber Verfügung. 


Artifel 6. 


Bei Berechnung ber Erbfchafts-Abgabe ift nach folgenden 
Grundfägen zu verfahren: 

1. Die Abgabe wird von demjenigen Betrage gezahlt, 
um welchen der Erwerber wirflidy reicher wird. 

2. Hatte der Erblaffer bezw. Gefchenfgeber feinen Wohn; 
fig nit im Herzogthum Dfdenburg, ift vielmehr bie 
Abgabepfliht nur auf Grund des Art. 2 $. 1b. des— 
halb eingetreten, weil innerhalb des Herzogthums Ol⸗ 
denburg belegene Immobilien oder Grundgerechtigfeis 
ten vererbt ober verfchenft worden, dann Fönnen 
von ber abgabepflichtigen Gütermaffe ftet nur bies 
jenigen Schulden bed Erblaffers ıc. abgezogen werben, 
welche gewiffermaßen ald Theil gerade dieſes hiefigen 
Beſitzthums erfcheinen, nämlidy diejenigen auf dem 
hiefigen Beſitzthum haftenden hypothekariſchen Schul: 
den, welche von dem Erblaſſer ıc. lediglich zu dem 
Zwede contrahirt find oder haben übernommen werben 
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müffen, um das hier fragliche Befigthum überhaupt zu 
erwerben ober zu erhalten, oder body zu dem jetzt vor: 
handenen Werthe zu bringen. 

Umgefehrt fönnen, wenn in einer nad) Art.2$.1a. 
abgabepflichtigen WVermögensmaffe im Auslande bele- 
gene, nad) Art. 3 $. 2 3. 3. abgabefreie Immobi— 
lien oder Orundgerechtigfeiten vorhanden find, von der 
hier pflichtigen Gütermaffe diejenigen Schulden nicht 
abgezogen werben, welche gewiſſermaßen ald Theil 
gerade diefes auswärtigen Beftsthums erfcheinen. 

3. Der Werth aller Gegenftände ift in ber Regel nad) 
bem Zeitpuncte des Anfalld anzufegen. - 

Staatöpapiere, Actien und fonftige einer Cours, 
ſchwankung unterworfene- Papiers Effecten find nad) 
dem Gourfe zur Zeit des Anfalld zu berechnen. 

4. Unfichere Forderungen kommen mit einem muthmaß- 
lichen Werthe in Rechnung, welchen ber Empfänger 
in Borfchlag zu bringen hat, findet das zuftändige Amt 
den vorgefchlagenen Werth zu niedrig, und Fommt 
eine Einigung über den Werth nicht zu Stande, fo 
tritt eine Schägung gemäß Art. 78.4 ein, doch Fann 
das Amt unter befonderen Umftänden auch bie Felt: 
ftellung und Erhebung der Abgabe von dem Bes 
trage ſolcher Forderungen bis zu deren Realifirung 
ausſetzen. 

5. Wenn gleichzeitig das Eigenthum eines Gegenſtandes 
an eine Perſon, der Nießbrauch, eine Leibzucht oder 
ſonſt die volle zeitliche Nutzung daran an eine andere 
Perſon gelangt und beide Perſonen dafuͤr abgabe— 
pflichtig ſind, ſo hat 
a. wenn ſie demſelben Procentſatze unterworfen ſind, 

nur der Nutznießer die Abgabe und zwar nach 
dem ganzen Werthe des Gegenſtandes, zu ent—⸗ 
richten, dergeſtalt, daß dieſelbe aus deſſen Sub» 
ftanz entnommen und beigetrieben werben barf, 
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oder, fall8 der Nugnießer fie aus eigenen Mitteln 

vorgefchoffen hat, fie nach Beendigung des Nieß— 

brauchs von dem Eigenthümer, ohne Zinfen zu 
erſtatten ift, 

Wenn beide Perſonen verſchiedenen Procentſaͤtzen 
unterliegen, ſo gilt daſſelbe bis zu dem Betrage 
des niedrigſten dieſer Procentſätze. 

. Wenn der Nutznießer einem höheren Procentſatze 

unterliegt, fo hat er den Unterſchied beider Pro— 

centfäße 

@. wenn ihm bie Berfügungsgewalt über die Sub- 
ftanz zufteht, nad) dem ganzen Werthe des 
Gegenſtands, 

8. wenn ihm dieſe Gewalt nicht zuſteht, aus eige⸗ 
nen Mitteln nad) dem gemäß der Beitimmung 
unter 3. 7 zu ermittelnden Werthe bed Nieß— 
braudys 

zu entrichten. 

In derjelben Weife wird die Abgabe von dem 
Nusnießer nach dem vollen ihn treffenden Pro: 
censfage erhoben, wenn eine gleichzeitige Abgabes 
pflicht bed Eigenthümers nicht befteht. 

. wenn ber Eigenthümer einem höheren Procent— 

fage unterliegt, fo hat er nad) Beendigung des 

Nießbrauchs den Unterfchied beider Procentjäge, 

a. wenn dem Nießbräucher die Berfügungsgewalt 
über die Subftanz zuftand, nach dem Umfange 
desjenigen, was er alddann wirflid empfängt, 

B. wenn dem Nießbräucher diefe Gewalt nicht zu: 
ftand, nad dem zur Zeit des Eigenthums— 
anfalls vorhandenen ganzen Umfange und 
Werthe ded Begenftandes, 

zu entrichten. Das Amt ift aber berechtigt, ſo— 

fort für die Abgabe eine genügende Sicherheits— 

flellung, und zwar auch aus ber ber Nutznießung 
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unterworfenen Subftang, zu verlangen. Dafjelbe 

ift indeß auch ermächtigt, ſtatt deſſen fi) mit dem 

Abgabepflichtigen über eine nad dem Werthe 

der Subftanz unter Abrechnung bed muthmaßs 

lichen Werths des Nießbrauchs zu bemeflende, 
ſofort zu zahlende Summe zu vereinbaren. 

Daſſelbe gilt bezüglich der vollen Abgabe, wenn 
bei Anfall eines mit einem Nießbrauche belaftes 
ten @igenthums nur der Gigenthümer abgabe- 
pflichtig ift. 

6. Iſt einem Abgabepflichtigen durch die Zuwendung bie 
— einmalige oder wiederkehrende unbetagte oder bes 
tagte — Zahlung einer Geldfumme an eine dafür 
abgabepflicytige Perſon, auferlegt, jo hat infoweit, 
als beide demſelben Procentfage unterliegen, nur ber 
Erftere die Abgabe zu entrichten, und zwar von dem 
ganzen Umfange deffen, was er.erhalten hat, ohne Ab» 
zug wegen ber auferlegten Belaftung; er darf dagegen 
aber den betreffenden PBrocentfag bei jeder Zahlung 
dem Empfänger fürzen. 

Unterliegt der Empfänger einem höheren Pros 
centſatze, fo hat derſelbe -(vorbehältlich jedoch der Bes 
ftimmung bed Art. 9) den Unterfchieb ber beiden Säge 
von dem ihm Zugewandten zu entrichten. 

Unterliegt der Belaftete einem höheren Procents 
fage jo hat derſelbe den Unterfchiedb der beiden Sätze 
von dem Werthe defien, was er erhalten hat, abzüg- 
lich des Werthes der Belaftung zu entrichten. 

7. Nugungen von Gapitalien. ‚find zu jährlih 4 von 
100 zu veranfchlagen. 

Bon immerwährenden Nußungen wird das Fünfunds 
zwanzigfache ihres einjährigen Werthes ald Capital⸗ 
werth angenommen, 

von einer Leibrente oder seinem Nießbrauchd- ober 
fonftigen Nupungsrechte auf Lebens⸗ oder andere unbe⸗ 
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flimmte Zeit dagegen nur bad Zwölfundeinhalbfacdhe 
der einjährigen Nugung. 


Bon Renten, Frucdhtnugungen und dergleichen auf 
beftimmte Jahre wird der Werthbetrag für fämmt- 
liche Jahre unter Abrechnung eines jährlichen Interu> 
furiums zu 4 %/, zufammengerechnet und diefer Betrag 
ald Capital mit der Abgabe belegt. 


8. Wenn ein Fideicommiß auf den Fall des Todes bed 
Fiduciard errichtet ift, fo unterliegt der Fiduciar ders 
felben Abgabe, wie der Nießbräucher — und zwar je 
nachdem Erfterem bie Verfügung über die Subftanz 
zufteht (fideicommissum ejus quod superest) ober 
niht — und ber Fideicommiffar derfelben Abgabe, 
wie im entjprechenden Nießbrauchdfalle der Eigen- 
thümer. 


9, Bei Familien-Fideicommiffen ift der Fideicommißerbe 
nad) dem ganzen Werthe bed Gegenftandes und nad) 
Maßgabe feines BVerhältniffes zum Tegten Inhaber 


abgabepflichtig- 


Artikel 7. 


$. 1. Jeder, dem ein abgabepflichtiger Gegenftand ans 
fällt, für Minderjährige, unter Guratel Befindliche ic. deren 
Vertreter, ift bei einer Geldftrafe von 1—50 4 verpflichtet, 
bei dem Amte des Wohnortd des Erblafferd oder Gefchenf- 
geberd, bezw. im alle die Abgabepflicht nur auf Grund 
des Art. 2 $. 1b. dieſes Geſetzes eintritt, bei dem Amte 
der Belegenheit des Grundbeſitzthums 

a. binnen zwei Monaten nad) erhaltener Kenntniß von 


dem erfolgten Anfalle eine wenigftens vorläufige An- 
zeige diefes Anfalld zu machen; 


b. binnen vier Monaten nad) erhaltener Kenntniß von 
dem erfolgten Anfalle, foweit nicht befondere hindernde 
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Umftände eintreten, den Betrag und Werth des An- 
gefallenen unter Borlegung eined genauen auf Er 
fordern eidlich oder mittelft Verficherung an Eidesftatt 
zu befräftigenden Inventars nachzuweiſen, widrigen: 
falls die Ausmittelung des Betrages und Werthes 
auf Koften des Säumigen vorgenommen werden, zuvor 
aber auch vom Amte noch eine weitere Frift zur Ein- 
bringung der Nachweije beftimmt werden fann. 


$.2. Außerdem ift bei Erbichaften Seitens ber Erben, fie 
mögen felbft abgabepflichtig ſein oder nicht, binnen obiger 
zwei Monate bei eigener Haft für die Abgabe und ciner 
Geldftrafe von 1—50 45 ein Verzeichniß der nad) dieſem 
Geſetze Abgabepflichtigen beim Amte einzureichen, unter Ans 
gabe des Verhältniffes der legteren zu dem Erblaffer und 
näherer Mittheilung über dad aus der Erbichaft ihnen An— 
gefallene. 


$. 3. Dem Amte liegt die Prüfung, Ergänzung und 
Richtigftellung der Angaben ob, daſſelbe darf bei den erfors 
berlihen Aufforderungen an den Abgabepflichtigen das Prä— 
judiz ftelen, daß ed im Nichtbefolgungsfalle den Werth 
u. f. w. ohne deffen Zuthun feftftellen werde. 


$. 4. Iſt über den Geldwerth des der Abgabe Unter: 
worfenen eine Einigung zwijchen dem Amte und dem Abgabe- 
pflicdytigen nicht zu erzielen, jo findet eine gerichtliche Schägung 
befielben vor dem zuftändigen Amtsgerichte ftatt. Die Koſten diefer 
vom Amte zu veranlaffenden Schägung trägt der Abgabe: 
pflichtige dann, wenn ihr Ergebniß den von ihm angegebenen 
Werth um mehr ald zehn PBrocent überfteigt. 


$. 5. Es fol dem Abgabepflichtigen, wenn er Bedenken 
trägt, den Betrag und Werth des ihm Angefallenen durch 
Vorlegung eined genauen Inventars nachzuweiſen, auch ge 
ftattet fein, unter Erbieten zu eideöftattlicher Verficherung, daß 
der Betrag von ihm nicht zu gering angegeben, eine Pauſch— 
fumme ald Werth des ihm Angefallenen anzubieten. 





a ee ee 
676 


Diefe Baufchfumme fann von dem Amte al® richtig 
angenommen werben, wenn feiner erforderlichenfalld durch 
eine eidesftattliche Verficherung erlangten Ueberzeugung nad, 
dad Anerbieten dem wahrfcheinlichen Werthe ded Angefalle: 
nen entipricht. 


$. 6. Erweiſen ſich die von dem Abgabepflichtigen nad 
$. 1 b., $. 3 und $. 5 dieſes Artifeld gemachten Angaben 
als wifjentlich falfcy und zu niedrig, fo tritt außer der Nach— 
zahlung der zu wenig entrichteten Abgabe den Umftänden 
nad eine Strafe bis zur Höhe des achtfachen Betrages ders 
jelben ein, vorbehältlich der Strafe wegen etwa abgegebener 
falfcher eidesftattlicher Verſicherung. 

Die Sache gelangt zur gerichtlichen Entſcheidung, in 
erfter Inftanz an das Amtsgericht, es fei denn, daß ber Ab- 
gabepflicytige fih auf desfällige Aufforderung des Amts freis 
willig zur Bezahlung der von diefem für angemeffen erachteten 
Strafe und der ſich ergebenden Abgabe, fowie der durch das 
Verfahren gegen ihn erwachfenen Koften erbietet, jedoch unter 
Aufrehthaltung obigen Vorbehalte. 


Artifel 8. 


Die Abgabe muß innerhalb ſechs Monaten nachdem 
der Empfänger in den Genuß des angefallenen Gegenftan: 
des getreten ift, bezahlt werden. ine längere Friſt fann 
auf Anfuchen des Abgabepflichtigen dann ertheilt werden, 
wenn beiondere Gründe das Geſuch redytfertigen. Die Vers 
zögerung der Erbtheilung rechtfertigt nicht die Verſchiebung 
der Zahlung der Abgabe, foweit diefelbe liquide ift. 


Artikel 9. 
$. 1. Die Erbichaftsabgabe wird für jeden einzelnen 
Theilnehmer nach feinem Antheile befonderd berechnet. Die 
jer Antheil haftet für die Abgabe. 
$. 2. Inhaber der Erbichaft, Bevollmädhtigte der Erb» 
intereffenten, oder Teftamentövollzieher dürfen die Erbicaft, 
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einzelne Theile oder Bermächtniffe nur nach Abzug ber darauf 
treffenden Abgabe, oder nachdem ihnen die Sicherftellung 
derfelben nachgewiefen worden, ausfehren, und bfeiben fie 
beim Entgegenhandeln perjönlich für die Abgabe verhaftet. 

8. 3. Die Erbfhaftsabgabe hat hinfichtlich der Beitreis 
bung, deögleichen in Concurfen und Gonvocationen hinficht- 
lich der Angabe und der Locirung die Vorrechte einer öffent- 
lichen Abgabe. 


Artifel 10. 


$. 1. Sämmtliche Behörden, insbefondere bie Amts» 
gerichte, find zur richtigen rmittelung der Abgabe mitzu- 
wirfen und bieferhalb dem zuftändigen Amte bie erforder: 
lichen Mittheilungen zu machen und beflen Erfuchen bei 
Feftftellung der Abgabe zu entjprechen verpflichtet. 

$. 2. Die zur Führung der Eivilftandsregifter Berufe: 
nen haben aus den Regiftern allınonatlich eine vollftändige 
Lifte der in dem leßtverfloffenen Monate Verftorbenen ihres 
Bezirfd an das Aınt einzufenden, bezw. ſchriftlich anzuzeigen, 
falls ein Todesfall in ihrem Bezirke nicht vorgefommen iſt. 


4 
Artikel 11. 


$. 1. Weber über die Frage, ob eine Abgabe zu ent: 
richten ift, noch über den Betrag berfelben findet ein gericht 
liches Verfahren ftatt, abgefehen von ben Fällen der Schägung 
nah Art. 6 $. 4 und Art. 7 $. 4 und dem Falle des 
Art. 7 8. 6. 

$. 2. Die Regulirung der Abgabe und die nächfte Auf: 
fidyt über deren Berichtigung gehört zur Obliegenheit ber 
Berwaltungsämter, unter oberer Aufficht und Leitung ber 
Bammer. 

8.3. Die Beſchwerde ift zuläffig gegen die Verfügungen ber 
Aemter an die Cammer, gegen die Verfügungen der Sammer 
an das Staatsminifterium. Diefelbe ift innerhalb acht Tagen 
nad) der Zuftellung oder Bekanntmachung ber anzufechtenden 
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Verfügung beim Amte, bezw. der Gammer einzulegen und 
innerhalb fernerer drei Wochen bei der Cammer, bezw. dem 
Staatsminifterium einzuführen. 

Eine auffchiebende Wirkung fommt der Beichwerde nicht 
zu, vorbehältlich der Befugniß der Sammer bezw. des Staate- 
minifteriums, in einzelnen Fällen eine ſolche anzuorbnen. 


Artifel 12, 


Die zur weiteren Ausführung dieſes Geſetzes erforder⸗ 
lichen Anordnungen werden im Berwaltungswege erlaffen. 


Urfundlidy Unferer eigenhändigen Namens » Unterfchrift 
und beigebrudten Großherzoglichen Inftegels. 


Gegeben auf dem Schloffe zu Raftedt, den 16. Juli 1868. 
(L. 8.) Meter. 
Zedelius 
Römer. 
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M 121. 


Regierungsbekanntmachung, betreffend Patent für Woldemar von Loewis 
of Menar zu Panten bei Riga auf eine Verbeſſerung bes von 
ihm erfundenen Leinfaat-Rifflers. 


Dldenburg, den 17. Juli 1868. 


Mit Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs Höch⸗ 
fter Genehmigung ift dem Woldemar von Loewis of Menar 
zu Banten bei Riga ein Patent eine wejentliche Verbeſſe⸗ 
rung an dem von ihm une und bereitd unter dem 
2. Auguft 1866 patentitten Leinfant:Riffler unter den glei 
hen Bedingungen und Vorausſetzungen, wie fie das frühere 
Patent enthält, und von gleicher Dauer ertbeilt. 

Dldendburg, aus der Regierung, 1868 Juli 17. 

Hofmeiiter. 
Ahkhorn. 
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N. 122, 


Negierungsbefanntmahung, betreffend das Reglement wegen Geftellung, 
Auswahl und Abfchägung der Mobilmachungspferde im Herzog: 
thum Oldenburg. - 

Dldenburg, 17. Juli 1868. 


Nachdem durch Verordnung vom 7. November 1867, 
betreffend die Einführung Preußiſcher Militairgefege im gan» 
zen Bunbesgebiete — Bundesgefegblatt von 1867, Nr. 10, 
Seite 125 — die Einführung der Preußifchen Kriegsleiftungs- 
gefege im Herzogthume Statt gefunden hat, werden zur Aus- 
führung dieſer Beftimmungen und insbefondere zur Ausfüh: 
rung des $. 3 der Königlich Preußifchen Verordnung vom 
24. Februar 1834 

wonach fämmtliche Staatseingefeflene verpflichtet find, 
ihre zum Kriegsdienſt tauglichen Pferde mit alleiniger 
Ausnahme der eigentlichen Dienftpferde ber Staate- 
beamten und der contractlic zu haltenden Poſtpferde 
bei einer Mobilmachung der Armee auf Erfordern ber 
Behörden fofort zu ftellen 
für dad Herzogthum wegen Aufnahme, Geftellung, Auswahl 
und Abſchätzung der vom Lande zu ftellenden Mobilmachungs— 
pferde in Webereinftimmung mit dem Königlichen General: 
Commando und mit Genehmigung ded Großherzoglichen 
Staatdminifteriums, nachſtehende nähere Anordnungen bie 
durch erlaflen: 


Abtheilung I. 
8. 1. 

Die Regierung theilt dad Herzogthum in Aushebungss 
freife und ernennt für jeden Kreis einen Kreis »Commiffar. 
Sie beftimmt, in welcher Weife die auf das Herzogthum 
entfallende Duote an Mobilmachungspferden nad Zahl und 
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Gattung der letzteren auf die Kreife oder Kreistheile mit 
Rüdficht auf die nach dem Pferbefchlage abzumeflende Ge— 
ftellungsfähigfeit der Kreife zu repartiren ift. 


$. 2. 


Die Kreiscommiffare haben nad) Empfang der Berthei- 
lungsanweifung der Regierung die im Falle der Mobil: 
machung aus ihren Kreife zu ftellenden Pferde auf die Ge- 
meinden bed Kreifed zu fubrepartiren, fo daß die Zahl und 
Gattung der Pferde, welche jede Gemeinde zu ftellen hat, 
möglichft genau feftfteht. 

Welche Qualität bei jeder Gattung ber zum Kriegsdienſte 
nöthigen Pferde erfordert wird, ergiebt die in Anlage I. beis 
gefügte Vorſchrift, worauf bei ber Geftellung forgfältig zu 
achten ift. 


$. 3. 


Die Kreiscommiffare find verpflichtet fchon in Friedens» 
zeiten ſich theils durch eigene Wahrnehmung, theild durch 
Vermittelung ber Aemter und der Unterbehoͤrden und nöthi- 
genfal8 nach Anordnung von Pferdemufterungen ftetd eine 
möglihft volftändige Kenntniß von dem SPferdeftande ihres 
Kreifed in befonderer Beziehung auf die Tauglichkeit für den 
Kriegsdienſt nach den einzelnen Gattungen ber Dienftpferde 
zu verſchaffen und fich darin zu erhalten. 

Es bleibt den Kreiscommiffaren überlaffen, zur Gewin— 
nung eined erfchöpfenden Urtheild über ten Pferdeftand ihres 
Kreifes, erforderlichen Falles die. Mitwirfung eines von ber 
Mititair-Behörde zu diefem Zwecke Ju beftimmenden Offiziere 
in Anſpruch zu nehmen und befien Aborbnung bazu bei befien 
vorgefeßter Dienftbehörde zu beantragen. 

Sollten in dem Pferdeftande auffallende Veränderungen 
eintreten, welche auf bie Reiftungsfähigfeit der Kreife zur Ge— 
ftellung des auf fie repartirten Contingents von Einfluß find, 
jo haben die Kreis-Commiſſare der Regierung unter ausführ- 
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licher Yeußerung über die Gründe biefer Veränderung An— 
zeige zu machen. 


Abtheilung II. 
$. 4. 


Pferde-Aushebung bei der Mobilmakhung. 
1. Bezirks: Eintheilung. 

Zur möglichft gleichmäßigen und fchnellen Beichaffung 
der Pferde bei einer Mobilmachung der Armee theilt die Re— 
gierung jeden Kreis in mehrere Bezirke. Der Kreid-Eommilfar 
hat für jeden Bezirf einen Sammelplag für den Fall der Mo: 
bilmadyung zu beftimmen, fowie auch einen aus drei Sadı- 
fundigen beftehenden Bezirks-Vorſtand zu bilden. 


8. 5. 
a. Bezirks-⸗Sammelplaͤtze. 

Kein Bezirfd-Sammelplag darf mit dem Abnahme-Orte 
des Kreiſes ($. 13) zufammenfallen, es fei denn, daß bie 
Mufterung durch den Bezirks⸗-Vorſtand ($. 6) ſchon am Tage 
vor dem, Beginne des Gefchäftes der Abnahme-Commiſſion 
beendigt wird, fo daß Störungen des leßteren und Unord— 
nungen dabei gänzlich vermieden werben. 

$. 6. 
b. Dbliegenheiten ber Mitglieder ber Bezirks-Vorſtaͤnde. 

Zu Mitgliedern der Bezirkö-Borftände bürfen nur Kreis: 
Eingefeffene genommen werben, welche das Vertrauen ihres Bes 
zirkes befigen, ald unparteilih und pflichtmäßig befannt und 
die Brauchbarfeit der Pferde zu den einzelnen Zweigen des 
Kriegsdienfted nach Anleitung der beigefügten Vorſchriften 
(Anlage 1.) zu beurtheilen im Stande find. Vorzuͤglich ift 
deshalb auf Perſonen zu rüdfichtigen, welche bei der Ca» 
vallerie oder Artillerie gedient, oder fonft eine bejondere 
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Kenntnis von Pferden haben. Sie werden von ben Amts: 
bezw. &emeinderäthen, nach näherer Beftimmung ber Regie— 
rung gewählt und von ber Regierung beftätigt, doch ift ber 
Kreis-Eommiffar ebenfo berechtigt als verpflichtet, bei Gefahr 
im Berzuge nicht gewählte geeignete Perſonen mit den Bunc- 
tionen eined Mitgliedes des Bezirfd-Vorftandes interimiftiich 
zu beauftragen. 

Die Mitglieder der Bezirks -Vorftände haben die Ob: 
liegenheit, fchon während ber Friedendzeit von dem Pferde: 
ftande innerhalb ihres Bezirfd mit Rüdfiht auf die Braudy- 
barkeit der Pferde nad) ben verfchiedenen für den Kriegsdienft 
erforderlichen ©attungen derjelben, fowie über die bei dem 
Pferdeftande eintretenden Beränderungen ſich die genauefte 
Kenntniß zu verfchaffen, um auf Erfordern jederzeit die nöthige 
Auskunft darüber geben zu fünnen. Bei eintretender Mobil: 
madhung liegt ihnen ob, auf die Aufforderung bed Kreis— 
Bommiffard den Bedarf an Mobilmahungs- Pferden in ihrem 
Bezirke auszuheben, und für beren rechtzeitige Geftellung 
Sorge zu tragen. 

Die Functionen der Mitglieder des Bezirfsvorftandes 
find ein unentgeltlihes Ehrenamt, und in der Regel von uns 
beftimmter Dauer, jedoch kann der Kreis-Commiſſar, wo er 
ed nöthig findet, mit Genehmigung der Regierung eine Neus 
wahl veranlaffen. 

Sie werden bei dem Antritt ihres Ehrenamts zur treuen 
Erfüllung ihrer Obdliegenheit mittelft Handfchlags verpflichtet. 

Eind von den dreien Mitglichern des Borftandes wird 
mit ber Leitung ber Gefchäfte beauſttagt, empfängt die Auf- 
träge ded Kreis⸗Commiſſars und forgt, mit Zuziehung ber 
übrigen beiden, für deren unverzügliche Erledigung. 


$. 7. 


Die Mitglieder ded Borftandes und den Sammelplat 
des Bezirks für die MobilmakhungssPferde-Geftelung macht 
ber Kreis⸗Commiſſar ſchon im Frieden den Eingefeffenen des 
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betreffenden Bezirks namentlih und mit der Aufforderung be; 
fannt, den Anordnungen des Vorftandes, bei Bermeidung der 
in jedem Übertretungsfalle eintretenden Zwangs⸗ resp. Straf: 
maßregeln, unweigerlih, und ohne die mindefte Zögerung, 
Folge zu leiften. 


$. 8. 
c. Mufterung ber Pferde durch die Bezirks-Vorſtaͤnde. 


Gleich beim ingange eined Mobilmahungs Befehls 
beftimmen bie Kreis-Commiſſare Tag und Stunde der Aus— 
hebung für jeden Bezirk, und machen bdiefen Termin fofort 
ben nach dem $. 4 zu bildenden Bezirks-Vorſtänden mit ber 
Aufforderung befannt, fi) nach dem Sammelplage ihres Be 
zirks zu begeben, um bafelbft den nad) Anzahl und Gattung 
nambaft zu machenden Bedarf an Mobilmahungs + Pferden 
auszuheben und für deren rechtzeitige Ablieferung und Ges 
ftellung zu forgen. Zugleich fordern die Kreis-Commiſſare 
die Gemeinde-Vorſtände ihres Kreifes auf, ſämmtliche vors 
handenen zum Kriegsdienfte brauchbaren Pferde, ohne Unter: 
fchied der Größe und des Alters, mit alleiniger Ausnahme 
der Fohlen bis zum vollendeten dritten Jahre, der eigentlichen 
Dienftpferde der Großherzoglichen Staatddiener und der con; 
tractlich zu haltenden Boftpferde zu dem Aushebungstermine 
auf dem Sammelplage ihres Bezirks zur Revifion und Aus- 
wahl pünctlich zu ftellen. | 

Bei diefer Revifton der Pferde auf dem Bezirfd-Sammel- 
plage ift den Bezirks-Vorſtänden, foweit e8 irgend thunlich, 
ein Thierarzt beizugeben, weldyer Diäten und Reifekoften vors 
ſchußweiſe aus der Randescaffe erhält. 


$. 9. 


Die auf dem Sammelplage ded Bezirfed anfommenden 
Pferde werden durch die Bezirfd-Borftände mit aller Sorgfalt 
gemuftert und nad ihrer Tauglichkeit zu den verfchiedenen 
Gattungen für den Kriegddienft abgefondert aufgeftellt. Aus 
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biefen als bienfttauglih ausgewählten Pferden wählen bie 
Borftände das auf ihren Bezirk repartirte Kontingent an 
Mobilmahungs» Pferden, und außerdem, foweit die Anzahl 
ber tauglich erachteten Pferde es erlaubt, auf jebes Pferd des 
Kontingent ein zweites ald Reſerve aus, und fertigen über 
diefe audgewählten Pferde nebft Referve ein National nach 
dem vorgefchriebenen Schema ($. 16) an, jedoch mit Weg- 
laffung ber darin vorgejchriebenen Tare, welche erft bei ber 
Abnahme der Pferde ermittelt wird. 

Zu diefem Nationale find gedruckte Blankets in genügender 
Anzahl dur die Regierung zuzufertigen und von ben Ber 
zirks-Vorſtänden zum etwaigen Gebrauch ſtets bereit zu halten. 

Da von biefen Mufterungen die Geftelung brauchbarer, 
für den Zwed geeigneter Pferde wefentlich abhängt, fo wird 
ben Kreis-&ommiffaren noch befonderd zur Pflicht gemacht, 
wenn ed irgend ausführbar ift, diefen Mufterungen, welche 
nicht blos bei einer eintretenden allgemeinen, fondern auch 
bei einer etiwa anderweit anzuordnenden partiellen Mobil: 
machung ftattfinden müffen, perföntich beizumohnen. 


$. 10. 


Damit die Bezirks sVorftände im Stande find, die auf 
dem Bezirfds Sammelplage etwa ausbleibenden Pferde fofort 
einholen zu laflen, haben die Kreis-Commiſſare ihnen geeignete 
Perfonen zur Dispofttion zu ftellen und ihre Wirkfamfeit 
au fonft auf alle Weife, namentlich durch prompte Boll: 
ziehung der Zwangs⸗ resp. Straf Maßregeln gegen diejenigen, 
welche die Anordnungen ber Borftände unbefolgt laſſen, zu 
unterftüßen. 

Auf das Vorgeben, die von ben Bezirfö-Borftänden aus: 
zuhebenden Pferde feien vorher fchon verkauft, aber. noch nicht 
an den Käufer abgeliefert, darf feine Rüdficht genommen 
werden; bergleichen Bontracte fünnen, wenn fie auch wirklich 
abgefchloffen fein follten, die Aushebung der Pferde nicht 
hindern, da ber angebliche oder wirkliche Käufer berfelben 
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gleich jedem andern Eingefeffenen zur Geftellung feiner bienft- 
tauglichen Pferde zur Mobilmahung der Armee verpflichtet 
ft, Wen in dieſem Falle die Geftelung der Pferde trifft, 
darüber haben fich lediglich die beiden Fontrahirenden Theile 
unter einander zu einigen. 

Eine Ausnahme tritt nur für ben Fall ein, wo erweis⸗ 
lich, der Verkauf an Offiziere und Beamte, welche ſich mobil 
zu machen und zu dem Behufe Pferde anzufchaffen verpflichtet 
find, ftattgefunden hat. In Konteftationsfällen irgend einer 
Art entfcheidet der Kreis-Commiſſar, deſſen Entfcheidung fo- 
gleich zur Ausführung kommt. 


g. 11. 


Nachdem bie Auswahl der Pferde in den Bezirken ftatts 
gefunden hat, werden nad; näherer Anordnung bed Kreid- 
Eommifjard die ausgewählten Pferde nebft ben Referver 
Pferden unter Begleitung ber Bezirfd-Borftände, ein jedes 
mit Halfter, Trenfe und zwei Striden von guter Beichaffen: 
heit, fo wie mit gutem Hufbefchlage ($. 30) verfehen, durch 
die Eigenthümer oder deren Leute nad dem Abnahme Orte 
des Kreiſes ($. 13) transportirt und mittelft des vorher ans 
georbneten Nationals dem Kreis-Commiſſar vorgeführt, auch 
bis dahin, und bis zur förmlichen Abnahme und Ueberweiſung 
an den Militair-Bommiffar durdy ihre Eigenthümer verpflegt. 
Bei Ablieferung der ausgehobenen Pferde haben die Bezirkös 
Borftände zugleich dem Kreis» Commiffar Über die in ihrem 
Bezirke noch zurüdgebliebenen bienfttauglichen ‘Pferde nad) 
ihrer Anzahl und Dualität Bericht abzuftatten. 


$. 12. 


Findet nur eine theilmeife Mobilmachung, welche nicht 
ben Aufruf fämmtlicher Pferde in der vworbezeichneten Art 
notbwendig madt, Statt, fo erlaffen die Kreis⸗Commiſſare 
nur an diejenigen Bezirks-Vorſtände und biefe nur an bies 
ienigen Gemeinden bie Aufforderung zur Geftellung, welche 
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nöthig fcheinen, um aus denſelben das verlangte Kontingent 
ftellen zu Eönnen, wobei aber in ber Regel auf verhältnißs 
mäßig gleiche Heranziehung, fo wie auf die wirthichaftlichen 
Berhältniffe folder Gemeinden gebührend Rüdficht zu neh— 
men ift. 


$. 13. 
2. Abnahme ber Pferde. 
a. Ablieferungss und Abnahme-Drte, Abnahme-Commifflon. 


Schon im Frieden wird von ber Regierung im Ein— 
verftändniß mit dem Königlichen General» Commando der 
Abnahme-Drt beftimmt, an welchem bei einer Mobil: 
machung ber Armee die von den Bezirks-Vorſtaͤnden aus ben 
Aushebungd- Bezirken jeden Kreiſes vorzuführenden Pferde 
Behufs der Auswahl und Abnahme für die Truppentheile zu 
geftellen find. 

An dem AbnahmesDrte find, damit das Abnahme Ges 
ſchäft mit der für die friegstüchtige Ausrüftung der Armee 
mit Pferden ganz unerläßlichen Gyündlicyfeit betrieben werden 
fann, der Abnahme-Commilfion ($. 14) an einem Tage nicht 
mehr ald 120 Pferde nebft der erforderlichen Referve von 
33'/, Procent vorzuftellen. Mit Rüdfiht hierauf hat der 
Kreis⸗Commiſſar die Zahl der aus den Aushebungs-Bezirken 
an jedem Tage für die Abnahme bereit zu haltenden ‘Pferde 
zu beftimmen und unter Bezeichnung eined am Abnahme:Orte 
felbft oder in angemeffener Nähe deſſelben auszumählenden 
Sammelplages, fo wie der Stunde der Geftellung, den Bes 
zirfd-Borftänden befannt zu machen, zugleih aud die ge- 
eigneten Anordnungen zu treffen, damit die auf dem Sammel- 
plape angefommenen Pferde ohne allen Verzug der Abnahme- 
Commiſſion vorgeftellt werden können und bie Abnahme von 
mindeftend 80 Pferden an jedem Tage durch biefelbe ge: 
fichert iſt. 
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$. 14. 
b. Abnahme-Gommilfton. 


In jedem AbnahmesÖrte wird ſchon im Frieden für den 
Hall einer Mobilmahung eine Commiffton zur Abnahme der 
Mobilmachungs-Pferde beftehend aus: - 


einem von dem Königlichen General» Commando zu 
ernennenden Offizier als Militair-Kommilfar, 


und aus 


dem Kreis-Commiſſar des abliefernden Kreiſes oder 
deffen Stellvertreter ald Civil-Commiſſar 


gebildet. 
Diefe Eommiffare werden unterftügt: 


a. bei der Auswahl ver zum Kriegsdienſt tauglichen Pferde 
durch einen von der Regierung zu beftimmenden Thier: 
arzt oder fonftigen PBferdefenner, und wo das König— 
liche General» Commando ed für angemefjen erachtet, 
außerdem noch durdy einen militärischer Seits zu ges 
ftellenden Roßarzt oder fonftigen Sachverftändigen, und 


b. bei der Abjchägung der Pferde durch drei aus dem 
Civilftande zu beftellende fachverftändige Taratoren, 
weldye von den Kreis⸗Commiſſaren fchon in Friedens: 
zeiten der Regierung zu präfentiren, und von ber 
legteren zu ernennen, resp. zu beftätigen find. 


Die Taratoren nebft dem Thierarzte x. erhalten 
für die Zeit, welche fie zu dem Gejchäfte verwendet 
haben, und während welcher fie ihren eigentlichen Be: 
rufögefchäften entzogen waren eine angemefjene Ent: 
jhädigung vorfchußweife aus der Landescafje, weldye 
durch die Civil-Commiſſare bei der Regierung Behufs 
Anweifung zu liquidiren ift. Die Taratoren werden aus 
dem Kreiſe, in welchem der Abnahme-Drt belegen ift, 
entnommen. 
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Haben mehrere Kreife einen und benfelben Abnahme-Drt, 
fo einigen fich die betheiligten Kreis &ommiffare über die zu 
ernennenden Taratoren, oder holen im Entftehungsfalle die 
Entfcheidung der Regierung ein. 


$. 15. 


Die Wichtigkeit der Function ber Taratoren, welchen bie 
. Ermittelung der zu gewährenden Bezahlung für die zu liefern: 
den Mobilmackungd: Pferde anvertraut wird, erheifcht vor- 
züglich umfichtige und unparteiifche Sachverftändige, welche 
einen guten Ruf und das öffentliche Vertrauen haben, und 
von welchen vorauszufegen ift, daß fie das Intereſſe der 
Militärverwaltung ded Kreifes und ber Einzelnen mit aller 
Unparteilichfeit wahrnehmen werden. Auf eine forgfältige 
Auswahl der Taratoren ift daher vorzüglich Bedacht zu nehmen. 


Den Kreid:Commiffaren bleibt unbenommen, ſich deshalb 
vorher mit den Aemtern und Amtsräthen in Vernehmung zu 
fegen. Die Regierung aber hat dahin zu fehen, baß fie nur 
folche Perſonen als Taratoren beftätigt, von welchen mit Zu: 
verläffigfeit angenommen werben kann, daß fie den wirflichen 
Werth eines Pferdes, ohne ſich auf ideelle Preiſe und auf 
bald vorübergehende Conjuncturen einzulafien, nad) einem 
gewiſſen Durchſchnittsſatze zu beurtheilen vermögen. Die 
Kreis⸗Commiſſare haben die Taratoren auf diefen Geſichts— 
punct im Allgemeinen aufmerffam au machen. 


Die Vereidigung ber beftätigten Taratoren ift nach dem 
beiliegenden Bormulare (Anlage IL) kurz vor dem Gefchäfte 
felbft vorzunehmen und mit bein darüber aufzunchmenden 
Protocolle den Abichäyungs-Verhandlungen beizufügen. 


$. 16. 
c. Berfahren bei der Abnahme der Pferde. 


Bei der Abnahme der Mobilmachungs-Pferde findet 
folgendes Verfahren ftatt: 
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a. Bei der Enticheidung über bie Dienfttauglichfeit und 
Kriegstüchtigkeit der Pferde fol zwar der Civil-Com⸗ 
miffar eine berathende Stimme haben, dem Militär- 
Commiſſar aber fteht bie enticheidende Stimme zu, 
ohne baß ein Recurd:Berfahren gegen bie Entiheidung 
bes letzteren ftattfindet. 

b. Ueber die Tare der Pferde hat der Eivil» Commifjar 
entjcheidende Stimme, ohne daß ein Recurd dagegen 
zuläffig ift (8. 19). 

Die nah den Abnahme- Orten zu geftellenden Pferde 
werben von ber Abnahme» Commilfton zunächft wegen ihrer 
Tauglichkeit zum Kriegsdienſt geprüft und entweder ald brauch— 
bar anerkannt, oder mit Angabe der Untauglichfeitögründe 
zurüdgewiefen. Inwieweit von unmefentlihen Behlern ber 
Pferde abgefehen werden fönne, ift aus der beigefügten Vor— 
fchrift (Anlage 1.) erfichtlich. 

Die als tauglid anerkannten Pferde werden in ein 
National nach beiliegenden Schema (Anlage II.) fofort ein: 
getragen. 


$. 17. 
d. TZaration ber Pferde. 


Nachdem die Abnahme-&ommiffton die überhaupt bienft 
tauglidhen Pferde ausgewählt hat, werden die legteren Stüd 
vor Stüd der Tarationd-Commilfion vorgeführt. 

Ein jeder der Taratoren hat feine Stimme befonderd und 
geheim dem mit der Aufzeichnung der Taren zu beauftragens 
ben Beamten abzugeben, weldyer die in vollen Thalern an- 
jugebenden Taxwerthe nady den Angaben der drei Taratoren, 
in die betreffenden Columnen des im $. 16 angeordneten Abs 
nahmesNationald einzutragen und daraus das Refultat zu 
ziehen hat. Der danach fidy ergebende Durchſchnittswerth 
wird ebenfalls in vollen Thalern (wobei die überjchießenden 
Grofchen zum Betrage von weniger als Thaler außer 
Anfag bleiben, von */, Thaler und darüber aber für einen 
vollen Thaler gerechnet werden) nady der durch die Abnahme; 
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Commiſſion erfolgten Brüfung und Feftftelung in bie leßte 
Rubrik des gedachten Nationald mit Zahlen und Buchftaben 
eingetragen. 

Nur dieſes Refultat ift zu verlautbaren, während bie 
Werth» Angaben der - einzelnen Taratoren geheim zu halten 
bleiben. 

$. 18. 


Bei der Auswahl unter den Eriegstüchtigen Pferden ift 
das Intereſſe des Militär-Fiscus, foviel ald die Intereſſen 
des Militärdienftes geftatten,. zu berüdfichtigen. 

Unter ben über 120 4 gefchäßten friegstüdhtigen Pferden 
(cfr. $. 2 des Königlich Preußiſchen Geſetzes vom 12. Septbr. 
1855) ift innerhalb ber verfchiedenen Kategorien (Stangen, 
Vorder⸗ und Reitpferde für die ſchwere oder leichte Cavallerie) 
jederzeit dasjenige Pferd zuerft abzunehmen, welches den ge- 
ringften Mehrwerth hat, 

Bei der Ausführung diefer Beftimmung ift jedesmal bie 
Gefammtmaffe der zur Aushebung vorgeftellten und bienft- 
tauglich befundenen Pferde des Kreifes beziehung 
weile des Aushebungs-Bezirks zu berüdfichtigen. 

Zu dem. Ende müflen: 


a. die als dienſttauglich anerfannten Pferde innerhalb 
jeder Kategorie in ber Reihenfolge aufgeftellt werden, 
daß die vorausfichtlich Höher, bezw. die über 120 f 
abzujchägenden ‘Pferde, und zwar die theuerften zulegt, 
zur Abfchägung gelangen und ift 

b. die zur Dedung ded Bedarfs etwa erforderliche Ab» 
nahme der über 120 Pf abzujchägenden und daher. 
anfänglich zurüczuftellenden ‘Pferde von der Abnahme. 
Commiſſion ald unvermeidlich zu bejcheinigen. 

Sofern die Befiger werthvoller Zucht-Stuten oder 
body tarirter Pferde wünfchen follten, an Stelle ſolcher 
Pferde andere dienfttaugliche ‘Pferde zu ftellen, foll bie. 
Abnahme-Commilfion mit Rüdfiht auf das Interefie 
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ber Landwirthſchaft zwar befugt, aber nicht verpflichtet 
fein, auf dergleichen Wünfche und Anerbietungen in 
ben Falle einzugehen, wenn ftatt der zurüdgezogenen 
Pferde, ſofort, d. h. an Ort und Stelle die ftells 
vertretenden Pferde vorgeführt werden. 


$. 19. 

Die bei diefen Verhandlungen gegenwärtigen, und naments 
(ih) mit dem Betrage der Tare fofort befannt zu machenden 
Eigenthümer der Pferde oder ihre Abgeorbneten find ver- 
pflichtet, ihre etwa gegen bie Untauglichfeitögründe oder gegen 
bie Tare der Pferde zu machenden Einwendungen gegen bie 
Abnahme⸗Commiſſion fofort zu Außern. 

Bei der hierauf erfolgten Entfcheidung bed zuftändigen 
Abnahme-Lommiffard hat es aber fein Bewenben. 


$. 20. 
e, Abnahme-Atteft. 

Nach erfolgter Abnahme und Abichägung ber Pferde 
wird die in dem Nationale eingetragene Tare fummirt, und 
folgendes Abnahme-Atteft darin nachgetragen, ale: 

daß nad) Inhalt ded vorftehenden Nationald die An- 
zahl von .... gefchrieben ..... Pferden mit einer 
Sefammttare von .... Thalern gefchrieben .. ... 
Thalern zur Mobilmachung von den im Nationale ges 
nannten Eingejeffenen des Kreiſes richtig abgeliefert 
worben ift, beicheinigt 
(Ort und Datum.) 
Die Abnahme Commiffton 
(Unterfchriften.) 


$. 21. 
f. Bezeichnung der abgenommenen Pferbe. 
Die abgenommenen Pferde erhalten gleich) am Abnahmes 
Drte dad Branbzeichen und zwar in der Art, daß die ben 
Armee⸗Corps⸗Bezirk und den Kreis, für welchen fie geftellt 
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find, bezeichnenden Ziffern unter der Mähne an der linfen 
Seite des Halſes eingebrannt werben. 

Außerdem wird jedem abgenommenen Pferde ein Täfel- 
hen von Holz oder Blech in die Mähne eingebunden, auf 
welchem bie laufende Nummer und bie Gattung (Keits, 
Pads ꝛc. Bferd) fowie der Truppentheil, für welchen baffelbe 
beftimmt worden, anzugeben ift. Diefe Täfelchen, ſowie aud) 
die erforderlichen Brenneifen werden von der Militairvers 
waltung angefchafft; für jeden Abnahme-Ort hat aber ber 
betreffende Kreis⸗-Commiſſar diefelben aufzubewahren und für 
den Gebrauch bereit zu halten, auch wenn bie Brenneifen 
oder Mähnentafeln verloren gehen oder verbraudyt werden, 
für deren fofortigen Erfag zu forgen. 


g. 22. 


3. Nadhgeftellung der Pferde. 

Die AbnahmesCommiffare find nach der Beftimmung 
unter 6. der Königlich PBreußifchen Verordnung vom 24. Te 
bruar 1834 verbunden, für bie volftändige Geftellung der 
repartirten und jedenfalls zu befchaffenden Mobilmahungs: 
Pferde zu forgen. Sollte daher der Fall vorkommen, daß 
die zur Abnahme geftellten Pferde eines Kreifes, einfchließlic) 
der Referves Pferde, wegen anerkannter Untauglichkeit eines 
Theild derfelben unzureichend befunden worden, jo hat bie 
Abnahme-Commiſſion entweder fofort eine neue Aushebung 
in Stelle der zurüdgewiefenen ‘Pferde durch die Bezirks— 
Vorftände zu veranlafien, oder wenn biefelbe fein befriedigen- 
bed Refultat verſpricht, nöthigenfalls nad der Beftimmung 
unter 4 ber erwähnten Berorbnung fämmtliche Pferde des 
im NRüdftande gebliebenen Kreiſes mit alleiniger Ausnahme 
ber Dienftpferde ber Großherzoglichen Staatsdiener und ber 
contractlihen Anzahl der SBoftpferbe, zur Auswahl und Aus- 
hebung der fehlenden Mobilmahungs Pferde zuſammen zu 
ziehen und die brauchbarften Pferde felbft auszuheben. Der 
Mangel ded einen Aushebungs- Bezirkes des Kreifes wird 
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dabei zunaͤchſt durch den etwaigen Weberfluß in den anderen 
Aushebungs-Bezirken gebedt. 

Wenn aber audy in diefer Weife dad Kontingent nicht 
vollzählig geftellt werben fönnte, fo ift ber Regierung fofort 
Anzeige zu machen, welche den Bedarf aus anderen Kreifen 
zu decken hat. 

$. 23. 

Außer dem auf ben Kreid repartirten Contingent an 
Pferden ift der Militair-Commiffar befugt, auch noch einen 
Zufchlag von drei ‘Procent einftweilen einzubehalten, bis bie 
Uebergabe der abgenommenen Pferde an bie Truppen er 
folgt ift. 

Diefe Pferde find zur Dedung etwaiger Ausfälle an 
bem Gontingente wegen folder Mängel, welche auf dem 
Transport vom Abnahme-Drte nad) den Ablieferunge-Orten 
an die verfchiedenen Truppentheile hervortreten, beftimmt und 
deshalb nach den vorftchenden Borfchriften zu tariren, zu 
brennen und in beſondere Nationale einzutragen. Uebrigens 
ift diefer Zufchlag nicht mit dem Gontingent an Mobil 
madhungss Pferden an die Truppentheile abzufenden, fondern 
von den Eigenthümern blos disponibel zu halten und fallt 
ben legteren zur freien Verfügung wieder anheim, wenn ihnen 
nicht innerhalb drei Wochen von dem Tage ber Abfendung 
des Pferde⸗Contingents an die Truppentheile eine Anweifung 
zugegangen ift, wonach die Referve- Pferde, welche fie zur 
Dispofition zu haften haben, den Truppentheilen zur Dedung 
der vorerwähnten Ausfälle zugeführt werden muͤſſen. 


$. 24, 

4. Uebernahme der Bferde Seitens der Militairs 
Behörde und Bertheilung derſelben für die 
Truppentheile. 

Die abgenommenen Pferde werden von der Abnahme an 
militairifcher Seits verpflegt, beaufſichtigt und nad) den Mo— 
bilmachungs⸗Orten der Truppen transportirt. 
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Die Bertheilung der abgenommenen Pferde an die Trups 
pen, die Bildung der Transporte, Eintheilung der zum Trans 
porte zu vervendenden Mannſchaften, Berabfolgung der 
Marfchrouten und Abfendung der Transporte gefchieht durch 
den der Abnahme-Commiffton beigegebenen Offizier. 


$. 25. 


5. Transport der Pferde nach den Mobilmahung® 
Orten der Truppentheile. 


Der Transport der Pferde nad den Mobilmachungs- 
Drten der Truppentheile wird durch die nad den Abnahme— 
Drten einberufenen Train Soldaten, Referves und Landwehr⸗ 
Mannſchaften, bei deren Unzulänglichfeit aber durch einftweilen 
audzuhebende resp. einzubeordernde oder jonft zu engagirende, 
während ihrer Dienfte, fowie auch auf dem Rüdmarjche nad) 
ihrer Heimath, nad) den darüber beftehenden Vorjchriften, auf 
Koften des Militair-Fondd zu verpflegende Koppelfnechte be- 
werfftelligt. Da, wo ed an Koppelfnechten fehlt, bat ber 
Kreis: Commiffar oder deſſen Vertreter fich zeitig mit dem 
Militair-Commiſſar darüber in Verbindung zu fegen, wie 
biefem Mangel abzubelfen if. Sollten indeß bei dem Be 
ginne bed Gefchäfts der Pferde» Abnahme an den Militairs 
Abnahme-Drten die zum Transport der Pferde beftimmten 
Train-Soldaten x. noch nicht in hinreichender Anzahl einge 
troffen fein, fo wird das Geichäft der Abnahme deshalb nicht 
aufgehalten oder ausgefegt, fondern die abgenommenen Pferde 
werben einftweilen und bis zum Eintreffen der Train-Soldaten 
und Koppelfnechte noch durch die Leute der Pferdefteller beauf- 
fihtigt. In allen diefen Fällen werben fowohl Leute als 
Pferde militairifcher Seits verpflegt. 


Für die Unterbringung der Mannſchaften und Pferde, 
fowie für dad Borhandenfein der nöthigen Yourage nad ers 
folgter Abnahme hat der Kreis⸗Commiſſar zu forgen. 

2 
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$. 26. 


Das Marfch-Tableau, fowie die Zahl der zu bildenden 
Transporte, wird für jeden Abnahme-Drt fchon im Frieden 
feftgeftellt umd der Abnahme-Commiſſion mitgetheilt. Nach 
dem MarfcheTableau werden die Transporte abgefendet. Trans 
porte jedoch, welche in einem Tagemarſche ihren Beſtim— 
mungs-Ort erreichen fönnen, werben abgefendet, jobald fie 
vollzählig find. Zur Vermeidung der Anhäufung einer zu 
großen Anzahl von Pferden und zur Erleichterung ihrer 
Unterbringung am AbnahmesDrte kann daher auf die Com— 
pletirung die ſer Transporte zunächſt hingewirkt werben. 
Bei Transporten dagegen, welche mehrere Tagemärſche zu— 
rückzulegen haben, muß zur Vermeidung von Kreuzungen das 
Marſch⸗Tableau feſtgehalten werden. 


8. 27. 


Die erforderlichen Marſchrouten-Blanquets für jeden 
Transport bringt der Militair-Abnahme-Commiffar mit, wels 
cher diefelben durch feinen Truppentheil erhält. Ebenfo hat 
der MilitairAbnahme-Gommiflar die erforderlihe Anzahl von 
Fourage-Duittungsd-Blanquetd nad) dem für die Pferde aller 
Battungen gleihen NRationsfage von 31, Mepen Hafer 
(8 Kannen oder Scheffel [768 Oldenb. Kubikzoll] Oldenb. 
Gewicht, 3 Pfund Heu und 4 Pfund Stroh nad dem 
anliegenden Schema (Anlage IV.) ausgeftellt, mitzubringen 
und den Transport » Führern für jeden Marfchtag auszu— 
haͤndigen. 


$. 28. 


Die Führer der Transporte werden, wenn es nur irgend 
moͤglich iſt, und auch in dem Falle, daß keine Mannſchaften 
zur Abholung geſchickt, ſondern ſtatt ihrer Koppelknechte be— 
nutzt werden, aus Offizieren oder Unteroffizieren beſtehen. 

Jeder Transportführer erhält ein von der Abnahme— 
Commiſſion vollzogenes, nad) dem anliegenden Schema (Ans 
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lage V.) gefertigted und für jeden Truppentheil befonderd an— 
gelegted Nationale der ihm übergebenen Pferde, welches der; 
jelbe tem Truppentheile zu überliefern hat. Die Blanquets 
zu dieſen Nationalen find von dem Kreis-Commiffar zur Aus: 
füllung bereit zu halten. 


$. 29, 


Das zum Transport der Pferde erforderliche Koppelzeug 
wird von denjenigen Truppentheilen beichafft, für welche bie 
Pferde beftimmt find, und bei eintretender Mobilmahung 
nad) den betreffenden Abnahme-Drten gejendet. 


$. 30. 


Ueber die Nothwendigfeit der Abänderung oder Erneue— 
rung des Hufbeichlaged, für welchen die Eigenthümer der 
Pferde zu forgen verpflichtet find ($. 11), entjcheidet der 
Militair- Abnahme :&ommiffar und läßt die für erforderlich 
erachtete Abänderung oder Erneuerung des Hufbeichlaged auf 
Koften des Kigenthümerd ded Pferdes zu dem Militair- 
Etats-Preiſe für jedes Baar Eifen ausführen. Weigert fich 
ber Eigenthümer hiergegen oder iſt er nicht zur Stelle, fo 
gefchieht diejed auf Koften der betreffenden Amtögefchäftd- 
caffe welche den Betrag von dem Eigenthümer des Pferdes 
einzieht. 


Abtheilung II. 
$. 31. 
Bezahlung der ausgehobenen Pferde, 


Das mit der Abnahme-Befcheinigung verfehene Nationale 
nimnit der Kreis-Gommiffar zur Liquidation ded zu vergüten- 
den Taxwerths der Pferde in Empfang, und ftellt auf den 
Grund diefer AbnahmeBeicheinigung vorläufig und bis zur 
Auszahlung ded Tarwerths jedem Ablieferer von Pferden ein 
Anerfenntniß über die ihm gebührende Tarfunme aus. 

2* 
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Die Bezahlung des Tarwerths der Mobilmahungs- 
Pferde foll nach der Vorfchrift unter 9 der Königlich Preu⸗ 
Bifchen Verordnung vom 24. Yebmar 1834 jofort aus den 
bereiteften Mitteln erfolgen. Die über ben Empfang des 


Tarwerthd auszuftellenden Duittungen gemießen Stempels 
freiheit. 


$. 32. 


Zur Beftreitung ber bei der Geftellung der Mobilmachungs- 
Pferde vorfommenden unvermeidlichen Nebenkfoften, als: für 
Hufbdeichlag, Botenlohn u. dergl., find die Kreis⸗-Commiſſare 
ermächtigt, den dazu erforderlichen Betrag einftweilen vor: 
ſchußweiſe auf die betreffende Amtögefchäftscaffe anzumeifen. 


Abtheilung IV. 
$. 33. 


Unter 10. der oben angeführten Königlich Preußiſchen 
Verordnung vom 24. Februar 1834 ift feftgefekt: 

daß die wider Erwarten in ber Geftellung ber Pferde 
etwa fäumigen Eigenthümer nicht allein mit einer 
polizeilichen Gelbftrafe von 5 bis 50 Thalern belegt, 
jondern auch durch alle dienlich zu erachtenden Zwangs⸗ 
maßregeln, welche die Umftände und die unverzüglich 
nöthige Erreihung des Zweded gebieten, zur Erfüllung 
ihrer Obliegenheit angehalten werben fönnen. 

Auf den Grund diefer Beftimmung ift gegen diejenigen, 
welche der Aufforderung des Bezirkd-Vorftandes, der Abnahmes 
Commiſſion oder des Kreis⸗Commiſſars zur Geftellung und 
Ablieferung der Pferde nicht ungefäumt oder nicht vollftändig 
Folge leiften, in Gemäßheit ber Vorfchriften des $. 14 bes 
Königlih Preußiſchen Geſetzes wegen der SKriegsleiftungen 
und deren Vergütung vom 11. Mai 1851 von ber betreffen. 
den Polizeibehörbe nicht nur mit dem geeigneten Zwangs⸗ 
maßregeln, d. h. mit Abholung der Pferde oder mit Strafr 
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befehlen im Wege bed erecutiven Berfahrens vorzugehen, 
fondern audy die burdy Verlegung der Strafvorfchrift der 
Koͤniglich Preugifhen Verordnung vom 24. Februar 1834 
unter 10 vermwirfte Uebertretung zur Ahndung zu bringen. 


Dldenburg, aus der Regierung, 1868 Juli 17. 
Hofmeifter. 


Greverus. 
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Anlage I. 


Beflimmungen 


über die Beichaffenheit ver Mobilmachungs-Pferde. 





In Anfehung der Pferde, welche vom Lande zur Com— 
pletirung der Gavallerie»Regimenter, Berittenmachung der 
Landwehr-Cavallerie und zur Mobilmahung beichafft werden 
follen, wird Folgendes feftgefegt: 


1. 


follen: 
a, 


2, 


Die für die Eavallerie-Regimenter zu ftellenden Pferde 


für Küraffire, für die Garde-Landwehr-Cavallerie und 
Ihwere Landwehr-Reiter-Regimenter 5 Fuß 3 Zoll 
preuß. Maaß = 5 Fuß 6 Zoll 10 Linien Oldenb. 
Maaß und darüber groß fein, 

für die übrige Gavallerie und die reitende Artillerie 
nicht unter 5 Fuß preuß. Maaß = 5 Fuß 3 Zoll 
7°/, Linien Oldenb. Maaß. 


In Anfehung der Mobilmahungs-Pferde wird feftges 


feßt, daß im Allgemeinen: 


Artilleries und TrainsStangenpferde nicht unter 5 Fuß 
2 Zoll preuß. Maaß = 5 Fuß 5 Zoll 9 Linien DL 
denb. Maaß, groß feien, 

Artillerie: und TrainsVorberpferde nicht unter 5 Fuß 
preuß. Maag = 5 Fuß 3 Zoll 7°, Linien Oldenb. 
Maaf, 

Reitpferde nicht unter 5 Fuß preuß. Maaß — 5 Fuß 
3 Zoll 7°?/, Linien Oldenb. Maaß, 
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d. PBadpferde nicht unter 4 Fuß 11 Zoll preuß. Maaß 
— 5 Fuß 2 Zoll 7 Linien Oldenb. Maaß. 


Die zu geftellenden Pferde für die Linies und Landwehr; 
Cavallerie jollen zwar in der Regel die hier bezeichnete Größe 
haben, wenn aber auch nachgegeben wird, daß zum Theil 
Pferde von niedrigerem Maaß geliefert werden fönnen, fo 
bürfen dody Pferde unter 4 Fuß 11 Zoll preuß. Maaß — 
5 Fuß 2 Zoll 7 Linien Oldenb. Maaß nicht angenommen 
werden. Die zu ftellenden Pferde dürfen nicht zu ſchwach— 
beinig, nicht fteif, abgetrieben, kraftlos oder unverhältniß: 
mäßig jchmal gerippt fein. Hengfte, tragende Stuten, alle 
mit Hauptfehlern, Krankheiten oder fonftigen zum Dienft der 
Eavallerie untauglich machenden Mängel, als z. B. Blind: 
heit, Spatlähmung, Steingallen, geſchwollenen Füßen, jchab- 
haften Hufen, Hornſpalten u. |. w. behafteten Pferde werben 
nicht angenommen. 


Einäugige zu Wagen» und Padpferden nur, wenn der 
Verluft ded Auges von Außerer Verlegung und nicht von 
innerer Krankheit berrührt. 


Für die Auswahl der Pferde wird noch bemerft, daß im 
Allgemeinen der Grundſatz zu beobachten ift, daß die “Pferde 
dem beabfichtigten Gebrauche möglichft entiprechen, mithin 
die zu Reitpferden beitimmten Pferde nicht ftättig und bie 
Zugpferde eingefahren fein müfjen, und daß aldbdann ein oder 
der andere unwejentliche Fehler, der unter anderen Umftänden 
die Annahme eines Pferdes ausfchließen würde, feinen Grund 
zur Zurüdftoßung abgeben kann. Bemerkt wird endlich noch, 
daß bei ‘Pferden, welche fich ftreifen, leicht eine teınporaire 
Unbrauchbarfeit eintritt. 


Bei der in Folge Lanblieferung zwangsweiſen Geftellung 
haftet der legte Befiger nicht für das Vorhandenfein derjenis 
gen Eigenfchaften beim ‘Pferde, deren Fehler nach den Lan— 
deögejegen bei freiwilligem Verkauf ein Rüdgängigmachen des — 
Handeld oder eine Regreßpflicht des Berfäuferd begrünbet. 
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Ebenfowenig ift daher die Rüdgabe eined zwangsweiſe 
angefauften Pferdes und die Rüdforberung bed gezahlten 
Tarpreifes ftatthaft, wenn innerhalb beflimmter Friften eine 
ber nach den Lanbeögefegen jonft den Rüdgang des Kaufes 
bedingenden Krankheiten nachzuweiſen ift. 

Bei freihändigem Ankauf bleiben indeffen die gefeglichen 
Beftimmungen der Gewährleiftung in Kraft. 
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Aulage IL. 





Eides: Sormular 


für die Taratoren der Behufs einer Armee⸗Mobilmachung 
vom Lande auszuhebenden Pferde. 


—— — und ſchwoͤre zu Gott dem All⸗ 
mächtigen und Altwiffenden, daß, nachdem ich zum Tarator 
ber zur Armee-Mobilmahung vom Lande auszubebenden und 
aus der Staats⸗Caſſe zu den im Frieden üblichen Preiſen zu 
bezahlenden Pferde ernannt worden bin, ich bei diefem Ge- 
fhäfte nach den mir fo eben vorgehaltenen Abichägungs- 
Grundfägen nach ıneinem beften Wiſſen eben fo pflidtmäßig 
ald gewifenhaft, mit aller Unpartheilichkeit, alfo weder zum 
Vortheil noch zum Schaden ber Pferde-Eigenthümer und der 
Königlihen Caſſe, und überhaupt fo verfahren will, wie ich 
ed vor Gott und meinem Gewiffen verantworten fann. So 
wahr ıc. 
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Anle: 





Hatio- 


EEE 





Vor: und Wohn⸗ Geſchlecht Farbe Größe in 
Zunahme | vrt — Alter. und Oidenb. Vreus. 
des und Pferde, Ab: Maaß. 

Beſitzers. Kreis. zeichen. 





Wallach Stute || Jahre F. | 3.18. | 3. 
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ge III. 


nale. 


Tare der abgenommenen 

















Sind abgenommen als*) Afende 
| = 
3 | - ı1ter | 2ter | Ster) Durchſchnitts⸗ 
— — Für betrag 
Um 
2|i2j2|E welchen ITEReEE 
22 — Trup⸗ Taxator gah⸗Buch⸗ 
—2veontheil ae 
Bs|Auıal | 


— — 
hl. Thl. Thl.) ah. | She. 
| 

























| 


— 


19 


Bemerkungen. 


. Beträge von einem 


halben Thaler und 
darüber werden für 
einen vollen Tha— 
fer gerechnet, Sum 
men unter einem 
halben Thaler blei⸗ 
ben aber außer Mit 
ſatz. 


Reſerve ⸗Pferde (F. 


12) find nicht in 
das Nationale der 
abgenommenen Mo» 
bilmachungs-Pferde 
aufzunehmen, fons 
dern in befonderen 
Nationalen nad 
dem vorftehenden 
Schema, jedoch mit 
Weglaffung _ der 
Zare zu verzeid« 
nen, Birth 


") In den für die Bezirfs-Vorftände abzudrudenden Blanquets lau— 
tet die Meberfchrift diefer Rubrik: „Sind ausgewählt als“. 
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Anlage IV. 





Sourage- Quittung. 


Auf dem Transport von . . . . . Mobilmakhungs- 
Pferden und zwar . . . ‘Pferde für d — 


von dem Abnahme⸗Orte. . . nad dem Beſtimmungs⸗ 
Drte . . . laut Marſchroute der Königlichen Regierung 
resp. Landdroſtei uU... 2: Vom. 2 22 

ſind . .. tägliche Rationen à 31, Metze Hafer 


(Preußifches Gemäß) 


oder . . . fummarifche 3 Pfo. Heu, 4 Bft. Strob 
für die Tage vom . . .. bb... 

mit . . . Sceffll . . . Mepen Hafer (Breuf. Gemäß) 
„ . . 0. Eentner . . . Pfund Heu 


-.. Bund . . . Pfund * 
von der Gemeinde zu . 
(aus dem Magazin zu 5) 
richtig verabreicht worden, worüber id hiemit quittire. 


den tn ....18.. 
Der Tansportführer 
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Anmerkung. 


Der Truppentheil resp. die Stäbe, Adminiftrationd- 
Branchen ıc. ıc., für welche die Pferde beftimmt find, müffen 
jedesmal fpeziell angegeben werden. 

Der Transportführer hat feiner Namens-Unterfchrift bie 
Charge und den Truppentheil, zu welchem er gehört, aus⸗ 
druͤcklich beizufügen. 

3%, Metze nah Preußiſchem Maße = !, Oldenb. 
Scheffel =8 Kannen = 764 Oldenb. Kubikzoll. 

Ein Preußifher Scheffel ift — 16 Preuß. Mepen — 
c. 2,4 Scheffel Oldenb. Map — 2 Scheffel 6,564: Kannen 
Dlvend. Maaß — 2 Kubiffuß 210 Kubikzoll Oldenb. Maß. 
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Anlage V. 


ler randport für weh 
von . 2.2.2... nadb 
| 
"Hat zu geftellen ii a TE U Anz 
. Reitpferde . Pagdpferde . .. Stangenpferde 
Borderpferde | in Summa . . . Pferde. 
Diefelben. find zum Transport übergeben am ten. . 


dem 2 22. dd ..tn. 2 20200 Regiments und 
im nadı jtehenben Rationale verzeichnet: 


mu 




















| a er — au Ar 
= | Nr Farbe | er | Nr. Rarbe 

2 | auf der und Ge: | Gattung. | £ | auf der | und Ger Gattung. 
= Maͤhnen⸗ ſchlecht. — — ſchlecht. 

* tafel. | | 2 tafel. 

Pr — 





| 
| 

| M 

| 


NB. Für jede Waffengattung und für jeden Beftim- 
mungdort wird ein befonderes National angefertigt, ſelbſt 


wenn die Pferde für verfchiedene Truppen unter einem Führer 
abmarſchiren. 
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Gefehblatt 


für das 


Derzogtbum Oldenburg. 





XX. Band. (Ausgegeben den 5. Auguft 1868.) 76. Stüd. 








ubalt: 


At 123. Gefeb vom 17. Zuli 1868, betreffend bie Preizügigfeit von 
Medicinalperfonen und Thierärzten. 

NE 124. Geſetz vom 21. Juli 1868, betreffend die Mahl der Abgeord: 
neten zum Landtage. 

N? 125. Gefeb für das Herzogthum Didenburg vom 24. Juli 1868, 
betreffend die Befreiung der Dfficiere und Militairbeamten von 
Dfficiererang von Staats: und Gemeinbelaften. 


— nn — — — — 





M 123. 


Geſetz, betreffend die Freizügigkeit von Medicinalperſonen und Thier⸗ 
Ärzten. 
Maftedt, den 17. Juli 1868. 


Mir Hicolaus Kiedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzug 
von Schleswig, Holftein, Stormarn, der Dithmarfchen 
und Oldenburg, Fürft von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von Jever und Kniphaufen ze. ıc. 


verfünden mit Zuftimmung des Landtags ald Gejeg für 
das Großherzogthum was folgt: 
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Einziger Artikel. 


Den Aerzten, Wundärzten, Augenärzten, Zahnärzten, 
Geburtöhelfern und Thierärzten, welche die Staatöprüfung 
beitanden haben, ift die Nieberlaffung an jedem Ort bes 
Großherzogthumd zum Zweck der Ausübung ihrer Praxis 
nach vorgängiger Nachweiſung der beftandenen Staatsprüfung 
bei dem Amte (Stadtmagiftrate), im Fürftentbum Birkenfeld 
dem Bürgermeifter ded Niederlaffungsorts, geftattet. 

Urfundlich Unferer eigenhändigen Namens »Unterjchrift 
und beigedrudten Großherzoglichen Inftegeld. 


Gegeben auf dem Scyloffe zu Raftedt, den 17. Juli 1868. 
(L. 8.) Peter. | | 
von Berg. 


Römer. 





JM. 124. 


Geſetz, betreffend die Wahl der Abgeordneten zum Landtage. 
Raſtedt, den 21. Juli 1868. 


Mir Wicolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holſtein, Stormarn, der Dithmarſchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von Jever und Kniphauſen ıc. ıc. 


verkünden mit Zuftimmung des Landtags ald Gefeg für 
dad Großherzogthum was folgt: 
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Abſchnitt J. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


Artikel J. 


Die Wahl der Abgeordneten wird durch Wahlmänner 
vermittelt. 


Artikel 2. 


Zur Wahl der Wahlmänner bildet jede politifche Ge⸗ 
meinde einen Wahlbezirk, zur Wahl der Abgeordneten iſt 
dad Großherzogthum in Wahlkreiſe Art. 5) eingetheilt. 


Artikel 3, 


$. 1. Die ftimmberechtigten Wähler eines Wahlbezirfs 
(Urwähler) wählen auf je 500 Einwohner einen Wahlmann 
und fämmtlidye Wahlmänner eines Wahlfreifed auf je 10,000 
Einwohner einen Abgeordneten. 

Jedoch follen im FürftentHum Luͤbeck wenigftend 3 Abge— 
orbnete gewählt werben. 

$. 2. Die der Wahl vorhergehende Bolfszählung fol 
hiebei maßgebend fein. 

$. 3. Beträgt ber Ueberſchuß der Bevölferung mehr 
als die Hälfte obiger Verhältnißzahlen, jo wird dafür noch 
ein Wahlmann, bezw. ein Abgeorbneter gewählt. 

$. 4. Ein Wahlbezirf, welcher weniger ald 500 Ein- 
wohner enthält, hat einen Wahlmann zu wählen. Gemeinden 
im Fürftenthum Birkenfeld, deren Bevölferung weniger als 
250 Einwohner beträgt, werden von der Regierung unter fich 
oder mit andern Wahlbezirfen vereinigt. 


Artikel 4. 


8. 1. Jeder ift nur in dem Bezirke, worin er wohnt, 
als Urmwähler ftimmberechtigt und ald Wahlmann wählbar, 
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$. 2. Als Wohnort der ftimmberechtigten bei der Fahne 
ftehenden Militairperfonen, mit Ausnahme der Gensdarmen, 
gilt deren Standort (ftändige Friedendgarnifon). 

$. 3. Als Wohnort der Gensdarmen gilt der Wahlbe- 
zirf, in welchem fie zur Zeit der Wahl ftationirt find. 

$. 4. Die Abgeordneten Fönnen aus dem ganzen Groß» 
herzogthum gewählt werben. 


Artifel 5. 


Für die Wahl der Abgeordneten find folgende Wahlkreiſe 

gebildet: 

Wahlkreis 1. Die Stadtgemeinde Oldenburg und das 
Amt Oldenburg mit Ausschluß der Ge 
meinde satten; 

er 2. Die Aemter Berne, Delmenhorft und 
MWildeshaufen und die Gemeinde Hatten; 
. Die Aemter Elöfleth, Brake, Dvelgönne, 
Stollhamm und Zandwührden ; 
r 4. Die Stadtgemeinde Barel und die Aemter 
Varel und Wefterftede; 
Pr 5. Die Stadtgemeinde Jever und dad Amt 
Jever; 
Pr 6. Die Aemter Bechta, Steinfeld und Damme; 
fr 7. Die Aemter Cloppenburg, Löningen und 
Sriefoythe; 
ar 8. Das Fürftenthum Lübed; 
er 9. Das Fürftenthum Birkenfeld. 


Artikel 6. 


$. 1. Stimmberedhtigt ald Urwähler wählbar zum Wahl« 
mann fowie zum Abgeordneten (Art. 115 des St.-G.:©.) ift 
jeder jelbftftändige Staatsbürger, der das 25. Jahr vollendet 
hat, jofern er nicht durch die Beftimmungen des Art. 7 aus— 


geichloflen ift. 


— 
—⸗ 
2,9 


713 


$. 2. Als felbftfländig ift derjenige nicht anzufehen: 

a. der unter @uratel fteht; 

b. der innerhalb des legten Jahres vor der Wahl Unter: 
ftügung aus öffentlichen Armenmitteln erhalten bat; 


c. der ohne einen eigenen Herd bei Anderen in Koft 
und Lohn fteht. 


Artifel 7. 
Ausgefchloffen ift derjenige: 

a. dem die Fähigfeit dazu auf Grund des Gefeped ge: 
rihtlich abgeſprochen ift, 

b. der wegen eined nach ber Bolfsanficht entehrenden 
Verbrechens oder Vergehens rechtöfräftig verurtheilt ift, 
bis zum Ablauf des fünften Jahres nad) überftande- 
ner Strafe, 

c. gegen den bie Verhaftung verfügt ift, während ber 
Dauer der Haft. 


Artikel 8. 
Das Stimmredht der Militairperfonen, mit Ausnahme 
desjenigen der Nichtcombattanten, ruht, fo lange viefelben bei 
ber Fahne find. 


Artikel 9. 

Die mit der Leitung der Wahl Beauftragten bürfen 
weder durch Empfehlung oder Vorſchläge, noch auf fonftige, 
die Freiheit der Abſtimmenden befchränfende Weiſe in das 
Innere der Wahlen fi) einmifchen. 


Artifel 10. 
$. 1. Die Wahlftimmen dürfen nicht unter Bedingungen 
gegeben und fein Abgeorbneter darf an Inftructionen gebunden 
werben, noch biefelben annehmen. 
$. 2. Wahlftimmen unter Bedingungen oder Inſtruc— 
tionen abgegeben, find ungültig. 
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Artifel 11. 


$. 1. Niemand foll verfuchen, durdy Geſchenke oder Ber: 
iprechung eines perlönlichen Vortheild oder durch Drohungen 
auf die Wahl zum Wahlmann oder zum Abgeordneten ein- 
zuwirfen. 


$. 2. Eine dadurch bewirkte Wahl ift ungültig. 
Artifel 12. 


Die Wahlen gefchehen durch Abgebung von Stimm: 
zetteln. 


Artikel 13. 

Dei den Wahlverhandlungen ift eine Bevollmädhtigung 

zur Stimmgebung oder eine Stellvertretung unftatthaft. 
Artifel 14. 

In den Wahlverfammlungen dürfen andere ald auf bie 
Wahl bezüglicye Gegenftände nicht zur Verhandlung gebracht 
werben. 

Artikel 15. 

Die Wahl zum Wahlmanne wie zum Abgeordneten fann 
Jeder ablehnen. 

Artifel 16. 


Etwa vorgefommene Unrichtigfeiten und Berfehen machen 
eine Wahlhandlung nicht ungültig, wenn fie auf das Ergeb: 
niß derfelben ohne Einfluß gewefen find. 


Abfchnitt II. 
Bon den Urwahlen. 
Artikel 17. 


$. 1. In jedem Wahlbezirfe hat der mit ber Leitung der 
Wahl Beauftragte (Art. 18) eine Lifte der Wähler aufzuftellen, 
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fpäteftend 14 Tage vor dem Termin der Wahlverfammlung 
(Art. 19) auf drei Tage zu Jedermanns Einficht auszulegen, 
auch daß und wo dies gefchehen, zeitig vorher in ortsuͤblicher 
Weife befannt zu machen. 

$. 2. Einfprachen gegen die Lifte find innerhalb jener 
3 Tage bei dem mit ber Leitung der Wahl Beauftragten 
anzubringen, welcher biefelben zeitig vor der Wahl zu erles 
digen hat. 


Urtifel 18. 

Den Vorfig in der Wahlverfammlung führt der Ge— 
meindevorfteher, in den Städten der Gtabtdirector bezw. 
Bürgermeifter, im Fürftenthum Birfenfeld der Schöffe und 
in. denjenigen Wahlbezirfen, welche aus zufammengelegten 
Gemeinden beftehen, nad der Beftimmung der Regierung 
einer der Schöffen des Wahlbezirke. 


Artifel 19. 

Die nad) vorftehendem Artifel mit der Leitung ber Wahl 
Beauftragten haben Zeit und Drt der Wahlverfammlung, 
fowie die Zahl der zu wählenden Wahlmänner auf ortsüb— 
liche Weife mindeftend 8 Tage vor dein Termine zur öffent: 
lihen Kunde zu bringen. 


Artikel 20. 

$. 1. Der BVorfigende hat einen oder mehrere beeidigte 
Protocollführer zuzuziehen, oder unter feiner Unterfchrift und 
Berantwortlichfeit die Protocollführung einem oder mehreren 
Mitgliedern der Verfammlung zu übertragen. 

$. 2. ft weder das Eine noch das Andere den Um: 
ftänden nad) thunlich, fo Hat der Vorfigende died im Protos 
coll zu bemerken und dann felbft dad Protocol zu führen. 


Artikel 21. 
$. 1. Bei Eröffnung der Berfammlung und vor dem 
Beginne der Wahlhandlung hat der Borfigende die Anweſen— 
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ben zu veranlaffen, aus ihrer Mitte zwei oder mehrere Ber: 
fonen zu bezeichnen, welche ihm während der ganzen Wahls 
handlung ald Urfundsperfonen und Beiftände zur Seite ftehen. 

$. 2. Dieje haben insbefondere die Richtigfeit des Pro: 
tocolls durch ihre Unterfchrift mit zu befunden und zugleich 
mit dem Vorfigenden alle Zweifel zu entfcheiden, welche hin- 
fichtlich der Stimmberechtigung eines Einzelnen oder fonit bei 
der Wahlhandlung vorfommen möchten. 

$. 3. Bei diefer nach Mehrheit der Stimmen abyegebe- 
nen Entſcheidung, wobei im Falle einer Stimmengleichheit 
ber Vorſitzende den Ausfchlag giebt, behält es für die Wahl 
handlung fein Bewenden, wodurd indeflen eine Erörterung 
und andere Entſcheidung berfelben Frage in der Wahlmänner: 
verfammlung (Art. 37) oder im Landtage (Staatögrundgefep 
Art. 124) nicht audgefchloffen wird. 


Artifel 22, 


$. 1. Nachdem die Verfammlung eröffnet ift, haben bie 
Stimmberechtigten die beſchriebenen Stimmzettel einzeln ab» 
zugeben. 

$. 2. Die Stimmzettel werden in dem vor dem Vor: 
figenden und dem PBrotocolfführer ftehenden Gefäße geſammelt. 


Artifel 23, 


Sobald das Ziehen der gefammelten Stimmzettel bes 
gonnen hat, ift fein Stimmzettel mehr anzunehmen. 


Artikel 24. 


Der Borfigende bezw. die Beiftände haben die Stimm: 
zettel einzeln herauszunehmen und die Namen ber Gewählten 
laut zu verlefen. 


Artikel 25. 


8. 1. Iſt ein Name unleftrlid geichrieben, oder läßt er 
zweifelhaft, welcher PBerfon die Stimme hat gegeben werben 
follen, fo wird er nicht berüdfichtigt. 
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$. 2. Finden ſich auf einem Stimmzettel mehr Namen 
als erforderlih, fo werden die legten ald nicht gefchrieben 
angefehen. 


Artifel 26, 


8. 1. Die Namen der Perſonen, welche Stimmen er- 
halten haben, find zu verzeichnen. 

$. 2. Diefe Abftiimmungslifte ift in dad Protocol mit 
aufzunehmen oder demſelben anzulegen. 


Artifel 27. 
$. 1. Diejenigen Berfonen, welche die meiften Stimmen 
erhalten haben, find gewählt und werden im ‘Protocol be- 
ſonders aufgeführt. 
$. 2. Bei Gleichheit der Stimmen entfcheidet das Loos. 
Sind die Gewählten in ber Berfammlung nicht anweſend, fo 
muß für fie geloft werben, 


Artifel 28. 
$. 1. Der Borfigende verfündet das Ergebniß der Wahl, 
worauf die Stimmzettel vernichtet werden. 
$. 2. Das über die Wahlhandlung aufgenommene ‘Pros 
tocol wird nach geichehener Borlefung gefchloffen und von 
dem Borfigenden, den Urfundsperfonen und dem ‘Protocol 
führer unterzeichnet. 


Artikel 29. 


Lehnt ein Wahlmann die Wahl ab, oder verliert er bie 
Bedingungen ber Wählbarfeit (Art. 4, 6, 7), oder ftirbt er, 
fo tritt derjenige ald Wahlmann ein, welcher nach dem fonft 
Berufenen die meiften Stimmen hat. 


Artikel 30, 


Innerhalb 3 Tagen nach beendigter Wahl hat der Vor- 
figende dem Wahlmanne eine Befcheinigung dahin auszuftellen : 
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a EEE a Me Ts 
„d. 3. abgehaltenen Wahlverfammlung ald Wahl- 
„mann des Wahlbezirks .. . . gewählt.“ 


Artikel 31. 


Sodann hat der Vorſitzende dem zur Leitung der Wahl 
der Abgeordneten ernannten Commiſſar (Art. 33) längſtens 
innerhalb 8 Tagen nad der Wahl, das Ergebniß bderjelben 
anzuzeigen und die Wahlprotocolle in ber Urichrift mit ein: 
zufenden. 


Artikel 32. 


$. 1. Die Wahlmänner werden für die Zeit von einem 
ordentlichen Zandtage zum andern gewählt. 

$. 2. Im Falle einer Auflöfung des Landtags muß eine 
neue Wahl vorgenommen werden. 

$. 3. Im Falle des $. 2, fowie wenn ein Wahlmann 
wegen Mangeld eined nach Art. 29 Berufenen während der 
Wahlperiode ded ordentlichen Landtags neu zu wählen ift, 
wird bie für die legte Wahl zum ordentlichen Landtage auf 
geftelfte Wählerlifte der neuen Urwahl zum Grunde gelegt. 
Es find jedoch diejenigen, welche inzwifchen ftimmberechtigt 
geworden, auf ihren Antrag in der Lifte nachzutragen. 


Abfchnitt ILL. 
Bon der Wahl der Abgeordneten. 
Artifel 33. 


Zur Leitung der Wahl der Abgeorbneten wird die ‘Bros 
vinzialregierung für jeden Wahlfreis einen Wahlcommiffar 
ernennen. R 


Artikel 34. 


$. 1. Der Eommiffar ftellt aus den eingereichten Wahl—⸗ 
protocollen (Art. 31) das Verzeichniß der Wahlmänner auf 
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und ladet legtere zur Abgeordneten Wahl ein, unter Angabe 
der Zeit und ded Orts, wo die Berfammlung ftattfindet. 


$. 2. Die Einladung gefchieht durch die amtlichen öffent: 
lichen Blätter und zugleich fchriftlih an jeden einzelnen Wahls 
mann durch Vermittelung des Amts, bezw. des Magiftrats, 
im FürftenthHum Birfenfeld des Bürgermeiſters. 


$. 3. Die Befcheinigungen der gefchehenen Ladung find 
unverzüglich an ben Wahlcommiffar einzufenden. 


$. 4. Kann bei unterbrochener Verbindung bie Ladung 
ber Wahlmänner der Infel Wangerooge nicht bewirkt werden, 
fo hat die Unterlaffung der Ladung bderfelben auf die Gültigs 
feit der Wahl feinen Einfluß. 


Artifel 35. 


$. 1. Die Wahl der Abgeorbneten gefchieht je in einem 
ber drei Theile ded Großherzogthums an Einem Tage. 

$. 2. Die Provinzialregierungen haben den Wahltag 
feftzujegen, wenn dies nicht bereit8 in dem Wahlausfchreiben 
geſchehen ift. 


Artifel 36. 


$. 1. Der Wahlcommiffar hat einen oder mehrere Pro: 
toeollführer zuzuziehen. 

$. 2. Zur Wahlhandlung haben nur die dazu Berufes 
nen Zutritt. 


Artikel 37. 


Nah Eröffnung der Verfammlung bat diefelbe zunächft 
über die etwa beanftandete Gültigfeit der Erwählung des 
einen oder anderen Wahlmannes Beihluß zu faflen, und 
fodann mit Ausichließung des Wahlmannes, deffen Wahl für 
ungültig erklärt ift, unmittelbar zu ihrem Wahlgefchäft fort: 
zufchreiten. 
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Artifel 38. 


$. 1. Zur Ermittelung des Ergebniffes der Abftimmung 
hat die Berfammlung auf Borjchlag des Wahlcommiffars 
zwei ober mehrere ihrer Mitglieder auszuwählen, welche dem 
Commiſſar ald Beiftände zur Seite ftehen. 
- 82. Die Beiftänte haben indbefondere die abgegebenen 
Stimmzettel vor deren Eröffnung laut zu zäblen und bie 
Uebereinftimmung ihrer Zahl mit der Anzahl der anweſenden 
Wahlmänner feftzuftellen, auch während der Wahlhandlung 
fi) ergebende Zweifel mit dem Borfigenden nach Stimmen: 
mehrheit zu enticheiden. 


Artifel 39. 


Durh die Beichlüfe ter Wahlmännerverfammlung 
(Art. 37) oder bed Vorfigenden und der Beiftände beffelben 
(Art. 38, $. 2) ift das Recht bed Landtags, über die Legi— 
timation der Abgeordneten fchlüffig zu entjcheiden, in Feiner 
Weiſe audgefchloffen oder beichränft. 


Artikel 40. 


Bei der Abgabe, Eröffnung und Verzeichnung der Stimm: 
zettel fommen die Art. 22 bis 26 zur Anwendung. 


Artifel 41. 


$. 1. Zur Wahl eines Abgeordneten wird bie Ueber- 
einftimmung der Mehrheit der anweſenden Wahlmänner er- 
fordert. 

$. 2. Ergiebt ficy bei der erften und auch bei ber zwei— 
ten Wahl feine foldye Mehrheit, jo ift diefelbe in der Art zu 
wiederholen, daß nur die in der vorhergehenden Abftimmung 
Benannten, unter Ausfcheidung desjenigen, weldyer die wenig- 
ften Stimmen erhalten hat, ferner wählbar bleiben. 

$. 3. Erhalten mehrere gleihmäßig die geringfte Stim— 
menzahl, fo beftimmt das 2008, wer von ihnen ausfcheidet. 
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$. 4. Died Verfahren ift fo oft zu wiederholen, bid bie 
erftgedachte Mehrheit erreicht ift. 

$. 5. Bertheilen fi) alle Stimmen gleichmäßig auf zwei 
Perſonen, fo entfcheidet unter diefen ebenfalld das 8008. 

F. 6. Wenn mehr PBerfonen, ald zu wählen find, bie 
nach $. 1 erforderliche Mehrheit der Stimmen erhalten, fo 
entfcheidet unter ihnen die größere Stimmenzahl und bei 
Stimmengleichheit dad 2008. 


Artifel 42. 


Nachdem die Wahl beendigt und das Ergebniß derſel— 
ben verfündigt ift, find die Stimmzettel zu vernichten, worauf 
das Wahlprotocoll vorzulefen und von dem Borfigenden, ben 
Beiftänden und dem PBrotocollführer zu unterjchreiben ift. 


Artikel 43. 


Der Wahlcommiffar hat die gewählten Perfonen von ber 
auf fie gefallenen Wahl zu benachrichtigen, audy deren Er— 
Härung über die Annahme oder Ablehnung der Wahl ent: 
gegen zu nehmen. 


Artikel 44. 


Sämmtliche Berhandlungen über die Wahl fowohl der 
Wahlmänner ald der Abgeordneten werden vom Wahlcoms» 
miffar an die Regierung ber Provinz und von diefer mit Be- 
merfungen der Thatfachen, welche der Gültigkeit der Wahl 
gefeglich entgegenftehen fönnten, dem Staatsminifterium ein- 
gefandt, zur weiteren Mittheilung an den Landtag. 


Borübergehbende Beitimmung 
Artikel 45, 


Diefed Wahlgefep tritt in Kraft, jobald mit Ablauf der 
gegenwärtigen Wahlperiode (St⸗G.G. Art. 145), oder in 
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Folge einer Auflöfung (St.-©.:©. Art. 150) eine Neuwahl 
des ganzen Landtags nöthig wird. 


Urfundlich Unferer eigenhändigen Namens - Unterjchrift 
und beigedrudten Großherzoglichen Infiegels. 


Gegeben auf dem Schloffe zu Raftedt, den 21. Juli 1868. 
(L. S.) Peter. 


von Berg. 


Römer. 





NM 125. 


Geſetz für das Herzogthum Oldenburg, betreffend die Befreiung der Offi- 
ciere und Militairbeamten von DOfficiersrang von Staats: und 
Gemeinde⸗Laſten. 


Raſtedt, ven 24. Juli 1868. 





Wir icolaus Ftiedrid Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holftein, Stormarn, der Dithmarfchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von ever und Kniphaufen ıc. xc. 

verfünden mit Zuftimmung bed Landtags ald Beleg für 
dad Herzogthum Didenburg, was folgt: 

Der Art. 18 Alinea 2 der unterm 15. Juli 1867 wegen 
Ausführung der Beftimmungen des Abjchnittd XI. der Ver: 
faflung des Norbdeutfchen Bundes mit dem Königreich Preu— 
Ben abgeſchloſſenen Militair-Eonvention findet vom 1. Mai d. J. 
an auch auf die früher Oldenburgifchen in den SPreußifchen 
Dienft übergetretenen im Herzogthum Oldenburg garnifo= 
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nirenden Dfficiere und Militairbeamten von Dfficierdrang 
Anwendung. | 


Urfundlich Unſerer eigenhändigen Namens » Unterfchrift 
und beigedrudten Großherzoglichen Inſiegels. 


Gegeben auf dem Schloffe zu Raftedt, den 24. Juli 1868. 


(L. S.) Better. 
von Berg. 


Holginger. 


— — — — “ 
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Gefeßblatt 


für das 


Serzogtbum Oldenburg. 





XX. Band. (Ausgegeben den 7. Auguft 1868.) 77. Stück. 





ubalt: 

N? 1%. Geſetz für das Herzogthum Oldenburg vom 27. Juli 1868, 
betreffend Abänderung des Geſetzes vom 3. April 1855, be: 
treffend die Ginrihtung des Unterrichts: und Erziehungsweſens 
im Herzogthum Oldenburg. 

A? 127. Geſetz für das Herzogthum Oldenburg vom 31. Juli 1868, 
betreffend Abänderung des Militair-Strafgeſetzbuchs vom 7. 
September 1861 rüdfichtlich der Beftrafung der Landdragoner 
(Gensdarmen). 

AS 138. Geſetz für das Herzogtum Oldenburg vom 31. Juli 1868, 
betreffend Erhebung eines Zufchlags zur Ginfommenfteuer. 





N. 126. 


Geſetz für das Herzogthum Oldenburg, betreffend Abänderung des Ge: 
feßes vom 3. April 1855, betreffend die Ginrichtung tes Unter: 
richts- und Erziehungsweiens im Herzogehum Oldenburg. 

Raftedt, ven 27. Juli 1868. 


Wir Vicolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norivegen, Herzog 
von Schleswig, Holftein, Stormarn, der Dithmarjchen 
und Oldenburg, Fürft von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von Fever und Kniphaufen ꝛc. ꝛc. 
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verfünden mit Zuftimmung des Landtags ald Gefeg für 
dad Herzogthum Oldenburg, die nadyftehenden Abänterungen 
bed Gefeges vom 3. April 1855, betreffend die Einrichtung 
ded Unterrichtd- und Erziehungsweiens im Herzogthum Ol: 
denburg. 


Artifel 24 8. 1 Abfag 2 erhält folgenden Zufag: 

fie (die Nebenlehrer) zerfallen in Nebenlehrer erſter und 
zweiter Claſſe. 

An die Stelle des Artifeld 37 8. 1 3. 2 tritt folgende 
Beftimmung : 

2. für die Nebenlehter: 

A. für die Nebenlehrer erfter Claſſe auf 200 4; in 
den Städten und den zur Marſch zu rechnenden 
Schulachten, fowie in den von dem Oberichuls 
colleglum zu beftimmenden größeren Ortfchaften 
und ber Mari benachbarten Schulachten auf 
250 5; 

B. für die Nebenlehrer zweiter Claffe, 

a. wenn dieſelben definitiv angeftelt find, auf 
125 49, 

b. wenn biefelben nur proviforifch angeftellt find, 
auf 115 9. 

Im Artikel 37 8. 2 hinter den Worten: „für die 
Nebenlehrer” wird eingefchaltet „zweiter Claſſe.“ 

Artifel 26 erhält folgenden Zufag: 

$. 3. Nach Anhörung des betreffenden Schulvorftandes 
und Schulachtsausſchuſſes beftimmt das Oberfchulcollegium 
nach feinem Ermefjen, welche Nebenlehrerftelle zu einer Neben 
lehrerftelle erfter Elafje erhoben werden fol. 

Artikel 41 8. 2 erhält folgenden Zufag: 

Die Summe, welcher der Hauptlehrer für Koft, Wäfche, 
Teuerung, Licht und Aufwartung eines im Schulhaufe woh- 
nenden Nebenlehrers zweiter Claſſe, oder Affiftenz- oder Hülfe- 
lehrers jährlich erhalten muß, wird für die Geeft auf 70 8, 
für die Städte und die zur Marſch zu rechnenden Schul: 
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achten, fowie für die von dem Oberfchulcollegium zu beftim- 
menden größeren Ortfchaften und die der Marſch benachbarten 
Schulachten auf 90 feſtgeſetzt. 

Der Mehrbetrag, welcher über die biöher von den Ne— 
benlehrern, den Affiftenze und Hülfslehrern bezahlte Summe 
hinausgeht, ift auf die Schulcaffe zu übernehmen. 

Dem Artifel 52 wird folgender Zuſatz als erfter Sap 
hinzugefügt: 

Beträgt die Zahl der jchulpflichtigen Kinder einer Schul: 
acht zeitweilig mehr ald 100, jo fann nach dem Ermeflen 
bed Oberjchulcollegiumg, wenn der betreffende Schulvorftand 
und Schuladhtsausfhuß gehört worden find, eine zweite 
Claſſe unter einem Hülfslehrer oder einer Lehrerin proviſoriſch 
eingerichtet werben. 


Urfundlich Unferer eigenhändigen Namens s Unterfchrift 
und beigedrudten Großherzoglichen Inftegels. 

Gegeben auf dem Schloffe zu Raftedt, den 27. Juli 
1868. 


(L. S.) Peter. 
v. Röffing. 


Römer. 
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4 127. 


Geſetz für das Herzogthum Oldenburg, betreffend Abänderung des Mili— 
tair= Strafgefegbuhs vom 7. September 1861 rüdfichtlidy der 
Beitrafung der Landdragoner (Gensdarmen). 


Raſtedt, den 31. Juli 1868. 


Wir Nicolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleöwig, Holftein, Stormarn, der Dithmarjchen 
und Oldenburg, Fürft von Lübeck und Birfenfeld, Herr 
von ever und Kniphaufen ꝛc. ıc. 

verfünden mit Zuftimmung des Landtags ald Geſetz für 
dad Herzogthum Oldenburg, was folgt: 

Das Militairftrafgefegbudy vom 7. September 1861 wird 
rüdfichtlicdy der Beftrafung der Landdragoner (jegt Gensdar— 


men — NRegierungs:Befanntmahung vom 5. November 
1867 —) in den folgenden Punkten abgeändert: 
Artikel J. 


Die Strafbefugniß des Commandeurs des Truppencorps 
(Art. 132 Ziff. 4) über die Landdragoner (Art. Ib., 10 !;,) 
geht auf die Regierung über. 


Artifel 2. 
Die Todeöftrafe ift ald Strafe militairifcher Geſetz-Ueber— 
tretungen der Zanddragoner abgeſchafft. An die Stelle der 
Zodeöftrafe tritt lebenslängliche Zuchthausſtrafe. 


Artilel 3. 
$. 1. Die im 3. Theile des Militair-Strafgeſetzbuchs 
enthaltenen Beftimmungen find, infoweit fie fid) auf die Un- 
terfuchung und Entfcheidung hinſichtlich der militairifchen 
Berbrechen der Landdragoner beziehen, aufgehoben. 


— — — 
* * >“ vr 
; 4 — 7— 
eh 
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$. 2. Eine Beftrafung der Landdragoner wegen mili- 
tairifcher Verbrechen fann nur nad vorgängigem Berfahren 
in Gemäßheit der Etrafproceßordnung für das Herzogthum 
Didenburg vom 2. November 1857 eintreten und gehört 

a. bie Unterfuhung zur Zuftändigfeit ver Obergerichte ; 

b. die Hauptverhandlung und Entjcheidung 

1. wenn bie ftrafbare Handlung mit Zucdhthaudftrafe 
bedroht ift, vor das Schwurgericht; 
2. in allen anderen Fällen vor die Strafgerichte. 


Artikel 4. 


Wird ein Beichuldigter freigefprochen,, jo kann dad Ge— 
richt die Sache zur disciplinarifchen Verfügung an den Bor: 
gejegten zurücdweifen. Iſt Letzteres nicht gefchehen, fo kann 
wegen ber den Gegenftand der Anklage bildenden Thatſachen 
gegen den Beichuldigten disciplinarifch nicht weiter verfahren 
werben. 

Urkundlich Unſerer eigenhändigen Namens » Unterjchrift 
und beigedrudten Großherzoglichen Initegels. 

Gegeben auf tem Schloſſe zu Raftedt, den 31. Zuli 
1868. 

(L.S) - Peter. 


v. Röffing. 


Römer. 
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M 128. 


Geſetz für das Herzogthum Oldenburg, betreffend Erhebung eines Zu: 
ſchlages zur Einfommenfteuer. 
- Maftedt, den 31. Juli 1868. 





Wir Hicolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holftein, Stormarn, der Dithmarjchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von Jever und Kniphaufen ꝛc. ıc. 

verfünden mit Zuftimmung des Landtags als Gejeg für 
das Herzogthum Oldenburg was folgt: 

Das Staatsminifterium wird ermächtigt, neben dem durch 


das Finanzgefeg zur Hebung beftimmten Betrage der Eins 


1. Mai 1868 


fommenfteuer (Geſetz vom 6. April 1864 für „55, Apei Soo ein 
1. Mai 1869 


Viertel und für zu g.rir 1870 


erheben zu laffen. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Namens - Unterfchrift 
und beigedrudten Großherzoglichen Inftegels. 

Gegeben auf dem Schloffe zu Raſtedt, den 31. Juli 1868. 


(L. S.) Meter, 
3edeliuß. 


die Hälfte des Jahred-Betrages 


MWiepfen. 
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Gefeßblatt 


für das 


Serzogtbum Oldenburg. 





XX. Band. (Ausgegeben den 12. Auguft 1868.) 78. Std, 








Inhalt: 

N? 129. Geſetz für das Herzogthum Oldenburg vom 31. Juli 1868, 
betreffend die Stempelfteuer von Spielfarten. 

A 130. Bekanntmachung des Staatsminifteriums vom 31. Juli 1868, 
betreffend die Stempelfteuer von Spielkarten. 

N? 131. Bekanntmachung des Staatsminifteriums vom 5. Auguft 1868, 
betreffend die Ertheilung ber juriftiichen Perfönlichkeit an die 
Geſellſchaft „Memento mori* (Todtenlade) zu Dvelgönne. 

M 132. Geſetz für das Herzogthum Oldenburg vom 3. Auguft 1868, 
betreffend neue Beſtimmungen zu dem Geſetze vom 29. Auguft 
1857 wegen Einrichtung der Aemter im Herzogthum Oldenburg. 





MR. 129, 


Geſetz für das Herzogthum Oldenburg, betreffend die Stempelfteuer von 
Spielkarten. 


Maftedt, den 34. Juli 1868. 


Wir Nicolans Sriedric Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norivegen, Herzog 
von Schleswig, Holftein, Stormarn, der Dithmarfchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von Jever und Kniphaufen ꝛc. ꝛc. 
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verfünden mit Zuftimmung des Landtags ald Geſetz für 
dad Herzogthum Oldenburg was folgt: 
Artifell. 
Die von Spielfarten zu entrichtende Stempelfteuer be— 
trägt: 

a, 8 Sgr. für das Spiel Tarodfarten und Branzöfifche 
Karten-von mehr ald 32 Blättern; 

b. 3 Sgr. für dad Spiel Franzöftifche Karten von 32 oder 
weniger Blättern (PBiquetfarten), Deutiche Karten und 
Traplierfarten, 

und wird zur Landescaſſe erhoben. 


Artifel 2. 

Gegen Entrichtung der im Art. 1 beftimmten Steuer 
erfolgt die Stempelung der franzöfifchen, deutſchen und Tarod- 
farten auf dem Coeur-Aß, der Traplierfarten auf dem Denas 
rie-Aß. Der Kartenſtempel entbält unter dem Hoheitszeichen 
die Angabe des Steuerbetrags, fowie dad Zeichen ber Steuer: 
behörde, bei welcher die Stempelung verrichtet ift. 


Artikel 3. 

Ale in das Herzogthum zum Berbleibe dafelbft einges 
hende Spielfarten unterliegen derſelben Stempelfteuer, wie 
die im Herzogthum verfertigten; die vom Zollvereind = Aus- 
(ande eingeführten Spielfarten außerdem der tarifmäßigen 
Eingangs» Abgabe. Die legtere bleibt jedoch für die zum 
Verbrauche im Freihafen Brafe beftimmten und: unmittelbar 
nach erfolgter Stempelung dahin gebrachten Spielfarten un— 
erhoben. 

Artikel 4. | 

Wer Spielfarten in dad Herzogthum einbringt, oder 
ungeitempelte Spielfarten dafelbft empfängt, ift verpflichtet, 
biefelben nady Gattung und Menge mit der Angabe, ob fie 
zum -Berbleiben im Herzogthum oder zur Durchfuhr durch 
dafjelbe beftimmt find, beim Eingange bezw. Empfange der 
Steuerbehörde anzumelden und nad) deren Anweiſung bie 
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zum Berbleiben im Herzogthum beftimmten Spielfarten zur 
Stempelung gegen Entrihtung der gefeglichen Stempelfteuer 
vorzulegen. 


Die näheren Anordnungen in Betreff der Anmeldung 
und VBorlegung ber Karten zur Stempelung werben von dem 
Gtaatd-Minifterium, Departement der Finanzen, erlaffen. 


Artikel 5. 


Die Fabrifation von Spielfarten darf nur mit befonde- 
rer Erlaubniß des Staats-Minifteriums, Departement ber 
Finanzen, und in. den von demſelben genehmigten 
Räumen betrieben werden. 


Die Genehmigung zu einer neuen Spielfartenfabrk wird 
nur in dem Falle ertheilt, wenn 


1. diefelbe in einem Drte, wofelbft fich eine zur Wahr: 
nehmung der fteuerlichen Aufficht geeignete Steuerbe- 
hörde befindet, angelegt werden und bie zu einem fabrifs 
mäßigen Betriebe, fowie zu einer angemeffenen Aufſicht 
und Kontrole erforderliche Einrichtung erhalten ſoll; 

2. eine auf 1000 bis 2500 4 zu beſtimmende und nach 

ertheilter Conceſſion ſofort zu beſtellende Caution an⸗ 
geboten wird. 
Die Fabrikanlage muß ſpaͤteſtens binnen drei Jahren, 
von dem Zeitpuncte der Genehmigung angerechnet, vollendet 
werden, widrigenfalls die letztere ihre Gültigfeit verliert. 


Artifel 6. 


Die Vorſchriften im Art. 5 finden auf den Fortbetrieb 
der bereitö beftehenden Kartenfabrifen in den. bisher be— 
nugten Räumen feine Anwendung. Die Fabrifinhaber 
find jedoch verpflichtet, eine Zeichnung und Befchreibung ber 
Fabrikräume der Steuerbehörde einzureichen und nad) deren 
Vorfchrift die zur Aufbewahrung der Karten erforderlichen 
Räume einzurichten. „Auch find erft bie Befignachfolger der 
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gegenwärtigen Inhaber der Fabrifen bei Verluſt des KFabri- 
fationsrechtes, zu einer Bautiondftellung von 1000—2500 „8 
(Art. 5 zu 2) verpflichtet. 


Artikel 7. 


Sämmtlidhe Kartenfabrifanten ftehen unter fleuerlicher 
Kontrole und unterliegen den fteuerlichen Revifionen. 


Artikel 8. 


Was hinfichtlich der Babrifeinrichtung, ber Fabrikation, 
Stempelung, Aufbewahrung und Verfendung von Spielkarten, 
fowie der bei der Steuerbehörde zu machenden Meldungen 
und bed Einzelverfaufs der Spielfarten von ben Inhabern 
der Spielkarten» Fabrifen zu beobachten ift, wird durch ein 
von dem Staatd-Minifterium, Departement ber Finanzen, zu 
erlafiendes Regulativ vorgefchrieben. 


Artikel 9. 


Für die Abführung der Steuer Fönnen angemeflene 
Sriften gegen Sicherheitöftellung bewilligt werben. | 

Steuererlaß ober Erſatz kann nur von dem Gtaatd- 
Minifterium, Departement der Finanzen, und zwar für ins 
ländifche Karten nur in dem Falle gewährt werden, wenn ges 
ftempelte Kartenfpiele bei der Berpadung oder Aufbewahrung 
in den dazu beftimmten Babrifräumen durch einen unver- 
fhuldeten Zufall zum Gebrauche untauglidy geworden find 
und daß Ereigniß binnen 24 Stunden unter Einlieferung ber 
verborbenen uneröffneten Kartenfpiele, fofern dieſelben burch 
den Zufall nicht ganz verloren gegangen, der Steuerbehörbe 
angezeigt wird. 


Artifel 10. 


Der Detailhandel mit Spielfarten, weldye nad) den Be— 
fimmungen im Art. 1 und 2 geftempelt find, unterliegt un: 
beſchadet der im Art. 8 bezüglich der Spielfarten-Fabrifanten 
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getroffenen Beftimmung nur ben allgemeinen gewerbepolizeis 
lihen Borfchriften; eine befondere Genehmigung ift dazu 
nicht erforderlich. 

Artifel 11. 

Die Spielkarten Stempel-Bureaus, Kartenfabris 
fanten und RKartenhänbler haben alle an dem Tage, an 
welchem biefes Geſetz in Kraft tritt, in ihrem Borrath bes 
findlichen Spielfarten mit der Anzeige, ob dieſelben ungeftems 
pelt oder nah ben bisher gültigen Borfchriften geftempelt 
find, der Steuerbehörbe binnen drei Tagen ſchriftlich an- 
zumelden und entweder unter fteuerlichen Mitverfchluß fegen 
zu laffen oder zur Stempelung (Art. 2 und 13) vorzulegen. 

Wer ber vorftehenden Vorfchrift zumider die Anzeige un— 
terläßt, oder nicht gehörig bewirkt, oder unter Steuerverfchluß 
befindliche Karten aus demfelben ohne vorgängige fchriftliche 
Anmeldung bei der Stenerbehörbe entfernt, hat dieſelbe Strafe 
verwirft, welche im Art. 20 feſtgeſetzt ift. 


‚Artifel 12, 


Der Gebrauch von Spielkarten, welche nach den biöheri> 
gen Vorſchriften geftempelt find, ift noch bi8 zum Ablaufe 
d. J. erlaubt, nad) dieſer Zeit aber nur dann geftattet, wenn 
bie Karten in Gemäßheit des Artifeld 13 anderweit geſtem⸗ 
pelt find. 

Artifel 13. 


Die Stempelung derjenigen Karten, von welchen bie 
Stempelfteuer nad) Maßgabe der bisher gültigen Vorfchriften 
entrichtet ift (Art. 11 und 12) erfolgt gegen Erlegung bes 
zur Erfüllung des im Art. 1 vorgeichriebenen Steuerbetrages 
erforderlichen zufäßlichen Steuerbetrages. 


Artikel 14. 


Karten, welche nicht mit dem nach biefem Geſetze erfor- 
berlichen Stempel verfehen find, werden, wo fie ſich vorfinden, 
confiscirt. 
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Wer ungeftempelte Karten feilhält, veräußert, vertheilt, 
in Gewahrfam hat, oder damit fpielt, verfällt für jedes Spiel 
in eine Strafe von 10 45. Gaſtwirthe, Kaffeeſchänker und 
andere PBerfonen, welche Gäfte halten, haben diefelbe Strafe 
verwirkt, wenn in ihren Wohnungen oder Xocalen mit unge— 
ftempelten Karten gefpielt worden ift und fie nicht nachweifen 
fönnen, daß died ohne ihr Wiſſen gefchehen fei. 


Artikel 15. 


Die Nichterfüllung einer der nach Art. 4 dem Einbrin» 
ger bezw. Empfänger vom Auslande eingehender Spielkarten 
obliegenden Verpflichtungen wird mit der im Art. 14 beftimm- 
ten Strafe geahndet. Kann jedoch der Angefchuldigte voll 
ftändig nachweifen, daß er die Stempelfteuer nicht habe hin— 
terziehen fönnen oder wollen, fo findet nur eine Ordnungs— 
ftrafe von 1—10 4 ftatt. 


Artifel 16. 


Wenn eine Perſon, welche den Handel mit Spielkarten 
betreibt, ungeftempelte Karten feilhält, veräußert, oder in 
Gewahrfam hat, oder die dem Ginbringer, bezw. Empfänger 
vom Auslande eingehender Karten nad Art. 4 obliegenden 
Verpflichtungen nicht erfüllt, fo fol gegen diefelbe die nad) 
Art. 14 oder 15 verwirfte Strafe in feinem Falle auf einen 
geringeren Betrag ald 100 Geldbuße feftgefeßt werben, 
foweit nicht nach Art. 15 eine bloße EN einzu⸗ 
treten hat. 


Artikel 17. 


Was in den Art. 14 und 16 dieſes Geſetzes wegen un— 
geftempelter Karten feftgefeßt ift, findet auch hinſichtlich ber 
nah den bisher gültigen Vorfchriften geftempelten Karten 
Anwendung, wenn die erforderliche anderweite Stempelung 
berfelben nicht ftattgefunden hat. 


737 


Artikel 18. 


Mer ohne vorgängige Genehmigung des Staatd- Mini: 
fteriumsd, Departement der Finanzen, Spielfarten verfertigt 
(Art. 5), oder nach erhaltener Erlaubniß vor erfolgter Anzeige 
bei der Steuerbehörde mit der. Fabrifation beginnt, verfällt 
neben Gonfisfation der Geräthe, Materialien und bereits 
verfertigten oder in der Anfertigung begriffenen Spielkarten 
in eine Geldſtrafe von 500 „F. Für jedes Spiel, das über 
50 bereitö verfertigt ift, wird. bie Geldſtrafe um 10 45 
verfchärft. 


Artikel 19. 


Wird die Fabrikation von Karten in andern als ben 
dazu angefagten Räumen vorgenommen, fo tritt diefelbe Gelb: 
ftrafe (Art. 18) nebft Confidtation der in den unangefagten 
Räumen befindlichen Geräthe, Materialien und gefertigten, 
ober in ber Anfertigung begriffenen Karten ein. 


Artifel 20, 


Werden gegen bie Vorfchriften ded von dem Staats: 
Minifterium, Departement der Firanzen, nad Art. 8 zu er 
laffenden Regulativs die in einer Fabrif gefertigten Karten 
den rewidirenden Steuerbeamten nicht volftändig angegeben 
und vorgelegt, oder ungeftempelte Karten ohne Mitwirfung 
der Steuerbehörbe verjendet oder aus dem Mitverfchluß ber 
Steuerbehörde unbefugt entfernt, jo zieht dies Verfahren bie 
Gonfisfation der nicht angegebenen, oder verfendeten, ober 
aus dem Steuerverfchluß entfernten Karten und die im Art. 18 


feſtgeſebte Geldſtrafe nach ſich. 
Artikel 21. 
Mer wegen eines biefer Vergehen (Art. 18 bis 20 incl.) 
ſchon einmal beftraft worden ift, und ſich beflelben oder eines 


anderen in ben Art. 18 bis 20 gedachten Vergehens aber: 
mals ſchuldig macht, ift nicht nur mit den vorbeftimmten 
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Strafen zu belegen, ſondern auch bed Rechtes, bie Karten⸗ 
fabrifation ferner zu betreiben, für verluftig zu erflären, ohne 
baß e8 einer vorgängigen Belehrung über dieſe Folge ber 
Wiederholung ded Vergehend bedarf. 


Artifel 22, 


Die Entfernung überzähliger Karten aud ber Fabrif, 
ober der Ausfchußblätter, bevor legtere nach WVorfchrift des 
Regulativs (Art. 8) unbrauchbar gemacht worden find, ift, 
fofern nicht nach dem Vorftehenden eine höhere Strafe ein» 
tritt, mit einer Geldbuße von 10-50 zu belegen. 


Artikel 23. 


Zuwiderhandlungen gegen die nad) Art. 4 und 8 von 
dem Staatd-Minifterium, Departement ber Finanzen, zu 
erlaffenden Borfchriften, worauf Feine befondere Strafe in 
biefem Gefege angeordnet ift, ziehen eine Ordnungsſtrafe von 


1—10 4 nach ſich. 
Artikel 24. 


Den Geldſtrafen iſt fuͤr den Fall, daß der Verpflichtete 
dieſelben zu entrichten unvermögend fein ſollte, eine verhält 
nißmäßige nach ben biesfälligen Beftimmungen ber allgemeis 
nen Strafgefege zu bemeffende Freiheitäftrafe zu fubftituiren. 


Artikel 25. 


Die auf Grund biefed Gefeged eingezogenen Gelbftrafen 
fliegen in bie Zoll- und Steuer-Strafcaffe. 


Artikel 26. 


Hinfichtlich des Strafverfahrens wegen ber Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen dieſes Geſetz und binfichtlich der fubfidiarifchen 
BVertretungsverbindlichkeit dritter Berfonen kommen biefelben 
Vorfchriften zur Anwendung, nad) welchen fid) dad Berfah- 


ten und bie Haftung britter PBerfonen wegen Zollvergehen 
beftimmt. 
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Artifel 27. 


In Betreff der Hausjuchungen und ber Verpflichtung zur 
Hülfsleiftung, fowie in Betreff der Beftehung von Steuer: 
beamten und der Wiberfeglichfeit gegen biefelben, find bie 
hierüber in den $$. 18, 19, 36 und 37 ber Verordnung vom 
11. Juni 1867, wegen Befteuerung bed Braumalzes, enthals 
tenen Beftimmungen anzuwenden. 


Artikel 28. 


Das Staats-Minifterium , Departement ber Finanzen, 
beftimmt den Zeitpunft, mit welchem biefed Gele in Kraft 
tritt. Bon demfelben Zeitpunfte ab werden die Borfchriften, 
welche über die Stempelabgabe von Spielkarten beftehen, 
aufgehoben, und die in ben Spielfarten » Stempel» Bureaus 
bisher zur Stempelung der Spielfarten benugten Stempel 
eingezogen. 

Das Staats-Minifterium, Departement ber Finanzen, 
ift mit der Ausführung biefes Geſetzes beauftragt. 

. Urkundlidy Unjerer eigenhändigen Namens s Unterfchrift 
und beigebrudten Großherzoglichen Inſiegels. 


Gegeben auf dem Schloffe zu Raftebt, den 31. Juli 1868. 
(L. S.) Peter, 
Zebelius. 


Pr 


Römer. 
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JR. 130. 


Bekanntmachung des Staatsminifteriums, betreffend bie Stempelfteuer 
von Spielfarten. 


Dldenburg, den 31. Juli 1868. 





In Ausführung des Art. 28 des Gefeged für dad Her: 
zogthum Oldenburg vom heutigen Tage, betreffend tie Stem- 
pelfteuer von Spielfarten, wird hierdurch beftimmt, daß dieſes 
Gefeg mit dem 1. October d. 3. in Kraft tritt. 

Zugleich hat dad Staatsminifterium das in Ausführung 
der Art. 4 und 8 bed Geſetzes erlaffene Regulativ wegen 
Einfuhr, Fabrifation, Stempelung und Verfendung von Spiel: 
farten, fowie über den Verkehr mit denfelben, in der Anlage 
zur öffentlichen Kunde zu bringen. 


Dldenburg, den 31. Juli 1868. 


Stantöminifterium. 
Departement der Finanzen. 
Zedelius. 


| Römer, 
% 
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Regulativ 
wegen Einfuhr, Fabrikation, Stempelung und Verſen— 
dung von Spielfarten, ſowie über ven Verkehr mit 
benfelben. 


I. Behandlung eingehender Spielkarten. 


1. Wer Spielfarten aus dem Auslande einbringt, ift in 
allen Fällen verpflichtet, diefelben beim Eingange ald Spiels 
farten anzumelden. Das Erbieten, den höchften Eingangs» 
zoll zu entrichten ($. 9 der Zollorbdnung) oder die Bereit: 
willigfeit, fi) fofort der Revifton zu unterwerfen ($. 11 ber 
Zollordnung), begründet in Betreff der Stempelpflichtigfeit 
der Spielfarten feine Befreiung von ber Verpflichtung zur 
Anmeldung der eingeführten Spielfarten. 

2. Zur Stempelung ber zum Verbleibe im Inlande be: 
ftimmten Spielfarten gegen Erlegung ber gefeglichen Stempel: 
fteuer find nur die Hauptzolämter und das Haupt-Steueramt 
Oldenburg ermächtigt. Infofern fi) dad Bedürfniß heraus: 
ftellen follte, anderen Steuerftellen ausnahmsweife die gleiche 
Befugniß beizulegen, ift hierzu die Genehmigung des Staate- 
minifteriums, Departement ber Finanzen, erforderlich. 

3. Wird die Berichtigung der Stempelfteuer nicht bei ber 
Abfertigung an der Grenze bewirft, fo ift die Sicherftellung 
bed auf den eingehenden Spielkarten haftenden Steueranfpruch® 
in gleicher Weife wie diejenige des Zollanfpruch® zu leiften. 
Hierbei wird, wenn nicht die Anzahl und Gattung ber ein: 
geführten Kartenfpiele feftgeftellt ift, der Stempelfteueranfprudy 
auf den Betrag von 2 a9 für jedes Zollpfund des Brutto- 
gewichtd angenommen. 
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Dem die Berpflihtungserflärungen enthaltenden Vordrucke 
auf den Formularen zu den Begleitfcheinen, Ladungsverzeich— 
niffen u. f. w. ift, wenn ſich unter ben abiufertigenden Gegenftäns 
ben Spielfarten befinden, ein ergänzender Vermerk des Inhaltes 
hinzuzufügen, daß die übernommene Verpflichtung auch auf bie 
Stempelfteuer von Spielfarten nad) dem geſetzlichen und 
— in Ermangelung ver Feftitellung deſſelben — nady dem 
Steuerfage von 244 für das Pfund des Bruttogewichts 
ausgebehnt fei. 

Sind Spielfarten an ber Grenze mit anderen Gegen 
ftänden zufammen abgefertigt, fo hat dad Empfangsamt vor 
Ertheilung ber Erledigungsbeicheinigung forgfältig zu prüfen, 
ob in Betreff der Stempelfteuer von Spielfarten bejondere 
Gründe die einftweilige Fortdauer der eingegangenen Sicher⸗ 
heitöverpflichtungen oder die Verfolgung der daraus erwachſenen 
Anfprüche nothwendig machen. Eintretenden Falles ift darüber 
dad Erforderliche in die Befcheinigung aufzunehmen oder dem 
Grenzamte die weiter nöthige Mittheilung zu machen. Liegen 
Gründe ber bezeichneten Art nicht vor, fo bedarf es ber Er— 
wähnung bes Stempelfteuer sAnfpruches in der Erledigungs— 
beſcheinigung nicht. 


4. Im Mebrigen ift binfichtlich der Abfertigung von 
Spielfarten, deren Stempelung nicht bei dem Grenzzollamte 
verlangt wird, lediglich nad) den Vorfchriften wegen ber zolls 
amtlichen Behandlung eingangszolfpflichtiger Gegenftände zu 
verfahren. Insbeſondere fol die weitere Abfertigung auf ein 
zur DBornahme der Stempelung befugted Amt nicht bean— 
ftandet werden, wenn aud nur dad Gewicht und nicht 
auch die Gattung und Anzahl der eingehenden Karten ans 
gemelbet ift. 


Die Abgabe ber vollftändigen Anmeldung, welche bie 
Anzahl der zum Berbleibe im Inlande beftimmten Karten: 
fpiele und bie Gattung derfelben nach den im Art. 1 des 
Geſetzes feftgefegten Steuerfägen enthalten muß, und von 
dem Anmeldenden unterfchrieben und in zwei Eremplaren ein- 
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zureichen ift, muß alddann an dem Beftimmungsorte beige: 
bracht werden und fann von dem Empfänger der Spielfarten 
verlangt werden, unbefchabet ber gefeglichen Berantwortlichkeit 
des Einbringers für diefelbe. Die Steuerbehörde hat nöthigen 
Falles den Empfänger zur Einreichung der vollfländigen An- 
meldung binnen einer nach ben örtlichen Berhältniffen zu bes 
ftimmenden furzen Frift aufzufordern. Das eine Eremplar 
der Anmeldung wird ald Regifterbelag zurüdbehalten, das 
andere Eremplar dem Anmeldenden mit der Duittung über 
Entrichtung der Stempelfteuer ausgehändigt. 


5. Bor erfolgter Stempelung dürfen die eingehenden 
Spielfarten, wenngleich der auf bdenfelben haftende Zoll: 
anſpruch vollftändig erledigt fein follte, unter feinen Umftän- 
ben in freien Verkehr gejegt oder nach Abnahme des amt: 
lichen Verſchluſſes außer Auffiht und Gontrole gelaflen 
werben. | 

6. Bei Borlegung der Karten zur Stempelung müffen 
biefelben jo gepadt fein, daß das zur Stempelurg beftimmte 
Blatt — bei Franzöfiihen, Deutichen und Taroffarten das 
Coeur⸗Aß, bei Trapliersfarten dad Denarie- AB — oben aufs 
liegt. Außerdem muß jeded Spiel mit einem Umſchlage ver: 
ſehen jein, deſſen Form zwar im Uebrigen dem Steuerpflidys 
tigen überlaffen bleibt, ber jebocy die Angabe der Kartens 
gattung enthalten und fo eingerichtet fein muß, daß das 
Kartenfpiel vollftändig zufammen gehalten wird, und bie vor: 
Ihriftsmäßige Stempelung des oben aufliegenden Blattes 
ohne Löfung des Umfchlaged bewirkt werden kann. 


Entfpriht die Packung der Karten und ber Umfchlag 
berfelben nicht ben vorftehend bezeichneten Erfordernifien, fo 
ift die Stempelung bis zur Befeitigung der obwaltenden 
Mängel zu verfagen. Diefe Befeitigung liegt dem Steuer: 
pflichtigen ob und darf nur unter forgfältiger amtlicher Auf- 
fiht in dem von ber Steuerbehörde nach den örtlichen Ver— 
hältniffen dazu anzumweifenden Raume vorgenommen werden. 

7. In Betreff der Spielkarten, welche aus dem freien 
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Verkehre eined Zollvereindftaates zum Berbleibe im Inlande 
oder zum Durchgange eingehen, fommt die Uebergangsſchein— 
Controlle zur Anwendung. 


Außer den allgemein zur Erledigung von Uebergangd- 
icheinen bereits ermächtigten Abfertigungsftellen wird bier- 
durch auch den Haupt-Zollämtern die Befugniß zur Erledigung 
von Uebergangsfcheinen auf Spielkarten beigelegt. 


Falld die aus anderen Zoll-Bereinsftaaten auf das Her- 
zogthum abgefertigten Spielfarten dem Grledigungsamte 
nicht vorichriftsmäßig geftellt werden, ift behuf Einziehung 
der Stempelfteuer, fofern nicht die fpecielle Revifion auf Grund 
vollftändiger Deklaration beim Ausfertigungsamte ftattgefuns 
den hat, der Gteuerfag von 2 4 für dad Zollpfund des 
Bruttogewichts in Anwendung zu bringen. 

8. In allen übrigen Beziehungen — namentlich wegen 
der Abfertigung zum Durchgange oder zum Ausgange, zur 
Niederlage, wegen ber weiteren Verfügungen des Empfän- 
gerd u. ſ. mw. — bewendet es bei dem über die Behandlung 
der Zoll- beziehungsweife übergangsfteuerpflichtigen Gegen 
ftände beftehenden Beftimmungen mit der unter Nr. 3 ges 
dachten Mobiftcation in Anfehung des ficher zu ftellenden 
Steueranſpruchs. 

9. Kinderſpielkarten und zum Gebrauche als Oblaten 
eingerichtete Karten unterliegen der Stempelſteuer nicht, wenn 
die Blätter derſelben in ber Höhe nicht mehr als einen und 
einen Drittel Zoll (16 Linien Preußiſches Maag) und zu— 
gleich in der Breite nicht mehr ald einen Zoll meffen. 

10. Der Erlaß ober die Erftattung der Stempelfteuer 
von eingeführten Spielkarten bedarf in allen Fällen, auch 
wenn in Betreff des Erlaffed oder der Erftattung der Eins 
gangsabgabe feine Bedenken obwalten, der Genehmigung des 
Staatd-Minifteriumd, Departement der Finanzen. 
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II. Fabrikation inländifcher Spielfarten, deren Stempe- 
lung und der Verkehr mit denfelben, 


1. Bon den Babrifinhabern ift, foweit es nicht ſchon 
geichehen, der Steuerbehörde eine Befchreibung und Zeichnung 
der Fabrifräume einzureichen, welche die ganze Anlage und 
alle einzelnen Gebäude, — wenn auch nicht alle Räume ber» 
felben zur Kartenfabrifation beftimmt find — umfaffen muß. 
Die Räume, worin die Fabrifation betrieben wird, müffen, 
foweit möglich, unter Angabe des fpeciellen Fabrifationstheiles, 
für welchen jeder einzelne Raum beftimmt fein foll, befonbers 
bemerft werden. Die Zeichnung und Beichreibung ift boppelt 
einzureichen und ein Exemplar, mit dem Viſa der Steuerbe: 
hörde verjehen, dem Fabrifanten zurüdzugeben. 


2. Eine Veränderung, Verlegung und Erweiterung ber 
beflarirten Fabrif-Einrihtung darf fowohl bei den bereits 
beftehenden, als auch bei den neu anzulegenden Spiels 
fartenfabrifen nur nach vorgängiger Genehmigung des Finanz» 
Minifteriumsd vorgenommen werden. Bei Befigveränderungen 
muß der Befignachfolger der Steuerbehörde fpäteftend binnen 
4 Wochen von dem ftattgefundenen a Ans 
zeige machen. 


3. In den Fabrifen darf auch für den auswärtigen Ders 
fehr gearbeitet werben. Form, Güte und Fabrifpreis ber 
Spielfarten hängen von dem Gutbefinden jedes Fabrifanten 
ab. Die Muffirung der Rüdfeite muß jedoch bei Franzoͤſiſchen 
Karten zu 32 Blättern von denen zu mehr ald 32 Blättern 
leicht erkennbar verjchieden fein. Auch find, die Fabrifanten 
gehalten, von jeder Sorte Spielfarten, weldye fie zu ver- 
fertigen beabfichtigen, ein Mufterfpiel bei der Steuerbehörde 
niederzulegen und einem DBlatte jeded Spieled ein Fabrik— 
zeichen zu geben, weldyes der Steuerbehörde vorher anzuzeigen 
und von berjelben zu genehmigen ift. 


4. Fertige ungeftempelte Spielkarten dürfen nur. in: einem 
der Steuerbehörbe angezeigten, gegen Entwendung geficherten 
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Behältniß niedergelegt werben, welches von dem Babrifanten 
forgfältig unter Verſchluß zu halten ift. 

5. Die zum inländifchen Abfage beftimmten Kartenfpiele 
gelangen behufs der Stempeläng an die Steuerbehörbe mit 
einer in zwei Eremplaren einzureichenden Anmeldung, weldye 
die Anzahl und Gattung ber abzuftempelnden Karten ents 
halten muß. 

6. Die zur Berfendung in dad Ausland beftimmten 
Karten find der Steuerbehörde anzumelden, werben unter 


Aufficht derfelben verpadt und auf Uebergangsfcheine, be— 


ziehungsweife Begleitfcheine abgefertigt. Sollen inlänbifche 
Karten aus einem Theile bed Inlandes in ben andern durch 
dad Ausland verfendet werden, fo ift das bei dergleichen 
MWaaren-Berfendungen überhaupt vorgefchriebene Verfahren zu 
beobachten. | 

7. Ueber die verfertigten Karten ift der Babrifant ges 
halten, nad) Worfchrift der Steuerbehörde Buch zu führen 
und folches zur Einficht der Steuerbeamten in der Fabrik 
offen zu legen. Für die Richtigkeit der Buchung und für bie 


jeberzeitige Mebereinftimmung des Beftandes an fertigen Spiels 


farten Nr. 4 ift der Fabrifant verantwortlich. Jeder Fabrifant 
muß 2 Bücher führen, wovon das eine auf der linfen Seite 
ben gefammten Zugang an Spielfarten und auf der rechten 
Seite den Abgang durch Stempelung oder Berfendung in 
das Ausland nachweiſen muß. Die Anfchreibungen hinficht- 
li) der Karten, welche in dem unter Nr. 4 erwähnten Be- 
hältniffe niedergelegt werden, find fofort nad) der Aufnahme, 
beziehungsweife Entfernung, der Karten zu bewirken. Sind 
Karten unmittelbar nach deren Sertigftellung zur Stempelung 
oder Berfendung in das Ausland gelangt, ohne zuvor in das 
unter Nr. 4 erwähnte Behältniß aufgenommen zu fein, fo 
muß dies in dem Buche verzeichnet fein. 

Dad zweite Bud) ift zum fpeciellen Ausmweife über 
bie geftempelten Karten beftimmt, und muß auf ber linfen 
Seite den Zugang an geftempelten Spielfarten und auf ber 
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rechten Seite den Abgang durdy Berfauf und Berfendung 
nachweifen. Bei allen Eintragungen muß dad Datum, wann 
der Zugang und Abgang gefchehen, bemerft und bei dem 
BVerfauf und ber Verſendung ber geftempelten Spielfarten 
müffen Namen und Wohnort ded Käufers resp. Empfängers 
genau angegeben werben. 

8. Jedes Kartenfpiel ift mit einem Umfchlage zu vers 
fehen. Die Form bdiefer Umfchläge bleibt zwar der Wahl 
des Fabrifanten überlaffen; viefelben müſſen jedoch die Karten- 
gattung angeben und fo eingerichtet fein, daß fie das Karten- 
ſpiel volftändig zufammenhalten und die Stempelung des— 
felben ohne Löfung des Umſchlags geftatten. 

9, Die bei der Fabrikation vorkommenden überzähligen 
und Ausfchußblätter müſſen gefammelt, unter Verſchluß ges 
bracht und die Ausfchußblätter in der von ber Steuerbehörbe 
zu beflimmenden Zeit unter Aufficht ber Fontrolirenden Be— 
amten unbrauchbar gemacht werden, wobei es genügt, wenn 
die Blätter in der Mitte eingefchnitten werben. 

10. Spielfarten im Einzelnen, d. h. unter Einem Dugend 
Spiele derfelben Gattung, zu verkaufen, ift den Spielfartens 
fabrifanten zwar geftattet. Wollen diefelben aber einen ſolchen 
Einzelverfauf von Spielfarten betreiben, fo darf dies nur in 
einem befonberen, von ben Babrifräumen vollftändig getrennten 
Lokale gefchehen, welches der Steuerbehörde vorher anzumelden 
ift und falls daffelbe in demſelben Gebäude ſich be- 
findet, in welchem bie Fabrikation von Spielfarten betrieben 
wird, der vorgängigen Genehmigung der Steuerbehörde be: 
darf. Außerdem find die Fabrifanten verpflichtet, jede Menge 
von Karten, welche zum Einzelverfauf beftimmt wird, che 
biefelbe in das betreffende Local übergeführt wird, in bem 
zum Ausweiſe über die geftempelten Karten dienenden Buche 
(Nr. 7) abzufchreiben, und in einem über den Einzelverkauf 
zu führenden Buche einzutragen, auch in leßterem mindeſtens 
tägli Gattung und Anzahl der abgefegten Spiele anzu: 
jhreiben, Der Art. 7 des Gefeges findet auch auf den Einzel 
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verfauf der Fabrifanten und die dazu beſtimmten Locale Ans 
wendung. 





J%. 131, 


Bekanntmachung bes Staatsminifteriums, betreffend die Ertheilung ber 
juriftifchen Perfönlichfeit an bie Gefellihaft „Memento mori* 
(Todtenlade) zu Ovelgönne, 


Oldenburg, ven 5. Auguft 1868. 


Das Staatsminifterium bringt hiedurdy zur öffentlichen 
Kunde, daß Seine Königliche Hoheit der Großherzog geruht 
haben, der Gefellfchaft „Memento mori“* (Todtenlade) zu 
Dvelgönne auf Grund der Art. 1, 2, Abf. 1 und Art. 22 


der vorgelegten Statuten die Rechte einer juriftifchen Perſon 
zu ertheilen. 


Dldenburg, den 5. Auguft 1868. 


Staatsminifterium, 


Departement der Juſtiz, ber Schul- und geiſtlichen 
Angelegenheiten. 


In Vertretung: 
Zedelius. 


Römer. 


749 
M 132. 


Gefeg für das Herzogthum Oldenburg, betreffend Neue Bellimmungen zu 
dem Gefege vom 29. Auguft 1857 wegen Einrichtung der Nemter 
im Herzogthum Oldenburg. 
Oldenburg, ben 3. Auguft 1868. 


Wir Micolans Friedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holſtein, Stormarn, der Dithmarſchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von Jever und Kniphauſen ꝛc. ꝛc. 

verkuͤnden mit Zuſtimmung des Landtags als Geſetz für das 
Herzogthum Oldenburg folgende Neue Beſtimmungen zu dem 
Geſetze vom 29. Auguſt 1857 wegen Einrichtung der Aemter 
im Herzogthum Oldenburg: 


Artikel J. 


$. 1. Wo der Umfang der Geſchaͤfte es erfordert, kann 
ausnahmsweiſe auch Aushülfe gegeben werden durch unwider⸗ 
rufliche Anſtellung (Art. 8 8. 1 des Civil⸗Staatsdienergeſetzes) 
eines Beamten, welcher befugt iſt, die Geſchäfte jeder Art 
fowohl des Berwaltungsbeamten als des richterlichen Beamten 
wahrzunehmen, ohne Beichränfung auf die gegenfeitige Ver: 
tretung ber Beamten in Berhinderungsfällen nad Art. 14 
$. 1 des Aemtergeſetzes und ohne Rüdfiht auf die Vertheis 
lung der Gefchäfte nach Art. 9 ibid. 

$. 2. Die näheren Beftimmungen über die Zutheilung 
ber Geſchaͤfte an den zur Aushülfe nach $. 1 angeftellten 
Beamten erfolgen durch das Staatöminifterium. 


Artikel 2. 


$. 1. Das Amtsgericht kann, auch abgelehen von dem 
Falle des Art. 3 ded Aemtergefepes, infofern von dem Ber: 
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waltungsamte getrennt werden, als der Sig beider in ver: 
Ichiedene Drte ded Amtöbezirfd gelegt werden fann. Im 
Falle einer folhen Trennung finden die Beftimmungen bes 
Art. 1 feine Anwendung. 

$. 2. Die im Falle einer folchen Trennung ($. D) er: 
forberlichen näheren Beftimmungen über die Behandlung der 
gemeinschaftlihen Gefchäfte erläßt das Staatdminifterium. 


Urkundlich Unferer eigenhändigen Namens» Unterichrift 
und beigedrudten Großherzoglichen Inſiegels. 


Gegeben auf dem Scloffe zu Oldenburg, ben 3. Auguft 


1868, 
Im Auftrage des Großherzoge: 
Das Staatöminifterium. 
(L. S.) v. Röffing Zedelius. 


Römer. 
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Gefehblatt 


für das 


Serzogtbum Oldenburg. 


— A — 


xx. Band. (Ausgegeben den 14. Auguſt 1868.) 79. Stuͤck. 





Inhalt: 
N? 133. Geſetz für das Herzogthum Oldenburg vom 8. Auguſt 1868, 
betreffend die Binführung von Jagdfarten. 
„ 134. Belanntmahung der Cammer vom 10. Auguft 1868, betreffend 
Anwendung der Forftordnung vom 28. September 1840 auf 
die Hölzungen des Baumanns Johann Böhlje zu Linswege. 





MM. 133. 


Geſetz für das Herzogthum Oldenburg, betreffend die Ginführung von 
Jagdkarten. 
Oldenburg, den 8. Auguſt 1868. 


Wir Vicolaus Ftiedtich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holſtein, Stormarn, der Dithmarſchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von Jever und Kniphauſen ıc. ıc. 
verfünden mit Zuftimmung des Landtags ald Gefeg für 
das Herzogthum Oldenburg, was folgt: 
Artifell. 


$. 1. Niemand darf, ohne eine von dem Amte (in den 
Städten I. Elafje von dem Stadtmagiftrate) feines Wohn- 
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ortd auf feine Perfon audgeftellte und nur für diefe gültige 
Jagdkarte bei fich zu führen, die Jagd auf fremdem Boden 
ausüben. Ausgenommen hiervon find die Mitglieder des 
Großherzoglichen Haufes. 

$. 2. Für eine nicht im Herzogthum Oldenburg woh— 
nende Perſon fann nur auf Antrag eines in demſelben Woh— 
nenden eine Jagdfarte von dem Amte (Stadtmagiftrate) des 
Wohnortd des Letztern ausgeftellt werden. Diefer haftet in 
Folge feines Antrags für die Gebühr der Jagdkarte und bie 
in Folge der Ausübung der Jagd gegen jene erfannten Geld» 
ftrafen und Entfhädigungen fowie für die Unterfuchungsfoften. 

$. 3. Die Orundftüde, an welchen dem Befiger ein 
dingliches Nutzungsrecht zufteht, werden dem Beſitzer gegen- 
über nicht als fremde Grundftüde angefehen. 

$. 4. Der Inhaber einer Jagdkarte ift berechtigt, in 
Begleitung ded Grundbefigerd auf deſſen Grund und Boden, 
des Pächterd einer Jagd oder eines Jägers, dem die Mits 
nahme eines Begleiters fehriftlich vom Grundeigenthümer- ge: 
ftattet ift, in deſſen Jagdrevier die Jagd auszuüben, ohne 
dazu einer weiteren Legitimation zu bebürfen. 


Artifel 2, 


Die Iagdfarten werden für die Zeit eined Jahres vom 
1. September angerechnet audgeftellt und gelten für dad ganze 
Herzogthum, 
Artifel 3, 


Für die Ausftellung einer Jagdkarte ift eine Gebühr von 
3 Thalern an die Staatscafje zu entrichten. Die im Staats— 
und Großberzoglichen Hofdienft angeftellten Forſt- und Jagd» 
bedienten erhalten die Jagdkarte unentgeltlich, jo weit es ſich 
um die Ausübung der Jagd in ihren Schußbezirfen oder im 
Hofdienft handelt. In den Jagdkarten, welche unentgeltlidy 
ausgeftellt find, muß dies, und für welchen Schugbezirf be: 
ziehungsweife, daß fie nur für den Hofbdienft gelten, angegeben 
werden, 
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Artikel 4. 


g. 1. Die Ausftellung einer Jagdkarte ift zu ver 
weigern: a 


LP 


Minderjährigen, fofern nicht von ihren Wätern ober 
Bormündern, bei Forftlehrlingen und Gehülfen vom 
Diftrietsförfter, darum nachgeſucht wird; 


. Dienftboten, Xehrlingen und Geſellen, jofern nicht bie 


Erlaubniß der Dienftherren oder Meifter beigebracht 
wird; —— | 


den unter Euratel Geftellten; 


. "Denjenigen, welche aus öffentlichen Armenmitteln Unter 


ftügung erhalten; 


Denjenigen, welche wegen Forſt⸗ oder Jagdfrevel wieder: 
holt beftraft find, jedoch nur während der auf das 


letzte Straferfenntniß folgenden fünf Jahre; 
| Denjenigen, welche unter PBolizeiaufficht ftehen oder 


welche in Folge gerichtlichen Erkenntniſſes das Recht, 
Waffen zu tragen, verloren haben. 


$. 2. Das Amt (der Stadtmagiftrat) hat bie bereits 
ausgeftellte. Jagdkarte wieder einzuziehen, wenn nad) ber 
Ausftellung in der Perſon des Inhabers einer ber im 8. 1 
angeführten Berweigerungsgründe eintritt oder befannt wird, 
Die bereits gezahlte Gebühr wird in biefem Falle nicht ers 
ftattet. - Ä | 


Artikel 5. 


Beftraft wird: 


b. 


wer feine Jagdfarte bei Ausübung der Jagd auf 
fremdem Boden nicht bei ſich führt, mit einer Geld» 
firafe bi zu 5 Thalern; 

wer, ohne eine Jagdkarte gelöft zu haben, auf frem- 
dem Boden jagt, mit einer Geldftrafe von 10 bis zu 
30 Thalern; 
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c. wer ſich einer fremden Jagdkarte bedient, um ſich zu 
legitimiren, mit einer Gelbftrafe von 20 bis zu 
50 Thalern. 
Urkundlich Unferer eigenhändigen Namens » Unterfchrift 
und beigedrudten Großherzoglichen Inſtegels. 
Gegeben auf dem Scloffe zu Oldenburg, den 8. Au- 
guft 1868. 
Im Auftrage des: Großherzogs: 
Das Staatsminifterium. 
(L.S) von Röffing. Zebelius. 


\ Römer, 





2 134. 
Bekanntmachung der Gammer, betreffend Anwendung der Forftorbnung 
vom 28. September 1840 auf bie Hölzungen des Baumanns Jo: 
hann Böhlfe zu Linswege. 
Didenburg, den 10. Auguf 1868. 


Es wirb hiedurch befannt gemacht, daß bie in den $$. 
21—46 der Forftardnung vom 28. September 1840 ertheilten 
BVorfchriften binfichtlih der unter, ben Nummern 4, 6, 8, 9, 
21—26, 32 und 33 der Beilage I. dieſer Forſtordnung ber 
zeichneten verbotenen Handlungen, unter den im $. 74 folcher 
Forftorbnung enthaltenen näheren Beftimmungen für anwenk- 
bar erklärt find 

auf die in der Bauerfchaft Linswege belegenen Höls 
zungen ded Baumannd Johann Böhlje zu Linswege 
und daß die Beauffichtigung folder Hölzungen dem Anbauer 
Diedrich Hinrichs zu Eggelogerfelde übertragen ift. 
Didenburg, 1868 Auguft 10. 


Sammer. 
Sanfen. 


Harbers. 
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Gefegblatt 


für dag 


Serzogtbum Didenburg. 





XX. Band. (Uusgegeben den 16. Auguft 1868.) BO. Stuͤck. 


Inhalt: 
N? 135. Geſetz für das Herzogthum Dldenburg vom 12. Auguft 1868, 
betreffend die Ausgabe von Papiergeld. 





JR. 135. 


Geſetz für das Herzogthum Oldenburg, betreffend die Ausgabe von 
Papiergeld. . 
Oldenburg, den 12. Auguft 1868. 


Mir Hicolans Ftiedtich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norivegen, Herzog 
von Schleswig, Holftein, Stormarn, der Dithmarfchen 
und Oldenburg, Fürft von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von Jever und Kniphaufen ꝛc. ıc. 

verkünden mit Zuftimmung bes Landtags ald Geſetz für 
bas Herzogthum Oldenburg, was folgt: 

Artikel J. 


$. 1. Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, für das 
Herzogthum Oldenburg Papiergeld bis zum Gefammtbetrage 
von zwei Millionen Thalern anfertigen zu laffen und in Um: 
lauf zu fegen. 
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$. 2. Das einzelne Stüd foll einen Nennwerth von 
mindeftend fünf Thalern haben. 


Artifel 2, 


$. 1. Es foll mit dem Beginne ded Umlaufs (Art. 1 
$. 1) in der Stadt Didenburg eine Stelle errichtet werben, 
welche dad Papiergeld nad) feinem Nennwerthe gegen Silber 
auf Verlangen einzulöfen hat. Das Herzogthum haftet für 
bie Einlöfung. 

$. 2. Dieje Stelle wird einen Bapiergeld-Realifationds 
fonds haben, der für den Gejammtbetrag ded in Umlauf bes 
findlichen Papiergeldes ftetS die volle Dedung enthält. Die 
Dedung foll wenigftend zu einem Drittel in baarem Gelbe, 
der Reſt in Wechfeln oder leicht realifirbaren Effecten und 
zwar höchftend zu einem Drittel des Ganzen in Effecten be: 
ftehen. 

Artifel 3. 


$. 1, Die Staatscaffen haben das Papiergeld nach fei- 
nem Nennwerthe auf Gourantforderungen in Zahlung anzu= 
nehmen. 

$. 2. Außer den Staatscafien ($. 1) ift Niemand zur 
Annahme des Papiergeldes verpflichtet. 


Artikel 4. 


$. 1. Dad Papiergeld ift einer Bindication oder Amor: 
tifation nicht unterworfen. 

$. 2. Wegen verlornen ober gaͤnzlich vertilgten Papier⸗ 
geldes findet ein Erſatz nicht Statt. 

$. 3. Das Gefeg von 1. Mai 1865, betreffend das 
Verfahren, um Papiere auf den Inhaber außer Cours unb 
wieder in Cours zu fegen, findet auf dad Papiergeld nicht 
Anwendung. | | 

Artikel 5. 


Unädht befundenes Papiergeld ift bei ber Production von 
der Einlöfungsftelle Art. 2 8. 1) oder von der Staatdcafle, 
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welcher ed in Zahlung angeboten wird (Art. 3 $. 1) mit 
einem bie Unächtheit bezeichnenden Stempel zu verfehen. 


Artikel 6. 

Mit der Ausführung dieſes Geſetzes ift das Staatd- 
minifterium, Departement der Finanzen, beauftragt. Daffelbe 
wird indbefondere wegen bed Betragd ber einzelnen Stüde 
(Art. 1 8. 2) der äußeren Form und ber Kennzeichen bes 
Papiergeldes das Erforderliche beftimmen und zur öffentlichen 
Kunde bringen. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Namens - Unterfchrift 
und beigedrudten Großherzoglichen Inſiegels. 

Gegeben auf dem Schloffe zu Oldenburg, den 12. Au: 
guft 1868. 

Im Auftrage des Großherzogs: 
Das Staatsminifterium. 
(L. S.) v. Röffing Zedelius. 


Römer. 
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Gefehblati 


für dag 


Berzogtbum Oldenburg. 





XX. Band. (Ausgegeben den 21. Auguft 1868.) 81. Stuck. 





Znbalt: 

N? 136. Bekanntmachung des Staatsminifteriums vom 12. Auguft 1868, 
betreffend den gefeglihen Schuß der Waarenbezeichnungen für 
die Angehörigen des Königreichs Baiern, des Großherzogthums 
Baden und des Großherzogthums Heflen (füdlih vom Main). 

N? 137. Bekanntmachung des Staatsminifteriums vom 18. Auguft 1868, 
betreffend den Zollanfchluß der Großherzogthümer Medlenburg- 
Schwerin und Medlenburg:Strelis, der freien und Hanſeſtadt 
Lübeck, und preußifcher in Mecklenburg eingeichlofiener Gebiets: 
theile. 





136. 


Bekanntmachung des Staatsminiſteriums, betreffend den gejeglichen Schuß 
ber MWanrenbezeihnungen für bie Angehörigen bes Königreichs 
Baiern, bes Großherzogthums Baden und des Großherzogthums 
Hefien (füplih vom Main). 


Oldenburg, den 12. Auguft 1868. 


Da nach ber laut Protocolld des Bundesraths des Zoll: 
vereind vom 8. Zuli 1868 Seitend der Regierungen des 
Koͤnigreichs Baiern, ded Großherzogthums Baden und des 
Großherzogthums Heſſen (füblih vom Main) gefchehenen 
Zuftcherung und mit ihnen getroffenen Vereinbarung bie An- 
gehörigen bed Großherzogthums Oldenburg hinfichtlich der 
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zeichnung oder Etiquettitung von Waaren oder deren Ber: 
pafung den nämlihen Schuß, wie die eigenen Angehörigen 
genießen follen, jo wird mit Beziehung auf den Art. 251 
$. 2 des Strafgefegbudyd für dad Großherzogthum Olden— 
burg befannt gemacht, daß die in dieſem Artifel enthaltenen 
Strafbeftimmungen auch gleihmäßig zum Schuge von Waarens 
bezeichnungen für die Angehörigen der genannten Staaten zur 
Anwendung fommen. 


Didenburg, den 12. Auguft 1868. 


Staatsminifterium. 
von Röffing. 


Holkinger. 





N. 137, 


Bekanntmachung des Staatsminifteriums, betreffend den Zollanfchluß der 
Großherzogthümer Medlenburg: Schwerin und Mecklenburg⸗Strelitz, 
der freien und Hanſeſtadt Lübeck, und preußifcher in Mecklenburg 
eingeſchloſſener Gebietstheile. 


Divdenburg, den 18. Auguft 1868. 





Das Staatsminifterium bringt hiemit zur öffentlichen 
Kunde, daß der Zollanjchluß der Großherzogthümer Medien: 
burg: Schwerin und Medlenburg»Strelig, der freien und 
Hanfeftadt Lübeck mit ihrem Gebiete, der: Preußifchen Ritter: 
güter und Dörfer Zettemin ‚mit Peenwerder, Dudomw, Rotts 
manndhagen, Rügenfelde, Carlsruh und Pinnow, der Eolonie 
und des Erbpachtsvorwerks Groß-⸗Menow und der Preußifchen 
Antheile an den DOrtichaften Drenifow, Provex und Sudom, 
endlich des Lauenburgiſchen Lehngutes Stintenburg, einem 
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vom Bunbdesrathe in feiner Sitzung vom 27. v. Mts. ge 
faßten Beichluffe gemäß, am 11. d. Mts. erfolgt ift. 

Nah den in der nämlihen Sigung gefaßten Befchlüflen 
ift an bemfelben Tage gegenfeitig freier Verkehr mit allen 
denjenigen Waaren eingetreten, welche in den neu angefchlofie- 
nen Gebieten einer Nachfteuer nicht unterliegen. Die einer 
Nacyfteuer unterworfenen Waaren find in allen biefen Ge— 
bieten die nämlichen und aus den Nachſteuer⸗Tarifen zu er: 
ſehen. 

Ueber den, von der Beendigung der Reviſion der nach— 
ſteuerpflichtigen Waaren abhängigen Zeitpunct, mit welchem 
ber völlig freie Verkehr eintreten wird, behält ſich das Staats⸗ 
minifterium weitere Bekanntmachung vor. 


Dldenburg, den 18. Auguft 1868. 


Staatsminifterium. 
Departement der Finanzen. 
In Dertretung: 
von Röffing. 


Holkinger. 


Digitized by Google 
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Geſetzblatt 


für das _ 


HSerzogtbum Oldenburg. 





XX. Band. (Ausgegeben den 1. Septbr. 1868.) 82. Stüd. 








Inhalt: 

‚N? 138. Bekanntmachung des Staatsminiſteriums vom 26. Auguſt 1868, 
betreffend zwei Berzeichniffe der, in ben Großherzogthümern 
Medlenburg und im Gebiete der freien und Hanſeſtadt Lübeck 
befindlichen Abfertigungsftellen, welchen in Bezug auf den Be: 
gleitichein und Eiſenbahn-Verkehr Befugniffe beigelegt find. 





M 138. 


Bekanntmachung bes Staatsminifteriums, betreffend zwei Berzeichnifie der, 
in den Großherzogthlimern Medlenburg und im Gebiete der freien 
und Hanfeftadt Lübeck befindlichen Abfertigungsftellen, welchen m 
Bezug auf den Begleitfcheine und Eiſenbahn-Verkehr Befugniffe 
beigelegt find. 
Dldenburg, den 26. Auguft 1868. 


Unter Bezug auf die Befanntmahung vom 18. d. M., 
betreffend den Zollanfchluß der Großherzogthümer Medlens 
burg Schwerin und Medlenburg.Strelig, der freien und Hanſe— 
ftabt Lübe und Preußifcher in Mecklenburg eingefchloffener 
Gebietstheile zc., bringt das Staatdminifterium hierbei zwei 
Berzeichniffe ber, in den Großherzogthümern Medlenburg und 
im Gebiete ber freien und Hanſeſtadt Lübeck befindlichen Ab— 
fertigungöftellen, welchen in Bezug auf den Begleitfchein> und 
Eiſenbahn-Verkehr Befugniffe beigelegt find, mit dem Bemer— 


N 
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fen zur öffentlichen Kunde, daß die mit unbefchränfter Be- 
gleitfchein-Befugniß ausgeftarteten Aemter auch Uebergangs— 
ſcheine unbeſchränkt ausſtellen und erledigen dürfen. 
Oldenburg, den 26. Auguſt 1868. 


Staatsminiſterium. 
Departement der Finanzen. 
In vertretung: 

von Röffing. 


Römer. 
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I. 


verzeichniß 


der 


in den Großherzogthümern Mecklenburg und im Gebiete der 

freien Stadt Lübeck vorhandenen Haupt-Zoll-Aemter und 

Neben-Zoll-Aemter erſter Claſſe (Grenzämter), ſowie ber 

Haupt-Steueraͤmter und Steuerämter im Innern, welchen be; 

züglic) der Begleitfchein Ausfertigung oder Erledigung Be: 
fugniffe beigelegt find. 
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—— — — — — —— — — — 
| | Haupt: |  Steuer-Alemter 
































Haupt | Steuers |  (* mit Niederlage). , 
Staaten. Zoll-Aemter. Senke: | — 
‚mit Nieder⸗ ( mit Nieder⸗ Ort. Amts 
I Mar) | tage) | bexitf. 
1. | 2. | —J B. 
I. Medlen⸗ | 
burg: | 
Schwerin | 
und 
Medlen- | | 
burg: | 
Strelig. | 
Steuer: und | Roſtock 
Zoll⸗Direec⸗ | 
tion in | 
Schwerin. | 
| 
| | . 2. Boitzen⸗ Schwe⸗ 
| | burg rin 
| 3. Doemiß 
| | | 
| 
| 
3./Güftrow | 4. Sülz Guͤſtrow 
4. Neubran⸗ 
denburg 
II. Lübeck. 1.) Verein- 
Provinzial⸗laändiſches 
Steuer⸗Di⸗Haupt—⸗ 
rector zu Zoll⸗Amt 
Glückſtadt. Lübed * 
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— — 
Neben⸗Zoll⸗Aemter J. Kl. 


C mit Niederlage.) Bemerkungen über beigelegte befons 





Haupt⸗ dere Befugniſſe. 
Ort. amts⸗ fugniff 
bezirk. 
6. a 8. 
1. Warne Zu Spalte 6. Nr. 1u. 2. Die 


münde (Rotot Neben⸗Zoll⸗Aemter zu Warnemünde 
2. Wismar * und Wismar befigen unbefchränfte 
Befugniß zum Begleitſcheinwechſel. 
Das Zoll-Amt Warnemünde ift 
auch Vorabfertigungsftelle für bie 
nach Roftod gehenden Schiffe. 
Zu Spalte 4. Nr. 1. Das Steuer 
Amt Ribnitz hat die Befugniß zur 
Erledigung von Begleitſcheinen J. 
uͤber metallene Materialien, welche 
zum Bau von Seeſchiffen eingehen. 
Zu Spalte 4. Nr. 2—3. Den 
Steuerämtern Boitzenburg und Doe⸗ 
mitz iſt unbefchtänfte Befugniß zur 
Erledigung von Begleitſcheinen II., 
deögleichen zur Ausfertigung von 
Declarationgfcheinen beigelegt. 
Zu Spalte4.Nr.4. Das Steuer: 
amt Sülz fungirt auch ald Salz 
Steueramt. 








3. Vereinslän⸗ Lübeck. Zu Spalte 6.Nr.3. Das Neben» 


diſches Ne⸗ Zoll-Amt zu Travemünde hat un— 
ben» Zollamt befchränfte Abfertigungsbefugniß 
I. Trave⸗ zur Ausfertigung und Erledigung 

münde. von Begleitfcheinen, und zur Ab» 


laſſung der nach Luͤbeck beftimmten 
Schiffe im Anſageverfahren. 
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IE. 
Derzeihniß 


der 


in den Großherzogthlümern Medlenburg und im Gebiete der 

freien Stadt Lübeck an den Grenzen und im Innern vorhan— 

denen Zolls und Steuer Yemter 2c., welche zur Abfertigung 

der auf den Eifenbahnen ein und ausgehenden Güter, zu: 

folge des $. 5 ded Allgemeinen Regulativs über die Behand» 

lung des Güter: und Effectentransports auf den Eifenbahnen 
in Bezug auf dad Zollwefen befugt find. 












| 
I 
| 


Eifenbahnlinien, 


| Namen 
Staaten. an welchen . J der 
fertigungsſtellen be— Abfertigungsſtellen. 


legen ſind. 





1. Haupt-Steueramt 
zu Roftod. 






I. Mecklenburg⸗ Hagenow-Roftoder 
Schwerin und Eifenbahn. 






Medlenburg- 2. Haupt-Steueramt 
Strelitz. Kleinen⸗Wismarſche Schwerin. 
(Steuers und Joll. Eiſenbahn. 3. Neben⸗Zollamt l. 

Direction in zu Wismar. 





Schwerin. 


II. Lübeck. Hamburg-Luͤbecher Zollabfertigungsſtelle 
Provinzial⸗Steuer⸗ Eiſenbahn. am Bahnhofe zu 
Director zu Lübed. 


Gluͤckſtadt. | 
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. Gefehblatt 


für das 


Serzogtbum Oldenburg, 


XX. Band. — den 8. Septbr. 1868.) 83. Stuͤck. 








Tubhbalt: 

N? 139. Regierungsbefanntmahung vom 29. Auguft 1868, betr. das 
Verbot der Beförderung leicht entzündlicher Sachen oder ägen- 
der -Flüffigfeiten mit der Poſt. 

N 140. Regierungss Befanntmahung vom 31. Auguft 1868 über bie 


Ausführung des Geſetzes vom 18. Auguft 1861, betreffend die 
Einführung einer allgemeinen Stierföhrung im Herzugthum 
Dldenburg. | 
M 139. 
Regierungsbefanntmachung, betr. das Verbot ber Beförderung leicht ent: 
— Sachen oder aͤtzender Flüffigkeiten mit der Poſt. 
Oldenburg/ den 29: Auguſt 1868. ci: 


Im Aufirage des Großherzoglichen Steareminiferiumg 
ish hiemit. Folgendes verordnet; 
Nach 8. 12 des, durch bie Bekanntmachung des Groß—⸗ 
herzoglichen Staatsminiſteriums vom 23. Dechr. 1867 zur 
öffentlichen Kenntniß gebrachten Reglements zu dem Geſetze 
über das Poſtweſen ‚des Rerdheyllchen Bundes vom 2. Novbr. 
1867 dürfen 
Scießpulver, Feuerwetks⸗ Gegenſtaͤnde, Reib⸗ oder 
Sttreichzuͤnder, Schießbaumwolle, Phosphor, Knallſilber, 
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Pyropapier, Sprengöl oder Nitroglycerin, Aether oder 
Naphta, Photogen, Petroleum oder andere leicht ent> 
zündliche Gegenftände oder Agende Flüffigfeiten 

zur Beförderung mit der Poft nicht aufgegeben werden. 

Wer derartige Sachen unter unrichtiger Declaration oder 
nit Verſchweigung ded Inhalts der Sendung zur Poſt aufs 
giebt, wird mit Geldfirafe bis zu zehn Thalern beftraft. 

Oldenburg, aus der Regierung, 1868 Auguft 29. 


Erdmann. 


Ahlhorn. 





NM 140. 


Regierungs-Befanntmahung vom 31. Auguft 1868 über die Ausführung 
des Geſetzes vom 15. Auguft 1861, betreffend die Ginführung 
einer allgemeinen Stierföhrung im Herzogthum Oldenburg. 


Divenburg, den 3. September 1868. 


In Ausführung des Art. 21 ded Geſetzes vom 15. Aug. 
1861, betreffend die Einführung einer allgemeinen Stierföh: 
rung, werden nad Anhörung der Gutachten der Gemeinde: 
räthe und Aemter (Art. 3 $. 2 und 3 des Geſetzes) die nady- 
ftehenden Aenderungen in den Stier-Köhrungsverbänden und 
Abtheilungen (Regierungs- Bekanntmachung vom 2. Mai 1862, 
Gefegblatt Band XVII. Nr. 14) zur öffentlichen Kunde ges 
bracht: | 

1. der biöherige X. Rafteder Verband ift aufgehoben und 

find die Gemeinden Raftede und Wiefelftede dem 1. 
Oldenburger Berbande, die Gemeinden Jade und 
Schmweiburg dem Xi. Bareler Berbande hinzugelegt. 
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2. Demnach befteht: 

I. der Oldenburger Berband aus 9 Abtheilungen, 
den bisherigen 7 Abtheilungen und 8. der Gemeinde 
Kaftede und 9, der Gemeinde Wiefelftebe; 

xl. der Vareler Berband aus 8 Abtheilungen, 
nämlich: 1. der’ Stadt Varel, 2. von der Landge— 
meinde Barel A. den Bauerfchaften Jethauſen, Moor: 
haufen, Dangaft und Seringhave, 3. von der Landge- 
meinde Varel B. den Bauerfchaften Obenftrob, Alt 
jührden, Gonneforde, Borgftede, Seggehorn, Neuen: 
wege und Neudorf, 4. der Gemeinde Bodhorn, 5. der 
Gemeinde Zetel, 6. der Gemeinde Neuenburg, 7. ber 
Gemeinde Jade und 8. der Gemeinde Schweiburg. 


Oldenburg, aus der Regierung, 1868 September 3. 


Erdmann. 


Greverus. 


1 
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— Geſetzblatt— 


für das 


Berzogthum Otseubure. 


— — 


XX. Band. (Ausgegeben den 20, Septbr. 1868.) 84. Stud, 








Inbalt: er 
N 141. Geſetz für das Herzogthum Didenburg vom 10, — 
1868, betreffend. Abänderung’ der Art. 200 und‘ 267 des Ge: 
ſetzes vom 2 November 1887, ‚betreffend den bürgerlichen 
Proceß. 
M 142. Geſetz für das Herjogihum Dltenburg, vom 10. September 
14868, betreffend Abänderung dee 8 Getichtaverſaſunggeſebes 
vom 29. Auguſt 1897. 
N? 143. Geſetz für das Herzogthum Oldenburg von 10 September 
1868, betreffend Neue Beftimmungen zur Strafprocf Orb: 
nung, auch zum Beiätenerfaungegefcht, und zum Gebühren: 
‚,.gelebe. 
A 144, Geſeb für das ‚Hergogtäun. —— vom 10. Eeptember 
1868, betreffend Neue ‚Beilimmungen zum Strafgefegbuch vom 
3. Juli 1888. | 





us ei Ai 1. ji: — 113 
| Geſed für das Herzogthum Oldenburg, betreffend Abänderung der Art. 
‚266 und 2607 des Gefeges vom 2. Rmaskır 1857, betreffend 
den bürgerlichen Proceß. WW 


Oldenburg, den 10. Eqglanber 1868. 


Mir Uicolaus Ftiedtich Peler, von Gottes‘ Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Etbe zu Norwegen, Herzog 
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von Schleswig, 9 Kr Stormarn ‚ger Dithmarſchen 
und Oldenbutg/ von Lauͤbick und Birkenfeld, Herr 


von Jever und Kniphauſen ıc. xc. 


verfünden mit Zufti des Landtags für das Dee 
Oldenburg kt den Glide von 2 Soyember 1657 fe 
fend den bürgerlichen Proceß, folgende neue Beflimmungen: 


ie an 47 
Zum Artikel 266. 
Der Artifel 266 ift aufgehoben und treten an beflen 
Stelle folgende Beſtimmungen: 


—* Nichtigleitsbeſchwerde iſt nur zaläfft ig,: wenn. 
. gegen tie über die Befegung der Getichte beſtehenden 
Vorſchriften verſtoßen iſt; 
2. der Richter von Amtswegen ſich jeder Theilnahme an 
der Verhandlung und Gotſcheuns "hätte ERNFAINER 
müflen; ,... 

3. ber Richter, nachdem er won dem Einbringen eines 
gegen ihn gerichteten Ablehnungsgefuchs Kenntniß er: 
halten hatte, Verfügungen erlafien oder bei der Er» 
laſſung derſelben “in richterlicher Eigenſchaft mitgewirkt 
hat, fofern das Ablehnungsgeſuch für begründet er⸗ 
kannt wird; 

4. ein Richter allein cine Entſcheidung abgegeben ober 
einen Termin zur mundlichen Parteiverhandlung wahr: 
„genommen bat, zu deren, Abgabe beziehungsweiſe deſ⸗ 
ſen Wahrneffmung: ser: — Supiehung SEN 
nicht befugt war; 

5. der befchwerenden Partei geſetzwibrig Gehör ent: 
zogen ift; 
das Gericht, eine, Strafe der Verſaͤumung zur Amhben⸗ 
” Yung gebracht bat, welche weder geſeblich noch gericht⸗ 
lich angedroht war; 
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„1,0: gsſeblich aber gerichtlich beſtimmte Sriften, überfehritten 
fm und ‚biefe Ueberſchreitung geſetzwidrig ‚augelaf- 
en iſt; 

8ein Rechtsinittel, gelegwibrig zugelafſen oder nicht zu⸗ 
gelaſſen iſt; 
9 gegen den klaren /Inhalt der Acten insbeſondere: 

a. gegen ein in demſelben Proceſſe erfolgtes rechts— 
fräftiges Erfeynmiß, ; 

b. geſetzwidrig -über -den Antrag der Partei hinaus 
oder in der Appellatiönsinſtanz zum Nachtheil der 
‚Appellanten 

erfannt ift. 


"any gehörigen. Sachen, fofern es nicht (ediglich um 
den Koftenpunct fi handelt, bei Beurtheilung des 
der Entſcheidung ald‘ Thatbeftand zu Grunde geleg: 
tem Gxgchniſſes der Berhandfung ‚und Beweisführung 
eine Rechtoregel verlegt, „untichtig ‚auögelegt ‚ober falſch 
angewendet werben iſt, und die, Entſcheidung ſich nicht 
aus andern Gründen ald richtig darftellt. 
Die Enticheidung über den Ausfall einer Beweis, 
führung ‚unterliegt der Nichtigkeitsbeſchwerde nur aus 
a den vorftehend (Ziffer 1—9) afigefüßrten Gründen. 


| 3um Artikel 267. 

Der Zuläffigfeit einer auf Grund des Art. 266 Ziff. 10 
erhobenen Richtigfeitöbefchtverde fleht nicht entgegen, daß ber 
gg — als ſolcher in — Inſtanz Br 
— — 


Das zur Ausführung dieſes Geſetzes weiter Erforder— 
liche, namentlich ‚die Beftimmung ‚ des Beitvundes, wann 


776 
daffelbe in Kraft tritt, und die etwa noch noͤrhigen Ueber— 
gangs beſtimmungen erfolgen im Verordnungswege. | 


Urfundlich, Unferer eigenhändigen Namens-Unterfchrift 
und beigedrudten Großhetzoglichen Inſiegels. 


en a dem; — 4 Eutin, den 10. September 
1868, - | 
(L. S,) . ee 
| v. Röffing 


Römer. 





NE 142. 


Geſetz für das Herzogthum Oldenburg, betreffend Abänderung des Ge: 
richtdverfaflungsgeießes vom 29. Auguſt 1887. 
Oldenburg, den 10. September 1868. 


!ır 


Mir Uicolaus Ftiedtich Peler, von. Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleöwig, Holftein,. Stormarn, der Dithmarfchen 
und Oldenburg, Fürft von Lübeck und Birfenfeld, Herr 
von ever und Kniphaufen ꝛc. ıc. 

verfünden: mit Zuftimmung.ded Landtags ald Geſetz für das 


Herzogthum Oldenburg, betreffend Abänderung des Gerichts: 
verfafjungsgefeged vom 29. Auguſt 1857, was folgt: 


Artifelll. 


$. 1. Dad Oberappellationdgeridyt und das Appella- 
tiondgericht werden zu Einem &erichte vereinigt, welches bie 


m — DD — 
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Bezeichnung, „Oberappellationsgericht“ führt und ſeinen Sig 
in der Stadt Oldenburg hat. 

„2. Daffelbe ſoll mit: zwei Vorfigenderi und — 
—* — ‚andern Richtern beſetzt werden. ae TREE 


3173. Daſſelbe befteht:" | | 
a ats einem Gaffationdfenate, welhem der erfte Borz 
figende und wenigftens fünf zu ordentlichen Mitglies 
dern defjelben ernannte andere Richter angehören, 

h. aus cinem Appelfationsfenate, welchem ber zweite 
WVorſitzende und, fuͤnf zu: ordentlichen Mitgliedern des⸗ 
ſelben ernannte andere Richter angehören. 

An 8:4. Dem Oberappellationsgerichte wetden zwei Secre- 
taire, die auch "zu Hülfsrichtern für. den Appellationsfenat 
ernannt werden fönnen, und das erforderliche Hülfs- und 
en ae 


Aeritel 7 AL JID Es re Kot 

vu 1 Auf den Appellationsfenat gehen über alle bisher 
zur — — des Appellationsgerichts gehörigen Geſchäfte, 
ſoweit ſolche nicht nach den neuen Beſtimmungen zur Straf— 
proceßordnung in Wegfall kommen, mit Ausnahme jedoch der 
allgemeinen Dienſtangelegenheiten. 

$.. 2. Auf, den Gaffationsfengt gehen. über alle biöher 
zur Zuftändigfeit des Oberappellationsgerichts gehoͤrigen Ge⸗ 
ichäfte, mit Ausnahme der allgemeinen Dienftangelegenheiten, 


Aus den Mitgliedern des Gaflationdjenats gejchieht in 
Zukunft, die mach Anlage III. $..3; des Staatögrundgefegee 
vorzunehmende Berufung «ined Migliene des Stoeisgefichis· 
hofes. st 5.1.7 zrbn 

8. 3. Auf das ——— bes ——— 
gehen über die bisherigen Befugniſſe des Appellationsgerichts 
und des Oberappellationsgerichts in allgemeinen Dienſtange— 
legenheiten, darunter auch die im Civilſtaatsdienergeſetze 
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dem höchfien Landesgerichte, deſſen Vorfigendem und’ Mit: 
gliedern beigelegten Bunctionen. 

$. 4. Die bisherige nach $ T auf’ den Appellafione; 
jenat übergehende Zuſtändigkeit der Anklagekammer für wie 
Fürftenthümer Lübeck und Birkenfeld wird auf die Entſchei— 
dung über Beſchwerden gegen Bere der leccuen Raths⸗ 
kammer ausgedehnt. — 


Artikel. J 
8. 1. Aus dem Appellationsſenate wird die Anklage— 
kammer in der Zahl von drei Richtern gebildet. 


$. 2. Im Uebrigen nehmen an den Verhandlungen und 
Enticheivungen eines jeden Senats fünf Richter Theil. 


Artikel 4. 


Die Mitglieder des Caſſationsſenats mit Ausnahme 
jeined Borfigenden können, foweit entbehrlich, zur Theil: 
nahme am Appellationgfenate und die Mitglieder, des Appella- 
tiondfenats mit Ausnahme ſeines VBorfigenden, ‚foweit ent» 
behrlich, zur Theilnahme am Gaffationsfenate venvantt 
werben, — 


Artikel 5. 

F. 1. An den Verhandlungen und Belchlußfoffüngen 
im Plenum nehmen mindeftens fieben Mitglieder einjchließ: 
li) der beiden VBorfigenden Theil. 

8. 2. Der Vorfig fteht dem erſten Vorfigenden zu, wel- 
her bei Verhinderung durch den zweiten Borſidenden und 
nöthigenfalls nach dem Dienſtalter durch ein’ mitten des 
——— vertreten wird. 


Artikel 6. 


Im Uebrigen wird bie Geſchaͤftgordnung ‚vürd) vr bei⸗ 
den Vorſthenden beftimmf. 


TR T 


ylzrır ihr ZU RLEITG, ut ie; Im nr 1; ‚ 

S.ib. ‚Den Sechwurgerichtohof deſteht ui des 
Praſtcenen aus drei Mitgliedern. un, 

$. 2. Der Stellvertreter des Präſidenten kann aus— 
hülfsweiſe aus den Mi Nallpberh., der Hoeerggrichte ernannt 
werden. 

$. 3. Die übrigen Richter und“ die Ergänzungsrichter 
werden, ausn den Mitgliedern der Obergerichte ernannt, 


ng Sämtliche ' Ernennungen erfolgen durch den 
erſten Vorſitzenden des Oberappellatlonsgerichts unter Bor: 
behalt ber’ Veſtinniung iin Art 5 8 2 vo —— | 
ia) mrhiln) 
„H I 5 
—— green 8. — 

"Die —— Oldenburg ui — — in ae 
kunft auo je seinem’ Vorfigenden und: fünf Micytern und das 
Dbergericht Vechta aus einem: en und drei — 
beſtehen. n r—an un fi 463: 

9 Inydestın e; F * HL 


"Assitele.. —— 


Als —— für die Obergerichte können auch 
die Amtgrichter d des „Dsergerichtebenirte zugezogen i werden. 


117 Borübergehend fann der ‚Dbergerichtöpirector, ein Mit. 
glieti»Be6: Obergerichts oden; einen Hüuͤlfsrichter deſſelben mit 
der Vertretung: eines aim ne... BABMITRIS: Amts 


3 


— 


richtexs begutragen⸗ mptinz mn nn Bam 
&} 2 nd, MI AR PATTT I — 12 Hy 
drum. au Artitchh 10. a 


Der AR fann mit feiner Bertretung "vor 
dem Schwurgerichte die Sfagtdapwälte bei den Obergerichten 
und mit feinen fonftigen Geſchaͤfte aushülfsweife die Beam: 
ten ber Staatsanwaltfcyaft Bein Obergerichte Oldenburg 


beauftragen.; x 
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Die im Art. 31 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes beftimmte 
ftändige Vertretung des Pe * — die > 
nn eg. 


Vebergangsbeftimmung. 

Ä Artikel:11. | 

$. I. Die nach dieſem Gelege ——— — Beamten 
dürfen, ſofern dienſtliche Intereffen ‚Died. . wünfchendwerth 
machen, bis dahin in ihren bisherigen Stellen. .belafjew wer: 
den, daß fie eine- auderweite Verwendung finden fönnen., 

$. 2. Die nad diefem Geſetze erforberlihen Gehalte 
und Geichäftsfoften find nady den Pofttionen I. 5, I. B. 1 
und 2 des Gehaltd:Regulativs für den Givildienft dee 
Großherzogthums vom 29: Auguft 1857, fowie den  ent> 
ſprechenden Bofitionen des Regulativs der Geſchäftskoſten 
vom 4. Juli 1853 bis weiter zu bemeſſen. 

Späteſtens dem nächſten ordentlichen Landtage wird 
eine Vorlage, betreffend die durch dieſes Geſetz erforderlich 
gewordene Aenderung der Regulative, gemacht werben. 


| Artikel 12. | 
Das zur Ausführung dieſes Geſetzes weiter rforber: 
liche, namentlich die Beftimmung des Zeitpimeted, wann 
daffelbe in Kraft: tritt, und die etwa noch möthigen Ueber: 
gangsbeftimmungen: erfolgen im Verordnungswege. 


Urkundlich Unferer eigenhändigen Ramend-Unterfchrift 
und beigedrudten Großherzoglichen Inſiegels. 


Gegeben auf dem URN Eutin, den 10. September 
Co 5 ne Vetern rs ERS 
| v Röfjfing. | 


Römer 
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! ‘ > M — 
ap rn: - . — 14 % 31 f 
N. 143. — 
msn, nt 


Geſet für das Herzogthum Ditenburg, - Betreff Meue Beſtimmungen 
gut‘ Strafproceß Orbnumg auch zum m... und 
‚zum: @ebührengefege.. 


RE) den 10. — 1868 a: 


wi Westens Yeiid Prit⸗ von Moles — —** 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holſtein, Stormarn, der Dithmarſchen 
und Oldenbutg, Fürſt von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von Jever und Kniphaufen x, ꝛc, 


verküünden mit Zuſtimmung des Landtags folgende Reue Be: 
ſftimmungen zur Strafproceß ⸗Ordnung vom 2. November 1857, 
auch zum Gerichtsverfaſſungs⸗Geſetze vom 29. Auguſt 1867 
und zum Gebuͤhren⸗ Gefetze vom 28. Juni 1858 * — 
äh * — — — 


i Betreffend die Rechtsmittel gegen die 
Endurtheile. 


Artikel J. 


Das Rechtsmittel der Berufung air Yu auf 

gehoben. * 
> bi —R 

— ae 41n 

ig, Gegenodie Endurtheile der Sttafgerichte und ber 

Polizeigerichte findet‘ die Nichtigleits beſchwerde beim Caſſa⸗ 

tionsſenate des Oberappellationsgerichto ftatt. Dieſelbe tft: 

nur zulaͤſſig/ wenn eine der im Art.A 168. Ir unter; Ziffer k 

bis 10 der Strafptoceßordnung ‚bezeichneten: Vorausſetzungen 

vorliegt. malbians 
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$. 2. Die Bertimmung im An 416 $.1 Ziffer 7 wird 
dahin abgeändert: 

„wenn das Urtheil. die — oder. unrichtige An⸗ 
wendung eints nicht blos das Verfahren betreffenden 
Geſetzes oder Rechtsgrundſatzes enthalt: +» Bft jedoch 

auf eine Strafe erkannt, welche, nach bemsauf den 
vorliegenden Fall anwendbaren Strafgefege verhängt 
werden fonnte, fo begründet die irrthümliche Anfüh- 
rung eines anderen kat Bad ne Ku Po? 
v leit. — 


“ f rat“ 
PFEILE Y : 3 r 31155*62 € 


:2 m! Betröffend bie: orunterfuhung, 
Artikel $. * 


Der Beſchuldigte iſt; ſoweit feine: im Laufe der Vor— 
unterſuchung erforderlichen Vernehmungen dazu Gelegenheit 
neben‘, mit den vorliegenden Beweismitteln, namentlich mit 
den Namen und den Ausſagen der: vernommenen Zeugen bes. 
kannt zu machen und zur Stellung etwaiger Anträge, betref⸗ 
fend die Ergänzung der Unterſuchung, ſowie zur Erklärung 
darüber, ob er für bie Hauptoerhandlung einen —“ 
beſtellen, beziehungsweiſ⸗e die Zuordnung eines Vertheidigers 
beantragen wolle, zu N | 


5 F Artifel 4. u u 
8. 1. Der Beſchuldigte kann ſchon während ber, Boys, 
unterfuchung ſich eines Beribeidiger bedienen, um Anträge 
und Beichwerden zu erhebän.!‘\ 

* g,.2. 1: Der‘ Bertheidiger darf,’ nvenm;midet befombere 
Bohn ientgegenftehtn, mit des“ verhafteten · Beſchuldigten 
ſich unterreden. Et iſt berechtigt; allen Agenſcheinseinnah⸗ 
men beizumohnen ‚und! iſt zur dieſem Behuſe von den: Born: 
nahme ſolcher Handlungen, ſoweit thunlich, — — Br 
nachrichtigen. 
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RZ AU? Verlangen if? den’ Vertheidiger von‘ Ver‘ 
Erhebung des Schlußantrags an die Einſicht der Acten gie 
geſtatten, ſowie dem⸗ Befchuldigten' oder deſſen Vertheidiger 
vor den Beſchluffe der Rathskaämmer ben die Verweiſung 
eine Abſchrift des Schlußantrags mitzutheilen, auch?’ zur 
Stellung von Anträgen an die Rathskammer, bezw. Anklage— 
fammer (Art. 242) eine furze ausſchließliche Friſt zu be— 
JJJ 
Betreffend bie Strafgerite. —un 
ETF erfahren: s & | 
5%. bi. pAllästad, Bolt Fıra re 1 FL BETTER 
a Be 


Ins Std iz ; 15293 BIT TANTE 
Der ‚Antrag. der,, Staatsanwaltichaft; auf Beſtimmung 
einer Sitzung zur Hauptyerhandlung (Art. 359 8. 1 ber 
&t-B.-9.) hat, mit der Angabe, der Beweismittel eine kurz- 
gefaßte Darjtellung der Umftände, welche durch biefelben;.ers 
wiefen werden follen, zu verbinden. — 
‚Krtitet 6. i . 
8.1. Der if Gemaßheit des Art. 5 abgefabte Antrag 
der Staatsanwaltſchaft Geſchuldigungsſchrift) wird, Wenn 
eine Vorunterfuchung nicht ſtattgefunden hat, und bet Antrag 
nicht gemäß Art. 359 $. 3 ter StPO. zurücgeiviefen wird, 
dem’ Befchuldigten mitgetheilt, unter Verabladung deffelben 
zu kinem Termine, in welchen’ edit den Ergebniſſen der 
ſtattgehabten Erniitteriingen’ bekannt zu machen und über feine 
etwaltgen Anträge, berreffeitb wie Herbeiſchaffung weiterer Be- 
welsmittel zu vetnehnien ift · Vertheivigüngtetmen· 
“8.2 Die Verabladung erfolgt inter dem Inökößen, daß, 
Ban ar SERMDIR DIN ETTOEIN URDER SEHR EIEREDNEN, 
wenn ber Beſchuldigte ubteit, "ahnt Mn bie Sipung 
jur Haupwethanblung angefet werden fou. 
$. 3. Der Befchuldigte darf in biefem Termine mit 
einem Vertheidiger erfcheineir oder durch einen Vertheidiger 
ſteh werner laſſen und kann zu dieſem Zwede inden Fäl- 
len des ArnnA72 ZH E ver SPD: die Duordnuag bramn⸗ 


A 
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tragen. Er iſt mit dieſen Befugniffen: in der. 
befannt zu machen, 

8. 4 Mit der Abhaltung des —— 
wird vom Vorſitzenden des Obergerichts der: Unterſuchungs⸗ 
richter/ ein Mitglied des Gerichts oder ein — 
beauftragt. | ei 

1: 


Artikel 7. " 

$. 1. Wenn der Befchuldigte bereits vorher entweder 
einen Vertheidiger beſtellt oder befugter  Mäßen (Art. 174 
3. I der St.-B.-D.) die, Zuordnung eines Bertheidigere bean: 
tragt bat, fo wird fat Anjegung eined Termind dem Ber: 
theidiger unter Geftattung der Acteneinſicht, eine Friſt zur 
Einbringung etwaiger Bertheidigungsanträge geftellt. 

$. 2. Die Frift ſoll im der Regel eine Woche betragen, 
fann aber aus erheblichen Gründen kuͤrzet oder länger be 
meſſen werben. 


Artikel 8, 
Von der Anſetzung des Bertheidigungstermins fann ab» 
geiehen werben: 

I, wenn ber Beſchuldigungsbeweis allein oder doch haupt⸗ 

ſaͤchlich durch Geſtaͤndniß gefuͤhrt werden ſoll, 
2. wenn aus. ben vorgelegten Acten der Staatsanwalt: 
Schaft. erhellt, daß. der Beichuldigte bereitd entweder 
vor. der Staatdanwaltichaft, felbft oder vor einem Polis 
zeigerichte, mit den ‚Ergebniflen der ftattgehabten. Er: 
mittelungen befannt gemacht und über. feine etwaigen 
Vertheidigungsanträge und bie Beſtellung eines Ber: 
= theidiger8 vernommen worben iſt. Die Vertheidigungs: 
friſt (Art. 7) ift auch in dieſem Falle zu beſtimmen. 


‚ Artifel 9, 


| Bezüglich der geftellten — 
auch en welche zu den Acten der Staatsanwalt 
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haft (Art. 8 3. 2) geſtellt und nicht jchon durch die Bes 
weisanträge:. des Staatdanwalts ..erfebigtiworben find, wird 
darauf gemäß Art. 252 8. 2 beziehumgsweile Art. 254 $. 2 
der, St.⸗P.⸗O. verfahren , : nachdem vorher geeigneten Dale 
die ‚nöthigen -Ermittelungen ‚vorgenommen find. | 

"$..2,. Das: Gericht kann —— er bie Sure 
dur air verwieſen wird. 


——— — Adtitel 10, — 
Die Veſtimmungen der Art. 5 bis 9 finden and ir 
— — — I an 13 


ARE | Artikel 11, 
Wenn ein, Bertheibigungötermin oder ‚ eine, Vertheidi⸗ 
aungefriſt nicht anberaumt worden iſt, ſo ſollen zwiichen ber 
Borladung und. der. Hauptverhandlung mindeftend 14 Tage 
liegen, doch kann der, Borßtende aus eingenben, Gründen 
Aigle ‚Beh ebfüryn. ’ 


I Jan": iyft 


Artitel 12. 


51. ——9 — in der Hauptverhandlung Anfchuldigungs- 
oder Entichuldigungsbeweife, vorgebracht, welche. dem Gegner 
nicht zeitig vorher befannt waren, jo hat auf deſſen Antrag 
dad Gericht eine Bertagung zu verorbnen, wenn bielelbe zur 
Entfräftung- der neuen Beweife al& nothwendig erfcheint. 

$. 2. Ein dem Antrag auf Berüdfichtigung neuer Be; 
weisvorfchläge oder auf Vertagung — Gerichtsbe—⸗ 
— — die Brände: — X oo 


3 Wie Pe und das Ürtheil des 
Artikel 13. 


Das Strafgericht beftcht aus "einem Senite: des Ober; 
gericht (Straffenat), welder einfhtießlich d des —— 
den mit drei Richtern zu beſetzen iſt. 
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ey chips Ss Artifel f 7 Fon u 
ur $ Pr — ae barüber;: welche den —— 
‘der in Frage ſtehenden Handlung: büldende Thatſachen und 
welcher für die geſetzliche Ausſchließung, Erhoͤhung joder Her⸗ 
abſetzung der Strafbarkeit in Betracht zu ziehenden Umſtände 
der That als erwieſen anzunehmen ſind, kann, ſoweit er dem 
Beſchuldigten nachtheitig iſt, uur durch Einſtimmigkeit gefun⸗ 
den werden. Thatfragen, über deren Feſtſtellung die Richter 
ſich nicht —— werden wi Gunſten des Ba 
‚beantwortet. ıı # jur 

$. 2. Dane ana das — kuss Stimmen. 
mehrheit darüber, unter welches Strafgefeg die ald bewieſen 
angenommenen Thatfacheh falle; desgleichen über das Er- 
forderniß ımd’ das Vorhändenſein eines Strafantrags; ebenſo 
übet die Vorausſetzungen der Verjährung und des Rürkfalls, 
wo ſoltche in Frage kommen; bei der‘ Beſchuldigung anf Ber- 
Haumdung auch Über “die Einrede der’ Währheit; ferner über 
das Borhandenfein mildernder Umftände, wo foldje dad Ge: 
je zuläßt; fowie über Strafe, Koften und fonftige Puncte. 

$. 3. Die in Gemaͤßheit des 8.1 getroffenen Entſchei⸗ 
dungen ſind von der gemäß $.’2 abgegebenen Entſcheidungen 
in der ſchriftlichen ——— mentuch zu ſondern. 


iy Betreffend die Velizeigerichte. 
1. Die Suſtändigkeit. 
Artikel 15. 
$. I. Die Unterfuchung und Enticheidung in Anſehung 
der nen Vergehen erfolgt durdy die Polizeigerichte. 
. ber Zupiderhandlung gegen die durch Stellung unter 
Bolizeiaufficht üuferlegten Beſchtantungen (Art. 110 
des StG.B.), 
2... der Landſtreicherei, des Beitelns und der Arbeitsſcheu 
Art. 111,412, 113 daſ.), 
3. der gewerbsmäßigen Unzucht (Art, 139 daſ.), 
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ver gfftnttichen Beltidigung rt." 1480af£), ? 

Rei — im tt. 237 bed BB. Sereläpntten uctunven⸗ 
faäͤlſchung tip : mm pri dd. 

$. 2. Für das Berfahren — die in Beief · der 

— —— re ge 

J 2 at neigt 1.131 3179 

vn Bine Aruden 16,4... 37. aß In Hu 

Bin 1 TE Me — That⸗ — —— 
gung als eine nach Art. 327 a. 8. 1 des St.G.⸗B. ſtrafbare 

Uebertretung aufqgefaßl iſt, in! der Hauptoerhaudlung ſich als 
dire Hay" Art. 199 vdet Art. 200 des Sti⸗G. Boſtrafbates 
Diebftahlövergehen heraudftellt, ‚jo, hat dad Bolizeigericht in 
‚ Anwendung ber gedachten Ariikel bie ‚geleglice Strafe zu er- 
‚fennen, falis ‚die vom Bofizeianwalte, beantragte und die vom 
Getichte fiir angemeffen erachtete Strafe unter Annahme mil— 
dernder Umftände undıynters Ausichluß der Unterfagung der 
‚ Ausübung der bürgerlichen een in. ap von 
höchſtens ſechs Wochen beſteht, * 


$. 2. Wenn diejenige That, weiche in ber v Bef@ulhigung 

al eine nad Art. 324 Wi ber’ Art. 327 des St.G.B. 

ſtrafbare Uebertretung aufgeſaßl worden iſt, sin derzHaupt⸗ 

»verhamdlamg ſich als ein nach Art; 169 oder Act, 171,be⸗ 

‚igiehungörordfe als ein nach Art 2568 8.31des St.⸗G.B. 

aAnſtra fbares Vergehen hetausſtellt, fo hat das Polizeigerieht, in 

Anunwendung dieſer Artikel die geſetzliche Strafe zu exkennen, 

wenn ldie beantragte amd. ‚bier vom Berichte für augemeſſen 

veraltete Strafe'rin Gefängniß won höchſtens ſechs Wochen 
oder in eg von — Nca — Mprhiu. 

mriuuert min) 
suomi * — nulan 
Artikel 17. int 431 

$.1. Der Polizeitichter it befugt, eihe ———— 

in eiten auch· wenn von! der Staatsanwultſchaft «in I 

trag auf ſofortige Hauptverhandlung geſteut ft. <> 


rk er 
4; HF HIER TER 4 RN 
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$. 2. Der Polizeirichter iſt befugt. aber nicht verpflich⸗ 
tet, vor ber. Hauptverhandlung. einen Vertheidigungstermin 
(Art. 6 $. 1) bezw. eine ROM (Art, 7) anzube⸗ 
‚ ranmen. 

8. 3. Eine — wit der Vefuoniß einen 
Vertheidiger zuzuziehen, iſt ſowohl in der Vorunterſuchung 
wie in der Verabladung zum Vertheidigungstermine nicht er- 
forderlich. Die geannuns eines Vertheidigers findet nicht 
Statt. 

8.4. Im — — die ——— der Art, 6 
$. 2 und 3 rt: 7, 9 und 10 dieſes Geſetzes nr 


Artikel 18. 


Die Staatsanwaltſchaft kann bis zum Beginne der 
Hauptverhandlung von der erhobenen Klage Abſtand nehmen. 


Artikel I9. 


Die Beſtimmungen des Art. 14 finden, auch auf die 
— der Polizeigerichte Anwendün 


Artikel 20, 


8. 1. Erſcheint der Beichuldigte ohne: Borladung. frei- 
willig, oder wird er. dem Richter vorgeführt und. räumt: er 
die thatfächlihen Merkmale der‘ ftrafbaren Handlung. ein, 
ohhte: Strafausfchließgungsgründe. geltend: zu machen, fo. fann 
der Nichter mit Zuftimmung des Befchuldigten ohne Zugieh: 
ung von Schöffen ſofort zur Verhandlung und Fällung. des 
Urtheils ſchreiten, ohne daß es einer vuchenigen ſchricichen 
Mittheilung der Beſchuldigung bedarf. 

8. 2. Die Zuſtimmung iſt bei beginnender — 
handlung zu erklaͤren ober, zu. wiederholen und dies im ‘Pro: 
tocolle zu bemerkren. 

fpäterer Widerruf ift unzulaſſig 
Aus der mangelnden Zuziehung von, Schöffen 
tann € gr rn (Art. 416 Ziff. 10 ber St.P.O.) 
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mur.bamm hergeleitet werben, wenn es an der im $. 2 ge: 
dachten Zuftimmung ded Beichuldigten fehlt. 


V. Betreffend die Wiederaufnahme der Unter— 
fJuchung nad rehtsfräftigem Urtheil. 


Artifel 21. 


8.1. Im der Fällen, wo ein rechtskraͤſtiges Endurtheil 
ergangen u; fann- bie ——— nur wieder aufgenommen 
werden. 


» zu bem Zwecke, daß ein Verurtheilter von der ange— 
ſchuldigten That gänzlich freigefprochen werde, 


wenn durch neue Beweismittel oder neue That⸗ 
ſachen für ſich allein oder in Verbindung mit frü- 
heten Beweiſen bie Unschuld des Verurtheilten wahr: 
ſcheinlich gemacht wire. 


Als neue Thatſachen oder Beweismittel gelten nur 
diejenigen, welche der Beſchuldigte in der dem Erfennt- 
nifje vorausgegangenen mündlichen Verhandlung nicht 
gekannt: oder hoch, aus entichuldbaren Gründen nicht 
vorgebradht hat. 


2. zu dem Zwed, daß ein Berurtheilter — der an— 
geſchuldigten That entweder gänzlich freigeſptochen, 
oder doch unter Anwendung eined mildernden Straf: 
geſetzes zu einer geringeren Strafe verurtheilt werde, 


wenn nachgewiejen ober doch wahricheinlic gemacht 
‚wird, daß in dem früheren Verfahren eine in dem 
adıten, dem zwei und zwanzigften, oder dem fieben 
und zwanzigften Titel bed St⸗G.B. (betreffend 
den Meineid, die Urkundenfälfchung, die Verbrechen 
und Bergehen im Amt) mit Strafe bedrohte Hand— 
lung begangen worden ift, jofern fich ergiebt, daß 
biefelbe auf den Ausfall des früheren Endurtheils 
2 
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zum Nachtheile des ae von — ge 
wejen ſein fann. 


3. zu dem Zwede, daß ein —— verurtheilt 
werde oder daß ein Verurtheilter in Anwendung eines 
jchwereren: Strafgeſetzes zu ‚einer, höheren Strafe ver— 
urtheilt werde, 

wenn nachgewielen oder doch wahrſcheinlich gemacht 
wird, daß der Beichuldigte oder: defien Vertheidi— 
ger eine der in. den unter Ziffer '2-Angeführten Ti⸗ 
teln ded St.G.B. mit Strafe bedrohten Handlun—⸗ 
gen begangen, oder an einer ſolchen Handlung Theil 
genommen. hat, jofern fich ergiebt, daß biefelbe auf 
den Ausfall des früheren Endurtheild zum Vortheile 
des Beichuldigten von Einfluß geweſen ſein kann. 


8 2. Nach dem Tode eines Verurtheilten kann die 
Wiederaufnahme nur zum Zwede der gänzlichen Freiſprechung 
defielben geichehen. 

Artikel 22. 

$. 1. Können die Berfonen, welche fich ber im Art. 21 
$.1 3.2 und 3 bezeichneten ftrafbaren Handlungen jchuldig 
gemacht haben jollen, noch belangt werden, ſo darf: einem auf 
diefe Beftimmungen gegründeten Gefuche erft dann Folge ge: 
geben werten, wenn zuvor das behauptete. Verbrechen oder 
Vergehen durd eine vechtöfräftige Verurtheilung des Schul⸗ 
digen feſtgeſtellt worden iſt. 

$. 2. Gruͤndet ſich jedoch das Geſuch auf die Unwahr: 
heit eined zum Rachtheile des Verurtheilten abgelegten Zeug» 
niffes, jo ift demfelben auch dann ftattzugeben, wenn der an: 
geichufdigte Zeuge in der wider ihn geführten Unterfuchung 
nur deshalb außer Verfolgung ‘gefeßt oder freigefprochen wor: 
den ift, weil er die als feftgeftellt erachtete-Unmwahrheit weber 
wiſſentlich noch fahrlaͤſſig verſchuldet hat. Weber diefe Buncte 
muß in dem Verfahren gegen | den Zeugen a —— Feſt⸗ 
ſtellung erfolgen. 
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Br nt gr) Artikel: 23, 


REDE: hg, 3 Bekfahreit und bie: Eniſcheldung in Betreff 
ber Re ſteht zir: 
a. wenn es um das —* eines Polizeigerichts ſich 
"handelt, der arm des vorgeſeien Oberge⸗ 
richts, Ge: 
"b. Wennes um’ das Erkenniniß eines Strafgerichts oder 
eines Schwurhetichts ſich handelt, dem einſchließlich 
des Vorſitzenden aus fünf Richtern gebildeten, oder 
wenn die regelmäßige Zahl’ der Mitglieder dazu nicht 
ausreicht, durch Zuziehung eines Hülfsrichters bis zu 
folcher Zähl zu ergänzenden’ Plenum  desjenigen Ober: 
gerichts, bei dem das Erfenntniß abgegeben ift, be: 
ziehungsweife die VBorunterfüchung geführt worden ift 
11 Oder zu führen teweſen Da wenn : fie ROHOIMRDEN 
„hätte, Ä 
2, Kommt ed u“ en !hatfächliche Ermittelungen 
an, fo ift damit cin Mitglied des betreffenden Gerichts, 
der a oder ein a zu beaufs 
ne 


8:13" Wenn der vonmeinem Beschuldigten oder feinen 
—*— geſtellte Antrag auf Wiederaufnahme nach 
dem eigenen Vorbringen, ohne daß weitere Ermittelungen 
angeftellt werden, als offenbar unbegründet erſcheint, ſo kaun 
das Gericht nach Einziehung der Erkläärung des Staats— 
anwalts in nicht —— Sitzung die Verwerfung be— 
ſchlicßen. 

8.4. Wenn der — — Weiteres G. 3) 
—— ‚wird, jo fest dad Gericht, nachdem die etwa nöthi— 
gen: Ermittelungen ſtattgefunden haben, zur Verhandlung der- 
Sache eine; Öffentliche Sigung an, unter - Senachtichtiguns 
beider Theile. 


Erachtet ed den Antrag auf Wiederaufnahme der Unter: 
ſuchung für begründet, fo vernichtet e8 die ergangene Ent« 
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ſcheidung und verweifet bie Sache, foweit nicht die 88. 5 und 
6 ein Anderes beflimmen, zur nochmaligen Hauptyerhand—⸗ 
lung und Aburtheilung an das Gericht, welches die frühere 
Entſcheidung abgegeben hat. 

$. 5. Iſt der Verurtheilte bereits werftorben, fo hat das 
Gericht entweder felbit, nach Aufnahme des etwa nad) erfor: 
derlichen Beweiſes, die Freiſprechung zu erfennen, oder das 
Geſuch um Wiederaufnahme abzuſchlagen. 

$.6. Auch in anderen Fällen kann daffelbe, bei öffent: 
lichen Klagen jedoch nur. im Einverftändniffe nit der Staats» 
anwaltſchaft, den verurtheilten Beichuldigten fofort freifprechen, 
wenn dazu genügende Gründe bereitd vorliegen. 


Artifel 24. 


Gegen die Entſcheidung über den Antrag auf Wieder: 
aufnahme findet nur das Rechtsmittel der Nichtigkeitsbe— 
ſchwerde gemäß den Beftimmungen der Art. 416 bid 431 der 
St. P.⸗O. ftatt. 


Artikel 25. 


Durch den Antrag des Verurtheilten auf Wiederauf: 
nahme wird die Volftrefung der Strafe nicht gehemmt. Es 
fann jedoch dad nach Art, 21 8. 1 zuftändige Gericht, nad- 
dem die Staatdanwaltichaft mit ihrem jchriftlichen Antrage 
gehört worden üft, die Ausfegung ober Hemmung dur Straf; 
vollftredung anordnen. 


Handelt ed fih um das Urtheil eines Polizeigerichte, 
fo kann dieſes Gericht, fofern nicht bereits eim früherer Ans 
trag auf Wiederaufnahme der Unterfuchung verworfen wor—⸗ 
den ift, verfügen, daß mit der Vellftredung der Strafe bie 
zur Einholung des Beſchluſſes der Rathskammer inne gehals 
ten werden foll. 
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VI. Betreffend die Zuftändigfeit der Anklage— 
fammer und der Rathdfammer. 
Artifel 26. 
$. 1. Hat die Anklagefanımer — ober in Veſchwerde 
inſtanz das Oberappellationsgericht — den Beſchuldigten nur 
an ein Strafgericht oder ein — verwieſen, ſo ſind 


dieſe Gerichte gehalten, die Rechtögrundfäge, welche der Vers 


weigerung ber Berweifung an das Schwurgericht zum Grunde 
gelegt: worden find, beim Urtheile ald maßgebend anzuerfennen. 

$.. 2. Ein Gleiches gilt, wenn durch die Rathskammer 
die Berweifung an ein Volizeigericht erfolgt. 


VI. Betreffend das OESERLTHSEITE * 
Artikel 27. 

Die Gerichtsgebuhren für die Unterfuchung und Ver— 
handlung der bei den Polizeirichtern zur Aburtheilung kom— 
menden Vergehen richten ſich nach den für dieſe Gerichte 
vorgeſchriebenen Sägen (I. B. 1 der Gebührentaxe). 

Artikel 28. 

$. 1. Die Vertheidigungsgebuͤht für die Gegenwart bei 
einem Augenfcheine beträgt 2 bid 4 Thaler. 

$. 2. Für den Auftritt im Beriheidigungstermine wird 
eine, befondere Gebühr nicht berechnet. 


Schlußbeftimmung. 

Das zur Ausführung dieſes Gefeged weiter Erforderliche, 
namentlich die Beftimmung: des Zeitpuncts, wann baflelbe 
ig. Kraft; beit, und die etwa noch erforberlichen Uebergangs- 
beftimmsngen. erfolgen im Verordnungswege. 


Urkundlich Unferer eigenhändigen Ramens + Unterſchrift 


und beigedruckten Großhexzoglichen Inſiegels. 


Gegehen auf dem Schlofie au Eutin, den 10. Ser 1868, 


(L. S) Metem 
v. Röffing, _ 
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Geſetz tür das Großherzogthum Oldenburg, betreffend Neue Beitimmun: 


gen zum Straigelepbuch vom 3. Juli 1858. , , . I 
Oldenburg, den-10. September 1868, 








Wir Hirslans Friedrich Peler, von ‚Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzvg 
von Schleswig, Holftein, Stormarn, der Dithmarfchen 
und Oldenburg, Fürft von Lübeck und ia Herr‘ 
von ever und Kniphaufen ꝛc. ıc: | 
verfünden mit Zuftimmung des ‘Landtags folgende Neue Be: 
ftimmungen zum Strafgejegbuche vom 3. Juli) 1858 als Ge— 
ſes für das Großherzogthum Oldenburg: 
1. Die Art. 318 $. 1. Art. 3a und 327 erhalten ot 
gende Zufäge: 
nn MEAN Artikel 318g. 1. 
m. wer ohne .obrigkeitliche Elaubniß öffentliche — 
veranftaktet 1otier Votterielooſe verkauft. | 
Den Lotterien find’ Hierbei alte öffentlich weränftaltete 
Ausjpielungen Be ae Sachen * 
zu acht AU. 1%) ELBE TEL BEUTE TE | 
ln en BDA 
PER ger" vorfahlich ehnet Me Mike beereſchag ober 
demfelben eine anbcke Melßhandkung — ung 
zuͤfüigt,fbfernbieſtibe —— 5 pe ee heit 
oder die Gliedmaßen dis Vetlehten Arber ir 
fert Ye Folge gehaͤbt Hakl’’addy? elakb Bern IR enge 
bezeichneten erfchwerenden Um Mo vorliegt. 


Die Beftimmungen der ie 176 und 173 fommen auch 
hier zit Anwendung. 


i ‚195 


METER RETTEN, reife 327. , 

‚ins , wer vorſaͤtzlich und —— — Soden, bes 
iehhdigt oder -zerftört, ‚foferm, die, That nicht aus Rache, Bos⸗ 
heit oder Eigennutz geſchehen iſt, auch beiner der in den Art. 
258 8. * At, 259, f- Aetichneten jenen. ‚Umftände 
vorliegt. . Ä 

BL y wer ——— Dünger von. Kedacn,; Wicten oder Wei⸗ 
ven — oder: Knochen gräht oder ſammelt. 
VDie Beſtimmung unter e. iſt aufgehoben. 
in n. Ber en. 337 wird folgender Artikel: eingeſchaltet: 


— Urtilei 397 ——— —— 

— 1. "Hit Selofrafe bis zu fünfzig. Thalern oder Ges 

fängniß bid zu 6 Wochen wird beftraft: 

a. wer zum VBerbrauche für fich oder feine Angehörigen 

Bee, Eßwaaren oder Getraͤnke non unbebeutendem Du 
— wer ‚Getreide: ober: andere zur Fütterung dee Viehe 
— oder geeignete Gegenſtaͤnde lediglich zum Zwecke 
‚der. Berfütterung. an das Vieh des Eigenthümers entwendet; 
c. wer zum Verbrauche oder zur Verarbeitung für ſich 
‚pres: jeine Angehörigen, wenn ‚der Gegenſtand von. unbebeus 
tendem Werthe oder von geringer Quantität ift, 

1. ftehendes Holz aus Hoͤlzungen oder aus Heiden, Fel⸗ 
dern, Ufern oder ähnlichen Ständen, 

‚2. „ober durch Zufall abgefallenes oder umgeworfenes 
Holz, welches noch nicht eingeſammelt, oder mit deſſen 
Zurichtung noch nicht begonnen iſt, oder Holzabfall, 

3. oder Torf vom Moore, oder Haide vom Moore oder 
Haiden, 

4. oder Garten- oder Feldfruͤchte oder andere Boden— 
erzeugniſſe, welche noch nicht eingeerndtet oder einge: 
fammelt find, 

entwendet. 
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8. 2. Wer eine der im 8. E bezeichneten Entwenbun- 
gem’ umter einem ber in Art. 201 gedachten erſchwerenden 
Umſtaͤnde begeht, oder zu begehen verſucht, ſoll — Ber- 
gehend nach Art. 799 befträft werben. 

83. Gegen denjenigen, welcher wegen Diebſtahls oder 
nach 8. 1 wegen Entwendung im Ganzen bereits zwei ober 
mehrere Male beftraft worden iſt, ſoll die neue Enwendung, 
wenn wenigftens in Anfehung' zweier der früheren Beftrafun- 
gen die Straferhöhung wegen Rückfalls nach’ Ark. 57 nicht 
ausgeſchloſſen if, als Vergehen nach Art. 199 beftraft werben. 

8. 4. Das Geſetz für das Fürftenthum Birkenfeld vom 
28. October. 1839 (Gejeg- Sammlung, Band 5 ©. 154) ift 
aufgehoben. 


Das zur Ausführung dieſes Gefeges weiter Grforder: 
liche, namentlicdy die Beſtimmung des Zeilpunets wann das⸗ 
felbe in Kraft tritt, und die etwa noch nöthigen Uebergangs— 
beſtimmungen erfolgen im Verordnungswege. 

Urkundlich Unſerer eigenbändigen Namens - Unterfchrift 
und: beigebrudten Großherzoglichen Inſiegels. 

Gegeben auf dem Schloffe zu Eutin, den 10. — 
1868. 

(L. 8) Peter. 
Tr Röffing 
Roͤmer. 
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Geſetzblatt 


für das: 


Serzogtbum Oldenburg. 


— — 
XX. Ban. (Ausgegeben den 26, Septbt. 1868.) 85. Stüc, 





.BIubalt:: 

N? 145. Belanntmahung des Etaatsminifteriums vom 23. September 
1868, betreffend den Zollanſchluß der Großherzogthümer Med: 
lenburg = Schwerin: und Medlenburg :Strelig, der freien und 
Hanieftabt Lübeck und preußifcher in Medlenburg eingefchloffe: 
ner Gebietötheile x. 

N? 146. Bekanntmachung der Gammer vom 23. September 1868, be: 

treffend Anwendung der Forftordnung vom 28. September 1840 
auf die Hölzungen bes Köters Johann Friedrich Henkenſiefken 
zu Halsbek. 

Berichtigung. 





Ne:145: 
Belanntmahung des Staatsminifteriums, betreffend den Zollanfchluß der 
Großherzogthümer Mecklenburg⸗Schwerin und Medlenburg-Strelig, 
. der freien und Hanfeftabt Lübeck und preußifcher in Mecklenburg 
eingeſchloſſener Gebietstheile sc. 


Oldenburg, den 23: September 1868. 


Unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom 18. 
v. M., betreffend den Zollanſchluß der Großherzogthümer 
Medtenburg : Schwerin und- Medfenburg:Strelig, der freien 
und Hanfeftadt Luͤbeck und preußiſcher in Medlenburg einge: 
ſchloſſener Gebietötheile ꝛc. bringt das’ Staatöminifterium hie 
mit zur öffentlichen Kunde, daß’ der völlig freie Verkehr zwifchen 
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jenen dem Zollverein neu angefchlofienen Staaten ıc. und den 
übrigen Bereinsftaaten mit dem 19. d. M. hergeftellt worben ift. 
In Abficht der einer innern indirecten Steuer unterliegen: 
den Erzeugnifle (Branntwein, Bier und Tabad) findet zwiſchen 
Preußen nebft den dieferhalb mit Preußen verbundenen Theilen 
des Rorbdeutfchen Bundes und den Eingangs gedachten Staa⸗ 
ten ıc., ferner auch dem Herzogthum Lauenburg und den in: 
zwifchen bereitd dem Zollvereine angefchloffenen Hamburgiſchen 
Gebietstheilen ebenfalld ein völlig freier Verlehr Statt, fo 
daß beim Uebergange der gedachten Gegenftände gegenfeitig 
weder eine Abgabe erhoben nod) erftattet wird. . 
Dldenburg, den 23. Scptember 1868. 


Staatsminiſterium. 
Departement der Finanzen. 


Zedelius. 


I Römer. 





M 146. 


Bekanntmachung der Sammer, betreffend Anwendung der Forſtordnung 
vom 28, September 1940 auf die Hölzungen des Köters Johann 
Friedrich Henkenfteften zu Halsbef. 


Dlvdenburg, den 28, September 1868. 


Es wird hiedurch befannt gemacht, daß die in den $$. 21 
bis 46 der Forftorbnung vom 28. September 1840 ertheilten Bor- 
ſchriften hinfichtlich ber unter den Nummern 4, 6, 8, 9, 21—26, 
32 und 33 ber Beilage I. dieſer Borftorbnung bezeichneten 
ftrafbaren Handlungen unter ben im $. 74 folder Forſtord⸗ 
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nung ‚enthaltenen näheren Beftimmungen für anwendbar ers 
flärt find: 
auf die in der Bauerfchaft Halsbek belegenen Hölzuns 
gen des Köterd Johann Friedrich Henkenſiefken zu 
Haldbef, 
und daß die Beauffichtigung folcher Hölzungen dem Heuer: 
mann Johann Lohmeyer zu Halsbek übertragen ift. 
Dldenburg, den 23. September 1868. 


Sammer. 
Janſen. 





Berichtigung. 


In dem am 20. September 1868 ausgegebenen 84. Stück 
XX. Bandes des Geſetzblatts muß es heißen: 

Am Inhalts-Verzeichniß (Seite 773): 
„M 144 Geſetz für das Großberzogthbum Oldenburg 
vom 10. September 1868, betr. Neue Beitimmungen zum 
Strafgelegbudy vom 3. Juli 1858.” 

An den Meberfchriften zu A 141, 142, 143 
und 144. Statt Oldenburg den 10. September 1868: 
„&utin den 10. September 1868. 


Digitized by Google 
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Gefehblatt 


für das 
Serzogtbum Oldenburg. 


XX. Band. (Ausgegeben den 20. October 1868.) 86. Stüd. 





Inhalt: 

N? 147. Regierungs-Bekanntmachung vom 26. September 1868, betreff. 
die Anwendung der Bahn » Polizei: Orbnung für die Bremen- 
Dldenburg : Heppenfer - Eifenbahn vom 1. Juli 1867 auf die 
Eifenbahn von Oldenburg nach Xeer. 

N? 148. Geſetz für das Herzogthum Oldenburg vom 9. October 1868, 
betreffend die Stempelgebühren. 

NS 149. Verordnung vom 9. October 186t, betreffend. bie‘ Zeit des 
Inkrafttretens des Geſetzes vom 9. October 1868, betreffend 

. die Stempelgebühren. 

N? 180. : Minifterinlbefanntmachung vom 12. October 1868, betreffend 
die Ausführung des Geſetzes vom 9. d. M, wegen ber Stem: 
yelgebühren. 





8 147. 


Regierungs-Befanntmachung, betreffend die Anwendung der Bahn-Polizeis 
Ordnung für die BremenDldenburg-Heppenfer:Eifenbahn vom 
rd. Juli 1867. auf die Eiſenbahn von Oldenburg nad Leer. 


Dldenburg, den 236. Eeptember 1888. 


Mit Genehmigung bed Großherzoglichen Staatsminiſte⸗ 
riums wird die: Bahn⸗Polizei⸗Ordnung für die Bremen⸗Ol⸗ 
denburg-Heppenfer-Eifenbahn vom 1.:3uli 1867 (Geſetzblatt 
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Band XX. Stüd 25) hiermit auf bie Dldenburgskeerer-Eifen- 
bahn anwendbar erflärt. i 


Didenburg, aus ber Regierung, 1868 September 26. 


Erdmann. 


Ahlhorn. 





N 148. , 


Geſetz für das Herzogthum Oldenburg, betreffend die Stempelgebuͤhren 
Oldenburg, den 9. October 1868. 


Mir licolaus Friedrich Peler, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holſtein, Stormarn, der Dithmarſchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von Jever und Kniphauſen 2. ꝛc. 

verkuͤnden mit Zuſtimmung des Landtags als Geſetz für 
dad Herzogthum Oldenburg, was folgt: 


| Artikel l. 

8. J. Die Stempelgebühr Fonmit durch Verwendung 
von Stempelpapier oder Stempelmarken, oder. durch Stempe- 
lung zur Erhebung. 

Bei Urkunden, welche vor einer öffentlichen Behörde er: 
richtet werben, kann nach näherer. Beftimmung des Staats- 
minifteriumd auch die Stempelgebühr mit: den: en no⸗ 
tirt und erhoben: werben. 
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$. 2, Bei Urkunden, welche mehrere Bogen erfordern, 
bedarf ed nur zu dem erften Bogen bed Stempels. 


Artifel 2. 


$. 1. Das Stempelpapier ift nad dem —— 


Tarif 


(Anlage A.) zu verwenden. 


$. 2. Es fommt zur Verwendung: 


1. 


2, 


Stempelpapier der erften Claſſe bei Urkunden, welche 
ſelbſtſtändige Rechte oder felbftftändige Verbindlichkei⸗— 
ten zu ihrem Gegenftande haben, ald: Kauf, Tauſch⸗, 
Mieth- und Lieferungsverträge, Schuldverfchreibungen, 
zu welchen auch, vorbehältlih der Beitimmung des 
Art. 5 $. 3, eigene, traflirteigene und Wechſel an 
eigene Drdre gehören, Brautjchag + Berfchreibungen, 
Schenkungen, Gejellihaftsverträge, Theilungsrecefie, 
Vergleiche, vorbehältlicy der Beftimmung des Art. 25 
3. 11, Actien, Anweifungen und dergleichen; 
Stempelpapier der zweiten Claſſe bei Urkunden, 
welche 
a. Nebenrechte und Nebenverbindlichkeiten zu ihrem 
Gegenftande haben, als: Pfandbriefe, Bürgfchaften, 
Cautionen und dergleichen; 
b. Ceſſtonen, Kündigungen oder Quittungen befaffen ; 
ferner bei Jllatenverzeichniffien und Wechfelproteften. 


Artifel 3. 


F. 1. Schriftliche Berlängerungen von Verträgen find 
hinfichtlich ded Stempeld den urfprünglichen Verträgen gleid) 
zu achten. 

8.2. Für die im Art. 2 $. 2 Ziff. 2 a. gedachten 
Rechtsgeſchäfte und für Geffionen kommt der Stempel erfter 
Claſſe in dem Falle zur Anwendung, wenn nicht nacdhgewie- 
jen werden kann, daß zu demjenigen Geſchäft, welches das 
betreffende felbftftändige Recht (Art. 28. 2 Ziff. 1), bezw. die 

4* 
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zu übertragende Forderung begründete, der vorſchriftsmäßige 
Stempel verwendet ift. 


Artikel 4. 


$. 1. Auf einem Stempelbogen zu einem Thaler find 
zu jchreiben: 

a. Teſtamente und andere einfeitige leptwillige Verfü— 
gungen; 

b. Ehepacten, Erbverträge, inkindfchafteverträge und 
dergleichen, fofern fich der Gegenftand derjelben nicht 
zu einer beftimmten Werthfumme: veranfchlagen läßt; 
wenn legteres thunlich, ift Stempelpapier der erſten 
Claſſe zu verwenden. 

$. 2. Auf einem Stempelbogen zu fünfzehn Groſchen 
find zu fchreiben: General-Vollmachten zu Bermögendverwals 
tungen. 

$. 3. Auf einem Stempelbogen zu fünf Grojchen find 
zu ſchreiben: fonftige Vollmachten, einfchließlich Proceßvoll— 
machten. 


Artikel 5. 


$. 1. Gezogene inländiſche Wechſel unterliegen gleich 
nad) der Ausftellung, ausländiiche nad) dem Eingang in das 
Herzogthum, und che ein Geichäft damit gemadt oder Zah- 
lung darauf geleiftet wird, der Stempelabgabe. 

Jeder Inhaber eines noch nicht geflempelten Wechſels ift 
verpflichtet, denfelben fofort zur Stempelung vorzulegen. 


Die Stempelung der Wechſel gefchieht bei den nach 
Art. 17 dazu zu befignirenden Behörden oder Stellen. 


$. 2. Die Stempelabgabe beträgt für Wechjel, deren 
Betrag 400 nicht überfteigt, 5 gſ.; für Wechfel, deren 
Betrag zwar über 400 „F hinausgeht, aber 800 4 nicht 
überfteigt, 10 9f: und fo fort, für jede 400 „f mit 5 gl. 
fteigend. 
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Nah Entrihtung dieſer Abgabe find alle Uebertragungen 
des Eigenthums des Wechſels auf Andere durch Indoſſiren 
und Giriren ftempelfrei. 

$. 3. Derfelben Stempelabgabe unterliegen eigene, tra- 
ffirt-eigene und Wechfel an eigene Ordre, wenn fie nicht ein 
ausdruͤckliches Zinsverfprechen enthalten oder nad) länger als 
6 Monaten zahlbar find. 


F. 4. Wechfel, welche im Auslande ausgeftellt und auf 
einen Ort im Auslande gezogen, innerhalb ded Herzogthume 
in Umlauf fommen, find nicht ftempelpflichtig. 

$. 5. Wird ein gezogener Wechſel in mehreren Erem: 
plaren auögefertigt, jo ift unter dieſen dasjenige ftempelpflichs 
tig, welches zum Umlauf beftimmt if. Auch eine Abfchrift, 
wenn fie zur Uebertragung des Eigenthums an dem Docu— 
mente durch Indofliren oder Giriren benugt wird, unterliegt 
dem MWechfelfteinpel, die übrigen Exemplare find ftempelfrei. 


Artikel 6. 


$. 1. Zu Berficherungsfcheinen und Prolongationsſchei— 
nen über Verficherungen jeder Art, fofern fich biejelben auf 
im Inlande befindliche Perfonen oder Gegenftände, oder auf 
infändifche Schiffe beziehen, ift Stempelpapier erfter Claſſe zu 
verwenden. Der Stempel richtet fi) nady der Höhe ber 
Prämie und ift audy dann zu verwenden, wenn die ‘Brämie 
unter fünfzig Thaler (Art. 25 Ziff. 3) beträgt. 

Der Agent, welcher die Verficherung vermittelt, ift als 
Ausfteller (Art. 20 $. 1) anzufehen. 

$. 2. Inländifche auf Gegenfeitigkeit beruhende Mobi- 
liar-Feuerverficherungs-Gefellfchaften und Hagelverficherungs: 
Geſellſchaften haben alljährlicy bei der mit der Stempelung 
beauftragten Behörde ein Verzeichniß ihrer Theilnehmer ein- 
zureichen, welches mit einem Stempel zu der ſich dadurch er- 
gebenden Summe, daß auf jeden Theilnehmer 11, Sgr. be- 
rechnet werden, abzuftempeln ift. 
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$. 3. Bei denjenigen Bapitals und Rentenverficherungs- 
anftalten, die unvollftändige Einlagen zulaffen, find die In— 
terimdfcheine nicht zu befteuern. 


Artikel 7. 


$. 1. Bei öffentlichen Berfäufen und zwar von Immo: 
bilien auch dann, wenn fie innerhalb 6 Wochen nad) dem 
erftien Verkaufsaufſatze in weiteren Auffägen ftattfinden, rid. 
tet fi) dad Stempelpapier nad) dem Betrage der ganzen ge: 
löften Summe, ‚bei Verheuerungen nach) dem Gefanmtbetrage 
defien, was für die ganze Heuerperiode bedungen ift. 

$. 2. Werden Heuercontracte auf länger ald drei Jahre 
abgeichloffen, oder ift Feine beftimmmte Heuerperiode verabredet, 
jo ift ohne Nüdficht darauf, ob im letzteren Balle eine Kün- 
dDigungsfrift beftimmt worden oder nicht, der Stempel nad) 
dem Betrag der dreijährigen Heuerpräftation zu verwenden. 

$. 3. Bei den unter Mitwirkung einer Behörde abge: 
haltenen Bergantungen und Berheuerungen wird dad Stem— 
pelpapier nicht wirklich verwendet, fondern der Betrag mit 
den Sporteln notirt und erhoben. 


Artifel 8. 


Ucberläßt der Käufer oder Heuermann während der 
Dauer eined Vergantungs- oder öffentlihen Verheuerungs— 
Actes fein Recht an einen Andern, fo bedarf ed dazu keines 
befonderen Stempelpapierd, wohl aber, wenn die Uebertras 
gung nad) dem Schluffe ded Protocolls geſchieht. 


Artikel 9. 


8. 1. Wenn Eltern in Eheftiftungen oder durch fonftige 
Nechtögefchäfte ihr Vermögen ganz oder theilweife den Kin— 
dern verfchreiben oder übertragen, fo wird das Etempelpapier 
nach der Größe des Werthes deſſelben — unter Abzug ber 
darauf haftenden Schulden und des etwa vorbehaltenen Altens 
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theild und ber etwa fonft an die Mebertragenden übernommes> 
nen Reiftungen — genommen. 

$. 2. MUeberträgt ein Grunderbe fein Grunderbrecht an 
einen Miterben gegen eine beftimmte Vergütung, fo richtet 
fi) die. Höhe des Stempelpapierd nady der Größe diefer 
Deraktung 


Nrtifel 10. 


$. 1. Bei Veränderungen im Grundeigenthum in Folge 
einer Veräußerung ift zu dem Geſuch um Umfchreibung in 
den Grund» und Gebäudefteuer-Ratafter oder, wenn das Ges 
fuch bei der Umfchreibungsbehörbe zu Brotocoll gegeben wird, 
zu diefem Protocol Stempelpapier der erſten Claſſe nach dem 
MWerthe des umzufchreibenden Grundeigenthums zu ver 
wenden. 

Iſt die Veränderung. im Grundeigenthum auf Grund 
eined Vertrages erfolgt, bei deſſen Errichtung bereitd Stem— 
pelpapier verwendet worden ift, jo fommt für dad Umſchrei— 
bungsgeſuch Fein Stempelpapier zur Berwendung. 

$. 2. Die Borjchriften des $. 1 finden in gleicher Weife 
auf die rechtlich den unbeweglichen Gütern gleich zu achten: 
den Schiffe von zehn Laft und darüber Anwendung und zwar 
iſt der Stempel bei Eintragung von — 
gen in das Schiffsregiſter zu entrichten. 


Artikel II. 


F. 1. Der Werth von Grundftüden und Gebäuden, 
falld er nicht anderweitig bereits feftfteht, wird zum fünf und 
zwanzigfachen Betrage bed zum Zwed der Veranlagung ber 
Grund» und Gebäubefteuer ermittelten Reinertragesd, bezw. 
Miethwerthed angenommen. 

$. 2. Für vererbliche Nugungen wird der fünfundzwan- 
zigfache Betrag, für Leibrenten oder Nießbraudy auf unbe: 
fiimmte Zeit der zwölfeinhalbfahe Betrag ber einjährigen 
Nugung ald Eapitalwerth angenommen. 
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$. 3. Die Nugung eined Gapitald ift zu vier vom 
Hundert jährlich zu veranfchlagen, fofern nicht ein anderer 
Procentfag aus den Verhandlungen hervorgeht. 


$. 4. Werden in einem Bertrag nicht in Gelde befte: 
hende Leiftungen bebungen, fo find diefelben zum Zweck ber 
GErmittelung des anzumendenden Stempelpapierd nad ihrem 
Mittelmerth zur Zeit des Vertragsabſchluſſes zu fchägen. 


Artifel 12. 


Werden mehrere ftempelpflicdytige Verhandlungen auf den- 
jelben Stempelbogen gefchrieben, fo muß deſſen Werth dem 
Gejammtbetrage der von allen Verhandlungen zu entrichten 
den Stempelabgabe gleichfommen. 


Wenn die verjchiedenen ftempelpflichtigen Verhandlungen 
im Berhältniffe von Haupt und Nebenverträgen zu einander 
ftehen, wird die Stempelgebühr nur von dem Gegenftande 
des Hauptvertrags berechnet. 


Artikel 13. 


Bei Taufchverträgen und Vergleichen ift das Stempel- 
papier nach Maßgabe des Betrag ber Reiftungen besjenigen 
Theild zu verwenden, befjen Leiftungen am höchſten gefchäßt 
werben. 


Artikel 14. 


Es fönnen auf ungeftempeltem Papier gefchrieben wer: 
den, find aber im Falle der Production bei einem Gericht 
mit Stempelpapier zu belegen: 


1. Anweifungen, Connoſſemente, Frachtbriefe und fonftige 
Handelöpapiere; 

2. Quittungen; 

3. Kündigungen. 
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Artifel 15. 


Iſt die, ftempelpflichtige Summe nit in Courant bed 
Dreißigthalerfußes, fondern in einer andern Münze angege- 
ben, fo ift diefelbe auf Gourant zurüdzuführen, und zwar 
Gold (Piftolen, Kronen 1.) nach dem Berhältnig von 10 4 
Gold — 11 Thlr. Courant, jede andere Münze aber nad) 
dem laufenten Gourfe. 


Artikel 16. 


$. 1. Das zum Debit zu gebende Stempelpapier befaßt 
die im anliegenden Tarif aufgeführten Nummern 1—25. 

Iſt für eine Urkunde ein höherer Stempel vorgeichrieben, 
oder der erforderliche Stempelbogen bei dem Debitanten nicht 
zu erhalten, jo find zwei oder mehrere Stempelbogen, und 
zwar jeber zum möglichft hohen Betrage, zufammen zu ver- 
‚wenden, welche, fofern nicht die die Urfunde aufnehmende 
Behörde die Anheftung vornimmt, Foftenfrei von ber mit 
biefer Function beauftragten Behörde angeheftet werden müffen. 
Der Antrag hierauf ift binnen vierzehn Tagen nach Errich— 
tung der Urkunde unter Production derjelben zu ftellen. 

$. 2. Mußte in eiligen Fällen eine Urfunde ohne Bers 
wendung von Stempelpapier aufgenommen werben, fo ift die: 
felbe binnen acht Tagen zur Anheftung ded Stempelbogeng 
zu probuciren. 


Das gilt namentlich auch von den Protocollen über 
meiftbietende Verheuerungen, bezw.  mindeftfordernde Ausver: 
dingungen, welche ohne Mitwirkung einer Behörde abgehalten 
worden find. 


Artikel 17. 

° Die näheren Beftimmungen über die Fälle, in welchen 
die Verwendung von Stempelmarfen ober die Stempelung 
zuläffig ift, und über die dabei zu beobadytenden Formen find 
unter möglichfter Rüdfichtnahme auf. die Erleichterung des 
Berfehrd vom Staat@minifterium zu erlaffen. 
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Artifel 18. 


$. 1. Die im Auslande von Inländern errichteten Ur— 
funden find, foweit fie nicht einen im Auslande befindlichen 
Segenftand betreffen, innerhalb ſechs Wochen bei der be= 
treffenden Behörde (Art. 16 $. 1) zur Verwendung bed vor- 
fchriftsmäßigen Stempels zu probueiren. 

Kann biefe Frift wegen zu großer Entfernung bed Ortes 
ber Aufnahme der Urkunde nicht eingehalten werden — was 
der Befiger der Urkunde glaubhaft nachzuweifen hat —, fo 
muß die Production innerhalb vierzehn Tagen nad) der Ruͤck— 
fehr des Befigers erfolgen. | 

Diefe Beftimmungen gelten auch von allen in dem Aus: 
lande ausgeftelften Berficherungs- und Prolongationsfcheinen, 
fofern diefelben nad) Art. 6 ftempelpflichtig find. 


$. 2. Die im Auslande, fei es von Ausländern oder 
zwifchen Ausländern und Inländern errichteten Urkunden find, 
foweit fie nicht einen im Auslande befindlihen Gegenftand 
betreffen, wenn fie bei einer inländijchen Behörde producirt 
werden, mit dem bier vorgejchriebenen. Stempelpapier zu 
belegen. 

$. 3. Inländiſche Schiffe werden auch dann, wenn fie 
ſich außerhalb des Staatögebiets befinden, nicht ald im Aus: 
lande befindliche Gegenftände angejehen. 


Artikel 19. 


$. 1. Jede Nichtbeachtung der Vorfchriften dieſes Ge— 
jeges wird beftraft: 
a. wenn gar fein Stempelpapier verwendet wurde, mit 


einer Geldftrafe vom vierfachen Betrage ded Stempels 
papiers, weldyes hätte verwenbet werben follen; 


b. wenn ein geringerer, als der vorfchriftsmäßige Stempel- 
bogen benußt ift, mit ber Strafe des vierfachen Be— 
traged ber am richtigen Stempel fehlenden Summe. 
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Die zu erkennende Geldſtrafe fol jedoch nie unter einem 
Thaler betragen. 


Dei gezogenen und ben nah Art.5 $. 3 denfelben gleich 
zu behandelnden eigenen Wechſeln ift die Unterlaffung des 
Gebrauchs des vorgefchriebenen Stempeld mit dem 25fachen 
Betrage desjenigen zu beftrafen, was dadurch der Staatscaffe 
entzogen worden ift. 

$. 2. Bei Wiederholungen fann im erften Rüdfall bis 
auf das Doppelte und in jedem ferneren Rüdfall bis auf das 
Vierfache der im $. 1 beftimmten Geldſtrafe erfannt werden. 

$. 3. Stehen dem Gontravenienten erhebliche Entſchul— 
digungsgründe zur Seite, fo ift dad Gericht berechtigt, anftatt 
auf die Defraudeftrafe ($$. L und 2) auf eine Ordnungsſtrafe 
bis zu zehn Thalern zu erfennen. 

$. 4. Für die Verwandlung der Geldftrafen in Gefäng: 
nißftrafe find die Vorfchriften des Art. 12 8. 2 des Straf: 
gefegbuchd vom 3. Juli 1858 maßgebend. 

$. 5. In allen Fällen ift außerdem Stempelpapier von 
der Höhe des fehlenden Betrages zu der Urfunde zu vers 
wenden und biefelbe zu dem Ende bei der nach Art. 16 $. 1 
zuftändigen Behörde zu probuciren. 


Artifel 20. 


$. 1. Die Strafe foll erfannt werden gegen: 


a. jeden Ausfteller, d. h. Jeden, welcher in einer Urkunde, 
zu welcher das gefegliche Stempelpapier nicht ver: 
wendet ift, eine Erklärung abgegeben hat; 


b. den Nichtausfteller, welcher ald Gigenthümer ober 
ntereffent eine Urkunde, zu welcher das gejeßliche 
Stempelpapier nicht verwendet ift, befist. Bei ben 
ohne Mitwirfung einer Behörde abgehaltenen meift» 
bietenden Berheuerungen oder mindeftfordernden Aus: 
verbingungen trifft die Strafe bes .. nicht 
den Heuermann oder Annehmer. 
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Die Wechfelftempelftrafe (Art. 19 8. 1 Abf. 3) ift zu 
erfennen gegen einen Jeden, welcher als Ausfteller, Präfen- 
tant, Acceptant, Inboffent oder Girant an dem Umlauf des 
ftempelpflichtigen Wechſels Antheil genommen hat. 

$. 2. Der Betrag des zu verwenbenden Stempels ift 
ftetö vom Berurtheilten zu zahlen, unter Vorbehalt des Re: 
grefied gegen Denjenigen, welcher zur Zahlung des Stempel 
bei der Ausftellung verpflichtet war. 

$. 3. Der Inhaber ($. I b.) ift ftraflos, wenn er zu 
der Urfunde innerhalb ſechs Wochen, nachdem er in den Befig 
berjelben gelangt ift, den erforderlihen Stempel hat verwen: 
den laſſen. — Der Nachweis des Zeitpuncted der Beſitz— 
Erlangung ift von ihm zu führen. Der im $. 2 erwähnte 
Regreß fteht auch ihm zu. 

$. 4. Die Stempelftrafe (Art. 19) verjährt mit dem 
Ablauf von ſechs Monaten von dem Zeitpunct an, wo bie 
Urkunde, zu welcher der gefesliche Stempel nicht verwendet 
worden, zuerft zur Kenntnig einer der für die Aufrechterhals 
tung dieſes Geſetzes verpflichteten Behörden (Artifel 24) ges 
langt ift. 


Artifel 21. 


$. 1. Wer wiflentli eine ſchon einmal verwendete 
Stempelmarfe zu ftempelpflichtiaen Schriftftüden verwendet, 
hat außer der Strafe bed Art. 19 eine Geldſtrafe bis zu 
fünfzig Thaler oder verhältnigmäßige Oefängnißftrafe vers 
wirft. 

$. 2. Die Anfertigung unächter und die Berfälichung 
ächter, deögleichen ‚der wifjentliche Gebrauch falfcher oder ver: 
fälfchter Stempelmarfen wird nady Art. 236 des Strafgefep: 
buchs vom 3. Zuli 1858 beftraft. 


Artifel 22. 


Zuftändig zur Erfennung ber im Art. 19, Art. 21 8. 1 
angedrohten Strafen ift dasjenige Amtögericht, in deflen Bes 
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zirf die ungeftempelte Urkunde aufgenommen oder producirt 
ift, oder der Gontravenient feinen Wohnfig hat. 

Das Verfahren richtet ſich nad) den in der Strafproceß- 
ordnung für die Bolizeigerichte erlaffenen Vorſchriften. 


Artifel 23. 


$. 1. Die Strafbeftiimmungen ded gegenwärtigen Ge— 
jeßes finden Anwendung auf alle rechtöfräftig noch nicht ab: 
geurtheilten Uebertretungen der die Stempelabgabe betreffen: 
den bisherigen Verordnungen, infoweit nicht die Anwendung 
der Beitimmungen der legteren zu einem für den Angefchuls 
digten günftigeren Ergebniß führt. 

8. 2. Die noch anhängigen Sachen, welche unter Art. 22 
fallen, find von einem der nach bemfelben — Amts⸗ 
gerichte zu erledigen. 


Artikel 24. 


Alle Gerichts- und Verwaltungsbehoͤrden find verpflich— 
tet, in allen bei ihnen vorkommenden Fällen darüber zu 
wachen, daß die Vorjchriften dieſes Gefeged zur Anwendung 
fommen. 


Artikel 25. 


Bon der Stempelabgabe find befreit: 

1. Alle in Angelegenheiten des Staats ausgeftellten Ur: 
funden, foweit nicht ein Dritter zur Zahlung ber 
Koften verbunden ift; 

2. alle Urkunden, welche in Angelegenheiten der Hofver: 
waltung, der Kirchen, der politifchen, der Kirchen oder 
Schulgemeinden, oder der milden Etiftungen, von 
deren Organen aufgenommen werben, foweit nicht ein 
Dritter zur Zahlung ber Koften verbunden ift, und 
nit Ausnahme von Schuldverfchreibungen über Drit- 
ten gegebene Darlehen und von Urkunden über Kau 
und Berfauf von Grundeigenthum ; 
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. alle Urkunden, deren Gegenftand den Geldwerth von 


fünfzig Thalern nicht erreicht, vorbehäftlich der Aus— 
nahme des Art. 6; 


4. Scyenfungen zu milden ober gemeinnüsigen Zwecken; 


10. 


1; 


12. 


13. 


. Berträge mit Dienftboten, Lehrlingen und Gehülfen 


der Gewerbetreibenden und Schiffsmannfchaften über 
deren Dienftverhältniß; 


. Armenfachen ; 


Berfäufe und Verheuerungen bei Beitreibungen auf 
abminiftrativem Wege; 


. Mobiliarverfäufe und Verheuerungen in Bormund- 


Ichaftsfachen, in welchen das Vermögen ber ſämmt— 
lihen Bupillen nicht 1200 49° beträgt; 


. Quittungen über die Zahlung ded Eapitald und ber 


Zinfen, weldye auf der Schuldverfchreibung felbft oder 
deren beglaubigter Abſchrift gejchrieben find; 


die Urkunden über die Erriditung von Actiengefell- 
ſchaften und die Interimsfcheine folcher in der Bildung 
begriffenen Gefellfchaften ; 

gerichtliche Wergleiche, wenn diefelben erft durch Mit- 
wirfung ded Gerichts zu Stande fommen; 

alle nach Art. 14 im Falle der Broduction mit Stems 
pel zu belegende Urkunden, wenn bie ‘Production zu 
einer Vormundſchafts- oder Buratelacte erfolgt; 


die von einem Banfgefchäfte über bie bei demſelben 
gemachten Depofiten ausgeftellten Empfangsbefcheini- 
gungen und die Duittungen über deren Rüdzahlung. 
Den Banfgeichäften werden gleichgeachtet Vorſchuß— 
und Greditvereine, zu deren Gejchäftsbetriebe die An— 
nahme von Depofiten gehört. Das Staatsminifterium 
wird durch öffentliche Bekanntmachung beftimmen, 
welche Geſchäfte ald Banfgeichäfte im Sinne dieſes 
Geſetzes anzufehen find. 
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Artikel 26. 


Die in Angelegenheiten der -Stedinger Wittiven- und 
Maifen-Societät, der Berner, Delmenhorfter, Rafteder und 
Brafer Witwen» und. Wailencaffen (Regierungs-Bekannt— 
machungen vom 30. September 1836, 15. December 1837, 
7. Auguft 1843, 6. Januar 1844 und 28. Juli 1845), ber 
Schullehrer⸗Wittwen⸗ und Waifencaffe (Conſ.“Bekanntmachung 
vom 3. November 1841), der Vereine der Organiften ic. im 
Kreiſe Delmenhorft zur Entrichtung eined Sterbethalers (Conſ.⸗ 
Bekanntmachung vom 21, Februar 1838), der gleichen Ber: 
eine. in den Kreifen Oldenburg und Dvelgönne zur Entrich— 
tung eined Sterbeguldend (Eonj. Bekanntmachung vom 15. 
September 1840 und 30. November 1846), der Jeverſchen 
Feuer-Verficherungs-Befellichaft (Reg. » Befanntmachung vom 
12. Auguft 1845), der Didenburgifchen Wittwen-, Waifens 
und Leibrentencafje (Art. 13 des Gefeged vom 15. Juni 1361), 
der Didenburgifchen Brandraffe (Art. 9 des Geſetzes vom 15. 
Auguft 1861), der Didenburgifchen und der Jeverfchen Ers 
Iparungscaffe (Art. 14 des Gefeges vom 4. April 1865, bes 
treffend die Oldenburgiſche Erſparungscaſſe und $..12 ber 
Landesherrlih genehmigten Beftimmungen. für bie Jeverſche 
Erſparungscaſſe vom 18. October 1833), fowie ber von Ge 
meinben. zu .errichtenden Sparcaflen (Art. 3 des biefelben 
betreffenden Geſetzes vom 15. April 1865) angeordnete Stem- 
pelfreiheit bleibt nach Maßgabe der besfälligen Verordnungen 
in Kraft. Der Kniphaufer Brandcaffe werden in Bezug auf 
Stempelfreiheit dieſelben Rechte verliehen, welche die Jever: 
iche Feuer-⸗Verſicherungs-Geſellſchaft befigt; desgleichen follen 
die beftehenden Prediger Wittwen- und Waifen-Baffen in dem— 
jelben Maaße, wie die oben genannten Wittwen- und Waifen- 
Gaflen Stempelfreiheit genießen. Ebenfo werben die beftehen- 
den Beftimmungen über die Stempelfreiheit der in Ablöfungs- 
fahren aufgenommenen Urfunden (Art. 140 $. 2 ded Ent: 
ſchädigungögeſetzes vom 14. Detober 1849, Art. 66 '$. 2, ded 
Ablöfungsgefeped vom 1A. Februar 1851, Art. 54 des Ger 
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ſetzes vom 8. April 1851, betreffend Entfchädigung für aufge 
hobene Zwangd- und Bannredhte der Mühlen, Art. 33 des 
Geſetzes vom 8. April 1851, betreffend Entfchädigung für die 
aufgehobenen Freiheiten und Begünftigungen im Beitrage zu 
den Staatd»s und Gemeindelaften, Art. 31 des Geſetzes vom 
15. Mai 1858, betreffend die Ablöfung der Weideberechtiguns 
gen in den Forften, und Art. 27 des Geſetzes vom 22. April 
1864, betreffend die Ablöfung der Weideberechtigungen auf 
fremden Grundftüden), der in Angelegenheiten der ftaatlich 
geregelten Wailerbaugenoffenfchaften aufzunehmenden Urfun- 
den (Art. 153 der Deichorbnung vom 8. Juni 1855), ber 
Dielbriefe (Art. 27 $. 1 des Geſetzes vom 21. Auguft 1856, 
betreffend dad Recht die Oldenburgiſche Flagge zu führen), 
der nad) Art. 19 $. 1 des Münzgeſetzes vom 15. Juni 1857, 
der bei Berfoppelungen und den damit verbundenen Gemein: 
heitd- oder Marfentheilungen (Art. 73 $. 1 des Berfoppes 
lungdgefeßes vom 27. April 1858), ſowie der nady Art. 141 
der Wegeordnung vom 12. Juli 1861 und dem Gefege vom 
28. März 1867, betreffend die Enteignungen zu Eifenbahnen, 
ferner nad) den Gefegen wegen Zwangsabtretungen zur beſſe— 
ren Schiffbarmachung der Sagter Ems und des Aper Tiefe, 
fowie zur Fortführung ded Hunte-Ems-Canals (Gefege vom 
2. Mai 1856 und 27. Februar 1858 aufzunehmenden Urkun, 
ben, deögleichen der Urkunden über Gautiondleiftungen der 
Staatödiener (Art. 12 $. 4 des Eivilftaatsdienergeleged vom 
28. März 1867) durch dieſes Geſetz nicht berührt. 

Die den Waflerbaugenoffenfchaften nah Art. 156 ber 
Deichorbnung zuftehende Stempelfreiheit wird audy auf bie 
Gemeinden, bezw. auf die Genoffenfchaften für öffentliche 
Unternehmungen zur Förderung der Bodencultur in ihren 
unter die Wafferordnung fallenden Angelegenheiten ausgedehnt. 


Artifel 27. 
$. 1. Die dad Stempelpapier betreffenden Beftimmungen 
werden, infoweit nicht gegenmwärtiged Gefeg im Einzelnen ein 
Anderes vorichreibt, hierdurch aufgehoben. 
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$. 2. Die über den Behörbenftempel in den $$. 3 und 
4 der Rebaction vom 26. September 1814 und font getroffe- 
nen Borjchriften bleiben in Bezug auf die Verwaltunge— 
behörden bis weiter in Kraft. 


Artikel 28. 


Die Beftimmung der Zeit ded Inkrafttretens dieſes Ge— 
jeged erfolgt im Verordnungswege. Die zur Ausführung 
defielben erforderlichen Berwaltungs-Borjchriften werden vom 
Staatsminifterium oder mit deſſen Genehmigung erlaffen. 

Urfundlich Unferer eigenhändigen Namens-Unterfchrift 
und beigedrudten Großherzoglicyen Inſiegels. 

Gegeben auf dem Schloffe zu Eutin, den 9. October 
1868. 


(L. S.) Peter: 
Zedelius. 
Römer. 
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1. | von — Abe 25 4 einſchl. 3 
2. „ 25 nn 50 7 ” 5 
3. [7 50 nn 100 ” ” 10 
4. ZI 100 nn 200 „ [7 20 
5. " 200 "nn 300 „ „ — 
b. — 300400, F 10 
7. " 400 "m" 600 ” „ —— 
8. „ 600 7) 177 800 „ „ 20 
|» 800 „ „ 100 „ 10 
10 ” 1000 mn 1200 ” „ — 
11 „ 1200 "nn 1500 " " — 
12 „ 1500 nn 1800 ” ” — 
13 ” 1800 nn 2100 „ ” rg; 
14 „ 2100 (7) 2400 ” „ — 
15 ” 2400 „u 3000 „ ” — 
16 [Z 3000 n,.n 3600 „ ” — 
17 „ 3600 nn 4800 „ „ — 
18 * 4800 —— 6000 „ er 
19 ” 6000 "nn 7200 ” 7 — 
20 ” 7200 nn 00 „ ” u; 
21 ” 9000 7} 12000 „ „ Zur 
22 7 12000 nn 15000 ” ” —— 
23 " 15000 "„ n 18000 " ” Kg 
24. „ 18000 „ ,„ 24000 — — 
25. 24000 nn 30000 „ „ — 


Für jede fernere Summe von und bis 
6000 ⸗ mehr ſteigt der Stempel um 20 ⸗45. 
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ge A. 
Tarif. 








Zweite Elaffe. 





Für eine Summe 


von — Pf bie 150 4 einidl. — 3 
[7 150 nn 300 „ „ — 5 
300 500 — 10 
„ 500 Le 1 1000 „ „ — 20 
2) 1000 "nn 1500 " ” 1 m 
„ 1500 nn 2000 „ „ 1 10 
” 2000 nn 3000 ” „ 2 a 
” 3000 nu 4000 „ [Z 2 20 
” 4000 nu 5000 [7 „ 3 10 
„ 5000 rn 6000 „ „ 4 — 
„ 6000 nn, 7500 Z „ 5 — 
” 7500 "n m 9000 „ „ 6 — 
" 9000 7 10500 [7 ” 7 — 
" 10500 Le 7 12000 „ „ 8 vn 
"” 12000 nn 15000 ” " 10 
„ 1500 „ „ 18000 „ u 12 | — 
” 18000 1 24000 „ ” 16 — 
” 24000 nn 30000 [1 ” 20 — 
[Z 30000 nn 36000 „ „ 24 — 
1 36000 45000 * „ 30 — 
[Z 45000 nn 60000 „ „ 40 — 
[7 60000 nn 75000 ” ” 50 ri 
[7 75000 nn 90000 „ „ 60 — 
„ 90000 nn 120000 [7 7 80 — 
„ 120000 „ „ 150000 „ pr 100 | — 


Für jede fernere Summe von und bis 30000 ⸗ 
mehr fteigt der Stempel um 20 4. 
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JM 149. 


Verordnung, betreffend die Zeit des Imfraftiretens des Geſetzes vom 
9. Dctober 1868, betreffend die Stempelgebühren. 


Eutin, den 9. Dctober 1868. 


Mir Hicolans Fiiedric) Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holftein, Stormarn, der Dithmarfchen 
und Dlvenburg, Fürft von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von Jever und Kniphauſen ıc. xc. 

verordnen in Ausführung ded Artifeld 28 des Geſetzes 
vom 9. Detober d. J., betreffend die Stempelgebühren, daß 
diefed Gefeß mit dem 15. November d. 3. in Kraft tritt. 

Urfundlib Unferer eigenhändigen Namens - Unterfchrift 
und beigedrudten Großherzoglichen Inſiegels. 


Gegeben auf dem Schloffe zu Eutin, den 9. October 
1868, 


(L. 8.) Peter. 


Zedelius. 


Römer. 
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‚150. 


Minifterialbefanntmachung, betreffend die Ausführung des Geſetzes vom 


9. d. M. wegen der Stempelgebühren. 


Didenburg, den 12. October 1868. 


Mit Seiner Königlichen Hoheit ded Großherzogs Höch— 
fter Genehmigung werden zur Ausführung ded Geſetzes vom 
9. d. M., betreffend die Stempelgebühren, nachfolgende Be: 
ftlimmungen getroffen: 


b. 


$. 1. 
(Zu Art. 1 des Gefeges.) 


. Die Erhebung der Stempelgebühr gefchieht im der 


Regel durch Verwendung von Stempelpapier. 


Ter Gebraud von Stempelmarfen ift nur in benjeni- 
gen Fällen und mit Beobachtung. derjenigen Vorſchrif— 
ten geftattet, welche in $. 5 bis 9 angegeben fint. 

Wo das Geſetz bei einem Schriftftüde bie nachträgliche 
Stempelung oder die nachträgliche Belegung mit 


- Stempelpapier vorfchreibt, wird nach $. 7 verfahren. 
. Die in befonderen Fällen etwa verlangte Nachftempe: 


lung durch Einfügung des Wappenftempels geichieht 
bei der Cammer, an welche das betreffende Schrift: 
ftüd einzufenden ift. 

Die im Art. 18. 1 Abfag 2 nachgelaffene Notirung 
der Stempelgebühren mit den Sporteln ſoll, abgejehen 
vom Behördenftempel, bis weiter nur in ben Fällen 


des Art. 7 $. 3 eintreten. 
Der Verkauf des Stempelpapierd und der Stempel: 


marfen erfolgt bei den Amtsrecepturen, ſowie bei den- 
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jenigen fonftigen Stellen, weldye damit beauftragt 
werben. 


$. 2. 
(Zu Art. 6 des Geſetzes.) 

Wenn die Theilnehmerzahl der im Art. 6 $. 2 erwähns 
ten, auf ®egenfeitigfeit beruhenden inländiſchen Verſicherungs— 
gelellichaften eine ungerade ift, mithin die Stempelgebühr durch 
Gaffirung der Hleinften Marken von 3 bezw. 5 Grofchen nicht 
genau erhoben werden kann, fällt der überfchießende Betrag 
der zu zahlenden Gebühr hinweg. 


$. 3. 
(Zu Art. 16 des Geſetzes.) 

Soweit nicht die im Art. 16 $. 1 befprochene Anheftung 
bed Stempelbogend von der die Urfunde aufnehmenden Be> 
hörde bewirkt wird, geichieht foldyes durch das darum ange- 
gangene Verwaltungsamt oder Amtögericht. 


— 8. 4. 
(Zu Art. 17 des Geſetzes.) 


Die Stempelmarfen lauten auf Werthbeträge von 3, 5, 
10, 20 Grofchen, 1, 2, 5, 10 Thalern und find mit bem 
Vermerk „Stempekmarke“, fowie mit der Angabe des Stem- 
pelbetrages, für welchen fie gelten, verfehen. Eine nähere 
Beichreibung der verfchiedenen Marken⸗Sorten, wird in einer 
Bekanntmachung der Großherzoglichen Cammer erfolgen. 


8. 5. 
(Zu Art. 17 des Geſetzes.) 


Die Marken werben dem ftempelpflichtigen Schriftftüd 
aufgeklebt und zwar: 

a. bei MWechfeln auf deren Rüdfeite. Iſt diefelbe noch 

unbefchrieben, fo wird die Marke am oberften Rande 

in der Mitte, wenn fich aber auf der Ruͤckſeite bereits 
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Vermerke (Indoflamente, Blanfos-Inboffamente u.f.w.) 
finden, in der Mitte unter dem legten Vermerk berge, 
ftalt befeftigt, daß oberhalb der Marfe fein, zur Nie: 
berichreibung eined Vermerkes hinreichender Raum übrig 
bleibt. Weitere Indofjamente oder Vermerke werben 
unterhalb der Marfe geftellt ; 


b. bei allen übrigen Schriftftüiden oben links auf dem 
unbefchriebenen Theil der erfien Seite des 1. Bogens. 


$. 6. 
(Zu Art. 17 des Geſetzes.) 


Die Verwendung von Stempelmarfen durch Privatper⸗ 
fonen ohne Mitwirkung ftaatliher Beamten, ift 
nur geftattet, wo Art. 14 die Abfaffung eines Schriftftüdes 
auf ungeftempeltem und beffen nachträgliche Belegung mit 
geftempeltem PBapier im Falle der Production bei einem Ges 
richt zuläßt, alfo 


a. bei Anweifungen, Gonnofjementen, Brachtbriefen und 
fonftigen Handeldpapieren ; 


b. bei Duittungen ; 
c. bei Kündigungen. 


Die aufgeklebten Marken werben dadurch caflirt, daß der 
Inhaber des Schriftftüds in jeder einzelnen Marke ohne Ra: 
fur, Durchſtreichung oder Weberfchrift feinen vollen Namen 
oder die volle Firma nebft Datum und Jahreszahl jegt; reicht 
die Größe der Marke dafür nicht aus, fo genügt ed, wenn 
nur ein Theil auf die Marke, dad Mebrige auf das umge: 
bende Papier gefchrieben wird ; hat der Inhaber die aflirung 
unterlaflen, fo geſchieht fie Foftenfrei von demjenigen Gericht, 
bei welchem das Schriftftüd produeirt wird, nad) den Bor: 
fchriften des $. 7. 
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5: 7, 
(Zu Art. 17 des Geſetzes.) 


Die Verwendung von Stempelmarfen unter Mitwir- 
fung ſtaatlicher Beamten ift geftattet: 

a. bei allen nad) Art. 5 ftempelpflichtigen Wechfeln ; 

b. bei den im Art. 6 $. 1 erwähnten Verficherungsfchei- 
nen und Prolongationdjcheinen über Berficherungen ; 

c. bei den nah Art. 68.2 alljährlidy einzureichenden Mit- 
gliederverzeichniffen inländifcher Berficherungsgefells 
ſchaften; 

d. bei Vollmachten; 

e. bei ſtempelpflichtigen Schriftſtücken, welche ganz oder 
theilweife aus Bordruden beftehen ; 

f, bei Schriftftüden, hinfichtlic deren dad Geſetz eine 
nadjträgliche Stempelung oder ‚die nachträgliche Be: 
legung mit Stempelpapier vorfchreibt. 

Die aufgeflebten Marken werden nicht vom Inhaber 
des Schriftftüds caffirt, fondern von dem Verwaltungsamte 
oder Amtsgericht und zwar dadurch, daß jede einzelne Marfe 
mit dem Zunamen des caffirenden Beamten, nebft Datum 
und Jahreszahl (legtere beiden in Berfürzungen 3. B. 7./8. 
68 ftatt 7. Auguft 1868), fowie mit einem Abdrud des 
amtlichen Stempel® der Behörde Foftenfrei verjehen wird; 
ein Theil des Abpruds muß die Marfe, der andere dad um: 
gebende Papier bededen. Dem caffirenden Beamten ift uns 
erfagt, bereitd aufgeflebte Marfen abzuftempeln, wenn jolde 
mit einem fchriftlichen Vermerk verfehen find. 


8. 8. 
(Zu Art. 17 des Geſetzes.) 
Es ift geftattet, für eine Marfe höheren Werthbetrags 


mehrere Marfen zu verwenden, welche zufammen ben höheren 
Werth erreichen und neben oder untereinander aufgeklebt 


werben. s 
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8. 9. 2 

1. Die Borlegung zur Caſſirung der Stempelmarfen 
hat in den Fällen, wo die Stempelpflicht unmittelbar mit 
oder nach der Aufnahme eines Schriftſtücks oder unmittelbar 
nach dem — deſſelben aus bem Auslande entſteht, 
innerhalb drei Tagen zu etfolgen. Soll indeſſen von dem 
Schriftftüde innerhalb bdiefer. Drei Tage Gebrauch gemacht 
werden oder geht dafjelbe vor Ablauf der 3 Tage ind Aus; 
land, jo muß die Vorlegung vor gemachtem Gebraudye bezw. 
vor dem Ausgange erfolgen. 

2. Wenn dad Geſetz eine Friſt beftimmt, innerhalb 
welcher die Verwendung von Stempelpapier oder die Stem⸗ 
pelung zu bewirken ift, jo bat die Borlegung zur Caſſirung 
innerhalb foldyer Frift zu erfolgen. 


$. 10. 


Wechſel-Formulare fönnen auf befonderen Wunſch ſchon 
vor deren Ausfüllung mit Marken beflebt und leßtere 
caffirt werden. Es wird hierbei nady $. 5 lit. a. und $$. 7 
und 8 verfahren, jedocdy mit der Maßgabe, daß ber cajfirende 
Beamte zugleich den Betrag, für welchen die Marke gelten 
fol, anzugeben hat. Es ift alfo bei Marken zu 5 gi. zu 
bemerfen: „gültig für 400 49," bei Marken zu 10 gſ.: güls 
tig für 800 “fu. |. w. 


$. 11. 
(Zu Art. 25 des Geſetzes.) 


1. Als Banfgefchäfte im Sinne des Art. 25 Ziff. 13 
gelten diejenigen Gefchäfte, weldye, bei Faufmänniicher Buch— 
führung, den Geld» oder Credit-Verkehr zu ihrem Gegenftande 
haben und hierher gehörige Geſchaͤfte nicht blos gelegentlich, 
fondern gewerbsmäßig und im weiteren Umfange betreiben. 

2. Wer fein Geſchäft ald Banfgefchäft im Sinne bes 
Art. 25 Ziff. 13 angefehen wiſſen will, hat ein besfälliges 
Erfuchen an Großherzogliche Cammer zu richten und wird 

3 
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legtere, unter Vorbehalt des Recurſes and Staatsminifterium, 
die Enticheidung abgeben. 


Oldenburg, den 12. October 1868. 


Staatsminiſterium. 
Departement ber Finanzen. 
Zedelius. 


Römer. 


Sr Zr‘ 
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Verordnung fuͤr das Herzogthum Oldenburg, betreffend Einfuͤhrung ver: 
ſchiedener die Rechtspflege betreffender Geſetze. 


Eutin, den 14. October 1868. 


Wir Nicolaus Friedrich Peter, von Gotted Gnaben 
Großherzog. von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holftein, Stormarn, der Dithmarfchen 
und Oldenburg, Fürft von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von. Jever und Kniphaufen x. ıc. 
verordnen in Gemäßheit der Schlußbeftimmungen ber 
Gefege vom 10. September 1868, 
betreffend Abänderung der Art. 266 und 267 des Geſetzes 
vom 2, November 1857 über den bürgerlichen Proceß, 
betreffend Abänderung, bes Gerichtöverfafjungsgefeped vom 
29. Auguft 1857, 


= 
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betreffend Neue Beftimmungen zum Strafgefegbuh vom 
3. Juli 1858, 

betreffend Reue Beftimmungen zur Strafproceßordnung, auch 
zum Gerichtöverfaflungsgelege und zum Gebührengefege, 

für dad Herzogthum Oldenburg was folgt: 


Artifell. 
Die vorftehend genannten Geſetze treten mit dem 1. Ja— 


nuar 1869 in Wirkjamteit. 


Artifel 2. 
Zum Strafgeſetzbuch. 
$. 1. Die Strafbarfeit einer Handlung, welde vor dem 


1. Januar 1869 begangen ift, aber nad) diefem Tage in 
erfter oder zweiter Inftanz zur Entjcheidung fommt, wird nad) 
ben bisherigen Geſetzen beurtheilt. Das neue Gefeg foll je- 
dod) zur Anwendung fommen, foweit defien Vorfchriften mitder 
find, als die des bisherigen Geſetzes. 


$. 2, ft es zweifelhaft, ob eine Handlung vor ober 


nach dem 1. Januar 1869 begangen ift, fo foll dad mildere 
Geſetz eintreten. | 


Artikel 3. 
Zur Strafproceßordnung. 


$. 1. Alle Strafiachen, in denen vor dem 1. Januar 


1869 die Hauptverhandlung 1. Inftanz ftattgefunden “hat, 
oder auch nur begonnen ift, werden nach den bisherigen Ges 
jegen erledigt, auch in Betreff der darnach zuläffigen Rechts— 
mittel, nur daß an Stelle des bisherigen Appellationdgerichts 


ber Appellationsfenat und an Stelle ded bisherigen Dber- 
appellationdgerichtd der Caſſationsſenat ded neuen a 
appellationdgerichts eintritt. 

$. 2. Die Beftimmungen der Art. 3 und 4 des RN 
betreffend Neue Beftimmungen zur Strafproceßorbnung, foms 
men bereitö bei allen Borunterfuchungen, welche zur Zeit der 
Publication diefer Verordnung anhängig EN und .- ein 
geleitet werden, zur Anwendung. 
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$. 3. In den nad) dem 1. Januar 1869 zur Haupt: 
verhandlung fommenden, aber fchon vorher vorbereiteten Straf: 
fachen müflen auch ſchon vor dem 1. Januar 1869 diejenigen 
Voraudjegungen beobachtet werden, welche nad) den neuen 
Beftimmungen für die Hauptverhandlung und Entſcheidung 
der Sache erforderlich find. 

Findet fih, daß an diefen Borausfegungen etwas fehlt, 
jo ift die erforderliche Ergänzung zu verfügen. 


Artikel 4. 
Zum bürgerlichen Proceß. 

Die Zuläffigfeit der Nichtigkeitöbejchwerde gegen die vor 
dem 1. Sanuar 1869 erlaffenen gerichtlichen Berfügungen und 
Enticheidungen wird nad) dem biöherigen Gefege beurtheilt. 

Urfundlich Unferer eigenhändigen Namens» Unterjchrift 
und beigedrudten Großherzoglichen Inſiegels. 

Gegeben auf dem Schloffe zu Eutin, den 14. October 1868. 


(L. S.) Peter. 
von Röffing. 


Janſſen. 


DE We — 
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Bekannimachung des Staatsminiſteriums, betreffend die Ermächtigung bes 
Steueramts Damme zur Ausftelung von Begleitfcheinen I. auf 
Spielfarten. 


Didenburg, den 24. October 1868. 


Das Staatminifterium bringt hiedurch zur öffentlichen 
Kunde, daß dem Steueramte Damme die Ermächtigung zur 
Ausftellung von Begleitfcheinen I. für Berfendungen von 
Spielfarten nady dem Zollvereinsauslande ertheilt ift. 

Dldenburg, den 24. October 1868. 

Staatöminifterium. 
Departement ber Finanzen. 
Zebeliuß. 


Römer, 
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Regierungsbefanntmachung, betreffend Patent für den Zymotechniker 
W. Singer in Berlin auf einen Effig-Generator. 


Dlvdenburg, den 22. October 1868. 


Mit Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs Höchſter 
Genehmigung ift dem Zymotechnifer W. Singer in Berlin 
ein Patent auf einen von ihm erfundenen Effig-Öenerator, 
foweit ſolcher als eigenthümlich und nody nicht bereits befannt 
zu betrachten ift, für dad Herzogthum, auf die Dauer von 
5 Jahren, unter der näheren Beſtimmung ertheilt, daß das 
Patent erlöfchen ſoll, wenn nicht innerhalb Jahresfrift, vom 
Tage der Berfündigung angerechnet, nachgewieſen wird, daß 
dafjelbe im Großherzogthum Didenburg zur bleibenden An 
wendung gekommen ift. 

Didenburg aus der Regierung, 1868 October 22. 


Erdmann. 


Breveruß, 
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Belanntmahung des Stantsminifteriums, betreffend den Anſchluß Preu: 
iicher und Hamburgifcher Gebietstheile an den Zollverein und 
die Errichtung eines zollvereinsländiichen Hauptzollamts in Hamburg. 

Dldenburg, den 5. November 1868. 


Nachdem der Bundesrat ded Zollvereind auf Grund 
bed Artifeld 6 des Vertrages vom 8. Juli 1867 wegen Fort: 
dauer des deutſchen Zolls und Handelsvereins befchloffen hat, 
daß die Artifel 3 bis 5 und 10 bid 20 ded gedachten Ber: 
trages in verfchiedenen, zum Gebiete der Preußiſchen Monarchie 
und ber freien Stadt Hamburg gehörigen, biöher von ber 
Zollgrenzg, ausgeichloffen gebliebenen, Landestheilen in Wirk 
famfeit treten follen, und der Zeitpunft hierzu durch Beſtim— 
mung des Präaſidiums auf den 1. November d. J. feftgefegt 
worden ift, find die folgenden Landestheile von biefem Zeit: 
punkte an in ben Berband des Gefammtzollvereind aufge: 
nommen tworden, nämlich: 
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I. Die zur preußifchen Monarchie gehörigen Elbinfeln 
Dverhafen und Finfenwärder-Blumenfand, fowie bie 
Preußiſchen Antheile der Landſchaft Kirdywärbder. 

1. Die folgenden Hamburgifchen Gebietstheile: 

1. Im Norden von Hamburg: 

Die BVoigteien Langenhorn, Groß-Borftel, Fühle: 
büttel, Klein-Borftel, Ohlsdorf, die Voigtei Alfter: 
dorf, mit Ausfchluß eines füdlich von dem Dorfe 
gleihen Namens befegenen Theild, und der nord— 
öftliche Theil der Voigtei Barmbeck bis zur Nordſeite 
des Dorfes gleichen Ramens. 

. Im Sübdoften von Hamburg: 

Außer den nach der Bekanntmachung vom 7. März 
b. 5. bereits feit dem 11. Sebruar d. J. ange: 
Ichloffenen Hamburgiichen Gebietstheilen: 

Die Bierlande, die Boigteien Reitbroof, Ochſen— 
wärder, jedoch mit Ausſchluß des weftlich von der 
Hamburgiichen Accifelinie belegenen Theild und von 
der Voigtei Billwärder-Ausfchlag der öftlih von 
Rothenburgsort und füdlih von der Berlin Ham: 
burger Eifenbahn belegene Theil. 

3. Im Süden von Hamburg: 

Die Voigtei Moorburg. 

4. Im Amte Ritebüttel: 

Dad Amt NRipebüttel, die Flecken Rigebüttel und 
Gurhaven, mit Ausichluß des Cuxhavener Außen 
deiches. 

Die zu J. erwähnte Inſel Finkenwärder-Blumenſand und 
bie zu II. 3. und 4. bezeichneten Landestheile find dem Geſchaͤfts— 
bezirfe des PBrovinzials Steuer: Direktor zu Hannover, bie 
übrigen zu I. und U. gedachten Randestheile aber dem Ges 
ſchäftsbezirke des Provinzial-Steuer-Direktors für Shleswig— 
Holſtein hinſichtlich der Verwaltung der Zoͤlle und der inneren 
indirekten Steuern angeſchloſſen. 

Die Grenzbewachung gegen die vorgedachten Gebiets— 
theile dauert wegen der zu erhebenden Nachſteuer einſtweilen 


to 
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fort und es bleibt die Bekanntmachung des Zeitpunftes, mit 
welchem ber vollftändige freie Verkehr eintritt, noch vorbehalten. 

In Abficht der einer innern indireften Steuer unter: 
liegenden GErzeugniffe — Branntwein, Bier und Tabad — 
findet zwifchen Preußen und den dieferhalb mit ‘Preußen ver: 
bundenen Theilen des Norddeutichen Bundes einer Seitd und 
den vorgedachten Landestheilen anderer Seits Fünftig ein 
völlig freier Verkehr ftatt, fo daß beim Uebergange ber ge: 
dachten Gegenftände gegenfeitig weder eine Abgabe erhoben 
noch erftattet wird. Bis zum Zeitpunft des Eintritts ber 
vollen Verkehrsfreiheit bleibt ijedocy der abgabenfreie Ueber: 
gang, für Branntwein und Tabak, welche aus den neu an: 
gefchloffenen Landestheilen kommen, ausgefegt. 

Endlich wird zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß vom 
31.9. M. ab in Hamburg ein zollvereindländifches Haupt: 
zollamt unter der Leitung des Provinzial-Steuer-Directord 
von Schleswig. Holftein in Wirffamfeit getreten ift. Daſſelbe 
übt als Grenz, Ein: und Ausgangs-Amt die Befugniffe 
eined Hauptzollamts mit der Maaßgabe aus, daß von dem— 
jelben einftweilen Abfertigungen fiir den Verkehr auf der Elbe 
nicht ertheilt werden. 

Oldenburg, den 5. November 1868. 

Staatsminifterium. 
Departement der Finanzen. 
Zebeliuß. 


Römer. 
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Waflerordnung für das Herzogthum Dfdenburg. 
Altenburg, den 20. November 1868. 


Wir Nicolaus Fciedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holſtein, Stormarn, der Dithmarſchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von ever und Kuiphaufen ac. xc. 


verkünden mit Zuftimmung ded Landtags ald Geleg für 
das Herzogthum Oldenburg die nachftehende Wafjerordnung. 


838 
Urkundlich Unferer eigenhändigen Namens-Unterſchrift 
und beigedruckten Großherzoglichen Infiegels. 


Gegeben auf dem Schloffe zu Altenburg, den 20. Novbr. 
1868. 





(L. $.) Beter "5 
von Berg. 
„Boldinger. 
Wafjerordnung 


für das Herzogthum Dldenburg. 


Abfihnitt I. 
Allgemeine Beftimmungen. 


Artikel J. 
Gegenſtand des Geſetzes. 
$. 1. Die Inftandfegung, Unterhaltung und Benutzung 
der MWafferzüge, ſowohl der öffentlichen, wie der nicht öffent» 
lichen, wird durdy dies Geſetz geregelt. 
$. 2. Das Geſetz findet feine Anwendung : 
a. auf die unter die Deichordnung vom 8. Juni 1855 
fallenden Grundſtücke, vorbehäftlich der Beſtimmungen 
im Art. 11 $. 4 und Art. 32 8. 2; Ä 
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b. auf bie öffentlichen Gewäſſer ded Staates. 

$. 3. Deffentlihe Gewäfler des Staates find: 

a. Die Weſer. 

b. Die Ochtum vom Hafenpla zu Ochtum abwaͤrts. 

c. bie Lethe von der Einmündung des Hunte » Emsd- Gas 

nals in diefelbe bis zur Vereinigung mit der Hunte. 

d. 1. die Hunte von der Einmündung ber Lethe bis zur 
Abzweigung des Hunte⸗Ems-Canals in der Damm⸗ 
foppel. 

2. bie Hunte von ber Einmuͤndung ded Hunte «Ems; 
Ganald unterhalb der Stabt Oldenburg ftromabs 
waͤrts. 

e. Die Sagterems von der Landesgrenze aufwärts bis 

Scharrel. 

f. Die Barßelerems von der Landesgrenze aufwärts bis 

Barfe. | 

g. Das Aper Tief von der Landesgrenze aufwärts bie 

Alpen. 

h. Sonftige Slußftreden, welche vom Staat zum Zwede 
der Schifffahrt übernommen werben. 

i. Die vom Staat unterhaltenen Schifffahrtscanäle. 

k. Das Zwilchenahner Meer. 


Artikel 2. 
Deffentlihe Waflerzüge. 


$. 1. Deffentliche Waflerzüge im Sinne dieſes Geſetzes 


find diejenigen Fluͤſſe, Bäche, Candle und Zuggräben, deren 
öffentliche Eigenſchaft durch Eintragung in das Waſſerzugs— 
regifter (Art. 8) anerkannt ift. 


$. 2. Zum öffentlichen Waſſerzuge gehört nicht allein 


das Bett, fondern auch die Uferboffirung einjchließlich ber er⸗ 
forderlihen Abuferungen (Banquettd). 


8. 3. Die öffentlihen Waflerzüge find Eigenthum ber 


Gemeinden. 


1° 
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Abfchnitt II. 
Behörden. 


Artikel 3. 
Stellung des Amtes und des Gemeindevorſtandes. 

g. 1. Die Aufſicht über die öffentlichen Waſſerzüge, ins— 
beiondere die Ueberwachung der Inftandjegung, Unterhaltung 
und Benugung derfelben, fowie die Erlaffung der in dieſer 
Beziehung. erforderlichen Anordnungen und Verfügungen, fteht, 
foweit nicht in den Art. 43 und 44 etwas Anderes beftimmt 
ift, den Aemtern zu. 

In den Städten erfter Elaffe treten ftatt der Aemter bie 
Stadtmagiftrate ein. 

$. 2. Dem Amte fteht ein von ber Regierung dazu 
beauftragter Techniker zur Mitwirfung bei der Erledigung 
folcher Gefchäfte, welche eine beſondere BASINDNE erfordern, 
zur Seite. 


$. 3. Innerhalb der Gemeinden liegt die nächfte Aufficht 
über den Zuftand der Waflerzüge, fowie die Ueberwachung 
der Ausführung der amtlichen Anordnungen den Gemeinde- 
vorftänden unter Beihilfe der Bauervögte ob. 

s.4 Wo fi ein Bedürfniß dafür ergiebt, können für 
eine ganze Gemeinde oder einzelne Bezirfe derfelben von dem 
Gemeindevorftande nach Art. 105 8. 2 der Gemeindeordnung 
im Ginverftändniffe mit dem Amte, an Stelle der Bauervögte 
befondere Wafjervögte beftellt werden, weldye innerhalb ihres 
Geſchäftokreiſes die Befugniſſe der Bauervögte haben. 


Artikel 4. 
Stellung der Regierung. 
$. 1. Die Oberaufficht über die öffentlichen Wafferzüge 
wird von der Regierung geführt. 
$. 2. Für die technifche Bearbeitung der Wafferbaufachen 


unter der Regierung ift die Weg: und Wafferbau - Direction 
die zuftändige Behörde. 
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Die Befugniß der Regierung mit der Bearbeitung eins 
zelner Waflerbaufachen andere Technifer zu beauftragen, ift 
dadurch nicht ausgejchloffen. 


Artikel 5. 
Entfcheidung von Streitigkeiten und Zweifeln. 


$. 1. Streitigfeiten und Zweifel über die Inftandfegung, 
Unterhaltung und Benugung der öffentlichen Wafferzüge nach 
Maßgabe dieſes Geſetzes werden, foweit die Entjcheidung 
in erfter Inftanz nicht der Regierung übertragen ift, von den 
Aemtern entſchieden. 

$. 2. Auf eingelegten Recurs entfcheidet die Regierung 
in zweiter und legter Inftanz über alle Zweifel und Streitig- 
feiten, über welche die Aemter in erfter Inſtanz entfcheiden. 

$. 3. In denjenigen Fällen, in welden nach biefem 
Geſetz die Regierung in erfter Inftanz entjcheidet, geht der 
Recurd an dad Staatdminifterium. 


$. 4. Das Recht des Recurſes fteht gegen Berfügun- 
gen ded Amtes, bezw. der Regierung auf Grund der Art. 8 
$. 3, Art. 9 8. 4, Art. 11 8. 2a, Art. 20 8. 2 diefes Ge- 
ſetzes (im legteren Falle außer dem Antragfteller) nicht allein 
dem Gemeinderath, fondern auch jedem betheiligten Uferans 
lieger zu. 

$. 5. Der Recurs ift. innerhalb 8 Tagen nad Eröff: 
nung oder Zuftelung der Entjcheidung bei der entſcheidenden 
Behörde einzulegen und innerhalb fernerer 3 Wochen bei der 
Behörde, an welche er gerichtet ift, einzuführen. 

$. 6. Dem Recurs kann, wenn Gefahr im Berzuge ift, 
von der in erfter Inſtanz enticheidenten Behörde die auf: 
Schiebende Wirkung abgefchnitten werten. 


| $. 7. Die Beitreibung der rüdftändigen Beiträge, fowie 
ber zur Hebung beorderten Koften und Bruchgelder gefchieht 
im Berwaltungswege. 
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8.8. Bei Streitigfeiten über im ‘Privatrecht begründete 
Berechtigungen in Betreff der öffentlichen Wafferzüge tritt zu= 
nächft eine Regelung von Seiten bed zuftändigen Amtes ein. 

Wer mit deſſen Ausfpruch nicht zufrieden ift, hat inner= 
halb 6 Wochen nach der Eröffnung oder Zuftellung der regeln- 
den Verfügung beim Gerichte Klage zu erheben, widrigenfalls 
es bei der erfolgten Regelung fein Bewenden behält. 

Wird Klage erhoben, jo verbleibt ed bis zur jchlüfftgen 
gerichtlichen Enticheidung bei der geichehenen Regelung. 


Artikel 6. 
Koften. 


$. 1. Für die_amtlihen Verhandlungen der Verwal» 
tungsbehörben find von ben Gemeinden und Genofienichaften 
weder Sporteln noch fonftige Koften mit Ausnahme von 
Tagegeldern, foweit ſolche beftehenden Vorſchriften gemäß zu 
zahlen find, Transportfoften und Ausfertigungsgebühren zu 
entrichten. 

$. 2. Bei Entfcheidungen von Streitigkeiten werden Spor- 
teln und Koften denjenigen berechnet, denen ſie nach allge: 
meinen Nechtögrundfägen zur Laſt fallen. 


Abfchnitt III. 
Bon den Öffentlichen Waflerzügen. 


A. Inftandfegung und Unterhaltung der öffent- 
lihen Wafferzüge. 


Artifel 7. 
Zuftand der öffentlichen Wafferzüge. 
Die öffentlichen Wafferzüge find in ſolchen Stand zu 
fegen und darin zu unterhalten, daß fie das aus ihrem 
Gebiet auf natürlichem oder fünftlihem Wege ihnen zus 
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‚ fließende Wafler regelmäßig aufnehmen und unnachtheilig ab» 
leiten können. 


Artikel 8, 
Mafferzugsregifter. 


$. 1. Für jede Gemeinde ift ein Regifter der innerhalb 
derfelben belegenen öffentlihen Waſſerzüge (Art. 2 $. 1) auf: 
zuftellen und ftet8 vollftändig zu erhalten. 

$. 2. Der Entwurf des Mafferzugsregifterd ift vom 
Gemeindevorfteher auszuarbeiten, dem Gemeinderath zur Prü- 
fung vorzulegen und mit deffen Bemerfungen beim Amte ein« 
zureichen. 

8. 3. Das Amt hat, nach etwa nöthig befundener Bes 
richtigung des Entwurfs, die öffentliche Auslegung deffelben 
während eines Zeitraums von wenigftens drei Wochen zu 
verfügen und daß dies gefchehen, mit der Aufgabe befannt 
zu madjen, daß diejenigen, welche gegen den Entwurf Ein: 
wenbungen erheben, in&befondere einen in denjelben aufge 
nommenen Wafferzug als Privatwaflerzug oder in bemfelben 
nicht eingetragene PBrivatberechtigungen in Anfpruch nehmen 
wollen, ihre Einwendungen oder Anfprüche innerhalb vier 
Wochen von der Beröffentlihung der Bekanntmachung anges 
rechnet, anzumelden und zu begründen haben, widrigenfalls 
fie mit benfelben bei Feftftellung des Waſſerzugsregiſters nicht 
weiter ‚gehört werben. 

Diefe Bekanntmachung ift zweimal in den Oldenburgi— 
chen Anzeigen zu erlaffen, auch an brei nad) einander fol- 
genden Sonntagen und die Zwifchenzeit hindurch im Gitter— 
faften der Gemeinde anzuheften. 

$. 4. Nach Ablauf der in $. 3 gedachten Frift hat das 
Amt, wenn feine Cinwendungen gegen dad Regifter erhoben 
find, und ed felbft dabei fein Bedenken findet, daſſelbe an 
bie Regierung zur Genehmigung einzufenden, im anderen 
Galle aber mit den erhobenen Einwendungen und feinen Be— 
benfen zuvörberft dein Gemeindevorftande wieder zuzufertigen 
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und biernähft, nachdem es die vorgefommenen Zweifel und 
Unrichtigfeiten, foweit biefelben auf die Feftftellung des Re— 
giſters von Einfluß find und feiner Zuftändigfeit unterliegen, 
entichieden hat, das Regifter mit fümmtlichen Verhandlungen 
ber Regierung zur Feftftellung vorzulegen. 

$. 5. Das feftgeftellte Waflerzugsregifter hat hinſichtlich 
aller die öffentlihen Waflerzüge (Art. 2 $. 1) betreffenden 
Angelegenheiten volle Beweiskraft und gilt jo lange für rich» 
tig, bis eine Unrichtigfeit deffelben nachgewiefen wird. 

$. 6. Die nüheren Borfchriften über die Einrichtung 
und Erhaltung des Waflerzugsregifterd werben von ber Res 
gierung erlaflen. 


Artikel 9. 
Beſtick. 


$. 1. Die Grundlage für die Inſtandſetzung der öffent— 

lichen Wafferzüge (Art. 2 8. 1) bildet der Beftid. 

$. 2. Die Feftftellung des Beſticks erfolgt 

a. bei Wafferzügen, welche Grundftüde mehrerer Amts» 
bezirfe berühren, durdy die Regierung. 

b. bei Wafferzügen, weldye nicht Grundſtücke mehrerer 
Amtöbezirfe berühren, durch das Amt. 

8. 3. Der Entwurf des Beftids ift: 

a. in den Fällen des $. 2 a. von dem Technifer (Art. 3 
$. 2) unter Zuziehung der Gemeindevorftände aufzu- 
ftellen ; 

b. in den Fällen des $. 2 b. vom ©emeindevorftande 
oder wo mehrere Gemeinden betheiligt find, von den 
Vorſtänden derfelben gemeinſchaftlich, foweit nöthig 
unter Mitwirfung des Technifers (Art. 3.8. 2), auf- 
zuft in. 

‚2 +. Das Verfahren bei der Prüfung’ und Auslegung 
de? Entwurfs, fowie bei der Entfcheidung über die gegen den» 
felben erhobenen Einwendungen richtet fich nach den Beſtim— 
mungen bed Art..8 88. 2 bie 4, 


845 


Ob die Bekanntmachung ber Auslegung des Beſticks 
auch in den Ofdenburgifchen Anzeigen zu erlaſſen ift, bleibt 
dem Ermeflen des Amtes überlaflen. 

$. 5. Nach Feſtſtellung der Beſticke find biefelben in 
das Waflerzugsregifter einzutragen. 

$. 6. Bei nothwendig werdenden Aenderungen bes Ber 
ſticks kommen die Vorfchriften der 88. 2 bid 5 in Anwen- 
dung. 
$. 7. Ueber die Ausführung der nach dein Beſtick er— 

forderlichen Arbeiten beftimmt die benfelben feitftellende Be— 
hörde ($. 2). 

$. 8. Der feftgeftellte Beſtick hat die gleiche Beweidfraft, 

wie dad Waflerzugsregifter (Art. 8 $. 5). 


Artifel 10. 
Inftandfegungss und Unterhaltungspflicht der Gemeinde. 


$. 1. Die Inftandfegung der öffentlichen Wafferzüge 
liegt innerhalb ihrer Bezirke den Gemeinden ob. 

$. 2. Wenn die zur Inftandfegung und Unterhaltung 
eined Fluffes oder größerer Bäche erforderlichen Arbeiten von 
fo bedeutendem Umfange find, daß deren Ausführung nad) 
dein Ermeflen der Regierung bie verpflichtete Gemeinde zu 
fehr belaften würde, jo fönnen diejenigen benachbarten Ges 
meinden,. für weldye die Inftandfegung und Unterhaltung des 
MWafferzuges ebenfalld von Nugen jein wird, zur Beihülfd- 
leiftung nach einem von der Regierung zu beftimmenden Ber: 
hältniß herangezogen werden, Die Gemeinderäthe der heran 
auziehenden Gemeinden find darüber vorher zu hören. 


$. 3. Bei Ausweilungen von zur Verfügung des - 
Staatd ftehenden uncultivirten Flächen liegt dem Etaate, 
bei Theilungen von Marfen und Gemeinheiten oder Ausweis 
jungen aus denfelben auf den Antheil der Genoſſen oder In— 
tereffenten, ‚diejen. Letzteren die Verpflichtung zur erften In— 
ſtandſetzung -der erforderlichen öffentlichen Wafferzüge ob. 


‚846 


Die durch bereitd ausgeführte Theilungen oder Auswei- 
fungen begründeten Verpflichtungen zur Inftanbfegung von 
Mafferzügen werden durch dieſes Geſetz nicht geändert. 


Artifel 1. 
Beitragsverhältniß. 


$. 1. Die Koften der Inftandfegung und Unterhaltung 
der öffentlichen Waflerzüige (foweit legtere den Gemeinden ob» 
liegt), find innerhalb der verpflichteten, bezw. der nad) Art. 
10 $. 2 herangezogenen Gemeinden von den Grundftüden 
nad dem Grundſteuer-Reinertrage aufzubringen. Jedoch kann 
der Gemeinderath beichließen, die der Gemeinde obliegenden 
Arbeiten ganz oder theilweile durch Natural-Arbeit beichaffen 
zu laffen. In diefem Falle ift die Beitragspflicht nach Claſſen 
zu regeln, welche nad) den GrunditeuersReinerträgen vom 
Gemeinderat) mit Genehmigung der Regierung feftzufegen 
find. 


$. 2. a. Iſt die Anlage eined neuen oder eine erheb- 
liche Befticferweiterung eines beftehenden Waſſer⸗ 
zuges für einzelne Grundbeſitzer mit erheblich 
größerem Nugen verbunden, als für bie übri= 
gen, fo können die bei ber Anlage vorzugs— 
weife betheiligten Grundftüde auf Beichluß des 
Gemeinderathed zu einem ihrem Nugen ent= 
fprechenden außerordentlihen Beitrage heran- 
gezogen werben. 


b. In Ermangelung einer gütlichen Bereinbarung 
zwifchen den beteiligten Befigern folcyer Grund— 
ftüde und dem Gemeinderathe über die Höhe 
des Beitrags und die Art feiner Bertheilung 
auf die einzelnen Grundftüde ift die Feititel- 
lung vom Amte auf Grund einer vom Bezirks— 
abjchäter, Gemeindeabfchäger und unter Mit- 
wirfung des Fortfchreibungsbeamten an Ort 
und Stelle vorzunehmenden Schägung nach 
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Anhörung ded Gemeinderathd und ber Bethei- 
ligten über das Ergebniß,der Schägung vor: 
zunehmen. 
$. 3. In den Stadtgemeinden können mit Genehmigung 
der Regierung die Gebäude zugezogen werben. 
$. 4. Deichpflidytige Grundftüde und die darauf ftehen- 
ben Gebäude find vom Beitrage, foweit nicht befondere Ver: 
pflichtungen beftehen, ausgenommen, 


Artikel 12. 
Verpflichtung der Uferanlieger. 


8. 1. Die Unterhaltung der öffentlichen Waflerzüge liegt 
ben Befigern der an denjelben belegenen Grundſtücke (Uferan- 
liegern) ob. 

Die beftehende Verpflichtung der Stadt Didenburg zur 
Unterhaltung gewifler Streden der Hunte, wird durch dieſe 
Beftimmung nicht geändert. 

$. 2. Die Unterhaltungslaft umfaßt: 

a. die Reinhaltung der Uferdoffirung und des Ufers von 
Schilf, Auswurf und Räumerde und foweit erforder, 
ih von Bäumen und Geſträuch; 

b. die Reinigung des Ylußbettes von Waflerpflanzen und 
Schlamm bis zur Mitte ded Wafferzuges, foweit dies 
mit gewöhnlichen Werkzeugen vom Ufer aus geiche- 
hen fann. 

c. das Abftechen der Anlandungen, ber Einfenfungen und 
das Herausichaffen von Sand, Holz ıc. aud dem 
Flußbett bis zur Mitte deffelben, foweit ſolches nicht 
fünftliche Vorrichtungen erfordert oder verhältnigmäßig 
hohe Koften verurfacht. 

d. die Verpflichtung des Uferanliegers zur unentgeltlichen 
Landabtretung, zu Eleineren Berbreiterungen und Bes 
gradigungen. 

1. Dieje Abtretung hat bis zum Betrage von einer 
Duabdratruthe Kataftermaß auf je hundert Fuß 
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UÜferlänge, ohne Rüdfiht darauf, an weldyer Stelle 
und in welcher Form die Abtretung erforderlich wird, 
zu erfolgen, kann indeß von bderfelben Uferftrecfe 
nur einmal verlangt werden. 


2. Der Uferanlieger fol jebody für jede zufammen= 
hängende Randabtretung, wenn folhe auch nur an 
einer Stelle die Breite von 4 Fuß überfchreitet, ent— 
ſchädigt werden. 


Diefe Entfchädigung foll beftehen in tem vierzigfachen 
Betrage des Kataftral- Reinertragd der betreffenden Kataſter— 
parcelle nady Maßgabe der abgetretenen Flädye. Erhebt der 
Entichädigungdberechtigte oder der Gemeindevorftand den Ein- 
wand, daß die Befchaffenheit des abzutretenden Trennſtücks 
nicht mit der durchfchnittlichen Befchaffenheit und Güte der 
ganzen Katafterparcelle in Gulturart und Güte übereinftimme, 
fo ſchätzt der Gemeindeabichäger die Bulturart und Clafſe 
des Trennſtücks befonderd ab umd tritt hiernady die Ent: 
Ihädigung in gleicher Weife ein, 


$. 3. Nach Bereinbarung der Uferanlieger fann mit Zus 
ftimmung bed Gemeindevoritandes die Unterhaltungslait ges 
wiffer Wafferzüge oder Streden derſelben nad) Daumenrecht 
geregelt werben. 


$. 4. Die Nugung des an den Uferdoffirungen der öffent: 
lichen Waſſerzüge wachjenden Graſes, Schilfes ıc., fowie des 
ausgeworfenen Schlammes und Sandes fleht den Uferanlies 
gern zu. 


$. 5. Unterbaltungsarbeiten, welche über die im $. 2 
angegebenen Verrichtungen hinausgehen, find von ben Ge— 
meinden zu beichaffen. 


$. 6. Deffentliche Wafferzüge, welche an Wegen entlang 
führen (Art. 25 8. 5 der Wegeordnung) find, wenn ihr Be: 
ftit die doppelte für Weggräben im Art. 62 der MWegeord- 
nung vorgefchriebene Breite überfteigt, von dem Wegepflich— 
tigen in halber Breite und Tiefe, fonft nach den Beftimmuns 
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gen der Wegeordnung in ber für MWeggräben regelmäßigen 
Breite und Tiefe zu unterhalten. 


Artifel 13. 
Uferſchutz. 
Die Sicherung der an öffentliche Waflerzüge gren— 


—— Srundftüce gegen Abbruch oder Abipülen (der Ufer- 
ſchutz) ift Sache der Befiger dieſer Grunpdftüde. 


8.2.a. Wird der UÜferfchug zur Erhaltung des Beſticks 


des öffentlichen Waflerzuges. nothwendig, fo hat 
der Landanlieger denfelben zu beichaffen, es fei 
denn, daß das Grundftüd dadurch unverhältniß- 
mäßig belaftet wird. 


. ft dies der Fall, fo find die das billige Maaß 


der Verpflihtung des Uferanliegerd überfchreiten: 
den Leiftungen und Koften-von der Gemeinde zu 
übernehmen. 


c. Wird das Bediürfniß. des Uferſchutzes durch bes 


jondere Anlagen (Stauanlagen x.) hervorgerufen, 
jo liegt den Inhabern der Lepteren die. Berpflich- 


tung des Uferfchuges ob. 


Artifel 14. u 
Dienftbarfeit der Ufergrundſtücke. 
Die an öffentliche Waſſerzüge grengenden Län— 


dereien (UÜfergrunpdftüde) find im Intereſſe der erfteren mit 
folgenden Dienftbarfeiten belaftet;: 


a, 


das Ufergrundftüf und foweit nothiwendig auch andere 
Grundjtüde dürfen ohne Entihädigung des Befigers 
zum Zwed der Auffiht und der Aufräumung des 
Waſſerzuges, fowie bei Uferſchutzarbeiten betreten und 
befahren, auch zum Transport und zur Lagerung von 
Materialien für folche Zwede benugt werden. 

Müffen diefe Verrichtungen zu einer Zeit, in der die 
Grundftüde noch mit Früchten beftellt find toder bei 
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Grünländereien während der Zeit vom 1. Mai bis 
1. September vorgenommen werden, fo hat der Be— 
figer Anfprudh auf Entſchädigung für die entzogene 
Nugung. | 

c. Gebäude dürfen ohne Genehmigung des Amtes bei 
größeren Klüffen und Canälen nur in einer Entfernung 
von 10 Fuß, bei kleineren Waflerzügen von 5 Fuß 
von dem oberen Rande ber Uferboffirung errichtet 
werden. Die vorhandenen find, wenn ed nothwendig 
befunden wird, auf Beichluß ded Gemeinderath und 
nach Anoronung des Amted gegen Entjchädigung zu» 
rüdzufegen; gegen den Beſchluß des Gemeinderaths 
fann die Regierung die Zurüdjegung foldyer Gebäude 
verfügen. 

d. Bei Inftandfegungsarbeiten muß jeder UÜferanlieger 
auf feinem anftoßenden Grundftüde die vorläufige Ab- 
lagerung und fpätere Berfchlichtung ded ausgeworfenen 
Scylammes, der Räumerde u. f. w. in möglichft un 
nacdhtheiliger Weife gegen Entſchaͤdigung dulden. 

$. 2. Die im $. 1 erwähnten Entichädigungen find von 
der Gemeinde zu leiten. 

$. 3. Die im $. 1 aufgeführten Dienftbarfeiten dürfen 
nicht weiter, ald es ber Zwed erfordert, ausgedehnt werben. 

8.4. Wo ed nöthig befunden wird, foll die Grenze 
der Uferdoffirung gegen das Nachbargrundftüd Außerlicy bes 
zeichnet werben. 


Artifel 15: 
Anlegung neuer Maflerzüge. 


8. 1. Ueber die Notbwenbdigfeit der Anlegung neuer 
öffentlicher Waſſerzüge befchließt der Gemeinderath. 

$. 2. Gegen den Befchluß des Gemeinderaths fann bie 
Regierung die Anlegung eined neuen öffentlichen Waflerzuges 
nur dann anordnen, wenn died zur Befriedigung eined vor- 
liegenden Beduͤrfniſſes ald nothwendig erfannt wird. 


> xR 
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$.3.a. Wird bei foldyer Anlage ein vorhandener nicht 
öffentlicher Wafferzug zur Herrichtung des öffent» 
lichen‘ Waſſerzuges benußt, fo folk: für diefe Abtre- 
tung eine Entichädigung des Befigerd nur infoweit 
eintreten, als ihm durch diefelbe ein Nachtheil er: 
waͤchſt. 

b. Die bei den Einweiſungen, ben Gemeinheitds und 
Marfentheilungen beftimmten rundftüden aufers 
legte Verpflitung, ihre privativen Abwäſſerungs— 
anftalten und Befriedigungsgräben, oter den zur 
Herrihtung öffentlicher Wafferzüge fpäter etwa er 
forderlichen Grund und Boden jederzeit ohne Ent» 
fhädigung abtreten zu müffen, wird durch vorftes 
hende Beftimmung unter a. nicht aufgehoben. 

8. 4. Die fünftige Unterhaltung des beftidmäßig her: 
geftellten neuen Waflerzugd liegt den Uferanliegern in gleicher 
Weife ob, wie bei vorhandenen öffentlichen Waflerzügen 
(Art. .12), ohne daß fie wegen biefer neuen Laſt Entſchaͤdigung 
verlangen fönnen. 

$. 5. Wird durch die neue Anlage die Erweiterung des 
Beftids vorhandener öffentlicher Waflerzüge nothwendig, fo 
ift folche von den zur Inftandfegung der letzteren Verpflich— 
teten (Art. 10) zu beichaffen. 


B. Bon der Benupung ber öffentlihen Waſſer— 
züge. 
a. Im Allgemeinen. 
Artifel 16. 
Gewöhnliche Benugung. 


$. 1. Die Benugung der öffentlichen Wafferzüge zum 
Schöpfen, Tränfen, Wachen, Baden und ähnlichen Zweden 
ift, foweit nicht Bolizeivorjchriften entgegenftehen, Jedem un« 
verwehrt, jede Benugung jedoch, welche das Wafler zu diefem 
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Zwecke verdirbt, verboten, e8 fei denn, daß ſolche zu gewerb- 
lihen Zweden geichehe, in welchem Falle eine amtliche Re— 
gelung der Benugung ded Waflerd, foweit erforderlich, eins 
zutreten hat. 

8. 2. Fremde Grundftüde dürfen dabei ohne befondere 
Berechtigung nicht betreten werben. 

$. 3. Das Flößen einzelner Baumftämme oder Holz- 
ftüde auf den öffentlichen Wafferzügen ift ohne Erlaubniß 
der Behörde, welcher die Schauung obliegt, unterfagt. 

$. 4. Fiſchnetze und Fifchförbe dürfen in öffentlichen 
Waſſerzügen nicht fo geftellt werden, daß fie den Abfluß des 
Waſſers wefentlich beeinträchtigen. 

$. 5. An öffentlihen Waſſerzügen können Privatrechte 
(Waflerfervituten) ferner nicht erworben werden. 


Artifel 17. 
Benugung zur Entwäflerung. 

$. 1. Die Abführung des Ober: oder Grundwaſſers 
von Grundſtücken in die öffentlichen Waſſerzüge ift Jedem 
geftattet. 

Der Genehmigung der Behörde, welcher die Schauung 
obliegt, bedarf es jedoch, wenn zu ſolchem Zwecke Verändes 
rungen an den öffentlichen Wafferzügen oder deren Ufer ges 
troffen, oder größere Wafjerbehälter (Teiche, Seen ıc.) in die 
öffentlichen Waffersüge ganz oder theilweife abgelaffen wers 
den follen. 

$. 2. Die Abführung von ſolchem Waffer in die öffent 
lihen Waſſerzüge, weldyes für den Gemeingebrauch, bie 
Fifcherei oder die landwirthichaftliche Benugung fchädliche 
Stoffe enthält, kann vom Amte unterfagt werden. 


Artifel 18. 
Zur Bewäflerung. 
$. 1. Die Ableitung ded Waſſers aus den öffentlichen 
Waflerzügen zur Bewäflerung darf nicht ohne Genehmigung 
des Amtes gejchehen. 
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$. 2. Bei der Ertheilung der Genehmigung ift dahin 
zu fehen, daß die Waflfernugung in möglichft vortheilhafter 
Weile Anwendung findet. 

8. 3. Die Inhaber von Triebwerken haben gegen bie 
Ableitung fein Widerfpruchsrecht, wenn ber Betrieb berjelben 
durch legtere nicht beeinträchtigt oder wenn das zur Bewäf- 
ferung abgeleitete Wafjer oberhalb des Triebwerks wieder in 
ben Wafjerzug eingeleitet wird. 

$. 4. Einzelne Grundbefiger, welche durch die Stauan- 
lage an ihrem Grundſtück einen Nachtheil erleiden, haben Fein 
MWiderfpruchsrecht gegen die Ausführung berfelben, jedoch 
einen Anfpruch auf Entjchädigung. 


Artikel 19. 
Anlagen. 


$. 1. Zur Errichtung von Anlagen an ober in öffentlichen 
MWafferzügen zum Zwed des Wafferfchöpfens, Waſchens, Fiſch— 
fanged, Ein- und Ausladens, MWeberfegend und Ähnlicher 
Benugungen bedarf ed einer Erlaubniß der Behörde, welcher 
die Schauung obliegt, nur dann, wenn diefelben von merk— 
lichem: Einfluß auf die Richtung des Stroms oder den Wajler- 
abfluß find oder wenn mit der Anlage eine Ableitung von 
Waſſer aus dem öffentlichen Waflerzuge verbunden werden foll. 


$. 2. Die Entfernung oder Aenderung ber im $. 1 
gedachten Anlagen, fowie aller öffentlichen und Privat-Brücken, 
fie mögen von Alteröher beftanden haben oder ausdrücklich 
bewilligt fein oder Fünftig angelegt oder. bewilligt werben, 
fann ohne Anfpruch auf Entihädigung vom Amte angeordnet 
ierden, wenn fie das öffentliche Intereſſe gefährden oder den 
Abflug des Waſſers weſentlich beeinträchtigen. 

$. 3. Stauanlagen zur Ausübung. der Fifcherei bedürfen 
der Genehmigung ded Amtes. Die Entfernung bereits vor- 
handener fann von ber Regierung ohne Anſpruch auf Entſchaͤ— 
digung angeordnet werben, wenn das öffentliche Intereffe durch 
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fie beeinträchtigt wird. Die Beftimmungen der Art. 20 und 
21 finden auf diefe Stauanlagen Feine Anwendung. 


b. Stauanlagen und Triebwerke an öffentlihen Wafferzügen. 
Artikel 20. 


‚ Allgemeine Beftimmungen, 


$. 1. Die an oder in den öffentlihen Wafferzügen ge: 
genwärtig vorhandenen Stauanlagen: und Triebwerfe, mögen 
fie, zu Mübhlenanlagen oder zur. Bewäflerung oder zu anderen 
Zwecken benugt werben, bleiben, wie fie ſeit unvordenflidyer 
Zeit beftanden haben oder mit Genehmigung der zuftändigen 
Behörde angelegt find, aud) ferner geftattet, vorbehältlidy der 
Beitimmungen des Art. 23 $. 2. 

$. 2. Die Cinrichtung neuer Stauanlagen oder Trieb: 
werfe, jowie die Abänderung oder Erneuerung von Haupt: 
theilen an Stauanlagen oder Triebwerfen. bedarf der Bench» 
migung des Amtes. 


Artikel 21. 
Genehmigung des Amtes. 


$. 1. Die nad) Art. 20 8. 2 erforderliche Genehmigung 
ded Amtes joll nur dann ertheilt werden, wenn burd die 
Anlage 


a. bad. öffentliche: Intereſſe nicht gefährdet wird, 

b. bie beftchenden Anlagen diefer Art in Bezug auf bie 
Benugung des Waſſers oder auf die Entwäflerung 
nicht beeinträchtigt werden, 

e. dritte Perfonen, welchen durch bie —— Nach⸗ 
theile in Bezug auf die Benutzung des Waſſers oder 
auf die Entwäſſerung erwachſen, Entſchädigung erhal— 
ten oder gegen Schaden geſichert werden. 

$. 2. Der Plan’ der Anlage iſt von Amte mit einer 

ausjchließenden Frift von vier Wochen auszulegen, und daß 
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dies gefchehen, öffentlich befannt zu machen. Bei Aenderun— 
gen und Erneuerungen, welche feinen Unterfchied in dem 
Berbrauc des Waſſers oder in der Stauhöhe verurfachen, 
fann die Genehmigung vom Amte fofort ertheilt werden. 


Artikel 22, 
Staumaß. 


$. 1. Bei jeder. Stauanlage ift ein dauerndes Staumaß 
(Begel) mit erfennbarer Bezeichnung der  geftatteten Waſſer— 
höhe aufzuftellen;. auch ift die Stauzeit möglichft. genau zu 
beftimmen. 

$. 2. Die Staumaße und Stauzeiten vorhandener Ans 
lagen jollen vom Amte unter Mitwirkung des Technifere 
(Art. 3 8. 2) einer Reviſion unterzogen und foweit nöthig 
neu geregelt werben. 

$. 3. Bei Aenderungen der Staumaße und Staugeiten 
fann der Stauberechtigte nur dann Entichädigung beanfpruchen, 
wenn die Triebfraft oder die biöherige Benugung des Waſſers 
unter dad zu ihrem Zwede genügende Maß befchränft und 
fomit erheblich verringert wird. 

$. 4. Bei bereitd vorhandenen Anlagen trägt bie Koften 
der Feftftellung oder Aenderung ded Staumaßed und ber 
Stauzeit die Gemeinde. 

Iſt diefelbe mit erheblichen Koften verbunden und erwächſt 
aus ihr einzelnen Grundbefigern ein beſonderer Nugen, jo 
fönnen bdiefelben verpflichtet werden, zu den Koften einen Bei- 
trag zu leiften, deffen Betrag und Vertheilung nad den Bes 
ftimmungen des Art. 11 $. 2 zu ermitteln ift. 


Artikel 23. 
Beichränktung und Beleitigung beftehender Stauanlagen. 

8. 1. Die Beichränfung ober Befeitigung beſtehender 
MWehre, Staus ind Triebwerke kann gegen Entſchädigung ber 
Berechtigten auf Beichluß des Gemeinderaths vom Amte ver 
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fügt werden, wenn dad Bedürfnig der Abwäflerung es er- 
fordert. 

Gegen den Beichluß des Gemeinderaths kann biefelbe 
nur von der Regierung verfügt werden. 

$. 2. Iſt die erforderliche Abhülfe ſchon durch -Abände- 
rung ded Staumwerfd und der dazu gehörigen Anlagen oder 
bed Triebwerks zu erreichen, ohne den Waſſergebrauch oder 
die Zriebfraft unter das für ihren Zwed genügende Maß zu 
beichränfen und jomit erheblich zu ſchmälern, ſo muß der Ins 
haber des Staus oder Triebwerfes diefe Aenderung auf Koften 
der Gemeinde oder wenn die Aenderung auf Antrag einzelner 
Grundbefiger geichieht, auf Koften dieſer letzteren geftutten. 
Der Inhaber ift für den während der Aenderung entftehenden 
Verluſt zu entjchädigen. 


Artikel 24. 
Fortſetzung. 


$. 1. Die Inhaber von Stau: und Triebwerken haben 
feinen Anfpruch auf Entfchädigung, wenn diefe wegen Anles 
gung, Erneuerung oder Ausbefferung von anderen Staus und 
ZTriebwerfen, Ent: und Bewäfferungs:Anlagen, Uferſchutz— 
werten oder Brüden zeitweilig außer Betrieb gejegt werben 
müffen. 


$. 2. Die Berheiligten fonnen vor dem Beginn des 
Bau's beantragen, daß die Zeit und Dauer der Einftellung 
ded Gebrauchs eines Stau: oder Triebwerfd vom Amte bes 
ftimmt werde. Wird die Frift durch Schuld des Bauenden 
nicht inne gehalten, fo kann eine Verlängerung berfelben nur 
unter Feitfegung einer dem Inhaber des Stau: oder Trieb— 
werfs zu gewährenden Entjchädigung bewilligt werden. 

$. 3. Bei der Genehmigung von Anlagen, welde bie 
zeitweilige Außerbetriebfegung vorhandener Staus und Triebs 
werfe erforderlich machen, fann von der Regierung bie Ge— 
währung einer, Entjchädigung an bie Rhaber der letzteren 
zur Bedingung gemacht werden. 
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Artifel 25. 
Borzugsrecht bei der Benugung ber öffentlichen Waflerzüge. 


In zweifelhaften Fällen follen die Intereſſen der Ent- 
wäflerung denen ber Bewäflerung, die Intereffen der land— 
wirthichaftlichen Benugung denen der gewerblichen Benutzung 
des Waſſers vorgehen. 


c. Oeffentliche Unternehmungen zur Sörderung der Bodencultur. 


Artikel 26. 
Allgemeine Beftimmungen. 


$. 1. Entwäflerungdanlagen, welche eine mehr ald nach— 
bargleiche Abwäfferung (durch Waſſerſchöpfmühlen, Schaffung 
von Vorfluth zu Drainagen 10.) bezweden, Ganalanlagen im 
landwirthichaftlihen Interefje, Vorrichtungen zur Bewäflerung 
von Wiejen, Beuferungen zum Schug gegen Ueberſchwem— 
mungen und ähnliche Anlagen fönnen, fofern fie fich über 
eine im Eigenthum mehrerer Perſonen ftehende Grundfläche 
erftrecfen, für öffentliche Unternehmungen zur Förderung der 
Bodencultur erklärt werden (Art. 30 $. 2), wenn fie einen 
bedeutenden landwirthichaftlihen Nugen verfprechen. Unter 
landwirthichaftlichem Nugen ift in dieſem Geſetze der forft- 
wirthfchaftliche mitverſtanden. 

Berbindlichfeiten, welche vor der Erlaffung dieſes Geſetzes 
zur Herftellung einer, größere Complexe von Grundftüden 
umfaflenden Ent und Bewäflerungsanlage von dabei bethei- 
ligten Grundbefigern eingegangen find, werden in ihrer Gel— 
tung durch dieſes Gefeg nicht berührt. 

Die weitere Entwidelung folder Anlagen erfolgt nad) 
ben Beftimmungen dieſes Gejeges. 

$. 2. Die an einer für öffentlich erflärten Unterneh 
mung theilnehmenden Grundbefiger bilden eine Genoffen- 
ſchaft. 

- 8. 3. Die gemeinſchaftlich angelegten Waſſerzuge find 
öffentliche Waſſerzuͤge der Genoflenfchaft. 
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Artifel 27. 
Borverfahren des Amtes, 


$. 1. Der Antrag auf Geſtattung einer öffentlichen Unter: 
nchmung zur Förderung der Bodenfultur ift bei dem Amte, 
in defien Bezirf die heranzuziehenden Grundftüde ſämmtlich 
oder zum größten Theil belegen find, unter Vorlegung eines 
Planes über Umfang und Einrichtung der beabfichtigten An— 
lage zu ftellen. 

$. 2. Das Amt läßt den Plan durch den Techniker 
(Art. 3 $. 2) prüfen, vernimnt über denjelben fodann — 
joweit nöthig unter Zuziehung der Antragfteller und der ſon— 
ftigen Intereffenten den Gemeinderath und bringt darauf den 
Antrag mit den etwa vorgefchlagenen Aenderungen zur erften 
Abftimmung an die betheiligten Grundbefiger. 


$. 3. Wenn fi die Befiger, von mehr ald der Hälfte 
der durch die Unternehmung zu befaflenden Grundftüde, nach 
der Größe beredinet, für den Antrag ausgefprochen haben, 
jo hat dad Amt den ‘Plan zur Vorbringung etwaiger Ein» 
wendungen öffentli auszulegen und demnächſt ſämmtliche 
Verhandlungen mit gutachtlichem Bericht an die Regierung 
einzufenden. 

$. 4. Wenn fich die von der Unternehmung zu befaf- 
fende Grundfläche auf mehrere Aemter erftredt, jo hat die 
Regierung, foweit fie nicht etwa felbft die Leitung der Ber: 
handlungen übernehmen oder einem Commiffarius übertragen 
will, eines diefer Aemter oder mehrere derjelben gemeinjchaft 
lich damit zu beauftragen. 


Artifel 28, 
Genehmigung der Megierung. 


$. 1. Die Regierung bat, foweit nöthig unter Zuziehung 
fachverftändiger Landwirthe oder jonftiger Sadyfundiger eine 
Prüfung der Zuläffigfeit (Art. 26 $. 1) und Zwedmäßigfeit 
des Planes zu veranlaffen und fodann über die Genehmigung 
deſſelben zu entjcheiden. 
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$. 2. Im Fall der Genehmigung ift gleichzeitig zu bes 

ſtimmen: 

a. der Umfang der heranzuziehenden Grundfläche, 

b. das Beitragsverhältniß der betheiligten Grundbeſitzer 
zu den Koſten der Anlegung und Unterhaltung der 
Anlage, 

c. die Art der Verwaltung und Bertretung der fünftigen 
Genoſſenſchaft, 

d. die Bedingungen der Ausführung in Bezug auf die 
Rechte und Intereſſen Dritter. 

$. 3. Für die Beſtimmung des Beitragsverhältniſſes zu 

den gemeinfchaftlichen Laften follen in Ermangelung einer 
Vereinbarung folgende Grundfäge gelten: 

a. Zu den gemeinjchaftlichen Laften gehören in der Regel 
nur die allgemeinen Einrichtungen, welche die Benu- 
gung ber Anftalten für jedes einzelne Grundftüd er 
möglichen, nicht die Zurichtung der einzelnen Grunds 
ftüde felbft. 

b. Für das Beitragsverhältniß ift zunächft die Größe der 
Grundftüde maßgebend. Wenn aber binfichtlich des 
Nugens, welcher den Grundſtücken aus der Anlage 
erwächft, ein erheblicher Unterfchied ſich herausſtellt, 
fo jollen mit Rüdficht hierauf Beitragsclaffen gebildet 
werden. 

Von je fünf zu fünf Jahren fteht den Befikern 
von wenigftend einem Drittheil der Geſammifläche 
der Genoſſenſchafts-Grundſtuͤcke das Mecht zu, eine 
Reviſion der Beitragsclaflen zu verlangen. 


Artikel 29. 
Hauptverfahren beim Amte. 


$. 1. Nach erfolgter Genehmigung der Anlage beruft 
das Amt die betheiligten Grundbeſitzer unter angemefjenem 
Präjudiz zur Hauptverlammlung und bringt in berjelben den 
genehmigten Plan zur Hauptabftimmung. 


860 


$. 2. Wenn die Befiger von mehr ald der Hälfte ber 
heranzuziehenden Ländereien, nad) der Jüdzahl für die Aus— 
führung der Unternehmung fich erflären, fo find die wider: 
fprechenden Grundbeliger zur Theilnahme an der Unterneh— 
mung (vorbehältlich der Beftimmung des Art. 32) verpflichtet. 


Artifel 30, 
Regulativ. 


$. 1. Iſt die Ausführung der Unternehmung befchlofien, 
jo ifl von einer von den nterefienten zu wählenden Com— 
miffton, in Verbindung mit dem Gemeindevorftande und fo- 
weit erforberlih unter Mitwirkung des Techniferd (Art. 3 
$. 2) ein Regulativ auszuarbeiten, welches vom Gemeinde— 
vorftande dem Gemeinderath zur Erklärung vorzulegen und 
alddann dem Amte zur weiteren Prüfung und zur Erwirfung 
der Genehmigung der Regierung einzufenden ift. 

.$. 2. Durch die Genehmigung des Regulativs von 
Seiten der Regierung wird die Unternehmung für eine öffent: 
liche erflärt. 

$. 3. Das Regulativ muß insbefondere enthalten: 

a. die näheren Beftimmungen über die Inftandfegung, 
Unterhaltung, Benugung und Beauffichtigung der 
öffentlichen Wafferzüge der Genofjenfchaft (Art. 26 $. 3), 

b. die näheren Beftimmungen über die im Art. 28 88. 2 
und 3 bezeichneten Gegenftänbe. 

$. 4. Das Stimmgewicht in den Verfammlungen ber 

Genoſſenſchaft richtet fich nach dem Beitragsverhältniß (Art. 28 
$. 3 b.) 


Artikel 31. 
Behörden. 
$. 1. Die Zuftändigfeit der Behörden bei Zweifeln und 
Streitigfeiten regelt fih, Toweit nicht im Regulativ ſolche 


Befugniffe dem Borftande überwiefen find, nad) den Beftim- 
mungen ber Art. 3—5 dieſes Geſetzes. 
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$. 2. Der Vorftand, oder, wenn ein ſolcher nicht befteht, 
ber der Genoſſenſchaft vorftehende Bevollmächtigte ift befugt, 
feine gegen einzelne Genofjen gerichteten Anordnungen nöthis 
genfalls mittelft vorher anzudrohender Geldftrafen bis zu 3 4 
durchzuſetzen und aufrecht zu erhalten, audy dasjenige, was 
in Ausübung bdiefer Befugniß anbefohlen worden, auf Koften 
des Ungehorfamen zur Ausführung zu bringen. Iſt die Vor: 
ftandichaft dem Amte übertragen, fo richten ſich defien Befug- 
niffe nad) Art. 7 8. 2 a. des Geſetzes vom 29. Auguft 1857, 
betreffend die Einrichtung der Aemter. 

$. 3. Die nad) $. 2 zu erfennenden Geldftrafen fließen 
in die Genoffenfchaftscaffe. 


Artikel 32. 
Berhältniß zu anderen Grundftüden und zu Stau: und Triebwerfen. 


$. 1. Eigenthümer von Grundſtücken, welche ihrer Gat— 
tung oder Lage nad) nicht zu denjenigen gehören, für welche, 
die Unternehmung eine höhere Ertragsfähigkeit bezweckt oder 
deren befondere Benugungsweife für den Eigenthümer von 
größerem wirthichaftlihem Werth ift, als die durch die Anlage, 
beabfichtigte Verbefferung, können nicht zur Theilnahme ges 
zwungen werden (Art. 29 $. 2). | 

$..2. Iſt jedoch die Unternehmung ohne Ausdehnung 
auf foldye Grunpdftüde nicht ausführbar, fo kann von der 
Regierung die Enteignung der leßteren auf Koften ber Ge- 
noflenfchaft für zuläffig erfannt werden. 

Die Enteignung fann au. auf deichpflichtige Ländereien 
erftredt werden, wenn und foweit bie. betreffende Waflerbaus 
genofienjchaft gegen die veränderte, Aufnahme. des Waſſers 
nicht8 einzuwenden hat. 

$. 3. Iſt die Unternehmung ohne Befeitigung ober 
Aenderung vorhandener Wehre, Stau⸗ und. Triebwerke nicht 
ausführbar, fo kann gleichfalls von der Regierung die Ent» 
eignung, der legteren beziehungsweife. deren Aenderung auf 
Koften der Genoſſenſchaft für zuläffig erfannt, werden. 
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Artifel 33. 
Erklärung von Privatanlagen für öffentliche. 


$. 1. Fit eine Unternebmung zur Förderung der Boden» 
cultur (Art. 26 $. 1) ald PBrivatanlage ausgeführt, fo fann 
biefelbe auf Antrag der Mehrheit der Intereffenten (Art. 27. 
$. 3) für eine öffentliche erklärt werden. 

$. 2, Mit dem Antrage ift nah den Beftimmungen 
ber Art. 27—29, joweit diefeldben Anwendung finden, zu ver 
fahren. 

$. 3. Die biöherige Beitragspflicht der von der Unter: 
nehmung befaßten Grundftüde fann nur dur Vereinbarung 
fämmtlicher Intereffenten geändert werben. 


Artikel 34. 
Aufnahme von Grundftücen in die Genoſſenſchaft. 


F. 1. Die Genoffenfchaft ift verpflichtet, jedes benach— 
barte Grundftüf auf Verlangen ded Eigenthümers aufzuneh: 
men, wenn daffelbe ohne Nachtheil für die Genoflen an den 
Vortheilen der Unternehmung theilncehmen Fann und der Eigen» 
thümer die Koften der Aufnahme (8. 2) übernimmt, auch für 
deren fofortige Zahlung auf Verlangen Sicherheit leiftet. 

$. 2. Die Koften der Aufnahme beftehen 

a. in der Erftattung eines in Ermangelung einer Verein— 

barung vom Amte, auf Grund des Gutachtens von. 

Sadjverftändigen, zu beftimmenden Antheild an den 
Anlagefoiten, 

b, in den Koften der Aenderung der biöherigen Anlagen, 
infofern eine folche zur Aufnahme des neuen Grund: 
ftüd8 nothwendig wird. | 


Artikel 35. | 
Ausicheiden von Grundftüden aus der Genoflenfchaft. 


$.1. Die Abtrennung einzelner zur Genoffenfchaft gehöriger 
Grundſtücke ift wider den Willen der Mehrheit (Art. 29 $. 2) 
nur dann zuläffig, wenn das auszufcheidende Grunpftüd aus 
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der Anlage die beabfihtigte Verbeſſerung auf die Dauer nicht 
erhalten, oder, ohne Gefährdung der Genoſſenſchaft, eine Vers 
befferung in höherem Maße dur Aufnahme in eine benach— 
barte Genoffenfchaft oder durch eine eigne Anlage erreichen 
fann. 

$. 2. Der Austretende muß vor dem Ausfcheiden feis 
nen Antheil an den bereits entftandenen Anlage und Unter: 
hbaltungsfoften bezahlen oder dafür Zicherheit beftellen. 

$. 3. Iſt das Ausicheiden einzelner Grundftüde aus 
der Genoffenfchaft im Intereſſe der Anlage nothwendig, fo 
fann dafjelbe auf Beſchluß der Mehrheit ergwungen werden, 
doch ift in diefem Ball dem Ausfcheidenden von der Genoffen- 
ſchaft vollftäntige, nach den für Enteignungen geltenden 
Grundfägen zu ermittelnde, Entihädigung zu leiften. 


Artifel 36. 
Auflöfung der Genoflenichaft. 


8. 1. Die Auflöfung der Genoffenfchaft fann mit Ges 
nehmigung der Regierung durch eine Mehrheit von zwei 
Drittbeilen der Genoffen (Art. 29 $. 2) befchloffen werden. 

$. 2. Die Regierung hat die Genehmigung nur dann 
zu ertheilen, wenn fie fi nad vorgängiger öffentlicher La— 
dung aller, weldye etwa Anſprüche an die Genoſſenſchaft 
machen, überzeugt bat, daß von derjelben alle Berbindlichfeiten 
erfüllt oder diejenigen, welche Anfprücde erhoben haben, zus 
friedengeftellt find. 


Artifel 37. 
Recht der Genoſſenſchaft zur Gontrahirung von Anleihen. 


$. 1. Die Genoſſenſchaft hat das Recht, zur Beftreitung 
der Koften der Ausführung ciner Melioration, fowie aud) 
zur Beftreitung des Aufwandes der Wiederherftellung und 
Unterhaltung der für den Zweck der Melioration nöthigen 
Baumerfe und Anftalten jeder Art, Anleihen auf die zur Ges 
nofjenichaft gehörenden Grundftüde zu machen, weldye auf 
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ſaͤmmtlichen Grundftüden als Reallaft haften und für Haupt- 
geld und zweijährige Zinfen das Privilegium des $. 51 der 
Eoncursordnung genießen, wenn die Regierung ihre Geneh— 
migung zu der Anleihe ertheilt hat. 

$. 2. Eine nad) vorftehender Beftimmung gemachte Anz 
leihe hat bei Goncurfen den Vorrang vor den Staats- und 
Communal-Laften und Abgaben. 


Artikel 38. 


Sicherung unvermögender Genoffen. 


$. 1. Genofjen, welche nicht im Stande find, den fie 
treffenden Antheil an den gemeinfchaftlichen Koften ohne zu 
große Beläftigung fofort zu bezahlen, fönnen gegen den Mehr: 
heitsbeſchluß beanfpruchen, daß diefe Koften ganz oder theil- 
weife für die Genoffenfchaft angeliehen und daß für die Til- 
gung der Anleihe die ihren Verhältniffen angemeffenen Friften 
beftimmt werben. 

$. 2. Iſt über die Abtragung der Anleihe ein bie un: 
vermögenden Genoſſen befriedigender Mehrheitsbeſchluß nicht 
zu erreichen, fo ift vom Amte über die Friften der Abtragung 
zu entjcheiden. 

$. 3. Wenn ein durch Zwang (Art. 29 $. 2) herange— 
jogener unvermögender Genoſſe bie ihn allein treffenden Koften 
(Art. 28 $. 3 a.) nicht ohne Nachtheil für fein Fortkommen 
aufzubringen vermag, fo kann er ſich durch Abtretung der 
Grundſtücke an die Genoſſenſchaft der Theilnahme entziehen. 
Die Feftftelung der Entfchädigung für die abgetretenen Grund— 
ftüde gefchieht nach den Beftimmungen über Enteignungen. 


Artifel 39. 
Sicherung ber durch Zwang herangezogenen Genoflen. 


$. 1. Jeder durch Zwang herangezogene Genoffe (Art. 29 
$. 2) fann fi einen Entſchädigungsanſpruch gegen die 
übrigen Genoffen für den Fall fichern, daß die Anlage obne 
fein Verſchulden die Ertragsfähigfeit feiner Grundftüde nicht 
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in} entiprechendem Maße erhöhen oder einen bleibenden Nach— 
theil für leßtere zur Folge haben ſollte. Im erfteren Falle 
fann er den verhältnigmäßigen Rüderfag des geleifteten Koften: 
beitrags, fowie der bezahlten Zinfen, beziehungsweife die Auf: 
hebung feiner Schuld, im legteren auch den Erſatz bed erwie- 
jenen Schadens in Anfpruch nehmen. 

$. 2. Der Entſchädigungsanſpruch (g. 1) ift nur begrün— 
det, wenn und infoweit der durch Zwang herangezogene 
Genofle 

a. fpäteftend in der Hauptverfammlung (Art. 29 $. 1) 

fi) denfelben außdrüdlich vorbehalten und 


b. verlangt hat, daß die Ertragsfähigfeit feiner Grund» 
ftüfe unmittelbar vor der Ausführung der Unterneh» 
mung und fodann früheftens fünf Jahre und fpätefteng 
zehn Jahre nad der Vollendung durch verpflichtete 
Sachverſtändige abgefchägt werde. 


$. 3. Die Verhandlung und Entfcheidung über ben Ents 
Ihädigungsanfprudy fteht den Gerichten zu. 


$. 4. Die Koften der Schätzung des bisherigen durch— 
ſchnittlichen Ertrages vor Beginn der Meltoration zahlt der 
folhe Schägung beanfpruchende Grundbeftger. 


| Artikel 40. 
Erlöfhen der Genehmigung wegen Nichtausführung. 


$. 1. Wird in Jahresfrift von der Genehmigung bed 
Regulativd angerechnet, nicht zur Ausführung der Unterneh: 
mung gefchritfen, fo ift auf Antrag einzelner Genoffen oder 
anderer dabei Intereſſirten die Bewilligung von der Regierung 
für erlofchen zu erklären. 


$. 2. Auf den Antrag der Genofjenfchaft kann die Res 
gierung nod) eine Frift für die Ausführung geftatten, die in 
der Regel nicht über ein Jahr betragen. darf. Eine weitere 
Friſt ift nur, bei dringender, Beranlaffung zu ertheilen. 
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C. Enteignungen. 


Artikel 4l. 
Verpflichtung zur Abtretung und Berfahren. 

$. 1. Die zur Anlegung neuer oder zur Inftandiegung 
oder Unterhaltung vorhandener öffentlicher Wafjerzüge erforders 
liche Abtretung oder Belaftung von Grundftüden, Gebäuden 
und Rechten jeder Art, jei ed zum Eigenthum oder zu vors 
übergehendem Gebrauch, gegen vorgängige gerechte Entfchä- 
digung kann nicht verweigert werben. 

$. 2. Ueber die Nothiwendigfeit und den Umfang der 
Abtretung entjcheider, nad Vernehmung der Betheiligten und 
foweit nöthig von Sadjverftändigen, das Amt, in deffen Be: 
zirf die Enteignung beantragt wird, bei einer über mehrere 
Aemter fich eritredenden Anlage eined dieſer an nad) 
Beftimmung der Regierung. | 

$. 3. Im Uebrigen fommen auf die nad) dieſem Geſetz 
zu verfügenden Enteignungen die Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 28. März 1867, betreffend die Enteignungen zu Eifen, 
bahnen, zur analogen Anwendung; jedody fteht die Leitung 
des Schägungsverfahrend und die Seftftellung der Entſchadi⸗ 
gung ftetd der Behörde zu, welcher. die im $. 2 gebachte Ent⸗ 
ſcheidung zugewieſen iſt. 


D. Aufſicht über die öffentlichen Waſſerzüge. 


Artikel 42. 
Schauungen. 

Alle öffentlichen Waſſerzüge unterliegen einer jährlichen 
Hauptſchauung und, wo ſolche im Waſſerzugsregiſter (Art. 8) 
feſtgeſetzt iſt, einer Nebenſchauung. 

Artikel 43. 
Hauptichauung. 

8. I. Die Hauptjchauung wird bei den von der Regie, 

rung bei Beititellung des Waſſerzugsregiſters (Art. 8) zu 
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bezeichnenden größeren Wafferzügen, welche mehrere Aemter 
berühren und für die Ent- und Bewäflerung von allgemei- 
nerem Intereſſe find, von dem Amte unter Zuziehung des 
Gemeindevorftanded und Bauervogts, bei.allen übrigen Waf: 
jerzügen vom emeindevorftande unter Zuziehung des Bauer— 
vogts, in ber Regel im Herbſte nach ber Ernte, joweit erfors 
derlich unter- Mitwirkung des Technikers (Art. 3 8. 2), abs 
gehalten. Die Schauung der Fleineren Waflerzüge fann der 
Gemeindevorftand dem Bauervogt überlafien. 

$. 2. Werden erhebliche Mängel bei der Hauptihauung 
norgefunden, jo ift eine Nachichauung zu halten, welche aud) 
bei den vom Amte zu jchauenden Waflerzügen dem Gemein— 
bevorftande bezw. dem Bauervogt übertragen werden fann. 

$. 3. Ueber. die Schauung iſt ein Protoeoll gufzuneh⸗ 
men. Der Gemeindevorftand hat von dem Mrotocolle über 
die von ihm vorgenommene Schauung innerhalb acht Tagen 
dem Amte Abſchrift einzufenden und der Bauervogt muß das 
von ihm über jeine Schauungen geführte Protocol jofort 
dem Öemeindevorftande abliefern, der dann Abjchrift davon 
innerhalb acht Tagen dem Amte mitzutheilen hat. 


Artikel 44. 
Neb enſchauung. 


$. 1. Eine regelmäßige Nebenſchauung iſt anzuordnen, 
wenn die Waflerzüge im Sommer leicht verwachſen, ‚oder ver- 
ſchlammen und dadurd) eine Beeinträchtigung ber —— 
zu beſorgen iſt. 

8. 2. Dieſelbe wird bei den ‚größeren Wafferzügen. vom 
Gemeindevorftande mit Zuziehung der Bauervögte, bei den 
Heineren Wafjerzügen nom Aauerpogl im Vorſommer abae 
halten. J * 


Arti kel 45. 
Bekanntmachung. 


$. 1. Jede Schauung muß vonder ſchauenden Brhörte, 
unter Androhung von Zwangsmitteln (Art. 7 8. 2 a. des 
Gefeped vom 29, Auguft 1857, betreffend die Einrichtung der 
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Aemter, Art. 99 $. 1, Art. 182 $. 2 der Gemeindeordnung 
vom 1. Juli 1855), für den Fall der Nichterfüllung der gefeß- 
lichen Unterhaltungspflict öffentlich angefündigt werben. 

$. 2. Wenn bei Feftftelung des Mafferzugsregifters 
(Art. 8) nicht etwas Anderes beftimmt ift, muß die Befannt- 
mahung mindeftend an zwei nach einander folgenden Sonn- 
tagen und die Zwifchenzeit hindurch im @&itterfaften der Ge: 
meinde angeheftet fein. 

Für die Nachſchauungen genügt die ortsübliche Form 
der Bekanntmachung. 


Abfchnitt IV. 
Bon den nicht öffentlichen Wafjerzügen. 


Artifel 46, 
Privatrechtlihe Grundfäge. 

In Betreff der nicht öffentlichen Waflerzüge bleiben die 
bisher geltenden Grundfäge des Privatrechts in Kraft, infos 
fern fie nicht durdy Beftimmungen dieſes Geſetzes abgeändert 
find, 


Artikel 47. 
Verbindlichkeit der Grundbeflger. 

$. 1. Jedem Inhaber von zur landiirthichaftlichen 
Nugung dienenden Grundſtuͤcken Tiegt die Verbindlichkeit ob, 
das von benachbarten Gründen im landwirthichaftlichen Inter 
effe diefer letzteren (wozu hier auch das Intereſſe der Torfs 
gräberei zu rechnen ift) feinen Grundſtücken nach dem natür- 
lien Gefälle zugeführte Ober- und Grundwaffer ohne Ent- 
[hädigung aufzunehmen und abzuleiten. 

Infoweit diefe Ableitung. des Dber- und Grundwaffers 
mittelft Ziehung von Gräben bis zu einer burchfchnittlichen 
Tiefe von 4 Fuß mit dem Zwecke entfprechender Sohlenbreite 


und den Bodenverhältniffen entiprechenden Doffirungen ers 


folgen fann und in ber Borausfegung, daß der zur Abnahme 
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des Waſſers verpflichtete Grundbeſitzer dad in folcher Weife 
zu übernehmende Wafler feinerjeitd nad), gleichen Grundfägen 
durch ‚weiter unterhalb belegene Grundſtücke oder Öffentliche 
Waſſerzüge ‚ableiten, fann, muß er „bie zur, ‚Abnahme des 
Waſſers erforderlichen Arbeiten, ſowie die erforderliche Grund⸗ 
flaͤche unentgeltlich herſtellen bezw. dazu verwenden, | 

$. 2. Sft eine, ‚größere Tiefe als durchſchnittlich 4 Fuß 
und in Folge deſſen eine größere obere Breite des Waſſer⸗ 
zuges erforderlich, jo muß dad Mehr an Fläche und Her- 
ftellungsarbeit zum vollen Werth entſchaͤdigt „werden, auch. ift 
ſolchen Falls der Grundbefiger, zu Gunſten deſſen Orundftüds 
die Anlage erfolgt, foweit nach der Dertlichfeit exrforberlich, 
verpflichtet, in dem leidenden Grunbftüd den Waſſerzug an 
geeigneter Stelle in fahrbarer Form zu überbrüden. , 

$. 3. Eine weiter gehende Verbindlichkeit liegt ihm nur 
danıı ob, wenn ed entweder ein Mehreres biöher geleiftet hat 
oder ein erweiterter Rechtsanſpruch in ‚einem bejonderen 
Rechstitel ee ift. 

8.4. enn bie Oberfläche des Bodens daß, natürliche 
Gefälle nicht erfennen läßt, jo wird als das untere Grund: 
ftüst dasjenige angefehen, welches bisher dad Wafler aufge 
nommen und. weiter geführt hat. Aft aud) dieſes nicht zu 
ermitteln, oder ermöglicht die Lage und Richtung des bishe⸗ 
rigen Abfluſſes durch dieſes Grundjtüd und die Rage des 
Grundftüds überall die Heritellung einer gemügenden Ent- 
wäfferung nicht, fo entjcheidet die Tage. desjenigen Grund: 
ftücks, durch welches das Waffer dem öffentlichen Wafferzugt 
am leichteften und unſchaͤdlichſten zugeführt werden kann. — 

8. 5. Aenderungen in der bisherigen "Richtung des 
MWafferabfluffed vom oberen Grundftüde muß ſich det Inhaber 
des unteren Grundſtücks gefallen laffen, wenn die Aenderung 
fuͤr die landwirthſchaftliche Nutzung des oberen Grundſtücks 
vortheilhaft iſt, dem unteren Gtundbefttzer aber keinen Nach⸗ 
theil btingt. Wird dem unteren Grundftütk daduich nur in 
Vortheil entzogen, fo kann der Inhaber des letzteren die Ande: 
rung nur auf Grund eines befonderen El hindern. 
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Artikel 48. 
— verdeckter Waſſerleitungen durch fremde Gtundſtücke. 


$. 1. Zum Zweck einer vollſtändigeren ‚Entwäfferung, 
als ſolche nach Art. 47 $. 1 zu erreichen ift, oder der Be— 
waͤſſerung von Grundſtücken kann das Recht zur Anlegung 
einer verdeckten Waſſerleitung durch benachbarte landwirth— 
ſchaftliche Grundſtücke gegen Gntichädigung ‘der Eigenthümer 
der zu belaſtenden Grundſtücke durch Enteignung erworben 
werden, wenn ſich nach vorgenommener Prüfung die Enteig— 
nung als für die Erreichung überwiegender landwirthſchaft— 
ficher Bortheile nothwendig ergiebt. Die Eigenthümer der zu 
belaftenden Grundftücde müſſen die Vorarbeiten zu ſolchen 
Anlagen (durch Nivellement ꝛc.) geſtatten. 

$. 2. Ueber die Enteignung und den Umfang der Ent 
fhädigung erfennt dad Gericht. Eine Entſchädigung ift nur 
infoweit zu feiften, ald nicht der Schaden durch den Vortheil 
bes belafteten Grundbftüdsd aufgewogen wird. 

$. 3. Der Inhaber des belafteten Grundſtücks kann ben 
Inhaber des berechtigten Grunditüds zur Ausbefferung der 
ſchadhaften Leitung anhalten. Geſchieht die Ausbefferung 
‚ nicht innerhalb einer gerichtlid; zu beftimmenden Frift, fo kann 
der Inhaber des belafteten Grundſtücks die Reparatur auf 
Koften des Inhabers be berechtigten Grundftüds  beichaffen 
laffen. 

$. 4. Der Inhaber des belafteten Grundſtücks Fann, i in» 
fofern dem Berechtigten die Nupung der Anlage dadurch nicht 
verringert oder erſchwert wird, verlangen, daß er gegen die 
Uebernahme eines entſprechenden Theiles der Koſten in die 
Gemeinſchaft der Waſſerleitung aufgenommen werde. 

$. 5. Wenn das Waſſer von dem berechtigten Grundftüd 
in Folge einer. Vereinbarung mittelft offener Gräben burd) 
das belaftete Grundftüd geführt wird, fo darf der Eigenthümet 
des Iegteren auf feinem Grund und Boden Abzugsröhren in 
die, Gräben .einlaffen, muß jedoch dann an der Inftandfegung 
und Unterhaltung ber Gräben Theil nehmen. 


13 
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Abſchnitt V. 


Strafbeſtimmungen. 
Artikel 49, 


F. J. Wer bie in den Art. 14 $. lc, Art. 16, Art. 19 
88. 1 und 3, Art. 20.9. 2 diejed Gefeged enthaltenen Bor: 
Ihriften und Beltimmungen übertritt oder unbeachtet läßt, 
fol, fofern er nicht nach anderen Gefegen eine härtere Strafe 
verwirft hat, mit einer Geldſtrafe bis zu fünfzig Thalern 
oder entjprechender Gefängnißftrafe belegt werben. 

$. 2. Dieſe und die nach Art. 45 $. 1 angebrohten und 
erfannten Geldftrafen fließen in. die Gemeinbecaffe. 


Abſchnitt VI. 
Schlußbeftimmungen. 
Artifel 50. 
$.1. Der. 80 der Beamten-Inftruction vom 26. Septbr. 


1814 und das Münfterfche Abwäflferungsedict vom 11. Mai 
1771 find aufgehoben. 


$. 2. Der Zeitpunct des Inkrafttretens des Geſetzes 
wird im Verordnungswege beftimmt. 

$. 3. Die Regierung bat das zur Ausführung bes 
Geſetzes Erforderliche zu verfügen. 


3° 
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„W156. 


Verordnung, betreffend die Waſerordnung für das Herzogthbum DI: 
denburg. 
Altenburg, den 20: November 1868. 


Wir nicolaus Friedrich Pelet, von Gottes Guaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holſtein, Stormarn, der Dithmarſchen 
und Oldenburg, Fürſt von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von ever und Kniphauſen ıc. x. 

verordnnen zur Ausführung des Artifeld 50 $. 2 der 


Waflerordnung für das Herzogthum Oldenburg vom heuti- 
gen Tage: : 

Die Wafferordnung für das Herzogthum Didenburg 
vom heutigen Tage tritt mit dem 1. Januar 1869 in Kraft. 

Urfundlich Unferer 'eigenhändigen Namens » Unterfchrift 
und beigedrudten Großherzoglichen Inſiegels. 

Gegeben auf dem Schloſſe zu Altenburg, den 20. Novbr. 
1868. 


(L. S.) Peter. 
v. Berg. 


— — 


Holpinger. 
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Gefepblatt 


für dad 


Serzogtbum Oldenburg. 


> 





XX. Band. (Husgegeben den 13. Decbr. 1868.) 91. Stüd. 








Inbhalt: 

N? 157. Geſetz vom 5. December 1868 für das Großherzogthum, be: 
treffend die Organiſation des Stantsminifteriums und einiger 
demfelben untergeorbneter Behörden. 

NE 158 Geſetz vom 5. December 1868, betreffend Abänderungen bes 
Gehaltsregulative für den Eivildienft des Großherzogthums. 

N? 159. Berorbnung vom 5. December 1868, betreffend die Einführung 
ber neuen Organifation des Staatsminifteriums. 

N?.160. Bekanntmachung des Staatsminifteriums vom 25. November 
1868, betreffend den Anſchluß Preußifcher und Hamburgifcher 
Gebietstheile an den Zollverein. 

N? 161. Regierungsbefanntmadhung vom 9. December 1868, betreffend 
bie den Branbeaffe-Schägern begleichende Entſchädigung. 





NM 157. 


Geſetz für das Großherzogthum, betreffend die Organifation des Staats— 
minifteriums und einiger demfelben untergeorbneter Behörden. 


Dldenburg, den 5. Tecember 1868. 


Wir Hicolaus Fciedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holftein, Stormarn, der Dithmarfchen 
und Oldenburg, Fürft von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von ever und Kniphaufen ıc. ıc. 
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verfünden mit Zuftimmung des Landtags ald Gejeg für 
das Großherzogthum was folgt: 


Artifell. 


$. 1. Das Staatdminifterium zerfällt in folgende Depar- 
tement8 
a. des Großherzoglichen Haufed und der auswärtigen 
Angelegenheiten, 
der Juſtiz, 
ber Kirchen und Schulen, 
bed Innern, 
der Finanzen. 

s. 2. An der Spige eined jeden ber im $. 1 unter b. 
d. und e. genannten Departements ſoll ein nad) Art. 12 des 
Stantögrundgefeged verantwortliched Mitglied ded Staats— 
minifteriums (Minifterialvorftand) ftehen, dem die erforderliche 
Anzahl vortragender Räthe, Hülfsarbeiter und Ganzleibeamten 
beigegeben wird. 

Die im $. 1 unter a. und c. genannten Departements 
werden nach jedesmaliger Beftimmung ded Großherzugs einem 
oder mehreren Vorſtänden der übrigen Departements über: 
tragen. 

Welchen Departement die Militair- Angelegenheiten an- 
gehören follen, unterliegt ebenfalld der Beftimmung des Groß- 
herzogs. 


sarr 


Artifel 2. 
$. 1. Die Borftände der einzelnen Minifterial-Departe- 
ments bilden das Staatdminifterium ald Gefammtminifterium. 
$. 2. In demjelben fol eine collegialifche Geſchäftsbe— 
handlung ftattfinden unter dem Vorfig und unter der Leitung 
des damit vom Großherzoge beauftragten Mitgliedes. 


Artikel 3. 


Dem Departement des Großherzoglichen Haufes und ber 
auswärtigen Angelegenheiten find zugewiefen: 
a. bie Angelegenheiten des Großherzoglichen Haufes, ins⸗ 
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befondere diejenigen, weldye $amilienverträge und das 
Privatfürftenrecht betreffen ; 

b. die politifchen Beziehungen des Großherzogthumd zum 
Norddeutſchen Bunde, zu den in demſelben vereinten 
Deutichen Staaten und zu auswärtigen Regierungen, 
überhaupt der geſammte diplomatische Verkehr; 


c. dad Haus» und Eentralardiv. 
Artikel 4. 


Dem Departeinent der Juftiz find zugewiefen die auf die 
Suftizverwaltung mit Einfchluß ded Hypothefen= und bed 
Gefängnißwefens, fowie die auf die Führung der Eivilftande- 
regifter fich beziehenden Angelegenheiten. 


Artifel 5. 


Dem Departement der Kirchen und Schulen find zuge 
wiefen: 

a. die Ausübung der Rechte und Pflichten des Staates 
binfichtlich der Kirchen» und Religionsgenofienfchaften, 
überhaupt in allen religiöfen Beziehungen ; 

b. das gefammte Unterrichts: und Erziehungswefen, mit 
Ausschluß der für gewerbliche Ausbildung beftehenven 
Einrichtungen (Gewerbeichulen, Aderbaufchulen, Navi: 
gationsfchule, Hebammen-Inftitut) jowie die Angelegens 
heiten ber öffentlichen Bibliothek. 


Artikel 6, 


Dem Departement ded Innern find alle Angelegenheiten 
ber inneren Landesverwaltung mit Einfchluß der Conſulats— 
ſachen zugewieſen; foweit fie nit in den Art. 3, 4, 5 und 7 
anderen Departements übertragen find. 


Artifel 7. 


Dem Departement der Finanzen find zugewiefen die auf 
die Berwaltung ded Staats: und Kronguts, ber directen und 
indirecten Steuern, der Zölle, der Gebühren und Gefälle, des 

1* 
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Münzregald, des Schuldenwefend, fowie überhanpt alle auf 
die Finanzen ded Staated bezüglichen Angelegenheiten. 


Artikel 8. 


Etwaige Aenderungen in der Vertheilung ber Geichäfte 
an bie verfchiedenen Departements erfolgen im Verordnungs- 
wege. 


Nrtifel 9. 


$. 1. Die Regierung und die Sammer des Herzogthums 
Oldenburg werden aufgehoben. Die Gefchäfte der Regierung 
und Cammer geben auf das Staatsminifteriwm über, umd 
zwar diejenigen ber erfteren, foweit fie nicht nach Art. 4 und 5 
dem Departement ber Juſtiz und dem Departement der Kirchen 
und Schulen zufallen, oder joweit nicht im Art. 10 ein Ans 
deres beftimmt ift, auf das Departement des Innern, diejenigen 
ber legteren auf dad Departement der Finanzen, jedoch mit 
Ausnahme der Geichäfte des „Zoll-Departements“ (Geſetz für 
das Herzogthum vom 21. März 1867), an deſſen Stelle mit 
gleicher Zuftändigfeit eine befondere Zoll-Direction treten fol. 

$. 2. Wo in Gejegen oder Verordnungen den Vorftän- 
den der Regierung und der Gammer oder den Mitgliedern 
derfelben beftimmte Gefchäfte zugewiefen find, treten, foweit 
nöthig nach näherer Beftimmung der Geichäftdordnung, bie 
Vorftände bezw. vortragenden Räthe der betreffenden Minifterial- 
Departements (die erfteren mit der Befugniß fich bei Wahr: 
nehmung jener Gejchäfte durch vortragende Räthe vertreten zu 
lafien) an deren Stelle. 

$. 3. Im Uebrigen treten die zum Reſſort der Regierung 
oder der Sammer gehörenden Behörden, Beamten und einzel» 
nen Berwaltungen zu ben betreffenden Departements des 
Staatdminifteriums in dasjenige Verhältnig, in welchem fie 
vorher zu den aufgehobenen Behörden geftanden haben. 

$. 4. Im Wege der Verordnung fönnen biöher von ber 
Regierung oder der Cammer beforgte Gefchäfte den Aemtern 
überwiefen werben. 
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$. 5. Bis zur Erlaffung einer Minifterial:Sportelntare 
fommen für die von ber. Regierung .und Gammer auf das 
Staatdminifterium übergehenden Sachen die für diefe in Gel: 
tung gewefenen Beftimmungen über Sporteln und Gebühren 
zur Anmwenbung. 

$. 6. An die Stelle des Art. 9 des Gefehed vom 27. 
April 1857, betreffend die Umgeftaltung verfchiedener Verwal: 
tungsbehörden im Herzogthum Didenburg, tritt folgende Bes 
ftimmung: | 

„sn Zandespolizeiangelegenheiten fann dad Staatdmini- 
fterium allgemeine Borfchriften, welche den beftehenden Ge: 
jegen und Verordnungen nicht widerfprechen, unter Androhung 
einer Geldftrafe bis zu Fünfzig Thalern erlaſſen.“ 


Artifel 10. 


$. 1. Die Leitung der Verwaltung der biöher zum Ge— 
ſchäftskreiſe der Regierung des Herzogthums gehörigen Fonde 
und milden Stiftungen wird unter dem Departement bed 
Innern einer Commiſſion übertragen werden, weldye aus wenig- 
ftend drei vom Großherzog zu ernennenden Mitgliedern be: 
ftehen und eine collegialiihe Organifation erhaften fol. 

$. 2. Dem Gefchäftskreife: diefer Commiſſion können im 
Berordnungswege auch andere ähnliche Gegenftände zugelegt 
werben. 


Artikel 11. 

Zur Wahrnehmung ber ftaatlichen Rechte hinſichtlich der 
fatholifchen Kirche (Konvention vom 5. Januar -1830, Nor: 
mativ vom 5. April 1831) fol eine befondere Commiſſion 
gebildet werben. 


Artifel 12. 

Dem Minifterialvorftande steht. in, allen. Angelegenheiten 
feines Departements die alleinige Entfcheidung oder Verfügung 
zu, infofern diefelben nicht’ zur Zuftändigfeit des Staatdmini- 
ſteriums als Gefammtminifterium: (Art: 16) gehören oder ber 
Entſchließung des Großherzogs unterliegen. 
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Artifel 13. 


$. 1. Für die Behandlung der zum Wirkungskreiſe der 
einzelnen Departements gehörenden Gefchäfte werden foweit 
nöthig Abtheilungen gebildet. In denfelben erftatten in ber 
Regel vortragende Räthe dem Minifterialvorftande Vortrag in 
denjenigen Sachen, welche diefer nicht felbft zu bearbeiten 
übernommen hat. | | 

$. 2. Es Bleibt der Geichäftsorbnung vorbehalten zu 
beftimmen, wann und in welchen Umfange in ben Departe- 
ments und den Abtheilungen eine gemeinfchaftliche Geſchäfts— 
behandlung durch die benfelben zugewieſenen vortragenden 
Käthe ftattfinden foll. 

$. 3. Wem die Ausdehnung der Gefchäfte es rathfam 
erfcheinen läßt, kann die befondere Beauffichtigung und Leitung 
des Grfchäftsbetriebes für eine oder mehrere Abtheilungen 
einem der vortragenden Räthe als Abtheilungs = Dirigenten 
übertragen werben. 

$. 4. ‚In den Abtheilungen fann der Minifterialvorftand 
durch einen der vortragenden Käthe bezw. Abtheilungs-Diris 
genten fich vertreten laffen. 


Artikel 14. 


F. 1. An die Stelle der Direction ded Wege, Waffer: 
und Brüdenbaus und der Direction ded Hochbau tritt eine 
Direction ded Bauweſens, deren Mitglieder bei technifchen 
Fragen in den betreffenden Abtheilungen der Departements 
den Vortrag zu übernehmen haben. 

$. 2. In gleicher Weife follen für die übrigen technifchen 
Fächer den Departements technifche Beamte zugeordnet werten. 

$. 3. Die Forftdirection ift aufgehoben. Die derfelben 
zuftehende Verwaltung geht auf den dem Departement der 
Finanzen zugeordneten oberen Forftbeamten über. 


Artikel 15. 


$. 1: Gegen Entfcheidungen und Verfügungen ver Aemter 
und anderer unterer VBerwaltungsbehörden geht die Berufung 
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in denjenigen Fällen, in welchen bisher die Regierung bes 
Herzogthumsd oder die Sammer als Berufunge =» Inftanz zus 
ftändig war, an das betreffende Departement ded Staats: 
minifteriums,. 

$. 2. In denjenigen Fällen, in weldyen die erfte Ent 
ſcheidung oder Verfügung bisher der Regierung ded Herzog- 
thums bezw. der Kammer zuftand, fteht diefelbe dem betref- 
fenden Departement ded Staatsminiſteriums zu. 

$. 3. Wer dur) eine erfte Enticheidung oder Verfügung 
eined Minifterial- Departements ($. 2) fich beſchwert erachtet, 
hat dad Recht eine Revifton berfelben bei dem Departement 
zu beantragen, von weldyem die Entjcheidung oder Verfügung 
ausgegangen ift. 

$. 4. Ein darauf abzielender Antrag muß innerhalb acht 
Tagen nach der Zuftellung oder Bekanntmachung der Verfü: 
gung des Minifterial-Departements eingebracht und innerhalb 
fernerer drei Wochen begründet werben. 

$. 5. Der Antrag hemmt die Vollziehung, es jei denn, 
daß die Sache nad) dem Erachten ded Departements feinen 
Aufichub leidet. 

$. 6. Die Revifion geichieht beim Staatsminifterium 
ald Gefammtminifterium. 


Artikel 16. 


Bon den einzelnen Minifterial-Departements find vor das 
Staatöminifterium als Gefammtminifterium zu bringen: 

1. alle Berfaffungsangelegenbeiten ; 

2. Staatöverträge fowie die politifchen Beziehungen des 
Großherzogthums zum Norddeutichen Bunde; 

3. alle Gejege und Verordnungen ; 

4. alle Maßregeln, welche die Einführung neuer oder eine 
Aenderung beftehender organifcher Einrichtungen be> 
zwecken; 

5. die Einberufung, Vertagung, Schließung und Auflöſung 
des Landtags, Landtagsabſchied, Staatsgerichtshof, die 


13. 
14. 
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Berufung der Provinzialräthe und die Erlaffung ber 
Provinzialraths⸗Beſcheide; 


. Reviſion der Entſcheidungen der Miniſterial⸗Departe— 


ments (Art. 15); 

Berufungen und Beſchwerden gegen von oberen Ver— 
waltungsbehoͤrden abgegebene Entſcheidungen und Ber- 
fügungen; 


., die widerrufliche und umwiderrufliche Auftellung, die 


Beförderung, Verſetzung, Dispofttionsftellung, Penſio— 
nirung, Kündigung, Verabſchiedung, Suspenfton. und 
Dienftentlaffung der im höheren Givilftaatsdienft An- 
geftellten, desgleichen foweit nicht in diefer Beziehung 
den Minifterial-Departementd oder anderen Behörden 
bejonbere Befugniffe beigelegt find oder werben, ber 
im fubalternen Staatödienft ftehenden Beamten; bie 
Entjcheidung von Zweifeln über die Eivilftaatsdiener: 
Eigenſchaft und die Beftimmung über die etwaige Ans 
rechnung einer außerordentlichen Dienftzeit bei Civil— 
ſtaatsdienern; die Feftftellung von Tagegelderfägen und 
der Grundfäge über die Vergütung von Umzugs- und 
Vertretungsfoften und Miethentfchädigungen; die Er: 
nennung bezw. die Beftätigung der Wahl von lebend» 
länglich angeftellten Gemeindebeamten; Ernennung oder 
Einjegung von Geiftlihen und anderen Kirchenbeamten 
nad) Maßgabe der Gejege und Berträge; 


, diejenigen Fälle, in welchen dad Staatsminifterium 


nad) den Gejegen als oberite Dienftbehörde thätig zu 
werden hat; 


. außerordentliche Unterftügungen aus Staatdmitteln; 
. Gontrahirung von Landesichulden und Ergreifung 


außerordentliher Finanzmaßregeln ; 


. bie Feitftellung der Voranſchlage des Staatshaus— 


haltes; 
Veräußerung unbeweglichen Staats- oder Kronguts; 
die Erlaſſung bezw. Genehmigung allgemeiner Bor» 
Ihriften in Zandespolizeiangelegenheiten ; 


15. 


16. 
17. 


22. 
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die Ernennung und Entlaffung der Verwalter und 
Beamten ter Fonds und milden Stiftungen, joweit 
ſolche nicht der dieſerhalb beftehenden Commiſſion 
(Art. 10) zufteht, und die Enticheidung von Zweifeln 
in Betreff der anzumendenden Normen über die Ber: 
wendung von Fonds- und Stiftungs- Vermögen» und 


- Ginfünften; 


die Verleihung von Stipendien aus der Landescaſſe; 
die Anlegung von Ehauffeen, Kanälen und Eifenbah- 
nen, ſowie die Feftftellung der Richtung berfelben und 
die Ausführung größerer ftaatlicher Bauten; 


. Beftitellung von Gebührentaren 3.8. für die Benugung 


ftaatlicher Anftalten als Banäle, Ebauffeen x. ;. 


. bie Beftftellung der Eentrals und Landescaffe-Rechnung ; 
20. alle Geldbewilligungen, welche nur’burdh die in ben 


Voranſchlägen zu außerordentlichen unvorhergejehenen 
Ausgaben aufgeführten Mittel gedeckt werben fünnen; 


. Dispenfationen und Berleihung des Rechtes der juris 


ftifchen Perſönlichkeit. 


Ob und welche fonftige Gefchäftsgegenftände dem Ge: 
jammtminifterium zu überweifen find, bleibt der Be— 
ftimmung des Großherzogs im einzelnen Falle oder der 
Feftftellung durch die Gefchäftsordnung überlaffen. 


Artifel 17. 


Die näheren Beſtimmungen "über die Behandlung der 
Geſchäfte im Staatsminifterium und in den Departements 
defielben, bleiben der Geſchäftsordnung überlaffen. 


Artifel 18. 


Inſoweit die nad Maßgabe der Beftiinmungen dieſes 
Geſetzes eingehenden Stellen des Staatsdienſtes zur Zeit nod) 
beſetzt find ‚ bleibt dem Staatsmittifterium die Befugniß vor: 
behalten, die ruͤckſſichtlich derſelben durch diefes Geſetz beftimms 


886 


ten Aenderungen erft mit ihrer demmächftigen Erledigung ins 
Leben treten zu laffen. 


Urkundlich Unferer eigenhändigen Namens : Unterfchrift 
und beigedrudten Großherzoglichen Infiegels. 


Gegeben auf dem Schloffe zu Oldenburg, den 5. Decbr. 
1868. 


6:85. Peter. 
von Röffing. 


Römer. 





M 158. 
Geſetz, betreffend Abänderungen des Gehaltsregulativs für den Civil— 
dienft des Großherzogthums. 
Didenburg, ben 5. December 1868. 


Mir Hicolans Friedrich Peter, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holſtein, Stormarn, der Dithmarſchen 
und Oldenburg, Fürft von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von ever und Sniphaufen ı. x. 
verfünden mit Zuftimmung bed Landtags ald Gefeg für 
dad Großherzogthum was folgt: 
An die Stelle der in dem Gehaltsregulative für den 
Eivildienft ded Großherzogthums vom 29. Auguft 1857: 
1. unter I. — Großherzogtfum Oldenburg — 1, 2, 3 
und 6; 
2. unter II. — Herzogthbum Oldenburg — A. 1, 2 (ſo— 
weit dieſe legtere Poſition die Amtsboten betrifft), 3, 


887 


4 a., 6 (mit Ausnahme der die Wegauffeher betreffen- 
ben Bofition) und 8 und C. 1, 2.a., 3 und 4, Poſ. 1; 
3. unter IH. — Fürftenth)um Lübeck — Poſition 1, ſo— 
weit diefelbe die ordentlichen Mitglieder der Regierung, 
die Regiftratoren und Eopiiften betrifft; und 
4. unter IV. — Fürftenthbum Birkenfeld — 1, 6 und 10, 
foweit diefe Poſition die ordentlichen Mitglieder ber 
Regierung, den Secretair, bie Reviforen und Eopiiften, 
die Amtseinnehmer und den Vorſtand des SKatafter: 
bureaus betreffen ; 
enthaltenen Beftimmungen und der dazu in dem Geſetze vom 
16. März 1867 getroffenen Aenderungen treten die nachfols 
genden Regulativbeftimmungen: 









LE —— 


Zahl 

ber Bezeichnung ber Behörden en z B f n 
Anger und Angeftellten. Gehalts — 
ſtellten. Thlr. 














J.Großherz. Oldenburg. 
1. Staatsminiſterium. 


3 verantwortliche Mitglie— 

| der (Departements. 
Vorftände) bis zu. .|. 9000 

Tür befonderen Dienft- 
aufwand. . .» .. .. 800. 


| 
| 
| 
| 
| 
‚Die Zahl der ver: 
antwortlichen 
Mitglieder fol 
inderfegelnicht 
unter 3 — bei 
nicht vollftändig 
beſetztem Staats⸗ 
miniſterium fal⸗ 
len von den aus— 





gerworfenen 
90004F fürjeded 
fehlendeMitglied 
ı 2400 2° weg. 
Für vortragende Räthe 
Darunterbdrei mit 


bis um 2. 2 2.2. 17000 
; ans im Marimum big 
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Zahl 
der 
Ange⸗ 
ſtellten. 





Bezeichnung der Behörden 3 | 
und Angeftellten. Gehalts. Bemerkungen. 
Thlr. | 











| zu 2000 49, die 
übrigen mit im 
Marimum bis zu 
1800 „$. Sind 
weniger ald 11 
vortragende Rä- 
the vorhanden, 
fo fallen für je— 
den fehlenden 
Rath 1000 29 
‚weg. An Hülfe- 
teferenten wird 
aus diefer Poſi— 
tion künftig feine 
Beloldung be— 
willigt werden. 
Die von einem 
Mitgliede der 
Geſetzcommiſſton 
gegenwärtig be— 
zogenen 500 «f 
find in dieſer Po— 


4 | Hülfsarbeiter und Ce fition nicht befaßt. 
cretaire und zwar: 
l..0.2.... „| 500-900 
32202020. .) 420—800 


4 | Regiftratorenund 1 Canz- 
lift, darunter 1 mit .| 600-1000 
2 jeder ie 300—900 
2 jeder ... , 300 —800 Der Canzlift bes 
zieht Feine Copi— 
alien. Im Uebri- 
gen werben. bie 
Expeditionsar⸗ 
beiten gegen Ev» 
un pialien beforgt. 
3 | Boten, jeder . . . .! 300-500 Einfchl Kleidge b. 


Zahl 
der 
Ange⸗ 


ſtellten. 


mi A DD — 


u 
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Bezeichnung der Behörden 
und Angeftellten. 


2. Direction des Bau: 
weſens. 


Vorſt and 
Mitglieder, jedes. 


Huͤlfsbaubeamte, jeder . 
Regiſtrator, Revifor und 


Copiiſt 
3. Statiſtiſches Bureau. 
Borfand . » . .» 
L., 
F 


4. Collegium medicum, 


Borftand 
Mitglieder, jedes. 


5. Ardiv. 
Ardivar 
Regiftrator. 
Bopiiftt . 


6. Finanzburean. 
a. Hauptcaffen- 
Bermwaltung. 


Hauptcaffirer . 
Zahlmeifter 








Reviſoren u. Erpedienten: 





Bemerkungen. 


1200 - 1600 


800 - 1400 
420—600 
300-800 Bezieht feine Co⸗ 
pialien. 
800-1300 
300—E£00 
300—600 
— Nebenfunction ei⸗ 
nes beſoldeten 
Staatsdieners. 
100 Darunter JlPhar⸗ 
maceut und 1 
Thierarzt. 
B800-1300 
300—800 
300—700 
.11000— 1400 
400—800 
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Zahl 
der 
Ange 

— 


Bezeichnung der Behörden 


und Angeſtellten. Bemerkungen. 




















Gehülfe und Expedient. 300—600 


Gaflewädhter . . . | 150— 250 
b. Buchhaltereiund 


Bezieht Feine Co— 
pialien. 


Bontrole. | 


Buchhalterei⸗Vorſtand | 600— 1000 
Bontrofeur. - . » .| 500-—1000 
Buchhalter. . . . 400—800 


DD ed — — 


Buchbalterei- Behüfen, 
EEE 2. 5 300—600 


c. Revifion. 


1 
1 | Hülfsbeamter und Ge: 
eretait . . . i — Gehalt ausge— 
worfen unter den 
Bezirks⸗Vermeſ—⸗ 
1 | Revilor. » » 300-800 || fungsbeamten. 


1 
1 
8 | Reviforen und zwar 
4 jeder 400— 900 
4 jeder 300—800 
7. Katafter: und Vermef: 
fungsbureau, 
Vorftand . -» » .. .11200—1600 
8. Befondere Dfficialen | 
| des Staatöminifteriums 
1 J 1200— 1600 
beamten . . . .  .) 420—600 


Kg des Forft- 
I —— | 
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’ Bet 

* | Bezeichnung der Behörden Be Bemerfunaen 
Anger und Angeftellten. Gehalte. ex 
ftellten. Thlt. 





miſſair u. Domainen— 

| Snfpetor . . . . 
1 | Landesherrliher Bevoll- 
mächtigter beim Bi- 
Ihöflihen DOfficialat . 

1 Redacteur der Oldenbur: 
giihen Anzeigen und 

bed Geſetzblatts 


1. Herz. Oldenburg. 


Acmter. 


24 | Boten, jeder 300-500 Kleidgeld einſchl. 
Bezie en keine Ge⸗ 


BezirksBaubeamte. buͤhren. 


9 Bezirks-Baumeiſter, und 






jwar: 
3 jeder 900— 1200 
3 jeder 700—800 
3 jeder 600— 700 
Dezirkd:Vermeffungs: 
Beamte. 


12 || Bezirfs-Bermeflungs-Bes 
amte, worunter ein 
Hülfsbeamter bed Ka- 
tafters und Vermeſ—⸗ 
junge » Bureaus, und 


jwar: 
3 jeder 900—1200 
3 jeder 600—800 
3 jeder 500—600 


a ib . | 300-500 Ä 


892 


> Bezeichnung der Behörden DD: P Bemerkungen 
q Gehalts, . 
— und Angeſtellten. Thlr. 
IT. Sürſtenth. Lübeck. 
1. Regierung. 
2 || ordentliche — 
1 mit. .| 800— 1800 
I mit. 800— 1200 
1 | Regiftrator.. 300 —800 
1 ! Eopiift . 100—200 Bezieht daneben 
5 Gopialien. 
IV. Surftenthum Sir- 
kenfeld. 
1. Regierung. 
1 Mitglied mit . 800— 1800 
1 | Hülfsbeamter cum voto|| 500-800 
1 \Revifor . 400—700 
1 | Eopiift . 100—300 Bezieht daneben 
Gopialien. 
6. Kaſſen- u. Hebungs⸗ 
wejen. 
2 | Amtsd-Einnehmer zu. 700—-1000 
10. Katafterwefen. 
1 | Vorftand des SKatafter: 
Bureaus bei der Re 
gierung . .) 500— 1000 


Urfundlih Unferer eigenhändigen Namenss Unterfchrift 
und beigebrudten Großherzoglichen Infiegele. 


Gegeben aufdem Schlofje zu Oldenburg, den 
Peter. 


(L. S.) 


5. Dechr. 1868. 


von Röffing. 


Römer. 


— — — 
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Verordnung, betreffend die Ginführung der neuen Organifation des 
Staatsminifteriums. 
Oldenburg, den 5. December 1868. 


Wir Hicolans Friedrich Petet, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holſtein, Stormarn, der Dithmarſchen 
und Oldenburg, Fürft von Lübeck und Birkenfeld, Herr 
von ever und Kniphaufen ꝛc. ıc. 

verordnen hiedurch wie folgt: 


8. 1. 


Die Gefege vom heutigen Tage, betreffend die Organi- 
fation des Staatsminifteriums und einiger demfelben unter: 
georbneter Behörden und betreffend Abänderungen des Ges 
haltöregulativg für den Civildienſt des Großherzogthumg, 
treten mit dem 1. Mai 1569 in Kraft. 


$. 2. 


Die Bereinigung der Directionen des Wege, Waflers 
und Brüdenbaus und des Hochbaus zu einer Direction des 
Bauweſens (Art, 14 $. 1 des Gejeged, betreffend die Orga— 
nifation des Staatsminifteriums 2c.) bleibt mit Beziehung 
auf Art. 18 deſſelben Geſetzes einftweilen ausgeſetzt. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Namens» Unterfchrift 
und beigebrudten Großherzoglichen Inftegels. 2 

Gegeben auf dem Schlofje zu Oldenburg, den 5. December 
1868. 


(L. S.) Peter. 


von Röffing. 
Römer. 
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JR. 160. 


Bekanntmachung des Stantsminifteriums, betreffend den Anfchluß Preu— 
Bifcher und Hamburgifcher Gebietstheile an den Zollverein. 


Dldenburg, den 25. November 1868. 


Dad Staatöminifterium bringt bierdurh unter Bezug 
auf die Bekanntmachung vom 5. d. M. zur öffentlichen 
Kunde, daß der völlig freie Verkehr zwifchen den am 1. d. M. 
dem Zollvereine angefchloffenen !PBreußifchen und Hamburgis 
chen Gebietötheilen und den übrigen Vereinsſtaaten mit dem 
22. d. M. hergeftellt worden: ift. 


Didenburg, den 25. November 1868. 


Staatsminifterium, 
Departement der Finanzen. 


Zedeliuß,. 
Römer. 





M 161. 


Megierungsbefanntmachung, betreffend die den Brandeafie-Schägern be 
gleihende DVBergütung. 


Dldenburg, den 9. December 1868. 


Auf Grund ded Artifel 44 $. 1 des Geſetzes vom 15. 
Auguft 1861, betreffend die Oldenburgiſche Brandcafie, be: 
ſtimmt die Negierung im Anſchluß an den $. 2 der Regie 
rungsbefanntmadyung vom 1. Januar 1862 (Gefepblatt Band 
15 ©. 1), daß die Schäger, wenn fie auf Grund der Art. 
16, 19 und 28 des Geſetzes vom 15. Auguft 1861 eine 
zweite Schägung in einem benachbarten Bezirfe vornehmen, 
neben der im $. 2 ber Regierungs-Befanntmadhung vom 1. 
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Januar 1862 feftgefegten Vergütung, eine Wege-Bergütung 
von 7 gſ. für jede Meile fowohl der Hin» als der Rüdreife 
beziehen follen. Bei Entfernungen von weniger ald einer 
halben Meile wird eine Wegevergütung nicht beſtanden; Ent: 
fernungen uͤber eine halbe Meile werden für eine volle Meile 
gerechnet. 

Wenn die Koften der zweiten Schägung dem Gebäude: 
Eigenthümer zur Laſt fallen (Art. 42 e. ded Geſetzes vom 
15. Auguft 1862), jo haben, foweit nöthig, die Berwaltungs- 
ämter die Rechnungen der Schäger feftzufegen und bie directe 
Zahlung Seitens ded GebäudesEigenthümersd an die Schäßer 
zu vermitteln, 

Ein Anfprud auf Tagegelder fteht den Schägern nicht zu. 


Dldenburg aus der Regierung, 1868 December 9. 


Erdmann. 


v. Buttel. 
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Gefeßblatt 


für das 


Serzogtbum Oldenburg. 


— 





XX. Band. (Ausgegeben den 20 Decbr. 1868.) 92. Stuͤck. 





Inhalt: 

M 162. Regierungs-Befanntmahung vom 11. December 1868, betr. 
Aenderung des Reglements vom 17. Juli d. J., wegen Ge— 
ftellung, Auswahl und Abichägung der Mobilmahungspferde 
im Herzogthum Oldenburg. 

N? 163. Gammerbefanntmahung vom 18. December 1868, betr. bie 
Ausführung des Geſetzes vom 9. October d. J., wegen ber 
Stempelgebühren. 





N 162. 


Regierungs » Bekanntmachung, betr. Aenderung des Reglements vom 
17. Juli d. 3. wegen Geftellung, Auswahl und Abfchägung der 
Mobilmahungspferde im Herzogthum Oldenburg. 

Dlvdenburg, den 11. December 1868. 


Mit Genehmigung des Großherzoglichen Staatsminifte: 
riumd werben in Uebereinftimmung mit dem Königlich 
Preugifchen General-Commanbo des 10. Armeecorps folgende 
Aenderungen des Reglements vom 17. Juli d. $., betr. Ge— 
ftellung, Auswahl und Abſchätzung der Mobilmachungspferbe 
im Herzogthum Oldenburg, zur öffentlichen Kunde gebracht: 

1. die im $. 9 ausgefchriebene Aushebung von 100 p&t. 

Referve-PBferden wird auf 33'/;, pCt. ermäßigt. 

2. im $. 27 und ber Anlage 4 ift ftatt 4 Pfd. Stroh 

nur 3'/, Pfund zu fegen. 

Dldenburg, aus ber Regierung, 1868 Dec. 11. 

Erdmann. 


Ahlhorn. 
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Gammerbefanntmadhung, betr. die Ausführung des Gefeßes vom 9. Dcto: 
ber d. 3. wegen ber Stempelgebühren. 


Oldenburg, 1868 December 15. 


Im Höchftgenehmigten Auftrage des Großherzoglichen 
Staatöminifteriumd werden zur Ergänzung der Minifterial- 
Bekanntmachung vom 12. October d. J., betreffend die Aus: 
führung ded Geſetzes vom 9. Detober d. 3. wegen der Stem— 
pelgebühren folgende Beftimmungen getroffen: 


$. 1. 


Der Stadtmagiftrat in Varel wird auf feinen Antrag 
ermächtigt, hinſichtlich der nachträglichen Anheftung von 
Stempelbogen und der Gaffirung von Stempelmarfen, dieje— 
nigen Funktionen wahrzunehmen, welche den Verwaltungs— 
ämtern und Amtögerichten übertragen find. 

(Minifterial-Befanntmadhung $. 3. 7.) 


$. 2. 


Die Verwendung von Stempelmarfen durch Privatper— 
fonen ohne Mitwirkung ftaatlicher Beamten ift 
bei Bollmachten jeglicher Art geftattet. 

(Minifterial:Befanntmachung $. 6.) 


$. 3. 


Die Berivendung von Stempelmarfen unter Mitwirfung 
ftaatlicher Beamten ift zuläffig, wenn eine ftempelpflichtige 
Urkunde dem Driginal oder der Abfchrift einer anderen Ur: 
Funde, mit welcher fie in Beziehung fteht, nachgefügt werben 
fann, 3. B. bei Geffionen, Bürgfchaften u. ſ. w. 

(DMinifterial-Befanntmachung $. 7.) 


$. 4. 


Das für MWechfel geftattete Verfahren einer Vorſtempe— 
lung der Formulare vor ihrer Ausfüllung wird auf alle 
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ftempelpflichtige Schriftftüde ausgedehnt, welche ganz ober 
theilmeife aus Vordrucken beftehen. 
(Minifterial-Befanntmahung $. 10.) 


8. 5. 

Das nad) Art. 6 $. 2 des Geſetzes alljährlich einzureis 
chende Theilnehmerverzeichniß der inländiichen auf Gegen— 
jeitigfeit beruhenden MobiliarsBeuerverficherungs- und Hagels 
verſicherungs-Geſellſchaften iſt in der zweiten Hälfte des 
Monats Juli, fpäteftens am 31. Juli dem betreffenden Ver— 
waltungsamt zur Prüfung und Abftempelung vorzulegen, 
und ift in bad Verzeichniß diejenige Mitgliederzahl aufzu- 
nehmen, welche am 15. Juli vorhanden war. 


Oldenburg, 15. December 1868. 


Sammer: 
Janfen. 


Harbers. 
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